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. J.  Fr.  V.  Schalte,  Die  Besoldongsverhältnisse  d.  Univer.-Professoren  n.  s.  w.  ^ 


I. 

Die  Besoldangsverbältnisse  der  Ilniversitäts- 
Professoren  io  Preufsen. 

Von 

Dr.  Joh.  Friedrich  von  Schalte  (Bonn). 

Während  ich  Mitglied  des  deutschen  Reichs^s  war  (1874—1878)/ 
habe  ich  den  Etat  einem  sehr  genauen  Studium  unterzogen,  dieses 
fortgesetzt  und  wiederholt  bis  in  die  neueste  Zeit  auf  den  gesamten 
„Staatshaushalts-Etat“  von  Preußen  und  mehrerer  anderer  deutscher 
Staaten  ausgedehnt.  Dies  führte  mich  zu  dem  Ergebnis,  daß  trotz 
aller  Reden  über  den  Etat  bei  Gelegenheit  der  Kammerverhandlungen 
eine  Reihe  wichtiger  Punkte  niemes  auch  nur  berührt  wurden;  ich 
habe  den  Eindruck  gewonnen,  daß  die  stehenden  Redner  den  politischen 
Gesichtspunkt  als  Hauptsache  ansehen,  bei  der  Verhandlung  über  den 
Etat  ihren  Schmerzen  und  Wünschen  Ausdruck  geben,  eine  dem  Staats- 
wohle  entsprechende  Besserung  höchstens  in  Abstrichen  sehen,  eine 
sonstige  aber  sehr  selten  ins  Auge  fassen.  Um  dies  zu  zeigen,  werde 
ich  in  verschiedenen  Abhandlungen  zunächst  den  preußischen  Etat 
einer  eingehenden  Erörterung  unterziehen  und  auf  wirkliche  Schwächen 
desselben  aufmerksam  machen,  deren  Erkenntnis  vielleicht  zur  Besse- 
rung beitragen  wird.  Ich  beginne  mit  dem  Besoldungs-Etat  der  Uni- 
versitäten, weil  dieser  die  bedeutendsten  Schwächen  aufweist,  muß 
aber  einige  orientierende  Bemerkungen  vorausschicken. 

Persönlich  bin  ich  bezüglich  aller  getadelten  Punkte 
nicht  beteiligt 

Diese  Abhandlung  kehrt  ihre  Spitze  absolut  nicht 
gegen  den  jetzigen  Leiter  bezw.  die  betreffenden  Mit- 
glieder des  Unterrichtsministeriums.  Seit  der  allgemeinen 
Regelung  der  Gehälter  unter  dem  Herrn  Minister  Dr.  Falk,  der  ein 
großes  Verdienst  sich  dadurch  erworben  hat,  ist  gerade  unter  dem 
Herrn  Minister  Dr.  von  Goßler  mehr  gethan,  als  früher,  und  manches 
N.  F.  Bd.  XIV.  1 
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verbessert  worden.  Der  Zweck  dieser  Abhandlung  geht  also  dahin, 
die  Verkehrtheit  des  Systems  selbst  zu  zeigen,  eine  prinzipielle 
Änderung  als  notwendig  zu  erweisen. 

Es  ist  absolut  keine  Kritik  ein  er  einzelnen  Gehalts- 
anweisung beabsichtigt  Mag  jemand  auf  das  glänzendste  ge- 
stellt werden,  so  schadet  das  niemandem.  Was  verlangt  werden  kann 
und  darf,  ist  prinzipielle  gerechte  und  billige  Behandlung  aller.  Daß 
diese  wegen  des  bisher  festgehaltenen  Systems  fehlt,  soll  dargethan 
werden. 

Um  die  Schwächen  zu  erweisen,  muß  eine  Vergleichung  mit  . 
den  Besoldungsverhältnissen  anderer  Klassen  von 
Staatsbeamten  vorausgehen. 

ln  weiten  Kreisen  des  Beamtenstandes  ist  das  Märchen  von 
der  überaus  glänzend e n,  bevorzugten  Stellung  derUni- 
versitätsprofessoren  verbreitet.  Bezüglich  der  Besoldung  wird 
sich  dieses  jedem,  der  diese  Erörterung  liest,  in  Dunst  auflösen.  Es 
bleibt  übrig  der  stehende  Artikel  der  langen  Ferien  und  der  angeblich 
geringeren  Arbeitslast  der  Professoren.  Diese  Punkte  haben  mit  der 
Besoldung  nichts  zu  schaöen , sie  liegen  darin , daß  die  Arbeit  der 
Professoren  (siehe  noch  unten  § 21)  eine  andere  ist  und  ein  ganz 
anderes  ständiges  Fortbilden,  Fortschreiten,  Fortarbeiten  für  die  Amts- 
arbeit fordert,  als  bei  jedem  anderen  Beamten,  so  daß  man  z.  B.  eine 
Stunde  Vorlesung  und  eine  Stunde  Bureau-Arbeit  irgend  welcher  Art 
nicht  über  einen  Leisten  schlagen,  folglich  auch  die  beiderseitigen 
Arbeitsstunden,  soweit  diese  äußerlich  kontrolierbar  sind,  nicht  mit 
derselben  Elle  messen  kann.  Der  Unterschied  liegt  zugleich  darin, 
daß  man  z.  B.  jeden , welcher  die  gesetzliche  Prüfung  bestanden  hat, 
zum  Amts-Landrichter  u.  s.  w.  machen  kann,  jeder  Assessor  aber  sich 
nicht  zum  Professor  eignet.  Übrigens  muß  zugegeben  werden,  daß 
auch  die  inneren  Verhältnisse  der  Universitäten  der  Besserung  be- 
dürftig und  fähig  sind.  Davon  gelegentlich  an  anderm  Orte. 


L 

Bezugnahme  auf  die  Stellung  der  preußischen  Staats- 
beamten und  Vergleiche  mit  Österreich,  Baieru, 

Baden. 

1.  ln  den  verschiedenen  deutschen  Staaten,  insbesondere  in 
Preußen,  ist  durch  einzelne  Gesetze  und  den  Staabhaushalt  die  Be- 
soldung der  Staatsbeamten  durchweg  genau  geregelt.  Die  Art  ist 
verschieden.  Meistens  wird  bei  den  Staatsbehörden  und  den  Mittel- 
schulen, ebenso  beim  Militär,  der  einzelne  Beamte,  Lehrer,  Offizier  mit 
einer  festen  Besoldung  und  allfälligen  gesetzlichen  Nebenbezügeu 
(Wohnungsgeldzuschuß  u.  dgl.)  angestellt  Die  Besoldung  richtet 
sich  nach  dem  Rang  Verhältnisse  und  wird  bei  jeder  Vorrückung  in 
eine  höhere  etatsmäßige  Stelle  um  das  gesetzliche  Mehr  erhöht.  Oder 
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es  findet  für  die  einzelne  Behörde,  z.  B.  ein  Landgericht,  eine  Regie- 
rung, in  der  Weise  eine  Abstufung  statt,  daß  eine  Anzahl  von  Stellen 
das  Mindestgehalt,  die  andere  bis  zu  dem  Meistgehalt  der  Besoldungen 
in  Abstufungen  das  Mittelgehalt  (Durchschnittsgehalt)  bezieht,  in 
welchem  Falle  mit  der  höheren  Dienstaltersstufe  das  höhere  Gehalt 
von  selbst  erworben  wird.  Die  Vorrückung  in  höhere  Rangstufen  ist 
meines  Wissens  nur  beim  Militär  dergestalt  mit  dem  Dienstalter 
verknüpft,  daß  der  nicht  zum  Stabsoffizier  beförderte  übergangene 
Hauptmann  u.  s.  w.,  mit  dessen  Überspringung  ein  jüngerer  Offizier 
vorrückt.  — Ausnahmefälle:  Prinzen,  Offiziere  im  Generalstabe  und 
Adjutantenkorps  kommen  nicht  in  Betracht  — , ehrenhalber  um  seine 
Pensionierung  einschreiten  muß.  Die  Beförderung  der  Offiziere  geht 
rechtlich  ausschließlich  vom  obersten  Kriegsherrn  aus.  Ist  dieser  nun 
auch  nicht  in  der  Lage,  die  Verdienste  eines  jeden  Offiziers  unmittelbar 
selbst  zu  würdigen,  so  liegt  in  dem  Umstande,  daß  er  sich  thatsäch- 
lich  um  die  militärischen  Dinge  persönlich  aufs  genaueste  kümmert, 
an  sich  eine  Gewähr  dagegen,  daß  bloße  Gunst  oder  andere  nicht  durch 
rein  sachliche  Gründe  getragene  Momente  die  Vorrückung  bedingen. 
Auch  bietet  der  Heeresdienst  ein  ganz  besonderes  Mittel  für  j^eii 
Vorgesetzten,  die  Leistungen  der  untergebenen  Offiziere  zu  beurteilen. 
Und  schließlich  erscheint  die  unbedingte  Abhängigkeit  beim  Offizier 
notwendig. 

Anders  liegt  die  Sache  bei  den  Zivilämtern.  Wohl  wird  ohne 
den  Willen  und  Antrag  des  Fachministers  (Ressortministers)  regel- 
mäßig kein  Landrichter  (Landgerichtsrat)  zum  Oberlandesgerichtsrat, 
kein  Regierungsrat  zum  Oberregierungsrat,  kein  Rat  zum  Präsidenten, 
kein  Gymnasi^lehrer  zum  Direktor  u.  s.  w.  befördert,  kurz  die  Er- 
steigung höherer  Rangstufen  ist  in  gewisser  Hinsicht  vom  Belieben 
des  Vorgesetzten  Ministers  abhängig.  Aber  es  kommt  bei  voller  Be- 
fähigung doch  kaum  oder  höchst  selten  vor,  daß  jemand  zeitlebens 
auf  der  niedrigsten  Stufe  verbleibt  ohne  mindestens  einen  höheren 
„Charakter'*  (Titel,  Rang)  zu  erhalten.  Und  hinsichtlich  des  Gehalts 
tritt  mit  dem  höheren  Dienstaltcr  regelmäßig  kraft  des  Gesetzes  die 
Vorrückung  in  die  höhere  Stufe  ein. 

2.  Zu  dieser  günstigen  Stellung  kommt,  abgesehen  von  dem 
Wohnungsgeldzuschuß,  welcher  bekanntlich,  insbesondere  auch  in 
Preußen  nach  Gesetz  vom  12.  März  1873  durch  die  Servisklasse  be- 
dingt ist,  in  welche  der  Ort,  wo  das  Amt  seinen  Sitz  hat,  reichsge- 
setzmäßig eingestellt  ist,  daß  die  Gehälter  der  einzelnen  Stufen  bei 
den  Staatsbehörden  der  Justiz  und  der  Verwaltung  durchgehend’s  die 
gleiche  Höhe  haben  je  nach  der  einzelnen  Klasse  oder  Rangstufe. 
Weiter  ist  die  mit  dem  Dienstalter  erreichbare  Vorrückung  in  die 
höhere  Gehaltsstufe  eine  gesetzmäßige,  vom  Ressortminister  unab- 
hängige, so  daß  dieser  normal,  außer  etwa  durch  Einschübe  darauf 
gar  nicht  einwirken  kann. 

3.  Durch  diese  Organisation  ist  der  einzelne  Beamte  nicht  in 
die  Lage  versetzt,  um  ein  höheres  Gehalt  bitten  zu 
müssen;  will  er  sich  mit  dem  gesetzlichen  Gehalte  begnügen,  so 
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braucht  er  miudesteDS  bezüglich  des  Geldpunktes  weder  um  die  Gunst 
des  nächsten,  noch  des  höchsten  Vorgesetzten  sich  zu  bewerben  und 
kann  in  seinem  außeramtlichen  Thun  und  Lassen  lediglich  der  eignen 
Neigung  folgen,  ist  bei  Erfüllung  seiner  amtlichen  Pflichten  in  gesell- 
schaftlicher Hinsicht  ganz  sein  eigner  Herr. 

4.  Für  die  Verwaltungsbehörden  aller  Art  befindet  sich  der 
Ressortminister  leicht  in  der  Lage,  ein  Urteil  über  die  Tüchtigkeit  der 
Mitglieder  der  unteren  Behörden  zu  gewinnen,  weil  manche  Akten- 
stücke an  die  höchste  Stelle  kommen,  in  den  Oberpräsidenten  u.  dgl. 
Organe  vorhanden  sind,  welche  über  dem  gewöhnlichen  Amtsdurch- 
schnitte stehen,  die  Inspektion  durch  den  Minister  selbst  oder  von 
ihm  entsandte  Kommissäre  Gelegenheit  bietet  Im  ganzen  kann  sich 
daher  die  Beförderung  und  mit  ihr  die  höhere  Besoldung  dem  Ver- 
dienste entsprechend  gestalten.  Etwas  schlechter  stehts  bei  der  Justiz, 
da  der  Minister  von  der  richterlichen  Thätigkeit  als  solcher  wenig 
erfährt;  hier  mag  daher  das  Wohlwollen  einen  größeren  Spielraum 
haben. 

5.  Bewerbungen  um  erledigte  Ämter  sind  bald  über- 
haupt keine  Sitte,  oder  fest  geregelt.  Im  ersteren  Falle  wird  die 
Nichterfüllung  eines  stillen  Wunsches  leicht  verschmerzt  werden,  im 
zweiten  hat  sie  nichts  Mißliches. 

6.  Zur  genaueren  Vergleichung  wollen  wir  für  Preußen  die 
Besoldungsverhältnisse  in  der  Justiz  und  bei  den  Regie- 
rungsbehörden kurz  hervorheben.  Für  die  Justiz  ist  durch  das 
Gesetz  vom  24.  April  1878  §§  9 — 11  und  Kön.-Verordn.  v.  16.  April 
1879  bestimmt,  daß  „die  Verleihung  der  etatsmäßigen  Gehälter  und 
Gehaltszulagen  an  die  Richter  innerhalb  des  Besoldungsetats  nach  der 
durch  das  Dienstalter  bestimmten  Reihenfolge  erfolgt“;  die  Bestimmung 
des  Dienstalters  ist  genau  geregelt;  Änderungen  der  Grundsätze  können 
nur  durch  Gesetz  erfolgen.  Die  3385  Landrichter  und  Amts- 
richter erhalten  Besoldungen  von  2400  bis  6000  Mark,  im  Durch- 
schnitt 4200  M.,  in  Abstufungen  von  300  M.;  die  91  Ersten  Staats- 
anwälte (1  in  Berlin  hat  7500  M.)  haben  4 800  bis  6600  M.,  im 
Durchschnitt  5700  M.  in  Abstufungen  von  600  M.,  151  Staatsan- 
wälte 2400  bis  4800,  durchschnittlich  3600  M.;  181  Landge- 
richtsdirektoren je  4800  his  6600  M.,  im  Durchschnitt  5700  M. 
in  Abstufungen  von  600  M.,  235  Oberlandesgerichtsräte  je 
4800  bis  6600  M.,  im  Durchschnitte  5700  M.,  in  Abstufungen  von 
600  M.  — Die  418  Regierungsräte  aller  Art  beziehen  4200  bis 
6000  M.,  durchschnittlich  6100  M.,  ganz  dasselbe  die  Oberberg- 
räte, Ober  forstm  eiste  r,  Ei  senbahn-Betriebs-Direktoren, 
Kon sistorial- Räte  (Justitiarien,  Verwaltungsräte).  Die  Land-Amtsrichter 
und  Staatsanwälte  stehen  in  der  V.,  alle  übrigen  in  der  IV.  Rangklasse. 

Die  91  Landgerichtspräsidenten  (einer  in  Berlin  hat 
10500  M.)  je  7 500  bis  9900  M.,  im  Durchschnitt  8 700  M„  in  Ab- 
stufungen von  600  M.;  die  37  Senatspräsidenten  der  Oberlandes- 
gerichte beziehen  dasselbe  mit  derselben  Abstufung,  ebenso  die 
13  Oberstaatsanwälte;  die  13  Präsidenten  der  O.  L.  G.  je 
X4000  M.  mit  freier  Dienstwohnung  oder  mindestens  2400  , 2100, 
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1800  M.  Entschädigung  je  nach  der  Servisklasse  der  Orte.  — Von 
den  31  Regierungspräsidenten  haben  28  je  11400  M.,  2 je 
9300  M.,  1 nur  8400^  5 Reg.-Vizepräsidenten  je  9300  M.;  die 
12  Oberpräsidenten  haben  je  21000  M.  Letztere  haben  freie 
Dienstwohnung,  die  Reg.-Präs.  ebenfalls,  oder  dieselbe  Entschädigung 
wie  die  O.L.G.-Präsidenten. 

Von  den  3546  Justizbeamten  unterhalb  der  IV.  Klasse  der  Ersten 
Staatsanwälte  u.  s.  w.  haben,  da  663  höhere  Stellen  vorhanden  sind, 
18,69  Aussicht  auf  Beförderung  in  höhere  Stellen;  bei  den  508  in  der 
4.  Diätenklasse  stehenden  ist  die  Aussicht  auf  Beförderung  in  höhere 
Stellen  noch  größer.  Dazu  kommt  bei  den  Juristen  und  Verwaltungs- 
beamten  die  Aussicht  auf  die  zahlreichen  Stellen  in  den  Ministerien, 
beim  Reichsgericht,  in  der  Reichsverwaltung  u.  s.  w. 

Für  die  3546  Justizbeamten  sind  im  Etat  ausgeworfen  zusammen 
14824576  M.,  folglich  beträgt  das  Durchschnittsgehalt  aller 
zusammen  4180. 

Zur  Vergleichung  mit  den  Besoldungsverhältnisseu  der  preußischen 
Universitätsprofessoren  fügen  wir  die  von  Baiem  und  Österreich  bei. 
Die  von  Leipzig,  Jena,  Tübingen,  Rostock  sind  uns  nicht  bekannt. 
Die  schweizerischen  sind  keine  Staats-,  sondern  Anstalten  des  einzelnen 
Kantons. 


Besoldungsverhältnisse  in  Österreich. 

7.  Durch  das  Gesetz  vom  9.  April  1870  ist  die  „systemmäßige 
Gehaltsstufe  der  ordentlichen  Professoren  an  den  weltlichen  Fakultäten“ 
(d.  h.  jurist,  mediz.,  philosoph.]  für  Wien  mit  2200  fl.,  für  Prag  mit 
2000  fl.,  für  alle  übrigen,  also  Gratz,  Innsbruck,  Krakau, 
Lemberg,  wozu  1875  Czernowitz  kam,  mit  1800  fl.  festgesetzt. 
Diese  erste  Stufe  steigt  nach  je  5 Jahren,  die  der  einzelne  an  österr. 
Universitäten  als  ordentl.  Prof,  zugebracht  hat,  bis  einschließlich  zum 
25.  Jahre  dieser  Dienstleistung  um  je  200  fl.  (Quinquennalzulage). 
Dazu  kommt  für  Wien  ein  Quartiergeld  von  400  fl.  Später  ist  an 
Stelle  der  Theuerungszulagen  u.  s.  w.  überhaupt  getreten  eine  „Akti- 
vitätszulage“ von  480  fl. 

Jeder  österr.  ord.  Professor  hat  demnach  ein  Mindestgehalt  nach 
den  drei  Ortsabstufungen  * ) von  4400  M.,  4000  M.,  3600  M.,  erhält 
nach  25  Dienstjahren  jds  ord.  Professor,  wenn  er  an  einer  Universität 
derselben  Kategorie  bleibt,  mindestens  6400  , 6000  , 5600  M.  außer 
den  Nebenbezügen.  Weiter  bestimmt  § 3 „Nach  Lage  und  Erfordernis 
der  Verhältnisse  können  einzelnen  Professoren  auch  höhere,  als  die 
systemmäßigen  Bezüge  und  andere  Begünstigungen  zugestanden  wer- 
den.“ Die  ordentlichen  Professoren  stehen  in  der  VI.  und  die  außer- 
ordentlichen in  der  VII.  Diätenklasse.  In  der  6.  stehen  vom  Militär 
die  Obersten  und  ihnen  gleichstehenden  Militärbeamten,  die  Statthal- 


1)  Da£  du  dsterr.  Geld  in  Gold  omgewechselt  Agio  hat,  kommt  selbstredend  nicht 
in  Betracht. 
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tereiräte,  Sectionsräte  in  den  MinisterieD,  Oberlandesgerichtsräte.  Mit 
dem  vollendeten  70.  Lebensjahre  ist  nach  Kais.  Verordn,  vom  9.  April 
1870  jeder  Professor  „von  Amts  wegen  mit  seinem  gesamten  zuletzt 
genossenen  Gehalte  und  der  Beibehaltung  einer  ihm  etwa  zukommen- 
den Personalzulage  in  den  Ruhestand  zu  versetzen“,  kann  unter  dieser 
Bedingung  darein  mit  dem  vollendeten  65.  Lebensjahre  versetzt  werden. 
Die  Witwen  von  ord.  Professoren  erhalten  500  fl.  Pension  (dazu  Er- 
ziehungsgelder für  Kinder  unter  20  Jahren),  von  außerord.  400  fl. 
Beiträge  für  Pensionen  zahlt  überhaupt  kein  Staatsbeamter;  es  wird 
— falls  dies  nicht  vom  Kaiser  erlassen  wird  — ein  für 
allemal  Vs  Jahresgehalts,  bei  Gehaltszulagen  einmal  Vs  20 
Monatsraten  als  „Taxe“  ein  behalten. 

Bei  Berufungen  pflegt  der  Taxerlaß,  höheres  Gehalt,  höhere  Rang- 
stufe (5.  Diätenklasse)  gegeben  zu  werden.  Diese  letztere  haben  eine 
Reihe  von  Professoren  ohne  Berufung  erhalten;  mit  ihr  ist  derselbe 
Rang  verbunden,  den  in  Preußen  die  Räte  II.  Klasse  haben,  sie 
ist  auch  kein  bloßer  Titel. 

Besoldungsverhältnisse  in  Baiern. 

8.  Bei  den  ordentlichen  Professoren  beträgt  das  gesetzliche 
Anfangsgehalt  4200  M.,  vom  sechsten  Dienstjahre  an  4560  M.  (360  M. 
Zulage),  vom  elften  Dienstjahre  an  4740  M.  (180  M.  Zulage)  und  von 
da  an  nach  je  5 Dienstjahren  weitere  180  M.  bis  zum  Maximalbetrage 
von  7920  M.  — Bei  Berufungen  wird  dieser  Satz  natürlich  auch  über- 
schritten und  Gehälter  bis  zu  12000  M.  gegeben.  Wer  mit  30  Jahren 
Ordinarius  wird,  hat  also  mit  70  miudesteus  5820  M. 

Der  Rang  der  ord.  Professoren  ist  der  von  Kollegialräten  (Re- 
gieruDgsräten). 

Außerordentliche  Professoren  fangen  an  mit  3180  M.,  erhalten 
nach  je  5 Dieustjahren  180  M.  Zulage.  Wer  also  Extraordinarius  mit 
30  Jahren  wird  und  bleibt,  kommt  mit  70  Jahren  auf  4 620  M. 

Der  Rang  ist  der  von  Kollegialassessoren  (Regierungsassessoren). 

Die  Pension  beider  ist  wie  bei  den  übrigen  Verwaltungsbeamten 
also  geregelt: 

bei  Pension  im  ersten  Dezennium  des  Gehalts 
,,  „ „ zweiten  „ */ 1 o « « 

1*  1»  >1  dritten  „ ^/lo  « 

nach  40  Dienstjahren  oder  70  Lebensjahren  den  ganzen  Gehalt. 

Die  Witwenpension  beträgt  Vb  Gebots  des  verstorbenen 
Gatten  (einschließlich  der  Zulagen),  dazu  für  jedes  Kind  bis  zum 
20.  Lebensjahre  Vs  A®**  Pension  der  Mutter.  Hätte  also  z.  B.  der 
Mann  5 100  M.  und  hinterließe  eine  Witwe  mit  4 Kindern  von  12,  10, 
8,  6 Jahren:  so  erhielte  die  Witwe  8 Jahre  lang  2 020  M.,  dann 
2 Jahre  1765  M.,  2 Jahre  1510  M.,  2 Jahre  1255  M.,  von  da  an 
1 020  M.  Kein  Beamter  in  Baiem  zahlt  aber  irgendwelchen  Beitrag 
für  die  Witwenpension. 
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Besoldungsverhältnisse  in  Baden. 

9.  Im  Etat  wird  nur  die  Zahl  der  Staatsdienststelleo  und  die 
Gesamtdotation  für  die  einzeloe  Universität  mit  den  Ständen  verein- 
bart Innerhalb  dieser  Dotation  bestimmt  das  Ressortministerium  (Min. 
der  Justiz,  des  Kultus  und  Unterrichts),  ohne  durch  eine  Minimal- 
oder Maximal^nze  beschränkt  zu  sein,  die  Bezüge  der  einzelnen 
Professoren.  Die  Auszahlung  der  ganzen  Dotation  erfolgt  an  die  Uni- 
versitätskasse, von  dieser  nach  der  ministeriellen  Festsetzung  an  die 
einzelnen.  Somit  ist  der  Ressortminister  allmächtig,  woraus  die  Schlüsse 
auf  das  Verhältnis  der  Professoren  zu  ihm  leicht  zu  ziehen  sind.  Die 
Professoren  unterstehen  im  übrigen  dem  Staatsdienergesetz  (Edikt  v. 
30.  Juni  1819),  dem  Wohnungs^ldzuschußgesetz  vom  9.  Januar  1874 
und  bezüglich  der  Witwen  und  Relikten  dem  Witwenkassengesetz  vom 
23.  Juni  1876. 

Die  Ansätze  der  Gehälter  u.  s.  w.  sind  mir  unbekannt. 

n. 

Die  Besoldungen  (Gehaltssätze)  der  ordentlichen 
Professoren  in  Preußen. 

10.  Der  Etat  des  „Ministeriums  der  geistlichen,  Unterrichts-  und 
Medizinal- Angelegenheiten‘*  für  1886/87  in  der  gedruckten 

„Übersicht  der  Besoldungsfonds  der  Professoren  und  Lehrer  bei 
den  Universitäten,  der  Akademie  in  Münster  und  dem  Lyzeum  in 
Braunsberg  für  das  Etatsjahr  vom  1.  April  1886/87“ 

(S.  125 — 129  des  Etats,  Anlagen  Bd.  III  Nr.  21  des  Gesamtetats  gibt 
das  amtliche  Material  für  die  folgenden  Zusammenstellungen. 

11.  Stellt  man  daraus  die  Zahlen  zusammen,  so  erhalten  wir 
folgende  interessante  Tabellen. 

Die  Durchsch nittsgehälter  nach  den  Universitäten  und 
Fakultäten  geordnet.  Bemerkt  sei,  daß  auf  die  „künftig  wegfallenden“ 
und  „vakanten“  keine  Rücksicht  genommen  wird,  weil  jene  noch  vor- 
handen sind,  die  Durchschnittszahl  also  durch  beide  Rubriken  nicht 
verändert  wird,  indem  die  Zahl  der  Stellen  allein  entscheidet  und 
das  ausfallende  Gehalt  höchstens  in  der  allgemeinen  Ausgabe  in  Be- 
tracht kommt. 

Bruchteile  sind  nicht  beachtet,  sonst  ist  absichtlich  genau  ge- 
rechnet 
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Tab.  L 


Universität 

oder 

Akedemie , Lyseum 

Faknltät« 

9 n 

ev.'theol. 

katb.-theol. 

jnristische 

medizin. 

Philosoph. 

Königsberg 

4300 

. 

5550 

4705 

47*8 

Berlin 

7*57 

• 

6872 

5750 

7089 

Greifswald 

4333 

. 

5030 

4110 

4588 

Breslau 

5600 

4000 

5913 

47*3 

6600 

Halle 

5857 

• 

4614 

5120 

5203 

Kiel 

4083 

* 

4520 

4437 

4813 

Göttingen 

5900 

• 

6420 

5063 

4818 

Marburg 

5066 

• 

5088 

4045 

4612 

Bonn 

5766 

2886 

5635 

5644 

5853 

Münster 

• 

3933 

4456 

Braunsberg  

3750 

• 

• 

3900 

Tab.  H.  Durchschnittsgehälter,  vom  Minimum  zum 
Maximum  nach  den  Fakultäten  geordnet. 


ovsng.-tbeolog. 

kath. -theolog. 

juristische 

medizinische 

philosophische 

Ort 

Hk. 

Ort 

Hk. 

Ort 

Hk. 

Ort 

Mk. 

Ort 

Mk. 

Kiel  . . 

4083 

Bonn  . . 

2888 

Kiel  . . 

4520 

Marburg  . 

4045 

Braun.sbrg. 

3900 

KÖnigsbrg. 

4300 

UrauDsbg. 

3750 

Halle  . . 

4614 

Greifswald 

4110 

Münster  . 

4456 

Ornifswald 

4333 

Münster  . 

3933 

Greifswald 

5020 

Kiel  . . 

4437 

Greifswald 

4588 

Marburg  . 

5066 

Breslau  . 

4000 

Marburg  . 

5088 

KÖnigsbrg. 

4705 

Marburg  . 

4612 

Breslau 

5600 

. 

KÖnigsbrg. 

5550 

Breslau 

47*2 

Köoigshrg, 

47*8 

Bonn  . . 

5766 

Bonn  . . 

5625 

Göttingen  . 

5063 

Kiel  . . 

4813 

Halle  . . 

5857 

Breslau 

59*2 

Halle  . . 

5*20 

Göttingen  . 

4818 

Göttingen 

5900 

Güttingen  . 

6420 

Bonn  . 

5644 

Halle  . , 

5203 

Berlin  , 

7157 

Berlin  , . 

6872 

Berlin  . 

5750 

Bonn  . . 

5853 

• 

. 

« 

Breslau  . 

6600 

« 

* 

• 

• 

• 

Berlin  . . 

7089 

Tab.  HL  Durchschnittsgehälter  sämtlicher  Professuren 
vom  Minimum  zum  Maximum  geordnet. 


Ort 

Paknität 

Mark 

Ort 

Fakultät 

Mark 

Bonn  . . . 

kathol.-theol. 

2888 

Kiel  .... 

medizinische 

4437 

Brannsberg  . . 

M 

3750 

Münster  . . . 

Philosoph. 

4456 

tt 

Philosoph. 

3900 

Kiel  .... 

jnristisebe 

4520 

Münster  . . . 

kathol.-tbeol. 

3933 

Greifswald  . . 

Philosoph. 

4588 

Breslau  . . . 

4000 

Marburg  . . 

>1 

4612 

Marburg  . . 

medizinische 

4045 

Halle  .... 

jorisUsebe 

4614 

Kiel  ...  . 

evaog.-theoi. 

4083 

Königsberg  . . 

medizinische 

4705 

Greifswald  . . 

medizinische 

4110 

Breslau  . . . 

tt 

47*2 

Königsberg  . . 

evang.-theol. 

4300 

Königsberg  . . 

Philosoph. 

47*8 

Greifswald  . . 

1» 

4333 

Kiel  ...  . 

M 

48*3 
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Ort 

FakulUt 

Hark 

Ort 

Fakultät 

Mark 

Gdttingen  . . 

Philosoph. 

4818 

Berlin 

medizinische 

5750 

Greifswald  . . 

juristische 

5020 

Bonn  .... 

evang.-theol. 

5766 

Göttiogen  . . 

medizinische 

5063 

11 

Philosoph. 

5853 

Marburg  . . 

evang.-theol. 

5066 

Halle  .... 

evang.-theol. 

5857 

11 

juristische 

5088 

Göttingen  . . 

11 

5900 

Halle  . . . 

mediainiscfae 

5120 

Breslau  . . . 

juristische 

5912 

♦1 

Philosoph. 

5»03 

Göttingen  . . 

11 

6420 

Königsberg  . . 

juristische 

5550 

Breslau  . . . 

Philosoph. 

6600 

Breslau  . . . 

evang.-theol. 

5600 

Berlin  . . . 

juristische 

6872 

Bonn  .... 

juristische 

5625 

11 

Philosoph. 

7089 

11 

medizinische 

5644 

11 

evang.-theol. 

7157 

Tab.  IV.  Die  Minimalgehälter  nach  Universitäten  und 

Fakultäten  geordnet. 


Anstalt 

ev.-theol. 

kath.-theol. 

juristische 

medizin. 

Philosoph. 

Königsberg  . . . 

4500 

4800 

1800 

3000 

Berlin 

4500 

• 

6000 

3600 

3000 

Greifswald  . . . 

4200 

» 

4000 

3600 

2500 

Breslau  .... 

5000 

1500 

5000 

3700 

3600 

HaUe 

5000 

3600 

4200 

3800 

Kiel 

4(X)o 

• 

3500 

4500 

3600 

Göttingen  .... 

5000 

• 

4000 

3600 

1800 

Marburg  .... 

4000 

. 

3500 

3500 

3600 

Bonn 

4200 

3500 

4500 

4500 

4000 

Münster  .... 

• 

2800 

• 

• 

3500 

Braunsberg  . . 

■ 

3000 

• 

■ 

3300 

Tab.  V.  Die  Minimalgehälter  bilden  folgende  Stufenleiter 
vom  höchsten  bis  zum  niedrigsten. 


Betrag 
in  Mark 

Universität 

Fakultät 

Betrag 
in  Mark 

Universität 

Fakultät 

6000 

Berlin 

juristische 

3700 

Breslau 

medizinische 

5000 

Breslau 

11 

3600 

Greifswald 

11 

11 

11 

evangel.-theol. 

11 

Berlin 

philosophische 

11 

Halle 

11 

11 

Halle 

juristische 

11 

Qöttingen 

11 

11 

Kiel 

philosophische 

4800 

Königsberg 

juristische 

11 

Göttingen 

medizinische 

4500 

11 

evangel.-theol. 

11 

Marburg 

philosophische 

11 

Berlin 

11 

3500 

Kiel 

juristische 

11 

Bonn 

juristische 

11 

Marburg 

11 

11 

1» 

medizinische 

11 

11 

medizinische 

11 

Kiel 

11 

11 

Bonn 

kathol.-theol. 

4200 

Greifswald 

evangel.-theol 

11 

Münster 

)» 

11 

Bonn 

11 

3300 

Braunsberg 

philosophische 

11 

Halle 

medizinische 

3000 

Königsberg 

4000 

Kiel 

evangel.-theol. 

11 

Berlin 

11 

11 

Marburg 

11 

11 

Braunsberg 

kathol.-theol. 

11 

Greifswald 

juristische 

2800 

Münster 

kathol.-theol. 

11 

Göttingen 

11 

2500 

Greifswald 

philosophische 

Bonn 

philosophische 

1800 

Königsberg 

medizinische 

3800 

Halle 

11 

1500 

Braunsberg 

kathol.-theol. 
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Tab.  VI.  Die  Maximalgehälter  nach  den  Umrersitäten  und 

Fakultäten  geordnet. 


Ort 

ev.-theol. 

kath.-theol. 

juristische 

medizin. 

philosoph. 

Kö»ig.*)berg  . . 

6 000 

. 

6000 

7000 

6 600 

Berliu 

IO  200 

• 

9 000 

8400 

12  000 

Greifswald  . . 

6000 

• 

6000 

5700 

6 000 

Breslau  .... 

6000 

5000 

7 000 

7200 

7 200 

Halle 

7 200 

♦ 

5500 

7500 

9000 

Kiel 

5 500 

« 

5400 

6000 

6 000 

Göttiogeo  .... 

7 200 

, 

12  600 

6600 

9000 

Marburg  .... 

5500 

• 

6021 

6000 

8 000 

Bonn 

7 000 

5400 

7 800 

7200 

IO  500 

Münster  .... 

. 

4800 

• 

a 

5400 

Braunsberg  . . . 

• 

4800 

• 

• 

4 800 

Tab.  vn.  Die  Maximalgehälter  bilden  vom  höchsten  zum 
niedrigsten  nachstehende  Reihenfolge. 


Betrag 
in  Mark 


PakaltSt  und  Universität 


12600  jaristiscbe  in  GöUingen. 

1 2 000  philosophische  in  Berlin. 

10500  philosophische  in  Bonn. 

IO  200  evangel.-theologische  in  Berlin. 

9 000  juristiscbe  in  Berlin,  philosophische  in  Halle,  philosophische  in  GöUingen. 

8 400  medizinische  in  Berlin. 

8 000  philosophische  in  Marburg. 

7 800  juristische  in  Bonn. 

7 500  medizinische  in  Halle. 

7200  Breslau  medizin.  u.  philos.,  evaug.-theol.  in  Halle,  evang.-theol.  in  GöUingen, 
medizinische  in  Bonn. 

7000  Königsberg  medizin.,  Breslau  medizin.,  Bonn  evangel.-theol. 

6 600  philosophische  in  Königsberg,  medizinische  in  GöUingen. 

6021  juristische  in  Marburg. 

6 000  Königsberg  evang.-theol.  u.  jurist. ; Greifswald  evaug..'theol. , jurist.  u.  pbilos. ; 

Breslau  evang.-theol.;  Kiel  medizin.  u.  philos.;  Marburg  medizin. 

5 700  Greifswald  medizin. 

5 5^  Halle  juristische. 

„ Kiel  evang.-theol.,  Marburg  evang.-theol. 

5 400  jurist  in  Kiel,  kathol.-tbeol.  in  Bonn,  philosoph.  in  Münster. 

5 000  kathol.-tbeologische  in  Breslau.  • 

4 800  kathol.-theol.  in  Münster  u.  Braunsberg,  philosoph.  in  Braunsberg. 


Bei  der  ferneren  Würdigung  dieser  Zahlen  lassen  wir  außer  Ansatz: 

1)  Die  Königsberger  medizin.  ordentliche  Professur  mit  1800  M., 
weil  sie  durch  einen  außerordentlichen  verwaltet  wird. 

2)  Die  Breslauer  kath.  theol.  mit  1500  M.,  weil  der  betreffende 
zugleich  Domherr  ist  und  in  solchen  Fällen  in  Preußen  das  Professoren- 
gehalt nur  als  Zuschuß  erscheint.  Freilich  gibt  es  im  Staatshaus- 
haltsetat sonst  manches  Pöstchen  im  „Nebenamte^*  mit  2400  bis 
3600  M. 

3)  Die  Berliner  philos.  mit  3000  M.,  weil  auch  hier  die  Verwal- 
tung durch  einen  au&rordentlichen  stattffndet. 


DIgitized  by  Google 


Die  BeaolduQgsverhältiUiise  der  Uuiversitäteprofessoren  in  PreuHen. 


11 


HL 

Würdigung  der  aufgeführten  (I.)  Gehaltssätze. 

12.  Alle  ordentlichen  Professoren  als  solche  haben  den  gleichen 
Rang  der  IV.  Diätenklasse,  ohne  jede  Rücksicht  auf  etwaigen  persön- 
lichen höheren  wegen  eines  „Nebenanats“,  oder  auf  Grund  besonderer 
Verleihung.  Der  Wohnuugsgeldzuschuß,  sowie  Tagegelder  bei  Amts- 
reisen werden  nur  nach  den  Sätzen  für  die  IV.  Diätenklasse  gezahlt. 

13.  Es  gibt  absolut  keine  etatsmäßige  bezw.  gesetzmäßige 
Vorrückung  in  höhere  Gehaltsstufen,  ebensowenig  eine  Vor- 
rückung in  eine  höhere  Rangklasse.  Jedwede  Auszeichnung  erscheint 
als  besondere  Gunstbezeugung. 

Es  ist  notwendig,  diese  Stellung  im  Auge  zu  behalten,  um  das 
folgende  ganz  zu  beurteilen. 

14.  Nach  der  Übersicht  gibt  es  demnach: 

1)  42  verschiedene  Summen  der  Durchschnittsge- 
hälter an  den  42  verschiedenen  Fakultäten  der  elf  angeführten  Üni- 
versitäten  (Akademie,  Lyzeum). 

Von  diesen  Fakultäten  haben  ordentliche  Professoren: 

a)  Die  evangelisch-theologischen  von  Königsberg,  Greifs- 
wald, Breslau,  Kiel,  Göttingen,  Marburg,  Bonn  je  sechs,  nur  Berlin 
und  Halle  je  sieben.  Was  den  gesamten  Besoldungsetat  dieser 
Fakultäten  mit  301  400  M.  angeht,  so  partizipieren  daran  in  Prozenten: 
Berlin  16,62,  Halle  13,60,  Göttingen  11,74,  Bonn  11,47.  Breslau  11,15, 
Marburg  10,08,  Greifswald  8,62,  Kiel  8,12.  Die  Differenzen  sind  hier 
allerdings  nicht  so  groß,  als  bei  der  juristischen,  medizinischen,  philo- 
sophischen, aber  immerhin  bedeutend  genug.  Der  Unterschied  des 
Besoldungsetats  ist  aber  gleichwohl  so  groß,  daß  der  Berliner  Etat 
doppelt  so  groß  ist,  als  der  Kieler,  fast  doppelt  so  groß,  als  der 
Königsberger  und  Greifswald  er,  noch  um  9100  M.  höher  als  der 
nächst  höchste. 

b)  Die  katholisch-theologischen  Fakultäten  in  Bonn  und 
Münster  stehen  ziemlich  gleich,  auf  derselben  Höhe  mit  der  Kieler 
evangelisch-theologischen.  Für  die  6 Ordinarien  in  Bonn  sind  8 600  M. 
weniger  angesetzt,  als  für  die  6 der  evangelisch-theologischen  in  Bonn. 

Was  den  gesamten  Besoldungsetat  mit  88  600  M.  betrifft,  so  par- 
tizipieren daran  mit  Prozenten:  Bonn  29,34,  Breslau  27,13,  Münster 
26,63,  Braunsberg  16,93. 

c)  Die  juristischen  Fakultäten  weisen  merkwürdige  Verschie- 
denheiten in  der  Zahl  der  Stellen  auf:  von  11  (Berlin),  10  (Göttingen), 
8 (Breslau,  Bonn),  7 (Halle,  Marburg),  6 (Königsberg),  5 (Greifswald, 
Kiel).  Da  in  Berlin  und  Göttingen  je  1 künftig  Wegfällen  soll,  bleiben 
10,  9,  8,  7,  6,  5.  Nun  ist  es  vollkommen  verständlich,  daß  man  in 
Berlin,  solange  die  Zahl  der  Studierenden  eine  so  große  ist,  daß  kaum 
zwei  Hörsäle  die  Zahl  der  in  einem  Semester  einzelne  Vorlesungen 
Besuchenden  fassen,  einzelne  Fächer  doppelt  und  dreifach  besetzt 
W'^enn  man  aber  die  Zahl  der  Zuhörer  in  den  übrigen  vergleicht  (siehe 
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meiucD  Aufsatz  in  diesen  Jahrb.  N.  F.  Bd.  12,  Tabelle  zu  S.  316),  ist 
es  nicht  zu  verstehen,  weshalb  in  Göttingen  9,  Breslau  und  Bonn  nur 
8,  Halle  und  Marburg  7,  Königsberg  gar  nur  6 Stellen  sein  sollen. 
Romanisten  gibt  es:  in  Berlin  3,  Bonn  2,  Breslau  2,  Göttingen  3, 
Greifswald  2,  Halle  2,  Kiel  2,  Königsberg  2,  Marburg  3.  Daß  5 Or- 
dinarien, zumal  wenn  2 nur  l^manisten  sind,  absolut  nicht  alle  not- 
wendig zu  lesenden  Fächer  wirklich  ausfüllen  können,  bedarf  gar  keines 
Beweises.  Es  ist  wohl  unzweifelhaft,  daß  einzelne  Professoren  ver- 
schiedene, auch  nicht  miteinander  in  engem  Zusammenhänge  stehende 
Fächer  tüchtig  vertreten  können.  Das  muß  aber  stets  die  Ausnahme 
bilden.  Um  nun  bloß  ohne  jede  Kritik  oder  Reflexion  auf  Personen 
aus  dem  Leben  zu  greifen,  seien  auf  Grund  der  Vorleseverzeichnisse 
folgende  Tbatsachen  hervorgehoben. 

In  Berlin  umfaßt  der  Kreis  der  Vorlesungen  bei  je  einem: 
a)  das  römische  Recht  und  preußisches  Zivilrecht;  /?)  Staatsrecht, 
Zivilprozeß,  Verwaltungsrecht,  Strafrecht,  Strafprozeß;  y)  Zivilprozeß, 
preußisches  Zivilrecht,  Kirchenrecht;  d)  Kirchenrecht,  Völkerrecht, 
Staatsrecht,  Verwaltungsrecht.  In  Bonn  lesen  je  einer:  a)  Strafrecht, 
Stra^rozeß,  Staatsrecht,  Naturrecht;  /f)  Deutsches  Recht  (Rechtsge- 
schichte, Privatrecht,  Handels-  und  Wechselrecht),  Kirchenrecht; 
y)  Zivilprozeß,  Strafprozeß,  Staatsrecht,  Handels-  und  Wechselrecht, 
Eisenbahnrecht;  d)  Kirchenrecht,  Völkerrecht,  Staatsrecht;  e)  Deutsches 
Recht  (Rechtsgeschichte,  Privat-,  Handels-  und  Wechselrecht),  franzö- 
sisches Zivilrecht;  römisches  Recht,  Zivilprozess.  In  Göttingen: 
a)  Kirchenrecht,  Staatsrecht,  deutsche  Rechtsgeschichte;  /?)  deutsches 
Recht  (Rechtsgeschichte,  Privatrecht,  Handelsrecht,  Wechselrecht), 
Staatsrecht,  Verwaltungsrecht;  y)  Strafrecht,  Völkerrecht,  Zivilprozeß. 
In  Greifswald:  römisches  Recht,  Zivilprozeß.  In  Halle:  römisches 
Recht,  Zivilprozeß.  In  Kiel:  deutsches  Recht,  Kirchenrecht  In 
Königsberg:  a)  deutsches  Recht,  Staatsrecht;  ß)  Strafrecht,  Straf- 
prozeß, Zivilprozeß,  preußisches  Zivilrecht.  In  Marburg:  Strafrecht, 
Strafprozeß,  Zivilprozeß. 

Hieraus  ergibt  sich,  daß  im  allgemeinen  keine  Überbürdung  stattfin- 
det. Aber  ein  Blick  lehrt,  daß  nicht  in  jedem  Semester  alle  Vorlesungen 
gehalten  werden.  So  werden  im  Wintersemester  1886/7  in  Berlin  von  den 
ordentlichen  10  Professoren  und  einem  Honorarprofessor  gelesen:  drei- 
fach Kirchenrecht  und  Staatsrecht,  zweifach  Pandekten,  Völkerrecht 
und  Zivilprozeß,  gar  nicht  Strafprozeß  und  Verwaltungsrecht,  alle 
andern  einfach;  in  Bonn  gar  nicht:  Encyklopädie , Naturrecht, 
Völkerrecht,  preuß.  Zivilrecht,  Verwaltungsrechte,  alle  andere  einfach; 
in  Breslau  gar  nicht:  Encyklopädie,  Naturrecht,  deutsches  Privat- 
recht,  Völkerrecht,  Strafrecht,  Strafprozeß;  in  (Böttingen  nicht: 
Encyklopädie,  Naturrecht,  Strafprozeß,  jedes  andere  nur  einfach;  in 
Halle  nicht;  Encyklopädie,  Naturrecht,  Völkerrecht,  Strafprozeß  (ein 
Honorarprofessor  liest  deutsche  Rechtsgeschichte);  in  Kiel  nicht: 
Encyklopädie,  Naturrecht,  Kirchenrecht,  Staatsrecht,  preuß.  Zivilrecht, 
Strafrecht,  Strafprozeß,  Handelsrecht  (von  1 auß.  allerdings);  in  Kö- 
nigsberg nicht:  Encyklopädie,  Naturrecht,  deutsche  Rechtsgeschichte, 
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Handelsrecht,  Völkerrecht,  Strafprozeß;  in  Marburg  nicht:  Natur- 
recht, deutsche  Rechtsgeschichte,  Zivilprozeß,  preuß.  Zivilrecht,  Kirchen- 
recht, deutsches  Privatrecht,  Völkerrecht,  Handelsrecht  (die  letzten  4 
von  2 außerord.).  £s  ist  wohl  kein  richtiges  Verhältnis,  wenn  von 
ordentlichen  Professoren  im  Wintersemester  1886/7  Encyklopädie 
nur  an  2,  Naturrecht  an  1,  Kirchenrecht  an  6,  deutsche  Rechtsge- 
schichte an  6,  deutsches  Privatrecht  an  7,  Handelsrecht  an  5,  Staats- 
recht an  7,  Völkerrecht  an  3,  preuß.  Zivilrecht  an  3,  Strafrecht  an  6, 
Stra^rozeß  an  2,  Zivilprozeß  an  7,  Verwaltungsrecht  an  6 Fakultäten 
gelesen  wird.  Wenn  für  das  römische  Recht  so  glänzend  gesorgt  wird, 
so  sollte  das  auch  für  die  übrigen  Disziplinen  geschehen. 

Was  nun  den  Besoldungsetat  betrifift,  so  beträgt  der  Berliner  fast 
das  3 Vj fache  des  Kieler,  über  das  3 fache  dos  Greifswalder , weit 
über  das  Doppelte  des  Hallenser,  Königsberger  und  Marburger, 
Vs  mehr  als  der  Göttinger  und  fast  V»  mehr  als  der  Bonner,  oder 
noch  genauer:  an  dem  gesamten  Besoldungssatze  für  die  ordentiichen 
Professuren  von  380 221  M.  partizipieren  zu:  Berlin  19,88,  Göttingen 
16,88,  Breslau  12,44,  Bonn  11,83,  Marburg  9,36,  Königsberg  8,67, 
Halle  8,49,  Greifswald,  6,60,  Kiel  5,81  ®/(,. 

d.  Die  medizinischen  Professuren  sind  insofern  auch  eigen- 
tümlich verteilt,  als,  abgesehen  von  Berlin  mit  16  (1  künftig  fortfal- 
lend), Gött  11  bat,  Marb.  noch  11  (2  k.  1),  Kön.  u.  Greifsw.  noch  10 
(je  1 k.  f.),  Halle  10,  Bonn  9,  Breslau  8,  Kiel  8 (1  k.  f.),  haben. 
Weshalb  Göttingen  2 mehr  als  Kön.  und  Bonn,  3 mehr  als  Breslau, 
4 mehr  als  Kiel  haben  muß,  ist  schwur  zu  verstehen. 

Was  den  gesamten  Besoldungsetat  mit  455350  M.  betrifft,  so  be- 
ziehen davon  Prozente:  Berlin  20,20,  Göttingen  12,23,  Halle  11,24, 
Bonn  11,11,  Königsberg  10,33,  Marburg  9,77,  Greifswald  9,02,  Bres- 
lau 8,27,  Kiel  7,81. 

e.  Die  philosoph  isc he  n Ordinarien  bewegen  sich  in  merkwür- 
digem Wechsel  — die  künftig  wegfallenden  in  Klammern  — also: 
Berlin  44  (4),  Göttiugen  41  (5),  Breslau  35  (5),  Bonn  29  (1),  Königs- 
berg 27  (1),  Halle  27  (3),  Marburg  24  (3),  Kiel  23  (2),  Greifswald 
22  (1),  Münster  16,  Braunsberg  4. 

An  dem  Gesanitbesoldungsetat  mit  1535670  M.  partizipieren  mit 
Prozenten:  Berlin  20,31,  Göttingen  12,86,  Bonn  11,06,  Breslau  10,75, 
Halle  9,50 , Königsberg  8,29 , ffiel  und  Marburg  je  7,20 , Greifswald 
6,63,  Münster  4,64,  Braunsberg  1,90. 

Im  Angesichte  dieser  Thatsachen  wird  jeder  objektive  Beurteiler 
zugesteben,  daß  sie  aus  sachlichen  Giünden  nicht  erklärt  werden  können. 
Denn  weshalb  Berlin  in  einer  solchen  Weise  bevorzugt  sein  soll,  ist 
nicht  abzusehen.  Es  ist  platterdings  nicht  abzusehen,  weshalb  man 
die  besoldeten  533  ordentlichen  Professoren  in  39  Kategorien  einteilen 
muß,  ohne  daß  auch  nur  ein  einziger  Grund  dieser  Einteilung 
ersichtlich  ist.  Zufall,  Bestreben  an  einem  Orte  zu  sparen.  Gehen- 
lassen in  Fällen,  wo  jemand  schweigt  u.  s.  w.,  ist  wohl  der  Haupt- 
grund. Wir  kommen  darauf  zurück. 

2.  es  giebt  16  Stufen  der  Minimalgehälter.  Kann  dies 
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einen  vernünftigen  Grund  haben?  Man  sehe  sich  die  obigen  Tabellen 
(IV,  V)  an  und  beantworte  die  Frage:  giebt  es  für  die  Differenzen 
an  einer  und  derselben  Universität  rüclöichtlich  der  verschiedenen 
Fakultäten  einen  vernünftigen  Grund  ? Die  Antwort  rauß  nein  lauten. 
Der  etwaige:  ein  junger,  eben  zum  Ordinarius  beförderter  Mann  brauche 
nicht  den  Minimalgehalt,  den  ein  älterer  an  einer  anderen  Fakultät 
habe,  könnte  angeführt  werden,  wenn  er  sich  aus  den  Verhältnissen 
als  richtig  ergäbe.  Dem  ist  aber  nicht  so. 

3.  Es  giebt  1 9 Stufe  n der  Maximalgehälter.  Sieht  man 
von  den  Differenzen  ab,  welche  nicht  1(X)  M.  betragen,  so  bleiben  noch 
18.  Auf  diesen  Punkt  kommen  wir  zurück. 

4.  Die  Durchschnittsgehälter  gehen  von  2880  M.  im  Minimum 
bis  zu  7157  im  Maximum  an  einer  Fakultät. 

6.  Daß  an  den  Fakultäten  derselben  Art  die  Unterschiede 
kolossal  sind,  nämlich: 

a.  Bei  den  evan gelisch  - theologischen  überhaupt  von 
10200  bis  5500  im  Maximum,  von  5000  bis  4000  im  Minimum,  bei 
einer  und  derselben  von  10200  bis  4500  , 7000  bis  4200  in 
den  schroffsten  Fällen  Berlin  und  Bonn. 

b.  Bei  den  juristischen  überhaupt  von  12600  bis  5400  im 
Maximum,  6000  bis  3500  im  Minimum,  an  einer  und  derselben  Fakul- 
tät von  12600  bis  4000,  9000  bis  6000,  7800  bis  4500  (Gött.,  Berlin, 
Bonn). 

c.  Bei  den  medizinischen  Fakultäten  überhaupt  von  8400 
bis  5700  im  Maximum,  4500  bis  36(X)  im  Minimum,  an  einer  und  der- 
selben Fakultät  von  8400  bis  3600  , 7500  bis  4200,  7200  bis  3700 
und  45(X)  (Berlin,  Halle,  Breslau,  Bonn). 

d.  Bei  den  philosophischen  überhaupt  von  12000  bis  4800 
im  Maximum,  4000  bis  1800  im  Minimum,  an  einer  und  derselben 
Fakultät  von  12000  bis  3000,  10500  bis  4000,  9000  bis  1800,  8000 
bis  3600  (Berlin,  Bonn,  Göttingen,  Marburg). 

6.  Die  Unterschiede  in  den  Besoldungen  sind  bei  allen 
Fakultäten,  mit  Ausnahme  der  katholisch- theologischen,  ziemlich  von 
Bedeutung.  Relativ  am  günstigsten  sind  gestellt  die  evangelisch- 
theologischen Fakultäten.  Denn  bei  keiner  ist  das  Minimum  un- 
ter 4000,  bei  3 von  8 aber  5000,  bei  2 bis  4500,  dann  4200  zweimal, 
das  Maximum  3mal  7000  und  mehr,  3mal  6000,  2mal  5500,  Imal 
10200.  Ihnen  am  nächsten  kommen  die  j uris tischen.  Bei  3 isPs 
Minimum  nur  unter  4000,  bei  5 von  4000  bis  6000,  das  Maximum 
reicht  bei  4 von  7000  bis  12  600,  bei  dreien  6000,  ist  nur  bei  einer 
5400.  Am  schlechtesten  stehen  die  katholischen  Theologen, 
wie  der  oberflächlichste  Blick  in  die  Tabellen  lehrt. 

Alle  diese  Dinge  treten  aber  erst  in  das  rechte  Licht,  durch  die 
folgenden  Erörterungen. 

Zur  noch  genaueren  Würdigung  fügen  wir  noch  folgendes  zu. 

Zufolge  der  a.  p.  Bestimmung  vom  15.  Juli  1876  (bei  G.  Herr- 
f u r t h , Das  gesamte  Preußische  Etats-,  Kassen-  und  Rechnungs-Wesen 
u.  8.  w.,  Berlin  1881,  Seite  79)  soll  betragen  für  die  Besoldungen ; 
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der  Durchsehnittssats 

das  Normalmazimum 

im  Orte 

der  o rd. 

aufierord. 

der  0 r d. 

auBerord. 

Berlin 

6ooo 

3000 

8400 

3600 

Königsberg \ 

Breslau f 

3000 

Qöttingen i 

Bonn * 

5100 

2550 

7200 

Greifswald \ 

Halle f 

Kiel ? 

Marburg | 

4800 

2400 

6000 

2800 

Münster  *) 

4500 

2250 

5400 

2400 

Aus  der  Übersicht  ergiebt  sich:  1)  Dieser  Durchschnittssatz  wurde 
nicht  erreicht  in:  Berlin  bei  der  medizinischen;  in  Königsberg 
der  theol.,  mediz.,  philos.;  in  Breslau  kath.-theol.,  mediz.;  in  Göt- 
tin gen  philos.,  mediz.;  in  Bonn  kath.-theol.;  in  Greifswald  ev.- 
theol.,  m^iiz.,  philos. ; in  H al  1 e Jurist. ; in  K i e 1 ev.-theol.,  Jur.,  mediz. ; 
in  Marburg  philos.;  in  Münster  bei  beiden  Fakultäten.  2)  Bei 
allen  anderen  Fakultäten  wurde  er  erreicht,  beziehungs- 
weise überschritten. 

3)  Das  Normal maximum  wurde  nicht  erreicht : in  Königs- 
berg bei  allen  Fakultäten ; in  Breslau  ev.-theol.,  kath.-theol.,  Jurist ; 
in  Göttingen  mediz.;  in  Bonn  ev.-theol.,  kath.-theol.;  in  Halle 
Jurist;  in  Kiel  ev.-theol.,  Jurist ; in  Marburg  ev.-theol.,  in  Mün- 
ster kath.-theol.  4)  Es  wurde  gerade  erreicht  bei  der  evang.- 
theol.  Fakultät  in  Göttingen,  Greifswald;  der  juristischen  in 
Greifswald;  der  medizinischen  Fakultät  in  Berlin,  Breslau,  Bonn, 
Kiel,  Marburg;  der  philosophischen  in  Breslau,  Greifswald,  Kiel, 
Münster. 

5)  Es  wurde  flberschritten  bei  der  e van g.- theol.  in  Berlin, 
Halle;  der  Juristischen  in  Berlin,  Göttingen,  Bonn,  Marburg;  der 
medizinischen  in  Greifswald,  Halle;  der  philosophischen  in 
Berlin,  Göttingen,  Bonn,  Halle,  Marburg. 

Also  auch  nach  diesen  Bestimmungen  bunter  Wechsel. 

IV. 

Die  Gehaltsaufbesserungen. 

Unseres  Wissens  ist  nur  einmal  in  neuerer  Zeit  eine  allgemeine 
Gchaltaaufbesserung  erfolgt  unter  dem  Minister  Falk  im  Jahre  1872 
und  1873,  die  nicht  weiter  in  Betracht  kommt.  Wir  haben  es  hier 
zu  thun  mit  den  gewöhnlichen  und  deren  Gründen. 


1)  Die  Überschreitung  erfordert  Königliche  Genehmigung. 

2)  Mit  AusscbluB  der  swei  mit  Domkepitularstellen  rerbundenen. 
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15.  Der  erste  Grund  ist  eine  Berufung  an  eine  andere 
Universität  Bei  den  Verhältnissen  der  deutschen,  zum  Teil  auch 
der  österreichischen  und  schweizerischen  Universitäten  verdient  volle 
Berücksichtigung,  wenn  der  Berufene  dem  Minister  oder  seinem  Organ 
Anzeige  macht  und  auf  Angebot  sein  Verbleiben  erklärt,  oder  für  die 
Ablehnung  Bedingungen  stellt  Aber  es  ist  wohl  geboten,  nachstehende 
Voraussetzungen  zu  machen: 

1.  Die  Berufung  muß  ernstlich  gemeint  und  seitens 
einer  maßgebenden  Behörde  dieAnfrage  ergangen  sein. 
Bekanntlich  frägt  bei  vorhandenen  oder  erwarteten  Erledigungen  ein 
guter  Freund,  auch  wohl  der  Dekan  an,  ohne  daß  dieses  irgend  wel- 
chen Wert  hat,  weil  die  Anfrage  eines  einzelnen  Mitglieds  der  Fakul- 
tät, auch  wenn  es  Fachmann  ist,  noch  keine  Bürgschaft  für  den  Vor- 
schlag seitens  der  Fakultät  bietet  Ebensowenig  ist  bei  der  Anfrage 
eines  Dekans  ohne  Auftrag  der  Fakultät  sichere  Aussicht  auf  deren 
Beschluß  vorhanden.  Wo  die  Senate  vorschlagen,  bietet  der  Fakul- 
tätsbeschluß keine.  Schließlich  hängt  ziemlich  allenthalben  alles  vom  Mi- 
nister ab,  welcher  ohne  Vorschlag,  gegen  den  Vorschlag,  aus  mehreren 
vorgeschlagenen  irgend  einen  dem  Landesherrn  zur  Ernennung  Vorschlä- 
gen, oder  selbst  berufen  kann.  Folglich  sollte  man  jede  nicht  von 
ministerieller  Seite  ergehende  Anfrage  einfach  ignorieren,  oder,  wenn 
der  Befragte  dem  Kurator  oder  Minister  die  Anfrage  mitteilt,  erst 
prüfen  und,  wenn  die  amtliche  maßgebende  Anfrage  nicht  kommt,  mit 
schönen  Redensarten  antworten.  Ich  kenne  Fälle  und  kann  Namen 
anführen,  wo  man  letzteres  gethan  hat,  aber  auch  solche,  wo  ohne 
weiteres  sehr  hohe  Gehaltszulagen  gegeben  wurden,  obwohl  die  An- 
nahme des  Rufes,  auch  wenn  er  erfolgt  wäre,  sicher  nicht  stattgefun- 
den haben  würde,  weil  die  Annahme  trotz  des  höhern  Gehaltes  in 
jeder  anderen  Hinsicht  den  Professor  schlechter  gestellt  haben  würde. 
Dies  führt  zur  zweiten  Voraussetzung. 

2.  Der  Ruf  muß  an  eine  Universität  erfolgen,  die  durch  größere 
Frequenz,  bessere  Stellung,  bei  Medizinern  namentlich  durch  Größe 
der  Stadt,  bei  ihnen  und  den  Naturforschern  durch  bessere  Institute 
und  Sammlungen  den  Abgang  lukrativ  oder  angenehm  machen  kann. 
Kaum  dürfte  ein  ordentlicher  Professor  irgend  einer  deutschen  Univer- 
sität, vielleicht  von  Rostock  abgesehen,  den  Ruf  an  eine  schweizerische 
annehmen,  wo  es  so  gut  wie  keine  Honorare,  keine  Witwenpensioneu 
giebt  und  notorisch  die  soziale  Stellung  des  „Fremden“  keine  sehr 
angenehme  ist  Wenn  also  z.  B.  ein  ordentlicher  Professor  in  Berlin, 
Göttingen,  Halle,  Breslau,  Bonn  sich  einen  Ruf  nach  der  Schweiz  ver- 
schafft, lasse  man  ihn  ruhig  denselben  ausschlagen;  ein  Kompensa- 
tionsobjekt liegt  nicht  vor.  Würde  der  Gerufene  Bedingungen 
stellen  und  im  Falle  der  Nichtannahme  fortgehen,  so  wäre  das  auch 
kein  Unglück.  So  wenig  man  den  „W^ert  der  Vorliebe“  im  Rechts- 
leben berücksichtigt,  sollte  man  das  in  diesen  Fällen  thun.  Es  müssen 
die  Verhältnisse  eigentümlich  liegen  — z.  B.  sehr  hohe  Gehaltsaner- 
bietungen — , damit  ein  Jurist  von  Berlin,  Breslau,  Göttingen,  Bonn, 
einen  Ruf  nach  Würzburg,  Erlangen,  Tübingen,  Jena,  Gießen,  Rostock, 
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Straßbui^  annimmt,  weil  die  Wirksamkeit  sonst  überall  eine  viel  ge- 
ringere sein  würde.  Erfahrungsgemäß  nehmen  die  Ordinarien  der  sie- 
ben letztgenannten  Universitäten  daher  auch  regelmäßig  Berufungen 
an  die  vier  erstgenannten  an.  Jedenfalls  bietet  ein  solcher  Ruf  zu 
mehr,  als  einer  mäßigen  Gehaltszulage  keinen  Grund,  es  sei  denn, 
daß  der  Gerufene  aus  ganz  besonderen  persönlichen  Gründen  gehen 
würde  und  man  ihn  um  jeden  Preis  halten  will.  Hierauf  kommen  wir 
noch  zurück.  Anders  liegt  die  Sache  abgesehen  von  Berlin,  z.  B.  bei 
dem  Mediziner  bezüglich  Würzburgs. 

3.  DerRuf  muß  an  eine  Universität  in  einem  andern 
Staate  erfolgen.  In  Preußen  hat  der  Minister  das  Recht,  einen 
von  einer  andern  Universität  vorgeschlagenen  Ordinarius,  welcher  be- 
reit ist,  das  Anerbieten  anzunehmen,  zu  versetzen.  Tritt  also  der 
Fall  ein,  so  braucht  der  Minister  kein  Angebot  zu  machen,  das  mit 
Rücksicht  auf  das  Gehalt  und  Dienstalter  der  Kollegen  an  der  vor- 
schlagenden Fakultät  dem  Gerufenen  eine  andere  Kollegen  dieser  Fa- 
kultät bedeutend  zurücksetzende  pekuniäre  Stellung  geben  würde.  Ein 
Ausnabmefall  läge  vor,  wenn  es  sich  um  einen  Dozenten  .handelt,  um 
den  man  sich  nach  einem  vulgären  Ausdrucke  „reißt“,  oder  dessen 
Name  auf  die  Frequenz  einwirken  könnte.  Wie  selten  das  zutriflt, 
weiß  jeder  mit  Universitätsverhältnissen  Vertraute.  Bei  den  protestan- 
tischen Theologen  entscheidet  allerdings  vielfach  die  Richtung,  bei  den 
Klinikern  der  Ruf,  ebenso  bei  einzelnen  Naturforschern  (Chemiker, 
Physiker),  wozu  dann  bei  beiden  die  Bedeutung  der  Institute  kommt, 
auch  ist  das  der  Fall  bezüglich  einzelner  Philologen  und  Historiker 
wegen  der  Seminare.  Bei  den  Juristen  hat  der  Ruf  im  ganzen  heute 
keinen  Einfluß  auf  die  Frequenz,  wie  das  aus  dem  Aufsatze  „das  ju- 
ristische Studium  auf  den  deutschen  Universitäten“  (Jahrb.  Bd.  12 
N.  F.  Seite  315  ff.),  für  jeden,  der  Zahlen  zu  würdigen  versteht,  zur 
Genüge  hervorgeht.  Es  ist  Thatsache,  daß  Dozenten  auch  in  Fächern, 
für  welche  sie  literarisch  nichts  oder  nur  Unbedeutendes  geleistet  ha- 
ben, ebenso  Dozenten,  welche  in  keiner  Weise  einen  anregenden  Vor- 
trag haben  und  diktieren  u.  s.  w.,  aus  allerlei  Gründen  b^uchter 
Auditorien  sich  erfreuen. 

16.  Ein  Umstand  kommt  bei  Würdigung  eines  Rufes  noch  in 
Betracht.  Wenn  X.  nach  Y.  gerufen  wird  und  sich  ihm  die  Aussicht 
bietet,  selbst  2 — 3000  M.  Kollegiengeld  mehr  im  Jahre  in  Y.  einzu- 
nehmen, so  sind  offenbar  1000  bis  1500  M.  Gehaltserhöhung  mehr 
wert,  da  man  das  Gehalt  bis  zum  Ableben  bezieht,  die  Honorare  mit 
der  Frequenz  sich  sehr  ändern  können  und  voraussetzen,  daß  der  Do- 
zent viel  lese.  Die  meisten  Vorlesungen  von  4 bis  6 Stunden  werden 
an  den  deutschen  Universitäten  mit  20  M.  honoriert.  Um  also  6000  M. 
an  Honoraren  zu  beziehen,  muß  jemand,  der  ein  Privatkolleg  im  Se- 
mester liest,  im  Semester  150  Zuhörer  haben,  oder,  wenn  er  zwei 
liest,  mindestens  75.  Nimmt  man  nun,  was  gewiß  im  ganzen  zutrifft, 
an,  daß  ^ der  auf  dreijähriges  Studium  angewiesenen  Theologen,  Ju- 
risten, Hörer  der  philosophischen  Fakultät  ^ler  Art  — nur  jene  natur- 
wissenschaftlichen Vorlesungen,  welche  auch  die  Mediziner  hören 
N.  F.  Bd.  XIV.  2 
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müssen,  machen  eine  Ausnahme  — auf  ein  Semester  fallen,  so  ist 
klar: 

a.  Ein  juristischer  Ordinarius  kann  in  Berlin  ein  Audi- 
torium von  löO,  vielleicht  auch  mehr  haben,  wenn  er  allein  im  Se- 
mester den  Gegenstand  liest,  wenn  mehrere  denselben  lesen,  auch  noch, 
und  jedenfalls  75,  somit  bei  2 Vorlesungen  im  Semester  jährlich 
12000  bis  6000  M.,  bei  einer  im  Semester  3000  bis  6000  M.  ver- 
dienen. Das  dürfte  thatsächlich  auch  vereinzelt  zutreffen ; der  Roma- 
nist, der  für  Pandekten  40  M.,  ebensoviel  für  Institutionen  und  Rechts- 
geschichte erhält,  kann  12000  M.  einnehmen.  Es  beträgt  nur  in 
Berlin  das  Gehalt  von  6000  bis  9000  M.,  der  Wohnungsgeldzuschuß 
900  M.;  kommen  dazu  6000,  9000,  12000,  15000  M.  Honorare,  so 
beträgt  das  Einkommen  aus  dem  Amte  mindestens  12900,  18  900, 
22  000  M.  und  mehr.  An  keiner  anderen  preußischen  Universität 
kann  der  Jurist  150  Zuhörer,  selten  75  haben.  Liest  er  zwei  (der  Ro- 
manist Doppelvorlesung),  so  kann  er  an  keiner  neben  dem  Gehalte 
mehr  als  7000  M.,  wenn  er  3 Vorlesungen,  oder  eine  Doppel  Vorlesung, 
eine  einfache  hält,  an  Honoraren  einnehmen ; das  Maximum  dürfte  aber 
in  Bonn,  Breslau,  Göttingen  beim  Romanisten  neben  5 Vorlesungen  im 
Jahre  7000  M.,  sonst  5000  M.  nicht  übersteigen,  durchweg  aber  nicht 
2000  bis  3000  betragen.  An  den  übrigen  Universitäten  wird  der 
Maximalbetrag  wohl  von  2000  bis  herunter  zu  500,  in  Greifswald  und 
gar  Kiel  auf  noch  weniger  herunter  sinken.  Wenn  nun  bei  dersel- 
ben lehramtlichen  Thätigkeit  der  Ordinarius  in  Berlin  mit 
dem  Minimalgehalt  mindestens  12000  M.,  der  in  Bonn,  Göttingen 
mit  dem  Minimalgehalte  höchstens  9000  M.  einnimmt,  an  andern 
mit  dem  Maximalgehalte  nicht  7— 8000  M.,  so  ist  das  kaum  ein 
richtiges  Verhältnis. 

b.  Die  höchsten  Honorarbeträge  dürften  jene  medizinischen  und 
naturwissenschaftlichen  Professoren  erzielen,  welche  die  bis  zu  60  M. 
und  höher  bezahlten  praktischen  Vorlesungen,  Übungen  und  dgl.  hal- 
ten: Anatomie,  Physiologie,  Chemie,  Physik.  Ein  solcher  kann  an 
mehreren  Universitäten  bei  60  M.  Honorar  und  100,  150  Zuhörern  und 
mehr  im  Jahre  6000,  12000,  30000  M.  an  Honoraren  einnehmen,  ob- 
wohl er  keine  persönlichen  Auslagen  hat,  die  hohen  Sätze  aus  einer 
Zeit  herstammen,  wo  der  Professor  auf  seine  Kosten  das  Material  zu 
beschaffen  hatte,  während  jetzt  der  Staat  alles  liefert,  selbst  die  Hand- 
tücher und  Seife ; denn  heute  trägt  der  Institutsfonds  alle  Kosten  und 
bildet  auch  die  private  Entlohnung  eines  Assistenten  die  Ausnahme. 
Es  liegt  auf  der  Hand  und  bedarf  keiner  weiteren  Beweisführung  im 
Angesichte  der  mitgeteilten  Tabellen,  daß  die  pekuniäre  Stellung  der 
Theologen,  Philologen  u.  s.  w.  an  den  verschiedenen  Universitäten  die- 
selben kolossalen  Differenzen  zeigt.  Und  wie  erst  bezüglich  derjenigen 
Fächer,  bei  denen  die  Zahl  der  Zuhörer  minimal  ist,  z.  B.  bei  den 
Orientalisten,  Mathematikern,  Astronomen.  Schwerlich 
wird  jemand  behaupten,  daß  thatsächlich  durch  hohe  Gehälter,  Dienst- 
wohnungen u.  dgl.  ein  Ausgleich  geschaffen  werde.  Eine  Dienstwoh- 
nung hat  wohl  allenthalben  der  Astronom,  weil  er  sie  haben  muß. 
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In  Bonn  z.  B.  haben  Dienstwohnungen:  der  Ordinarius  der  Geburts- 
hilfe, Physiologe,  pathologischen  Anatomie,  Physik,  Chemie,  Botanik, 
Astronomie.  Einige  müssen  aber  dafür  Miete  zahlen,  die  freilich  nied- 
rig ist,  im  Maximum  750  M. 

17.  Fasst  man  die  Gehaltserhöhungen,  wie  sie  prak tisch 
Vorkommen,  ins  Auge,  so  bilden  die  Berufungen  den  Ausnahmegrund. 
Wir  kennen  die  Gehaltsveninderungen  der  einzelnen  Ordinarien  u.  s.  w. 
an  den  verschiedenen  Universitäten  nicht,  weil  der  Etat  nur  das  Mi- 
nimum und  Maximum  angiebt,  nicht  die  einzelnen  Gehaltsstufen. 
Es  ist  auch  nur  zufällig  möglich , dieselben  zu  erfahren , weil  man 
das  Gehalt  amtlich  so  geheim  hält,  daß  außer  dem  Kurator 
und  dem  Rendanten  nur  der  ^teiligte  es  amtlich  erfährt,  folglich,  da 
die  Beamten  verschwiegen  sind,  auf  gewöhnlichem  Wege  nur  durch 
Mitteilung  des  einzelnen  Professors  dasselbe  zur  Kenntnis  anderer  ge- 
langt. Indessen  ein  Mittel  giebts  doch , die  S t e u e r 1 i s t e n.  Die 
Bonner  Verhältnisse  sind  mir  genau  bekannt,  weil  ich  von  vielen  Pro- 
fessoren direkte  Auskunft  besitze.  Ich  könnte  mit  Nennung  der  Na- 
men angeben,  daß  von  den  1883  vorhandenen  Ordinarien  17  Zulagen 
ohne  Berufungen  nach  1874  erhalten  haben,  darunter  6 drei- 
malige, einer  zweimaligen,  4 aus  Anlaß  einer  Berufung.  Nun  sage  ich 
kein  Wort  gegen  diese  Zulagen,  finde  sie  meistens  ganz  ge- 
rechtfertigt, aber  es  ist  kein  System  in  denselben. 

18.  Ebensowenig  sind  die  Berufungen  der  vorzüg- 
lichste Grund,  weshalb  Extraordinarien  Ordinarien 
werden.  Von  den  im  Sommer  1886  vorhandenen  54  Ordinarien  in 
Bonn  sind  — allfällige  Irrtümer  können  nur  minimal  sein  und  ihren 
Grund  darin  haben,  daß  wegen  Unkenntnis  einzelne  nicht  gezählt  wur- 
den — 23  berufen,  die  bereits  an  anderen  Universitäten  Ordinarien 
waren,  4 als  Extraordinarien  von  anderwärts,  6 aus  andern  Stellungen, 
21  Ordinarien  aus  Extraordinarien  geworden ; von  letztem  hatten  sich 
mindestens  15  auch  in  Bonn  habilitiert  und  sind  immer  in  Bonn  ge- 
blieben. Von  diesen  15  haben  nur  wenige  einen  wirklichen  Ruf  an 
eine  andere  Universität  erhalten  und  ausgeschlagen.  — Mögen  die 
Verhältnisse  anderwärts  nicht  ganz  so  li^en,  so  dürfte  es  sich  ähn- 
lich überall  verhalten. 


V. 

Nötige  Grundsätze  für  die  Gehaltsbemessung. 

19.  Es  sollte  jeder  ordentliche  Professor  ein  auskömmliches  stan- 
desgemäßes Gehalt  haben.  Wenn  (wie  § 6 gezeigt  ist)  die  Oberlandes- 
gerichtsräte, Regierungsräte  u.  s.  w.,  welche  in  der  IV.  Diäteuklasse 
stehen,  im  Minimum  4200  bezw.  4800  M.  Gehalt  haben,  sollte  kein 
Ordinarius  ein  geringeres  erhalten.  Es  kann  zugegeben  werden,  daß 
viele  ordentliche  Professoren  vor  dem  40.  Lebensjahre  in  diese  Stel- 
lung gelangen,  vor  dem  30.  sehr  selten.  Zu  dem  einen  wie  dem  an- 
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dem  Falle  wird  eine  Berufung  — für  diesen  Fall  ist  wohl  regelmäßig 
gesorgt  und  bedarf  die  Sache  keiner  Begründung  — der  Grund  der 
frühem  Anstellung  sein,  ln  andern  Fällen  liegt  meistens  der  Grund 
in  tüchtigen  wissenschaftlichen  Leistungen,  oder  in  solchen  Erfolgen 
im  Lehramte,  oder  in  beiden.  Ebenso  kommt  auch  vor  dem  40.  Le- 
bensjahre mancher  in  die  Stellung  von  Oberlandesgerichts  - Begierungs- 
räten,  auch  von  Präsidenten  und  noch  höheren  wegen  besonderer  Ver- 
dienste oder  aus  anderen  Gründen.  Und  wenn  auch  in  einzelnen  Fällen 
jemand  früh  Ordinarius  wird  ohne  besonderes  Verdienst,  so  ist  das 
nicht  anders  in  allen  übrigen  Zweigen  des  Staatsdienstes  hinsichtlich 
der  Beförderung.  Die  Nebeneinnahme  durch  Kollegiengelder  kann 
für  den  Staat  gar  nicht  in  Betracht  kommen,  weil  der 
Staat  sie  nicht  giebt,  der  Staat  auch  sonst  allfällige  Nebeneinnahmen 
nicht  in  Ansatz  bringt  und  selbst  Beamten  durch  Anstellung  im  „Ne- 
benamte“ noch  Einnahmen  zuwendet.  Die  Beilage  4 des  Kultusetats 
allein  weist  10  Stellen  auf,  in  denen  solche  Zulagen  im  Nebenamte  ge- 
geben werden  von  300  (1),  1000  (1),  1500  (3),  1800  (1),  2400  (4)  M. 
Übrigens  ist  die  Einnahme  aus  Kollegiengeldern  an  den  theologischen, 
juristischen,  philosophischen  Fakultäten  von  Königsberg,  Greifswald, 
Kiel  jedenfalls  durchweg  sehr  gering.  Auf  die  Orte  allein  kann  auch 
nichts  ankommen,  denn  darauf  nimmt  der  Staat  bei  allen  übrigen  Be- 
amten keine  andere  Rücksicht  als  durch  Bemessung  höherer  Woh- 
nungsgeldzuschüsse. Die  Größe  des  Orts  entscheidet  nicht.  Das  Le- 
ben in  Berlin  ist  in  jeder  Hinsicht  billiger,  als  in  Bonn  und  Kiel, 
mag  man  auf  Wohnung,  Lebensmittel  u.  s.  w.  sehen.  Wenn  schon  die 
Amts -Landrichter  der  5.  Klasse  im  Durchschnitte  4200  M.,  die  der 
4.  Diätenklasse,  wie  gezeigt  wurde,  durchschnittlich  5100  bezw.  5700  M. 
haben,  Wohnungsgeldzuschuß  in  derselben  Höhe  wie  die  ordentlichen 
üniversitätsprofessoren  beziehen,  so  ist  die  Forderung,  das  Minimum 
des  Gehalts  der  letztem  zu  erhöhen,  wahrlich  gerechtfertigt. 

Sollte  man  gleichwohl  meinen,  der  Staat  könne  das  nicht  sofort, 
so  stelle  man  wenigstens  den  Grundsatz  auf  und  führe  ihn  all- 
mählich durch.  Mau  mache  dann  nicht  für  einzelne  Fakultäten  Aus- 
nahmen und  sei  schließlich  mit  der  Austeilung  eines  Privatdozeuten 
oder  Extraordinarius  zum  Ordinarius  vorsichtig,  d.  h.  nehme  sie  nur 
vor  bei  wirklichem  Erfordernisse  und  Verdienste.  Denn  das  bleibt 
richtig:  ein  nicht  fähiger  Richter  oder  Rat  eines  Kollegium  schadet 
weniger  als  ein  unfähiger  ordentlicher  Professor,  der  für  lauge  den 
Platz  wegnimmt. 

Wie  die  wirklichen  Verhältnisse  liegen,  ergeben  die  obigen  Ta- 
bellen. Es  ist  doch  exorbitant,  daß  in  Preußen  1886/87  an  20  von 
4 2 Fakultäten  das  Minimalgehalt  eines  Ordinarius  unter 
4000  M.  blieb,  bei  5 andern  nur  4200,  bei  5 weitem  4500,  bei  1 aber 
4800,  bei  4 weiteren  5000,  bei  einer  6000  M.  betrug. 

Es  ist  exorbitant,  daß  das  Maximalgehalt  bei  2 nur  4800, 
bei  1 nur  5000,  bei  3 nur  5400,  bei  3 nur  5500,  bei  1 nur  5700,  bei 
9 nur  6000  betrug.  Und  doch  kommt  jeder  Amts- Landrichter,  wenn 
er  alt  genug  wird,  auf  6000  M.  Von  den  (§  6)  nachgewiesenen  Justiz- 
beamten der  4.  Klasse  haben  etwa  25^  das  Maximalgehalt 
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Das  Grelle  dieses  Zustandes  wird  noch  mehr  erhellen  aus  der  fol- 
genden Darstellung. 

20.  Es  sollten  vonZeit  zuZeit  Gehaltszulagen  in  der 
Weise  gegeben  werden,  daß  das  gesetzmäßige  Maximum 
nach  fünfundzwanzig  Dienstjahren  erreicht  würde.  Bei 
allen  Beamtenkategorien,  für  welche  eine  akademische  Bildung  nötig 
ist,  finden  Vorrückungen  in  höheren  Gehaltsstufen  statt,  nur  nicht  bei 
den  Universitätsprofessoren.  Wir  wollen  annehmen,  daß  in  der  Justiz 
und  Verwaltung  der  einzelne  regelmäßig  erst  8 Jahre  nach  Zurücklegung 
der  Universitätsstudien  zu  festem  Gehalt  gelangt.  Dabei  ist  auf  die 
heutige  Überfüllung  Rücksicht  genommen.  Ordinarius  wird  jemand 
selten  nach  diesen  8 Jahren.  Der  Jurist  hat  regelmäßig  bis  zum 
Assessor  die  praktische  Laufbahn  durchmessen,  ist  dann  3—6  Jahre 
Privatdozent  geblieben,  eine  Zeitlang  Extraordinarius  gewesen. 

Wir  geben  von  denjenigen  noch  heute  in  Bonn  dozierenden  or- 
dentlichen Professoren,  die  sich  inBonn  als  Privatdozenten 
habilitiert  haben,  oder  als  Extraordinarien  berufen  wur- 
den, genauere  Daten,  schließen  daran  Mitteilungen  über  noch  heute 
dozierende  außerordentliche  Professoren. 

In  der  katholisch-theologischen  Fakultät  wurde  A.  Pri- 
vatdozent 1854,  auß.  Prof.  1858  im  34.  Jahre  mit  1800  M.,  ord. 
1861  mit  demselben  Gehalte,  stieg  dann  um  600  M.,  300  M.,  600  M., 
600  M.,  600  M.  und  erhielt  zuletzt  1884  M.  5400,  B.  P.-D.  1861,  a. 
1864,  0.  1867  mit  30  J.,  erhielt  1884  M.  4600,  C.  P.-D.  1861,  a. 
1864,  0.  1880  mit  45  J.  D.  P.-D.  1863,  a.  o.  1882  mit  55  J. 

In  der  juristischen  Fakultät:  A.  P.-D.  1843,  a.  1847  mit 
1800  M.,  0.  1850  mit  33  J.,  B.  P.-D.  1855,  a.  1860,  o.  1873  mit 
43  J. , C.  P.-D.  1865,  a.  1872  ohne  Gehalt,  o.  1875  mit  35  J.  Ein 
Extraordinarius  ist  80  J.  alt. 

In  der  medizinischen:  A.  P.-D.  1863,  a.  1867,  o.  1873  mit 
40  J.,  B.  P.-D.  1862,  a.  1867,  o.  1873  mit  41  J.,  C.  P.-D.  1859,  a. 
1862,  0.  1875  mit  44  J.,  alle  drei  ord.  anfänglich  mit  4500  M.,  das 
zwei  noch  haben.  Sie  hat  einen  außerord.  Professor,  der  dies  seit 
1856  ist,  einen,  der  1863  P.-D.,  1869  a.  wurde,  einen  der  1872  a.  o. 
wurde. 

In  der  philosophischen  Fakultät:  A.  a.  o.  1845,  ord.  1847 
mit  36  J.,  B.  P.-D.  1856,  a.  1863,  o.  1872  mit  42  J.,  C.  P.-D.  1857, 
a.  1863,  0.  1869  mit  43  J.,  D.  P.-D.  1865,  a.  1873,  o.  1882  mit  47  J. 
Von  den  auß.  ist  A.  64  J.  alt  P.-D.  seit  1853,  a.  seit  1859,  B.  50  J. 
alt  P.-D.  1865,  a.  1872,  C.  52  J.  J.  alt  P.-D.  1869,  a.  1872,  D.  50  J. 
alt,  P.-D.  1865,  a.  1869. 

Diese  genauen  Angaben  beweisen,  daß  die  Universitätskarriere 
nicht  gar  zu  verlockend  ist,  daß  es  im  allgemeinen  mit  der  Beförde- 
rung nicht  gar  rasch  geht.  Betreffen  sie  auch  nur  Bonn,  so  dürfte 
es  sich  ähnlich  für  jede  andere  Universität  verhalten  und  dies  leicht 
erwiesen  werden  können.  Wir  wollen  aber  für  Bonn  noch  obendrein 
zeigen,  wie  es  mit  dem  Gehalte  steht,  indem  wir  eine  Zusammenstel- 
lung nach  dem  Leben sal ter  und  der  Zeit  derDoktion  machen. 
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Um  aber  in  keiner  Weise  zu  ermöglichen,  daß  aus  diesen  Mitteilungen, 
welche  nur  der  Sache  wegen  gemacht  werden,  auf  eine 
bestimmte  Person  geschlossen  werden  und  dadurch  die  Möglichkeit 
entstehen  könne,  daß  eine  Kritik  bezüglich  der  einzelnen  Gehaltszu- 
lage oder  Gehaltsbewilligung  bei  der  Berufung  oder  aus  Veranlassung 
eines  Rufes  beabsichtigt  sei,  geben  wir  die  Zusammenstellung  mit  der 
größten  Vorsicht  und  in  der  objektivsten  Weise.  Diejenigen,  deren 
Gehaltsverhältnisse  uns  nicht  bekannt  sind,  werden  einfach  nicht  be- 
rücksichtigt. Wir  legen  zu  Grunde  die  abgedruckte  Übersicht,  nehmen 
also  auf  die  nur  zufällig  von  den  Beteiligten  erfahrenen  Zulagen  aus 
dem  J.  1886  keine  Rücksicht. 

a.  Evangelisch-theologische  Fakultät.  Die  Übersicht 
hat  34600  M.  Sie  verteilten  sich  unter  die  6 Ordinarien  also:  4200, 
4500,  6000,  6300,  6600,  7000  M.  = 34600  M. 

b.  Katholisch-theologische.  Fond  26000  M.,  verteilt 
unter  die  6 also:  3500,  4000,  4000,  4500,  4600,  5400  M.  = 26000. 
Der  älteste,  A.  Menzel  ist  am  4.  Aug.  1886,  im  71.  Lebensjahre  ge- 
storben, er  hatte  4500  M.  Gehalt! 

c.  Juristische.  Der  Etat  hat  45800  M.  Die  7 Ordinarien 
hatten:  4500  , 5000  , 6000,  7000  , 7200  , 7500,  7800  M.  = 45000  M. 
Das  „vakante  Ord.“  steht  in  den  Geldern  „zur  Disposition“. 

d.  Medizinische.  Der  Etat  hat  50  800  M.,  sie  sind  verteilt : 
4500,  4500,  4800,  5200,  5400,  6000,  6000,  7200,  7200  M.  = 50800  M. 

e.  Philosophische.  Der  Etat  hat  169  700  M.  Es  hatten 
die  26  vorhandenen  Ordinarien  (einer  hat  infolge  Verzichts  kein  Ge- 
halt): 2 mit  4000,  4500,  2 mit  4800,  2 mit  5000,  5200,  2 mit  5500, 
5700,  3 mit  6000,  7000,  2 mit  7200  , 7600,  8100,  8460  , 2 mit  9000, 
9600,  10500  M.  = 149  960  M. 

In  noch  grelleres  Licht  wird  wohl  die  Thatsache,  daß  mit  dem 
Alter  die  Stellung  nicht  besser  wird,  durch  die  folgenden  Angaben 
treten.  Von  den  Professoren  mit  Gehalt  unter  5000  M.  stehen 
7 zwischen  51  und  60  Jahren,  2 zwischen  65  und  75,  nur  zwei  unter 
50  (über  42);  von  denen  unter  5500  sind  2 über  61,  2 über  51, 
2 über  51,  nur  3 zwischen  42—46  J.  alt;  die  Stufen  von  5500  und 
57(X)  haben  2 über  51,  2 über  44  J.  inne;  die  mit  6(XX)— 66(X)  ver- 
teilt sich  auf  1 mit  34  J.,  2 von  43—47,  3 von  53 — 57,  2 über  61, 
1 mit  74  J.;  die  Gehalte  von  7 — 78(X)  haben  inne:  2 mit  41  bezw. 
42  J.,  6 von  51  bis  59,  3 über  60;  die  8100 — 8500  auf  2 mit  65, 
66  J. ; die  4 höchsten  auf  4 mit  47,  49,  52,  57  Jahren.  Es  sei  aber 
nochmals  bemerkt,  um  Schlüsse  auf  Personen  zu  verhindern, 
daß  Alter  und  Höhe  der  Besoldung  in  gar  keinem  Verhältnisse  stehen. 

Von  den  mit  Gehalten  von  6000  M.  und  höher  Besoldeten  sind 
10  von  außerpreußischen  Universitäten  berufen,  6 von 
andern  preußischen,  haben  6 das  jetzige  Gehalt  erhalten  wegen 
Ablehnung  eines  effektiven  Rufs.  Es  kam  aber  auch  vor,  daß  jemand 
einen  effektiven  Ruf  ablehnt  und  nichts  bekommen,  ein  anderer  Ge- 
haltszulage, Orden,  Titel  erhalten  hat. 

Von  54  ordentlichen  Professoren  in  Bonn  zur  Zeit  der  Aufstellung 
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der  Übersicht  batte  1 kein  Gehalt.  Von  den  übrigen  53  hatten  we- 
niger als  das  Minimum  der  nichtj uristischen  Beamten 
der  IV.  Diätenklasse  (4200  M.)  5,  weniger  als  das  Minimum 
der  Juristen  der  IV.  Kl.  (4kX)  M.)  12,  weniger  als  das  Durch- 
schnittsgehalt der  nicht  juristischen  Beamten  der  IV.  Kl. 
(5100)  17,  weniger  als  das  Durchschnittsgehalt  der  Juristen 
der  IV.  Klasse  (5700)  23;  das  Maximalgehalt  der  Juristen  der 

IV.  Klasse  (6600  M.)  hat  1,  das  der  übrigen  Beamten  der  IV.  Kl. 
(6000  M.)  haben  7,  mehr  als  ersteres  17,  einschließlich  dieser  17  mehr 
als  das  zweite  19. 

Von  den  42  Fakultäten  des  Staats  bleibt  das  Barch- 
schnittsgehalt 

a.  unter  dem  Minimalgehalt  der  nichtjuristischen  Beamten 
der  IV.  Kl.  (4200  M.)  bei  8 Fakultäten. 

b.  unter  dem  Minimalgehalt  der  Juristen  der  IV.  Kl.  (48(X)) 
bei  19  Fak. 

c.  unter  dem  Durchschnittsgehalt  der  nichtjuristischen  Be- 
amten der  IV.  Kl.  (5100  M.)  bei  25  Fak. 

d.  unter  dem  Durchschnittsgehalt  der  Juristen  der  IV. Kl. 
(5700  M.)  bei  31  Fak. 

Von  den  42  Fak.  bleibt  sogar  unter  dem  Durchschuitts- 
g eh  alte  der  Land- Amtsrichter  und  Staatsanwälte,  also  der  Beamten 

V.  Diätenklasse,  das  Durchschnittsgehalt  von  acht. 

Diese  Ziffern  beweisen  unwiderleglich,  daß  die  Universitäten  viel 
schlechter  gestellt  sind,  als  alle  Staatsbehörden  der  gleichen  Ka- 
tegorie und  alle  juristischen  nicht  subalternen  Beamten;  sie  beweisen 
die  Forderung,  daß  Wandel  geschaffen  werden  müsse,  als 
absolut  berechtigt. 

Welcher  Beamte  der  IV.  Klasse  über  50,  55,  60,  65,  70,  75  Jahre 
und  mit  einer  Dienstzeit  von  24  , 29  , 34  , 39  , 44  , 49  — wenn  wir 
26  Jahre  als  Durchschnittsjahr  des  Anfangs  der  Privatdoktion  an- 
nebmen  — Jahren  steht  wohl  so  schlecht,  als  von  den  ordentlichen 
Professoren  in  Bonn  erwiesenermaßen  13,  bezw.  21  und  auf  allen 
Universitäten  viele? 


VI. 

Betrachtungen  über  die  im  Verhältnis  zu  den  übrigen 
Staatsbeamten  der  FV.  Klasse  günstiger  gestellten 

Professoren. 

21.  Die  Tabellen  ergeben,  daß  das  Durchschnittsgehalt  der  IV. 
Diätenkl.  mit  5100  M.  nur  an  17  von  42  Fakultäten,  das  mit  5700  M. 
nur  an  11  erreicht  bezw.  übertroffen,  das  Maximalgehalt  der  IV.  Diä- 
tenkl. mit  6000  M.  nur  an  31  von  42  erreicht  bezw.  übertroffen,  das 
mit  6600  M.  an  19  erreicht  bezw.  übertroffen  wird,  10  unter  jenem 
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bleiben,  9 gerade  ersteres  haben.  Die  Mitteilungen  über  Bonn  zeigen, 
wie  es  sich  praktisch  gestaltet. 

Die  Gründe,  aus  denen  eine  Anzahl  von  Professoren  über  6000 
bezw.  6600  M.,  eine  andere  von  7000  bis  selbst  12600  M.  beziehen, 
sind  verschieden. 

Regelmäßig  liegt  der  Grund  darin,  daß  jemand  die  Berufung 
von  einer  außerpreußischen  Universität  nur  unter  der  Bedingung, 
daß  ihm  ein  bestimmtes  Gehalt  gegeben  werde,  angenommen,  oder 
unter  der  Bedingung  einer  bestimmten  Gehaltszulage  einen  Ruf  aus- 
geschlagen hat.  Hiergegen  etwas  einzuwenden  geht  nicht,  weil  dies 
eine  Kritik  voraussetzte,  die  in  dem  Nachweise  bestehen  müßte,  daß 
der  Erwerb  oder  die  Beibehaltung  des  Betreffenden  nicht  die  hohe 
Ausgabe  lohne.  Ein  zweiter  Grund  liegt  in  der  Gehaltszulage  bei  dem 
Vorschläge  seitens  einer  andern  inländischen  Fakultät.  Wir  haben 
darüber  bereits  (§  15  Nr.  3)  gesprochen,  wollen  aber  noch  einige  Ge- 
sichtspunkte zusetzen.  Es  wäre  unbillig,  in  allen  Fällen  zu  sagen : wir 
geben  nicht  mehr,  mit  dem  Hintergedanken,  daß  der  Vorgeschlagene 
nicht  herkomme,  wenn  der  Minister  nicht  wolle.  Man  kann  nun  ein- 
mal die  Professoren  nicht  nach  der  gewöhnlichen  Schablone  bemessen. 
Unbillig  ist  cs  nur,  wenn  ein  also  Vorgeschlagenener  bereits  ein 
hohes,  d.  h.  dos  Maximum  von  6600  M.  übersteigendes  Gehalt  hat, 
dieses  so  zu  erhöhen,  daß  dadurch  gegenüber  gleich  verdienten  Kol- 
legen eine  große  Bevorzugung  entsteht.  Hierfür  giebt  es  nur  einen 
sachlichen  Grund : die  Gefahr  des  Abgangs  und  die  Unersetzbarkeit. 
Niemand  wird  es  aber  unbillig  finden,  wenn  ein  von  einer  andern  in- 
ländischen Universität  Vorgeschlagener,  der  z.  B.  6000,  7000  M.  hat, 
auf  7000,  7500  oder  8000  gebracht  wird.  Auch  kann  kein  anderer 
darin  eine  Verletzung  finden,  weil  solche  Rufe  eben  zu  den  glücklichen 
Zufällen  gehören.  Es  verhält  sich  damit,  wie  mit  den  Kollegiengeldern. 
Es  mag  nicht  angenehm  sein,  daß  z.  B.  ein  hochverdienter  Dozent 
und  berühmter  Gelehrter  wegen  seines  Fachs  ein  Minimalkollegiengeld 
hat,  z.  B.  ein  Orientalist  keine  300  M.  jährlich,  ein  ihm  bei  weitem 
als  Dozent  oder  Gelehrter  nicht  gleichkommendcr  3000  bis  10  000  M. 
und  mehr.  Das  liegt  eben  in  der  Sache.  Die  Wahl  des  Berufs  und 
die  Befriedigung  durch  denselben  muß  über  solche  Dinge  erhaben 
machen.  Das  ist  auch  thatsächlich  der  Fall. 

Endlich  hat  es  gewiß  nichts  gegen  sich,  ist  vielmehr  zu  billigen, 
daß  man  verdienten  Dozenten  und  Gelehrten  in  höherem  Alter,  zumal 
mit  Rücksicht  auf  ihre  geringere  Einnahme  aus  Kollegiengeldern  oder 
die  bessere  SteUung  rücksichtlich  des  Gehalts  anderer  Kollegen,  Zu- 
lagen giebt  und  sie  allmählich  über  das  Normale  bringt 

Der  Staat  kann  prinzipiell  direkt  die  Kollegieu- 
gelder  niemals  in  Anschlag  bringen.  Denn  1)  hat  er  mit 
ihnen  nichts  zu  thun,  weil  sie  ihm  nichts  kosten  und  er  sogar  nicht 
einmal  den  Beamten,  der  sie  erhebt,  bezahlt,  indem  dafür  2®/o,  bei 
gestundeten  und  auf  Mahnung  eingehenden  20®/o  abgezogen  werden. 
Er  kann  sie  2)  nicht  in  Anschlag  bringen,  weil  er  sie  niemals  in  das 
Gehalt  einrechnen  kann,  da  sie  sofort  aufhören,  wenn  der  Betreffende 
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keine  Vorlesung  halten  kann.  Dazu  kommt  3)  daß  derjenige,  welcher 
über  seine  Verpflichtung  geht,  in  dem  Honorar  einen  Ersatz  findet. 
Kein  Ordinarius  in  Preußen  braucht  infolge  der  Be- 
stallung mehr  als  eine  (entgeltliche)  und  eine  (unentgeltliche) 
öffentliche  Vorlesung  zu  halten.  Wollten  sich  alle  Professoren 
gleich  vielen  der  klassischen  Philologie  daran  halten,  so  müßte  der 
Etat  gewaltig  erhöht  werden.  Vielleicht,  ja  sicher  wäre  es  besser, 
durch  Vermehrung  der  Professuren  und  Erhöhung  der  Gehälter  da- 
für zu  sorgen,  daß  kein  Ordinarius  über  8 — 10  Stunden  wöchentlich 
hätte.  Wenn  oft  in  Zeitungen  die  Arbeit  des  Dozenten  mit  der  Bu- 
reau-Arbeit auf  gleiche  Stufe  gesetzt  wird,  wenn  es  heißt  der  Professor 
liest  täglich  höchstens  2—3  Stunden,  vielleicht  noch  weniger,  der 
Richter,  Regierungsrat  u.  s.  w.  muß  bis  zu  8 Stunden  täglich  arbeiten, 
so  beweist  das  nur,  daß  die  Schreiber  keine  Ahnung  davon  haben, 
was  eine  gewissenhafte  Vorbereitung  an  Zeit  kostet,  welche  Zeit  die 
stete  Verarbeitung  der  Literatur,  die  Umarbeitung,  die  Durcharbeitung 
kostet ; solche  Schreiber  wissen  nicht,  daß  der  Professor  durchschnitt- 
lich viel  mehr  als  acht  Stunden  arbeitet,  daß  die  wissenschaftliche  Thä- 
tigkeit  absolut  nötig  ist,  daß  der  Dozent  nicht  stille  stehe,  sondern 
fortschreite.  Die  landläufige  Redensart  von  dem  Vorlesen  vergilbter 
Hefte,  die  jahraus  jahrein  unverändert  bleiben , mag  auf  1 von  100 
passen.  Ist  es  denn  aber  relativ  anders  in  allen  Zweigen  des  Staats- 
dienstes ? 

Es  ist  wohl  überflüssig,  an  diesem  Orte  den  Nachweis  zu  führen, 
daß  die  Abschaffung  der  Kollegiengelder  nur  zum  Nachteil  der  Wissen- 
schaft, der  Vorlesungen  und  ganz  besondere  der  Staats  führen  würde. 

Wir  kommen  nunmehr  zur 


VII. 

Prüfung  der  Grundsätze  und  Praxis  bezüglich  derGe- 

haltsaufbesserungen. 

22.  Wir  haben  gewiß  mit  Recht  gefordert: 

1.  Jeder  Ordinarius  soll  mit  dem  Minimum  der 
IV.  Diätenklasse  angestellt  werden.  Daß  dem  nicht  so  ist, 
wurde  bewiesen  (§§  19.  20).  Für  diese  Forderung  bedarf  es  keines 
weiteren  Eingehens.  Selbst  der  Fall,  daß  jemand  Ordinarius  wird  in 
einem  Alter,  in  dem  regelmäßig  keiner  Oberlandesgerichtsrat  u.  s.  w. 
wird,  ist,  wie  gezeigt,  selten  und  rechtfertigt  sich  bei  hervorragenden 
Leistungen  von  selbst.  Es  kommt  ja  auch  im  Staatsdienst  vor,  daß 
man  jemand  selbst  ohne  hervorragendes  Verdienst  zum  Präsidenten 
macht,  der  nicht  das  Dienstalter  des  jüngsten  Rats  hat.  Und  im  all- 
gemeinen wird  die  Anstellung  des  Professors  mehr  zu  rechtfertigen 
sein,  weil  sie  erfolgt  auf  Grund  eines  Vorschlags  von  Fachmännern, 
vielleicht  der  Berufene  allein  zu  haben  ist,  jedenfalls  wenn  auch  zu- 
zugeben ist,  daß  Kameraderieen  bei  Berufungen  ab  und  zu  im  Spiele 
sind,  nicht  derartige  besondere  Gründe  wirken,  wie  im  sonstigen  Staats- 
dienste. Wir  enthalten  uns,  dies  Kapitel  weiter  zu  spinnen,  dürfen 
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aber  auf  Grund  langer  Erfahrung  und  der  Kenntnis  vieler  Berufungen 
sagen,  daß  verwandtschaftliche  oder  schwägerschaftliche  Rücksichten 
bei  den  juristischen  Fakultäten  kaum  Vorkommen,  bei  anderen  mir 
nicht  bekannt  geworden  sind. 

2.  Jeder  Ordinarius  soll  auf  das  Maximum  der  IV. 
Diätenklasse  gebracht  werden.  Wie  traurig  es  in  dieser 
Hinsicht  aussieht,  ist  gezeigt  worden  (§§  19,  20).  Ob  der  lAnd-  oder 
Amtsrichter  u.  s.  w.  hervorrage,  oder  ein  Dutzendmann  ist,  wird  nicht 
beachtet ; mit  der  Zeit  verbessert  sich  seine  Besoldung.  Bei  den  Rich- 
tern läßt  sich  das  selbst  durch  Einschiebungen  nicht  verhindern.  Für 
die  Professoren  kommen  nur  zwei  Kategorieen  in  Betracht:  diejenigen, 
welche  als  Dozenten  und  Männer  der  Wissenschaft  sich  bewähren, 
jene,  welche  in  beiderlei  oder  in  der  letzteren  Beziehung  nichts  oder 
wenig  leisten.  Es  ist  vollberechtigt  und  ratsam,  mit  der  Anstellung 
als  Ordinarius  vorsichtig  zu  sein.  Wenn  aber  der  Ordinarius  seiner 
Verpflichtung  als  Dozent  nachkommt,  sollte  der  Staat,  ohne  Rücksicht 
darauf,  ob  er  in  seinem  Fach  Wissenschaftliches  leistet  oder  nicht,  ihn 
durch  Gehaltsaufbesserungen,  welche  wohl  mit  Recht  als  Quinquennal- 
zulagen  verliehen  werden,  auf  das  gesetzmäßige  Maximum  bringen. 
Der  Staat  hat  kein  Recht,  von  dem  Professor  mehr  zu  fordern,  als  daß 
er  seiner  Pflicht  als  Lehrer  genüge;  er  stellt  nicht  an,  damit  je- 
mand schriftstellere,  sondern  damit  er  doziere.  Vielleicht 
stoße  ich  mit  diesem  Ausspruche  bei  den  Kollegen  an,  halte  ihn  aber 
für  absolut  richtig  und  darf  ihn  umsomehr  rücksichtslos  hinstellen, 
als  ich  selbst  vom  ersten  Tage  an,  wo  ich  mich  als  Dozent  habilitiert 
habe,  unausgesetzt  voll  und  ganz  meiner  Pflicht  als  Dozent  genügt 
habe  und  ununterbrochen  litterarisch  thätig  geblieben  bin. 

Für  eine  das  gewöhnliche  — gesetzlich  festzusetzende  — Höchst- 
gehalt überhaupt,  oder  die  geforderten  zeitweisen  Zulagen  früher  über- 
steigende Gehaltszulage  sollte  man  allerdings  ohne  Berufung  nur 
tüchtige  wissenschaftliche  Fachleistungen,  oder  hervorragende  Lehr- 
thätigkeit  entscheiden  lassen. 

In  der  Praxis  wurde  aber  bis  auf  die  neueste  Zeit  dergestalt  ver- 
fahren, daß  von  der  Handhabung  von  Grundsätzen  keine  Rede 
ist.  Einige  Beispiele  von  Bonn  mögen  den  Beweis  liefern;  sie  werden 
überall  ä]hnlich  sich  leicht  feststellen  lassen.  Christian  Friedrich  Diez, 
der  eigentliche  Begründer  der  romanischen  Philologie,  geb.  15.  März 
1794,  1821  Lector  in  Bonn,  1823  hier  a.o.  Professor,  wurde  i.  J.  1830 
ord.  Prof.,  hatte  bis  zur  allgemeinen  Erhöhung  der  Gehälter  unter 
Falk  ein  Gehalt  von  600  Thlr.,  zuletzt  5100  M.,  obwohl  kaum  ein  Dozent 
in  Bonn  so  viele  Zuhörer  aus  andern  Ländern  angezogen  hatte,  der 
Mann  Mitglied  der  meisten  Akademieen  war,  den  Orden  pour  le  mö- 
rite  und  zahlreiche  andere  besaß,  unausgesetzt  thätig  als  Lehrer  bis 
1874  dozierte;  er  hinterließ  bei  seinem  Tode  29.  Mai  1876  so  wenig, 
daß  seine  Schwester  im  Alter  von  73  Jahren  — er  war  unverheiratet 
— seine  treue  Pflegerin,  hätte  Not  leiden  müssen  und  nur  auf  drin- 
gende viermalige  Verwendung  des  Senats  — es  dauerte  vom  11.  Juni 
1876  bis  12.  Juli  1877  — eine  königliche  Gnadengabe  von  600  M. 
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erhielt.  Der  bescheidene  Mann  war  niemals  um  höheres  Gehalt  bitt- 
lieh  geworden  und  — vergessen.  Ein  noch  dozierender,  als  Lehrer 
und  Schriftsteller  bedeutender  Ordinarius  wurde  nach  Sjähriger  Dok- 
tion  als  a.o.  Prof,  mit  1800  M.  besoldet,  behielt  dieses  Gehalt  bei  als 
Ordinarius,  bekam  nach  Ablehnung  eines  Rufs  an  eine  österreichische 
Universität  (2  Jahre  nachdem  er  ord.  Prof,  war)  2700  M.,  dann  nach 
und  nach  3300,  3900,  4200,  zuletzt,  nachdem  er  18  Jahre  ord.  Prof, 
gewesen,  4600  M.  Ein  zweiter,  in  derselben  Weise  Verdienter  wurde, 
nachdem  er  über  5 Jahre  doziert  hatte,  a.o.  Prof,  mit  1800  M,,  be- 
hielt diese  als  ord.  bei,  stieg  dann  auf  2400,  2700,  3500,  4200,  4800 
und  zuletzt  auf  5400  M.  nach  23jähriger  Anstellung  als  ord.  Professor. 
Ein  dritter  wurde  1873  ord.  Prof,  mit  3000  M.,  erhielt  dann  3900,  4500, 
5000  und  1886  eine  Zidage  von  400  M.  nach  31jähriger  Doktion. 
Ein  vierter  wurde  1869  ord.  Prof,  mit  1500  M.,  kam  dann  auf  2400, 
3000,  3600,  4000  M.,  1883  auf  5000  M.  nach  l^ähr.  Ordinariat  und 
26iähriger  Doktion.  Das  nach  Diez  grellste  Beispiel  bietet  der  noch 
dozierende  Professor  der  Philosophie  Dr.  Peter  K n o o d t , geb.  6.  Nov. 
1811.  Nachdem  er  von  1837  bis  1841  Religionslehrer  am  Gymnasium 
in  Trier  gewesen,  studierte  er  1841  bis  1844  noch  in  Wien  unter 
A.  Günthers  Leitung,  dann  1 Jahr  in  Breslau,  wo  er  auch  zum  Dr. 
phil.  promovierte,  Va  Berlin,  wurde  am  25.  Sept.  1845  zum 

außerord.  Prof,  der  Philosophie  in  Bonn  ernannt  mit  1200  M.  (400 
Thlm.)  Gehalt.  Im  Sommer  1847  kam  der  Kanzler  v.  Wächter  aus 
Tübingen  nach  Bonn  und  suchte  ihn  zu  bewegen,  als  Nachfolger  Drey’s 
nach  Tübingen  zu  geben,  forderte  ihn  auf,  seine  Bedingungen  zu  stellen, 
indem  er  erklärte,  daß  die  Regierung  ihn  glänzend  stellen  werde.  Auf 
Knoodts  Mittheilung  erschien  der  Kurator  v.  Bethmann-Hollweg,  bat 
ihn  zu  bleiben  mit  der  Zusage,  daß  er  Ordinarius  werden  und,  und 
da  man  leider  jetzt  nicht  viel  habe,  rasch  und  ständig  Gehaltszulagen 
erhalten  werde.  Er  wurde  am  30.  Okt.  1847  zum  ord.  Prof,  ernannt 
mit  300  Thlm.  Zulage,  also  2100  M.  Gehalt,  erhielt  mit  1.  Okt.  1859 
ganze  100  Thlr.  Zulage,  auf  ein  Schreiben  vom  30.  Juli  1861,  das 
dem  Minister  jenes  Versprechen  ins  Gedächtnis  rief,  mit  1.  Jan.  1862 
wieder  100  Thlr.  Zulage,  am  1.  Juli  1868  nochmsils  200  Thlr.,  am 
1.  Juli  1872  wieder  200,  und  am  1.  Juli  1873  nochmals  200,  so  daß 
er  heute  nach  41jährigem  Lehramte  4800  M.  hat  trotz  seiner  unaus- 
gesetzten Thätigkeit  ds  Lehrer  und  Schriftsteller  im  Alter  von  75 
Jahren ! 

23.  Wie  kam  der  einzelne  zu  Gehaltszulagen  bis 
auf  die  neueste  Zeit  vom  Falle  der  Berufung  abgesehen? 

An  erster  Stelle  stand  das  besondere  Wohlwollen  des  Kurators 
oder  (bezw.  und)  Vortragenden  Rats  im  Ministerium.  Wenn  der 
erstere  wiederholt  beantragte,  wurde  schließlich  gewährt,  gewöhnlich 
sofort,  geradeso  wie  bezüglich  der  Orden  und  Titel.  Es  war  also  er- 
forderlich, recht  aufmerksam  zu  sein  — was  dazu  gehört,  braucht 
nicht  geschildert  zu  werden  — als  Dekan  u.  s.  w.  keine  jenen  genirende 
Selbständigkeit  zu  zeigen,  nur  mit  großer  Devotion  von  ihm  zu  reden 
— die  Wände  haben  nach  dem  Sprichwort  Ohren  — kurz  durch  Lie- 
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beiiKwürdigkeit  sich  Verdienst  zu  erwerben.  Ein  Kurator  kann  zuwenden 
und  verhindern.  So  konnte  jemand  ohne  Ruf  in  9 Jahren  durch  dreima- 
lige Zulagen  auf  7200  M.  kommen,  trotz  der  glänzenden  Stellung  durch 
Kollegiengelder  u.  s.  w.,  ein  anderer  innerhalb  nicht  ganz  7 Jahren 
von  6500  M.  auf  7200  und  7700  M.  Persönliche  pekuniäre  Verhält- 
nisse, welche  eine  Zulage  wünschenswert  machten,  wurden  durch  das 
Mittel  des  Berichts  bekannt,  ohne  solchen  blieben  sie  dem  Minister 
verborgen.  Bat  jemand  direkt,  so  konnte  der  Bericht  die  Motive  der 
Ablehnung  aus  dem  Standpunkte  geringer  wissenschaftlicher  Leistung, 
der  Rücksicht  auf  andere  u.  s.  w.  bieten.  Es  kam  auch  vor,  daß 
einem  alten  verdienten  Ordinarius  mit  4500  M.,  als  er  mündlich  um 
Zulage  bat,  gesagt  wurde : „Sie  sind  ein  vermögender  Mann,  haben  keine 
Frau  und  Kinder“,  so  daß  derselbe  steinalt  wurde  bei  4800  M.  Ge- 
halt. In  anderm  Falle  freilich  blieb  das  Vermögen  des  Professors 
oder  der  Frau  ohne  Anschlag.  Wird  jemals  einem  andern  Staatsbe- 
amten die  Zulage,  oder  die  Versetzung  auf  eine  bessere  Stelle  vor- 
enthalten, weil  er  Privatvermögen  hat,  unverheiratet,  kinderlos  ist? 

Die  einzige  Universität  ohne  Kurator  ist  Berlin.  Und 
da  ist  das  Minimalgehalt  6000  M.,  4500  M.,  3600,  3000  (letzteres, 
weil  1 Extr.  „verwaltet“),  das  Maximalgehalt  12000,  10000  , 9000, 
8400,  das  Durchschnittsgehalt  5750,  6872,  7 089,  7157  M.  (s.  oben 
Tabellen  III.  V.  VL).  Und  das  trotz  der  höheren  Kollegiengelder,  des 
höheren  Wohnungsgeldzuschusses  u.  s.  w. 

24.  Die  Folge  der  bisher  hervorgehobenen  Zustände  ist  eine 
wenig  würdige  Stellung  der  Professoren,  Es  ist  eines 
Mannes,  der  stets  seine  Pflicht  thut,  unwürdig,  mit  dem  höheren 
Alter  im  Vergleiche  zu  jüngeren  Kollegen,  die  teilweise  auf  der  Schul- 
bank saßen,  als  jener  schon  Ordinarius  war,  entweder  auf  einer  uner- 
hört niedrigen  Gehaltsstufe  zu  bleiben,  oder  um  Zulage  zu  bitten. 
In  keinem  sonstigen  Staatsamte  hängt  es  vom  Wohlwollen  des  Vor- 
gesetzten ab,  daß  jemand  Gehaltszulagen  erhalte.  Es  ist  nicht 
richtig,  daß  in  Bonn  für  6 evangelisch-theologische  Ordinarien  34600, 
für  6 kath.  theol.  nur  26000,  in  Breslau  für  6 ev.  th.  33600,  für  6 
k.  th.  24000  M.  ausgeworfen  sind  in  der  „Übersicht“;  daß  die  6 ev. 
th.  in  Königsberg,  Greifswald,  Kiel  so  enorm  gegenüber  den  andern 
zurückstehen;  daß  die  Unterschiede  zwischen  allen  übrigen  Fakultäten 
teilweise  ebenso  grelle  sind;  daß  der  Aufwand  für  die  Gehälter  von 

5 Ord.  der  klassischen  Philologie  an  einer  Universität  den  der 
ev.  th.  Fak.  in  Königsberg  um  14800  M.  bei  6 Ord.,  Greifswald  bei 

6 um  14600  M.,  Breslau  bei  6 um  7600  M.,  Kiel  bei  6 um  16100  M., 
Marburg  bei  6 um  10200  M.,  Göttingen  bei  6 um  5 600  M.,  Bonn  bei 
6 um  6100  M.,  — den  der  kath.  theol.  Fak.  in  Breslau  bei  6 um 
16600  M.,  Bonn  bei  6 um  14  600  M.,  — den  der  jurist.  Fak.  in 
Königsberg  bei  6 um  7600,  in  Greifswald  bei  5 um  15500,  in  Halle 
bei  7 um  8200,  in  Kiel  bei  5 um  18500,  in  Marburg  bei  7 um  4979  M. 
übersteigt.  Wir  kritisieren,  nochmals  sei  es  gesagt,  nicht  die 
einzelne  Gehaltszulage,  wir  verwerfen  nur  die  prinzi- 
pienlose, darum  willkürliche  Behandlung.  Wir  billigen  es 
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vollkommen , daß  man  A.  B.  C.  u.  s.  w.  so  stellt , daß  er  jedes  Halb- 
jahr nur  eine  private  und  eine  öffentliche  Vorlesung  zu  halten  braucht, 
wir  mißbilligen  aber,  daß  man  Dutzenden  kein  auskömmliches 
Gehalt  giebt,  obwohl  sie  mehr  thun.  Mit  Nennung  von  Namen 
könnten  wir  für  Bonn  hervorheben,  daß  manche  Zulagen  zu  Gehältern 
von  6000  M.  und  höher  gegeben  worden  sind  ohne  jeden  Ruf.  Wir 
haben  schon  früher  gesagt,  daß  wir  das  nicht  tadeln,  aber  was  dem 
einen  gerecht  ist,  ist  bei  gleichen  Verhältnissen  dem  andern  billig. 
Mit  der  einzigen  Ausnahme  der  auf  ein  fast  Null  betragendes  Kolle- 
giengeld angewiesenen  Dozenten,  welche  darum  bessere  Berücksich- 
tigung für  das  Gehalt  verdienen,  ist  das  Fach  nicht  entschei- 
dend. Ob  es  sich  um  ein  einzelnes  theologisches,  juristisches,  medi- 
zinisches, in  der  philosophischen  Fakultät  gelehrtes  handelt,  ist  gleich- 
gültig. Der  Staat  macht  bei  den  andern  Beamten  — der  Unterschied 
bezüglich  der  Juristen  wird  wohl  auch  bald  gehoben  werden  — auch 
keinen  Unterschied,  besoldet  vielmehr  Beamte  derselben  Klasse  gleich- 
mäßig, selbst  dann,  wenn  auch  eine  Kategorie  gar  keine  Universitäts- 
studien nötig  bat. 

Um  alle  diese  Ungleichheiten  zu  verdecken,  wird  amtlich,  wie 
schon  gesagt,  weder  der  Fakultät,  noch  dem  Senat  von  der  Höhe  des 
Gehalts  Mitteilung  gemacht  Daß  diese  leicht  zu  erfahren  ist  ohne 
jede  Plauderei  des  Rendanten,  ist  klar.  Die  Steuerlisten  stehen  zur 
Einsicht,  die  Spezialetats  mit  den  Minima  und  Maxima  sind  in  der 
Bibliothek;  man  erfährt  ganz  genau,  wenn  jemand  einen  Ruf  abge- 
. lehnt  und  was  er  erhalten  hat  Niemand  beneidet  solches;  worüber 
man  sich  aber  mit  Recht  wundert,  ist  die  nachgewiesene  Ungleichheit. 

Es  kann  nicht  befriedigen,  wenn  A.  bei  viel  geringeren  Anforde- 
rungen an  seine  Lehrthätigkeit  doppelt,  bis  dreimal  so  viel  Gehalt  hat 
als  B.;  wenn  die  Nebenarbeiten  (Seminare,  Prüfungsarbeiten)  beson- 
ders honoriert  werden  und  darin  um  so  mehr  ein  Ersatz  liegt,  als  die 
hohen  Gehälter  dann  das  Mittel  bieten,  weniger  Stunden  auf  Vor- 
lesungen zu  verwenden. 

Verhältnismäßig  am  geringsten  sind  die  Kliniker  besoldet  Es 
ist  nicht  möglich,  sie  so  zu  stellen,  daß  sie  keine  Privatpraxis  auzu- 
nehmen  brauchen,  da  der  Staat  nicht  30—50—60 — 90000  M.  Gehalt 
einem  Professor  geben  kann;  es  wäre  auch  absurd,  die  Privatpraxis 
zu  verbieten.  Aber  die  normale  Stellung  müßte  ganz  die  gleiche  sein. 
Wenn  der  Arzt  oder  Rechtsanwalt  viel  verdienen  kann , so  hat  nicht 
jeder  Beruf  und  Neigung  dazu,  und  jedenfalls  ist  jeder  andere  Pro- 
fessor viel  mehr  Herr  seiner  Zeit,  als  der  Kliniker.  Nur  Eins  ist  auch 
vom  Kliniker  zu  fordern,  daß  er  die  angesetzten  Stunden  regelmäßig 
halte,  nicht  möglicherweise  wöchentlich  einmal,  oder  häufiger  aus- 
wärtige lukrative  Konsultationen  u.  s.  w.  auf  Kosten  der  Vorlesung, 
die  dann  dem  Assistenten  zufällt,  vornehme. 

25.  Die  jetzige  Stellung  der  Professoren  trägt  eine  Hauptschuld 
an  der  Wanderungslust.  Im  Interesse  der  Wissenschaft  liegt  es 
nicht,  daß  die  kleineren  Universitäten  verhältnismäßig  immer  mehr 
entvölkert  werden,  alles  in  die  großen  Städte  drängt;  es  liegt  nicht 
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im  luteresse  der  Wissenschaft,  daß  sich  der  Kreis  der  Professoren 
eines  Fachs  zu  oft  erneuere,  weil  dies  keinerlei  Gleichmäßigkeit  auf- 
kommen  läßt  und  verhindert,  daß  die  Fachgenossen  die  Fächer  in 
erschöpfender  und  dadurch  zweckmäßiger  Weise  vortragen,  daß  sie 
sich  ergänzen.  Wenn  aber,  wie  die  obigen  Tabellen  zeigen,  nur  einige 
Universitäten  zu  den  auserlesenen  gehören,  geht  das  Streben  leicht 
dahin,  an  sie  zu  gelangen.  Und  wenn  die  eine  oder  andere  Univer- 
sität unverhältnismäßig  hohe  Gehälter  giebt,  das  Verbleiben  an  der- 
selben aber  vielen  nicht  wünschenswert  erscheint,  bildet  ein  Ruf  an 
eine  solche  das  Mittel,  entweder  durch  die  Ablehnung  des  Rufes  das 
angetragene  hohe  Gehalt  zu  gewinnen,  oder  mindestens  mit  demselben 
hohen  Gehalte  an  eine  andre  zu  kommen.  Nehmen  wir  einmal  Straß- 
burg als  Beispiel.  Von  den  ordentlichen  Professoren  der  rechts- 
und  staatswissenschaftlichen  Fakultät,  die  1872  oder 
bald  darauf  angestellt  wurden,  sind  fortgegangen:  Binding  (nach  Leip- 
zig), Brunner  (Berlin),  Schmoller  (Berlin),  Geffckeu  (pensioniert),  von 
der  medizinischen:  Waldeyer,  Leyden,  Gusserow,  (nach  Berlin),  von 
der  philosophischen:  Studemund  (Breslau),  R.  Schöll  (München), 
O.  Liebmann  (Jena),  Nissen  (Bonn),  Stahl  (Jena),  Springer  (Leipzig), 
Weizsäcker  (Göttiugen,  Berlin),  Köhler,  Weber,  Scherer.  Einige  gingen 
nach  einem  oder  einigen  Jahren  fort:  Brunner,  Springer,  Stahl,  Bin- 
ding, Scherer,  von  der  mathematisch-naturwissenschaft- 
lichen: Groth  (München). 

Die  Besoldung  der  ord.  Professoren  der  jur.  Fakultät  daselbst 
steigt  bis  13500  M.,  beträgt  im  Minimum  9000  M.,  der  mediz.  Fak. 
im  Max.  13500  M.,  der  philos.  Fak.  im  Max.  10500  M.,  im  Min. 
6000  M.,  der  mathem.-naturw.  im  Max.  12900,  im  Min.  7000  M. 
Diese  Zahlen  werden  das  Gesagte  genügend  beleuchten. 

Betrachten  wir  andre  Universitäten,  wobei  ich  nur  die  mir  be- 
kannteren Jurist,  berücksichtigen  kann.  Von  den  heutigen  10  ord. 
Prof,  in  Berlin  sind  nur  2 (Berner,  Gneist)  an  derselben  Fak.  bis 
zum  ord.  Prof,  vorgerückt,  8 als  ord.  berufen  worden ; 2 davon  waren 
allerdings  vorher  einmal  dort  a.  o.  Prof.  Von  den  7 o.  Prof,  in  Bonn 
sind  3 (Hälschner,  HüflFer,  Lörsch)  stets  an  derselben  gewesen,  von 
den  6 in  Breslau  1 (Gitzler),  von  den  5 in  Greifswald2  (Häberlin, 
Fischer),  von  den  7 in  Halle  einer,  von  den  8 in  Göttin  gen  2 
(FrensdorfiF,  Ziebarth),  von  den  5 in  Kiel  keiner,  von  den  6 in  Mar- 
burg keiner. 

Die  Wanderungen  haben  teils  einen  ganz  bestimmten  Weg, 
vom  Privatdozenten  zum  ord.  Prof,  nach  Basel,  Bern,  Zürich, 
Rostock,  wohin  selten  jemand  als  a.  o.  Prof,  gerufen  wird,  auch  wohl 
nach  Kiel  und  Erlangen,  Greifswald,  seltener  vom  Privatdoz.  an  eine 
dieser  Universitäten  als  a.  o.  Prof.,  dann  vom  a.  o.  Prof,  zum  ord.  an 
eine  kleinere,  und  nun  nach  der  Rücksicht  des  Honorars  und  Gehalts 
weiter.  Einzelne  Beispiele  mögen  die  Sache  beleuchten.  Von  den 
Romanisten  in  Deutschland  kamen  folgende  an  die  ihnen  beige- 
setzten Universitäten.  Die  erste  ist  jene,  wo  sie  sich  als  Privat- 
dozenten habilitierten.  Windscheid:  Bonn,  Greifswald,  Halle, 
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Mönchen,  Heidelberg,  Leipzig;  Jhering:  Berlin,  Gießen,  Wien, 
Göttingen;  Brinz:  München,  Erlangen,  Prag,  Tübingen,  München; 
Ad.  Schmidt:  Jena,  Freiburg,  Bonn,  Leipzig;  Dernburg:  Gießen, 
Halle,  Berlin;  Bechmann:  Erlangen,  Basel,  Kiel,  Erlangen,  Bonn; 
Bekker:  Berlin,  Greifswald,  Heidelberg;  Zitelmann:  Göttingen, 
Rostock,  Halle,  Bonn.  Andere  Beispiele  von  Juristen  sind  Schröder: 
Bonn,  Würzburg,  Straßburg,  Göttingen;  Fried b erg:  1862  P.-D.  in 
Berlin,  1865  a.  o.  Prof,  in  Halle,  dann  ord.,  1869  in  Freiburg,  1873 
Leipzig;  Wach:  Königsberg  1868  P.-D.,  1869  ord.  in  l^stock, 
Tübingen  1871,  Bonn  1872,  Leipzig  1875;  Merkel:  Gießen,  Prag, 
Wien,  Leipzig,  Straßburg;  Brunner:  Wien,  Lemberg,  Prag,  Straß- 
burg, Berlin.  Von  Historikern,  Philologen,  Philosophen  Vahlen: 
Bonn,  Breslau,  Wien,  Berlin;  Weizsäcker:  Tübingen,  Göttingen, 
Berlin;  Maurenbrecher:  Bonn,  Königsberg,  Bonn,  Leipzig. 

Die  Freizügigkeit  der  Gelehrten  ist  eine  Notwendig- 
keit, sie  zu  beschränken  wäre  für  die  Wissenschaft  das  größte  Un- 
glück. Aber  verkehrt  ist  es,  in  dem  öfteren  Gerufen  werden  den  Haupt- 
beweis der  Tüchtigkeit  zu  sehen,  in  dem  einen  Falle  jemand,  der 
keinen  Ruf  erhält,  sitzen  zu  lassen,  in  dem  andere  darauf  keine  Rück- 
sicht zu  nehmen.  Daß  bei  Berufungen  weder  die  Tüchtigkeit  als 
Dozent  oder  die  Gediegenheit  der  Vorlesungen  und  die  wissen- 
schaftliche Bedeutung  stets  oder  doch  fast  stets  den  Ausschlag 
giebt,  wird  niemand  behaupten,  der  die  Verhältnisse  genau  kennt 
Wer  an  einer  größern  Universität  als  ord.  Prof,  sich  befindet,  wird  im 
ganzen  selten  gefragt  Es  ist  unfraglich,  daß  auch  andere  Gründe, 
äs  die  wissenschaftliche  und  Lehr- Tüchtigkeit  in  Betracht  kommen, 
auch  neben  letzteren  und  politischen,  selbst  konfessionellen  das  Ge- 
halt und  auch  das  Fach.  Man  ist  wohl  bereit,  für  einzelne  Fächer 
sehr  hohe  Gehälter  zu  bewilligen,  andre  glaubt  man  billiger  haben  zu 
können.  Wir  haben  nicht  die  Absicht,  irgend  welche  persönliche  Kritik 
zu  üben,  gehen  darum  nicht  weiter  ein.  Wo  Namen  angeführt  wurden, 
handelte  es  sich  um  notorische  Thatsachen  und  lediglich  um  Belege. 
Das  aber  bleibt  unbestreitbar  richtig:  die  kleineren  Universitäten  wer- 
den meist  nur  als  Durchgangspunkt  angesehen,  jeder  hervorragende 
Lehrer  pflegt  ihnen  entführt  zu  werden;  Die  Ausnahmen  haben  be- 
sondere, meist  persönliche  Gründe,  welche  den  Dozenten  fesseln.  Auch 
das  Fach  selbst  bietet  oft  die  Leichtigkeit  oder  Schwierigkeit  der  Be- 
rufung. Ist  eins  überfüllt,  so  stockt  die  Laufbahn,  ist  Mangel,  so 
gehts  rasch  auch  ohne  jeden  wirklichen  Grund.  Wenn  wir  nicht 
rein  sachlich  uns  verhalten  wollten,  könnten  wir  mit  Namen  belegen, 
daß  z.  B.  juristische  Privatdozenten  ohne  jede  literarische  Leistung 
außer  der  Doktordissertation  und  ohne  jedes  besondere  Lehrtalent 
nach  wenigen  Jahren  sofort  ordentliche  Professoren  wurden.  Wie  oft 
hat  ein  guter  Freund  oder  Gönner,  oder  die  gute  Absicht,  jemand 
fortzuhelfen,  auf  den  Ruf  Einfluß.  Und  nun  das  Fach.  Dem  katho- 
lischen Theologen  stehen  in  Deutschland  5 Universitäten  (Bonn,  Breslau, 
Freiburg,  München,  Würzburg),  dem  evangelischen  17  offen;  dem 
katholischen  stehen  für  Kirchenrecht  wohl  nur  4 (Bonn,  Breslau, 
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München,  Würzburg)  offen,  dem  protestantischen  18,  und  auch  nach 
Würzburg  ist  zuletzt  ein  solcher  gerufen  worden.  Meines  Wissens  ist 
kein  katholischer  Historiker  an  andere  Universitäten,  als  in  Bonn, 
Breslau,  München,  Würzburg,  Freiburg,  Straßburg  als  ord.  Professor 
angestellt  worden,  kein  katholischer  Philosoph  anders  als  in  Bonn, 
Breslau,  Freiburg,  Halle,  Heidelberg,  München,  Münster,  Würzburg, 
Braunsberg. 

Alle  diese  Dinge  sind  nur  angeführt  worden,  um  außer  den  für 
alle  passenden  Gründen  die  aufgestellten  Forderungen  noch  mehr  zu 
stützen  und  zu  beweisen,  daß  es  unrichtig  ist,  für  Gehaltszulagen  kein 
festes  Prinzip  aufzustellen,  und,  abgesehen  von  Ausnahmen,  einen  Ruf 
als  den  regelmäßigen  Anlaß  anzusehen,  um  ein  anständiges  Ge- 
halt zu  geben.  Endlich  muß  auch  noch  hervorgehoben  werden,  daß 
ein  höheres  Lebensalter  ohnehin  Berufungen  ausschließt.  Ist  ein 
Professor  über  50 — 55  Jahre  alt,  so  wird  man  sich  bedenken,  ihn  zu 
rufen,  es  sei  denn  für  Naturwissenschaften,  Kliniken,  Philologie  und 
römisches  Recht.  Ein  solcher  wird  auch  nicht  leicht  vorgeschlagen, 
weil  er  ein  höheres  Dienstalter,  als  vielleicht  alle,  hat  und  ein  höheres 
Gehalt  bekommen  würde,  auch  sich  bei  mehrfacher  Besetzung  das 
günstigere  Semester  wählen  kann.  Ist  es  aber  richtig,  den  verdienten 
alten  Professor  mit  einem  an  sich  unpassenden  Gehalte  sitzen  zu 
lassen , Kollegen , welche  noch  nicht  geboren  waren , oder  auf  der 
Schulbank  saßen,  als  jener  bereits  dozierte,  ungleich  höher  zu  besolden  ? 
Mag  er  noch  so  gut  seinem  Amte  vorstehen,  man  braucht  ihn  nicht 
zu  berücksichtigen,  er  muß  bleiben,  mag  sich  allenfalls  vom  Halten 
der  Vorlesungen  entbinden  lassen. 

Auch  derOrt  entscheidet  Berlin  vertauscht  wohl  im  ganzen 
keiner  mit  einem  andern  Orte;  von  Bonn  wird  ein  Ordinarius  nach 
einer  andern  preußischen  Universität  als  Berlin,  irgend  einer  bairischen 
außer  München,  einer  andern  außerpreußischen  deutschen  außer  Leipzig 
nur  aus  ganz  ^sondern  Gründen  gehen.  Straßburg  bat  den  Reiz  der 
Neuheit  verloren. 

Das  Fach  hat  ebenso  Einfluß.  Der  Jurist  wird  in  Anbetracht 
der  größem  Thätigkeit  und  der  hohen  Honorare  München,  Leipzig, 
Berlin  regelmäßig  nicht  ausschlagen , der  evangelische  Theolog  nach 
seiner  Richtung  Erlangen  und  Leipzig,  im  ganzen  Halle  und  Berlin 
vorziehen,  der  Mediziner  allen  Berlin,  danach  Würzburg. 

Lediglich  zur  Illustration  der  Berufungen  sollen  noch  einige  Bei- 
spiele von  Verstorbenen  dienen.  L.  Arndts  geb.  1803,  habilitierte 
sich  in  Bonn  1826,  wurde  1837  a.  o.  Prof.,  1839  zum  ord.  Prof,  in 
Breslau  ernannt,  nahm  aber  den  gleichzeitigen  Ruf  nach  München  an, 
von  wo  er  1855  nach  Wien  ging.  Bluhma  geb.  1797,  als  Dozent 
weder  anregend  noch  beliebt,  habilierte  sich  1820  in  Göttingen,  wurde 
1823  Prof,  in  Halle,  1831  in  Göttingen,  1833  Rat  am  O.A.G  in  Lübeck, 
1843  Prof,  in  Bonn.  Böcking  geb.  1802,  habilitierte  sich  1820  in 
Berlin,  wurde  1829  dort  a.  o.  Prof.,  im  selben  Jahre  auf  seinen  Wunsch 
nach  Bonn  versetzt,  hier  1835  ord.  Prof.,  er  hat  nie  einen  Ruf  ge- 
habt. F.  Walter  hat  niemals  einen  Ruf  erhalten,  war  von  1819  an 
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in  Bonn.  Aem.  L.  Richter  geh.  1808,  habil,  in  Leipzig  1829,  er- 
neuerte dies  1835,  1836  a.  o.  Prof.,  1838  Prof,  in  Marburg,  1846  in 
Berlin.  H.  Th  öl  ist  ununterbrochen  in  Göttingen  geblieben.  R.  Stint- 
zing  1862  P.-D.  in  Heidelberg,  1854  ord.  Prof,  in  Basel,  1857  in 
Erlangen , schlug  Rufe  aus  nach  Kiel  1861 , Gießen  1868 , 1870  in 
Bonn.  K.  A.  V.  Vangerow  kam  von  Marburg  nach  Heidelberg, 
wo  er  blieb.  — Ohne  Zweifel  dürften  sich  leicht  solche  Beispiele  auch 
für  andere  Fächer  angeben  lassen. 

Wie  man  mit  einzelnen  Fächern  umging,  mögen  einige  Beispiele 
zeigen.  Als  Richter  1864  (8.  Mai)  starb,  machte  man  Hinschius 
zum  a.  0.  Prof.,  1868  Hübler  zum  a.  o.,  besetzte  erst  1872,  also  nach 
8 Jahren,  das  vakante  Ordinariat  mit  Hinschius,  der  1868  als  ord. 
nach  Kiel  gekommen  war.  Die  Bonner  Jurist.  Fakultät  hatte  1870, 
bevor  Stintzing  in  sie  eintrat,  Ordinarien:  Walter  alt  76  J.,  Bluhme 
73  J.,  Bauerband  70  J.,  Seil  60  J.,  Hälschner  53  J. 

VIII. 

Die  außerordentlichen  Professoren. 

26.  Aus  der  „Übersicht“  ergiebt  sich: 

a.  Zur  Zeit  sind  vorhanden  287  außerordentliche  Professoren,  da- 
von besoldet  198.  Da  die  Zahl  der  ord.  Prot.  534,  die  der  be- 
soldeten ord.  530  betrug,  so  gab  es  weniger  auß.  244,  weniger  be- 
soldete 332. 

b.  sie  verteilen  sich  auf  die  Fakultäten  also: 


ev.  theol. 

kath. 

theol. 

juristische 

medizin. 

phi 

bes. 

unb. 

bes. 

unb. 

bes. 

unb. 

bes. 

unb. 

bes. 

16 

2 

5 

1 

12 

4 

45 

46 

117 

Nach  Abzug  der  künftig  wegfallenden  bleiben  besoldete: 
ev.  th  kath.  th.  Jur.  med.  philos. 

15  4 9 43  94 

c.  Minima  und  Maxima  der  Gehälter  in  Mark. 


evangelisch- 

katholische 

Jurist. 

mediz. 

philos. 

Ort  der 

theol. 

Fak. 

Fak. 

Fak. 

Fak. 

Fak. 

Anstalt 

Min 

Max. 

Min. 

Max. 

Min 

Max. 

Min. 

Max. 

Min. 

Max. 

Königsberg  . 

2 400 

2 400 

, 

? 

? 

I 800 

3 000 

2 000 

3 000 

Berlin  .... 

I 500 

4 800 

. 

. 

2 700 

2 700 

I 500 

3 600 

900 

4 800 

Greifswald  . 

2 000 

2 000 

• 

• 

3 800 

3 800 

I 800 

2 800 

I 740 

2 800 

Breslau  . . . 

• 

2 400 

2 400 

. 

. 

I 800 

2 400 

I 500 

3 000 

Halle  . , . . 

2 800 

2 800 

• 

. 

. 

• 

2 400 

4 800 

900 

3 300 

Kiel 

2 200 

2 200 

. 

• 

I 500 

3 000 

2 400 

2 850 

2 000 

2 400 

Göttingen  . . 

2 000 

3 000 

. 

2 100 

2 100 

660 

3 000 

600 

3 600 

Marburg . . . 

• 

• 

2 400 

2 800 

I 800 

2 800 

2 400 

2 800 

Bonn  .... 

2 000 

2 400 

2 200 

2 400 

I 800 

I 800 

I 000 

3 000 

I 800 

3000 

MQnster  . . . 

. 

. 

. 

. 

. 

• 

. 

I 800 

2 400 

d.  Die  M i n i m a betragen : 600(lmal),  660(1),  900(2),  1000(1), 
1500(4),  1740(1),  1800(7),  2 000  (5),  2100(1),  2200(2),  2400(6), 
N.  F.  Bd.  XJT.  8 
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2500  (1),  2 700  (1),  2800  (1),  3800  (1),  lassen  also  an  Mannigfaltig- 
keit — 14  Abstufungen  — nichts  zu  wünschen  übrig.  Die  Maxima 
— 13  Stück,  wobei  allerdings  hervorzuheben  ist,  daß  in  9 Fällen 
Minimum  und  Maximum  zusammen  fallen , weil  keine  Abstufung  be- 
steht — bewegen  sich  also:  1800  (Imal),  2000  (1),  2100  (1),  2200 
(1),  2400  (7),  2700  (1),  28ü0  (6),  2850  (1),  3000  (8),  3300  (1), 
3600  (2),  3800  (1),  4800  (3). 

Es  bedarf  keines  Wortes,  um  zu  zeigen,  daß  ebensowenig  System 
in  der  Sache  ist,  als  bei  den  ordentlichen  Professoren.  Wir  wollen 
zunächst  über  die  Sache  selbst  einige  Bemerkungen  machen. 

Außerordentlich  be so Idete  Professuren  sind  notwen- 
d i g aus  mehrfachen  Gründen.  Ohne  solche  würde  selten,  für  einzelne 
Fächer  vielleicht  niemals  die  zur  Ausfüllung  vakanter  ordentlicher 
erforderliche  Anzahl  von  Dozenten  vorhanden  sein.  Das  würde 
ganz  besonders  eintreten,  wenn  eine  Anzahl  von  ordentlichen  eines 
Fachs  in  sehr  rüstigem  Alter  steht.  Gewiß  wird  im  allgemeinen 
nur  derjenige  sich  der  Privatdozentur  zuwenden,  welcher  dazu  beson- 
dere Neigung  hat.  Aber  daneben  kommt  doch  auch  die  Geldfrage  in 
Betracht.  Mit  der  Aussicht,  10  Jahre  lang  auf  das  geringe  Kollegien - 
geld  angewiesen  zu  sein,  wird  regelmäßig  nur  ein  vermögender  junger 
Mann  imstande  sein,  die  Dozentenlaufbahn  einzuschlagen.  Will  man 
den  Katheder  nicht  dem  Talente  verschließen,  so  mi^  man  in  den 
außerordentlichen  Professuren  einen  Ersatz  schaffen.  Auch  ist  es  wohl 
an  sich  berechtigt,  durch  außerordentliche  Professoren  Teile  eines  Fachs 
vortragen  zu  lassen,  solchen  Gelegenheit  zu  geben,  sich  noch  gründ- 
licher einzuarbeiten.  Nicht  minder  stellt  sich  die  außerordentliche 
Professur  dar  als  Ersatz  und  Lohn  für  langjähriges  Dozieren,  wo  kein 
Grund  vorliegt  zur  mehrfachen  Besetzung,  eine  solche  vielleicht  kaum 
möglich  ist.  Eine  Klinik,  ein  Institut  kann  nur  einen  eigentlichen  Di- 
rektor haben.  Man  kann  auch  unmöglich  für  jedes  andre  Fach  2,  3, 
4 ordentliche  Professoren  und  mehr  haben  Nach  allen  Seiten  hilft 
die  außerordentliche  Professur  aus. 

Wenn  es  bei  der  in  den  Statuten  festgestellten  Zahl  der  ordent- 
lichen Professoren  bewendete,  würde  das  Bedürfnis  außerordentlicher 
ein  unbedingtes  und  ständiges  sein.  Eine  Bezugnahme  auf  Bonn  — 
anderwärts  ist’s  analog  — wird  dies  lehren.  Wir  wollen  aber  gleich- 
zeitig angeben,  inwiefern  für  das  Fach  außerordentliche  und  Dozenten 
vorhanden  sincL  Nach  den  üniversitätsstatuten  v.  10.  Sept.  1827  § 37 
sollen  sein: 

1.  in  der  evangelisch-theologischen  sechs:  zwei  für  Exe- 
gese, zwei  für  Dogmatik  (Dogmatik,  Moral),  eine  für  Geschichte,  eine 
für  den  praktischen  Teil.  Sie  hat  6,  dazu  2 bes.  außer,  (alttest  Exe- 
gese, Gesch.),  2 P.  D; 

2.  in  der  katholisch-theologischen  dieselben  sechs.  Sie 
hat  jetzt  7 und  1 außer.; 

3.  in  der  juristischen  sieben,  mit  einer  Verteilung,  die  nir- 
gends mehr  zutrifft  Sie  hat  7,  nach  dem  Etat  8 (1  ord.  vak.),  2 auß. 
(1  Hest  nicht  seit  mehr  als  20  Jahren),  2 P.  D; 


Digltized  by  Google 


Die  BesoIdangsverhiUtiiisse  der  DniversitStsprofessoren  in  Preußen. 


35 


4.  in  der  medizinischen  sechs.  Sie  hat  9 etatsmäßige,  dazu 
4 besoldete  (1  künftig  wegfallend)  und  5 unbes.  auß.  und  12  P.  D.; 

5.  in  der  philosophischen  achtzehn  und  zwar: 

a)  zwei  für  Philosophie  (1  kath.,  1 evangel.).  Es  sind  vorhanden 
3 ord.  (2  kath.  1 evangel.),  2 bes.  auß.,  1 unbes.  auß.,  1 P.  D.  Der 
eine  künftig  wegfallende  ord.  Prof,  gehört  wohl  hierher; 

b)  zwei  für  Mathematik,  darunter  1 zugleich  für  Astronomie.  Sie 
hat  zwei ; 1 Mathem.,  1 Astronomen,  1 mathem.  bes.  außerord.,  1 P.  D. ; 

c)  zwei  für  klassische  Philologie.  Sie  hat  dafür  vier,  1 unbes. 
außerord.,  1 P.  D. ; 

d)  eine  für  Archäologie  und  Kunstgeschichte.  Sie  hat  1 für  Archäo- 
logie, 1 für  neuere  Kunstgeschichte,  1 P.  D.; 

e)  eine  für  Wohlredenheit  und  neuere  Litteratur,  insonderheit  die 
deutsche  und  deren  Geschichte.  Sie  hat  1 ord.,  2 bes.  auß.,  1 unbes. 
außer,  für  deutsche  und  verwandte  Sprachen,  2 ord.,  1 bes.  auß.  für 
romanische,  2 P.  D.; 

f)  eine  für  morgenländ.  Sprache  und  Litteratur.  Sie  hat  1 ord., 
1 bes.  auß.,  dazu  1 ord.  für  vergleichende  Sprachwissenschaft  (Sanskrit). 

g)  zwei  für  Geschichte  und  deren  Hilfswissenschaften.  Sie  hat 
dafür  4 ord.,  1 außer.,  1 P.  D.; 

h)  eine  für  Physik.  Sie  hat  1 ord.,  1 bes.  auß.; 

i)  eine  für  allg.  Naturgesch.  u.  Zoologie.  Die  ord.  Prof,  ist  ver- 
bunden mit  der  vergl.  Anatomie,  dazu  1 bes.  auß. ; 

k)  eine  für  Botanik.  Sie  bat  1 ord.,  1 auß.; 

l)  eine  für  Mineralogie  u.  Bergbau.  Sie  hat  1 unbes.  ord.,  1 bes. 
ord.,  1 P.  D.; 

m)  eine  für  die  Staatswissenschaften.  Sie  hat  1 ord.,  1 bes.  auß. ; 

n)  eine  für  Technologie  und  Ökonomie.  Fehlt,  weil  die  landwirt- 
liche Akademie  sie  enthält  (23  Prof.,  bezw.  Lehrer). 

Die  unbesoldeten  außerordentlichen  Professoren  fallen  vorzugs- 
weise der  medizinischen  (6,  13,  1,  9,  8,  2,  2,  1,  4)  und  philosophischen 
Fakultät  (4,  13,  4,  1,  1,  7,  3,  6)  anheim.  In  der  ersteren  handelt  es 
sich  r^elmäßig  zugleich  um  Assistenten  u.  dgl.,  die  zugleich  prak- 
tische Ärzte  sind  und  für  welche  der  Professortitel  mehr  wert 
ist  als  2000  M.,  weil  er  ihnen  eine  soziale  Stellung  und  Ruf  giebt, 
zumal  das  große  Publikum  den  Unterschied  nicht  kennt  und  es  keine 
Sitte  ist,  sich  außerordentlicher  Professor  zu  nennen,  ja  es  vorkommt, 
daß  mit  den  Universitätsverhältnissen  unbebannte  Personen  in  dem 
außerordentlichen  etwas  Besonderes  sehen.  Es  liegt  auf  der  Hand, 
daß  man  z.  B.  in  Bonn  nicht  18  ord.  Professoren  (so  viel  ord.  und 
außerord.  sind  gegenwärtig  vorhanden)  in  der  medizinischen  und  44 
ord.  (27  ord.  und  17  außerord.)  nötig  hat.  Da  bleibt  nichts  übrig, 
als  einer  Anzahl  Besoldung,  andern  den  bloßen  Titel  zu  geben. 

Man  sollte  indessen  auch  dabei  nach  festen  Grundsätzen  ver- 
fahren, insbesondere  besoldete  Extraordinariate  für  Fächer  schaöen, 
wo  zur  Heranbildung  und  zur  Ausfüllung  von  Lücken  solche  nötig 
sind,  dann  aber  auch  ein  Gehalt  geben,  das  wenigstens  den  Unterhalt 
für  eine  Person  zu  bieten  vermag.  Der  besoldete  außerordentliche 
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Professor  hat  denselben  Wohnungsgeldzuschuß  wie  der  ordentliche  und 
wird  Mitglied  der  akademischeu  Witwen-  und  Waisensozietät  ^). 

Im  Vorhergehenden  sind  verschiedene  Angaben  über  Alter  u.  s.  w. 
gemacht  worden. 


Wir  erlauben  uns  nun  zum  Schlüsse,  unter  Bezugnahme  auf  die 
vorhergehenden  Ausführungen  diejenigen  Vorschläge  in  Gesetzesform 
zu  formulieren,  welche  wir  für  billig  und  sachgemäß  halten.  Dabei 
geben  wir  bezüglich  der  Ansätze  davon  aus,  daß  deren  Verschieden- 
heit das  Mittel  bietet,  besondere  Verdienste  (als  Dozent,  Schriftsteller, 
in  beiderlei  Hinsicht)  entsprechend  zu  berücksichtigen,  und  dadurch 
sowohl  dem  Bedürfnisse,  als  dem  vernünftigen  Ermessen  des  Ministers 
Rechnung  trägt. 

§ 1.  Das  Anfangsgehalt  des  ordentlichen  Professors 
wird,  je  nachdem  er  nach  3,  6,  9 jähriger  Dozentur  als  solcher  ange- 
stellt  wird,  außer  dem  gesetzlichen  Wohnungsgeldzuschuß  festgesetzt 
auf  4200,  4500,  4800  M. 

§ 2.  Zu  demselben  erhält  derselbe  alle  5 Jahre  eine  Zulage  von 
300  M.  bis  zum  Maximalbetrage  von  6600  M.  •). 

§ 3.  Es  ist  gestattet,  wegen  besonderer  Verdienste,  Ausschlagung 
eines  Rufes,  eine  oder  mehrere  Zulagen  früher  anzuweisen,  auch  das 
Höchstgehalt  früher  zu  geben,  oder  zu  überschreiten. 

§ 4,  Das  Anfangsgehalt  eines  besoldeten  außerordent- 
lichen Professors  wird,  je  nachdem  er  nach  3,  6,  9 jähriger  Dozentur 
angestellt  wird,  außer  dem  gesetzlichen  Wohnungsgeldzuschuß  fest- 
gesetzt auf  1800,  2100,  2400  M. 

§ 5.  Zu  demselben  erhält  derselbe  alle  5 Jahre  eine  Zulage  von 
300  M.  bis  zum  Höchstbetrage  von  4800  M.  § 3 findet  analoge  An- 
wendung. 

§.  6.  Für  den  Fall  einer  Berufung  von  einer  auswärtigen  Uni- 
versität oder  der  Ausschlagung  eines  Rufs  an  eine  solche  bleibt  die 
Festsetzung  des  Gehalts  dem  Minister  überlassen.  Im  Falle  der  Be- 
rufung von  einer  inländischen  findet  § 3 statt. 


1)  In  Preufsen  sind  die  UniversitStsprofessoren  nicht  pensionsiXhig , fallen  darum 
nicht  unter  das  Gesetz  vom  20.  Hai  1882.  Es  bestehen  an  jeder  besondere ; der  ein* 
seine  macht  in  Bonn  450  H.  Einlage  (beim  Tode  zurückzahlbar),  oder  legt  einen  mit 
5 zu  verzinsenden  Wechsel  ein,  zahlt  dazu  jährlich  72  M.  Die  Witwe  erhält  (gegen- 
wärtig) jährlich  1060  H.  (statutenmäfsig  nur  720  M.),  die  ehel.  leibl.  Kinder  bis  zum 
vollendeten  21.  Jahre  (wenn  sie  vorher  nicht  selbst  den  Unterhalt  erwerben  bezw. 
[Töchter]  verheiratet  sind)  bei  3 und  mehr  zusammen  360  M.,  bei  2 nur  300,  bei  1 nur 
180  M.  mit  einigen  Modifikationen.  Ähnlich  ist's  anderwärts.  Das  Institut  hat  Vorteile 
und  Nachteile.  Darauf  kann  hier  nicht  näher  eingegangen  werden. 

2)  So  würde  die  erste  Klasse  mit  66  Altersjabren,  wenn  er  mit  28  Jahren  Ord. 
wurde,  die  zweite  mit  64,  wenn  er  es  mit  31  wurde,  die  dritte  mit  64,  wenn  er  es  mit 
34  wurde,  auf  das  Höchstgehalt  kommen.  Das  ist  wohl  nicht  zu  früh.  Die  Grenzen 
treten  zurück  mit  jedem  Jahre  späterer  Ernennung. 


Digltized  by  Google 


NAtioDAlökonomisch«  Oesetzgebung. 


37 


Nationalökonomische  ßesetzgebung. 


L 

Die  neuere  wirtsohaftliohe  Giesetzgebung  Frankreioha. 

Von  Frbrn.  ▼.  Reitsenstein,  BeeirksprXsidenton  z.  D. 

(Fortsetzong  von  N.  F.  III,  8.  439,  IV,  8.  834  a.  504  fg.) 

0.  Landwirtfohaftllohe  Oeaetigobong  i). 

Erster  Artikel. 

Inhalt:  Einleitung.  Wachsen  des  Interesses  fQr  die  landwirtschaftlichen  Reform- 

fragen.  Gruppierung  der  Reformen.  — I.  Reformen  form  e 1 i er  Natur  (Administrative 
Organisation  und  Repräsentation  der  Landwirtschaft.)  — A.  Organisation  der  landwirt- 
schaftlichen Verwaltung.  — 1)  Exekutive  Organe,  a)  Grtlndung  des  Ministe- 
riums für  Landwirtschaft.  Geschäftliche  Organisation,  b)  dem  Minbterium  unterge- 
ordnete Organe.  General-Inspektion  der  Landwirtschaft.  — 2)  Beratende  Organe. 
Versuche  der  Gründung  eines  Zentralorgans.  Chambres  consultatives  d’agriculture  und 
Conseil  supdrieur  du  commerce.  Gesetzentwurf  von  1884.  — B.  Organe  des  Vereins- 
wesens. 1)  Vereine  halbamtlicher  Natur.  8ocidtd  nationale  d’agriculture.  2)  Freie 
Vereine.  8ocidtd  des  agriculteurs  de  France.  Socidtd  nationale  d’encouragement  ä 
ragriculture.  — Anhang : Formen  gemeinsamer  Aktion  und  Enqudten.  — II.  Mate- 
rielle Reformen.  — A.  Technische  Spezialzweige.  — 1)  Gestfltwesen 
und  Pferdezucht.  2)  Tierarzneiwesen  und  Veterinärpolizei. 
3)  Forstverwaltung.  — B.  Mafsnahmen  betreffend  die  Landwirtschaft  im 
Allgemeinen.  — 1)  Landwirtschaftliches  Unterrichtswesen.  Wirt- 
schaftliche Reformen  in  demselben.  2)  Code  rural.  Geschichte  des  Projektes. 
Projekt  vom  18.  Juni  1876.  Parlamentarische  Behandlung  desselben.  — Erstes 
Buch.  Regelung  der  Bodenbenutzung.  Hauptsächlichste  Reformen, 
a)  Aufhebung  der  die  Freiheit  des  Eigentümers  beschränkenden  Rechte.  — a)  Ge- 
meinweiden droit  de  parcours  und  vaine  p&ture.  ß)  Aufhebung  des  Verbots , Ge- 
treide auf  dem  Halm  zu  verkaufen  und  des  ban  des  vendanges.  — Anhang;  Regelung 
des  Verhältnisses  des  landwirtschaftlichen  Gesindes,  livre  et  1 d’ouvrier  — b)  Rege- 
lung der  Verhältnisse  der  selbständig  betreibenden  Nutzungsberechtigten,  a)  Aus- 


1)  Mit  diesem  Abschnitt  erfülle  ich  zugleich  die  in  meiner  Schrift  „die  Landwirt- 
schaft und  ihre  Lage  in  Frankreich",  Schriften  des  Vereins  für  Socialpolitik  Band  XXVII 
(siehe  daseihst  die  Anmerkung  auf  Seite  1)  gemachte  Zusage,  die  dortigen  Mitteilungen 
Uber  die  landwirtschaftliche  Gesetzgebung  Frankreichs  zu  vervollständigen  und  weiter- 
zuführen. 
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Wachsen  des 
Intereeses  für 
die  laadwirt- 
schaftlicbea 
Reformfrafen 


dehnong  des  Selbstbetriebs  des  EigenthUmers  und  der  Zeitpacht,  ß)  Ursachen  dieser 
Entwicklung,  y)  Gegenströmung.  Verteidiger  des  Teilbaues.  8)  Behandlung  des 
Teilbanes  (mdtoyage)  im  Entwnrf  des  Code  rural,  c)  Enqnöte  der  Socidte  des  agri- 
cnltenrs.  0 Gesichtspunkte  einer  Reform  — aa)  Eigenschaften  des  Pachtguts,  ßß)  Be- 
teiligung des  Metayers  bei  den  Lasten  yy)  Günstigere  Regelung  der  Beteiligungs- 
quote des  Metayers  an  den  Kosten.  — t|)  Emphytense  (hail  ä long  terme).  Urteil  über 
diese  Bestimmungen  — Zweites  Buch.  Regelung  der  Wasserbenutzung.  — 3)  Er- 
höhung des  Zollscbntzes  für  landwirtschafUiche  Produkte.  — a)  Znckersteuer 
und  Zuckerzoll.  Zuckersteuer  und  deren  Erhöhung  nach  dem  Kriege  1870 — 71. 
Gegenströmung.  Verlangen  nach  Zollschntz.  Alternative  der  Saft-  und  Rübensteuer. 
Gesetz  vom  10.  Juli  1884.  Wirkungen.  Umwälzung  in  den  Verhältnissen  der  Zucker- 
Industrie  und  des  Rübenbaues.  Steigerung  der  protektionistischen  Anforderungen.  Ge- 
setz vom  IS.  Juli  1886. 


Schon  im  vorigen  Abschnitt  habe  ich  bei  Behandlung  der  auf  die 
Ruralwege  bezüglichen  Reformen  das  Gebiet  der  landwirtschaftlichen  Ge- 
setzgebung berührt.  Wie  in  den  meisten  Ländern  Europas,  so  wird  auch 
in  Frankreich  das  Ressort  der  Landwirtschaft  durch  eine  in  neuerer  Zeit 
beträchtlich  gesteigerte  Thätigkeit  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  cha- 
rakterisiert: grofsenteils  enthält  diese  Steigerung  den  Ausdruck  für  die 
Reaktion,  welche  gegenüber  der  Richtung,  wie  sie  der  Wirtschaftspolitik 
der  letzten  Jahrzehnte  eigentümlich  gewesen  war,  sich  vollzieht.  Das 
Bezeichnende  dieser  Richtung  hatte  in  dem  vorwiegenden  Interesse 
beruht,  welches  der  Beförderung  des  Handels  und  der  industriellen  Pro- 
duktion zugewandt  wurde:  auch  in  dieser  Richtung  bekundete  sich  die 
Phase  eines  naturgemäfsen  Entwickelungsprozesses ; dieselbe  entsprach  der 
Folgeordnung,  in  welcher  der  aus  der  Vervollkommnung  der  Technik, 
insbesondere  der  ausgedehnteren  Anwendung  der  Maschinen  und  der  Ver- 
vollständigung der  Verkehrswege  und  Verkehrsmittel  hervorgehende  Um- 
gestaltungsprozefs  die  verschiedenen  Zweige  der  Produktion  berührte. 
Die  früher  nicht  gekannte  Abkürzung  der  Entfernungen,  wie  sie  insbe- 
sondere der  Ausbau  der  Eisenbahnen  brachte,  mufste  die  Gebiete  des 
Warenaustausches  unendlich  erweitern:  dadurch  wurde  nicht  nur  der 

Handel  in  neue  Bahnen  gelenkt,  sondern  es  wurde  auch  im  Gebiete  der 
Industrie  den  Kombinationen,  mittels  deren  im  Wege  anderweitiger  Zu- 
sammenlegung der  in  den  verschiedenen  Ländern  erzeugten  Rohstoffe  für 
die  betreffenden  Fabrikationsprozesse  eine  wachsende  Produktivität  eraelt 
werden  konnte,  ein  sich  immer  vergröfsemder  Spielraum  eröffnet.  Weit 
langsamer  erreichten  die  aus  diesem  Entwickelungsgange  sich  ergebenden 
Umwälzungen  die  landwirtschaftliche  Produktion : da  die  in  dieser  Produktion 
verwendeten  Rohstoffe,  soweit  sie  durch  den  Handel  beschafft  wurden, 
ebenso  wie  die  zum  Absatz  gelangenden  landwirtschaftlichen  Erzeugnisse 
weit  überwiegend  Massengüter  waren,  so  trat  hier  der  aus  der  Vervoll- 
kommung  der  Verkehrsmittel  sich  ergebende  Effekt  der  Abkürzung  der 
Entfernungen  beträchtlich  später  in  Wirksamkeit;  anderseits  setzte  auf 
diesem  Gebiet  die  gröfsere  Abhängigkeit  der  Produktion  von  den  Natur- 
kräften und  von  der  Verteilung  des  Eigentums  am  Boden  einer  Zusam- 
menlegung der  güterzeugenden  Faktoren  lediglich  nach  den  Gesichtspunk- 
ten der  Rentabilität  weit  gröfsere  Schranken  entgegen : dies  galt  namentlich 
auch  von  der  Verwendung  der  Kapitalien,  der  die  moderne  Gestaltung  des 
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Kreditwesens  im  Gebiete  des  Handels  und  der  Industrie  ein  erheblich 
gröfseres  Gebiet  als  in  der  Landwirtschaft  eröffnete.  Erst  allmählich 
brach  der  durch  vermehrte  Arbeitsteilung,  durch  umfassendere  Anwendung 
von  Maschinen  und  umfangreichere  Kapitalverwendung  sich  charakteri- 
sierende moderne  Grofsbetrieb  auch  in  der  Landwirtschaft  sich  Bahn ; 
immerhin  behaupteten  die  herkömmlichen  Produktionsweisen  hier  ein  be- 
trächtlich gröfseres  Gebiet.  Je  mehr  nun  aber  die  Industrie  in  der  Stei- 
gerung der  Produktivität  an  eine  gewisse  Grenze  gelangte,  über  welche 
hinaus  entweder  die  Fortschritte  sich  nicht  mehr  mit  der  ^üheren  Rasch- 
heit vollzogen  oder  der  Steigerung  der  Produktion  das  Korrelat  einer 
entsprechend  sich  steigernden  Konsumtion  fehlte,  desto  mehr  ergab  sich 
die  Notwendigkeit,  der  Steigerung  der  landwirtschaftlichen  Produktion 
Interesse  zuzuwenden.  Die  Forderung,  diesen  Zweig  der  Produktion  zu 
heben,  ist  nun  aber  im  letzten  Jahrzehnt  durch  Hinzutritt  zweier  weite- 
rer Momente  eine  besonders  gebieterische  geworden:  einmal  hatte  die 
Steigerung  der  Arbeitslöhne,  wie  sie  infolge  der  in  der  Industrie  im 
Laufe  der  Zeit  vollzogenen  Steigerung  und  in  Wechselwirkung  mit  der- 
selben auch  in  der  Landwirtschaft  eingetreten  war,  die  Rentabilitätsver- 
hältnisse  beträchtlich  verschoben  und  dadurch  die  wirtschaftliche  Lage 
mancher  Kategorien  der  Bevölkerung  zu  einer  schwierigen  gemacht:  eine 
noch  weitere  Yerschiebung  trat  dadurch  ein,  dafs  die  überseeischen  Pro- 
duktionsländer in  einem  früher  nicht  gekannten  Verhältnisse  in  die  Kon- 
kurrenz eintraten  und  hierdurch  der  Preis  der  wichtigsten  landwirtschaft- 
lichen Erzeugnisse  gedrückt  wurde.  Diese  Verschiebungen  aber  mufsten 
auf  die  Produktion  selbst  nachteilig  zurückwirken.  Nachteile  für  die 
Gesamtproduktion  und  solche  sozialpolitischer  Natur  waren  es,  welche  eine 
Abhülfe  durch  entsprechende  Reformen  dringend  erheischten. 

Auch  die  Regierung  bezw.  die  gesetzgebenden  Faktoren  Frankreichs 
haben  dieser  Sachlage  durch  ein  System  umfassender  Reformmafsregeln, 
welche  eine  Hebung  der  landwirtschaftlichen  Produktion  bezweckten, 
Rechnung  getragen.  Ihrem  Inhalte  nach  lassen  diese  Mafsregeln  sich  in 
z w e i e rl  e i Gruppen  scheiden.  Die  eine  Gruppe  umfafst  solche , welche 
für  die  Landwirtschaft  eine  zweckentsprechendere  Verwaltung  und  eine 
kräftigere  Vertretung  der  Interessen  herzustellen  bezwecken;  man  kann  sie 
als  diejenigen  bezeichnen,  welche  der  wirkungsvollen  Bethätigung  der 
landwirtschaftlichen  Interessen  die  Form  zu  geben  suchen.  Der  zwei- 
ten Gruppe  gehören  die  Mafsnahmen  an,  welche  durch  Schaffung  positi- 
ver Veranstaltungen  oder  Regelung  materieller  Verhältnisse  Förderung  zu 
bringen  suchen : sie  werden  unter  der  Bezeichnung  der  Reformen  sach- 
licher Natur  zusammengefafst  werden  können.  Diese  Gliederung  liegt 
der  nachfolgenden  Darstellung  zum  Grunde,  den  vom  Staate  getroffenen 
Mafsnahmen  werden  die  in  einzelnen  Fällen  aus  der  privaten  Initiative 
hervorgegangenen  Reformen  angeschlossen  werden. 

Die  der  ersteren  Gruppe  ungehörigen  Mafsnahmen  scheiden  sich 
zunächst  in  solche,  welche  auf  die  Organisation  der  landwirtschaftlichen 
Verwaltung  und  in  solche,  welche  auf  die  Organisation  des  die  Ver- 
tretung  der  landwirtschaftlichen  Interessen  sich  zur  Aufgabe  setzenden 
Vereinswesens  Bezug  haben. 
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tion  ^*1  »ad-  Sonderung  der  staatlioheu  Organe  in  solche  der  Ausfdhmng  und 

iriH»ch»ft-  in  solche  der  Beratung,  wie  sie  für  den  gesamten  Organismus  der  fran- 
zösischen  Verwaltung  charakteristisch  ist,  beherrscht  den  amtlichen  Orga- 
nismus  auch  der  landwirtschaftlichen  Verwaltung:  wenn  der 
rationelle  Ausbau  beider  Systeme  von  Organen  hier  später  als  auf  anderen 
administrativen  Gebieten  zur  Ausführung  gekommen  ist , so  beruht  dies 
eben  darauf,  dafs  die  spezifischen  Interessen  der  landwirtschaftlichen  Pro- 
duktion später  als  die  anderer  Produktionszweige  in  ihrer  Bedeutung  ge- 
würdigt wurden  und  dafs  dementsprechend  erst  allmählich  die  Landwirt- 
schaft zu  einem  selbständigen,  mit  einem  bestimmt  abgegrenzten  Aufgaben- 
kreise und  einem  eignen  amtlichen  Organismus  versehenen  Verwaltungs- 
zweige sich  emporgearbeitet  hat.  Besonders  spät  hat  dieser  Prozefs  der 
Absonderung  sich  in  der  obersten  Leitung  des  Ressorts  vollzogen;  als 
Zentralstelle  der  landwirtschaftlichen  Verwaltung  fungierte  regelmäfsig  eine 
Abteilung  des  Ministeriums,  dessen  Oesohäftskreis  mit  der  Landwirtschaft 
zugleich  die  Angelegenheiten  des  Handels  und  der  Industrie  umfafste; 
da  die  Minister  fast  immer  aus  der  Zahl  der  den  Verhältnissen  des  Grofs- 
handels  und  der  Industrie  angehörigen  Persönlichkeiten  entnommen  wur- 
den und  bei  denselben  nur  selten  eine  Vertrautheit  mit  den  Bedürfnissen 
und  Interessen  der  Landwirtschaft  vorhanden  war,  so  erklärt  es  sich,  dafs 
dieser  Zweig  des  Ressorts  meist  in  eine  gewissermafsen  zweite  Stellung 
zurücktrat:  wenn  dieser  Übelstand  zeitweise  ausgeglichen  wurde,  so  be- 
ruht dies  vor  allem  auf  der  hervorragenden  Sachkenntnis  einzelner  der- 
jeniger  Persönlichkeiten,  welche  nach  einander  die  Stelle  des  Direktors  der 
Landwirtsohafts- Abteilung  bekleideten : eine  solche  Persönlichkeit  war  vor 
allem  De  Monny  de  Mornay,  der  langjährige  Direktor  jener  Abteilung  unter 
dem  zweiten  Kaiserreich  und  bekannte  Organisator  der  Enquöte  von  1866. 
Die  Schaffung  eines  selbständigen  Zentralorgans  der  landwirtschaft- 
lichen Verwaltung  war  eine  That  Gambettas  und  des  von  ihm  geleiteten 
»)GrUndanK  sogenaonten  grofsen  Ministeriums.  Sie  erfolgte  mittels  Dekrets  vom 
riamcder  November  1881.  Die  Bearbeitung  der  Angelegenheiten  erfolgt  hier 
in  vier  Abteilungen,  von  denen  die  erste  die  allgemeine  landwirt- 
owchxfuiche  schaftliche  Verwaltung  umfafst;  diese  Abteilung  zerfällt  wieder  in  vier 
or«*ni»»uon.  g^^-ßaus : dem  ersten  derselben  sind  die  verschiedenen  Zweige  des  land- 
wirtschaftlichen Unterrichts  zugeteilt:  es  gehören  hierher  das  Institut  na- 
tional agronomique,  die  dcoles  nationales  d’agriculture,  die  dcoles  pratiques 
d’agriculture,  die  fermes-dcoles,  die  Musteranstalten  für  Rindviehzucht  und 
die  Musterschäfereien,  die  Gartenbauschule  in  Versailles,  die  landwirt- 
schaftlichen Kolonien  und  Waisenkolonien,  die  Wanderkurse,  die  departe- 
mentalen  Lehrstühle  für  Ackerbau , die  landwirtschaftlichen  Versuchssta- 
tionen, die  Versuchsstationen  für  Seidenbau,  Weinbau  und  Weinbereitung, 
Unterricht  und  Ermittelungen  in  der  Fischzucht.  In  naher  Beziehung  zu 
dem  Geschäftskreise  dieses  Büreaus  steht  der  des  zweiten:  er  fafst  unter 
dem  Namen:  encouragements  die  Mittel  der  positiven  Beförderung 
der  Landwirtschaft  zusammen.  Unter  diese  werden  begriffen : die  Lei- 
stung des  Dienstes  der  weiter  unten  zu  erwähnenden  Inspektionsbeamten, 
sowie  die  Bearbeitung  der  Angelegenheiten  der  Chambres  consultatives 
d’agriculture  und  der  landwirtschaftlichen  Vereine,  die  Preisbewerbungen 
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and  Prämiierungeu  betreffend  Mastvieh,  Zuchtvieh,  landwirtschaftliche  Pro- 
dukte, Maschinen,  die  Bewilligung  von  Beihilfen  und  Anerkennungen,  die 
Urbarmachung  unbebauter  Ländereien,  die  Drainage,  die  Beförderung  des 
Weinbaus,  die  Mafsregeln  gegen  die  Verbreitung  der  Reblaus,  die  Be- 
förderung des  Seidenbaus,  die  Angelegenheiten  der  Kommission  für  das 
herdbook.  Diesem  Büreau  schliefst  sich  als  drittes  das  bureau  des 
subsistanoes  et  de  statistique  agricole  an:  in  der  Abgrenzung 
seines  Geschäftskreises  hat  die  Erinnerung  an  jene  ältere  Auffassung  sich 
erhalten,  welche  die  landwirtschaftliche  Statistik  hauptsächlich  vom  Ge- 
sichtspunkte der  Versorgung  der  Bevölkerung  mit  der  nötigen  Zufuhr  von 
Nahrungsmitteln  behandelte:  in  diesen  Geschäftskreis  gehört  daher  alles, 
was  sich  auf  die  Ermittelung  der  Ernteergebnisse,  den  Absatz  und  die 
Verwertung  der  landwirtschaftlichen  Produkte,  die  Vergleichung  der  Preise 
dieser  Produkte  bezieht:  namentlich  auch  werden  hier  die  auf  den  Ge- 
treidehandel, die  Reglementierung  des  Bäcker-  und  Schlächtergewerbes, 
der  Schlachthöfe  und  Markthallen  bezüglichen  Angelegenheiten  behandelt. 

Das  vierte  Büreau  vereinigt  in  seinem  Ressort  das  gesamte  Tier- 
arzneiwesen und  die  Mafsnahmen,  welche  der  Schutz  gegen  Vieh- 
seuchen und  die  Beseitigung  derselben,  sowie  die  Festsetzung  der 
aus  Anlafs  des  bezüglichen  Eingreifens  zu  zahlenden  Entschädigungen 
erfordert.  — Was  die  drei  anderen  Abteilungen  anlangt,  so  ist  für  die 
Landwirtscbaft  im  e.  S.  diejenige  Abteilung  die  wichtigste,  welche  das 
landwirtschaftliche  Ent-  und  Bewässerungswesen  — Service  hy- 
draulique  agricole  — bearbeitet;  in  einer  anderen  Abteilung  ist  die  Be- 
arbeitung der  Angelegenheiten  des  Forstwesens,  in  einer  weiteren  die 
Leitung  des  Gestütwesens  vereinigt.  Neben  diesen  durch  die  mate- 
rielle Gliederung  des  Gesamtressorts  gegebenen  Abteilungen  steht  der  in 
den  anderen  Ministerien  getroffenen  Einrichtung  entsprechend  das  K a b i - 
net  des  Ministers,  in  welches  die  die  Personalien  und  den  inneren  Dienst 
der  Behörde  betreffenden  Angelegenheiten  zusammenlaufen  '). 

Die  Geschäftsverteilung  ist  hier  ausführlicher  mitgeteilt  worden,  um b)  Dem  uim- 
zugleich  von  dem  materiellen  Inhalte  der  Aktion  der  Zentralverwaltung  gebene  or- 
eine  Anschauung  zu  geben : mit  der  Gliederung  dieser  Organe  steht  die  Sii*n^fktion 
der  mittleren  und  unteren  Organe  der  landwirtschaftlichen  Verwaltung 
naturgemäfs  in  engster  Wechselbeziehung.  Den  für  die  einzelnen  Zweige 
bestimmten  Zentralorganen  steht  hier  als  ein  Organ,  welches  der  Zentral- 
behörde für  die  Erkenntnis  der  Zustände  der  Landwirtschaft  und  für  die 
örtliche  Behandlung  der  allgemeinen  landwirtschaftlichen  Angelegenheiten 
hauptsächlich  als  Mittelglied  dient,  die  unter  dem  Namen  der  General- 
inspektion  der  Landwirtschaft  bestehende  Einrichtung  gegenüber.  Die- 
selbe ist  durch  Verordnung  vom  1.  Dezember  1883  einer  Neuregelung 
unterworfen  worden : sie  gliedert  sich  in  eine  Inspektion  — zwei  Gene- 
lalinspectoren,  zwei  Inspektoren  — für  das  landwirtschaftliche  Unterriohta- 
wesen,  und  in  eine  Inspektion  — fünf  Generalinspektoren  und  fünf  In- 


1)  Ich  verdanke  vorstehende  Notizen  der  OUte  des  Herrn  Flechey,  chef  da  bureaa 
des  sabsistances  im  landwirtschaftlichen  Ministerium. 

2)  Bolletin  da  Ministire  de  Tagricultare  Jahrg.  1884,  S.  6 fg. 
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gpektoren  — für  die  Landwirtschaft  im  e.  8.;  unter  die  letztgenannten 
zehn  Inspektionsbeamten  ist  das  Gebiet  des  französischen  Staats  regionell 
verteilt  dergestalt,  dafs  dem  Geschäftskreise  eines  jeden  derselben  eine 
Anzahl  von  Departements  angehört.  Die  Grenze  zwischen  dem  Wirkungs- 
bereich beider  Abteilungen  der  Inspektion  ist  so  gezogen,  dafs  die  Funk- 
tion der  erstgenannten  sich  auf  die  Institute  des  landwirtschaftlichen 
Unterrichts  im  e.  8.,  d.  h.  auf  das  Institut  national  agronomique,  auf  die 
Landwirtschaftsschulen  des  8taats , sowie  die  Schulen  für  praktischen 
Landwirtschaftsunterrioht,  endlich  auf  die  in  den  Departements  errichte- 
ten landwirtschaftlichen  Lehrstühle  bezieht:  die  Beaufsichtigung  der  land- 
wirtschaftlichen Versuchsstationen  erfolgt  durch  besondere  in  der  Regel 
den  Professoren  der  Universität  oder  technischen  Hochschulen  entnomme- 
nen Eommissarien.  Der  Wirkungskreis  der  der  zweiten  Abteilung  unge- 
hörigen Inspektionsbeamten  begreift  die  Abhaltung  der  landwirtschaftlichen 
Preisbewerbungen,  die  Beaufsichtigung  der  Zuchtviehanstalten,  der  fermes- 
dcoles  und  der  landwirtschaftlichen  Waisenkolonien,  sowie  die  Eontrole 
über  die  subventionierten  landwirtschaftlichen  Vereine,  vor  allem  aber  die 
fortlaufende  Eenntnisnahme  von  dem  Zustande  der  Landwirtschaft  in  den 
Departements  in  sich. 

Noch  später  als  in  der  Einrichtung  der  Verwaltungsbehörden  ist  in 
der  Gestaltung  und  Zusammensetzung  der  beratenden  Organe  der  Ge- 
danke einer  selbständigen  Vertretung  der  Interessen  der  Landwirtschaft 
zu  wirksamer  Geltung  gelangt.  Auch  hier  blieb  lange  Zeit  die  Wahr- 
nehmung ihrer  Interessen  denen  des  Handels  und  der  Industrie  untergeordnet. 

Die  ersten  Versuche,  ein  beratendes  Zentral organ  und  im  An- 
schlufs  an  dasselbe  entsprechende  Organe  in  den  Departements  und 
Arrondissements  zu  schaffen,  reichen  in  die  Zeit  des  Direktoriums 
und  des  Eonsulats  zurück : sie  sind  nach  umfassenderem  Meifsstabe  dem- 
nächst unter  dem  Eaiserreioh  und  der  Restauration  wiederholt  worden. 
Eeiner  dieser  Versuche  hat  zur  Begründung  einer  ständigen  Einrichtung 
geführt.  Am  bemerkenswertesten  unter  denselben  ist  der  vom  Minister 
Decazes  unternommene:  eine  Ordonnanz  vom  28.  Januar  1819  rief  einen 
conseil  d’agiculture  ins  Leben,  der  seinen  Rat  über  die  Fragen  der  Le- 
gislation und  Verwaltung  zu  geben  und  über  die  von  der  Regierung  ihm 
vorgelegten  Projekte  sich  gutachtlich  zu  äufsern  haben  sollte:  er  bestand 
aus  dem  Minister  als  Vorsitzenden,  zehn  residierenden  Mitgliedern  und  sodann 
korrespondierenden  Mitgliedern  (je  einem  pro  Departement) : letztere  waren 
aus  den  am  meisten  unterrichteten  und  einsichtigsten  Landwirten  gewählt, 
hatten  jedoch  nxir  konsultatives  Votum.  Die  Nachfolger  des  Herzogs  von 
Decazes  liefsen  jedoch  die  Einrichtung  verfallen:  ein  im  Jahre  1828 
unternommener  Versuch  der  Wiederbelebung  blieb  ohne  Erfolg.  Zu  einer 
Institution  von  gröfserer  Dauer  gestaltete  sich  erst  das  aus  der  Initiative 
des  Ministers  Grafen  Arg  out  hervoigegangenc,  durch  eine  Ordonnanz  vom 
29.  8eptember  1831  ins  Leben  gerufene  beratende  Zentralorgan  der  aus 
drei  koordinierten  Eörperschaften , den  oonseils  du  commerce , des  manu- 
factures  und  de  Tagriculture  bestand : die  mehrere  Ressorts  betreffenden 
Fragen  sollten  in  einer  gemischten  Eommission  behandelt  werden : der 
conseil  d’agriculture  sollte  aus  dreifsig  ländlichen  Grundbesitzern  bezw. 
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Mitgliedern  landwirtschaftlicher  Vereine  bestehen,  welche  vom  Minister 
je  auf  drei  Jahre  ernannt  wurden.  Schon  hierin  lag  ein  Fehler  der  In- 
stitution ; da  die  Mitglieder  der  drei  anderen  conseils  aus  der  Wahl  der 
betreffenden  Bemfskreise  hervorgingen,  so  fehlte  es  diesen  Mitgliedern  gegen- 
über denen  des  conseil  d'agriculture  an  der  erforderlichen  Parität ; bei  der 
beschränkten  Zahl  der  letzteren  blieb  die  Mehrheit  der  Departements  ohne 
Vertretung;  vor  allem  aber  wurde  die  Bedeutung  des  conseil  d'agriculture 
dadurch  herabgedrückt,  dafs  alle  drei  conseils  einer  beratenden  Zentral- 
instanz, dem  conseil  supdrieur  du  commerce  untersteUt  waren,  in  dem  die 
Landwirtschaft  nur  eine  gänzlich  ungenügende  Vertretung  hatte;  endlich 
fehlten  lokale  Organe;  Verhandlungen,  welche  in  den  Jahren  1838/39  in 
den  E^ammern  wegen  Errichtung  von  chambres  consultatives  in  den  De- 
partements stattfandeu,  führten  zu  keinem  Ergebnis.  Erst  die  Gesetz- 
gebung des  zweiten  Kaiserreichs  brachte  Erfüllung  der  in  den  fachmän- 
nischen Kreisen  gehegten  Wünsche,  indem  einesteils  die  Organisation  durch 
Errichtung  von  chambres  consultatives  vervollständig,  andernteils  der 
conseil  supdrieur  du  commerce  zu  einem  grundsätzlich  zur  Vertretung  daxricuitur« 
auch  der  Interessen  der  Industrie  und  der  Landwirtschaft  berufenen  Or- 
gane  umgebildet  wurde.  Die  Errichtung  der  chambres  consultatives  da  commerce, 
erfolgte,  nachdem  ein  von  der  Nationalversammlung  am  20.  März  1852 
beschlossenes  desfallsiges  Gesetz  sich  als  unausführbar  erwiesen,  derge- 
stalt, dafs  die  Bildung  einer  chambre  in  jedem  Arrondissement  erfolgen 
sollte:  die  Mitglieder  — je  eines  pro  Kanton,  jedoch  nicht  weniger  als 
sechs  — sollten  aus  den  angesehensten  Landwirten  vom  Präfekten  ernannt 
werden,  welcher  auch  Zeit  und  Tagesordnung  der  ordentlichen  Sitzungen 
zu  regeln  hatte;  der  Unterpräfekt,  in  dem  Departementshauptort  der  Prä- 
fekt, führte  den  Vorsitz,  zu  den  Verhandlungen  sollten  die  Generalinspek- 
toren der  Landwirtschaft  Zutritt  haben.  Die  Errichtung  des  conseil  su- 
pdrieur  du  commerce,  de  ragriculture  et  de  rindustrie  erfolgte  durch  Kai- 
serliches Dekret  vom  2.  Februar  1853:  ein  späteres  Dekret  normierte  die 
Zahl  der  Mitglieder,  welche  die  Interessen  des  Handels,  der  Landwirt- 
schaft und  der  Industrie  vertreten  sollten,  auf  je  drei.  Alles  in  allem  ist 
auch  diese  Organisation  eine  auf  dem  Papier  stehende  geblieben.  Der 
durch  dieselbe  gehende  büreaukratische  Zug,  die  Aussohliefsung  der  Wahl 
als  Modus  der  Berufung  lähmte  von  vornherein  das  Interesse  an  der  Ein- 
richtung: kaum  ins  Leben  getreten,  hörten  die  chambres  consultatives 
auf  sich  zu  versammeln;  der  conseil  snpdrieur,  in  welchem  auch  noch 
der  durch  Dekret  vom  1.  Oktober  1879  vollzogenen  Reorganisation  die 
Landwirtschaft  ungenügend  vertreten  blieb,  beschäftigte  sich  niemals  mit 
landwirtschaftlichen  Fragen;  infolge  der  Abtrennung  der  landwirtschaft- 
lichen Verwaltung  vom  Ministerium  für  Handel  und  Industrie  löste  er 
sich  vollständig  auf;  lediglich  als  beratendes  Organ  für  das  Ressort  des 
letzteren  Ministeriums  wurde  er  durch  Dekret  vom  13.  Oktober  1882  re- 
konstruiert Es  blieb  daher  als  einzige  amtliche  Repräsentation  der 
Landwirtschaft  der  conseil  gdndral  d’agrionlture  bestehen,  von 
dessen  Thätigkeit  sich  indessen  in  den  öffentlichen  Dokumenten  nur  wenige 
Sparen  finden.  Erst  in  neuester  Zeit  hat  das  Bestreben,  die  offizielle  Re- 
präsentation der  Landwirtschaft  auf  breitere  Basen  zu  gründen , sich  mit 
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gröfserer  Energie  geltend  gemacht.  Nachdem  ein  vom  Baron  Ladoucette 
gestellter  Antrag  hierzu  Anregung  gegeben , bemächtigte  sich  die  Regie* 
rnng  selbst  der  Initiative;  der  Minister  der  Landwirtschaft  Meline  legte 
in  der  Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  26.  März  1884  einen 
Gesetzentwurf  vor,  welcher  die  Reorganisation  der  chambres  consulta- 
tives  in  der  Weise  zu  regeln  versuchte,  dale  dieselben  fortan  aus  der 
Wahl  der  selbständig  Landwirtschaft  treibenden  Einwohner  und  der  Be- 
sitzer landwirtschaftlich  genutzter  Grundstücke,  denen  noch  gewisse  Ka- 
tegorien des  landwirtschaftlichen  Lehr-  und  Beamtenpersonals  hinzutraten, 
hervorgehen  sollten.  Den  erheblichsten  Streitpunkt  bei  Feststellung  des 
Gesetzentwurfs  bildete  die  Frage  der  territorialen  Zirkumskription , auf 
welche  sich  der  Wirkungskreis  der  Landwirtschaftskammern  zu  erstrecken 
haben  würde : es  kommen  in  dieser  Hinsicht  der  Kanton,  das  Arrondisse- 
ment und  das  Departement  in  betracht.  Von  der  Ausdehnung  des  Wir- 
kungskreises auf  das  Departement  wurde  Abstand  genommen,  weil  ange- 
nommen wurde,  dafs  bei  einer  solchen  Ausdehnung  des  räumlichen  Ge- 
bietes das  Zusammenkommen  der  Mitglieder  der  Kammern  allzusehr  er- 
schwert und  dafs  bei  der  Mannigfaltigkeit  der  Kulturarten,  wie  sie  ein 
Departement  nicht  selten  umfasse,  die  Besonderheit  der  einzelnen  dersel- 
ben in  Departementalkammem  nicht  genügend  zur  Geltung  kommen  werde : 
dagegen  wurde  die  Idee  der  Einrichtung  von  Kantonalkammem  aus  dem 
Grunde  fallen  gelassen,  weil  es  so  kleinen  Kammern  in  der  Regel  an  der 
nötigen  Spannkraft  gebreche  und  weil  solche  zu  leicht  sich  isolierten.  Das 
Prinzip  des  Dekrets  von  1852,  wonach  jedes  Arrondissement  mit  einer 
chambre  consultative  versehen  sein  solle,  wurde  daher  beibehalten,  unter 
Vorbehalt  jedoch  für  den  Minister,  in  geeigneten  Fällen  die  sämtlichen 
Kammern  eines  Departements  zu  einer  Generalversammlung  zu  berufen. 
Das  Büreau  soll  fortan  von  den  Mitgliedern  nach  Stimmenmehrheit  ge- 
wählt werden.  Die  Sitzungen  sollen  vierteljährlich  stattfinden ; die  Be- 
ratungen können  sich  auf  alle  die  Landwirtschaft  interessierende  Gegen- 
stände erstrecken,  in  gewissen  Angelegenheiten  hat  die  Regierung  das 
Gutachten  der  Kammern  einzuholen.  Zur  Annahme  ist  bisher  der  Ent- 
wurf bei  den  gesetzgebenden  Körperschaften  nicht  gelangt. 

Dieser  unvollkommene  und  zurückgebliebene  Zustand  der  amtlichen 
•«M.  Repräsentation  erklärt  es,  dafs  der  Schwerpunkt  der  Vertretung  der  land- 
wirtschaftlichen Interessen  bis  in  die  Gegenwart  in  der  Organisation  des  land- 
wirtschaftlichen Vereinewesens  gesucht  worden  ist,  dessen  Entwicke- 
lung eine  weit  gröfsere  Kontinuität  und  ausgedehntere  Dimensionen  auf- 
weist.  Zu  scheiden  ist  hierbei  zwischen  denjenigen  Vcroinsorganisationen, 
welche  mit  der  Regierung  in  gewissen  geregelten  Beziehungen  stehen  und 
einen  sozusagen  halbamtlichen  Charakter  haben , und  denen,  welche 
die  der  Regierung  gänzlich  unabhängig  gegenüberstehenden  Formatio- 
nen enthalten.  Vor  allem  das  Vereinswesen  der  ersteren  Art  hat  sich 
reichhaltig  entwickelt. 

Die  Gliederung  dieses  Vereinswesons  umfaXst  in  der  socidte  nationale 
*****w»tw'***  d’agricultüre  ein  zentrales  und  in  den  comices  agriooles  lokale  Or- 
gane: die  Anfänge  von  beiden  reichen  in  das  vorige  Jahrhundert  zurück. 
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Die  Boci^t^  nationale')  yerdankt  ihre  EntBtehung  der  gewaltigen  Sodst«  lutio- 
Anregung,  welche  die  Förderung  der  landwirtBchaftlichen  InteresBen  durch  "cuitu^ 
die  physiokratiBche  Theorie  erhielt;  eB  waren  vor  allem  die  Bemühungen 
GournayB,  welche  in  den  fünfziger  Jahren  eine  Anzahl  landwirtschaftlicher 
GeeellBchaften  zur  Entatehung  brachten:  mit  der  Errichtung  einer  Bolchen 
GesellBchaft  in  Farie,  wie  aie  im  Jahre  1861  durch  einen  aus  der  Initia- 
tive des  General-Eontroleur  der  Finanzen  Bertin  hervorgegangenen  könig- 
lichen Erlafs  ins  Leben  gerufen  wurde,  sollte  das  Gebäude  Beine  Krönung 
erhalten : dieselbe  umfafstc  zwar  nur  die  Generalität  von  Paris  und  zerfiel 
in  vier  Büreaus,  unter  denen  das  in  Paris  errichtete  nur  eines  war:  die 
Berufung  derjenigen  Persönlichkeiten,  welche  sich  durch  Verbesserungen 
und  wissenschaftliche  Arbeiten  im  Gebiete  der  Landwirtschaft  am  meisten 
einen  Namen  gemacht  in  das  Bureau,  dessen  erste  Mitglieder  der  König 
selbst  ernannte,  deutete  indessen  die  Absicht  an,  aus  diesem  Bureau  einen 
Mittelpunkt  für  die  Bestrebungen  im  Bereich  des  landwirtschaftlichen  Yer- 
einswesens  zu  machen:  im  Jahre  1788  wurde  zu  diesem  Zweck  die  Ge- 
sellschaft von  Ludwig  XYI.  auf  breiterer  Grundlage  reorganisiert  und 
ihr  Wirkungsgebict  auf  die  ganze  Monarchie  ausgedehnt.  Sehr  bald  erlag 
jedoch  die  Gesellschaft  den  Stürmen  der  Revolution;  erst  im  Jahre  1798 
vereinigten  frühere  Mitglieder  derselben , welche  die  Revolution  überlebt 
hatten,  sich  von  neuem  zu  einer  freien  Gesellschaft;  mittels  Dekrets  vom 
7.  Fruktidor  XII  stellte  Napoleon  I.  ihren  offiziellen  Charakter  wieder 
her.  Der  Gesellsohaft  ist  seitdem  der  Charakter  einer  zentralen,  auf  Ver- 
tretung der  landwirtschaftlichen  Interessen  von  ganz  Frankreich  abzielen- 
den  Organisation  geblieben ; die  seitdem  eingetretenen  Änderungen,  welche 
der  greisen  Mehrheit  nach  äofserlicher  Natur  waren  und  vorzugsweise 
Namen  und  Auftreten  der  Gesellschaft  mit  den  jedesmaligen  Regierunge- 
formen in  Einklang  zu  bringen  bezweckten,  haben  ihr  Wesen  und  Wirken 
nur  wenig  berührt.  Die  letzte  umfassende  Regelung  hat  die  Organisation 
der  Gesellschaft  durch  Dekret  des  Präsidenten  der  Republik  vom  23.  August 
1878  erhalten^).  Dasselbe  verleiht  ihr  die  offizielle  Bezeichnung  als  so- 
cietd  nationale  d’agriculture.  Sie  hat  die  Aufgabe,  sowohl  auf  die  Anfragen 
der  Regierung  zu  antworten  und  sie  über  alles,  was  sich  auf  die  Fortschritte 
und  Entwickelung  der  Landwirtschaft  bezieht,  zu  unterrichten,  als  auch 
aus  eigener  Initiative  alles,  was  sich  auf  die  Förderung  der  Landwirtschaft 
bezieht:  Erfindungen,  neue  Methoden,  Schutzmittel  u.  s.  w.  zum  Gegen- 
stände ihres  Studiums  zu  machen.  Protektor  ist  der  Präsident  der  Re- 
publik, Ehrenpräsident  der  Minister  der  Landwirtschaft:  im  übrigen  setzt 
die  Gesellschaft  sich  zusammen  aus  52  membres  titulaires,  denen  weitere  15 
auswärtige  und  40  inländische  Mitglieder,  sowie  150  Korrespondenten  für 
Frankreich,  Algerien  und  die  Kolonien  und  50  Korrespondenten  für  das 
Ausland  hinzutreten.  Mitglieder  und  Korrespondenten  werden  von  der  Ge- 


ll Siehe  über  die  ältere  Okschiebte  derselben  Henri  Pigeonnesu  et  Alfred  de  Foville, 
l’juiministration  de  l’Agriculture  au  Controle  gön^ral  des  Finances,  Paris,  1882,  Quillau- 
min  et  Comp.,  Introdaction  8.  VI  fg.  und  L4once  de  Lavergne,  les  ^conomistes  fran9ais 
en  18°>*  sibcle,  Paris,  Qaillaamin  et  Comp.  1870  S.  439  fg. 

2)  Siebe  dasselbe  wie  die  wichtigeren  früheren  Bestimmnngen  in  den  Annnaire’s  der 
Gesellschaft. 
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sellBchaft  — erstere  auf  Grund  von  Vorschlägen  der  Sektionen  — gewählt, 
doch  unterliegen  diese  Wahlen  der  Genehmigung  der  Regierung:  allein 
die  Mitglieder  haben  dabei  entscheidendes  Votum,  die  Korrespondenten,  wenn 
sie  an  den  Beratungen  teilnehmen,  nur  beratende  Stimme.  Das  Bfireau 
besteht  aus  einem  Präsidenten,  Vizepräsidenten,  einem  ständigen  Sekretär, 
einem  ständigen  Schatzmeister:  der  ständige  Sekretär  und  der  Schatzmei- 
ster werden  auf  Grund  einer  Präsentationsliste  vom  Minister  auf  Lebens- 
zeit ernannt:  in  diesem  Ernennungerecht  vor  allem  kommt  eine  in  starkem 
Mafse  durchgeführte  Unterordnung  der  Gesellschaft  unter  den  8taats-£in- 
flufs  zum  Ausdruck. 

Die  halbamtliche  Natur  der  lokalen  landwirtschaftlichen  Gesellschaf- 
ten — comices  agricoles  — äufsert  sich  vor  allem  darin,  dafs  ihre  Sta- 
tuten der  Genehmigung  des  Präfekten  unterworfen  sind  und  dafs  die  Ein- 
holung ihrer  gutachtlichen  Äufserung  bezw.  ihre  Zuziehung  in  bezug  auf 
manche  Gegenstände  der  Verwaltung  für  die  Regierung  obligatorisch  ist: 
in  der  Regel  beziehen  sie  Subventionen  aus  dem  Budget  des  landwirt- 
schaftlichen Ministeriums  bezw.  der  Departements  und  selbst  der  Gemein- 
den. Ihrem  Ursprünge  nach  ist  diese  gegenwärtige  Form  des  landwirt- 
schaftlichen Vereinswesens  auf  die  Initiative  der  societc  nationale  zurück- 
zuführen,  welche  als  damalige  socidtd  royale  mit  Genehmigung  des  Inten- 
danten Berthier  und  Savigny  im  Jahre  1785  mit  der  Errichtung  je  eines 
comice  für  jede  der  22  dlections,  in  welche  die  Generalität  von  Paris 
zerfiel,  vorging:  mit  der  societd  royale  verschwinden  auch  die  comices 
während  der  Revolution:  erst  unter  der  Restauration  beginnen  die  An- 
fänge einer  solchen  Organisation  sich  langsam  wieder  zu  bilden:  erst  seit 
dem  Jahre  1830  nimmt  die  Entwickelung  gröfsere  Dimensionen  an;  um  die 
Mitte  der  siebziger  Jahre  bestanden  etwa  529  comices:  nur  in  wenigen 
Departements  fehlte  noch  eine  solche  Organisation.  Dagegen  bestanden 
in  bezug  auf  das  örtliche  Gebiet,  das  die  comices  umfafsten,  die  gröfsten 
Verschiedenheiten;  während  im  Westen  Frankreichs  der  Bereich  des  co- 
roicc  sich  meist  nur  auf  je  einen  Kanton  erstreckte,  kam  in  anderen  De- 
partements nur  auf  je  ein  Arrondissement  ein  comice,  ja  in  der  Seine 
et  Oise  umfafste  der  örtliche  Wirkungsbereich  des  comice  das  ganze  De- 
partement. Die  Regierung  hat  neuerdings  den  Versuch  der  Aufstellung 
von  Normal-Statuten  gemacht*),  die  vor  allem  für  den  Fall  der  Neube- 
gründung von  comices  als  Muster  dienen,  deren  Bestimmungen  aber  auch 
den  Statuten  bereits  bestehender  Gesellschaften  thunlichst  angenähert  wer- 
den sollen.  Einiges  Interesse  verdient  in  denselben  die  Art,  wie  die 
Qualifikation  zur  Aufnahme  abgegrenzt  ist:  Mitglieder  können  werden  alle 
Landwirte,  mögen  sie  Eigentümer,  Pächter  oder  Zinsbauem  sein,  sowie  alle, 
die  sich  in  Beziehung  zur  Landwirtschaft  stehenden  Wissenschaften,  Zwei- 
gen der  Industrie  und  des  Handels  oder  sonstigen  Arbeiten  widmen , so- 
fern sie  im  Bezirk  des  comice  wohnen  oder  Grundbesitz  haben;  unter 
der  Bedingung,  dafs  eie  innerhalb  des  letzteren  mit  Grundbesitz  angeses- 
sen sind,  können  auch  aufserhalb  des  Gebietes  des  comice  wohnende  Land- 


1)  Siehe  Zirknlar-VerfQgaDg  vom  11.  Nor.  1888,  Balletin  du  Ministire  de  r«gricoI- 
ture,  Jahrg.  1883,  S.  10  fg. 


Digltized  by  Google 


NationnlSkooomisclie  Oesetsgebang. 


47 


wirte  oder  den  anderen  vorgedachten  Kategorien  augehörige  Personen 
Mitglieder  sein,  doch  darf  die  Zahl  dieser  auswärts  wohnenden  Mitglieder 
ein  Fünftel  der  Gesamtzahl  der  Mitglieder  des  comice  nicht  übersteigen; 
es  können  ferner  Ehrenmitglieder  und  Korrespondenten  anfgenommen 
werden , die  jedoch  an  den  Abstimmungen  mit  Stimmberechtigung  nicht 
teilnehmen  dürfen.  Ehrenpräsident  ist  der  Präfekt  bezw.  ünterpräfekt 
des  Departements  bezw.  Arrondissements,  in  dem  das  comice  seinen  Sitz 
hat:  Ehren- Vizepräsident  ist  der  Maire  der  betr.  Gemeinde;  im  übrigen 
geht  das  Büreau  aus  der  Wahl  hervor.  Unter  den  Einnahmen  des  comice 
sieht  das  Schema  solche  aus  Subventionen  des  Staats,  der  Departements 
und  der  Gemeinden  vor.  Es  ist  daher  auch  in  diesem  Schema  zum  Aus- 
druck gebracht,  dafs  es  sich  um  eine  zur  staatlichen  Verwaltung  in  eng- 
ster Wechselbeziehung  stehende  Yereinsorganisation  handelt. 

Sehr  viel  jüngeren  Datums  sind  die  Versuche,  neben  diesem  halb- 
amtlichen ein  freies  Vereinswesen  zu  begründen:  das  letztere  wird 
vor  allem  durch  zwei  grofse,  ihre  Wirksamkeit  über  ganz  Frankreich 
erstreckende  Vereinsorganisationen  vertreten : die  soci^tö  des  agrioulteurs 
de  France  und  die  soci^t^  nationale  d’encouragement  k l’agiicultnre.  Die 
erstere  verdankt  ihre  Entstehung  der  Bewegung,  welche  in  den  landwirt- 
schaftlichen Kreisen  die  nicht  genügende  Berücksichtigung  ihrer  Wünsche 
auf  der  Weltausstellung  vou  1867  hervorrief;  es  war  unter  dem  Einflufs 
solcher  Gegenströmung,  dafs  aus  der  Inititiave  jener  Kreise  eine  landwirt- 
schaftliche Wettbewerbung  in  Petit-Bourg  hervorging;  diese  gab  An- 
lafs  zur  Gründung  der  ebengenannten  Gesellschaft  (1868).  Ihr  erster 
Präsident  war  Drouyn  de  Lhuys.  Sie  zählt  zur  Zeit  circa  5000  Mitglie- 
der. Ihre  Wirksamkeit  bethätigt  sie  hauptsächlich  in  einem  jährlich  in 
Paris  abgehaltenen  Kongresse,  auf  welchem  die  die  wichtigeren  Interessen 
der  Landwirtschaft  berührenden  Fragen  erörtert  werden  und  während 
dessen  auch  die  zwölf  Fachsektionen  der  Gesellschaft  tagen.  Während 
in  der  sociötö  nationale  bis  in  die  neueste  Zeit  die  freihändlerisohe  Bich- 
tung  überwog,  gilt  die  sociöte  des  agriculteurs  für  den  Hort  des  agrari- 
schen Protektionismus,  im  Gegensatz  zur  letzteren  Gesellschaft,  in  der 
hauptsächlich  der  gröfsere  landwirtschaftliche  Grundbesitz  vertreten  ist, 
hat  die  societö  nationale  d’enoouragement  es  sich  zur  Aufgabe  gemacht, 
in  erster  Linie  den  Interessen  des  landwirtschaftlichen  Kleinbetriebes  zu 
dienen;  1878  gegründet,  hat  sie  eine  beträchtlich  kürzere  Zeit  bisherigen 
Bestehens  zu  verzeichnen  ^). 

Wie  vielfach  nun  auch  die  erwähnten  Faktoren  selbständig  ihre  Wege 
verfolgten , so  sind  doch  die  Fälle  häufige  gewesen , in  denen  sich  die 
amtlichen  Organe  mit  den  der  freien  Repräsentation  der  Landwirtschaft 
angehörigen  zu  gemeinsamer  Aktion  vereinigten:  insbesondere  lag 
es  für  die  Verwaltung  nahe,  jene  Vereinsorganismen  halbamtlicher  Natur 
zur  Mitwirkung  heranzuziehen  *).  So  hat,  wo  es  sich  um  die  Erörterung 


Freie  Vereioe. 


Soclitt  det 
»fricaltear« 
de  France. 


Socl^t^  natio- 
nale d’encou- 
ra^menl  ä 
l’acricultare. 
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1)  Siebe  über  dieselbe  die  Notiz  in  E.  Lecoutenz,  Le  bl4,  sa  cnltnre  intensive  et 
extensive,  Paris,  Maison  rnstique  1883,  S.  877. 

2)  Anderseits  wird  ein  gprofser  Teil  der  Gesellschaften,  namentlich  der  comices 
nnd  der  Gesellschaften  für  einzelne  spezielle  Aufgaben  aus  Staats-  bezw.  auch  aus  De- 
partemental-  und  Kommnnalfonds  subventioniert. 
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wichtiger  allgemeiner  Fragen  und  Projekte  aus  dem  Gebiete  der  landwirt- 
sohaftliohen  Gesetzgebung  und  Yerwfütung  handelte,  die  Regierung  sich 
fast  jederzeit  des  Rates  der  socidtd  nationale  bedient  oder  ihr,  was  noch 
öfter  geschah,  die  Leitung  der  bezüglichen  Ermittelangen  übertragen.  So 
ist  diese  Gesellschaft,  nachdem  sie  an  der  in  den  Jahren  1866  und  1870 
durchgeführten  grofsen  Enquete  über  die  Lage  der  Landwirtschaft  wirk- 
sam beteiligt  gewesen  war,  mit  der  Ausführung  der  neuesten  im  Jahre 
1879  eingeleiteten  generellen  Enquete  ^ ) beauftragt  gewesen  : ihre  in  Erle- 
digung des  Auftrags  gefafsten  Beschlüsse  bezeichnen  einen  grofsen  Teil 
der  Gesichtspunkte,  welche  die  Regierung  demnächst  bei  ihrem  Vorgehen 
mit  Reformmafsregeln  sich  hat  zur  Richtschnur  dienen  lassen,  ln  der- 
selben Weise  ist  auf  Anregung  des  Ministers  für  Landwirtschaft  eine  En- 
quete über  den  landwirtschaftlichen  Kredit  in  neuester  Zeit  von  der  Ge- 
sellsohaft  zur  Durchführung  gebracht  worden.  Neben  diesen  amtlichen 
und  halbamtlichen  Enqueten  edlgemeiner  Natur  gehen  teils  gleichartige 
von  den  gröfseren  freien  Gesellschaften  — so  hat  die  socictd  des  agri- 
cnlteurs  Enqueten  über  die  Lage  der  Landwirtschaft,  das  metayage  u.  s.  w. 
zur  Durchführung  gebracht  — veranstaltete  Enqueten,  teils  Spezial-Enqueten 
über  einzelne  Gegenstände  her;  die  letzteren  pflegen  ebenfalls  teils  von  den 
staatlichen  Faohorganen,  teils  von  den  Vereinen  — häuflg  unter  Beteili- 
gung von  beiden  — ausgeführt  zu  werden  und  greifen  in  der  Regel  über 
den  Kreis  der  Fachmänner  nicht  hinaus : bei  dem  Zusammenhänge , in 
dem  diese  Enqueten  mit  den  sachlichen  Reformen  stehen,  leitet  ihre 
Erwähnung  zu  den  letzteren  selbst  über. 

Es  kann  nicht  die  Aufgabe  sein,  an  dieser  Stelle  eine  vollständige 
Darstellung  der  Bestrebungen  zu  liefern,  wie  sie  im  Reformprogramm 
der  Regierung  bezw.  auch  in  der  seitens  der  Vereinsorgane  ergriffenen 
Initiative  hervorgetreten  sind;  es  mufs  genügen,  dieselben,  soweit  sie 
Spezialgebiete  betreffen,  hier  ihrer  allgemeinen  Richtung  nach  zu  charak- 
terisieren. Eine  umfassende,  nicht  allein  von  landwirtschaftlichen,  sondern 
zugleich  von  militärischen  Gesichtspunkten  geleitete  Reorganisation  betraf 
zunächst  das  Gestütwesen.  Die  sehr  beachtenswerten  Anfänge,  welche 
auf  diesem  Gebiet  das  an  eien  rdgime  geschaffen  hatte , waren  demnächst 
der  Gesetzgebung  der  Revolution  zum  Opfer  gefallen,  welche  im  Jahre 
1791  die  Gestüte  und  die  auf  die  Pferdezucht  bezüglichen  Behörden  un- 
terdrückte; obwohl  Napoleon  I.  im  Jahre  1806  die  Direktion  der  Gestüte 
wieder  hergestellt  und  der  Pferdezucht  von  neuem  einen  kräftigen  Impuls 
gegeben  hatte,  blieb  doch  diese  Verwaltung  bei  dem  Wechsel  der  ihr 
günstigen  und  feindlichen  Strömungen  mannigfachen  Schwankungen  aus- 
gesetzt, welche  die  Gewinnung  völlig  befriedigender  Ergebnisse  vereitel- 
ten: erst  die  im  Kriege  1870/71  hervorgetretene  Inferiorität  der  Kavalle- 
rie und  ihres  Remontewesens  liefs  das  Bedürfnis  einer  Reform  als  unab- 
weisbar hervortreten.  Den  Ausgangspunkt  der  letzteren  bildet  das  unter 
der  Präsidentschaft  Mac  Mahons  erlassene  Gesetz  vom  29.  Mai  1874  ^). 
Dasselbe  stellte  zunächst  die  obere  Verwaltung  des  Gestütwesens  in  der 


1)  Die  Verbandlaogen  derselben  sind  publiziert. 

2)  Die  Aasführongsbestimmangen  sowie  sonstige  Hitteilangen  Uber  diesen  Verwal- 
tangszweig  im  Bulletin  du  min.  de  l’agric.,  Jahrg.  1882,  S.  588  fig. 
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Weise  wieder  her,  dafs  es  eine  aus  einem  dirigierenden  Oeneralinspektor 
und  sechs  weiteren  Generalinspektoren  sich  zusammensetzende  Oberbehörde 
errichtete,  welcher  die  22  Direktoren  der  Hengstdepots  und  die  diesen 
beigeordneten  Unterdirektoren  nebst  dem  sonstigen  Aufsichtspersonal  un- 
terstellt waren ; der  üblichen  Gliederung  entsprechend  steht  der  General- 
inspektion ein  administrativ  und  technisch  beratender  Körper  in  dem  Con- 
seil supdrieur  des  haras  zur  Seite;  ferner  bestimmt  das  Gesetz,  dafs  vom  1. 

Januar  1875  der  Effektivbestand  an  Beschälern  um  jährlich  200  zu  erhöhen 
sei,  bis  die  Zahl  2500  erreicht  würde;  sodann  erhöht  es  beträchtlich  den 
Kredit  znr  Prämiierung  von  Privathengsten,  der  abgesehen  von  den  fdr 
die  Rennen  und  die  Pfeidedressurschulen  zu  zahlenden  Prämien  auf  jähr- 
lich 1,500,000  Fr.  gebracht  werden  soll;  endlich  ordnet  es  die  Wieder- 
errichtung der  Pferdezucht-Schule  in  Le  Pin  und  der  Stuterei  von  Pom- 
padour an;  in  der  ersteren  wird  in  einem  zweijährigen  Korse  die  Quali- 
fikation für  den  Gestütsdienst  erworben ; die  Stuterei  in  Pompadour, 
welche  1851  gegründet,  1791  aufgehoben  und  seitdem  wiederholt  wieder- 
eröffnet  bezw.  geschlossen  worden  ist,  hat  ausschliefslioh  die  Zucht  von 
arabischen  und  an gloarabi sehen  Pferden  zur  Aufgabe.  Der  Weiterentwioke- 
lung  dieser  Institute  ist  seitdem  ein  eingehenderes  Interesse  zugewendet 
worden;  am  1.  Januar  1882  betrug  die  Zahl  der  Zuchthengste  bereits 
2520,  welche  über  22  Hengstdepots  verteilt  waren;  die  Zahl  der  im 
Jahre  1882  approbierten  Privathengste  betrog  1207  gegen  839  im  Jahre 
1874.  Den  Hauptregulator  der  Pferdezucht  bildet  das  grofse  Landes- 
gestüt in  Le  Pin,  das  1714  gegründet,  seitdem  abgesehen  von  einem 
kurzen  Stillstände  während  der  Revolution  ununterbrochen  funktioniert 
hat  und  dessen  Bedeutung  durch  die  Wiedereröffnung  der  mit  demselben 
verbundenen  dcole  des  haras  erhöht  worden  ist ; dasselbe  besafs  1882  eine 
Zahl  von  212  Hengsten.  Eine  Ergänzung  dieser  Hafsnahme  hat  dadurch 
stattgefunden,  dafs  durch  Dekret  vom  14.  August  1885  die  Verwendung 
von  nicht  mit  der  obrigkeitlichen  Approbation  oder  Autorisation  versehe- 
nen Privathengsten  zur  Deckung  von  nicht  im  Besitz  des  Eigentümers 
befindlichen  Stuten  an  die  Bedingung  der  vorherigen  Feststellung  ihres 
Gesundheitszustandes  geknüpft  wird  ^).  — Eine  nicht  minder  umfangreiches)  Tiennn«i- 
Umgestaltung  erfuhr  die  Veterinärpolizei  und  das  mit  derselben  in 
Verbindung  stehende  Tierarzneiwesen;  grundlegend  war  hier  das  poiiui. 
Gesetz  vom  21.  Juli  1881,  das  hauptsächlich  die  Bekämpfung  der 
Viehseuchen  regelt.  Dasselbe  stellt  zunächst  die  als  ansteckend  gelten- 
den Viehkrankheiten  fest,  regelt  die  Befugnisse  der  Verwaltungsbehörde 
zur  Abwehr,  sowie  die  Entschädigungsbefugnisse,  welche  dem  Eigentümer 
des  zur  Verhütung  der  Weiterverbreitung  der  Rinderpest  und  der  Lungen- 
seoche  getöteten  Viehs  znstehen  und  enthält  ferner  Vorschriften  über 
die  bei  der  Einfuhr  und  Ausfuhr  von  Vieh  auszuführenden  Kontrolmafs- 
regeln ; die  letzteren  Vorschriften  sind  demnächst  durch  genauere  Anwei- 
sungen übef  die  Behandlung  des  in  den  Hafenplätzen  zur  Ein-,  Aus-  oder 
Durchfuhr  gelangenden  Viehs  und  über  die  Desinfektion  der  zum  Vieh- 

1)  Siehe  das  Oes.  v.  14.  Aag.  1885  and  die  zugehörige  Verordnung  vom  26.  Sep- 
tember 1886  im  Bulletin  du  ministhre  de  ragricultnre  Jabrg.  1886  S.  687  fg. 

2)  Dekret  vom  6.  April  1882. 

N.  F.  Bd.  XIV. 
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8)  Forst- 
Terwaltuog. 


transport  benutzten  Fahrzeuge  vervollstäodigt  worden.  Das  tierärztliche 
Unterrichts  wesen  hatte  schon  früher  durch  Dekret  vom  21.  Oktober  1881 
eine  Regelung  und  Erweiterung  erhalten:  zur  Zeit  wird  der  bezügliche 
Unterricht  an  drei  Staatsanstalten:  denen  in  Alfort,  Lyon  und  Toulouse 
erteilt.  — Einer  sehr  ausgedehnten  Umbildung  ist  auch  die  Organisation  der 
Forst ve rwaltung  unterworfen  worden.  Dieselbe,  früher  dem  Finanz- 
ministerium unterstellt,  wurde  durch  Dekret  vom  15.  Dezember  1877  dem 
Ministerium  für  Landwirtschaft  und  Handel  zugeteilt;  in  dem  heutigen 
Landwirtschafts-Ministerium  bilden,  wie  bemerkt,  die  bezüglichen  Angele- 
genheiten den  Geschäftskreis  einer  Abteilung.  Die  weitere  Reorganisation 
der  höheren  Verwaltung  erfolgte  durch  Dekret  vom  13.  Mai  1878;  da- 
nach ruht  die  obere  Leitung  in  der  Hand  des  aus  den  sechs  General- 
Inspektoren  sich  zusammensetzeuden  conseil  d’administratiou , welchem 
der  Minister  bezw.  ein  von  demselben  ernannter  Delegierter  präsidiert ; 
zur  Zeit  ist  mit  der  Vertretung  des  Ministers  einer  der  Generalinspektoren 
beauftragt;  der  conseil  ist  eine  kollegialische  Behörde,  in  welcher  bei 
Stimmengleichheit  die  Stimme  des  Vorsitzenden  entscheidet ; die  Erledigung 
der  Büreaugeschäfte  im  Ministerium  ist  unter  vier  Forstmeister  (conser- 
vateurs)  verteilt,  von  denen  einer  die  Obliegenheiten  des  Direktors  hat; 
die  lokale  Bearbeitung  der  Forstangelegenheiten  erfolgt  durch  die  38 
Forstämter,  deren  jedes  ein  oder  mehrere  Departements  in  sich  begreift, 
mit  Hilfe  der  denselben  unterstellten  Inspektoren  und  Forstschntzbeamten. 
Weitere  Reformen  haben  sich  auf  die  Einreihung  der  Forstbeamten,  die 
im  Kriege  zur  Disposition  der  Militärbehörden  stehen,  in  die  militärische 
Rangordnung  und  auf  die  Erweiterung  des  forstlichen  Unterriohtswesens 
bezogen:  dieser  Unterricht  wurde  bisher  an  der  Forstakademie  zn  Nancy 
und  in  den  für  die  Ausbildung  der  unteren  Forstbeamten  bestimmten 
Forstschulen  von  Villers-Cotterets,  Epinal,  Grenoble  und  Toulouse  erteilt; 
diesen  Forstschulen  ist  die  von  Bartes  (Departement  Loir^t)  hinzuge- 
treten. 
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I. 

Die  Hausindustrie  im  Deutschen  Beiche*). 

Von  Carl  Strauß. 

I 

Die  am  5.  Juni  1882  im  Deutschen  Reiche  abgehaltene  BerufsEäblung, 
mit  der  eine  Aufnahme  der  landwirtscbaftliohen , so^ie  der  gewerblichen 
Betriebe  verbunden  war,  erfaßte  auch  in  ziemlich  umfangreichem  Maße 
die  Verhältnisse  der  Hausindustrie.  Die  Erhebung  erfolgte  auf  Grund  des 
Zählbogens  A und  der  Gewerbekarte  B.  Der  Zählbogen  A verlangte  in 
Sp.  8 die  genaue  Bezeichnung  des  Hauptberuis,  in  Sp.  12  diejenige  des 
Nebenberufig  aller  14  Jahr  und  darüber  alten  Personen,  sowie  der  für 
Lohn  arbeitenden  oder  dienenden  Kinder  unter  14  Jahr,  ln  den  Spalten 
9 bezw.  13  waren  ferner  über  die  Stellung  im  Haupt-  bezw.  Nebenberuf 
Angaben  zu  machen  und  insbesondere  auch  Aufklärung  darüber  zu  geben, 
ob  die  im  Zählbogen  aufgeführten  selbständigen  Personen  ihre  ge- 
werbliche Tbätigkeit  in  der  eigenen  Wohnung  für  ein  fremdes 
Geschäft  (zu  Haus  für  fremde  Rechnung)  ausübten  oder,  wie 
die  Erläuterungen  zu  Sp.  9 genauer  ausführten,  „ob  in  der  eigenen  Woh- 
nung (zu  Haus)  für  Rechnung  eines  fremden  Geschäfts  (für  einen  Unter- 
nehmer, Fabrikanten,  Verleger,  Kaufmann,  für  ein  Magazin,  ein  Kleider-, 
Wäsche-  oder  anderes  Geschäft  u.  s.  w.).*‘  Auf  diese  Weise  wurden  alle 
selbständigen  Gewerbetreibenden  ermittelt,  welche  im  Sinne  der  ge- 
nannten statistischen  Erhebung  Hausindustrielle  waren.  Auf  diesen  Er- 
mittelungen durch  den  Zählbogen  A beruhen  die  Nachweisungen  der  B e - 
rufsstatistik  über  die  Zahl  der  selbständigen  Hausindustriellen  am 
5.  Jnni  1882.  Auch  für  die  gewerbestatistische  Aufnahme  hatte 
es  mit  den  Ergebnissen  des  Zählbogens  A für  Personen,  welche  ihr  Ge- 
schäft ohne  Unterstützung  von  Menschen  oder  Motoren  betrieben,  sein  Be- 
wenden. Die  Mitinhaber-,  Gehilfen-  oder  Motorenbetriebe  hingegen  hat- 
ten sich  noch  einer  weiteren  Befragung  durch  die  Gewerbekarte  B zu 


*)  In  den  folgenden  Tabellen  bedeutet  V.  t.  = Verfertigung  von.  Die  Abkürzungen 
in  den  Tabellen  sind  oft  so  bedeutend,  daB  die  Bezeichnungen  für  die  einzelnen  Qe- 
werbearten  unverständlich  sind.  Es  wird  gebeten , alsdann  die  betreffenden  Gewerbe- 
beaeichnongen  in  Übersicht  2 zu  vergleichen. 
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unterwerfen.  Dieselbe  überschritt  mit  Frage  9 den  Umfang  der  im  Zähl- 
bogen A angestellten  Erhebung,  indem  sie  Erkundigungen  einzog  über 
das  a)  am  Tage  der  Zählung  b)  im  Jahresdurchschnitt  im  Betriebe  be- 
schäftigte Personal , giebt  demnach  speziell  für  die  hausindustriellen  Be- 
triebe deren  Umfang  nach  den  Angaben  des  selbständigen  Hausindustriel- 
Icn  (Arbeitnehmers)  an,  durch  Frage  11  endlich  wurde  für  alle  Be- 
triebe ermittelt,  ob  — außer  den  zu  9 angegebenen  Personen  — für 
Bechnung  des  Geschäfts  (Arbeitgebers)  auch  a)  Personen  in  deren 
eigener  Wohnung  (in  Hausindustrie)  oder  b)  Gefangene  in  Straf-  und 
Besserungsanstalten  beschäftigt  werden  und  wie  viel  im  Jahresdurchschnitt 
Dabei  waren  für  die  Hausindustrie  zu  unterscheiden  1)  die  in  eigener 
Wohnung  unmittelbar  beschäftigten  Personen,  2)  deren  Gehilfen  oder 
Mitarbeiter , die , wenn  nötig , nach  Schätzung  einzusetzen  waren.  Die 
übrigen  Mehrfragen  der  Gewerbekarte  B kommen  für  die  Hausindustrie 
nicht  in  Betracht. 

Die  statistische  Erhebung  vom  5.  Juni  1882  gab  also  in  mehrfacher 
Weise  Auskunft  über  die  Zahl  der  Hausindustriellen  in  Deutschland: 

I.  Die  B e r u f s Statistik 

über  die  Zahl  der  selbständigen^Hausindustriellen  am  5.  Juni 

1882. 

II.  Die  Gewerbestatistik 

über  die  Zahl  aller  in  der  Hausindustrie  beschäftigten  Personen 

1.  nach  den  Angaben  der  Arbeitnehmer  a)  am  5.  Juni  1882, 

b)  im  Jahresdurchschnitt. 

2.  „ „ „ „ Arbeit  gebet  im  Jahresdurchschnitt. 

Die  Ergebnisse  der  g e w e r b e statistischen  Erhebung  sind  bekannt 

gegeben  in  der  „Statistik  des  Deutschen  Beiches“  N.  F.  Bd.  6 und  7 
und  zwar  enthalten  Bd.  6 Teil  1 die  Nachrichten  für  das  Beich,  Teil  2 
für  die  Großstädte  und  endlich  die  beiden  Teile  des  Bd.  7 für  die 
Staaten  und  Verwaltungsbezirke.  Für  die  in  Gruppen,  Klassen  und  Ord- 
nungen zerlegten  hausindustriellen  Gewerbe  wird  nachgewiesen : 

l.  Zahl  der  Betriebe  a)  überhaupt,  b)  Haupt-,  c)  Nebenbetriebe. 

Zahl  der  in  den  Hauptbetrieben  am  5.  Juni  1882  beschäftigten 

Personen  mit  Geschlechtsunterscheidung. 

II.  Zahl  der 

1.  Alleinbetriebe  ohne  Motoren  a)  Haupt-,  b)  Nebenbetriebe. 

In  den  Hauptbetrieben  beschäftigtes  Personal  mit  Geschlechts- 
unterscheidung. 

2.  Mitinhaber-,  Gehilfen-  und  Motorenbetriebe  a)  Haupt-,  b)  Ne- 
benbetriebe. 

In  den  Hauptbetrieben  a)  am  5.  Juni  und  b)  im  Jahres- 
durchschnitt beschäftigte  Personen , erstere  mit  Geschlechts- 
unterscheidung  und  Trennung  der  Selbständigen  und  Gehilfen 
für  das  Beich,  nur  mit  Gescblechtsunterscheidung  für  die 
sonstigen  Nachweisungen;  letztere  gleichfalls  nur  für  die 
Beichsangaben  mit  Trennung  der  Selbständigen  und  Ge- 
hilfen , sowie  der  Geschlechter , für  die  Staaten  u.  s.  w. 
ohne  Spezialisierung. 

III.  Gesamtzahl  der  Betriebe,  von  welchen  aus  Personen  in  der  Haus- 
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induBtrie  (unmittelbar  und  als  Gehilfen  oder  Arbeiter)  oder  Insassen 
von  Straf-  und  Besserungsanstalten  beschäftigt  werden;  für  das 
Beich  werden  diejenigen,  die  1)  10  oder  weniger,  2)  11 — 50, 
3)  51 — 200,  4)  201 — 1000,  5)  über  1000  Personen  beschäftigen, 
besonders  nachgewiesen. 

Gesamtzahl  der  im  Jahresdurchschnitt  beschäftigten  Personen, 
a)  Hausindustrielle,  b)  Anstal tsinsassen ; für  das  Reich  Geschlechts- 
unterscheidung und  hinsichtlich  der  Hausindustriellen  Tren- 
nung der  a)  unmittelbar  beschäftigten  Personen,  b)  von  diesen  ab- 
hängigen Gehilfen  oder  Mitarbeiter. 

Daß  der  vieldeutige  Begriff  „Hausindustrie*'  bei  einem  hinsichtlich 
seiner  gewerblichen  Thätigkeit  so  hoch  entwickelten  Lande,  wie  dem  Deut- 
schen Reiche,  für  eine  so  eingehende  berufe-  und  gewerbestatistieche  Erhebung 
genau  bestimmt  werden  mußte,  ist  klar.  Man  legte  das  Hauptgewicht  auf 
die  Art  des  Vertriebes,  wie  schon  oben  angedeutet  wurde,  während 
man  keine  Rücksicht  nahm  auf  die  Beschaffung  der  Rohprodukte. 
Hausindustrielle  im  Sinne  der  Zählung  vom  5.  Juni  1882  sind  daher  die- 
jenigen Personen,  welche  in  einem  Betriebe  thätig  sind,  in  dem  nicht  für 
Rechnung  des  Geschäftsinhabers  gearbeitet  wird.  Ob  aber  der  Verleger 
u.  8.  w.  außer  dem  Vertrieb  der  Fabrikate  auch  noch  die  Lieferung  der 
Rohprodukte  zu  besorgen  hat,  kam  nicht  in  Frage. 

Es  lassen  eich,  wie  oben  schon  erwähnt  wurde,  aus  den  Ergebnissen 
der  statistischen  Erhebung  vom  5.  Juni  1882  vier  Zahlen  über  den  Be- 
stand des  in  der  Hausindustrie  beschäftigten  Personals  feststellen,  von 
denen  die  drei  der  Gewerbestatistik  die  Gesamtzahl  aller  Hausindustriellen 
mit  Unterscheidung  der  Selbständigen  und  der  Gehilfen  erkennen  lassen, 
während  die  der  Berufsstatistik  sich  nur  auf  erstere  bezieht.  Von  diesen 
vier  Zahlen  bringen  zwei  den  Personalbestand  am  Zählungstage,  zwei  den- 
jenigen im  Jahresdurchschnitt  zum  Ausdruck.  Es  betrug  nämlich  die  Zahl 
der  Hausindiistriollcn : 


Nach  der  Berufsstatistik 

Nach 

der  Gewerbestatistik 

Angaben  der 

Arbeitnehmer 

Arbeitgeber 

5.  Juni  1882 

6.  Juni  1882 

Jahresdurch- 

schnitt 

Jahresdurch- 

schnitt 

Selbständige  . 
Gehilfen  . 

339  646 

348  008 
131  526 

348  009 
128  071 

394  457 

150523 

Zusammen 

• 

479  534 

476  080 

544  980 

Die  Zahl  der  Selbständigen  am  5.  Juni  1882  stimmt  bei  der 
Berufs-  und  Gewerbestatistik  nicht  überein.  Die  Differenz  läßt  sich  viel- 
leicht dadurch  erklären,  daß  zwar  die  Erhebung  sich  zeitlich  deckte,  nicht 
aber  die  Bearbeitung  des  Materials.  Das  viel  später  aufbereitete  Material 
der  Gewerbestatistik  dürfte  durch  angestellte  Nachfragen  nicht  unerheblich 
verbessert  und  vervollständigt  worden  sein.  Die  Zahl  der  nach  den  An- 
gaben der  Arbeitnehmer  im  Jahresdurchschnitt  hausindustriell  thätigen 
Selbständigen  weist  nur  einen  Unterschied  von  einer  Person  gegenüber 
dem  Bestände  am  Zählungstage  auf,  die  Zahl  der  nach  den  Erklärungen 
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der  Arbeitgeber  durchsofanittlich  beschäftigten  Selbständigen  hingegen 
einen  nicht  unerheblichen  Unterschied.  Eine  Erklärung  für  diese  Diffe- 
renz dürfte  darin  liegen«  daß  ein  Hausindustrieller,  der  für  mehrere  Ge- 
schäfte arbeitet,  von  allen  Geschäftsinhabern,  also  in  den  Angaben  der 
Arbeitgeber  mehrfach  gezählt  wurde,  während  er  selbst  sich  nur  bei 
seinem  Hauptgewerbe  zählen  durfte.  Anderseits  ist  auch  nicht  ausge- 
schlosaen,  daß  insbesondere  bei  Gewerbearten,  deren  Saison  in  den  Win- 
ter fällt,  von  vielen  Personen  die  hausindustrielle  Thätigkeit  verschwiegen 
oder  bei  der  Ausfüllung  der  Zählpapiere  vergessen  wurde.  Dazu  kommt, 
daß  die  Angaben  der  .Arbeitgeber  z.  T.  auf  Schätzung  beruhen. 

Die  Zahl  der  in  hausindnstriellen  Betrieben  beschäftigten  Gehilfen 
läßt  sich  nur  nach  gewerbestatistischen  Angaben  vergleichen.  Die  Arbeit- 
nehmer  geben  tür  den  Jahresdurchschnitt  eine  um  fast  8^/^  Tausend 
kleinere  Zahl  von  Gehilfen  gegenüber  den  Ergebnissen  des  Zählungstages 
an.  Die  Arbeitgeber  weisen  eine  Personenzahl  von  hausindustriellen 
Gehilfen  nach,  welche  die  beiden  Angaben  der  Arbeitnehmer  übertrifft. 
Auch  in  diesem  Ealle  dürfte  der  Grund  dieser  letzteren  Verschiedenheit 
in  den  oben  angegebenen  Erklärungen  zu  suchen  sein. 

Da  nicht  jedes  Gewerbe  nach  seiner  Natur  für  den  hausindustriellen 
Betrieb  geeignet  ist,  so  sind  in  der  nachstehenden  Übersicht  1,  welche  die 
Verteilung  der  Hausindustriellen  .auf  die  einzelnen  Gewerbegruppen  zur 
Anschauung  bringen  soll , nicht  alle  20  Gewerbegruppen  der  Gewerbesta- 
tistik vertreten.  Hausindustrie  fehlt  zum  Beispiel  gänzlich  in  den  Ge- 
werbegruppen XVII — XX  (Handels-,  Versicherungsgewerbe,  Land-  und 
Wasserverkehr,  Beherbergung  und  Erquickung)  und  tritt  nur  im  beschei- 
densten Maße  in  Gruppe  1 (Kunst-  und  Handelsgärtnerei,  Baumschulen) 
auf.  Aber  auch  auf  die  Gruppen  III — XVI,  welche  die  gewerbliche  Thä- 
tigkeit im  engeren  Sinne  umfassen , verteilt  sie  sich  sehr  ungleichmäßig, 
insbesondere  sind  die  Gruppen  UI  (Bergbau,  Hütten-  und  Salinenwesen, 
Torfgräberei),  sowie  XIV  (Baugewerbe)  in  so  geringem  Maße  beteiligt, 
daß  sie  in  der  folgenden  Übersicht  1 mit  Gruppe  1 (Kunst-  und  Handels- 
gärtnerei)  unter  „Sonstige  Gewerbe'*  nachgewiesen  werden. 

Übersicht  L Zahl  der  Hausindustriellen  im  Jahresdurchschnitt  für 


die  einzelnen  Gewerbegruppen. 


Gewerbegrnppen. 

t 

Nach  den  Angaben  der 

Arbeitnehmer 

Arbeitgeber 

IV.  Indtutrie  dar  Steiue  uod  Erdao 

3 170 

7 661 

V.  Verarbeitoog  von  Metall  

16930 

»8555 

VI.  Masebinen,  Instrumente  und  Apparate  .... 

4489 

5 939 

VII.  Chemische  Industrie 

171 

2567 

VIII.  ForstwirtsebfU.  Nebenprodukte,  Leuebtstoflfe  u.  s.  w. 

56 

260 

IX.  Textilindustrie 

285  102 

350  665 

X.  Papier  und  Lader 

5 293 

8 210 

XI.  Bola-  und  Sebnitsstoffe 

19  III 

26  883 

XII.  Nahrungs-  und  GenuBmittel 

8346 

15420 

XIII.  Bekleidung  und  Reinigung 

131  861 

107  846 

XV.  Polygraphische  Gewerbe 

739 

845 

XVI.  Künstlerische  Gewerbe 

785 

94 

Sonstige  Gewerbe 

27 

35 

Zusammen 

476080 

544  980 
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irsicht  2.  Zahl  der  Arbeitgeber  v.  HauBindustriellcn  oder  InsaBsen  v.  Straf-  u.  Besserungs- 
anstalten und  der  von  denselben  beschäftigten  Personen;  nebst  Verhältniszahlen. 

(Nach  den  Angaben  der  Arbeitgeber.) 


Gewerbearten. 

r diejenigen  Oewerbearten  .sind  aufgenom- 
in  denen  mindestens  600  Hausindustrielle 
1 Insassen  u.  s w.  (Sp.  3)  beschäftigt  sind. 

Zahl 

der 

V.  100  Arbtgbrn.  (Sp.  2)  j. 
Oew.-O.  beschft.  Hausind 
bzw.  Ins.  V.  Straf- u.  Bess  - 
Anst.  in  folg  Personcnzahl 

Ein  Arbeitgeber 
^Sp.  2)  beschält, 
dnrchschn. 

Arbeitgeber 

Überhaupt 

besch.  Hauain- 
dustr.  u.  Ins- 
etc.  überhaupt 

V.  dies.  Pers 
(Sp.  3)  sind 

Ilaus- 

iodustrielle 

Ins.  V.  Str.- 
etc.  Anst. 

10  O'ler 
weniger 

0 

<a 

2 

61—200 

c 

0 

0 

1 

wM 

0 

über  1000 

& 
1 "S 

5 -C 

* 2 
X » 
0 

Ins.  V.  Str.- 
etc.  Anst. 

d * 
»m 

1 m 

WM  M 

1. 

2. 

3 

4. 

5 

6. 

7. 

8. 

9. 

10. 

11. 

12. 

13. 

a.  2.  Sclncferbr.  u.  V.  v.  grob.  Schieferw. 

19 

640 

640 

, 

31  6 

42.1 

26.3 

* 

33-7 

33  7 

4.  PorzelUnfabrikation  n.  Veredelung  . . 

82 

4926 

4888 

38 

40.2 

37  8 

183 

2 5 

1.2 

59« 

05 

60.1 

1.  Glasfabrikation  u.  Veredelung 

28 

712 

712 

60.7 

32  2 

• 

7-1 

254 

* 

254 

2.  Glasbläserei  vor  der  Lampe 

31 

I 096 

I 096 

, 

41.9 

32.3 

25.8 

35-4 

• 

35  4 

a.  1.  V.  V.  Gold-,  Silb.-  u.  Bgonteriewar. 

74 

576 

576 

. 

83.8 

12.2 

4 0 

7.8 

, 

7.8 

3.  Gld.  u.  Sübdrabtsieh.  n.  V.  t.  leon.  War. 

39 

2 420 

2 420 

• 

69.2 

»5  4 

IO  3 

2.6 

2.5 

62.1 

• 

62.1 

3 V.  T.  feinen  Blei-  und  Zinnwaren  etc.  . 

31 

5«2 

279 

233 

61.3 

35  5 

3-2 

9-0 

7.5 

16.5 

6.  Erzeug,  u.  Verarb.  v.  Metallleg.  aller  Art 

134 

I 796 

> 565 

23» 

64,2 

32.1 

37 

. 

II. 7 

1.7 

»3  4 

4.  V.  y.  Eisenblechw.  ausschl.  Klempnerei 

34 

617 

387 

230 

50  0 

44  1 

5» 

II  4 

6.8 

18.1 

5.  V,  T.  eis.  Stift , Näg.,  Schrauben  u.  s.  w. 

86 

I 697 

I 61 1 

86 

50.0 

395 

lO.b 

18.7 

1.0 

19.7 

8.  Zeug-,  Sensen-  u.  Messerschmiederei  etc. 

C20 

IO  942 

10673 

269 

53« 

37-9 

7.3 

I.o 

20.5 

0 5 

21.0 

11.  V.  V.  Nadler-  und  Drahtwaren  etc.  . . . 

54 

652 

468 

184 

83.3 

14.8 

• 

1.9 

8.7 

34 

12  1 

c.  2.  Büclisenmacberei,  Gewebrfabrikat.  . 

68 

965 

965 

73» 

22.1 

2.9 

1.5 

14.2 

. 

14.2 

d.  ZeiimeBiustrumente  (Ubrmacherei)  . 

78 

1 054 

I 027 

27 

74^ 

19  2 

6.4 

. 

13.2 

0.3 

13-5 

e.  2.  V.  V.  Musikinstr.  ausschl.  Pianofort. 

88 

2 482 

2 482 

• 

50  0 

364 

12.5 

I.l 

28.2 

. 

28.2 

f.  1.  V.  V.  matb.,  pbys.  etc.  Instar,  o.  App. 

78 

864 

591 

273 

82.1 

12.8 

51 

. 

7 6 

3-5 

II. 1 

. d.  2.  V V.  Bleistiften,  PasteUstift.,  Kxeid. 

29 

588 

588 

^ * 

62.1 

27. c 

6 9 

34 

20  3 

20.3 

6.  2.  Zündwareu Verfertigung 

33 

2299 

I 743 

556 

42.4 

36.4 

6.1 

»5-1 

52-8 

16.8 

69.7 

b.  3.  VVollenspinuerei 

44 

960 

939 

21 

59  » 

31  8 

6 s 

2.3 

21-3 

0.5 

21.8 

4.  Mungo-  u.  Shoddyherst.  u.  Spinnerei 

16 

908 

693 

215 

37  » 

37-6 

18.8 

6.2 

43-3 

13  4 

56.8 

6.  F'lac^-  u.  Hanfheobelei  u.  -Spinnerei 

24 

612 

153 

459 

62.6 

20  8 

16.7 

. 

6-4 

19.1 

25  5 

6.  Baumwollenapiunerei 

80 

I 240 

I 200 

40 

60.0 

350 

50 

• 

15-0 

0 5 

lS-5 

c.  1.  Seidenweberei,  einschl.  Sammetverf. 

335 

65  442 

65  192 

250 

17.3 

23.0 

34  ö 

22.7 

2.1 

194-6 

0.7 

195-3 

2.  Wollenweberei 

828 

35471 

34  059 

1412 

52.9 

29  1 

»3  3 

4.6 

O.I 

41-1 

1.7 

42.8 

S.  Leinenweberei 

1069 

54062 

53  446 

616 

5»-2 

30.2 

132 

4 9 

0 5 

500 

0.6 

50.6 

5.  Banmwollenweberei 

905 

32  129 

31  904 

225 

45« 

381 

14.3 

1.8 

0.2 

35-3 

0.2 

35-& 

6.  W'eberei  v.  gemischt,  u.  and.  War. 

811 

62  836 

62  360 

476 

28  1 

39» 

24.4 

7-4 

0.6 

76.9 

0.6 

77.5 

d.  Gummi-  u.  Haardechterei  u.  -Web. 

35 

856 

788 

68 

57-1 

37  » 

2.9 

29 

22-5 

1.9 

24.5 

e.  Strickerei  u.  W'irkerei  (Strumpfwfbr.) 

1281 

47  136 

45950 

1 186 

56  8 

32.2 

8.4 

2.1 

0.5 

35-9 

0.9 

36.8 

f.  1.  Bäkelei  nnd  Stickerei  . 

245 

17  781 

17308 

473 

38  0 

40.0 

13  ö 

7.3 

1-2 

70  7 

1.9 

72.6 

2.  Spitzenverfertig,  u.  WeiEzeugstick. 

178 

5781 

5751 

30 

51.1 

36.0 

10.7 

2.2 

32.3 

0.2 

32.5 

g.  5.  Appretur  f.  Strumpf-  u.  Strickwar 

176 

5 801 

5 801 

• 

62  5 

26.2 

8.5 

2.8 

33-0 

. 

33-0 

h.  Posamentenfabrikation  . ....... 

677 

23018 

22  694 

324 

50.8 

350 

11.7 

2 4 

O.I 

33-» 

0.5 

34-0 

i.  2.  V.  V.  Netzen,  Segeln,  Säcken  u.  dgl. 

38 

I 672 

871 

801 

47-4 

23.7 

23*7 

5 2 

22-9 

21-1 

44  0 

a 2.  Steinpappe-  u.  Papiermachdfabrikat. 

78 

1 739 

I 737 

2 

61.5 

26.9 

IO  3 

1.3 

22-3 

0.0 

22.3 

4.  Fabrikat,  v.  Bunt-  u.  Luzuspapier  . 

40 

I 071 

553 

518 

40.0 

45.0 

150 

13-8 

13  0 

26.8 

d.  Buchbinderei  u.  Kartonnagefabrikat. 

271 

4863 

2309 

2554 

587 

33-6 

7.0 

0.7 

8-5 

9-4 

17.9 

e.  1.  Sattlerei  und  Riemerei 

195 

3647 

2 961 

686 

68.7 

24  6 

5-7 

1.0 

»5-3 

3.5 

18.7 

b.  2.  V.  T.  groben  Holzwaren 

82 

2979 

2635 

344 

73-2 

12.2 

12  2 

1.2 

1.2 

32» 

4.2 

36.3 

3.  Tischlerei  nnd  Parketfabrikation  . . 

244 

4 288 

2 280 

2008 

71.3 

20. b 

7 8 

04 

9.3 

8.2 

17.6 

d.  Korbmacherei '. 

77 

2 127 

I 251 

876 

57-1 

26.0 

16  9 

• • 

i6-2 

II  4 

27.6 

e.  Weberei  u.  Flechterei  von  Holz,  Stroh  etc. 

196 

12  632 

II  291 

»34« 

40.8 

352 

20.9 

2 6 

1.0 

57.6 

6.8 

64.4 

L 1.  Drechslerei  u.  V.  v.  Schnitzwaren  . 

265 

5784 

5068 

716 

65.3 

23  0 

10.6 

1.1 

19.1 

2.7 

21.8 

2.  Korksrhoeiderei 

43 

I 590 

1438 

»52 

39-5 

41.9 

16.3 

2 8 

33-4 

3-5 

37.0 

g.  1.  V.  T.  Kämm.,  Bürst.,  Pins  , Federpos. 

88 

I 768 

1053 

715 

67  0 

21.6 

10.2 

1.2 

l2-0 

8.1 

20.1 

2.  Stock-  nnd  Schirmfabrikation  .... 

1 16 

I 232 

I 126 

106 

73  s 

23  8 

3* 

• 

9.7 

0.9 

10.6 

h.  Veredelung  etc.  von  Holz-  n.  Sebnitzwaren 

43 

I 545 

409 

1136 

44-2 

27.9 

27.9 

• 

9.5 

26.4 

35-9 

L d.  Tababfabrikation 

1125 

19  898 

15  068 

4830 

68.0 

24  6 

6 7 

0.8 

■I3’4 

4.3 

»7-7 

U a 2.  Schneiderei 

1832 

9 028 

8 892 

136 

92  1 

7.5 

0 8 

0 1 

4.8 

0 1 

4-9 

3.  V.  V.  fert.  Kleid,  u.  W'äsch.  (Konfkt.) 

2423 

64  338 

62  479 

»859 

60.7 

29  5 

8.0 

1.6 

0 2 

25.8 

0.8 

26.6 

4.  Putzmacherei,  V.  v.  künstl.  Blumen 

23» 

2599 

I 781 

818 

83.5 

14. 3 

0.9 

1.8 

7.7 

3» 

11.3 

5.  Hutmacherei,  V.  v.  Filzwaren  . . 

162 

2 206 

1489 

717 

76.5 

16.7 

6.2 

0.6 

9* 

4.4 

13  6 

7.  Kürschnerei 

130 

2 165 

I 816 

349 

75-4 

17.7 

54 

1.6 

14.0 

2.7 

16.7 

8.  V.  V.  Hosträg.,  Krav.  u.  Handsch. 

702 

12  662 

12359 

303 

62  0 

3»» 

5-8 

I.l 

I7-C 

0 4 

18.0 

9.  V.  T.  Korsets 

108 

3384 

3085 

299 

60.2 

30.6 

74 

0.9 

0.9 

28.6 

2.8 

31-3 

b.  Schuhmacherei  

1612 

17  709 

15363 

2346 

80.8 

14.7 

41 

0.4 

9.5 

1.5 

II. 0 
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Es  ist  Bohon  oben  auf  die  verschiedene  Bedeutung  hingewieeen  wor- 
den, welche  den  Angaben  der  Arbeit  n e h m e r gegenüber  denen  der  Ar- 
beit ge  b er  zukommt.  Obwohl  die  vorliegende  Arbeit  sich  vornehmlich 
mit  den  seitens  der  Arbeitnehmer  für  den  Jahresdurchschnitt 
gelieferten  Daten  beschäftigen  soll , seien  doch  die  wesentlichsten  Ergeb- 
nisse der  Zählung  nach  den  Angaben  der  Arbeitgeber  berücksichtigt 
Die  vorstehende  Übersicht  2 enthält  die  Zahl  der  am  5.  Juni  1882  vor- 
handenen Arbeitgeber  von  Hausindustriellen  und  Insassen  von  Straf-  und 
Besserungsanstalten , sowie  die  von  ihnen  im  Jahresdurchschnitt  beschäf- 
(igten  Personen  für  diejenigen  Oewerbearten , in  denen  mindestens  500 
Personen  (Hausindustrielle  und  Insassen  zusammengerechnet)  thätig  sind. 
Die  beigefügten  Helativzahlen  geben  Aufschluß  über  die  Größe  der  Yer- 
lagsgeschäfte  und  den  durchschnittlichen  Personalbestand  eines  Betriebes. 

(Siebe  Übersicht  2 auf  Seite  65). 

Bei  einer  Trennung  der  56  in  der  vorstehenden  Übers.  2 aufgefübrten 
Gewerbearten  nach  der  Größe  des  beschäftigten  hausindustriel- 
len bezw.  Gefange  nenper  sonals  ergiebt  sich,  daß  14  Gewerbearten 
Yerlagsgeschäfte  mit  einem  Personal  von  über  1000  Personen  nachweisen. 
Von  den  Arbeitgebern  der  Gold-  und  Silberdrahtzieherei,  V.  v.  leonisohen 
Waren  (Y.  a.  3)  beschäftigen  2,6  ®/o  über  1000  Personen,  von  denen  der 
Seidenweberei  u.  s.  w.  (IX,  c.  1)  2,i  ®/^ , der  Porzellanfabrikation  und 
Veredelung  (IV.  d.  4)  1,2  ®/o,  der  Häkelei  und  Stickerei  (IX.  f.  1)  1,2  ®/o, 
der  Verfertigung  grober  Holzwaren  (XI.  b.  2)  1,2  ®/<, , der  Weberei  und 
Flechterei  von  Holz,  Stroh  u.  s.  w.  ausschl.  Korbmacherei  (XI.  e.)  l,o  ®/o- 
Größer  ist  die  Zahl  der  Gewerbeordnungen,  welche  Arbeitgeber  mit 
201 — 1000  Beschäftigten  nachweisen,  auch  beanspruchen  innerhalb 
der  einzelnen  Gewerbeordnungen  Arbeitgeber  mit  dem  angegebenen  klei- 
neren Personalbestand  eine  höhere  Prozentzahl  unter  den  betr.  Verlags- 
geschäften.  So  machen  sie  z.  B.  aus  in  den  Gewerbeordnungen  der  Sei- 
denweberei (IX,  c.  1)  22,7  ®/o,  der  Zündwarenverfertigung  (VII.  e.  2) 
Weberei  von  gemischten  u.  s.  w.  Waren  (IX.  c.  6)  7,4  ®/o, 
der  Häkelei  und  Stickerei  (IX,  f.  1)  7,8  ®/o»  der  Glasfabrikation  und  Ver- 
edelung (IV.  e.  1)  7,1  ®/q  u.  b.  w.  Gewerbearten  hingegen,  bei  denen  die 
Verlagsgeschäfte  zumeist  mit  geringem  Pcrsonalaufwande  — mit  10  oder 
weniger  Personen  arbeiten  — sind  insbesondere  die  V.  v.  Gold-, 
Silber-  und  Bijouteriewaron  (V.  a.  1),  wo  83,8®/,,  der  Verleger  mit  die- 
sem Personalbestände  arbeiteten,  die  Putzmacherei  (XIII.  a.  4)  mit  83,6  ®/o, 
die  V.  V.  Nadler-  und  Drabtwaren  u.  s.  w.  (V.  c.  11)  83,3  ®/q,  die  V.  v. 
mathematischen , physikalischen  und  chemischen  Instrumenten  und  Appa- 
raten (VI.  f.  1)  82,1  ®/o , die  Schuhmacherei  (XIII.  b)  80,8  hervorzu- 
heben. 

Auf  eine  Erörterung  der  Zahlen,  welche  sich  bei  der  Berechnung  des 
Dnrchschnittspersonals  für  je  1 Gewerbebetrieb  der  einzelnen  Gewerbeord- 
nungen ergeben,  sowie  bei  der  Ermittelung  der  durchschittlich  von  1 Ge- 
werbebetriebe beschäftigten  Hausindustriellen  bezw.  Gefangenen,  soll  hier 
nicht  näher  eingegangen  werden. 
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Übersicht  3. 


Zahl  der  hausindustnellen  Betriebe  und  Personen ; nebst  Frozentzahlen. 

(Nach  den  Angaben  der  Arbeitnehmer). 


Zahl  der  Hausindastriellen 


Unter  100 


(Nar  di^enigen  Gewerbearten  sind 
aafgenommen,  in  denen  mindestens 
500  Haasindnstrielie  thätig  sind.) 

Betriebe 

fiberhanpt 

Dar.  sind  ^ 

Personen 

überhaupt 

Darunter  sind 

•O  sC 

T S 

Betr.jPers. 

33  X a’ 

• a .fl 

'S  .S  « 

1 C-o 

• • 5 

^ 00  -fl 

£ t 
■0  t 

V ^ 

55 

• 

Im 

JC 

männl.  | 

weibl. 

^ M *C 

2 «»9S3 

ilberh.  sind 
haasind. 

1. 

2. 

3. 

4 

5. 

6. 

7. 

8. 

9. 

10. 

11. 

IV.  d.  4.  Porzfabr.  and  Veredelg. 

1 »73 

»5.» 

»3  3 

» 245 

89^ 

35» 

28.8 

57  7 

5-4 

1.3 

e.  1.  Glasfabrik,  u.  Veredelg. 

5»5 

2.7 

40  6 

793 

589 

204 

25.7 

35-7 

2.7 

I 6 

V.  a.  1.  V.  T.  Gld.-,Silb.-n  Bijw. 

3»3 

6.7 

33  3 

707 

548 

»59 

22.5 

5 6 

3« 

2.4 

S.  G.-  u-  8drz.  n.  V.  v.  leon.  W. 

983 

20.1 

63 

938 

‘85 

753 

80  3 

82  6 

26.0 

1.8 

b.  5.  Erz.  n.  Vbr.  Y.  Metllg.  a.  A. 

361 

6.4 

46.8 

862 

747 

»»5 

»33 

8s 

2.9 

2.6 

c.  6.  V V.  eis.  Stiften,  Nägeln  ete. 

1 227 

55 

22.0 

» 56b 

»55» 

»5 

I.O 

12.7 

6.6 

1.4 

8 Zg.-,Sns.-,Mschm.,  V.  e.  Kw 

6 502 

0 f» 

58.6 

»»719 

»»552 

»67 

1.4 

31.6 

21.0 

1.8 

VI.  e.  2.  BOcbsenmach.,  Gewfabr. 

343 

0 3 

58.6 

749 

746 

3 

0 4 

19  8 

12.6 

2.8 

d.  ZeitmeBinstr.  (Uhrmach.) 

512 

IO  5 

344 

763 

718 

45 

59 

3-^ 

2 9 

1.7 

e.  2.  V.  V.  Minstr.,ausschl.  Pf. 

»344 

2.3 

12  8 

» 735 

I 382 

353 

20  S 

28.8 

»53 

13 

f.  1.  V.  T.  m.,ph.  u.  cb.Ius  u.A. 

219 

4.1 

50  8 

91» 

881 

30 

3» 

7 * 

93 

4.8 

IX.  b.  2.  Seid.-  n.  Seidenshoddy-Sp. 

3279 

6 9 

18  6 

4722 

568 

4 »54 

88*0 

95« 

50  8 

1.6 

3.  Wollenspinnerei  .... 

»915 

II. 1 

3 8 

» 99° 

4»8 

» 572 

79.0 

32  7 

4« 

1.8 

5.  Flchs-,  a.  Hfhech.  n.  Spin. 

3054 

IO  3 

0 7 

2749 

337 

2 412 

87.7 

34  8 

II  0 

I.O 

6.  Baam wollenspinnerei  . . 

5 499 

14  6 

2.0 

4937 

820 

4 »»7 

834 

81  6 

8.1 

1.1 

c.  1.  Seidenweberei  u.  s.  w.  . 

35428 

2 4 

305 

53  »35 

40474 

12  661 

23  8 

86.8 

69.7 

1.6 

2.  Wollenweberei 

19  122 

8 3 

22.1 

23  603 

19897 

3706 

»52 

67.8 

21.» 

1.3 

3.  Leinenweberei 

35232 

»75 

25.8 

40  925 

26  584 

»4  34» 

350 

347 

394 

1.4 

5.  Baamwollenwcberei  . . . 

46423 

12  6 

19.9 

52  »62 

38652 

»3  5»o 

25  9 

82  6 

41  6 

1.3 

6.  Web.  Y.  gern.  u.  a.  W. 

17478 

9^ 

26  8 

22  05» 

»7  935 

4 116 

18  7 

69  4 

29  9 

1.4 

7.  Weberei  ohne  Stoffang. 

582 

23» 

89 

5»3 

497 

16 

3» 

20.7 

22.1 

I.l 

e.  Strick,  n.  Stick.  (Strpfwf.) 

30  983 

8.8 

18.6 

40  »00 

28  469 

11  631 

29.0 

65f 

54-3 

1.4 

f.  1.  Häkelei  n.  Stickerei  . . 

7 »45 

19  6 

2 4 

6 434 

233 

6 201 

96  4 

80.6 

62.3 

I.l 

2.  SptzYf.  u.  WeiBzgstrk.  . 

729» 

IO  0 

108 

8774 

» 957 

6 817 

77.7 

35  3 

34« 

1.3 

g.  5.  Appr.  f.  Strpf.-  n.  Strckw. 

5 i»5 

«3  * 

2 3 

4695 

104 

4 59» 

97  8 

92.0 

59* 

I.l 

h.  Posamentenfabrikation  . 

13  807 

lO  3 

6.8 

14  628 

3748 

10  880 

74'* 

82.1 

47.2 

1.8 

X a.  2.  Steinp  • u.  Papmachfabr. 

739 

5-» 

47  1 

I 508 

875 

633 

42  0 

46  4 

28  0 

2.8 

d.  Bcbbd.  n.  Korbwfabr.  . 

948 

IX. 7 

30-7 

I 863 

I 186 

677 

36.3 

7.2 

46 

2.2 

e.  1.  Sattlerei  u.  Biemerei  . . 

976 

12.S 

26.7 

» 446 

973 

473 

32.7 

3-3 

2.7 

1.7 

Xl.  b.  2.  V.  Y.  groben  Holzwaren 

» 483 

30.4 

»7  8 

I 526 

983 

543 

35« 

71 

6.6 

1.6 

3.  Tischlerei  n.  Parketfabr. 

» 655 

2 6 

55  9 

3 995 

3966 

29 

0.7 

1.8 

1.8 

2.6 

d.  Korbmacherei 

1683 

6.7 

3»  0 

2 36» 

» 683 

678 

28  7 

6.8 

7.3 

1.6 

e.  8.  W.  u.  Fl.  Y.  Hz.,  St.,  B.  u.  Bs 

64»8 

25.3 

I 6 

4976 

635 

434» 

87.2 

393 

26.7 

I.O 

f.  1.  Drechsl.  n.  V.  Y.Schntzw. 

1 726 

6.7 

43  2 

3 »48 

2938 

210 

6 7 

7 6 

6.9 

2.0 

2.  Korkschneiderei 

95° 

23.8 

8.6 

800 

670 

»30 

16.3 

69.3 

31.8 

I.l 

g.  1.  V.  Y.  Käm.,  Brst  , PsI.,  Fdrp 

463 

6.9 

»5.8 

65» 

472 

»79 

27.5 

7-» 

4.2 

1.6 

h.  Vgd.u.  s.  Vdg.  Y.  H.-  u.Schnw 

285 

0.7 

33  0 

843 

668 

»75 

20  8 

6.7 

7.6 

3-0 

Xn.  d.  Tabakfabrikation 

633° 

81 

149 

83^ 

5 795 

2 518 

30.3 

38.7 

73 

1.4 

XIII.  a 1.  Näherei 

48  122 

4 » 

2 9 

49  828 

»53 

49  675 

997 

17-8 

18.6 

I.l 

2.  Schneiderei 

25  3»S 

I 8 

23  3 

39325 

»9  »72 

20153 

5»  » 

I 1.2 

12.4 

1.6 

8.  V.Y.f.  Kl.n.W.(Kfkt.) 

5 35° 

5-7 

7.9 

6035 

806 

5229 

86  6 

56.7 

16  0 

1.2 

4.  Patzmacherei  u.  s.  w. 

2 588 

5 0 

7 7 

3079 

»9» 

2888 

93  8 

12.6 

9 » 

1.3 

5.  Hotmacherei,  V.  y.  FIzw. 

309 

6.6 

16  6 

557 

363 

»94 

34-8 

79 

3-3 

1.9 

7.  Kürschnerei  ..... 

900 

21.0 

»4  » 

I 046 

522 

524 

50» 

12.1 

7.8 

1.6 

8.  V.  Y.  Htr.,  Krr.  a.  Hdsch. 

924» 

10.4 

2.8 

9056 

580 

8476 

93  8 

75-9 

40.8 

1.1 

9.  V.  Y.  Korsets  .... 

1 281 

14.4 

4.1 

» 444 

475 

969 

67.1 

72.5 

24.4 

1.3 

b.  Schnhmacberei  .... 

»4  594 

2.8 

»7.5 

»8453 

17  280 

» »73 

6.4 

5-6 

4.6 

I.S 

d.  2.  Wäscherei,  Plätterei  . 

2 295 

5-4 

5 3 

2527 

84 

2443 

96.7 

2.3 

2.6 

1.8 

XVI.  Kfinstleriscbe  Gewerbe 

389 

2.6 

38.8 

785 

742 

43 

5.5 

4.6 

5.» 
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M i s z e 1 1 ep. 


Die  im  Folgenden  buigebruchteu  Zahlen  beziehen  sich  ausschließlich 
auf  die  Angaben  der  Arbeitnehmer  für  den  Jahresdurch- 
schnitt. 

Bei  der  großen  Zahl  von  Oeworbearten  indessen , welche  Hausindu- 
strielle verwenden,  war  es  notwendig  für  die  vorstehende  Übersicht  3, 
welche  Nachweisungen  über  die  Zahl  der  hausindustriellen  Betriebe  und 
Personen  enthält,  eine  Beschränkung  eintreten  zu  lassen,  so  zwar,  daß 
nur  diejenigen  Oewerbearten  Aufnahme  fanden,  in  denen  mindestens  500 
hausindustricll  thätige  Personen  zur  Aufnahme  gelangten. 

(Siehe  Übersicht  S anf  Seite  67.) 


Die  hausindustriellen  Betriebe  erreichen  sonach  im  Verhältnis  zu 
allen  Gewerbebetrieben  der  betreffenden  Gewerbearten  die  größte  Bedeu- 
tung in  den  nachstehenden  Gewerben,  in  denen  von  100  Betrieben  über- 
haupt hausindustrielle  sind : 


Vo 

IX.  b.  S.  Seidenspinnerei 95.8 

IX.  g.  5.  Appr.  f.  Strumpf-  n Strekw.  92.0 

IX.  c.  1.  Seidenweberei 86  8 

IX.  c.  6.  Baumwollenweberei  . . . 82.6 

V.  a.  3.  Qld  • n.  Slbrdrhtzieher.,  leon.  W.  82.5 


IX.  b.  Posamentenfabrikation  . . 

IX.  b.  6.  Baumwollenspinnerei  . . 

IX.  f.  1.  Häkelei  n.  Stickerei  . . 

XIII.  a.  8.  Hosenträg.,  Krar.,  lidscli. 
XIII.  a.  9.  Korsets 


®/ 

Io 

82.1 

81.5 

80.5 
75  9 

72.5 


ln  der  Kegel  sind  die  meisten  der  hausindustriellen  Betriebe  Haupt- 
betriebe. Als  Hauptbetriebe  gelten  diejenigen,  in  denen  irgend  welche 
Personen  — oder  auch  nur  eine  Person  — mit  ihrer  Hauptbeschäftigung 
thätig  sind.  Betriebe  dagegen,  in  welchen  dies  nicht  der  Fall  ist,  gelten 
als  Nebenbetricbe.  Die  in  der  Minderheit  vorhandenen  Nebenbetriebe 
treten  in  einzelnen  Gewerbearten  doch  nicht  unbedeutend  hervor.  So 
waren  z.  B.  von  100  hausindustriellen  Betrieben  überhaupt  Nebenbetricbe  : 

iu  den  Gewerbcarten 


Ve 


XI.  b.  2.  Grobe  Holzwaren  . . . 30.4 

XI.  e.  Fleht.  7.  Str.,  HIz.  etc.  ezcl.  Krbm.  25.6 
XI.  f.  2.  Korkschneiderei  ....  23.8 


IX.  c.  7.  Weberei  ohne  Stoifangabe  . 

XIII.  a.  7.  Kürschnerei 

V.  a.  8.  Gold-  u.  Slbrdrhtaih.,  leon.  W. 


»/o 

23  9 
21.0 
20.  l 


Die  Reichsstatistik  hat  fernerhin  die  Gewerbebetriebe  in  Allein- 
und  Gehilfenbetriebe  zerlegt,  wobei  unter  jenen  die  von  einem  ein- 
zelnen Geschäftsleiter  ohne  Motorenbenutzung,  unter  den  Gehilfenbetriebeu 
die  von  mehreren  Personen  (Mitinhaber  öder  Hilfspersonen)  oder  auch 
nur  mit  Benutzung  von  Motoren  u.  s.  w.  geführten  Betriebe  zu  verstehen  sind. 

Bei  weitem  die  meisten  aller  hausindustriellen  Betriebe  sind  Allein- 
betriebe. Die  Gehilfenbetriebe  bilden  indessen  in  einzelnen  Gewerbcarten 
mehr  als  50  aller  hausindustriellen  Betriebe  überhaupt.  Dies  ist  z.  B. 
der  Fall 

in  den  Gewerbearten 

Vo  “/o 

58-6 


V.  c.  8.  Zeug-,  Sens.-,  Messerschm.  etc 

VI.  c.  2.  Büchsenmacherei  etc.  . . 58.6 


XI.  b.  3.  Tischlerei  etc 

VI.  f.  1.  Math.,  phys.  etc.  Instr.  etc. 


55-9 

50.2 


Bei  einer  Betrachtung  des  hausindustriellen  Personals  er- 
giebt  sich,  daß  die  HausindustrieUen  im  Verhältnis  zum  gewerblichen 
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Gesamtpenonal  am  meiBlen  in  den  Gewerbcarten  der  Textilindustrie  und 
der  Bekleidung  und  Beinigung,  insbesondere  in  den  nachstehend  besonders 
aufgeführten  Oewerbearten  hervortreten.  Von  100  Gewerbetreibenden 
überhaupt  sind  nämlich  Hausindustrielle: 

in  den  Gewerbesrten 


®/o 

IX.  c.  1.  Seidenweberei 69.7 

IX.  f.  1.  Uftkelei  und  Stickerei  . . 62.3 
IX.  g.  5.  Appr.  f.  Strumpf-  u.  Strickw.  59.2 


“/o 

IX.  e Strumpfwarenfabrikation  . . 54.3 

IX.  b.  2.  Seidenspinneroi  ....  50.2 


Hinsichtlich  der  Beteiligung  der  Geschlechter  an  hausindustrieller 
Thätigkeit  ist  selbstverständlich  zu  konstatieren , daß  die  Männer  im  all- 
gemeinen vorwiegen  bei  denjenigen  Gewerben,  welche  eine  größere  kör- 
perliche Kraft  erfordern,  während  bei  anderen  Industriezweigen,  insbeson- 
dere bei  solchen,  welche  wegen  geringeren  Kraftaufwandes  weniger  gut 
bezahlt  werden , oder  zu  deren  Ausübung  eine  leichte  Hand  erforderlich 
ist,  oder  die  schon  bei  Teilung  der  Arbeit  im  Haushalt  dem  weiblichen 
Geschlecht  zufallen,  die  Frauenarbeit  in  den  Vordergrund  tritt.  Relativ 
ragen  die  einzelnen  Geschlechter  hervor 

in  den  Oewerbearten 


Männer 

VI.  c.  2.  BQchsenmacherei  ....  99.6 

XI.  b 5.  Tischlerei 99.3 

V.  c.  5.  Eiserne  Nägel,  Stifte  u.  s.  w.  99  0 
V.  c.  8.  Zeug-,Sens.-,Messerschm.etc.  986 


Weiber  •/„ 

XIII.  a.  1.  Näherei 99.7 

IX.  g.  5.  Appr.  f.  Strumpf-  u.  Strickw.  97  g 

XUI.  d.  2.  Wäscherei  u.  s.  w.  . . 96.7 

IX.  f.  1.  Häkelet  und  Stickerei  . . 96.4 


Die  durchschnittlich  in  den  hausindustriollen  Betrieben  beschäf- 
tigte höchste  Personenzahl  findet  sich  zumoist  in  denjenigen  Ge- 
werbearten, 4ie  ihrer  ganzen  Organisation  nach  zum  Fabrikbetriebe  hin- 
oeigen.  Am  meisten  treten  die  Gewerbe  der  Gruppen  V' (Metallverarbei- 
tung) und  VI  (Maschinen,  Instrumente  und  Apparate)  in  den  Vordergrund, 
Es  kommen  nämlich  durchschnittlich  auf  einen  hausindustriellen  Betrieb 
die  meisten  Personen 


in  den  Gewerbearten 


•/. 

VL  e.  1.  I^anofortefabrlkation  ...  5.4 
IX.  g.  7.  Nicht  spea.  Bleich.,  Färb.  etc.  5.1 


VI.  f.  1.'  Math.,  phys.  etc.  Instrum.  etc.  4.3 
V.  c.  7.  Schlosserei  u.  s.  w 4.3 


Jede  gewerbliche  Thätigkeit  zeigt  das  Bestreben,  da  festen  Fuß 
za  fassen,  wo  sich  ihr  die  günstigsten  Existenzbedingungen  bieten.  Die 
besten  Aussichten  zum  Gedeihen  hat  aber  jedes  Gewerbe  da,  wo  durch 
das  reichliche  Vorkommen  der  erforderlichen  Rohprodukte  oder  durch 
billige  Arbeitskräfte  die  Produktion  die  geringsten  Ausgaben  erfordert 
und  anderseits  der  Absatz  der  betreffenden  Produkte  möglichst  rasch, 
sicher  und  leicht  vor  sich  geht  Es  kann  demnach  nicht  Wunder  neh- 
men, daß  die  bausindustrielle  Thätigkeit  im  Deutschen  Reiche  territorial 
sehr  ungleich  verteilt  ist.  Die  nachstehende  Übersicht  4 enthält  für  die 
einzelnen  Staaten  bezw.  Verwaltungs-Bezirke  eine  Nachweisung  der  Haus- 
industriellen , ihr  Verhältnis,  sowie  das  der  Industriellen  überhaupt  zur 
Bevölkerung,  sowie  über  die  Relation  zwischen  Hausinduetriellen  und  In- 
dustriellen überhaupt. 
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Übersioht  4.  Zahl  der  Hausindustriellen  nach  größeren  Yerwaltungs- 

bezirken. 


Staaten  bezw. 
Verwaltungs- 
bezirke 

Anzahl  der  Hans- 
industriellen 
Jahresdurchschnitt 

Es  kommen  auf 
1000 

Staaten  bezw. 
Verwaltungs- 
bezirke 

Anzahl  der  Haus- 
industriellen 
Jahresdurchschnitt 

Es  kommen  auf 
1000 

Einw.:  Indn- | 
strielle  fibhpt. 

Einwohner: 

Hausindustr. 

hidustr.Ubhpt:| 

Hausindnstr. 

• •• 
-0  Ä 

S JS 

.. » 

. ^ 

.11 

Einwohner : 
Hausindnstr. 

Industr.Ubhpt.: 

Hausindnstr. 

1. 

2. 

8 

4. 

6 

1. 

2. 

3. 

4. 

6. 

H.-B. 

Königsberg . 

*657 

89.8 

2.3 

25.9 

R.-B.  üiiterfranken 

978 

»05.8 

I 6 

15.0 

M 

Oumbinuen  . 

990 

63  0 

I 3 

20.8 

„ Schwaben  . 

I 382 

140.0 

2 2 

155 

♦ t 

Danzig  . . . 

I 830 

II5  8 

3-8 

28.8 

Krshmsch.  Dresden 

8862 

228  9 

10.8 

47  3 

Harienwerder 

726 

69.8 

0.9 

12.8 

„ Leipzig  . 

13  »09 

237.4 

18  1 

76.4 

Stadt 

Berlin  . . . 

34  238 

307.2 

29.6 

96  3 

„ Zwickau 

90  124 

3059 

80.1 

261.9 

K.-B. 

Potsdam  . . 

6639 

15>-9 

5 6 

36  9 

„ Bautzen 

25  280 

260.4 

72.5 

278.1 

»t 

Frankfurt  . . 

6444 

132  9 

5-9 

44  3 

Kreis  Neckarkreis 

3929 

160  7 

64 

39-6 

fl 

Stettin  . . . 

I 967 

130  3 

2.7 

20.7 

„ Schwrzwidkr 

6358 

144.3 

13.6 

94'* 

ff 

Köslin  . . . 

966 

77-1 

1.7 

21.8 

„ Jagstkreis  . 

I 512 

120.7 

3-7 

3».o 

f 

Stralsund  . . 

556 

144.1 

2.6 

18  1 

„ Donaukreis 

2558 

»55  » 

5.5 

35» 

ff 

Posen . . , . 

2346 

78.5 

2 8 

27.9 

landkom.-Bez.  Konttanx 

I 666 

»47-3 

6.0 

40.4 

1f 

Bromberg.  . 

981 

79.0 

1.7 

20  1 

„ Freiburg  . 

1 005 

»539 

2.2 

14.6 

»f 

Breslau  . . . 

29  802 

173'J 

19.3 

IlI.O 

„ Karlsruhe 

865 

»53.7 

2.1 

13.9 

»1 

Liegnitz  , . 

17  560 

»75  1 

»7.2 

98  3 

„ Mannheim 

983 

162.8 

2.8 

14.2 

II 

Oppeln  . . . 

6 506 

127.8 

4.5 

35-7 

Prov.  Starkenburg 

» 399 

»50  4 

3 6 

23  9 

f> 

Magdeburg  . 

2754 

182  5 

2.9 

»5  8 

„ Oberhessen 

691 

129  0 

2.7 

20. 6 

f* 

Merseburg  . 

3647 

166  8 

3-7 

22  3 

„ Rheinbessen 

549 

170  6 

2.0 

11.6 

ff 

Erfurt .... 

9 «63 

1799 

22.8 

126.6 

GrBbgt.  Mckl.-Schw. 

510 

120.3 

0.9 

7-4 

ft 

Schleswig  . 

4911 

143  0 

4.4 

30  6 

,,  Sachs.-Weim. 

5342 

156  8 

»7.4 

IIO.7 

Lddr. 

•B.  Hannov. 

1 478 

»53* 

3* 

20.9 

„ Mckl.-Strelitz 

187 

119  3 

1.9 

»5-8 

ff 

Hildesh. 

659 

165.6 

1.6 

9* 

Ldstl.  Hzgt.  Oldbrg. 

I 000 

»23  8 

3.9 

30.7 

ff 

LUnebg. 

272 

III. 7 

0.7 

6.1 

„ Frstt.  Lübeck 

52 

132  1 

1.6 

II.4 

11 

Stade  . 

280 

121.9 

0.9 

7.1 

„ Birkenfeld 

403 

17».* 

10.2 

59-7 

ff 

Osnabr. 

344 

108.9 

1.8 

II.O 

Hzgt.  Braunscbwg 

606 

19». 7 

1.7 

90 

ff 

Aurich  . 

26s 

124  5 

1.8 

10.8 

,,  S.-Meiningen 

3 9»o 

213  1 

19.0 

88.9 

R.-B. 

MUnster  . . 

2 183 

»33  1 

4.6 

348 

„ S.-Altenburg 

I 323 

201.8 

8.6 

42.1 

ff 

Minden . . . 

4 896 

136.7 

9.8 

71.6 

„ S.-Kb.-Ootba 

2709 

187.0 

»3.7 

731 

ff 

Arnsberg.  . 

6 400 

226  9 

59 

25.7 

Anhftlt  • • • 

748 

196  8 

3.2 

16.1 

ff 

Kassel  . . . 

2 856 

132  6 

3& 

26.6 

Frstt.  Schw.-Sondh. 

I 218 

162.9 

17.0 

104  6 

ff 

Wiesbaden  . 

2033 

»75  6 

2.8 

15  8 

„ Schw.-Rudst. 

I 411 

186  5 

»74 

93-8 

ff 

Koblenz  . . 

I 277 

146  1 

2.1 

»44 

„ Waldeck  . . 

»35 

114  0 

2 4 

20.9 

ff 

Düsseldorf  . 

73  320 

253  * 

45» 

178.8 

„ Reuk  ä.  L.  . 

I 621 

277.5 

3»  6 

II3  8 

ff 

Köln  .... 

4 680 

184  5 

6.6 

359 

„ ReuB  J.  L.  . 

»939 

238.8 

18.9 

79* 

ff 

Trier  .... 

877 

»43  * 

1 4 

9* 

„ Schmbg-Lippe 

442 

184  .6 

12.4 

67.1 

ff 

Aachen  . . . 

8525 

232  8 

16.S 

69.9 

II  XjlJppQ  • • • • 

530 

125.2 

4.8 

38.1 

ff 

Sigmariugen 

398 

119.9 

60 

50  0 

Fr.  u.  Hansst.Lübck. 

226 

256.7 

33 

»37 

ff 

Oberbayern 

2904 

146  4 

30 

20.7 

„ Bremen . 

I 700 

309  7 

10.6 

34-3 

ff 

Niederbayern 

326 

98.5 

0 5 

5 » 

„ Hamburg 

2542 

319  0 

5-3 

17.1 

ff 

Pfalz  ... 

4037 

136  6 

6.0 

44  0 

Bes.  Unter-Elssfi  . 

7484 

151.6 

12  6 

82.2 

ft 

Oberpfnlz  . 

587 

99  f 

1.1 

II. 8 

„ Ober-ElsaB  . 

7072 

229.0 

37 

67.8 

ff 

Oberfranken 

13047 

»39-7 

22.9 

164.1 

„ Lothringen  . 

6 894 

166.9 

14.9 

85.6 

ff 

Mittelfranken 

3889 

160.& 

6.0 

37-Ö 
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Mehr  als  12  Haosindustrielle  auf  1000  Einwohner  kommen  nach 
Übersicht  4 in  folgenden  Staaten  bezw.  größeren  Verwaltungs-Bezirken 
(die  Zahlen  in  Klammern  besagen,  wieviel  Industrielle  überhaupt  in  dem 
betreffenden  Territorium  auf  1000  Einwohner  entfallen) : 


Zwickau  . . 

. 80  (306) 

BaoUea 

• 73  (260) 

Düsseldorf 

• 45  (253) 

BeuB  M.  L. 

. 32  (278) 

Berlin  . . 

• 30  (307) 

Oberfranken  . 

• 23  (140) 

Erfurt  . . . 

. 23  (180) 

Breslau  ....  19  (174) 

Sacbs.-Meioingen  19  (213) 
KeuB  j.  L.  . . 19  (239) 

Leipzig  . . . i8  (237) 

Scbwrzh.-Rudolst.  17  (187) 
Sacbs.-Weimar  17  057) 
LiegoiU  ...  17  075) 


Scbwzb -SoDdrsh.  17  (1^3) 
Aachen  . ...  t6  (233) 

Lothringen  . . 14  (167) 

8achs.-Kob.-6otba  14  O87) 
Schwarzwaldkreis  I4  (I44) 
Unter-EUaB  . . 13  (152) 

Scbaomb.-Lippe  . 12  (185) 


Unter  denjenigen  Staaten,  welche  zwar  reich  an  Industriebevölkerung 
überhaupt  sind,  jedoch  wenig  hausindustriello  Bevölkerung  besitzen,  treten 
insbesondere  Hamburg,  Lübeck,  Ober-Elsaß,  Arnsberg,  Sachsen- Altenburg, 
Anhalt,  Braunschweig,  Köln  und  Magdeburg  hervor. 

Die  geringste  Anzahl  von  Hausindustriellen  befindet  sich  hingegen 
im  Verhältnis  zur  Bevölkerung  in  den  folgenden  Gebietsteilen : 


Niederbayern  . 0.5  ( 98  5) 
Lüneburg  . . 0.7  (III  7) 
Sude  ...09  (121.9) 
Mcklb. -Schwer.  0.9  (120..1) 
Marienwerder  . 0.9  ( 69  a) 
Oberpfalz  . . i.l  ( 99*4) 


Osnabrück  . . 1,3  (108.9) 

Aurich  . . . i s (124  &) 
Oumbinnen  1.3  ( 63  0) 
Fürstt.  Lübeck  1.6  (132.1) 
Hildesbeim  . . i.s  (165.6) 


Unterfranken  . 

1.6  1 

[105.8) 

Bromberg  . . 

1.7  ( 

: 79  0) 

KSslin  . 

1.7  1 

[ 77.1) 

Braunschweig  . 

1.7  1 

191.7) 

Mecklbg.-Stre). 

1.9  1 

[119.8) 

Der  Hauptsitz  der  hausindustriellen  Thätigkeit  im  Deutschen  Reiche 
befindet  sich  demnach  in  denjenigen  Gebieten,  welche  an  Böhmens  Ost- 
end Nordgrenze  stoßen,  aussohl.  Heg.-Bez.  Oppeln,  d.  h.  in  dem  Territo- 
rium vom  Glatzer  Gebirgskessel  bis  zum  Fichtelgebirge.  Hieran  schließen 
sich  unmittelbar  im  Südwesten  der  sächsischen  Kreishauptmannschaft 
Zwickau  dir  bayerische  Regierungsbezirk  Oberfranken,  im  Westen  und 
Nordwesten  die  thüringischen  Staaten  nebst  dem  Eichsfelde.  Einen  wei- 
teren Heerd  der  Hausindustrie  bildet  Regierungsbezirk  Düsseldorf,  an  den 
sich  im  Süden  Aachen  anschließt,  sowie  im  Südwesten  Deutschlands  Un- 
ter-Elsaß und  Lothringen.  Einen  mehr  inselartigen  Charakter  tragen  die 
hausindustriellen  Gebiete  Schwarzwaldkreis  und  Schaumburg-Lippe , und 
vornehmlich  das  Stadtgebiet  von  Berlin.  Die  geringste  Zahl  von  Haus- 
industriellen  im  Verhältnis  zur  Bevölkerung  findet  sich  hingegen  in  den 
an  Böhmens  Westgrenze  belegenen  bayerischen  Regierungsbezirken  Nieder- 
bayern  und  Oberpfalz,  sowie  in  den  weiten  Gebieten  der  großen  nord- 
dentschen  Tiefebene,  wo  dio  Minima  einerseits  in  den  rechts  und  links 
der  Unterelbc  befindlichen  Teritorien,  anderseits  im  Regierungsbezirk 
Marienwerder  anzutreffen  sind. 

In  der  folgenden  Übersicht  6 haben  diejenigen  größeren  Verwaltungs- 
Bezirke  bezw.  Staaten  Aufnahme  gefunden,  bei  denen  mindestens  12  Haus- 
industrielle  auf  1000  Einwohner  kommen.  Für  diese  Gebiete  werden, 
um  deren  hausindustriellen  Charakter  nachzuweisen , alle  diejenigen  Ge- 
werbearten besonders  namhaft  gemacht,  welche  bezüglich  der  Stärke  des 
bausindostriellen  Personals  imstande  sind,  2 Hausindustrielle  auf  1000  Ein- 
wohner zu  stellen.  Die  Beschränkung  auf  Staaten  mit  mehr  als  12  Haus- 
industriellen  pro  mille  der  Bevölkerung  erfolgte  aus  dem  Grunde,  weil  bei 
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den  übrigen  Gebieten  sich  selten  Gewerbearten  mit  so  viel  Hausindustriel- 
len finden , daß  sie  2 pro  Mille  der  Bevölkerung  ausmachen.  Eine  Aus- 
dehnung auf  die  übrigen  Gewerbearten  verbot  indessen  der  Baummangel. 


Übersioht  5. 


Verwaltungsbezirke  bezw. 
Gewerbearten 

Haus- 
in dstr. 
Pers 

Verwaltungsbezirke  bezw. 
Gewerbearten 

Haus- 

indstr. 

Pers. 

1.  Kreishauptmannsehaft  Zwiokan 

90  124 

9.  Henogtnm  Saehs.-Meiningen  . 

3 910 

IX.  e.  Strick,  u Wirk.  (Strumpfwf.) 

26  250 

X.  a.  2.  Steinp  - u.  Papm  -Fabr. 

I 222 

IX.  h.  Posamentenfabrikation  . . . 

12  498 

XI  f 1.  Dreefasl.  n.  V v.  Schnitzw. 

487 

IX.  0.  6.  Web.  V.  gern.  u.  and.  W. 

IO  133 

10.  F&rstentom  Benfls  j.  L 

1 989 

IX.  c.  5.  Baumwollenweberei.  . . 

IX.  c.  2.  Wolleuweberei 

824 

IX.  c.  2.  Wollenweberei 

7 723 

IX.  c.  6.  Weh.  V.  gern.  u.  a.  W. 

377 

IX.  f.  2.  Spitzvf.  u.  Weißzeug^t!ck. 

5424 

IX.  e.  Strick,  u.  Wirk.  (Strpfwfabr.) 

223 

IX.  g.  6.  Appr.  f.  Strpf  - n.  Strii-kw. 

4 337 

11.  Kreishaoptmaimsoh.  Leipzig  . 

18  109 

XIII.  a.  3.  V.  V.  f.  Kl.  n.  Wäsch.  Kfkt. 

4 130 

IX.  e.  Strick,  u.  Wirk.  (Strpfwfabr.) 

2 961 

XIII.  a.  8.  V.v.  Uostr.,  Krav.  u.  Hdseb. 

3 119 

IX.  c.  5.  Baumwollenweberei . . . 

I 480 

2.  KreUliaaptmaimachaft  Bantzen 

25  280 

12  Fürstent.  Schwarzb.-Bodolstadt 

1 411 

IX.  c.  8 Leinen  Weberei 

II  487 

IV.  d.  4.  Porzellfabr.  u.  Veredetg. 

427 

IX.  c.  5.  Baumwollenweberei  . . . 

10  848 

IV.  c.  2.  Glasbläserei  v.  d.  Lampe 

193 

IX.  c.  6.  Web.  V.  gern.  u.  and.  W 

I 304 

XI.  f.  1.  Drecbsl.  u V.  v.  Schntzw 

187 

8.  Begierongs-Beiirk  Dässeldorf . 

73  320 

13.  Orofsherzogt.  Sachs.-Weimar  . 

5 342 

IX.  c.  1 . Seidweb.,  inkl.  Sammetverf. 

43  881 

IX.  e.  Strick  u.  Wirk.  (Strpfwfabr.) 

2323 

V.  e 8.  Zg.-,  S - u.  .Machm.,V'.v.e.  Kw. 

9387 

14.  Begiertmgs-Bezirk  Liegnitz  . 

17  560 

IX.  b.  2 Seid.-  u.  $cidenslio<idy-Sp. 

4 334 

IX.  c.  3.  l.eineiiweberei  

IO  178 

4.  FtLrstentxun  BenTa  &.  L 

1 621 

15.  Fürstent.  Sohwrzbg  -Sondersh. 

1 218 

IX.  c.  2.  Wolleaweberei  ..... 

880 

XIII.  a.  8.  V.v.  Host , Krav.a.  Hdsch. 

364 

IX.  e.  Strick,  n.  Wirk.  (Strpfwfabr.) 

393 

IV.  d.  4.  Porzellfabr.  u.  V’eredelg. 

214 

IX.  g.  5.  Appr.  f.  Strpf-  ii.  Strickw. 

117 

XIII.  b.  Schuhmacherei 

155 

5.  Stadt  Berlin 

34  238 

16.  Begiertmgs-Bezirk  Aachen  . . 

8 526 

XIII.  a.  2.  Schneiderei 

II  764 

IX  c 1.  Seidenweb.  inkl.  Sammetvft. 

3996 

XIII.  a.  1.  Näherei 

9 680 

IX.  c.  2.  Wollenweberei 

2 125 

6.  Eegierongf-Bei.  Oberfranken  . 

13  047 

17.  Bezirk  Lothringen 

6 894 

IX.  c.  5.  Baumwollenweberei . . . 

7096 

XI.  e.  Web.  u.  FlcchU  v.  Holz, 

XI.  d.  Korbmacherei 

I 5’2 

Stroh,  Bast  etc.  exkl.  Korbmach. 

2 216 

IX.  c.  6.  Web.  V.  gern.  u.  a.  W. 

I 320 

IX.  f 1.  Häkelei  u.  Stickerei  . . 

I 019 

7.  Begiemngs-Bssirk  Erfturt  . . . 

9 183 

18  Henogt.  Saehs.-Kob.-6otba . . 

2 709 

IX.  0.  S.  Leineuweberei 

2 041 1 

VI.  c.  2.  BUchsenmacb.,  Gewebrfabr. 

404 

IX.  c.  2.  Wolleuweberei 

1 740 

16.  Kreis  8chwarzwaldkreis . . . . 

6 358 

IX  c.  5.  Baumwollenweberei  . . . 

1 233 

XIII.  b.  Schuhmacherei 

I 657 

XIII.  a.  2.  Schneiderei 

84s 

20  Bezirk  ünter-EIsati 

7 484 

8.  Begienxngs-Bealrk  Breslau.  . . 

29  8Ö2 

IX.  c.  5.  Baumwollenweberei . . . 

I 845 

IX.  c.  5.  Baumwollenweberei . . . 

11893 

21.  Fürstentoxn  Sehatunburg-Lippe 

442 

IX.  c.  3.  Leinenweberei 

3361 

IX.  c.  8.  Leinenweberei 

385 

Bei  den  meisten  der  aufgeführten  Gebiete  tritt  die  Textilindustrie 
in  den  Vordergrund,  und  zwar  insbesondere  in  Zwickau,  Leipzig  und  Sach- 
sen-Weimar die  Strumpfwarenfabrikation,  in  Bautzen,  Erfurt,  Liegnitz  und 
Schaumburg- Lippe  die  Leinen  Weberei,  in  Düsseldorf  und  Aachen  die  Sei- 
denweberei, in  den  beiden  Beuß  die  Wollenweberei,  in  Oberfrankon,  Bres- 
lau und  Unter-Elsaß  endlich  die  Baumwollenweberei.  In  den  übrigen  Ge- 
bieten hingegen  stehen  andere  Gewerbe  im  Vordergrund,  so  namentlich 
in  Sachsen-Meiningen  die  Steinpappe-  und  Papiermachö-Fabrikation,  in 
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den  schwarzbargischen  Ländern  die  PorzelIan*Fabrikation  und  Veredelung 
(bezw.  Verfertigung  von  Hosenträgern,  Kfavatten  und  Handschuhen),  in 
Sachsen-Koburg-Gotha  die  Büchsenmacfaerei , in  Lothringen  die  Weberei 
und  Flechterei  von  Holz,  Stroh,  Bast  u.  s.  w.  ausschl.  Eorbmacherei , in 
Berlin  die  Schneiderei  (richtiger  Konfektion),  ina  Schwarzwaldkreise  die 
Schuhmacherei. 


Es  soll  im  folgenden  noch  die  geographische  Verteilung  derjenigen 
Gewerbearten  erörtert  werden , welche  so  viele  hausindustrielle  Personen 
beschäftigen,  dafi  mindestens  1 Person  auf  1000  Einwohner  des  Reiches 
entfällt.  Auch  hier  müßte  hinsichtlich  der  Angabe  der  Staaten,  in  denen 
ein  solches  Gewerbe  betrieben  wird,  eine  Beschränkung  eintreten.  Somit 
führt  Übersicht  6 diejenigen  Gebiete  besonders  auf,  in  denen  je  mehr  als  der 
zehnte  Teil  der  Hausindustriellen  des  betreffenden  Gewerbes  sitzen ; sollte 


sich  hingegen  eine  so  arge  territoriale  Zersplitterung  zeigen,  daß  diese  Staa- 
ten zusammen  nicht  mindestens  aller  Hausindustricllen  des  betreffenden 
Gewerbes  besitzen,  so  trat  eine  entsprechende  Ergänzung  ein. 

Übersicht  6. 

-Mb  - U 


I 1 V I I 

•’iC  oi;  h 


ewerbearten  bezw.  Vorwaltungsbezirke. 


Y.  Vetülver&rbeittmg. 

c.  8.  Zeug-,  Sens.  - u.  Messerschm  n.  V.  ▼.  eis.  Krz^ 

Heg.  •Bez.  Düsseldorf 

„ Arnsberg 

IX.  TezMlindustrie. 

b.  '2. , Seiden-  n.  Seidenshoddy-Spinnerel  . . 

Reg.-Bez.  Düsseldorf 

8.  Baumwollensplnnerei.' 

' Reg.-Bex.  BresUu 

‘ „ ' Düsseldorf 

c.  l.Seidenweberein.  S.  w . . . , 

Reg.-Bez.  Düsseldorf 

2.  Wollenweberei 

KreisbaDptmennschsil  Zwickau 

Reg.-Bez.  Aachen 


Hausindustr. 

Personen 


11  719 

9387 

*3*4 

4 722 

4 334 
4 937 

*95* 
683 
53  135 
43  881 
28  608 

7 7*3 
* **5 


8.  Leinen  Weberei 

Kreishanptmannsohaft  Bautzen 

Reg.-Bez.  Liegnitz 

,5.  Baumwollenweberei 

Reg.-Bez.  Breslan 

Kreishanptmannschaft  Bautzen 

„ Zwickau 

Reg.-Bez.  Oberfranken 

6.  Weberei  von  gemischten  u.  and.  Waren  . . 

Kreishanptmannschaft  Zwickau 

Reg.-Bez.  Düsseldorf  

e.  Strickerei  u.  Wirkerei  (Strumpfwarenfabr.) 

Kreisbauptnuumsebaft  Zwickau 

f.  1.  Häkelei  und  Stickerei 

Bezirk  Lothringen 

„ ' Unter-Elsaß 

Schwarzwaldkreis . . 

2.  S p i tz  eurer  fort  igun  g n.  W ei  B zeugs  ti  cker  ei 
Kreishanptmannschaft  Zwickau 


40  925 

**  487 
,*0178 
52  162 

**  893 

10848 
9 5*0 

7 096 
22  051 
*0  133 

*303 

40  100 
36  250 
6 434 
1 019 
693 

637 

8 774 
5 4*4 


Digltized  by  Google 


64 


Hissellen. 


GewcrbearUa  betw.  Verwaltungsbezirke 


Hausinduslr. 

Personen 


g.  6.  Appretur  f.  Strumpf-  u.  Strickwaren  . . . 

Kreishanptmannschaft  Zwickau 

h.  Posamentenfabrikation 

Kreisbauptinannschaft  Zwickau 

XI  Hobt-  und  Sohnitutoffe. 

e.  Weberei  u.  Flechterei  t.  Holz,  Stroh,  Bast 
n.  Binsen,  ausscbl.  Korbmacherei  . . 

Beairk  Lothringen 

„ Unter-ElsaM  . 

Kreishauptmannschaft  Dresden 

Xn.  Nahrung-  und  Genaflsnilttel. 

d.  T ab  ak  fahr  ika  ti  0 

Reg.-Bez.  Schleswig 

Kreishauptmannschaft  Leipzig 

xm.  Bekleidimg  und  Beini^ong. 

a.  1.  Näherei 

Stadt  Berlin 

Reg.-Bez.  Düsseldorf 

„ Breslau 

„ Köln 

2.  Schneiderei 

Stadt  Berlin 

Reg.-Bez.  Breslau 

3.  V.  V.  fort.  Kleid,  u.  Wäsche  (Konfektion)  . . 

Kreishauptmannschaft  Zwickau 

„ Dresden 

8.  V.  V.  Hoseutr.  ,Krav.  u.  Handschuhen  . . . 

Kreishauptmannschaft  Zwickau 

I.  Leipzig 


4 696 

4 337 
14  628 
12  498 


4 976 

2 216 
898 
604 

8 318 
I 726 

1 298 

49  828 

9 680 

3 »37 

2 S26 

1 611 

39  825 
II  764 

2 560 
6 035 

4 »30 
942 

9 056 

3 I19 

» 329 


b.  Schuhmacherei 
Reg.-Bez.  Pfalz 
Scbwarzwaldkreis 
Reg.-Bez.  Düsseldorf 
„ Oppeln 


18  453 

245» 
I 657 
1 250 
1 118 


Bei  den  meisten  der  angegebenen  Oewerbearten  stellt  die  Ereishaupt- 
mannschaft  Zwickau  das  größte  Personal,  so  in  der  Wollenweberei , der 
Weberei  gemischter  Waren,  der  Strumpfwaren-Fabrikation , der  Spitzen- 
und  Weißze«g8tickerei,  der  Appretur  u.  s.  w.  von  Strumpfwaren,  der  Po- 
samcnten-Fabrikation , der  Konfektion  und  der  Verfertigung  von  Hosen- 
trägern, Kravatten  und  Handschuhen.  Düsseldorf  beschäftigt  insbesondere 
die  Hausindustriellen  der  Zeug-,  Sensen-  und  Uesserschmiederei,  der  Sei- 
den- Spinnerei  und  -Weberei,  Breslau  diejenigen  der  Baumwollen-Spinnerei 
und  -Weberei,  Bautzen  die  der  Leinenweberei,  Lothringen  die  der  Häkelei 
und  Stickerei,  sowie  der  Weberei  und  Flechterei  von  Holz,  Stroh  u.  s.  w. 
ausschl.  Eorbmacherei,  Berlin  die  der  Näherei  and  Schneiderei  (vielmehr 
Konfektion),  Schleswig-Holstein  die  der  Tabakfabrikation  und  endlich  die 
Pfalz  die  der  Schuhmacherei. 

Es  bliebe  nunmehr  noch  übrig , die  allmähliche  Entwickelung 
der  Hausindustrie  in  Deutschland  statistisch  zu  verfolgen.  Leider  fehlen 
indessen  für  das  Reich  die  dazu  erforderlichen  Grundlagen  für  die  Vor- 
zeit. Es  wurden  zwar  durch  die  Gewerbestatistik  von  1875  alle  als 
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HauBinduatrielle  arbeitenden  Gewerbetreibenden  erreicht,  da  die  betreffen- 
den gewerbestatietieoben  Fragen  an  alle,  also  auch  an  solche  Gewerbetreibende 
gerichtet  wurden,  welche  „in  ihrer  Behausung  für  fremde  Rechnung  arbeiten“, 
allein  die  entsprechenden  Daten  wurden  für  die  Hausindustrie  nicht  be- 
sonders nachgewiesen.  So  war  es  erst  der  gewerbestatistischen  Erhebung  vom 
5.  Juni  1882  Vorbehalten,  ein  klares  Bild  über  die  Verhältnisse  der  Haus- 
industrie zu  schaffen  , einer  gewerblichen  Unternehmungsform,  die,  abge- 
sehen von  ihrer  essentialen  Bedeutung  für  einzelne  Distrikte,  auch  für 
das  ganze  Reich  von  Bedeutung  ist,  da  die  durch  sie  beschäftigten  Per- 
sonen 6,49  ^/o  aller  Oewerbsthätigen  in  Deutschland  bilden. 


a 

Der  Verband  der  Arbeiter-Kranken-  und  Invaliden- 
Unterstütsungs- Vereine  österreiohB. 

Besprochen  v.  Karl  K6gler. 

Die  Allgemeine  Arbeiter-Kranken-  und  Invalidenkasse  in  Wien  hat 
aus  Anlaß  der  internationalen  Arbeiterausstellung  in  Paris  eine  ebenso  ver- 
dienstliche als  lehrreiche  Zusammenstellung  des  Standes,  sowie  der  wich- 
tigsten, der  Art  der  Einzahlungen  und  Unterstützungen  geltenden  Statuten- 
bestimmungen der  Arbeiter-Kranken-  und  Invaliden-Unterstützungs-Vereine 
in  Österreich  zur  Kenntnis  eines  engeren  Kreises  gebracht  Sie  erhielt  hier- 
für, wie  nebenbei  bemerkt  werden  mag,  die  silberne  Medaille.  Die  erwähnte 
Krankenkasse  ist  im  Jahre  1868  begründet  worden  und  hat  alle  schweren 
Stürme  der  ersten  Zeit  ihres  Bestandes,  sowie  die  Krisen  überstanden, 
welche  seit  dem  Jahre  1873  über  Handel  und  Industrie  hereingebrochen 
sind  und  durch  den  Arbeitsmangel  einerseits  die  Einnahmen  des  Institutes 
wesentlich  schädigten , anderseits  durch  die  große  Zunahme  der  Erkran- 
kungen unter  den  darbenden  Mitgliedern  hohe  Anforderungen  stellten. 
Ein  Beweis  hierfür  liegt  in  der  Thatsache,  daß  in  den  beiden  ersten  Mo- 
uaten  des  Jahres  1874  behufs  Aufrechthaltung  der  Unterstützungen  fL  8000 
dem  Stammvermögen  entnommen  werden  mußten.  Auch  das  Jahr  1886 
kann  diesbezüglich  als  Beispiel  dienen,  da  vom  1.  Januar  bis  zum  30.  Juni 
nm  fl.  16  008.46  mehr  verausgabt  als  eingenommen  worden  sind,  wovon 
bis  zum  Oktober  die  Hälfte  wieder  erspart  werden  konnte. 

Der  Verband  der  Krankenkassen  wurde  im  Jahre  1873  mit  dem  Zwecke 
ine  Leben  gerufen,  daß  der  Arbeiter  bei  einem  Domizilwechsel  und  Über- 
tritt in  einen  anderen  Verein  seine  bereits  erworbenen  Rechte  nicht  verliert. 

Der  aus  bescheidenen  Anfängen  hervorgegangene  Verband  zählte  am 
Schlüsse  des  Jahres  1885  bereits  36  Verbandskassen  mit  237  Filialen  und 
Vororten,  sowie  102  646  Mitglieder,  welche  ein  GosamtvereinsvermÖgen  von 
N.  F.  Bd.  XIV.  6 
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fl.  446  694.16  besitzen;  es  entfallt  daher  auf  ein  Mitglied  fl  4. 86.  Die  Ge- 
samteinnahmen betrogen  bis  zu  dem  erwähnten  Zeitpunkte  fl.  7 068  586.89^, 
welchen  die  Gesamtausgaben  in  der  Höhe  von  fl.  6 616  842.28^^  gegenüber- 
stehen,  aus  welchen  Zahlen  sich  der  obige  Vermögensstand  eigibt  Von 
den  Ausgaben  galten  den  Unterstützungen  fl.  6 647  056. 1 9^ , welche  im 
Jahre  1885  fl.  729  808.50^  betrugen. 

Um  einen  Einblick  in  die  Lage  und  Gebahrung  einzelner  hervorra- 
gender Vereine,  welche  dem  Verbände  angehören,  zu  ermöglichen,  seien 
die  vorstehenden  Angaben  betrefis  der  vier  größten  Kassen  mitgeteilt: 


Orfin- 

duDgs- 

Jahr 


Zahl 

der 

Filia- 

len, 

Vororte 


Zahl 

der  Gesamteinnahmen,  -Ansgaben,  -Unterst&tzan- 
Mit-  gen  seit  Beginn  des  Bestandes 

glieder 


Vermögens- 
stand Ende 
1886 


Vermö- 
gensanteil 
eines  Mit- 
gliedes 
Ende  1885 


Allgemeine  Arbeiter- 
Kranken-  nnd  Inra- 
lidenkasse  in  Wien  . 1868 

Allgemeine  steiermir- 
kische  Arbeiter-Kran- 
ken- and  Invallden- 
kasse  in  Gras  ....  1868 

Allgemeiner  Arbeiter- 
Kranken-  and  Unter- 
stUtsangs  - Verein  in 
Wiener-Menstadt  . . 1868 

Allgemeine  Arbeiter- 
Kranken-  nnd  Inva- 
lidenkasse in  Beichen- 

berg 1870 

daher  in  Summa 


27  37.092  fl.  2 493  313.728.2  369  648.088.3  169  578.11  fl.  132665.69  fl.  3.30 

20  12.885  ,,  932460.88,,  872439.16,,  872439.16,,  60021.17  „ 4.65 

37  10.748  „ 2090  66a64  „ 2 002  702.68  „ I 450  739.8I  „ 87958.02  „ 8.18 

58  8.708  ,,  348698.14.,  33S»3883„  265637.56,,  i3  5S9-»i  » » SS 

142  69.433  „ 5 864  132.88  „ 5 579  928.64  „ 4 758  394.64  „ 284  204.19  „ 4.09 

durchschnittlich. 


Betreffs  der  Mitgliederzahl  sei  noch  bemerkt,  daB  dieselben  bis  80 
bei  dem  Eraukenvereine  der  Manufakturvereine  zu  Unterwaltersdorf  (Nieder- 
österreich) herabgeht,  welche  Kasse  1880  begründet  wurde,  eine  Gesamt- 
einnahme  von  fl.  2 931.19,  eine  Ausgabe  von  fl.  2 255.42.  eine  Höhe  der 
Unterstützungen  von  fl.  2 012.28,  daher  einen  Vermögensstand  von  fl.  675.77 
oder  fl.  8.44  per  Kopf  ausweist. 

Hinsichtlich  der  wichtigsten,  dem  Unterstützungswesen  geltenden  Sta- 
tutenbestimmungen der  einzelnen  Kassen  ist  folgendes  zu  erwähnen. 

Die  Aufnahme  erfolgt  in  den  meisten  Fällen  nur  innerhalb  gewisser 
Altersgrenzen  und  zwar,  wo  eine  untere,  übrigens  auch  schon  durch  die 
der  Verwendung  von  Kindern  geltenden  gesetzlichen  Verfügungen  ge- 
zogene Grenze  angegeben  ist,  zumeist  vom  14.,  15.  oder  16.  bis  zum 
50.,  55.  oder  und  besonders  häufig  60.  Jahre.  Es  besteht  manchmal  ein 
Unterschied  zwischen  den  beiden  Geschlechtern,  indem  die  Aufnahme  der 
männlichen  Arbeiter  noch  in  einem  höheren  Alter  möglich  ist  als  jene 
der  Frauen,  da  sie  für  die  letzteren  nur  bis  zu  45  oder  50  Jahren  zu- 
lässig erscheint  und  hiervon  nur  der  Verein  zu  Wels  in  Oberösterreioh 
mit  55  Jahren  eine  Ausnahme  macht  Manchmal  wurde  auf  jede  Be- 
schränkung hinsichtlich  der  Krankenkasse  verzichtet,  während  sie  betreffs 
der  Invalidenabteilnng  zu  Beoht  besteht  In  einem  Falle  (bei  der  Kasse 
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zu  Mauthausen  in  Oberösterreich)  ist  die  unbeschränkte  Aufnahmsfähigkeit 
hinsichtlich  einer  Kategorie  der  Arbeiterschaft,  der  Oewerke  festgesetzt, 
während  sonst  das  60.  Jahr  als  Grenzalter  gilt.  Bei  dem  Vereine  zu 
Wiener-Neustadt  wurde  auf  das  50.  Jahr  als  Orenzalter  hinsichtlich  jener 
verzichtet,  welche  nur  ein  wöchentliches  Krankengeld  von  einem  Gulden 
oder  die  Gewährung  der  fireicn  ärztlichen  Behandlung  und  der  Medika- 
mente beanspruchen. 

Es  verdient  hervorgehoben  zu  werden,  daß  die  erwähnten  größeren 
Kassen  entweder  die  unbeschränkte  Aufnahmsiähigkeit  zugestehen,  wie 
der  Wiener  und  Eeichenberger  Verein  beweisen,  oder  dies  wenigstens  teil- 
weise thun,  wie  das  angeführte  Beispiel  von  Wiener-Neustadt  darlegt,  be- 
ziehungsweise die  Grenze,  wie  in  Graz  bis  zum  60.  Lebensjahre,  also 
wesentlich  vorrücken.  So  sehr  die  Begrenzung  betreffs  der  Alter  vom 
Fachmanne  begrüßt  werden  mag,  ebenso  muß  anderseits  die  thunlichste 
Ausdehnung  der  Aufnahmsfähigkeit  vom  sozialpolitischen  und  humanitären 
Standpunkte  aus  gutgeheißen  werden.  Auch  waren  die  Vereine  durch  den 
Gesamtabschluß  mit  einzelnen  Etablissements  gezwungen,  alle  Arbeiter  auf- 
zunehmen, mochte  deren  Alter  und  Gesundheitszustand  welcher  immer 
sein,  daher  sie  auch  auf  die  ärztliche  Untersuchung  in  diesen  Fällen  ver- 
zichten. 

Mit  dem  Bestreben,  die  Vereine  vor  Ausgaben  hinsichtlich  solcher 
Mitglieder  nach  Möglichkeit  zu  bewahren,  welche  beitreten,  um  die  Mittel 
der  Kasse  sofort  in  Anspruch  zu  nehmen,  hängt  die  Einführung  einer 
W'artezeit  nach  dem  Beitritte  zusammen,  innerhalb  deren  die  Erkrankung 
kein  Recht  auf  Unterstützung  involviert.  Diese  Frist  beträgt  zumeist 
10  Wochen  (in  20  von  36  Fällen),  manchmal  8 (bei  7 Kassen)  und  26 
(in  4 Fällen),  noch  seltener  13  Wochen  (bei  3 Vereinen)  und  nur  in  je 
einem  Falle  12,  nämlich  zu  Odrau  (Schlesien)  und  Bielitz-Biala  (Schle- 
sien-Galizien). 

In  ähnlicher  Art  ist  auch  die  Frist  bestimmt,  innerhalb  deren  der 
Arbeiter  seine  Zahlung  ohne  Verlust  der  Mitgliedschaft  nachtragen  kann, 
sowie  jene,  um  welche  noch  eine  Verlängerung  dieser  Zeit  einzutreten 
vermag,  wenn  das  Zahlungsunvermögen  berechtigt  und  andauernd  ist.  Diese 
Zeitdauer  beträgt  bei  19  Vereinen  10  Wochen  und  zwar  mit  Ausnahme 
von  ganz  wenigen  Fällen  sowohl  hinsichtlich  des  Respiros  für  die  Zah- 
lung, als  auch  betreffs  der  möglichen  Verlängerung.  Sie  beläuft  sich  bei 
10  Kassen  auf  je  8,  bei  deren  2 auf  je  6 Wochen.  Hinsichtlich  der 
Ungleichheit  in  der  Bemessung  beider  Fristen  muß  auf  den  Wiener-Neu- 
städter Verein  hingewieseu  werden,  welcher,  während  sonst  die  großen 
Kassen  je  10  Wochen  zugestehen,  eine  Einzahlungsfrist  von  8 und  eine 
Verlängerung  derselben  um  12  Wochen  besitzt,  so  daß  der  Gesamt- 
effekt  auch  hier  20  Wochen  beträgt  Diese  Zahlen  sind,  um  weitere  Ab- 
weichungen zu  erwähnen,  in  Bielitz-Biala  sehr  gering,  indem  sie  sich  nur 
auf  4 und  8 Wochen  belaufen.  In  zwei  Fällen,  zu  Mauthausen  und  Inns- 
bruck, besteht  neben  der  Einzahlungstrist  von  8,  beziehungsweise  10  Wochen 
eine  Verlängerung  von  unbestimmter  Dauer,  die  daher  fallweise  von  dem 
Vorstande  fixiert  werden  kann,  was  seinen  Vor-  und  Nachteil  hat,  da 
hierdurch  einerseits  eine  größere  Berücksichtigung  der  persönlichen  Ver- 
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hültnisse,  anderseits  aber  auch  manche  Willkür  möglich  ist,  in  welch  letz- 
terer Hinsicht  allerdings  die  Mitglieder  eines  Arbeitervereines  miBtrauisch 
genug  sind,  um  ein  nicht  unwesentliches  Gegengewicht  zu  bilden. 

Es  verdient  hier  noch  eine  Erwähnung,  daß  bei  dem  großen  Wiener 
Vereine  die  Möglichkeit  der  Fristung  der  Einzahlung  noch  für  weitere 
10  Wochen,  also  im  ganzen  für  deren  SO  geboten  ist,  da  die  Beiträge 
für  diese  Zeit  aus  dem  Unterstützungsfonds  bezahlt  werden  können. 

Von  hervorragenderem  Interesse  ist  die  Bemessung  der  Einzahlungen 
der  Mitglieder,  sowie  die  Größe  der  Unterstützung  im  Krankheitsfälle.  Beide 
zerfallen  fast  ausuahtnslos  in  verschiedene  Klassen,  welche  sich  teils  nach 
der  Größe  des  Krankengeldes,  teils  nach  dem  Beitrittsalter  oder  dem  Ge- 
schlechte  abstufen. 

Hinsichtlich  der  Beziehung,  in  welcher  die  Höhe  der  Einlagen  zu 
jener  der  Unterstützungen  steht,  ist  darauf  liinzuweisen , daß  entweder 
derselben  Einzahlung  stets  das  gleiche  Krankengeld  entspricht  oder  dieses 
nach  dem  Beitrittsalter  verschieden  bemessen  wird.  Das  Ersterwähnte  gilt 
in  18  Fällen  und  ist  in  8 hiervon  der  Beitritt  nur  bis  zum  50.  Jahre, 
in  einem  für  Franen  lediglich  bis  zum  45.  Jahre  gestattet;  hierher  gehört 
auch  der  Wiener-Neustädter  Verein  mit  Ausnahme  der  bereits  erwähnten 
Bestimmung  hinsichtlich  des  unbeschränkten  Beitrittes  zu  den  niedrigsten 
Unterstützungen,  ln  5 der  obigen  Fälle  gilt  das  60.  Jahr  als  Grenze 
der  Beitrittsfähigkeit,  in  je  2 das  55.,  beziehungsweise  die  unbeschränkte 
Aufnahmsfähigkeit.  Daraus  geht  hervor,  daß  man  hier  zumeist  gegenüber 
der  sonstigen  Nichtberücksichtigung  des  Alters  wenigstens  durch  den  thun- 
lichsten  Ausschluß  der  Älteren  und  daher  den  Krankheiten  in  höherem 
Grade  Ausgesetzten  die  Kasse  vor  Schaden  zu  bewahren  bestrebt  war. 

Die  zweite,  ebenfalls  in  18  Fällen  vorkommende  Art  der  Einzahlung 
ist  nach  dem  Alter  bemessen  und  findet  die  Abstufung,  soweit  sie  in  der, 
diesen  Zeilen  zu  Grunde  liegenden  Zusammenstellung  constatiert  werden 
kann,  zumeist  bei  dem  45.  oder  50.  Lebensjahre  statt.  Manchmal,  nämlich 
in  4 Fällen  vermag  eine  dreifache  Scheidung,  in  deren  14  eine  doppelte 
bemerkt  zu  werden.  Sie  liegt  entweder  in  der  Höhe  der  Einzahlungen 
oder  in  jener  des  Krankengeldes  oder  endlich  in  der  Veränderlichkeit 
beider.  Bei  7 Vereinen  entspricht  derselben  Einlage  eine  verschiedene 
Höhe  des  Krankengeldes,  bei  deren  5 findet  das  umgekehrte  Verhältnis 
statt,  während  in  ebenfalls  5 Fällen  die  Einzahlungen  und  die  Unter- 
stützuugSBummen  in  den  einzelnen  Abteilungen  verschieden  sind;  bei  einem 
Vereine  ist  die  Art  des  Beitrages  und  der  Auszahlung  nicht  ersichtlich 
gemacht.  Es  sei  noch  bemerkt,  daß  bei  den  drei  grofsen  Vereinen  zu 
Wien,  Graz  und  Keichenberg  gleichen  Einlagen  verschiedene  Unterstüt- 
zungen entsprechen  und  die  Wiener  und  Eeichenberger  Kasse  S,  die  Grazer 
2 Abteilungen  besitzt. 

Mit  der  Auszahlung  von  Unterstützungsbeträgen  geht  die  Gewährung 
der  freien  ärztlichen  Behandlung,  sowie  die  Beischaffung  der  Medikamente 
Hand  in  Hand.  Die  Kosten  derselben  werden  entweder  und  zwar  in  6 
Fällen,  worunter  eich  die  Wiener-Neustädter  Kasse  befindet,  durch  die  oben- 
erwähnte Einzahlung  oder  durch  besondere  wöchentliche  Einlagen  be- 
stritten, welche  3 kr.  (in  8 Fällen),  4 kr.  (bei  10  Vereinen,  hierunter  der 
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Wiener  Kasee)  und  5 kr.  (in  3 Fällen,  wobei  auch  der  Grazer  Verein  in 
Betracht  kommt)  beträgt;  in  einem  Falle,  bei  dem  Vereine  zu  Warnsdorf 
in  Böhmen,  findet  eine  Zweiteilung  nach  den  betreffs  der  sonstigen  Ein- 
lagen bestehenden  Abteilungen  statt,  indem  die  Mitglieder  der  beiden 
ersten  Grade  3,  jene  des  letzten  5 kr.  bezahlen.  Der  Beitritt  hinsichtlich 
dieses  Teiles  der  Versorgung  ist  entweder  freiwillig  (bei  19  Kassen,  dar- 
unter jenen  in  Wien  und  Graz)  oder  obligatorisch  (bei  9 Vereinen,  wor- 
unter sich  auch  jener  zu  Wiener  - Neustadt  befindet)  oder  ist  in  dieser 
Bichtung  überhaupt  nicht  Vorsorge  getroffen,  wie  in  8 Fällen , so  auch 
zu  Reichenberg. 

Von  Bedeutung  für  die  Aktion  der  Kassen  ist  natürlich  auch  die 
Dauer  der  Unterstüzung;  diese  wird  zumeist  (in  30  Fällen)  durch  eine  ge- 
wisse Zeit  ganz  und  dann  zur  Hälfte  geboten.  Bei  der  überwiegenden 
Zahl  von  Vereinen  gelangt  das  volle  Krankengeld  durch  26  Wochen  und 
hierauf  der  halbe  Unterstützungsbetrag  durch  dieselbe  Zeit  zur  Auszahlung, 
indem  dies  von  24  Kassen  gilt,  worunter  sich  auch  jene  zu  Wien  und 
Graz  befinden.  Diese  Unterstützungsdauem  betragen  in  anderen  Fällen 
je  lö,  13,  und  12  Wochen,  sodann  26  und  13,  beziehungsweise  20  und 
10  Wochen.  Ein  volles  Jahr,  also  62  Wochen  werden  die  ganzen  Untor- 
Btötzuogsbeträge  in  3 Fällen,  so  auch  in  Wiener-Neustadt  geboten;  wäh- 
rend eines  halben  Jahres  werden  die  vollen  Beträge  ohne  eine  weitere 
Verbindlichkeit  für  den  Verein  bei  deren  zwei  gezahlt.  In  Iteiohenberg 
endlich  gelangt  das  Krankengeld  durch  26  Wochen  per  Jahr  in  drei  auf- 
einanderfolgenden Jahren  zur  Auszahlung,  ln  den  meisten  Fällen,  nämlich 
in  25  ist  daher  der  Kranke  durch  ein  volles  Jahr,  also  ausreichend  ge- 
sichert 

Es  erübrigt  nun  noch  betreffs  der  Unterstützungsbeträge  auf  die  stets 
geltende  Gepflogenheit  hinzuwoisen,  dafs  ein  Beerdigungsbeitrag  verabfolgt 
wird.  Dieser  kommt  fast  ausnahmslos  nach  Ablauf  der  bereits  besprochenen 
Wartezeit  und  nur  in  zwei  Fällen  nach  einer  von  dieser  verschiedenen 
Mi^liedschaftsdauer  und  zwar  das  einemal  nach  13  (in  Bielitz-Biala),  das 
andercmal  nach  26  Wochen  (zu  Mauthausen)  zur  Auszahlung,  Die  Höhe 
des  Beerdigungsbeitrages  ist  zumeist  (bei  21  Vereinen)  nach  den  Ein- 
zahlungsklassen abgestuft  Hierunter  befinden  sich  auch  die  Kassen 
zu  Wien  und  Wiener-Neustadt,  während  die  beiden  anderen  gröfseren 
Vereinigungen  zu  jenen  gehören,  die  nur  einen  Betrag  des  Beerdigungs- 
geldos kennen.  Bei  der  ersten  Berechnungsart  schwankt  die  Gröfse  dieser 
Unterstützungssume  zwischen  fl.  4 und  fl.  40,  während  die  mittleren  Bei- 
träge am  häufigsten  Vorkommen;  im  zweiten  Falle  giebt  es  Beiträge  von 
fl.  8 bis  fl.  20  und  zwar  überwiegen  relativ  die  letzteren,  weil  sie  bei  6 
von  15  Vereinen  eingeführt  sind. 

Eine  wesentlich  geringere  Bedeutung  besitzen  die  Invalidenunterstüt- 
zungen, da  in  17  Fällen  keine  besonderen  Abteilungen  hierfür  bestehen 
(wie  in  Reichenberg)  und  in  deren  5 diese  aufgelöst  oder  in  Auflösung 
begriffen  sind  (wie  in  Wien).  Das  letzere  ist  auf  dio  Aktion  der  Re- 
gierung zurückzuführen,  die  der  versicherungstechnisch  richtigen  Abstufung 
und  Bemessung  der  Einzahlungen  der  Mitglieder,  sowie  der  Forderung 
nach  dem  Vorhandensein  der  notwendigen  Bedeckung  der  eingegangenen 
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Verbindlichkeiten  gilt,  welches  gerechtfertigte  Verlangen  bei  dem  häufigen 
Unvermögen,  dasselbe  zu  erfüllen,  zur  Auflassung  dieser  Abteilungen 
führte.  Dort,  wo  die  Kassen  auch  in  dieser  Kichtung  noch  funktionieren, 
ist  die  Höhe  der  Einzahlung  manchmal  nach  dem  Alter  abgestuft,  wie 
z.  B.  in  Graz,  oder  sie  gelaugt  von  allen  Mitgliedern  in  derselben  Höhe 
zur  Abfuhr  oder  es  wird  endlich  keine  besondere  Einlage  eingehoben. 
Auch  ist  manchmal  die  Zeitdauer  festgesetzt,  nach  deren  Ablauf  erst  die 
Unterstützung  beginnt,  wodurch  die  Kasse  vor  Misbrauch  geschützt  er- 
scheint und  überhaupt  weniger  in  Anspruch  genommen  werden  kann.  In 
Wiener -Neustadt  wird  ein  Unterschied  zwischen  dauernd  und  zeitweilig 
Invaliden  gemacht,  da  die  ersteren  eine  wöchentliche  Unterstützung  von 
fi.  2.50,  die  zweiterwähnteu  eine  solche  von  fl.  2 erhalten. 

Von  höherem  Interesse  sind  jene  Zusammenstellungen  welche  der 
durchschnittlichen  jährlichen  Zahl  und  Dauer  der  Erkrankungen,  der  jähr- 
lichen Zahl  der  Todesfälle  und  dem  durchschnittlich  erreichten  Lebens- 
alter der  Mitglieder  gelten,  wobei  allerdings  bedacht  werden,  muTs,  dafs 
diese  Beobachtung  an  einem  durch  den  Ein-  und  Austritt  der  in  Betracht 
Kommenden  ständig  wechselnden  Materiale  gemacht  wurden.  Die  durch- 
schnittliche Zahl  der  jährlichen  Erkrankungen  beträgt  für  je  1000  Mit- 
glieder 351  und  schwankt  zwischen  210  (in  Odrau)  und  600  (zu  Strako- 
nitz  in  Böhmen).  Die  durchschnittliche  Krankheitsdauer  beträgt  21  (20.3) 
Tage  und  bewegt  sich  zwischen  10 — 11  (zu  Neutitschein  in  Mähren)  und 
29  Tagen  (in  Beichenberg).  Die  durchschnittliche  jährliche  Zahl  der 
Todesfälle  beläuft  sich  für  1000  Mitglieder  auf  15  und  erscheint  die  ge- 
ringste mit  6 zu  Aussig  (Böhmen),  Ternitz  (Niederösterreich)  und  Wig- 
stadt  (Schlesien),  die  höchste  mit  23  in  Gloggnitz  (Niederösterreich).  Das 
erreichte  Durchschnittsalter  beträgt  40  Jahre  und  bewegt  sich  zwischen 
der  Besorgnis  erregenden  Zahl  von  deren  30  (zu  Freudenthal  in  Schlesien) 
und  jener  von  45  (zu  Neunkirchen  in  Niederösterreich).  Es  seien  nach- 
stehend die  den  vier  gröfsten  Vereinen  geltenden  und  daher  wertvollsten 
diesbezüglichen  Zahlen  mitgeteilt: 


Darc)wchiiittliche 
Zahl  der  jthrllchen 
Erknuikuncen  per 
1000  Mltflleder 


DurchKhatttliche  Zahl  der  ikhrlkhen 
Krankheitadauer  Todeafklle  per 
in  Ta^n  1000  MitfUeder 


Verein  zu  Wien 

„ „ Wiener-Neustadt 

„ „ Gtm 

„ „ Beichenberg 


380 

19—20 

15 

400 

20 

16 

558 

15 

12 

420 

29 

20 

daher  im  Durchschnitte  440  21(20*9)  16 


DurchKhnnUich 
erreichte«  Lebene* 
alter 

41*25 

44 

43 

37 

4D3i 


Hierin  fällt  Graz  durch  seine  zahlreichen,  aber  kürzeren  Krankheiten 
und  anderseits  Beichenberg  durch  die  dort  herrschenden  ungünstigen  Ver- 
hältnisse auf. 

Die  von  der  Wiener  Kasse  verfafste  Tabelle  gibt  in  ihren  „Anmer- 
kungen'* an  drei  Stellen  auch  Andeutungen  über  die  an  den  betreffenden  Orten 
(Neutitschein,  Odrau  und  Bielitz-Biala)  hauptsächlich  vorkommenden  fiurank- 
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beiten,  aus  welchen  hervorgeht,  dafs  die  Lungenkrankheiten  die  meisten 
Opfer  fordern  und  in  dem  ersterwähnten  Orte  der  Rheumatismus  be- 
treffs der  Häufigkeit  seines  Vorkommens  hinzutritt.  Hierdurch  werden 
jedoch  nur  bekannte  Thatsachen  bestätigt,  daher  diesen  vereinzelten  und 
obendrein  nicht  mit  Zahlen  belegten  Notizen  kein  grofser  Wert  zuerkannt 
werden  kann. 

Die  verdienstliche  Arbeit  des  Wiener  Vereines  muls  doppelt  freudig 
begrüTst  werden,  weil  sie  einem  schönen  Erfolge  der  Selbsthilfe  und  einer 
bemerkenswerten  Erscheinung  auf  sozialem  Gebiete  gilt.  In  dieser  Er- 
wägung , sowie  in  dem  Umstande , daXs  die  erwähnte  Tabelle  nicht  im 
Buchhandel  erschien,  sondern  nur  in  hundert  Abzügen  zur  Verteilung 
gelangte,  werde  auch  die  Veranlassung  der  vorstehenden  Zeilen  gesucht, 
welche  das  Material  mitteüen,  aber  nicht  verarbeitet  geben  wollen. 
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1.  Oeeehiehta.  Enejklop&disohes.  Lehrbfteher.  Spezielle  theoretUolie 

ünterflaohnngeii. 

Berner,  Beiträge  zur  Geschichte  der  NatioBelökonomie  Heft  1 nnd  2.  Bern,  Wjfl, 

1886.  8.  (NO.  1:  Oncken,  Der  ältere  MIrebeev  nnd  die  ökonomische  Gesellscbeft  in 
Bern.  77  SS.  M.  1. — . N*.  2:  Derselbe,  Die  Maxime  Laissex  faire  et  laissez  aller, 
ihr  Ursprung  and  Werden.  Beitrag  znr  Geschichte  der  Preihandelslebre.  131  SS.  M.  1,76.) 

Brückner,  Alex.,  Beiträge  zur  Kulturgeschichte  RuBlands  im  XVIL  Jahrhun* 
dert.  Leipzig,  Eliscber , 1887.  gr.-8.  451  SS.  M.  8. — . (A.  u.  d.  T. : Bilder  aus 

RuBlands  Vergangenheit.  Band  I.  Enthaltend:  Zur  Naturgeschichte  der  Prätendenten.  — 
Die  Pest  in  RuBland  1654.  — Die  Herstellungskosten  eines  Baches  1649.  — Des  Patri- 
archen Nikon  Ansgabebach.  — Eine  russische  Gesandtscbaftsreise  nach  Italien  1656 — 
57.  — Eine  russische  Gesandtschaft  in  Paris  1681.  — Ein  Kleiderreformpro(jekt  vor 
Peter  dem  GroBen.  — etc. 

Delbrück,  H. , Historische  und  politische  Aufsätze.  Berlin,  Walther  & Apolant, 

1887.  8^^  SS*  81.  6.—.  (Inhalt:  Die  historische  Methode  des  Ultramontanis- 
mus.  — Canossa.  — Die  Gothlk  und  der  Katholizismus.  — Anglikanismus  und  Presby- 
terianismus. — Whigs  und  Tories.  — Die  Monarchie  in  England.  — Der  preuBische 
Landrat.  — Der  Hausmeier.  — Stein  nnd  Hardenberg  und  die  sozialpolitischen  Ideen 
der  Gegenwart.  Der  preuBische  Ofßzierstand.  — Über  die  Bedeutung  der  Erfindungen 
in  der  Geschichte.  — etc.) 

Gothaischer  genealogischer  Hofkalender  nebst  diplomatisch-statistischem  Jahr- 
buch. 1887.  Jahrg.  CXXIV.  Gotha,  Perthes,  1886.  16.  XX — 1083  SS.  nebst  4 Por- 
träts. geb.  M.  6,80. 

Morgenstern,  Lina,  Die  Frauenbestrebungen  unserer  Zeit  Allgemeiner  Frauen- 
kalender.  III.  Jahrgang  1887 : Kulturhistorisches,  biographisches  nnd  statistisches  Jahr- 
buch mit  urafangpreicber  Chronik  aus  dem  Prauenleben  und  den  Vereinen  aller  Länder, 
etc.  Berlin , Verlag  der  deutschen  Hansfrauenzeitung , 1886.  8.  XVII — 850  SS.  Mit 
2 Porträts,  geb.  M.  2,50. 

Platter,  J.  (Prof.),  Gustav  Cohns  „ethische“  Nationalökonomie.  Wien,  Verlag 
der  „Deutschen  Worte“  1886.  gr.-8.  36  SS.  M.  0,80. 

Schulthess*  Europäischer  Geschichtskalender.  Neue  Folge.  L Jahrg.  1885. 
Hrsg,  von  E.  Delbrück.  (Der  ganzen  Reihe  XXVI.  Band.)  Nördlingen,  Beck,  1886.  8. 
XI— 461  88.  M.  9.-. 

Z n n 8 , J. , Zwei  Fragen  des  Untemehmereinkommens.  Nebst  einem  Anhänge : 
Einige  methodologische  Bemerkungen,  insbesondere  über  das  ökonomische  Prinzip.  2.  Aufi. 
Wien,  Manz,  1886.  8.  VIU— 146  SS.  M.  1,20. 

Almanach  du  travail  pour  1887.  3«  s4rie.  Paris,  Pion,  Nonrrit  & C«,  1887. 

8.  144  pag.  av.  gravures.  fr.  0,50. 

Clark,  J.  B.,  The  Philosophy  of  Wealth:  Economic  principles  newly  formulated. 
Boston,  Ginn  & C**,  1886.  12.  12  imd  235  pp.  cloth.  ^ 1,10.  (Thee  book  aims 

to  secnre  a tmer  conception  of  Wealth,  Labor,  VaJue,  Production,  Distribution,  Exchange 
and  Consumption,  etc.) 
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Encyolopaedia  britannica , edited  by  (Prof.)  Th.  Spencer  Baynes  and  W.  Ro- 
bertson Smith.  Volume  XXI.  (Rot-Sia.)  Edinburgh  , A.  & Cb.  Black,  1886.  4.  cloth. 
80/. — . (Principal  contents:  Boumania,  by  Q.  Q.  Chisholm  and  A.  J.  Evans.  — Rous- 
seau, by  O.  Saintsbury.  — Royal  Household , by  F.  Drummond.  — Royal  Society , by 
B.  Rix.  — Russell,  Lord,  by  O.  Airy.  — Russta.  Qeography  and  Statistics,  by  P.  A. 
Kropotkine.  — Sahara,  by  H.  A.  Webster.  — St  Louis,  by  D.  H.  Me  Adam.  — St. 
Petersburg , by  P.  A.  Kropotkine.  — Saint-Simon , comte  de , by  Th.  Kirknp.  — Salic 
Law,  by  J.  H.  Hessels.  — Salt , by  F.  M.  Lyte.  — Samarkand , by  P.  A.  Kropotkine. 

— San  Francisco,  by  W.  C.  Bartlett.  — Savigny , by  J.  Macdoneli.  — Savings  Banks, 
by  E.  W.  Brabrook.  — Schleswig  Holstein , by  J.  F.  Mnirhead.  — Schopenhauer , by 
W.  Wallace.  — Scotland , Statistics , by  T.  F.  Henderson.  — Sea-Laws , by  Travers 
Twiss.  — Senegambia,  by  D.  Kaltbrnnner.  — Sewerage,  by  (Prof.)  J.  A.  Ewing.  — 
Shanghai,  by  (Prof.)  R.  K.  Douglas.  — Sheep,  by  W.  H.  Flower.  — Shipping,  by  W. 
Cunningham.  — Sboemaking,  by  J.  Paton.  — Siam,  by  Coutts  Trotter.  — etc.) 

Gladden,  W.,  Applied  Christianity : moral  aspects  of  Social  Questions.  Boston, 
Houghton,  Mifflin  & C* , 1886.  16.  8 and  820  pp.  clotb.  f 1,26.  (Contains : Christianity 
and  Wealth.  — Is  Labor  a commodity  ? — The  strength  and  weakness  of  Socialism.  — 
The  Wsge-workers  and  tbe  Cburcbes.  — Christianity  and  Social  Science.  — Christianity 
and  populär  amusements.  — Christianity  and  populär  education.  — etc.) 

Mc  Lennan  (John  Ferguson),  Studios  in  Ancient  History.  Comprising  a reprint 
of  Primitive  Marriage : an  inqniry  into  the  origin  of  the  form  of  Captnre  in  Marriage 
Ceremonies.  New  edition.  London,  Hacmillan,  1886.  8.  410  pp.  16/. — . 

Mayer,  C.,  Institutions  of  Law  and  forms;  with  a compendium  of  Political  Eco- 
nomy, analytically  compiied  and  arranged  by  C.  Mayer.  Milwaukee,  King,  Fowle  & Katz, 
1886.  4.  488  pp.  cloth.  $ 8,60.  (Contains:  Gradaal  development  of  Institutions.  — 

Introdnction  to  the  Science  of  Law.  — Principles  of  Political  Organization.  — Divisions 
of  Law,  and  legal  distinctions.  — Criminal  Laws.  — Torts  of  wrongs,  ft-aud,  domages. 

— Law  of  Coutracts.  — Agency.  — Partnership.  — Corporations.  — Domestic  rela- 
tions.  — Ballment.  — Negotiable  papers.  — Property.  — Insurance.  — Interest  and 
Usury.  — Patents,  Trade-mark  and  Copyright.  — Insolvency  and  Bankrnptcy,  etc. 
Outline  of  Political  Economy.  — Parliamentary  proceedings.  — Glossary.  — etc.) 

Smith,  H.  A.,  One  handred  famous  Americans.  New  York,  Roatledge  & Sons, 
1886.  8.  7 and  666  pp.  ^ 1,60.  (Biographical  Sketches  of  statesmen  and  orators ; 

lawyers  , pioneers  and  explorers ; reformers  and  philanthropists ; editors  and  joamalists ; 
bnsiness  men.  — etc.) 

8.  Oeschiobte  und  Darttellung  der  wirtaohaftlioben  Kultur. 

Amerika.  Der  heutige  Standpunkt  der  Kultur  in  den  Vereinigten  Staaten.  Mono- 
graphien ans  der  Feder  hervorragender  deutsch-amerikanischer  Schriftsteller.  Gesammelt 
und  hrsg.  von  A.  Tenn  er.  2.  Anfl.  Berlin,  Stuhr,  1886.  gr.-8.  XII — 484 — 116  SS. 

M.  6. — . (Enthaltend:  Der  Hafen  von  New  York,  von  B.  GUterbock.  — Das  Schulwesen 
in  den  Vereinigten  Staaten,  von  L.  R.  Klemm.  — Die  Bdhne  in  den  Vereinigten  Staaten, 
von  W.  Müller.  — Die  Lage  der  Lohnarbeiter  in  Amerika,  von  K.  D.  A.  Douai.  — 
Die  deutsche  Presse  in  den  V.-St.,  von  U.  Brachvogel.  — Das  deutsche  Element  in  Ame- 
rika, von  E.  Rothe.  — Die  landwirtschaftlichen  industriellen  Verhlltnisse  in  den  V.-St , 
von  W.  Jüngst.  — Der  amerikanische  Sonntag  und  die  Temperenzfrage , von  H.  Lieb- 
hart. — Das  Steuerwesen  in  den  V.-St.,  von  Ch.  Rümelin.  — Das  Eisenbahnwesen  und 
das  Postwesen  io  den  V.-St.,  von  Ch.  Rümelin.  — Tenner’s  deutsch-amerikanisches  Vade- 
mecum ; Kurzgefafite  Erläuterungen  amerikanischer  Eigentümlichkeiten  in  Sprache  und 
Leben.) 

V.  B u c h w a 1 d , G.,  Zur  deutschen  Wirtschaftsgeschichte  im  endenden  Mittelalter. 
16  Vorträge.  Kiel,  Homann,  1887.  8.  XIII — 802  SS.  M.  4,60.  (A.  u.  d.  T. : Deut- 
sches Gesellschaftsleben  im  endenden  Mittelalter  Band  II.) 

Eberty,  E.,  Die  Hauswirtschaft  und  der  Markt.  Hamburg,  Richter,  1886.  8. 

48  SS.  M.  1. — . (Deutsche  Zeit-  und  Streitfragen.  Nene  Folge,  I.  Jahrg.  Heft  1.) 

Finck,  E.,  Barbara  Uttmann,  die  Begründerin  der  Spitzenindustrie  im  Erzgebirge. 
Annaberg,  Rudolph  & Dieterici,  1886.  12.  89  SS.  mit  8 Abbildungen.  M.  0,50. 

Grimm  (Ministerialpräsident  a.  D.),  AbriB  der  Kulturgeschichte  OstafVikas.  Karls- 
ruhe, Macklot,  1886.  8.  LVI  SS.  mit  2 Karten.  M.  0,50.  (Sonderabdruck  ans  den 
Verhandlungen  der  badischen  geographischen  Gesellschaft.  Inhiüt:  Urgescbichtliche  Ko- 
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Ionisation  bis  33S  vor  Christus.  — Römisch-griechische  Kolonisation  bis  641  nach  Chri- 
stus. — Arabische  Kolonisation  641 — 1498.  — Portugies.  Kolonisation  1498 — 1698.  — 
Wiederholte  arabische  Kolonisation  1698  bis  zur  Gegenwart,  bezw.  1840.) 

Kircbhoff,  Tb.,  Kalifornische  Kulturbilder.  Kassel , Fischer , 1886.  Roy.-8. 

VIII— 376  88.  M.  6.—. 

Schoen,  J.  G.,  Über  StraBen-  und  Wasserbau  der  Alten.  Rede  gehalten  bei  der 
Inauguration  des  für  das  Studienjahr  1885/86  gewählten  Rektors  der  k.  k.  technischen 
Hochschule  in  Wien  am  10.  Oktober  1886.  Als  Manuskript  gedruckt  Wien,  Druck  von 
Kreisel  & Gröge,  1885.  gr.-8.  37  88.  M.  1. — . 

Fournier,  A.,  La  verrerie  de  Portieux.  Origine;  histoire.  Paris,  Berger-Levraolt, 
1886.  8.  81  pag.  et  planche  obl.  in-fol.  Fr.  3.  — (Table  des  matiöres:  Antiquit4  de 

l’industrie  verriöre.  — La  verrerie  en  Lorraine.  — Au  village  de  Portieux.  — La  ver- 
rerie de  1705  ä 1731.  Les  meines  de  Belval  et  la  verrerie.  La  verrerie  propri4t4  do- 
maniale.  — La  verrerie  de  Portieux  vendue  comme  bien  national  (1796).  — Droits 
d’entree  imposös  par  la  France  aux  verres  lorrains  — La  verrerie  pendant  la  Revolution. 
Tentatives  pour  obtenir  le  maintien  des  anciens  privilöges.  — La  verrerie  de  Portieux 
en  1802  et  en  1886.  — ) 

Le  Bon,  G.,  Les  civilisations  de  ITnde.  Paris,  F.  Didot,  1886.  4.  700  pag.,  7 
chromolithograpbies  et  360  gravures  et  beiiogravures.  fr.  80. — . 

Mar  cell  in,  A.,  Les  travaux  da  centenaire  de  la  Revolution : commerce,  Industries, 
arts.  Gisors  (Eure)  impr.  de  r„Echo  r4publicain“  de  Gisors,  1886.  8.  81  pag. 

Busch,  G.  G.,  Harvard : tbe  first  American  University.  Boston,  Cupples,  Upham  & 
C°,  1886.  16.  lllttstrated.  cloth.  $ 1,85. 

Poverty  of  Wealth ; or,  the  Danger  which  tbreatens  the  Stabilify  and  Happiness 
of  tbis  country  by  the  Money  Monopolies  of  the  present  day,  England's  danger,  Ireland’s 
experieuce.  London,  Heywood,  1886.  12.  18  pp.  /.0,8. 

Todhunter,  J.,  A History  of  the  Theory  of  Elasticity  and  of  the  Strength  of 
Materials  from  Galilei  to  the  present  time.  Edited  and  completed  for  the  Syndics  of 
tbe  University  Press  by  EL.  Pearson.  Volume  I:  Galilei  to  Saint-Venant , 1639 — 1854. 
Cambridge  1886.  8.  920  pp.  85/. — . 

8.  BeTSlkenmgslehre  und  Bev51kemngfpolitik. 

Nadaillac,  Marquis  de,  Affaiblissement  de  la  natalitö  en  france , ses  causes 
et  ses  cons4quences.  Paris  1886.  G.  Massen.  VI  u.  149  SS. 

Seit  einer  Anzahl  von  Jahren,  wohl  namentlich  seit  dem  Eintritt  der  sogenannten 
schlechten  Zeiten , wird  das  von  Malthus  aufgestellte  Bevölkerungsgesetz  vielfach , frei- 
lich mit  allerlei  Clausulierungen  in  philosophischer  Beziehung  wieder  als  Erklirungs- 
grund  des  wirtschaftlichen  Elends  angegeben.  Nur  die  Franzosen  nehmen  fast  durch- 
weg in  der  Literatur  eine  ablehnende  Stellung  gegen  die  Malthus’sche  Lehre  ein,  deren 
praktisches  Ideal  eine  langsame  Bevölkerungsznnahme  bei  gleichseitigem  starken  An- 
wachsen des  nationalen  Reichtums  sie  an  sich  erprobt  haben,  ohne  die  soziale  Zufrieden- 
heit zu  erreichen,  welche  aus  diesen  Tbatsachen  folgen  soll.  Die  vorliegende  kleine 
Arbeit  vertritt  denselben  Standpunkt  und  verdient  besonders  von  denen  gelesen  zu  wer- 
den, welchen  die  umfangreiche  z.  T.  in  Zeitschriften  zerstreute,  französische  Literatur 
Uber  dieses  Thema  nicht  zu  Gebote  steht,  da  sie  die  wesentlichen  Resultate  der  neueren 
Forschung  in  Übersichtlicher  Weise  zusammenstellt.  Wir  erfahren  , daB  sich  in  Frank- 
reich der  Wert  des  Bodens  in  den  letzten  Jahrzehnten  bedeutend  erhöht  hat,  daB  die 
Sparkasseneinlagen  von  Jahr  zu  Jalir  erheblich  zunehmen , dafi  die  reellen  Arbeitslöhne 
in  diesem  Jahrhundert  gestiegen  sind , daB  die  durchschnittliche  Lebensdauer  sich  ver- 
längert hat.  Aber  es  iät  kein  frisches  Leben  in  der  Nation,  der  Egoismus  in  der  Form 
mafslosen  Strebens  nach  Luxus  zersetzt  die  Gesellschaft.  Er  verhindert  die  EheschlieB- 
ungeu  vieler,  weil  die  Ehe  so  oft  die  Einschränkung  der  LuxusbedUrfnisse  verlangt , er 
beschränkt  die  Kinderzahl  in  der  Ehe  aus  demselben  Grunde.  Der  Verf.  bat  Übrigens 
die  Meinung,  daB  die  oben  genannten  wirtschaftlichen  Fortschritte  in  allen  Kulturländern 
und  zwar  noch  in  höherem  MaBe  zu  bemerken  seien,  da  sie  hauptsächlich  auf  die  moderne 
Technik  der  GQterproduktion  zurfickgefUhrt  werden  mUBten  ; ja  er  glaubt,  daS  eine  starke 
Bevölkernngszunabme  in  Frankreich  diesem  Lande  die  wirtschaftliche  Prosperität  erat 
recht  ermöglichen  würde.  Seiner  Ansicht  nach  hat  die  Bevölkerungsbeschränkung  nichts 
als  eine  weitgehende  Demoralisation  hervorgebracht. 

Aber  noch  eine  andere  Sorge  erfüllt  den  national  denkenden  Franzosen.  Die  poli- 
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tische  Macht  ist  abhängig  von  den  Armeen  und  diese  bei  der  heutigen  allgemeinen 
Wehrpflicht  von  der  Stärke  der  Bevölkerung.  Welche  Heereskraft  wird  Frankreich  mit 
seiner  fast  stationären  Bevölkerung  in  100  Jahren  aufbringen  können,  und  welche  das 
deutsche  Reich , das  in  einem  Jahre  einen  ÜberschoB  der  Geburten  Uber  die  Todesfälle 
verseichnet,  der  eine  halbe  Million  beträgt?  Dergleichen  Betrachtungen  sind  auch  theo- 
retisch nicht  uninteressant.  Sie  zeigen,  daU  man  die  Bevölkerungsfrage  nicht  blofs  wirt- 
schaftlich, wie  es  die  Anhänger  von  Malthus  thun,  sondern  auch  nationalpolitiseb  be- 
trachten muB.  Ist  die  Nationalökonomie  eine  ethische  Wissenschaft,  d.  h.  haben  sich 
ihre  Ziele  der  allgemeinen  Ordnung  menschlicher  Zwecke  einzufügen , so  muB  sie  auch, 
falls  sie  das  Maltbus'sche  Bevölkerungsgesetz  beweisen  sollte,  mit  diesem  die  nationalen 
Ideen  in  Einklang  versetzen  können.  S.  v.  W, 

Baumgarten,  J.,  Die  deutschen  Kolonien  und  die  nationalen  Interessen.  Köln, 
Du  Mont,  1887.  8.  XI— 114  SS.  M.  8,40. 

Oaebler’s  Tascheuatlas  des  Deutschen  Reiches  und  der  deutschen  Koionudbesi- 
tzungen  in  19  Haupt-  und  SO  Nebenkarten  mit  begleitendem  Text.  Leipzig,  Pfau,  1886. 
hoch-8.  Eleg.  geb.  M.  8. — . 

JUhlke,  K.,  Die  Ervrerbung  des  Kilima-Udscbaro-Qebiets.  Köln,  Druck  von  Du 
Mont  Schauberg,  1886.  8.  33  SS.  M.  0,50.  (Sonderabdruck  ans  der  Kölnischen 

Zeitung.) 

Vogel,  M.,  Das  britische  Kolonialreich.  Geographisch,  geschichtlich  und  statistisch. 
Berlin.  F.  Schneider,  1887.  gr.-8.  143  SS.  mit  Übersichtskarte  der  britischen  und  deut- 
schen Kolonien.  M.  3,50. 

4.  Bergbau.  Land-  und  Fontwirtiohaft  Fiachereiwesen. 

Bergboff-Ising,  F.,  Die  Entwicklung  des  landwirtschaftlichen  Pachtwesens  in 
PreuBen.  Eine  historisch-ökonomische  Studie.  Leipzig,  Winter,  1887.  gr.-8.  104  SS. 

M.  1,50. 

Ergebnisse  der  Erhebungen  Uber  , die  Lage  der  bäuerlichen  Landwirtschaft  in  den 
Gemeinden  Willsbach  O.-A.  Weinsberg,  Oschelbronn  O.-A.  Herrenberg , Oberkollwangen 
O.-A.  Calw , Wiesenbach  O.-A.  Gerabronn , Ingerkircben  O.-A.  Biberach  und  Christas- 
hofen O.-A.  Wangen.  Stuttgart,  Kohlbammer,  1886.  gr.  8.  LIX — 898  SS.  M.  6. — . 

Festschrift  zur  50 Jährigen  Jubelfeier  des  Provinzial-Laudwirtschaftsvereins  zu 
Bremervörde  (Reg.-Bez.  Stade).  Band  II.  Stade,  Pockwitz,  1886.  Roy.-8.  X — 814  SS. 

mit  statistischer  (Sparkassen-)Tabelle,  1 Titelbild  und  80  graphischen  Karten. 

V.  Giese,  O.,  Bessere  Verwertung  der  Naturkräfte  und  Naturprodukte  im  Kinzig- 
Gebiet  des  GroBberzogtums  Baden  als  Beispiel  für  alle  FluBgebiete.  Karlsruhe , Braun, 
1887.  8.  198  SS.  mit  5 Figurentafeln  in  quer-fol.  M.  4,50. 

Hansi,  G. , Vorflut  und  Beseitigung  der  schädlichen  Bodennässe  und  des  Grund- 
wassers durch  kulturtechnische  Anlagen.  (Mit  einschläg.  Bestimmungen  der  neuen  preuB. 
Vorflutgesetzgebung.)  etc.  Striegau,  Selbstverlag,  1886.  8.  60  SS.  M.  8. — . 

Kalender  fUr  die  landwirtschaftlichen  Gewerbe:  Brennerei,  Preßhefe-,  Essig-  und 
Stärkefabrikation  für  das  Jahr  1887.  Jahrgang  V.  Hrsg,  von  dem  Verein  fUr  die  Spi- 
ritusfabrikanten  in  Deutschland.  8 Teile.  Berlin,  Parej,  1886-  18.  (Teil  I gebunden.) 

105  u.  812  SS.  M.  3. — 

Agricultural  returns  on  Great  Britain,  with  abstract  retums  for  the  United 
Kingdom,  British  Possessions,  and  foreign  countries,  1886.  London,  printed  by  Eyre  & 
Spottiswoode , 1886.  8.  X — 225  pp.  1/.8.  (Parliam.  paper  by  command.  Contents: 

Acreage  under  Crops,  etc.  and  number  of  Live  Stock  in  1886  and  1885;  also  in  each 
year,  from  1877  to  1886.  — Allotments  and  Agricultural  Holdings.  — Value  per  head 
of  the  Population  of  Imports  of  Agricultural  Food  Products.  — Imports  from  Ireland.  — 
Prices  in  each  year  from  1866  to  1885.  — Total  quantities  and  values  of  Imports  into 
the  United  Kingdom  from  1866  to  1885.  — Agricultural  statistics  relating  to  Colonial 
Possessiona  from  1874  to  1885.  — Agricnltural  statistics  relating  to  Foreign  Countrios : 
Austria,  Belgium,  Deomark,  France,  Germany,  Holland,  'italy,  Norway,  Russia  in  Europe, 
Sweden,  United  States  of  America.) 

Brown,  J.  C.,  School  of  Forest  Engineers  in  Spain , indicative  of  a type  for  a 
British  School  of  Forestry.  Edinbuigh,  Oliver  & Boyd,  1886.  8.  332  pp.  5/. — . 

Stuart,  H.  Villiers,  Prices  of  Farm  Products  in  Ireland  for  36  years , with 
observations  on  the  prospects  of  Irish  Agriculture,  etc.  London,  King  & Son,  1886.  8. 
1-0,6. 
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Commissao  central  anti-phylloxerica  do  sul  do  Beino.  N"  4:  anno  de  1885. 
Lisboa,  imprensa  nacional,  1886.  4.  219  pp.  e S eartas  graf.  (IV.  Kommissionsbericht 

über  Vertilgung  der  Phyllozera  in  8Ud>Portugal.  Publikation  des  Ministeriums  für  öffent* 
Hebe  Arbeiten,  Handel  und  Industrie.) 

5.  Gewerbe  und  Indoitrle. 

Huber,  K.  H.  S.,  Die  schweiaerische  Industrie  und  ihre  Beziehungen  zu  Deutsch- 
land. Stuttgart,  Grüninger,  1886.  8.  65  SS.  M.  1,20. 

Dumont,  Q.  et  E.  Jourdan,  Technologie  commerciale  et  industrielle : les  com- 
bustibles,  222  pag.  av.  grav.  — les  pierres  prdeieuses,  80  pag.  av.  grav.  Paris,  Larousse, 
1886.  8.  fr.  8 et  fr.  1.—. 

Jeans,  La  Suprematie  de  l'Angleterre , ses  causes , ses  Organes  et  ses  dangers, 
tradnit  par  Baille.  Paris,  Qniliaumin  & C«,  1887.  8.  XI — 498  pag.  fr.  10. — . (Table 

des  matiires:  Distribution  industrielle  de  la  popuIation.  — ]^tat  agricole  de  TAngleterre. 

— Depression  de  l’agricultnre.  — Paysans  proprietaires.  — Approvisionnement  alimen- 
taire  de  TAngleterre.  — Systeme  economiqne  de  TAngleterre.  — Commerce  de  l’Ang- 
leterre.  — Applications  mdcaniques  et  proced4s  nouveaux.  — Remuneration  du  travail. 

— Coüt  du  travul  dans  les  differents  pays.  — Industries  textiles  de  TAngleterre.  Le 
coton.  — Les  lainages.  Soi.  Jute,  etc.  — Coftt  de  la  vie  dans  les  divers  pays.  — 
ImpÖts.  — Facilites  de  transport.  — Emigration.  — Empire  colonial  de  TAngleterre.  — 
Profits  de  Tindustrie.  — Bicbesse  nationale.  — Emploi  des  femmes  dans  I’industrie.  — 
Ressources  bonilieres  de  TAngleterre.  — Efficacitd  du  travail.  — Production  en  grand. 
Ses  effets.  — Do  Tavenir  de  TAngleterre  et  les  Etats-Unis.  — Le  talon  d’Acbiile  de 
TAngleterre,  etc.) 

Educational  Exhibits  and  Conventions  at  the  World’s  Industrial  and  Cotton 
Centennial  Exposition,  New  Orleans,  1884 — 85.  8 parts.  (Special  report  by  the  Bureau 

of  Education.)  Washington,  Government  Printing  Office,  1886.  8.  240,  576  and  148  pp. 

with  woodents  and  5 plates  obl.  in-4.  (Contents:  Part  I.  Catalogne  of  Exhibits.  — 
Part  II.  Proceedings  of  the  International  Congress  ofEducators.  — Part  III.  Proceedings 
of  tbe  Department  of  Snperintendence  of  the  National  Educational  Association,  etc.) 

6.  Handel  und  Verkehr. 

Baur,  C.,  Die  Entwicklung  der  Femsprechkunst.  Vortrag.  Basel,  Schwabe,  1887. 
8.  37  SS.  M.  0,80. 

Hamburgs  Handel  und  Verkehr.  Exporthandbuch  der  Börsenballe.  Hamburg, 
Verlag  der  „Neuen  Börsenhalle“ , 1886.  gr.-8.  412  und  103  SS.  mit  Illustrationen, 

Karte  und  Situationsplan.  geb.  M.  4. — . 

Lannbardt,  W.,  Tbenrie  des  Trassierens.  Heft  I:  Die  kommerzielle  Trassierung. 
2.  Aufl.  Hannover,  Schmorl  & von  Seefeld,  1887.  gr.-8.  IV — 112  SS.  mit  19  Holz- 
schnitten. M.  3. — . 

Loewe,  F.,  Der  Schienenweg  der  Eisenbahnen.  Wien,  Hartleben,  1887.  8.  XI — 
380  SS.  geb.  M.  6. — . (A.  u.  d.  T. : Bibliothek  des  Eisenbahnwesens,  Band  VIII.) 

Pani,  E.,  Die  Zukunft  unseres  Handels.  Hamburg,  Richter,  1886.  8.  44  SS. 

M.  1. — . (A.  u.  d.  T. : Deutsche  Zeit-  und  Streitfragen.  Neue  Folge.  1.  Jahrg.  Heft  2.) 

de  Harven,  E.,  Mission  commerciale  en  Nouvelle-Z^lande.  Rapport  general.  Paris, 
Vieweg,  1886.  gr.  in-8.  427  pag.  avec  de  nombreux  tableaux  hors  texte  et  1 carte, 

fr.  10.—. 

Brassey,  Th.,  Tbe  Naval  Annnal,  1886.  London,  Griffin  & C<>,  1886.  Roy.-8. 
lllustrated  with  diagrams  and  plans  (Contents:  General  policy  of  recent  Naval  Admi- 
nistration. — Cnmparison  of  the  strength  of  the  Navies  of  the  Maritime  Powers.  — 
Comparison  of  the  British  and  French  Navy  Estimates.  — Efficiency  of  British  Naval 
Administration.  — Snggestions  for  reforms  at  tbe  Admiralty  and  Dockyards.  — Proposed 
revision  of  onr  foreign  squadrons.  — Types  of  Ironclads  laid  down,  1880 — 86.  — Our 
unarmonred  vessels.  — The  Torpedo  Flotilla.  — Our  future  Shipbuilding  Policy.  — Ori- 
gin and  Constitution  of  Royal  Corps  of  Naval  Constructors.  — Naval  preparations  in  the 
Colonies.  — Defence  of  Coaling  stations.  — Mercantile  Auxiliaries.  — Manning  the  Navy. 

— Naval  Incidents  in  1885.  — Appendix,  containing  copions  statistics  relating  to  Bri- 
tish and  foreign  navies.  — ) 

Inland  Transport  and  the  Manchester  Ship  Canal.  London,  King  & Son,  1886. 
8.  1/. — . (Contents  Comparative  Cost  of  Traffic  on  Bailways  and  Canals.)  > 
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Es  tu  dos  sobre  o plano  de  melboramentos  do  porto  de  Lisboa,  elaborado  pela 
Commissäo  nomeada  pela  portaria  de  16  de  mar9o  de  1883.  Lisboa,  imprensa  nacional, 
1885.  Boy.  in-8.  38  pp.  e 2 cartas  hydrograph.  max.  in-folio  e alias  de  6 cartas  e 

plantas  obl.  max.  in-fol.  (Enqu5te  der  auf  Befehl  vom  16.  MKrs  1883  zusammengetre- 
tenen Kommission  über  den  Entwurf  zur  Verbesserung  des  Hafens  von  Lissabon.) 

7.  Finanxweseu. 

Kramar,  Dr.  Karel,  Das  Papiergeld  in  Oesterreich  seit  1848.  Leipzig,  Duncker  & 
Humblot,  1886,  188  SS.,  Anhang  182  SS. 

Die  Adolf  Wagner  gewidmete  Schrift  stellt  sich  die  Aufgabe , die  Ursachen  des 
Agio’s  und  seinen  Einflufi  auf  die  Volkswirtschaft  auf  dem  Wege  induktiver  Forschung 
zu  erhärten.  Der  Verf.  ist  sich  zwar  bewufit,  dafi  sich  auf  diese  Weise  nicht  eine  völlige 
Lösung  des  Problems  herbeifUhren  läßt,  glaubt  aber  doch,  etwas  mehr  Licht  auf  dasselbe 
fallen  lassen  zu  können.  Wir  pflichten  ihm  darin  vollkommen  bei  und  sind  der  Ansicht, 
dafl  er  durch  seine  eingehenden,  gründlichen  und  besonnenen  Untersuchungen  die  Arbei- 
ten seiner  Vorgänger  auf  diesem  Gebiete,  namentlich  die  llertzka's  und  Földes  weit  Uber- 
troffen hat.  Nach  einer  kurzen  Darlegung  der  äufleren  Geschichte  des  Papiergeldes  in 
Österreich  geht  der  Verf.  dazu  Uber,  die  Bestimmungsgründe  der  Höhe  des  Agio’s  anf- 
zusnehen.  Nach  Widerlegung  der  von  anderen  Schriftstellern  gegebenen  Erklärungen 
kommt  er  auf  Grund  seiner  detaillierten  Untersuchung  zu  dem  SchluB,  daB  „die  Bewe- 
gungen des  Agio’s  von  der  Spekulation  der  Börse  abbängen,  die  in  ruhigen  Zeiten 
volkswirtschaftlich  nicht  ohne  Nutzen  ist,  aber  in  bewegten  Zeiten  regelmäßig  in  ein 
Spiel  ausartet  und  das  Agio  höher  treibt,  als  es  die  Verhältnisse  rechtfertigen.“  ln 
einem  dritten  Kapitel  wird  der  Einfluß  des  Agio’s  auf  die  Preise  festzustellen  gesucht, 
wobei  besonders  wichtig  das  Faktum  erscheint,  daß  der  Arbeitslohn  deijenige  Preis  ist, 
welcher  gegenüber  den  anderen  Preisschwankungen  allein  eine  gewisse  Konstanz  bewahrt. 
Da  die  Erhöhung  des  Agio’s  selbstverständlich  die  Preise  steigert,  so  werden  gerade  die 
Arbeiter  am  schwersten  von  derselben  getroffen.  Im  vierten  Kapitel  wird  die  Wirkung 
des  Agio’s  auf  Industrie  und  Handel  beobachtet.  Der  Verf.  glaubt  sich  nach  den  vor- 
geftihrten  Daten  zu  dem  Schluß  berechtigt , daß  das  steigende  Agio  einen  gesunden  Auf- 
schwung nicht  hervorrufen  kann  , während  das  sinkende  in  der  Zeit  des  ökonomischen 
Rückschlages  die  Leiden  nur  noch  unerträglicher  macht.  Das  fünfte  und  letzte  Kapitel  ist 
der  Darlegung  des  Zusammenhanges  des  Agio’s  mit  dem  Stande  der  Staatsfinanzeu  ge- 
widmet. Es  wird  dargethan,  daß  der  österreichische  Staat  nur  die  Schattenseite  der  Pa- 
piergeldwirtschaft an  sich  erfahren  hat , indem  sie  seinen  Kredit  erschütterte , seine  An- 
leihen unergiebiger  machte,  seine  Bedürfnisse  steigerte,  während  die  Bank  die  Vorteile 
— die  Unverzinslichkeit  — einheimste.  Die  Emission  des  Papiergeldes  durch  eine 
Staatsbank  würde  den  Wert  desselben  nicht  beeinträchtigt  und  dem  Staate  wenigstens 
eine  enorme  Zinsenlast  erspart  haben.  Die  Resultate,  zu  denen  der  Verf.  gelaugt,  lassen 
ihn  zum  Schluß  einen  warmen  Appell  an  die  maßgebenden  Kreise  richten , sich  nicht 
durch  die  jetzige  Scheinrube  eiusebläfern  zu  lassen,  sondern  mit  der  Papiergeldwirtschaft 
gründlich  aufzuräumen.  Im  Anhänge  werden  wertvolle  statistische  'Tabellen  gegeben, 
die  die  Ausrübrungen  im  Texte  wirksam  unterstützen.  R.  F. 

Helldorff-Baumersrode,  v.  C.,  Verstaatlichung  des  Gmnd  und  Bodens  oder 
Schutzzölle  für  die  Landwirtschaft?  Berlin,  Elwin  Staude  1886.  42  SS. 

Derselbe.  Das  Recht  auf  Arbeit  und  die  Landfrage.  Ein  offener  Brief  an  den 
Rittergutsbesitzer  Herrn  Neodorff-Naulin.  Berlin,  Elwin  Staude  1886.  84  SS. 

Rodbertus  bat  einen  Nachfolger  gefunden  ; ein  deutscher  Großgrundbesitzer  tritt  für 
einen  Hauptteil  des  sozialistischen  Programms , für  die  Verstaatlichung  des  Grund  und 
Bodens , ein.  Er  legt  seine  eigenen  Betriebsrechnungen  zu  Grunde , um  den  Beweis  zu 
bringen,  daß  auf  der  einen  Seite  der  Ertragswert  seiner  Güter  hinter  dem  jetzigen  Kauf- 
werte zurückbleibe,  daß  er  aber  auf  der  andern  Seite  immer  noch  mehr  verdiene,  als  ihm 
wirklich  gehöre.  Das  ist  eine  Selbstlosigkeit,  die  auch  der  Gegner  achten  muß.  Sich 
mit  den  Anschauungen  seiner  Standes-  und  Berufsgenossen  in  einen  offenen  Gegensatz 
zu  stellen,  die  „agrarischen“  Bestrebungen  derselben  einer  vernichtenden  Kritik  zu  unter- 
werfen, die  Eigentumsart,  welche  man  bisher  als  die  sicherste,  Familie,  Stand  und  Staat 
erhaltende  zu  betrachten  gewohnt  war,  einer  wissenschaftlichen  Überzeugung,  einer  idealen 
Gesinnung  zum  Opfer  bringen  zu  wollen,  einer  agitatorischen  Vereinigung,  deren  Namen 
„Landllga“  schon  einen  recht  ominösen  Beigeschmack  bat,  das  Wort  zu  reden  und  sich 
yffen  zu  den  Anschauungen  eines  Henry  George  zu  bekommen,  — dazu  gehört  eine 
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Selbstverlengnnni;  and  Überzengnagstrene , die  «ach  deijenige  schätzen  wird , der  sich 
nicht  zu  den  Gesinnungen  des  Hrn.  Verfassers  bekennt 

Die  erste  Broschüre  hat  den  Zweck,  za  beweisen,  wie  wenig  der  Landwirtschaft  mit 
Scbntzzöllen  geholfen  werden  kann,  und  wir  müssen  gestehen,  daB  es  nicht  gnt  möglich 
ist,  in  einer  solchen  Begrenzang  des  Ranmes  eine  kräftigere  und  klarere  Widerlegung  der 
sogen,  agrarischen  Tendenzen  zu  geben,  als  es  hier  geschehen  ist  Es  ist  gewiß  richtig, 
dafi,  wenn  man  die  landwirtschaftlichen  Schutzzölle  als  eine  dauernde  Institution  be- 
trachtet, sie  vielleicht  vorübergehend  — und  hauptsächlich  dem  GruBgrundbesitzer  — 
einigen  Nutzen  bringen , auf  die  Dauer  aber  die  Kauf-  und  Pachtpreise  entsprechend 
steigern  nnd  für  spätere  Zeiten  das  ilbel  der  Preishinaufscbraubung  vergrößern  müssen. 
Es  ist  wohl  anzunehmen,  daB  dadurch  der  Besitzwechsel  in  vielen  Fällen  gefordert  wird, 
daB  der  gegenwärtige  Besitzer  im  günstigsten  Zeitpunkt  sein  Gut  veräußert , der  Käufer 
im  Kaufpreis  bereits  mit  dem  kapitalisierten  Schutzzoll  belastet  ist  und  deshalb  ebenfalls 
wieder  nach  Erhöhung  der  Schutzzölle  rufen  muB  — eine  Schraube  ohne  Ende.  Der  so 
oft  in  Interessenkreisen  bestrittene  Satz , dafs  der  Schutzzoll  doch  nur  dem  Qrofsgrund- 
besitz  zu  gute  komme  und  sich  die  Wohlthaten  desselben  bei  kleinen  Besitztümern  auf 
ein  Minimum  reduzieren,  wird  in  der  Schrift  ebenfalls  beleuchtet,  gleichwie  es  in  Zweifel 
gezogen  wird,  ob  der  Lohnarbeiter  wirklich  auch  seinen  Teil  vom  Segen  des  Schutzzolls 
erhalte.  Im  ganzen  scheint  uns  die  Behandlung  der  Frage  doch  etwas  zu  sehr  theoreti- 
scher Natur  zu  sein.  Sie  kennzeichnet  viel  mehr  den  prinzipiellen  Standpunkt  des  Hm. 
Verfassers  gegenüber  den  Schutzzöllen,  als  dafs  sie  auf  die  behaupteten  Ursachen  der 
aktuellen  Krisis  eingeht;  sonst  hätten  so  wichtige  Fragen  — wie  die  ausländische  Kon- 
kurrenz — nicht  mit  Stillschweigen  übergangen  werden  dürfen.  Die  Not  der  Landwirt- 
schaft liegt  uach  der  Meinung  des  U.  Autors  in  zwei  Umständen:  1)  In  der  Tbatsache, 
daB  der  Ertragswert  der  Grundstücke  hinter  dem  jetzigen  Kaufpreise  weit  zurückbleibe ; 
2)  in  dem  Umstande,  daB  im  modercm  Betriebe  das  Großkapital  hervorragend  zur  Geltung 
komme  Der  letzte  Punkt  soll  gleichzeitig  eine  Erklärung  des  ersten  abgeben.  Zum 
Zweck  der  Beweisführung  werden  die  Ertragsrechnungen  des  eigenen  Gutes  aus  den  Jahren 
1860|63  und  1881/84  mitgeteilt  Anf  sie  wird  dann  auch  in  der  zweiten  Schrift,  welche 
den  Verstaatlicbungsplan  viel  schärfer  nnd  ausführlicher  behandelt,  vielfach  Bezug  genom- 
men. Gegen  diese  Beweisführung  läfst  sich  freilich  Verschiedenes  einwenden.  Der  Sta- 
tistiker wird  bedenklich  den  Kopf  schütteln,  wenn  aus  den  Ergebnissen  einer  einzelnen 
Privatwirtschaft  so  bedeutende  Schlüsse  auf  die  Lage  des  ganzen  Gewerbes , ja  weiterhin 
der  ganzen  Volkswirtschaft  gezogen  werden.  Diese  Methode  müßte , selbst  wenn  sie  im 
gegebenen  Falle  für  eine  Reihe  von  Besitztümern  das  Richtige  träfe,  zn  den  allerbedenk- 
lichsten Konsequenzen  führen.  Übrigens  dürfte  für  die  Periode  1881/84  der  Zinsfufs  zn 
4 für  die  Kapitalisierung  des  Ertrags  viel  zu  hoch  sein.  Sicher  angelegte  Kapita- 
lien dürften  kaum  höher  als  zu  8*/,*/g  angenommen  werden  ; dann  steigt  aber  der  Er- 
tragswert sofort  von  27,760  M.  auf  85,700  M.,  kommt  also  dem  jetzigen  Kaufpreis  schon 
viel  näher.  — Den  ganzen  Reinertrag  als  Grundrente  zu  behandeln,  widerspricht  ebenso 
den  tbatsächlichen  Verhältnissen,  als  dem  wissenschaftlichen  Begriff  derselben.  Für  den 
Unternehmer  in  der  Rechnung  keinen  Untemehmergewinn  in  Ansatz  zu  bringen  , weil 
dieselben  nach  „gemeingewöhnlicber  Art“  wirtschaften,  ist  zu  bescheiden,  der  angegebene 
Grund  hierfür  auch  nicht  stichhaltig.  Es  ist  eben  falsch  , den  ganzen  Reinertrag  als 
Grundrente  zu  behandeln,  wie  es  hier  geschieht.  Wenn  es  bei  der  jetzigen  Lage  der 
Landwirtschaft  keine  eigentliche  Grundrente  mehr  giebt  — und  dies  nimmt  der  Herr 
Verfasser  wohl  auch  an  — dann  fällt  überhaupt  der  Grund  weg,  den  Boden  allein  zu 
verstaatlichen  ; dann  mnFs  sich  die  Verstaatlichung  auf  das  ganze  Volkskapital  beziehen, 
eine  Konsequenz,  die  der  Sozialismus  schon  längst  gezogen  hat.  DaB  der  Herr  Verfasser 
in  diese  Bahn  — vielleicht  unwillkürlich  — gedrängt  wird,  geht  bereits  aus  der  zweiten 
Broschüre  hervor,  wo  er  sich  nicht  mehr  allein  mit  der  Verstaatlichung  des  Bodens  be- 
gnügt, sondern  ä la  Stöpel  auch  die  Abschaffung  der  verzinslichen  Schnlddokumente,  der 
Aktien  nnd  Börsen  verlangt  Damit  hört  aber  die  ganze  Frage  auf,  eine  Bodenfrage 
zu  sein  ; sie  erweitert  sich  vielmehr  zu  einem  Kampf  gegen  das  Privatkapital  Oberhaupt. 
Und  das  kann  auch  gar  nicht  anders  sein.  Wenn  heute  die  Verstaatlichung  des  Bodens 
dnrehgefuhrt  wäre,  würde  man  morgen  finden,  daß  das  bewegliche  Kapital  dem  Arbeiter 
einen  Teil  seines  Einkommens  wegnäbme,  daB  das  Fabrik  Proletariat  immer  noch  existierte 
und  sich  vermehrte  etc.  So  hätte  die  Verstaatlichung  kein  Ende,  bis  überhaupt  nichts 
mehr  zn  verstaatlichen  wäre.  Was  die  Herren  gar  nicht  berücksichtigen  und  was  doch 
in  erster  Linie  in  Betracht  zu  kommen  hat,  ist  der  Zusammenhang  zwischen  VolkS'» 
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Vermehrung  and  Sabsistenzmittelwacbstum.  Selbst  wenn  der  Grand  und  Boden  in 
der  Hand  des  Staates  and  in  irgend  welcher  Form  in  Pacht  gegeben  ist,  wird  die  nach* 
dringende  Bevölkerung  bei  der  natürlichen  Beschränkung  des  Baumes  sich  von  dem 
Besitz  an  Grundstücken  aasgeschlossen  sehen  und  der  Staat  wird  — selbst  ohne  seinen 
Willen  — znr  Steigerung  der  Pachtpreise  gedrängt  werden.  Der  H.  Verfasser  will  eine 
friedliche  Lösung  der  Frage  and  das  neue  Kolouisierungsgesetz  für  WestpreuBen  und 
Posen  ist  ihm  im  kleinen  ein  Vorgang,  wie  er  sich  allmählich  auf  das  Ganze  erweitern 
muB.  Nun  ist  ihm  ja  die  politische  Tendenz  dieses  Gesetzes  bekannt,  aber  er  meint,  die 
ökonomische  werde  unfreiwillig  zur  Hauptsache  werden.  Es  Ist  aber  doch  eine  ganz 
andere  Sache,  im  einzelnen  Falle  aus  ZweckmäBigkcitsgründen  die  Staatsmacht  zu  er- 
weitern, als  sie  prinzipiell  an  die  Stelle  der  Privatkonkurrenz  zu  setzen.  Schon  die  vom 
Hm.  Verfasser  anerkannte  Entschädignngspflicht  des  Staates  würde  diesem  eine  er- 
drückende Last  anfbürden  und  auBerdem  ein  neuer  Rentnerstand  geschaffen,  der  die  Zahl 
derer  bedeutend  vermehrt,  welche  man  gerade  beseitigen  will.  Dieser  Widerspruch  in  der 
Verstaatlichungstheorie  scheint  ans  ebenfalls  noch  angelöst.  Es  ist  daher  und  noch  ans 
vielen  anderen  Gründen  kaum  za  erwarten  und  am  allerwenigsten  zu  wünschen,  dafi  die 
dentsche  Landliga  bei  ans  Boden  faBt,  selbst  wenn  sie  so  aneigennützige  und  sittlich- 
eraste Verteidiger  findet,  wie  es  in  den  vorliegenden  Arbeiten  der  Fall  ist. 

Dr.  Adler. 

Boissevain,  G.  M.,  Gewoneau  bniten  gavone  altgaven.  8^.  90  SS.  Amsterdam. 
P.  N.  van  Kämpen  & Joon.  1886. 

Der  Verf.  geht  davon  aas , daß  die  Einführung  der  Unterscheidung  zwischen  „ge- 
wöhnlichen“ and  „auBergewöhnlichen“  Ausgaben  insofern  verhängnisvoll  geworden  sei, 
als  sie  zur  Anfnahme  von  Anleihen  für  solche  Ausgaben  führte,  die  durch  Stenern  hätten 
gedeckt  werden  müssen,  und  weiter  manche  Ausgaben  veranlaBte,  die  sehr  wohl  hätten 
beschränkt,  oder  ganz  unterlassen  werden  können.  Diese  Unterscheidung  ist  auch  seit 
einiger  Zeit  in  den  Niederlanden  im  Gcbranch  und  findet  eine  Auslegung,  die  dem  Verf. 
verderblich  erscheint.  Deshalb  will  der  Verf.  die  Frage  im  Zusammenhänge  behandeln 
und  bespricht  zu  dem  Zwecke  1)  die  einschlägige  Geschichte  der  letzten  Jahre  und  8) 
die  Verhandlungen  der  jüngsten  Session  der  Generalstaaten.  Er  gelangt  dabei  zu  dem 
Besnltat,  daB  nur  für  wirklich  produktive  Anisen  von  öffentlichem  Natzen  sich  die 
Aufnahme  von  Anleihen  rechtfertigen  läßt. 

Hit  diesen  Hauptgedanken,  die  in  der  bei  Niederländern  oft  zu  findenden  behaglich 
breiten  and  von  Abschweifungen  nicht  freien  Darstellungsweise  behandelt  sind  , hat  der 
Verf.  gewiß  eine  Frage  von  weittragender  Bedeutung  berührt.  Umsomehr  ist  es  zu  be- 
daaera , daS  der  Verf.  sich  bei  den  einleitenden  and  vorbereitenden  Erörterangen  za 
lange  aufgehalten  hat  und  deshalb  nur  zu  einer  oberflächlichen  und  keineswegs  er- 
schöpfenden Behandlung  seines  eigentlichen  Thema.s  gelangt  ist.  Die  Begründung  ist 
nicht  genügend  darchgearbeitet  und  von  Einseitigkeiten  nicht  frei.  Mangel  an  selbstän- 
diger Arbeit  macht  sich  mehrfach  recht  fühlbar.  Die  Ausdrucksweise  ist  häufig  nicht 
präzis  genug. 

Wenn  die  Broschüre  nur  bestimmt  war,  in  die  Tagesdiskassion  der  Parteien  einzu- 
greifen, so  mag  sie  ihrer  Aufgabe  genügen ; als  wissenschaftliche  Untersuchung  aber 
läBt  sie  sehr  viel  zu  wünschen  übrig.  Dr.  R.  van  der  Borght. 

Zander,  C.,  Handbuch,  enthaltend  sämtliche  Gewerbestenergesetze  im  preußischen 
Staate,  nebst  Ansführangsbestimmnngen,  Erläuternngen  und  Entscheidungen  der  höchsten 
Reichs-  and  Staatsbehörden.  Paderborn,  Junfermann,  1886.  8.  438  SS.  M.  4. — . 

B e 8 s 0 n , Traitö  pratiqae  de  la  taze  de  3 sur  le  revenu  des  valeurs  mobiliöres, 
des  soci4t4s,  communes,  döpartements,  ötablisseroents  publica  et  congrögations.  Paris, 
Delamotte,  1886.  8.  fr.  8. — . 

Stourm,  Ren4,  L’impöt  sar  l’alcool  dans  les  principaux  pajs.  Paris,  Berger- 
Levraalt,  1886.  8.  811  pag.  fr.  8. — . (Table  des  matiöres:  L'imposition  des  spiri- 

tueux  en  France.  — L’imposition  des  spiritueux  en  Angleterre.  — L’imposition  des  spi- 
ritnenx  aux  J^tata-Unis.  — L’imposition  des  spiritueux  en  Italie.  — L’imposition  des  spi- 
ritaenz  en  Rnssie.  — L’imposition  des  spiritueux  en  AUemagne.  — L’imposition  des  spi- 
ritoeux  en  Belgique.  — Comparaison  des  qnotitös  de  perception  par  töte  dans  les  diffö- 
rents  pajs.  — Projets  de  monopole  des  alcools.  — Impöt  assis  sar  l’alcool  fabriquö. 
— etc.) 

Amministrazione  dell'  asse  ecclesiastico,  darante  i dae  esercizi  finanziarii  dal 
1|  1.  al  80.  VI.  1884  e 1884 — 86.  XVI.  Relazione  della  Commissione  centrale  di 
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sindacato.  (Presentata  dal  Ministro  delle  flnance.)  Roma,  tipogr.  della  Camera  dei  de- 
putati,  1886.  4.  247  pp.  (Atti  poriamentari , legisiatura  XV,  prima  sessione  1888 — 

86,  Camera  dei  deputati,  documenti  N<*  57.) 

Clementini,  P.,  Legge  sull’ imposta  di  riech esza  mobile  (24  agosto  1877),  anno- 
tata  dair  (avvocato)  P.  Clementini.  Volume  111.  Torino,  Unione  tipogr.-editrice,  1886. 
8.  676  pp.  1.  11.—. 

Contas  da  gerencia  do  anno  economico  de  1884 — 1886  e do  exercicio  de  1888  — 
1883  e 1883 — 1884.  2 voll.  Lisboa,  imprensa  nacionai , 1884 — 1886.  4.  103  e 106 
pp.  (Rechnungslegung  des  portugies.  Finanxministeriums  für  die  Finanzjahre  1882/83 
und  1883/84.) 

8.  Geld*,  Bank-  und  Kreditwesen.  Versicherungswesen. 

Jahrbuch  der  Berliner  Börse  1886/87,  herausgegeben  von  der  Redaktion  des 
„Berliner  Aktionär**,  J.  Neumann  und  £.  Freystadt.  8*>  XVIII  u.  481  88.  Berlin,  Emst 
8iegfried,  Mittler  & Sohn.  1886. 

Der  neue  (achte)  Jahrgang  dieses  Börsenhandbuches  ist  in  derselben  Weise  angelegt 
und  eingeteilt,  wie  die  früheren  Jahrgänge.  An  Vollständigkeit  und  Uebersichtlichkeit 
des  Inhalts  hat  das  Werk  nichts  eingebüfit  und  emi^ehlt  sich  zudem,  wie  früher, 
durch  grofie  Gewissenhaftigkeit  bei  der  Revision  der  einzelnen  Angaben.  Als  besonderer 
Vorzug  ist  auch  diesmal  die  Thatsache  zu  nennen,  dafi  die  Vorgänge  auf  dem  Kapital- 
markt bis  zum  Tage  der  Ausgabe  (4.  Juli  1886)  noch  Berücksichtigung  gefunden 
haben. 

Über  die  früheren  Jahrgänge  und  über  die  Wünsche,  die  wir  bezüglich  der  Anlage 
noch  immer  hegen,  vergl.  diese  Jahrb.  N.  F.  Bd.  VI.,  8.  181,  Bd.  VII,  8.  446,  Bd.  X, 
8.  283,  Bd  XII,  8.  185.  R.  v.  d.  B. 

Assekuranzj  ahrbuch,  hrsg.  von  A.  Ehrenzweig.  VUI.  Jahrgang.  Wien, 
Selbstverlag  des  Herausgebers,  1887.  gr.  8.  XII— 442  88.  u.  XLIV  88.  Anzeigen, 

geb.  M.  12. — . 

Coupon,  der.  Hilfs-  und  Nachschlagebuch  für  österreichisch-ungarische  Wertpa- 
piere und  deren  Coupons.  Mit  Berücksichtigung  der  in  Österreich-Ungarn  notierten  oder 
zahlbaren  fremden  Werte.  Hrsg,  von  E.  von  Gnnz  und  Fr.  Marschall.  Jahrg  HI. 
1887.  Wien,  Manz,  1887.  gr.  8.  550  88.  M.  6.—. 

Le b e n s ve  rsi cb  e ru n gsgese 1 1 sch a ft  e n , die  deutschen,  im  Jahre  1885. 
(8eparatabdruck  aus  der  Berliner  Börsenzeitnng  Nr-  500  vom  26.  Oktober  1886.)  Ber- 
lin, Verlag  der  Berliner  Börsenzeitnng , 1886.  8.  51  88.  n.  3 Tabellen  in  qner-folio. 

M.  1,60. 

Löll,  L.,  Eine  Währungsrede  des  Reichstag^abgeordneten  L.  Baroberger  im  Lichte 
der  Tbatsachen.  Eine  Ergänzung  der  beiden  Schriften : Die  Goldwährung  von  L.  Loli  ; 
die  Nachteile  der  Goldwährung  von  (Frb.)  v.  Thüngen-Roübach.  Worms,  Reiü,  1886. 
gr.  8.  97  SS.  M.  1.—. 

Siegfried,  R. , Die  Börse  und  die  Börsengeschäfte.  Ein  Handbuch  für  Bankiers, 
Juristen  und  Kapitalisten.  Berlin,  Weidling,  1887.  8.  VIII — 386  SS.  M.  6.  geb. 

M.  6. — . (A.  n.  d.  T.:  Saling’s  Börsenpapiere.  I.  (allgem.)  Teil.  5.  Aufi.) 

9.  Soziale  Frage. 

Stöpel,  Franz,  Die  freie  Gesellschaft.  Versuch  einer  Schlichtung  des  Streites 
zwischen  Individualismus  und  Sozialismus.  Chemnitz,  1881.  Verlag  von  Ernst  Schmeitzner. 

Derselbe,  Soziale  Reform.  Beiträge  zur  friedlichen  Umgestaltung  der  Gesellschaft 
Leipzig  1884/86.  Verlag  von  Otto  Wigand. 

Der  Herr  Verfasser  hat  schon  früher  verschiedene  kleinere  Arbeiten  erscheinen  lassen, 
von  welchen  uns  seine  Schriften  vom  Jahre  1875  über  „die  Handelskrisis  in  Deutschland** 
und  „Freihandel  und  Schutzzoll"  vom  J.  1876  zur  Hand  sind,  ln  beiden  Schriften 
führt  er  die  Handelskrisis  in  Deutschland  auf  die  Handelsfreiheit  zurück  und  redet  dem 
Schutz  der  nationalen  Arbeit  durch  Zölle  kräftig  das  Wort  Seine  halbsozialistiscben 
Anschauungen,  wie  sie  sich  später  in  den  oben  genannten  größeren  Arbeiten  finden, 
kommen  in  jenen  kleineren  Schriften  nur  wenig  zum  Ausdruck.  Diese  sind  auch  im 
Vergleich  zu  jenen,  in  welchen  sich  die  ganze  St’scbe  Wirtsebaftstheorie  offenbart,  nur 
von  untergeordneter  Bedeutung.  Namentlich  in  der  letzten  gröBoron  Arbeit  „Die  soziale 
Reform**  behiiiidclt  der  Verfasser  in  einer  fortlaufenden  Reihe  von  Abhandlungen  die 
soziale  Frage  und  zeichnet  nach  seiner  Meinung  den  „friedlichen"  Weg  zur  Besmtigung 
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der  Grundfibel  der  Qesellschaft.  In  der  Hauptsache  sind  seine  Ideen  schon  „in  der  freien 
Gesellschaft“  entwickelt;  viel  Neues  enthält  das  spätere  Werk  nicht;  aber  es  drückt  die 
Meinung  des  Verfassers  noch  schärfer  ans,  zeigt  im  ganzen  noch  eine  gröBere  Hinneigung 
zu  sozialistischen  Anschauungen.  In  seinen  Prämissen  ist  nun  8t.  Ton  einem  Sozialisten 
Ton  reinstem  Wasser  kaum  mehr  zu  unterscheiden.  Auch  er  legt  seiner  Arbeit  die  Grund- 
gedanken unter , daß  unsere  Wirtschaftsverfassung  vollständig  verfehlt  sei , daS  der 
Arbeiter  vom  J^pital  nnd  Besitztum  ausgebeutet  werde,  daB  nur  die  Arbeit  Wert 
erzeuge,  daB  mit  dem  Monopol  der  Grundbesitzer  nnd  Kapitalisten  gründlich  aufge- 
räumt werden  müsse  etc.  etc.  Man  siebt,  theoretisch  ist  diese  Lehre  von  derjenigen  der 
meisten  sozialistischen  Schriftsteller  in  nichts  verschieden.  Aber  in  der  Art,  wie  St. 
eine  praktische  Sosialreform  durchsetzen  will,  ergeben  sich  zum  Teil  wichtige  Unterschiede. 
In  dieser  Hinsicht  ist  er  nur  halber  Sozialist.  In  gewissen  Grenzen  gesteht  er  der  i n - 
dividualistischen  Produktionsweise  ihre  Berechtigung  zu  und  will  nur  das  mo- 
nopolistische Element,  welches  heutzutage  in  derselben  n.  s.  M.  liegen  soll,  durch 
den  Staat  entfernen  lassen.  Zwei  Umstände  sollen  es  hauptsächlich  sein , welche  diese 
unhaltbaren  Verhältnisse  verschuldet  haben;  1)  die  heutige  Gestaltung  des  Privateigen- 
tums an  Grund  nnd  Boden,  insbesondere  der  Hypothekarkredit  und  2)  das  Vorhanden- 
sein von  verzinslichen  Schuldverpflichtungen  in  der  Form  von  Staatsschnidscheinen, 
Wechseln,  Aktien  etc. 

Dem  Grundbesitz  hat  St.  zwei  Abhandlungen  gewidmet ; die  Reform  der  Agrargesetz- 
gebnng  scheint  ihm  in  erster  Reibe  wichtig  zu  sein  nnd  wir  wollen  versuchen , seine 
Gedanken  in  dieser  Hinsicht  kurz  zu  skizzieren.  Da  nach  seiner  Lehre  die  Arbeit  der 
einzige  natürliche  Rechtsgrund  für  das  Privateigentum  ist,  so  ist  nach  ihm  die  Eigen- 
tomsbildung an  Grund  und  Boden  nicht  zu  rechtfertigen  nnd  die  Umwandlung  dieses 
Eigentumsrechts  in  ein  bloBes  Besitzrecht  zu  erstreben.  Die  Überführung  der  Grundrente 
in  die  Hand  des  Staates  müsse  sonach  die  erste  Aufgabe  einer  gerechten  Sozialpolitik 
sein.  Dieser  Gedanke  ist  bekanntlich  nicht  neu  nnd  von  sozialistischen  Schriftstellern 
wiederholt  behandelt  worden.  Ganz  besonders  hat  ihn  in  neuester  Zeit  wieder  der  Ame- 
rikaner Henry  George  zu  behandeln  gewußt  nnd  mit  dem  Vorschlag,  die  Grundrente 
durch  Besteuerung  dem  Staate  znzuführen,  viel  Staub  anfgewirbelt.  Neu  ist  aber  zum 
Teil  auch  hier,  wie  sich  St  die  Durchführung  seiner  Reform  denkt  Er  läßt  zunächst 
den  Preis  des  Bodens  in  der  Hauptsache  mit  der  kapitalisierten  Grundrente  zusammen- 
fallen (sic!)  nnd  hält  das  Pfandrecht  an  Grund  und  Boden  — den  Hypothekarkredit  — 
für  die  künstliche,  büchst  ungerechte  Einrichtnng,  durch  welche  die  Rente  gehalten  und 
möglichst  hinaufgeschraubt  werde.  Die  meisten  Gmndschnlden  rühren  nach  ihm  von 
Erbschaftsauseinandersetsungen  und  Verkaufsfällen  her  und  werden  nur  selten  zu  Melio- 
rationszwecken verwendet  Hört  zunächst  das  Anorbenrecht  auf  und  wird  gesetz- 
lich das  Recht  gleicher  Erbteilung  stipnliert,  so  sei  schon  eine  Ursache  der  Grundver- 
schnldniig  beseitigt.  Der  nächste  und  viel  wichtigere  Schritt  aber  müsse  sodann  die 
Abschaffung  des  Hypothekarkredits  sein.  In  dieser  Beziehung  gebt  also 
der  H.  Verf,  viel  weiter  als  s.  Z.  Rodbertus,  welcher  nur  die  Hypothekenkapitalien  in 
Rentenverpflichtungen  umwandeln  wollte.  Lag  dem  Plane  Rodbertus  der  Gedanke  zu 
Grunde,  daB  der  Wert  der  Gmndschnlden  von  den  Scbwaukungen  des  Zinsfußes  unab- 
hängig gemacht  werden  müsse,  so  will  St  den  nach  s.  M.  parasitischen  Faktor  „Kapital“ 
ans  seiner  Position  bei  der  Verteilung  des  Bodenertrags  überhaupt  ganz  heransdrängen. 
Anders  sind  die  Auslassungen  auf  S.  122  kaum  zu  verstehen.  Aber  als  ob  er  gleichsam 
vor  den  Konsequenzen  seiner  Theorie  selbst  zurUckschrecke,  fügt  er  hinzu , daß  auch 
nach  Abschaffung  des  Hypothekarkredits  dem  Landwirte  das  Leihkapital  nicht  fehlen 
werde,  namentlich  wenn  der  Staat  vorher  durch  Aufhebung  alles  verzinslichen  Kredits 
dem  unproduktiven  Kredit  die  Thür  verschließe.  Dies  ist  eine  der  Inkonsequenzen  der 
St 'sehen  Theorie.  Während  offenbar  die  ganze  Tendenz  seiner  Lehre  ist,  daß  der  Kre- 
dit in  der  Landwirtschaft  höchstens  mit  Atunahme  desjenigen  zu  Meliorationszwecken 
ganz  schwinden  müsse,  wird  die  Sache  nun  so  dargestellt,  daß  nur  die  Bevorzugung  des 
Gläubigers  durch  Pfandrecht  anfhöre,  im  übrigen  aber  der  Kredit  fortbestehen  könne. 
Folglich  würde  durch  die  St.’sche  Reform  nichts  weiter  erreicht,  als  daß  , — wie  bei 
jeder  Schwächung  des  Kreditrechts  — dem  Landwirt  das  Kreditnehmen  erschwert  wird 
nnd  er  im  Zinsfuß  eine  hohe  Prämie  für  die  Verlnstgefahr  mitbezahlcn  muß  — also  das 
Gegenteil  von  dem,  was  eigentlich  erreicht  werden  soll.  Es  ist  überhaupt  schwer,  ans 
diesem  Labyrinth  sich  widersprechender  Gedanken  herauszukommen.  Die  Ausführungen 
8t.’s  richten  sich  mehr  gegen  den  Kapitalzins  als  gegen  die  Gnindrente.  Denn  man 
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kann  sich  die  Aafhebang  der  Grundschalden  verwirklicht  denken,  ohne  dafi  dadurch  der 
Bestand  and  die  Wirkung  der  Grundrente  im  mindesten  berührt  wird.  Nimmt  Stopel 
an,  daS  durch  die  Bevorzugung  der  Hypotbekengläubiger  die  Grundrente  künstlich  ge* 
steigert  werde,  so  maß  es  die  von  ihm  verlangte  gleiche  Erbteilung  in  noch  viel 
höherem  Grade  thun.  Und  was  soll  aus  den  Kapitalisten  werden,  denen  es  durch  Auf* 
hebung  der  öffentHchen  Zinsverpflichtungon  unmöglich  gemacht  werden  soll , von  ihren 
Zinsen  zu  leben  ? Sie  müßten  doch  sicher  dann  entweder  mit  den  Unternehmern  oder  den 
Lohnarbeitern  in  Konkurrenz  treten,  würden  in  dem  einen  Falle  die  Bodenpreise  and 
Grundrenten  noch  mehr  steigern , im  anderen  Falle  die  Lage  der  lohnarbeitenden  Be- 
völkerung noch  prekärer  machen  helfen.  — Als  ein  weiteres  Mittel,  die  Grundrente  za 
treflen,  sieht  St , wie  erwähnt,  die  Besteuerung  des  Grund  und  Bodens  an,  welche  sich 
auch  nach  Abschaffung  des  Hypothekarkredits  noch  nötig  machen  würde  (!).  Während 
er  aber  die  letztere  Maßregel  für  leicht  durchführbar  hält  und  auf  die  Art  der  Grund- 
lastenablösung  vermittelst  Ablösungskassen  (Rentenbanken)  verweist,  giebt  er  zu,  daß 
die  Trennung  der  Rente  als  des  vom  Staate  einzaziehenden  Betrags  von  dem  Ertrage 
der  Arbeit  praktisch  ihre  Schwierigkeiten  hat.  Als  das  einfachste  Mittel,  die  reine 
Grundrente  zu  berechnen,  erscheint  ihm  die  Feststellung  des  mittleren  Pachtwertes 
des  bewirtschafteten  Bodens.  Er  rechnet  oberflächlich  für  Deutschland  1885  Hill.  Mark 
heraus,  wovon  man  als  den  Pachtwert  der  Bodenverbesserungen  ansehen  könne,  so 
daß  1370  Mill.  M.  übrig  blieben,  die  in  die  Taschen  der  Grundbesitzer  und  Pfandgläu- 
biger „Uber  den  Lohn  der  Arbeit  und  den  billigen  Gewinn  der  aufgewendeten  Kapitalien“ 
fließen.  Doch  will  St.  durchaus  nicht  damit  gesagt  haben , daß  diese  Summe  wirklich 
vom  Staat  konflsziert  werden  müsse ; er  will  ihm  vorläufig  nur  — man  verzeihe  den 
Ausdruck  — den  Mund  wässerig  machen.  „Eine  richtige  Besteuerung  der  Grundrente 
hat  die  Beseitigung  des  Hypothekenkredits  und  die  Ablösung  der  Pfandschulden  zur 
Voraussetzung.“  Wir  werden  deshalb  auf  dieselbe  noch  eine  zeitlang  warten  und  uns 
„mit  prinziplosen  Flickereien“  behelfen  müssen  Wie  bei  Henry  George,  so  richten 
sich  auch  die  St’schen  Angriffe  heftiger  gegen  das  städtische  Grundeigentum  als  gegen 
den  Boden  im  allgemeinen.  Oberhaupt  findet  eine  große  Übereinstimmung  der  Grund- 
gedanken mit  genanntem  Autor  statt.  Daß  der  Staat  die  Bildung  von  Gütern  über  eine 
gewisse  Ausdehnung  hindern  müsse,  hat  auch  George  in  seinem  Erstlingswerke  „Our  land 
and  land  policy“  ausgesprochen.  In  seinem  Hauptwerk  ,, Progress  and  Poverty“  ist  dann 
nur  die  Forderung  der  Besteuerung  in  der  Höhe  der  Grundrente  beibehalten.  In  seinen 
„Sozialen  Problemen“  endlich,  einem  neueren  Werke,  verlangt  George  ebenfalls  die  Auf- 
hebung der  Staatsschulden,  weil  eine  Generation  nicht  für  die  Sünden  ihrer  Vorgänger 
verantwortlich  gemacht  werden  könne.  — Schließlich  sei  noch  der  Blangel  wissenschaft- 
licher Begrenzung  der  Begriffe  konstatiert,  wodurch  es  St  möglich  wird,  alle  wünschens- 
werten Folgerungen  zu  erhalten  und  wodurch  sich  die  Widersprüche  dieser  Schrift  haupt- 
sächlich erklären.  Bald  ist  ihm  die  Grandrente  gleichbedeutend  mit  Bodenerträgnis, 
Preis  des  Bodens  oder  Pachtpreis  mit  „kapitalisierter  Rente“ ; bald  ist  letztere  eine 
Folge  des  Bodenmonopols,  des  Agrarkredits,  bald  läßt  er  sie  aus  der  Konkurrenz  der 
Hausbesitzer  in  den  Mietpreisen,  bald  aus  dem  Umstande  hervorgehen,  „dafi  ;der  Arbeits- 
lohn auf  einem  möglichst  niedrigen  Niveau  gehalten  wird.“  — So  viel  über  das  Grund- 
eigentum. 

Wir  wollen  nun  zu  dem  andern  Liebling^thema  des  Herrn  Stöpel,  „der  Enthüllung 
der  Mittel  zur  Beseitigung  der  Geldherrschaft  und  Befreiung  der  Arbeit“,  übergehen. 
Kapital  ist  nach  St.  das  Werkzeug  der  Produktion,  Geld  aber  das  Werkzeug  des  Tao- 
sches.  Es  sei  nur  zufällig  (!),  daß  das  Geld  gleichzeitig  aus  einem  Rohstoff  bestehe, 
der  großen  inneren  Wert  in  sich  trägt.  Kreditgeld  könne  genau  dieselben  Dienste  leisten. 
An  und  für  sich  sei  die  Kapitalbildnug  von  der  Existenz  des  Geldes  ganz  unabhängig. 
Die  notwendige  Schranke  der  Produktion  werde  allerdings  durch  das  Kapital,  als 
da  sind  Unterbaltsmittel,  Rohstoffe  etc.,  bestimmt,  nicht  aber  durch  das  Geld,  welches 
nur  in  dem  bestehenden  Wirtschhaftszustande  eine  thatsäcbliche  und  zufällige  Schranke 
bilde.  Da  aber  Kapital  im  ersteren  Sinne  im  Überfluß  vorhanden  sei,  so  sei  die  Grenze 
der  Produktion  ganz  wo  anders  als  in  dem  Mangel  an  Kapital  zu  suchen , nämlich  in 
der  anangemessenen  Verteilung  des  Arbeitsertrags.  An  diesem  Grand- 
übel  sei  aber  wieder  das  Geld  und  seine  Vertreter,  mögen  sie  Banknoten,  Wechsel, 
Hypotheken  oder  Pfandbriefe  heißen,  schuld.  Die  künstliche  Zucht  eines  Verschuldungs- 
Systems  in  der  Form  des  öflfentliehen  Kredits  sowie  des  durch  besondere  Vorrechte 
aufrecht  erhaltenen  Privatkredits  schaffe  jene  Zinsverpflichtnngen,  welche  einen  so  großen 
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Teil  des  Volkseinkommens  absorbieren  and  der  prodaktiven  Arbeit  nar  einen  verhKltnis* 
m&Big  geringen  Anteil  an  demselben  Übrig  lassen.  Der  erste  Schritt,  der  staatlicherseits 
aar  Ldsang  der  Sozialfrage  getban  werden  müsse,  bestehe  in  der  Abschaffung  des 
öffentlichen  Kredits.  Der  Staat  brauche  keine  versinslichen  Anleihen  ca  machen, 
noch  bedürfe  er  des  Metallgeldes  (!!),  dessen  Notwendigkeit  nur  für  den  Privatverkehr 
einigermaBen  augestanden  wird.  Er  könne  seine  Ausgaben  vollständig  in  Papier- 
geld bestreiten , das  er  nur  cum  Nennwert  wieder  in  Zahlung  au  nehmen  braucht, 
am  dessen  Voll  Wertigkeit  aufrecht  au  erhalten  (!!).  Diese  Mafiregel  könne  dann  auch 
aaf  die  kleineren  sozialen  Gemeinschaften,  wie  die  Kommunen  ausgedehnt  werden , wie 
auch  das  Anlage-  und  Betriebskapital  für  alle  öffentlichen  Unternehmungen  durch  ein 
solches  unversinsliches  Papiergeld  beschafft  werden  könne.  — Wir  wollen  dem  Ideen- 
gang der  Schrift  nicht  weiter  folgen.  Es  liegt  ihr  offenbar  der  Gedanke  zu  Grande, 
dai  das  Zinseinkommen  ein  unrechtmkBiges  ist  [and  daß  die  „Kapitalwirtschaft"  in  den 
heutigen  Formen  nicht  weiterbestehen  dürfe.  Anstatt  aber  konsequent  zu  sein  und  mit 
dem  Sozialismus  die  Aafhebung  des  Kapitals  za  verlangen,  welche  Folgerung  vom  Stand- 
punkte St’s  aus  die  allein  logische  wäre,  sucht  er  auf  Grund  einer  höchst  künstlichen 
Theorie  über  das  Wesen  des  Geldes  und  Kredits  za  der  friedlichen  Lösung  der  Frage 
za  gelangen,  daB  der  Staat  die  gesellschaftlichen  Übel  dorch  Ausgabe  von  unverzins- 
lichem Papiergeld  heilen  könne.  Das  ist  allerdings  originell,  weil  u.  W.  die  früheren 
Papiergeld-Theoretiker  ihrem  Heilmittel  nicht  die  St.’scbe  WunderkraA  zagetraut  und 
dasselbe  auch  nicht  aum  Regulator  der  Güterverteilung  gestempelt  haben ; es  ist  aber 
weder  logisch  noch  historisch  richtig.  Man  muB  das  Wesen  and  die  Bedeutung  des 
Geldes  und  des  Kredits  in  der  Wirtschaft  nicht  verstehen,  wenn  man  glaubt,  daB  man 
sie  durch  das  St. 'sehe  Rezept  wirksam  ersetzen  könne.  Als  ob  der  Kredit  des  Staates 
nicht  selbst  auf  den  gleichen  Grundlagen  and  Voraussetzungen  beruhe,  wie  der  Privat- 
kredit, und  als  ob  der  Entwertung  eines  Staatspapiergeldes  lediglich  durch  die  Be- 
stimmung begegnet  werden  könne,  daB  der  Staat  selbst  wieder  dieses  Papiergeld  zum 
Nominalwert  in  Zahlung  nehme ! Es  ist  dann  nicht  begreiflich,  wie  sich  in  vielen  Staaten 
in  der  neuesten  Zeit  noch  das  Papiergeld  entwerten  konnte.  Diese  Staaten  nehmen  doch 
alle  ihr  Papiergeld  in  Zahlung  an,  und  ihre  Emission  ist  im  Vergleich  zu  der  von 
St  vorgeschlagenen  doch  nur  ein  Tropfen  im  Meere  I Jede  gesunde  Finanzpolitik,  jede 
solide  Privatwirtschaft  ist  bestrebt,  ihrem  Kredit  durch  genügende  Metalldeeknug  die 
Unterlage  zu  geben ; jede  Abweichung  von  dieser  einzig  richtigen  Regel  hat  sich,  wie 
die  Geschichte  beweist,  fast  immer  an  den  Staaten  und  Privatwirtschaften  furchtbar  ge- 
rächt Es  klingt  geradezu  komisch,  wenn  St.  sich  selber  schlägt  durch  die  Bemerkung: 
,,  Unbestreitbare  geschichtliche  Thatsachen  sprechen  laut  für  die  Woblthaten  eines  Papier- 
geldes, solange  dessen  Ausgabe  in  den  von  der  Natur  der  Sache  vor- 
geschri e benen  Grenzen  verbleibt  (!!),  und  wenn  er  gleich  darauf  die  Periode 
der  napoleonischen  Kriege,  in  welcher  England  fast  alles  Gold  aus  seinem  Umlaufe  ver- 
drängt und  sich  beinahe  ausschlieBlich  auf  die  Noten  der  Bank  angewiesen  sah,  als  die 
Glanzperiode  GroBbritanniens  bezeichnet,  und  es  nur  mit  Trauer  sehen  kann, 
daB  Italien  jetzt  „unter  dem  offenen  oder  geheimen  Einflüsse  der  großen  Geldmächte“ 
durch  Wiederaufnahme  der  Gbldvaluta  seiner  Papiergeldwirtschaft  ein  Ende  bereitet. 
Diese  Beispiele  dürften  genügen,  um  die  Ansichten  des  H.  Verfassers  über  Geld  und 
Kredit  genügend  zu  chankterisieren. 

Damit  stehen  noch  einige  andere  Ideen  des  Hrn.  Autors  in  Verbindung , die  wir 
auch  kurz  berühren  wollen.  Die  Abschaffung  des  Wechseirechts  will  St. 
damit  rechtfertigen,  daB  bei  der  groBen  Ausdehnung  des  modernen  Transportwesens  eine 
bevorzugte  Kreditgesetzgebung  für  den  Handel  entbehrlich  sei,  daß  der  Wechsel  dem 
unsoliden  Borgsystem  Vorschab  leiste  und  daß  er  dem  Ackerbau  und  dem  Handwerk 
die  Kapitalien  entziehe.  Eine  solche  Anffassung  ist  nur  möglich , wenn  man , wie  St. 
es  unverblümt  thut,  von  den  Segnungen  des  Kredits  überhaupt  nicht  viel  hält,  wenn 
man  an  Stelle  desselben  ein  unverzinsliches  Papiergeld  — also  an  Stelle  des  freiwilligen 
den  gezwungenen  Kredit  — setzen  will,  wenn  man  endlich  den  ganzen  Handel  ent- 
behrlich glaubt.  Diese  Ansicht  ist  theoretisch  vielleicht  beim  Sozialismus  gerechtfertigt, 
welcher  an  Stelle  des  Handels  die  Güterverteilung  durch  den  Staat  treten  läßt ; sie  ist 
aber  völlig  inkonsequent  und  haltlos,  wenn  man  — wie  Stöpel  es  thut  und  als  einen 
Vorzug  seiner  Theorie  betrachtet  — die  individualistische  Produktions-  und  Verteilungs- 
weise  heihehalten  will.  Außerdem  sind  aber  seine  Einwände  von  der  Wirkung  des 
Handelsrechts  gar  nicht  zufreffend  und  mit  seiner  Ansicht  vom  Bodenkredit  im  'l^der- 
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Spruch.  Denn  nach  letzterer  milBte  er  sieb  freuen,  wenn  der  landwirtschaftliche  Kredit 
durch  den  Wechselkredit  Einbuße  erlitte;  nach  Abschaffung  des  Wechselrechts  müßte 
sich  doch  der  Kredit  in  noch  höherem  Maße  der  Landwirtschaft  zuweuden  und  die 
Leichtigkeit  der  Überschuldung  des  Grundbesitzes  mit  allen  von  St.  so  drastisch  geschil- 
derten Nachteilen  viel  größer  worden.  Daß  ferner  der  Wechselkredit  schuld  sein  soll, 
daß  dem  Handwerker  das  Kreditnohmen  so  erschwert  ist,  ist  eine  so  wenig  logische 
Auffassung,  daß  wir  von  einer  Widerlegung  füglich  absehen  können.  — Ebenso  einseitig 
ist  die  St 'sehe  Meinung  Uber  den  Unwert  der  Aktiengesellschaften,  die  St. 
einfach  abgeschafft  wissen  will.  Gerade  vom  Standpunkt  der  ausgleichenden  Gerechtig- 
keit läßt  sich  diese  Geschäftsform  recht  gut  verteidigen.  Ihre  Mängel,  deren  sie  ja  un- 
streitig wie  alle  menschlichen  Einrichtungen  manche  besitzt,  lassen  sich  durch  eine  gute 
Aktiengesetzgebung  teils  mildern,  teils  beseitigen.  Die  unschätzbaren  Verdienste  dieser 
Gesellschaften  in  Bezug  auf  Entwickelung  des  Eisenbahn-,  Versicherungswesens  ctc.  damit 
wegleugnen  wollen,  daß  man  sagt,  der  Staat  hätte  diese  Einrichtungen  ebenso  gut  and 
noch  besser  beschaffen  können,  ist  eine  sehr  wenig  wissenschaftliche  Beweisführung  Der 
Staat  wollte  eben  ursprünglich  das  Experiment  nicht  wagen ; die  Aktiengesellschaften 
haben  es  gethan,  und  sie  konnten  es  infolge  der  beschränkten  Haftbarkeit  ihrer  Mit- 
glieder, gegen  welche  gerade  St  eifert,  die  aber  das  Wesen  dieser  Gesellschaftsform  aus- 
macht. 

Die  Abhandlung  St. ’s  über  das  Recht  auf  Arbeit  ist  insofern  weniger  utopisch, 
als  sie  sich  an  thatsächliche  Verhältnisse  anlehnt  und  dieses  Recht  nur  unter  bestimmten 
Voraussetzungen  praktisch  bethätigeu  will.  Freilich  sollen  auch  hier  die  Mittel  wieder 
durch  ein  unverzinsliches  Papiergeld  aufgebracht  werden , das  aber  nach  und  nach 
amort  lsabel  (!)  sein  soll.  Wenn  der  Verf.  hier  die  Gelegenheit  wahrnimmt,  die  be- 
vorzugte Stellung  des  Beamtenstandes  zu  tadeln , der  sich  gegenüber  andern  Arbeitern 
einer  festen  Anstellung  erfreue  und  infolge  davon  sich  dem  Schlendrian  überlasse  (ein 
gewiß  ebenso  schwerer  als  ungerechtfertigter  Tadel  des  Beamtentums),  wenn  ferner  auf 
die  Beamten  der  Schweiz  und  der  Vereinigten  Staaten  (sic !)  exemplißziert  wird,  um  die 
Tüchtigkeit  der  Beamten  auch  ohne  feste  Stellung  zu  beweisen,  so  ist  dies  zum  min- 
desten sehr  befremdend. 

In  Bezug  auf  Besteuerung  hält  der  H.  Verf.  selbst  die  progressive  Einkom- 
menssteuer für  unsere  Verhältnisse  nicht  gerecht.  Die  Steuer  dürfe  nicht  das  Arbeits- 
einkommen, sondern  müsse  lediglich  die  Rente  treffen.  Deshalb  passe  nur  eine  Er- 
tragsbesteuerung, welche  die  Höhe  der  Steuer  nach  den  Quellen  des  Ein- 
kommens bemißt.  Daß  bei  dieser  Auffassung  die  indirekten  Steuern  vollends  ver- 
werflich erscheinen,  ist  selbstredend.  St.  tritt  ausdrücklich  der  sogen.  Abwälzungstheorio 
entgegen  und  bemerkt  ganz  richtig,  daß  die  Widerstandsfähigkeit  einer  Berufskluse- 
slch  einer  Abwälzung  erfolgreich  zu  widersetzen,  von  den  englischen  und  anderen  Öko, 
nomisten , weiche  diese  Theorie  vertreten , übersehen  worden  sei.  Er  kommt  zu  dem 
Schlüsse,  daß  der  Staat  die  bestimmte  Aufgabe  habe,  Einrichtungen  zu  treffen,  durch 
welche  eine  Abwälzung  der  auf  Grund-  und  Kapitalbesitz  gelegten  Steuern  auf  das  Ar- 
beitseinkommen unmöglich  gemacht  werde , was  wiederum  mit  seinem  Verlangen,  das 
Grundeigentum  und  die  verzinslichen  Schuldtitel  ganz  abzuschaffen,  zusammenfäUt. 

Daß  die  Wirtschafts-  und  Sozialpolitik  des  FürstenBismarck, 
welche  im  letzten  Hefte  zur  Besprechung  gelangt,  dem  Herrn  Autor  nicht  recht  gefallen 
kann,  ist  bei  seinem  sozialpolitischen  Standpunkte  fast  selbstverständlich.  Unser  Reichs- 
kanzler ist  bei  aller  Aufrichtigkeit  der  Gesinnungen  für  das  Wohl  der  Arbeiter  noch  zu 
sehr  Anhänger  des  Althergebrachten,  als  daß  er  seine  Hand  zu  Umwälzungen  bieten 
könnte,  wie  sie  die  Stöpel’sche  Reform  verlangt.  'Was  bedeuten  Krankenkassen,  Unfall- 
versicherung, Invalidenversorgung  gegenüber  den  Reformplänen  unseres  Autors?  Die 
Agrarpolitik  des  Fürsten,  seine  Ansicht  von  der  Güte  der  indirekten  Steuern  und  man- 
ches andere  kollidiert  mit  den  St'schen  Lehren.  Wird  doch  sogar  behauptet,  daß  „der 
Grundsatz  des  Arbeiterschutzes  mit  dem  Sjsteme  der  Lohnarbeit  an  und  für  sich  in 
einem  unheilbaren  Widerspruch  steht.“  Der  Charakter  der  Lohnarbeit  als  Ware  spreche 
dafür,  daß  deren  Preis  durch  Angebot  und  Nachfrage  am  zweckmäßigsten  geregelt  werde. 
Ein  Satz,  der  — auf  die  St. 'sehen  Theorieen  angewandt  — ebenfalls  deren  Haltlosig- 
keit beweisen  müßte,  da  seine  Konsequenz  entweder  unentwegtes  Festhalten  an  den  be- 
stehenden Einrichtungen  oder  rücksichtslose  DurchfUbmng  des  Sozialismus  ist.  Bei 
diesem  Satze  und  vielen  ähnlichen  Auslassungen  des  ganzen  Werkes  kommt  man  häußg 
in  Zweifel,  ob  Stöpel  sich  selbst  treu  geblieben  ist  und  ob  nicht  doch  im  Hintergründe 
der  reine  Staatssozialismus  schlummert. 
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KesOmieren  wir ! Wir  haben  diese  Beitrüfi'c  zur  friedlichen  Umgestaltung  der  Ge- 
sellschaft deshalb  so  ausführlich  besprochen,  weil  sie  eine  ganze  Spezies  von  modernen 
Weltverbesserern  darstellt  und  kommen  zu  dem  Schlüsse,  daß  sie  eine  unfruchtbare 
Halbheit  ausmachen.  Wenn  unsere  gesellschaftliche  Verfassung  wirklich  so  schlecht  ist, 
wie  sie  hier  dargestellt  wird , dann  möge  man  es  doch  lieber  mit  dem  unverfllschten 
Sozialismus  versuchen,  der  wenigstens  viel  mehr  theoretische  Begründung  für  sich  hat, 
als  dieser  in  der  Luft  schwebende  Dreiviertelssozialismus.  Wenn  so  weitgehende  Um- 
gestaltungen, wie  sie  hier  verlangt  werden,  auf  friedlichem  Wege  möglich  sind,  dann  ist 
nicht  einzusehen,  weshalb  nicht  auch  etwa  der  kommunistische  Sozialismus  ebenso  fried- 
lich durchgefUhrt  werden  könnte.  Ein  allzugroßer  Schritt  zu  diesem  ist  von  der  St.’- 
schon  Staatseinrichtung  wahrlich  nicht  Glücklicherweise  ist  die  Verwirklichung  der 
Ideen  weder  der  einen  noch  der  andern  Richtung  in  naher  Aussicht 

Leipzig.  Dr.  Adler. 

B a 1 c k , C.  W.  A.,  Die  eingeschriebenen  (freien)  Hilfskassen  systematisch  darge- 
stellt Wismar,  Hinstorff,  1886.  gr.  8.  60  SS.  M.  1,20. 

Grieben,  H.,  Wegweiser  zum  Unfallversicberungsgesetz  für  gewerbliche  Unterneh- 
mer insbesondere  für  Mitglieder  der  Berufsgeuosseuschaften.  Berlin,  Vahlen,  1887.  12. 

82  SS.  M.  1.—. 

Mnensterberg,  E. , Die  deutsche  Armongesetzgebung  und  das  Material  zu  ihrer 
Reform.  Leipzig,  Duncker  & Humblot,  1887.  gr.  8.  XXVI — 570  SS.  BI.  12. — . (A. 
u.  d.  T. ; Staats-  u.  sozialwissenschafüiche  Forschungen,  hrsg.  von  G.  Schmoller.  Band 
VI  Heft  4). 

Soziale  Fragen  und  Antworten.  Heft  11:  Die  deutschen  Genossenschaften.  Heft 
18 : Von  billiger  Nahrung  und  Arznei.  Bremen,  Nord  westdeutscher  Volksschriftenverlag, 
1886.  8.  24  u.  S6  SS.  h Heft  0,80. 

V.  Woedtke,  E,  Unfallversicherung  der  in  land-  und  forstwirtschaftlichen  Betrie- 
ben beschäftigten  Personen.  Nach  dem  Reichsgesetz  vom  6 Mai  1886.  Als  Kommentar 
bearbeitet  Berlin,  G.  Reimer,  1886.  gr.  8.  XLU — 435  SS.  M.  10. — . 

Laurent,  G. , L’organisation  sociale.  Paris,  impr.  Duval,  1886.  8.  16  pag. 

fr.  0,50. 

LeSolitaire,  Le  droit  au  Capital  ou  testament  du  XIX«  siöcle.  Paris,  Ghio, 
1886.  8.  503  pag.  Fr.  8,50.  (Table  des  matiöres:  Theocratie : La  Judec.  — Aristo- 

cratie  : Rome.  — D4mocratie:  Rome.  — Omnicratie  : La  France.  — Th4ocratie  fran9aisc : 
Droit  k la  natnre.  F4odalit4.  Croisades.  — Aristocratie  fran^aise : Communes.  ^tats- 
gdneranz.  Les  Parlaments.  La  dime  royale.  Banque  de  Law.  La  sociötö  de  J6sus. 
— D4mocratie  franfaise;  1789:  Droit  k la  propri4t4.  Constitution  de  1791,  de  1793, 
de  l’an  III.,  de  Tan  VIII.,  de  Si^yös.  Empire  de  1800,  k 1815.  Charte  de  1830.  — 
D^mocratie  franfaise  ; 1848:  Droit  au  travail.  Coup  d’Etat  du  2 d^cembre  1851.  Em- 
pire fran^ais,  de  1862  k 1871.  — Omnicratie:  Droit  au  Capital.  P.  J.  Proudhon.  La 
Commune.  L’Intemationale.  — Droit  au  Capital;  Evangile  du  travailleur.  — ) 

Stolipine,  D.,  Essais  de  philosophie  des  Sciences.  Programme  du  prix  de  Philo- 
sophie sociale  propos4  par  l’Universitd  de  Genöve.  Genöve,  Cberbuliez.  1886.  8.  X 

— 41  pag.  fr.  0,50. 

Bax,  E.  Beifort,  The  Religion  of  Socialism;  being  essays  in  modern  socialist 
criticism.  London,  Sonnenschein,  1886.  8.  XI — 177  pp.  cloth.  4/.6.  (Contents:  Uni- 

versal History  from  a socialist  standpoint.  — A French  Economist  (Leroy-Beaulieu)  on 
Collectivism.  — Socialism  and  Religion.  — Socialism  and  the  Sunday  Question.  — The 
Modern  Revolution.  — Conscieuce  and  Commerce.  — Unscientific  Socialism.  — The  Cri- 
minal  Court  Judge.  — Some  Bourgeois  Idols;  or  Ideals,  Reals,  and  Shams.  — Imperia- 
lisme  V.  Socialism.  — The  two  Enthusiasms.  (An  answer  to  Mr.  K.  Pearson.)  — The 
Capitalistic  ,,Hearth“.  — Civil  Law  under  Socialism.  Contract  and  Libel.  — Address 
to  Trades*  Unions,  issued  by  the  Council  of  the  Socialist  League.) 

British  and  colonial  Temperanco  Cougress,  London,  July,  1886.  8.  266  pp. 

London,  National  Temperance  Depot,  1886.  8.  S/.6. 

Labor  Problem,  the.  Plain  questions  and  practical  answers,  edited  by  W.  E. 
Barns.  With  an  introdnetion  by  R.  T.  Ely  and  special  contribuUons  by  J.  A.  Water- 
worth  and  Fred  Woodrow.  New-York,  Harper  & brothors , 1886.  8.  330  pp.  cloth. 

^ 1. — . (Contents:  Co-operaüon  in  Literature  and  the  State,  by  R.  T.  Ely.  — The  con- 
flict  historically  considered,  by  J.  A.  Waterworth.  — A Symposium  of  several  phases  of 
the  Labor  Question : Motive  of  the  inquiry.  Views  of  Political  Econumists.  Views  of  Manu- 


36  Übersicht  fiber  die  neaesten  Pablikationea  Dentschlands  and  des  Aaslandes. 

facturers.  Views  of  Working-men.  Views  of  Divines.  Views  of  Labor  Commissioners. 
Views  of  Joamalists  and  others.  — A piea  for  Profit-Sbaring.  — Trades-Unions  and 
Arbitration.  — Side-Iights  on  the  Labor  Problem,  by  Fred  Woodrow.  — ) 

H a r s h a 1 1 , W.  V. , Unfair  Distribution  of  Earnings.  The  evil  effects  and  tbe  re- 
medy.  Oswego  (Kansas)  1886.  8.  IV — 280  pp.  clotb.  7/.6  (Contents:  Introductory : 

Over*prodoction.  Industrial  Depression  and  „hard  times**.  — Man’s  mission  on  earth. 
Agencies  or  means.  Lacks  and  tendencies.  — Methods  of  Wealth  Getting.  Earnings. 
Erroneonsness  of  Han.  Fines  and  Penalties,  etc.  — Division  of  Labor.  Powerlessness 
to  discover  Valnes  of  Earnings.  Balance  between  Capital  and  need  of  it.  Fallacioaa 
Cause  for  Hard  Times.  — Competition  Beward  witb  Earnings.  Sapply  and  Demand. 
Overproduction,  etc.  — Monopoly.  Irresistible  divestment  of  Properties  and  Privileges,  etc. 
— Wars  and  rumors  of  Wars.  Standpoint  of  Revolt.  Finance  of  War.  Reguiating  the 
Currency.  — Combiuations  of  Capital,  jastifiable  and  upjustifiable.  — Born  money  ma- 
kers.  Legitimate  fortunes,  Labor  Combinations.  Strikes  and  revengeful  violence.  — 
Who  wonld  pay  the  taxes?  The  Method  of  Levy.  Rate  of  Tax  Increase.  Incomes.  — 
Right  of  Tax  Regulation.  TarifiT.  Labor  and  Capital,  etc.  — ) 

Newcomb,  Simon,  A plain  man’s  talk  on  the  Labor  Question.  New  York, 
Harper,  1886.  16.  cloth.  S — 195  pp.  ^ 0,60.  (Divided  into  the  3 parts : Society 

and  its  wants.  — Capital  and  its  uses.  — The  Laborer  and  bis  Wages.  — ) 

Nichols,  T.  L,  Marriage  in  all  Ages  and  Nations,  as  it  has  been,  as  it  might 
be:  its  History,  Physiology,  Morals  and  Laws.  London,  Foulsham,  1886.  12-  264  pp. 

j/.e. 

A 1 0 n g i , G.,  La  maffia  nei  snoi  fattori  e nelle  sne  manifestasioni : stndio  solle 
classi  pericolose  della  Sicilia.  Torino,  fratelli  Bocca,  1886.  8.  163  pp.  1.  2,50.  (Con- 

tiene:  I fattori  della  maffia:  Fattori  storici.  Fattori  economici.  Fattori  politico>ammini- 
strativi.  Fattori  fisici  ed  antropologici.  — La  maffia  e le  sue  manifestasioni:  Maffia, 
omertk,  manntengolismo  Brigantaggio.  Abigeoto.  Associaxioni  di  malfattori  — etc.) 

Marescotti,  A.,  La  legislazione  sociale  e le  qnestioni  economiche:  stndio.  Mi- 
lano, L.  Vallardi,  1886.  16.  XIII — 270  pp.  (Contiene:  L I rapporti  della  legislasione 

sociale  cogli  ordinamenti  civili  delle  nazioni : 1.  La  legislasione  sociale  di  fronte  ai  tre 
elementi  sociali.  2.  La  legislazione  sociale  di  fronte  al  mio  e al  tuo.  8.  La  legislasione 
sociale  di  fronte  agli  Idealist!.  4.  La  legislazione  sociale  di  fronte  agli  evolnzionisti. 
5.  La  legislasione  sociale  di  fronte  al  popolo.  — II.  I rapporti  della  legislasione  sociale 
cogli  ordinamenti  economici  delle  nazioni;  1.  La  legislazione  sociale  di  fronte  alla  pro- 
duzione  delle  ricchezze.  2.  La  legislazione  sociale  di  fronte  ai  cinqae  fattori  della  pro- 
dusione.  3.  La  legislazione  sociale  di  fronte  all’  operaio.  4.  La  legislazione  sociale  di 
fronte  al  capitalista.  5.  La  legislazione  sociale  di  fronte  al  proprietario  territoriale.  6. 
La  legislazione  sociale  di  fronte  allo  stato.  7.  La  legislasione  sociale  di  fronte  alla  na- 
sione.  — etc.) 

Stoppato,  A.  (prof.),  Infanticidio  e procarato  aborto.  Padova,  Drucker  & Te- 
descbi , 1886  16.  XI — 292  pp.  1.  8.  (Contiene:  Delle  cause  morali  e sociali  del 

reato  di  infanticidio.  — Carattere  giuridico  del  reato  di  infanticidio.  — Delle  persone 

concorrenti  nell’  infanticidio.  — Dell’  infanticidio  colposo.  — II  procarato  aborto  h reato 
contro  la  vita.  — Della  colpa  e del  tentativo  in  rapporto  al  reato  di  aborto.  — etc.) 

Nielsen,  F.,  Hofpraest  Stöcker  og  den  kristelig  sociale  Bevaegelse  i Berlin.  Ko- 
penhagen, Scbönberg,  1M6.  8.  kr.  1,20. 

Versiegen  van  den  Koning  betrekkelijk  den  dienst  der  posterüen,  der  rijkspost- 
spaarbank  en  der  telegrafen  in  Nederland  1885.  II.  Rijkspostspaarbank.  ’s  Graveubage, 
gebr.  van  Cleef,  1886.  4.  90  SS.  a.  11  graphische  Tableaus  in-fol.  — Extrait  du  rap- 

port  au  Roi,  concernant  le  Service  de  la  caisse  d’dpargne  postale  des  Pays-Bas,  en  1885. 

Amsterd..  Faddegon,  1886.  gr.  in-8.  13  pag. 

10.  Oesetsgebong. 

B a e c k , C.  W.  A.  Die  eingeschriebenen  (freien)  Hilfskassen , systematisch  darge- 
stellt. 8**.  60  SS.  Kommissions-Verlag  der  HinstoriTscben  Hofbucbhandlung  sa  Wis- 

mar, 1886. 

Der  Verf.  giebt  in  dieser  Schrift  in  80  Paragraphen  eine  systematische,  fibersicht- 
licho  und  vollst&ndige  Darstellung  des  jetzigen  Zustandes  der  gesamten  Gesetzgebung 
fiber  die  freien  Hilfskassen , die  zugleich  einen  klaren  Einblick  in  die  Organisation  der 
letzteren  gestattet.  Das  zerstreute  Material  ist  gewissenhaft  zusammengetragen  and  in 
guter^Weise  za  einer  zusammenhängenden  Darstellang  verschmolzen. 
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Konnte  die  Schrift  angesichts  der  mehrfachen  interessanten  EiKentQmiichkeiten  der 
freien  Hilfskassen  schon  an  und  für  sich  auf  günstige  Aufnahme  rechnen,  so  beansprucht 
sie  jetzt,  vo  infolge  der  Diskussionen  über  die  Simulation  bei  den  Krankenkassen  in  der 
Presse  und  in  Versammlungen  häufiger  die  freien  Hilfskassen  in  Parallele  zu  den  übri- 
gen Kassen  gestellt  werden,  ein  besonderes  Interesse  bei  all  denen,  die  an  dem  Kranken- 
kassenwesen irgendwie  beteiligt  sind.  U.  v.  d.  B. 

Engelmann,  Dr.  Jur.  Julius:  Das  Reichsgesetz,  betr.  die  Krankenversicherung 
der  Arbeiter  vom  16.  Juni  1868,  nebst  den  Ergfinzungsgesetzen.  8*.  153  SS. 

Derselbe:  Das  Unfallversicherongsgesetz  vom  6.  Juli  1884  nebst  dem  Gesetz  über 
die  Ausdehnung  der  Unfall-  und  Krankenversicherung  vom  28.  Mai  1885.  8*.  169  SS. 

Derselbe : Das  Reiebsgesetz,  betr.  die  Unfall-  und  Krankenversicherung  der  in  land- 
und  forstwirtschaftlichen  Betrieben  beschlftigten  Personen  vom  5.  Mai  1886.  8°.  113  SS. 
Erlangen  1886.  Verlag  von  Palm  & Enke. 

Die  vorstehend  genannten  drei  Kommentare  zu  den  bisher  auf  dem  Gebiete  der 
Arbeiterversicberung  erlassenen  Gesetzen  stehen  in  so  engem  Konnex  zu  einander , da£ 
sie  nnr  als  Teile  eines  grüBeren  Gesamtwerkes  anzusehen  sind,  welches  je  nach  dem 
Fortschreiten  der  bezüglichen  Gesetzgebung  weiter  zu  führen  ist.  DaB  der  Verf.  diese 
Fortsetzung  des  begonnenen  Werkes  nicht  nnterla.ssen  möge  , ist  angesichts  des  Wertes 
der  vorliegenden  drei  Kommentare  nnr  zu  wünschen.  Dieselben  zeichnen  sich  durch 
eine  groBe  SelbsULndigkeit  und  Originalitit  der  Auffassung  aus,  die  zwar  vom  Standpunkt 
der  Praxis  nicht  in  jedem  einzelnen  Punkte  als  zutreffend  zu  bezeichnen  ist,  aber  des 
Interesses  für  jeden , der  mit  den  Arbeiterversicherungsgesetzen  zu  thun  bat , durchaus 
nicht  entbehrt 

Besondere  Erwihnnng  verdient  die  in  dem  Kommentar  zum  Krankenkassengesetze 
enthaltene  ausführliche  Gesamteinleitung  Uber  die  sozialpolitischen,  volkswirtschaftlichen 
und  rechtlichen  Gesichtspunkte , die  für  die  Beurteilung  des  sozialpolitischen  Gesetzes- 
werkes, wie  es  von  der  Reichsregiemng  in  die  Hand  genommen  ist,  maBgebend  sind. 

R.  v.  d.  B. 

Bödiker,  T.,  Die  Gewerbe-  und  Versichemngsgesetsgebnng  des  Deutschen  Reichs. 
2.  Auflage  des  ,,Bödiker’ sehen  Gewerbereebt“.  Berlin,  v.  Decker,  1886.  gr.  8.  XIV — 
658  88.  geb.  H.  7.>-. 

Hebbeln,  H. , Die  Entscheidungen  des  vormaligen  preuBischen  Obertribunals  auf 
dem  Gebiete  des  Zivilrechts.  Für  das  8tudinm  und  die  Praxis  bearbeitet  Band  n. 
Berlin,  H.  W.  Müller,  1887.  gr.  8.  917  88.  M.  17.—. 

Ternan,  W.,  Das  Reiebsbeamtengesetz  vom  31.  März  1873  mit  den  zur  Abände- 
mng  und  Ergänzung  desselben  (bis  zum  1.  Juli  1886)  erlassenen  Gesetzen  und  Verord- 
nungen. Nebst  einer  Zusammenstellung  der  besonderen  Vorachriiten  für  einzelne  Re- 
amtenklassen.  Textausgabe  mit  Anmerkk.  und  Sachregister.  2.  Aufl.  Berlin,  Guttentag, 
1886.  12.  XVm— 400  SS.  M.  2,40. 

IL  Staats-  and  Verwaltangsreoht. 

Arndt,  A.,  Die  Verfassungsnrknnde  für  den  preuBischen  Staat  nebst  Ergänzungs- 
nnd  Ansfübrnngsgesetzen.  Mit  Einleitung,  Anmerkk.  und  Sachregister.  Berlin,  Guttentag, 
1686.  8.  VI— 267  SS.  M.  1,60. 

Beyschlag,  W.,  Das  preuBische  Paritätsprinzip.  Eine  kirchenpolitische  Zeitfrage. 
Halle,  Strien,  1886.  8.  53  SS.  M 0,60. 

Bezirkstag  des  UnterelssB.  Sitzung  von  1886.  Verwaltangsbericbt  and  Vor- 
lagen des  Bezirkspräsidenten.  StraBbnrg,  Druck  von  Pischbacb , 1886.  4.  330  SS. 
— Haushaltsetat  des  Bezirks  UnterelsaB  für  1887/88.  Ebd.  1886.  4.  67  SS. 

Jahrbuch,  politisches,  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft,  herausgegeben  von 
C.  Hilty.  (1.  Jahrg.)  Bern,  WyB,  1886.  8.  IV— 670  SS.  M.  6.  (Enthaltend:  Mo- 

derae  Grundlinien  für  die  Politik , von  Hilty.  — Eidgenöss.  Geschichten  (bis  zur  Kapi- 
tulation von  Basel),  von  Hilty.  — La  r4action  de  1843  en  Valais  et  le  Sonderbund,  Ire 
partie,  par  L.  Ribordy.  — Eidgenöss.  Politik,  Gesetzgebung  u.  politische  Litteratur,  von 
Hilty.  — Schweizerisches  Wehrwesen  der  Gegenwart,  von  (Major)  Affolter.) 

WeiB,  J.  G.,  Die  Wirkungen  der  Gleicbheitsidee  und  der  Lehre  vom  Vertragsstaat 
auf  das  moderne  Staatsleben.  Hamborg,  Richter,  1886.  8.  40  SS  M.  1.  — . (A.  u.  d. 

T. : Deutsche  Zeit-  und  Streitfragen.  Nene  Folge,  I.  Jahrg.  Heft  8.) 

Laferriöre,  E.  (Vice-pr^ident  du  Conseil  d’Etat),  Traitd  de  la  juridiction  admi- 
nistrative et  des  reoours  contentieox.  Cours  de  droit  administratif  de  doctorat  professd 
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k la  facuU4  de  droit  de  Paris  en  1883  — 1884.  Tome  I.  Paris,  Berger-Levrault , 1886. 
gr.  in-8.  700  pag.  fr.  18. — . (Contenant:  Notions  g^ndrales  et  i^gislation  comparde.  — 
Histoire.  — Organisation.  — Compdtence  de  la  juridiction  administrative.) 

Partridge,  J.  A,  The  Haking  of  tbe  Irish  Nation  and  the  first  fruits  of  Fede> 
ration.  London,  Fisher  Unwin,  1886.  gr.  in-8.  XXVI — 190  pp.  cloth.  6/. — . (Con- 
tents: The  Argument.  — Ireland  a Nation.  — Ireland  Betrayed.  — National  Resur- 
rection.  — ) 

Raleigh,  Th.,  Elementary  Politics:  an  elemontary  treatise  on  the  Ethics  of  Po- 
litical Science.  London,  Frowde,  1886.  8.  163  pp.  bds.  1/. — . 

Thompson,  J.  P. , American  comments  on  European  Questious,  International  and 
Religious  Boston,  Hongbton,  MifiTlin  & C”,  1886.  8.  $ 3 — . (Contents:  Tbe  Drift 

of  Europe , Christian  and  Social.  — Paparchy  and  Nationality.  — The  Armament  of 
Germany.  — The  intercourse  of  Christian  with  non  Christian  peoples.  — Conceming 
treaties  as  matter  of  the  Law  of  Nations.  — On  International  Copyright.  — The  Right 
of  War  Indemnity.  — Shall  England  side  with  Russia?  — What  is  Science?  Christ,  the 
Cburch , and  tbe  Creed.  — Final  cause : a critique  of  the  Failure  of  Paley  and  the 
Fallacy  of  Hume.  — etc.) 

Woolsey,  Th.  D.  , Political  Science  or  tbe  State  tbeoretically  and  practically 
coosidered.  2 volumes.  New  York,  Ch.  Scribner’s  Sons,  1886.  gr.  in-8.  cloth.  X — 
685  and  VI — 626  pp.  25/. — . (Contents : Part  L Doctrine  of  Rights  as  the  foundation 
of  a just  State:  General  ezplanation  of  Rights.  — Particular  Rights:  (Rights  of  Life. 
Limb.  Property.  Contracts.  Association.  Family.  Rights.  Free  Speech.  Reputation. 
Worship,  etc.)  — Some  opinions  dn  Justice,  Natural  Law,  and  Rights.  — Part  II.  Theory 
of  tbe  State:  Opinions  on  its  Nature  and  Origin.  — Tbeories  toncbing  the  State  exa- 
mined.  — Land,  Sovereignty  and  People.  — Sphere  and  Ends  of  tbe  State.  — Limits 
of  State  Power.  Humboldt  and  J.  S.  Mill  on  these  limits,  etc.  — Liberty  and  Equality 
in  conflict,  or  Communism  and  Socialism.  — The  Punitive  Power  of  the  State.  — Some 
points  of  Political  Ethics  ezamined.  — Part  III.  Practical  Politics:  Earliest  Institu- 
tions. — ('orms  of  Government  — Monarcbies : (Ancient  City-Kings.  Absolute  Monarcby 
in  several  forms.  Imperial  Despotism  founded  on  Populär  Sovereignty.  Greek  and 
Italien  Tyrannies  . . . etc.  . . . Constitutional  Monarcby.)  — Aristocracy  (in  Greece ; in 
Rome;  in  Carthage;  in  Venice.)  — Constitutions  of  Florence.  — Democracy  and  Demo- 
cracies.  — Composite  States.  — Confederations  (Ancient  Confederations,  Germanic, 
Swiss,  and  Dutch  Confederations.  United  States  of  America.)  — Departments  of  Govern- 
ment. — Local  and  Self-Government.  — Relations  of  the  State  to  Public  Safety.  (Levying 
of  Money.  Protection  of  Industry.  Education.  Morals , etc.)  — Relation  of  the  State 
to  Religion.  — Influences  of  Physical  Causes  on  Polities.  Infiuences  of  Polities  on  Na- 
tional Character , Art  and  Learning.  — Political  Parties.  — Causes  of  Changes  in  Po- 
lities. Revolutions.  National  Decline  and  Decay.  — etc.) 

Bravo,  E.,  Derecho  internacional  privado,  vigente  en  Espaua.  Tomos  IL  Madrid, 
Nunez,  1886.  8.  r.  3. — . 


18.  StatUtik. 

Statistisches  Jahrbuch  der  Stadt  Wien  für  das  Jahr  1883  und  für  das 
Jahr  1884.  Wien  1886.  2 Bd.  341  u.  372  SS. 

Statistisches  Jahrbuch  der  Stadt  Berlin.  11.  Jahrg.  für  d.  Jahr  1883. 
Herausgegeben  von  Rieh.  Boeckh.  Berlin  1886. 

Verwaltnngsbericht  des  Rates  der  Stadt  Leipzig  für  das  Jahr  1884.  Leip- 
zig 1886.  730  SS. 

Erfreulicherweise  nimmt  das  Interesse  und  Verstkndnis  für  Statistik  auch  in  der 
städtischen  Verwaltung  immer  mehr  zu,  so  daB  wir  in  wachsender  Zahl  Verwaltungs- 
berichte  der  gröBeren  Städte  mit  vorwiegend  statistischem  Inhalt  erhalten , und  diese 
Berichte  von  Jahr  zu  Jahr  an  Umfang  gewinnen. 

In  Wien  war  bisher  solcher  Bericht  für  ein  Triennium  herausgegeben , nach  einem 
BeschluB  von  1882  soll  derselbe  fortan  alljährlich  erscheinen.  Man  beschloB  aber  zu- 
gleich diesen  Publikationen  eine  andere  Gestalt  zu  geben,  wie  sie  andere  Städte,  na- 
mentlich Berlin  seit  einer  Reihe  von  Jahren  erscheinen  lassen , und  sie  dem  Publikum 
zum  praktischen  Gebrauch,  wie  zur  Belehrung  zu  übergeben.  Zwei  wertvolle  Bände  pro 
1883  und  84  liegen  uns  nun  bereits  vor. 

Die  Stadt  Leipzig  hatte  bereits  früher  mit  Verwaltnngsberichten  begonnen,  doch 
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waren  nur  von  1866 — 77  4 a.  Tb.  allerdings  sehr  umfangreiche  Hefte  erschienen,  die 
sich  mit  dem  Finanswesen,  der  Waisenpflege  und  städtischen  Straf-  und  Versorgungs- 
anstalt, der  allgemeinen  Statistik  und  Topographie  Leipaigs  und  schlieBlich  mit  der  Gas- 
anstalt beschäftigten.  Jetat  ist  nun  die  Ausgabe  jährlicher  Berichte  beschlossen  und  ein 
sehr  umfangreicher  und  reichhaltiger  erster  Rand,  der  das  Jahr  1884  betrifll,  erschienen. 
Dem  Charakter  eines  Verwaltungsberichts  entsprechend  besteht  derselbe  aus  einer  großen 
Zahl  (gegen  50)  größerer  und  kleinerer  selbständiger  Abhandlungen  von  den  verschie- 
denen Organen,  welche  die  Leitung  der  an  erörternden  Institute  und  sonstigen  Verwal- 
tungsaweige  in  der  Hand  haben  oder  sonst  denselben  fachlich  näher  stehen.  Die  beiden 
Bürgermeister,  verschiedene  Ktadträte,  besonders  der  Direktor  des  städtischen  statisti- 
schen Bureaus  treten  wiederholt  als  Referenten  auf.  — Während  sonst  das  betreffende 
Jahr  allein  in  Betracht  gesogen  ist  gehen  die  statistischen  Übersichten  überall  auf  eine 
größere  Reihe  von  Jahren  zurück.  Überall  bilden  die  statistischen  Zahlen  nur  Ausgangs- 
punkt oder  Ergänzung  zum  Texte. 

Im  O^ensatze  hierzu  bietet  das  Wiener  Jahrbuch  uur  tabellarische  Übersichten  ohne 
jeden  erläuternden  und  das  Material  verwertenden  Text.  Die  Ausführung  ist  eine  ein- 
heitliche in  der  Hand  des  Leiters  des  Magistratsdepartements  für  Statistik  gewesen  mit 
Hilfe  seiner  Assistenten  Dr.  Sediaczek  und  Dr.  Lowy.  Wir  dürfen  wohl  hoffen , daß 
man  allmählich  auch  in  Wien  dazu  übergehen  wird,  nach  dem  Vorbilde  des  Berliner 
Jahrbuchs  die  Zahlen  mit  ausführlichen  Besprechungen  zu  begleiten.  Nur  so  kann  das 
Werk  sich  im  größeren  Publikum  Freunde  erwerben  und  auf  allgemeine  Verwertung 
rechnen,  wie  das  von  dem  Berliner  Werk  unzweifelhaft  zu  sagen  ist. 

Deutsches  Reich. 

Bericht,  statistischer,  über  den  Betrieb  der  unter  königlich  sächsischer  Staatsver- 
waltung stehenden  Staats-  und  Privateisenbahnen  mit  Nachrichten  über  Eisenbahnneubau 
im  Jahre  1885.  Hrsg,  vom  kgl.  sächs.  Finanzministerium.  Dresden,  Heinrich,  1886. 
4.  848  SS.  mit  8 Karten.  — Beilage  dazu:  Nachweisung  der  am  Schlüsse  des  Jahres 

1885  bei  den  unter  kgl.  sächs.  Staatsverwaltung  stehenden  Eisenbahnen  vorhandenen 
Transportmittel.  Ebd.  1886.  4.  77  SS. 

Brüderalmanach.  Statistisches  Jahrbuch  der  evangelischen  Brüderkirche  und 
ihrer  Werke.  Jahrg.  II.  Hrsg,  von  Joh  Oysin  und  E.  Wiek.  Gnadau,  1887.  12. 

101  SS.  H.  0,40. 

Jahresbericht  über  die  Verwaltung  des  Medizinalwesens,  die  Krankenanstalten 
und  die  öffentlichen  Gesnndheitsverhältnisse  der  Stadt  Frankfurt  a.  M.  Hrsg,  von  dem 
ärztlichen  Verein.  XXIX.  Jahrg;  (1886).  Frankfurt  a./M.  1886.  IV— 272  SS. 

Kreuser,  Die  k.  Heil-  und  Pflegeanstalt  Winnenthal  (Irrenheilanstalt.)  50jähr. 
Anstaltsbericht.  Tübingen,  Fues , 1886.  gr.  8.  101  SS.  mit  Sitnationsplan  und  ver- 

schiedenen Morbiditäts-  und  Mortalitätstabellen.  M.  2,60. 

Mitteilungen  aus  dem  statistischen  BUreau  des  horzogl.  Staatsministeriums  zu 
Gotha  über  Landes-  und  Volkskunde  der  Herzogtümer  Koburg  und  Gotha.  Jahrg.  1886, 
Teil  I.  Gotha,  Thienemann,  1886.  Roy.-4.  163  SS.  (Inhalt:  Resultate  der  Einkom- 

men- und  Klassensteuerveranlagung  im  Herzogt.  Koburg  pro  1885/86.  — Veranlagung 
der  Einkommen-  und  Klassensteuer  im  Herzogt.  Gotha  ult.  Dezember  1885.  — Statistik 
der  öffentlichen  Armenpflege  in  den  Herzogtümern  Koburg  u.  Gotha  1886.  — Zusammen- 
stellung der  in  den  Jahren  1879  bis  mit  1885  ermittelten  Anbauflächen  und  Ernteerträge 
in  den  Herzogtümern  Koburg  und  Gotha.  Auszug  aus  der  Forststatistik  der  herzogl. 
saebsen-gothaischen  Domanialwaldungen.  Rechnung^'ahr  1.  Juli  1884  bis  80.  Juni  1885. 
— etc.) 

Nachrichten,  statistische,  über  die  Erkranknngsverhältnisse  der  (deutschen  Eisen- 
babn)-Beamten  von  30  Vereinsverwaltungen  im  Jahre  1886.  Hrsg,  von  der  Direktion 
des  Vereins  deutscher  Eisenbahnverwaltungen.  Berlin,  1886.  Roy.-4.  89  SS. 

Orts-  und  Wohnplatzverzeichnis  für  das  Großherzogtnm  Sachsen,  das  Herzogtum 
Sachsen-Altenbnrg,  die  Fürstentümer  Sch warzburg- Sondershausen,  Schwarzburg-Rudolstadt, 
ReuB  älterer  und  Reuß  jüngerer  Linie  mit  Angabe  der  ortsanwesenden  Bevölkerung  nach 
der  Volkszählung  vom  1.  Dezember  1885.  Hrsg,  vom  statistischen  Büreau  Vereinigter 
Thüringischer  Staaten.  Weimar,  Hofbuchdruckerei,  1886.  4.  (Separatabdmek  ans  „Sta- 
tistik Thüringens“,  Band  IV).  38  SS. 

Preußische  Statistik.  (Amtliches  Quellenwerk.)  Hrsg,  in  zwanglosen  Heften 
vom  kgl.  statistischen  Büreau  in  Berlin.  Heft  LXXXVUIt  Die  Ergebnisse  in  Ermitte- 
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lung  des  Emteertrages  im  prenSiscben  Staate  für  das  Jahr  1885,  nebst  8 beeonderen 
Beilagen,  enthaltend  die  Ergebnisse  der  Ton  den  landwirtschaftlichen  Vereinen  1,  Ende 
Juli  1886  kreisweise  bewirkten  Schfitsnng  der  Emteaussichten  der  wichtigsten  feldmifiig 
angebauten  Früchte  in  PreuBen,  in  Prosenten  einer  Mittelernte  ansgedrückt,  und  8,  im 
Oktober  1886  kreisweise  bewirkten  Ermittelung  des  Ernteertrages  der  wichtigsten  feld- 
miflig  angebauten  Früchte  im  Jahre  1886.  Berlin,  Verlag  des  kgl.  Statist.  B.,  1886. 
Rojr.-i.  XXXVU— 118  u.  15  n.  88  SS.  M.  5,80. 

Schilling,  N.  H. , Statistische  Mitteilungen  über  die  Gasanstalten  Deutschlands, 
Österreichs  und  der  Schweis,  sowie  einige  Gasanstalten  anderer  Länder.  Bearbeitet  von 

L.  Diebl.  4.  And.  München,  Oldenbourg,  1885.  Boy.-S.  Vlll — 887  u.  X SS.  geb. 

M.  16.—. 

Statistik  der  Güterbewegung  auf  deutschen  Eisenbahnen  nach  Verkehrsbezirken 
geordnet.  Hrsg,  im  kgl.  preuB.  Ministerium  für  Sffentliche  Arbeiten.  Band  XVlll  od. 
rV.  Jahrg.  (1886)  Quartals.  Berlin,  Heymann,  1886.  Boy  .-4.  863  SS.  geb.  M.  11. — . 

Statistik  der  deutschen  Beichs-,  Post-  und  Telegrapfaenrerwaltong  für  das  Ka- 
lenderjahr 1885.  Berlin,  gedruckt  in  der  Beichsdmckerei , 1886.  Folio.  90  SS.  u.  10 
Tafeln  graphischer  Darstellungen  der  statistischen  Ergebnisse  des  Beichs-,  Post-  und  Te- 
legraphenwesens in  den  Jahren  1874 — 1885  mit  Erlinterungen. 

Statistische  Mitteilungen  ans  den  deutschen  evangelischen  Landeskirchen  vom 
Jahre  1884.  Stuttgart,  Grüninger,  1886.  8.  88  SS.  M.  0,50. 

Frankreich. 

Simon,  J.,  L’Ecole.  11*  4diUon,  contenant  un  resnm4  de  la  dernibre  sta- 
tistique  officielle.  Paris,  Hacbette  & C«,  1886.  XXVII — 455  pag.  fr.  8,50. 

England. 

Statistical  abstract  for  tbe  several  Colonial  and  other  possessions  of  the  United 
Kingdom  in  each  year  from  1871  to  1885.  XXIII.  Number  of  the  Pnblication.  Lon- 
don, printed  by  Eyre  & Spottiswoode,  1886.  8.  178  pp.  (Parliam.  paper  by  com- 
mand).  /.0,11. 

Österreich-Ungarn. 

Österreichische  Statistik,  brsg.  von  der  k.  k.  statistisehen  Zentralkommission. 
Band  XIU  Heft  1 : Bewegung  im  Besitz-  nnd  Lastenstande  der  Beaiitäten  in  den  im 
Beicbsrate  vertretenen  KSnigp'eiehen  nnd  Lindem  im  Jahre  1884.  X— 55  SS.  fl.  1. — . 
Band  XIV  Heft  8 : Wareneinfohr  in  das  allgemeine  Österreich  .-ungarische  Zollgebiet  im 
Jabre  1885.  89  SS.  fl.  1,40.  Band  XIV  Heft  3:  Warenausfuhr  ans  dem  allgem. 

österreich.-nngarischen  Zollgebiete  im  Jahre  1885.  56  SS.  fl.  0,90.  Wien,  k.  k.  Hof- 
und  Staatsdruckerei,  1886.  Boy.-4. 

Statistische  Nachrichten  über  die  Eisenbahnen  der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie  für  das  Betrieb^abr  1884.  Bearbeitet  nnd  brsg.  vom  statistischen  Departe- 
ment im  k.  k.  Handels-Ministerium  in  Wien  nnd  vom  kgl.  ungarischen  Landesbürean  in 
Budapest.  (Statistikai  közlem4nyek  az  ostr&k-magyar  monarcbia  vasntairdl  as  1884  etc.) 
Wien,  k.  k.  Hof-  nnd  Staatsdrnckerei,  1886.  Folio.  458  SS. 

Italien. 

Belazione  medico-statisüca  solle  condiaioni  sanitarie  dell’  esercito  italiano  nell’ 
anno  1884.  Koma,  1886.  gr.  in-8.  809  pp.  (Hedizinalstatistik  der  italienischen  Armee 

für  das  Jahr  1884,  brsg.  von  der  militärischen  Sanitätskommission.) 

Statist! ca  gindiziaria.  Prospetti  sommari  degli  affari  dvili  e penali.  Trattati 
neir  anno  1885.  Boma,  tipogr.  deila  Gazzetta  nfflciale,  1886.  Polio.  101  pp. 

Belgien  und  Holland. 

E z p o s 4 de  la  Situation  administrative  des  provinces  beiges  d'Anvers,  de  Brabant, 
Flandre  occidentate,  Plandre  orientale,  Hainaut,  Lidge,  Limbonrg,  Namor.  Session  de 
1886.  8 vols.  Anvers,  Bruxelles,  Bmges,  Gand,  Frameries,  Lidge,  Hasselt,  Namor 
1886.  8. 

Gerechtelijke  statistiek  van  bet  koninkrijk  der  Nederlanden  1885.  ’s  Graven- 
hage  1886.  4.  LI— 875  pp.  (Niederländische  Civil-  nnd  Krinünalgericbtsstatistik , ein- 
sohlieBUch  Hilitirstralsachen  für  das  Jahr  1885.) 
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Rapport  lait  an  Conseil  communal  (de  Bruxelles),  en  sdance  du  4 octobre  1886, 
par  le  collkge  des  bourgmestre  et  dchevins.  Bruxelles,  impr.  Ve  J.  Baertsoen,  1886.  8. 
816  pag.  incL  des  tableaux  statistiques. 

Statistiek  ran  den  in-nit>en  doorroer  orer  bet  jaar  1885.  Uitgegeven  door  het 
Departement  van  financien.  1.  gedeelte.  s’  Gravenhage,  gedr.  by  gebroeders  Qiunta 
d'Albani,  1886.  Folio.  XV— 880  en  10  blx.  (Statistik  der  niederlkndiscben  ln>  Aus* 
und  Dnrchlnbr  fUr  das  Jahr  1885.) 

18.  Yertohiedenes. 

Carnegie,  Andrew,  Amerika,  ein  Triumph  der  Demokratie,  oder  die  nordameri» 
kaniscbe  Republik  vor  fUnfxig  Jahren  und  heute.  Ansorisierte  deutsche  Ausgabe.  Leip* 
aig,  Verlag  von  Otto  Wigand,  1886.  X n.  458  SS. 

Der  lange  Titel  dieses  Buches  verspricht  viel  mehr  als  der  Inhalt  desselben  hilt. 
Man  erwartet  den  Nachweis,  daB  der  ungeheuere  Knltnrfortscbritt,  welchen  die  Vereinig- 
ten Staaten  w&hrend  der  letzten  fünfzig  Jahre  zu  verzeichnen  gehabt  haben,  sich  faanpt- 
sichlicb  auf  die  dort  bestehenden  politischen  Einrichtungen  znrückf&hren  lasse.  Selbst 
das  Verkehrte  kann  ein  Interesse  beanspruchen  und  die  kritische  Forschung  beleben, 
wenn  alles  angeführt  und  mit  Scharfsinn  bearbeitet  wird,  was  zu  seinen  Gunsten  spricht. 
Der  Leser  wird  aber  die  Begründung  des  oben  genannten  Kausalzusammenhanges  ver- 
geblich suchen.  Referent  ist  der  Meinnng,  daB  ein  solcher  Überhaupt  nicht  besteht , da 
der  beispiellose  wirtschaftliche  und  geistige  Aufschwung  Nordamerika’s  auf  dem  glück- 
lichen Znsnmmentreffen  der  so  auBerordentlich  reichen  und  billigen  Naturkraft  mit  einer 
intelligenten  und  kraftvollen,  mit  den  tausendjährigen  Erfahrungen  Europa’s  ausgestatteten 
Einwanderung  beruht,  womit  nicht  in  Abrede  gestellt  zu  werden  braucht , daB  der  L i • 
beralismus  für  die  vergangenen  amerikanischen  Zustände  eine  höchst  günstige  so- 
ziale Ordnung  gewesen  ist.  Indessen  würde  das  vorliegende  Buch  bei  einer  gründ- 
lichen Erfassung  des  gestellten  Problems  immerhin  noch  ein  grdfieres  Publikum  anzuzieben 
vermögen,  womit  dann  der  im  Vorwort  mitgeteilten  Tendenz,  „dem  demokratischen  Prin 
xip‘*  auch  in  den  monarchischen  Staaten  der  alten  Welt  zum  Siege  zu  verhelfen,  wenig- 
stens die  Möglichkeit  eines  Erfolges  geboten  wäre.  In  dem  letzten  Kapitel  werden  als 
Resultat  der  Untersuchung  siebzehn  sogenannte  Errungenschaften  der  amerikanischen 
Demokratie  anfgezählt.  Zn  denselben  gehört,  daB  io  den  Vereinigten  Staaten  eine  Nation 
lebt,  welche  am  wenigsten  auf  den  Krieg  verwendet , welche  die  reichste  von  allen  auf 
der  Erde  ist;  daB  dort  das  gröfite  Agriknltnrvolk  , Indnstrievolk  und  bergbantreibende 
Volk  der  Erde  wohnt.  DahinbezOgliche  Tbatsachen  werden  in  den  verschiedenen  Ab- 
schnitten des  Buches  auf  Grundlage  ermüdender  statistischer  Breite  dargestellt  Aber 
als  Ursachen  dieser  Erscheinungen  erfahren  wir,  z.  B.  auf  S.  11  u.  12,  dafi  Nordamerika 
eine  physikale  Völkergrenze  nicht  biete , wohl  aber  alle  Bedingungen  für  die  Bil- 
dung einer  einzigen , groBen  Nation  , daher  denn  der  Satz  „si  vis  pacem,  para  bellum“ 
dort  eine  Bedeutung  nicht  haben  könne;  ferner  auf  S.  9 beiBt  es:  „Die  Umstände,  wel- 
chen die  nordamerikaniscbe  Republik  ihre  auffallende  Bevölkerungsznnahme  nud  ihre 
rapide  Entwickelung  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  verdankt , bilden  den  Gegenstand 
eines  interessanten  sozialen  Problems.  Die  wichtigsten  Faktoren  sind  drei:  der  ethnolo- 
gische Charakter  des  Volkes , die  Mannigfaltigkeit  der  klimatischen  und  der  Bodenver- 
hältnisse und  die  republikanischen,  auf  Gleichheit  der  Bürger  basierenden  Institutionen.“ 

Demnach  scheint  die  Demokratie  doch  nicht  alles  bewirkt  zu  haben  und  mit  der 
Verpflanzung  des  amerikanischen  Reichtums  u.  s.  w.  nach  Europa  möchte  es  so  leicht 
nicht  gehen.  Zudem  weiB  der  Verfasser,  wie  schon  oben  angedeutet,  zwischen  der  poli- 
tischen Demokratie  und  dem  liberalen  Gesellschaflsrecht  keinen  Unterschied  zu  machen. 

AuBer  durch  die  angedeuteteo  Widersprüche  zeichnet  sich  das  Buch  durch  eine  un- 
glaubliche Verherrlichung  amerikanischer  Zustände  ans.  Nach  ihm  giebt  es  jenseits  des 
Ozeans  keine  soziale  Frage,  keine  politische  Korruption,  keine  Monopol  Wirtschaft,  nach 
ihm  ist  dort  ein  Volk,  dessen  Grundgesetze  vollkommen  sind  (8.  432),  und  das  das  Ideal 
einer  zweiten  Kammer  besitzt,  die  erhabenste  Körperschaft  der  Erde  — den  amerikani- 
schen Senat  (8.  446).  Es  ist  zu  erwähnen,  daB  in  die  endlosen,  lächerlichen  Ruhmestira- 
den  zwei  interessante  Episoden  eingeschaltet  sind : ein  Brief  von  J.  D.  Weeks , einem 
tüchtigen  Kenner  der  nordamerikanischen  Arbeiterverhältnisse , über  Arbeitslöhne  und 
Lebensmittelpreise,  sowie  eine  Darstellung  der  nichtpolitischen  Thätigkeit  der  amerikani- 
schen Unionsregierung  von  Herrn  Bridge,  dem  Sekretär  des  Verfassers.  S.  v.  W. 
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Mancelon,  L^on,  Le  bagne  et  la  colonisation  p4aitentiaire  k la  Nouvelle  Cald 
donie.  Paris,  Charles  Bayle,  1887,  8.  246  pag.,  1 Tol.,  fr.  2,60. 

Es  liegt  in  unserer  Zeitströmung,  die  Oefangenen  nach  Qrundsätaen  der  Humanitit 
and  Menschenliebe  au  behandeln  , die  Übertrieben  erscheinen  könnten.  Mit  der  Verfei- 
nerung der  sittlichen  Anschannngen  hat  die  Strafe  ihren  harten  und  abschreckenden 
Charakter  verloren:  die  Leiter  der  Qefängnisse  und  die  kompetenten  Behörden  beschäf- 
tigen sich  mit  Psychiatrie,  betrachten  die  Übelthäter  als  irregeleitete  Unglückliche,  die 
man  wieder  auf  bessere  Bahnen  leiten  muß.  Ich  glaube,  selbst  auf  die  Oefahr  hin,  für 
einen  Reaktionär  au  gelten  , daß  das  neunaehnte  Jahrhundert  von  einer  bedenklichen 
Sentimentalität  befallen  ist. 

Um  sich  ein  Bild  davon  an  machen,  bis  au  welchen  Ungereimtheiten  die  Schwäche 
der  mit  der  Ausführung  der  härtesten  Repressivstrafen  beauftragten  Organe  führen  kann, 
lese  man  das  Werk  Moncelon’s  über  die  Strafkolonisation  in  Neu-Caledonien.  Ein 
Augenaeuge  redet  au  uns  und  protestiert  gegen  die  Vergünstigungen,  welche  die  franzö- 
sische Kolonialverwaltung  den  Sträflingen  au  teil  werden  läßt,  während  sie  den  freien 
Ansiedlern  gegenüber,  die  niemals  mit  deu  Gerichten  in  Konflikt  geraten  sind,  als  sehr 
wenig  edelmütig  sich  erweist.  Moncelon’s  Buch  hat  uns  das  Verständnis  dafür  eröffnet, 
warum  die  Verbrecherwelt  der  Hauptstadt  sich  nach  der  Überführung  nach  Neu-Cale- 
donien  sehnt:  die  au  Zwangsarbeit  Verurteilten  leben  dort  unendlich  glücklicher  als  zahl- 
reiche ehrenwerte  Arbeiter,  welche  in  Frankreich  kümmerlich  ihr  Leben  fristen.  Die 
Verurteilten  sollten  eigentlich  bei  den  öffentlichen  Arbeiten  der  beschwerlichsten  Art, 
bei  den  Wege-  und  Hafenbauten  Verwendung  Anden,  — doch  werden  kaum  einige  Hun- 
dert au  diesen  mUfaseiigen  Leistungen  herangeaogen.  Die  anderen  treiben  Ackerbau, 
oder  üben  ihr  früheres  Handwerk  aus.  In  Neu-Caledonien  leben  zehntau-scnd  Verurteilte, 
die  jährlich  aehn  bis  zwölf  Millionen  Franks  kosten.  Die  Verwaltung  der  Strafkolonie 
bat  110000  Hektar  des  fruchtbarsten  Landes  zur  Kolonisation  durch  die  Sträflinge  be- 
stimmt Dasselbe  ist  auf  recht  kostspielige  Weise  zur  Gemüsezucht  angebaut  worden. 
Die  Disziplin  des  Bagno  ist  aufs  äußerste  gelockert.  Den  Kolonialbehörden , welche 
ihrerseits  die  Sträflinge  zuvorkommend  behandeln,  sind  die  Aufsic.htsbeamten  verdächtig. 
Die  freien  Ansiedler  zittern  vor  Angriffen  gegen  das  Leben  und  das  Eigentum  durch 
die  entlassenen  Sträflinge.  „Mau  fragt  sich,  wie  es  noch  Unglückliche  geben  kann,  die 
um  den  Preis  von  so  viel  Mühe  und  Elend  ehrenwert  bleiben  wollen,  während  man  sich 
doch  nur  zu  Bagno  schicken  zu  lassen  braucht , um  ein  Anrecht  auf  die  staatlichen 
Gunstbeaeigungen  zu  haben  und  in  den  Besitz  dessen  zu  gelangen,  was  die  Verwaltung 
während  der  Strafverbüßung  den  Verbrechern  gewährt.“  Die  gefährlichen  Elemente  in 
Europa  werden  durch  ihre  Deportation  nach  den  Antipoden  nicht  umgewandelt. 

Arthur  Raffalovich. 

Anstalten,  die,  der  Stadt  Berlin,  für  die  öffentliche  Gesundheitspflege  und  für 
den  naturwissenschaftlichen  Unterricht.  Festschrift  dargeboten  den  Mitgliedern  der  59. 
Versammlung  deutscher  Naturforscher  und  Arzte  von  den  städtischen  Behörden.  Berlin, 
Stuhr,  1886.  Roy.  in-8.  400  SS.  mit  5 geognost.,  klimatolog  u.  and.  graphisch.  Ta- 

feln, 2 Blatt  Abbildungen  u.  vielen  in  den  Text  gedr.  Holzschnitten.  Originalband. 

Guttstadt,  A.,  Die  naturwissenschaftlichen  und  medizinischen  Staatsanstalten  Ber- 
lins. Festschrift  für  die  69.  Versammlung  deutscher  Naturforscher  und  Arzte.  Im  Auf- 
träge des  Ministers  der  geistlichen,  Unterrichts-  und  Medizinalangelegenheiten  bearbeitet. 
Berlin,  Hirschwald,  1886.  gr.  Lex. -8.  VII — 670  SS.  mit  Titelbild,  eingedr.  Sitnations- 
plänen,  Grundrissen,  Durchschnitten  etc.  und  einem  Anhang  von  10  Tabellen:  Stati- 
stik der  königl.  Pr  i e d r i ch- W i 1 h el  ms  - U ni  v er  s i t ä t. 
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A.  Frankreich. 

Bulletin  de  statistique  et  de  l^gislation  comparäe.  X«  Annde,  Octobre  1886. 
A.  France.  Colonies  etc. : Le  monvement  des  impots.  — Le  commerce  ext4rieur,  raois  de 
Septembre  1886.  — Achats  et  ventes  de  rontes  effectuds  pour  le  compte  des  ddparte- 
ments.  — Le  commerce  extdrieur  en  1886.  Rdsultats  ddflnitifs.  — Le  budget  tunisien 


Digitized  by  Google 


Die  periodische  Presse  des  Anslandes. 


93 


(1886 — 87.)  — Le  projet  de  bndget  du  Tonkiu  (1887.)  — B.  Pays  4tranKers.  Alle- 
magne : La  bi^re  (Production,  consommation,  imp6t).  Angleterre : Les  bauques  anglaises. 
Le  conrs  des  consoHdes.  La  statistiqne  des  exploitations  rurales.  Le  journal  du  Board 
of  Trade.  — Pays-Bas : Le  discours  du  Tröne  et  le  budget  de  1887.  — Belgique:  L'dva- 
Ination  des  itnmeubles  pour  rapplicatiun  des  droits  de  snccession.  — Suisse:  L’impöt  sur 
la  fortunc  mobilere  dans  le  canton  de  Vaud.  — Italie:  Les  bndgets  provinciaux.  — 
lode  anglaise:  Lo  commerce  extdrieur.  — J^tats-Unis:  L’Enquete-sur  les  crises.  — Chine: 
Le  commerce  extdrieur.  — 

Journal  du  droit  international  privd  et  de  la  jurisprudence  comparde.  Annde  13e 
(1886)  Ko*  9 et  10:  Du  conflit  des  lois  en  matidre  de  filiation,  par  L.  Dugnit.  — De 
la  propridtd  immobilidre  et  du  droit  pour  les  dtrangers  d’acqudrir  en  Turquie  (fin),  par 
F.  Rongon.  — Instrnctions  diplomatiques  du  gouvernement  des  Etats-Unis  sur  la  natio- 
oalitd,  le  domicile  et  lo  mariage,  par  F.  Wharton.  — Nouvelle  teotative  pour  l’introduc* 
tion  d’un  cunnaissement  aniforme  en  matidre  de  transports  maritimes,  par  Gutschow.  — 
Du  rdgime  matrimonial  des  Suisses  marids  en  France,  etc.  (fin),  par  E.  Roguin.  — Usa> 
ges  du  Stock -Exchange  de  Londres  et  jurisprudence  anglaise  en  matidre  de  titres  au 
porteur.  — Rdvision  du  traitd  franco-belge  du  81  octobre  1881  en  ce  qui  ooncerne  la 
vente  des  obligations  k lots,  par  F.  Laurens.  — etc. 

Journal  des  J^conomistes.  Ddcembre  1886:  ,Le  ralentissement  de  la  population 
en  France,  par  G.  de  Molinari.  — L’individu  et  l’Etat,  par  E.  Vignes.  — De  la  pro- 
pridtd des  mines  ä propos  de  faits  rdcents  (suite  et  fin),  par  E.  Lamd-Fleury.  — Revue 
de  l’Acaddmie  des  Sciences  morales  et  politiques  (du  ler  aofit  au  15  novembre  1886),  par 
J.  Lefort  — L’appropriation  des  ports  k la  gründe  iiavigation,  par  E.  Fournier  de  Flaix. 

— Le  cbemh)  de  fer  mdtropolitain  de  Paris,  par  H.  de  Beaumont.  — Le  logement  des 
ouvriers  d New-York,  par  A.  RafTallovich.  — Les  chemins  de  fer  du  royaume  de  Prusse, 
par  P.  Hüller.  — Coup  d’oeil  sur  la  Situation  financidre  des  principaux  ^tats  Europdeus, 
par  G.  Dufour.  — L’amortissement  automatique,  par  U.  Pellegrin.  — Une  cais.*e  d’dpargne 
dconomique  au  Tonkin,  par  J.  Chailey.  — Commeut  l’Etat  ontretient  ses  monuments.  — 
Societd  d’dcouomie  politique.  Rdunion  du  6 ddcembre  1886.  Communications:  L’enseig- 
nement  de  l'dconomie  politique.  Fondation  d'un  InsUtut  des  assurances.  Discussion: 
De  l’utilitd  et  de  Topportunitd  des  dtablissements  de  jeux.  — Socidte  de  statistique  de 
Paris.  — Comptes  rendus.  — Cbronique  dconomique.  ~ etc. 

Revue  gdndrale  d’administration.  Annde,  Novembre  1886:  Application  aux 

villes  du  ddcret  du  26  mars  1862  sur  les  rnes  de  Paris,  par  J.  Dqjamme.  — De  l'assi- 
stance  publique  k Paris  (suite),  par  P.  Feillet.  — Responsabilitd  des  comptables  des 
deniers  publics.  Interprdtation  de  l’article  31  de  la  loi  du  30  juin  1838  sur  les  alidnds, 
par  Pliellipon.  — Caisses  d’dpargne.  Projet  de  rcforme.  — Conseil  d’^tat  au  conten- 
tieox:  Travaux  publics.  Dommages  causds  aux  personnes.  Compdteiice,  par  Le  Vavas- 
seor  de  Precourt.  — Cbronique  de  l’administration  fran9aise;  Conseils  de  prud’  hommes. 
Statistique  des  travaux  en  1886.  Bulletin  de  Instruction  publique,  etc.  — 

Revue  maritime  et  coloniale.  Tome  XCl,  livraison  303,  Ddcembre  1886:  Le  bud- 
get de  la  marine  anglaise  (1886  — 1887.)  Chambre  des  communes.  Sdance  du  16  mars 
1886  (pag.  619—676.)  — Commerce  gdndral  de  l’ile  de  la  Rdunion  en  1885.  — etc. 

B.  England. 

Contemporary  Review,  the.  December  1886:  The  Army.  — Welsh  Disestab- 
lishment,  by  Stuart  Rendel.  — Sea  Phrases,  by  W.  Clark  Russell.  — Tenant  Right 
and  Agrarian  Outrage  in  France,  by  R.  E Prothero.  — Ten  years  of  National  Growtb, 
by  M.  G.  Mnlhall.  — Mohammedanism  in  Central  Africa,  by  J.  Thomas.  — Domesday 
Survivals,  by  (Canon)  J.  Taylor.  — etc. 

Fortnightly  Review.  December  1886:  Science  and  Morals,  by  (Prof.)  Huxley. 

— The  State  Purchase  of  Irish  Railways,  by  Ch.  Waring.  — ■ Outcast  London,  by  G.  8. 
Reaney.  — Mobs  and  Revolntions,  by  W.  W.  Kuollys.  — Parliamentary  Procedurc,  by 
S.  Plimsoll.  — American  Jottings,  by  Grant  Allen.  — Emin  Bey,  Gordon’s  Lieutenant 
(with  map)  by  J.  T.  Wills.  — etc. 

Macmillan’s  Magazine.  N**  326,  for  December  1886:  Life  in  the  Alleghanies. 

— English  Literature  at  the  Unversities.  — The  British  School  at  Athens.  — etc. 

National  Review,  the.  December  1886:  An  Empire  Institute,  by  G.  Baden-Po- 
well.  — The  Representation  of  the  Laity,  by  the  Bishop  of  Sydney.  — France  at  it  is 
and  was,  by  a Parisian.  — The  British  Mercbant  Service,  by  W.  B.  Wball.  — A prac- 
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ticeble  ezperimeot  in  Home  Rale,  by  Ä.  Fitsroy.  — Wby  bresk  ap  the  Msrrisfre  Code? 
by  Percy  Greg.  — Life  st  the  Scotch  Unirersities,  by  J.  Leys.  — Pesssnt  Proprietors 
in  Oermsny,  by  (Lsdy)  Paget.  — Corporation  Reform,  by  J.  Reynolds.  — etc. 

Nineteentb  Century,  the  118,  December  188'6:  On  the  Suppression  ofBoy- 

cotting,  by  Just.  Stephen.  — Nova  Scotia’s  cry  for  Home  Ruie,  hy  (Mrs.)  Fellows.  — 
The  Classes,  the  Hasses,  and  the  Qlasses,  by  W.  Lawson.  — Buying  Niagara,  by  J. 
Hampden  Robb.  — Massage,  by  (Lady)  J.  Hanners.  — Rural  Enclosures  and  Allotments, 
by  (Lord)  Edm.  Fitzmaurice  and  H.  H.  Smith.  — A Thought-Reader’s  experiences,  by 
St.  C.  Cumberland.  — The  Loyalty  of  the  Indian  Hohammedans,  by  W.  H.  Gregory. 

— A Flying  Tisit  to  the  United  States,  by  (Lord)  Brassey. 

Österreich'Ungarn. 

Deutsche  Worte.  Monatshefte  hrsg.  von  E.  Pemerstorfer.  Jahrg.  VI  (1886)  Ok« 
tober*  und  Novemberhefl:  Emst  Lass’  litterar.  Nachlaß.  Hrsg,  und  eingeleitet  von  B. 
Kerry.  (Fortsetzung  und  Schluß.)  — Landliga  und  Bodenreform,  von  H.  Bahr.  — Un- 
sere Abgewirtschafteten,  von  Mor.  Wirth.  — Schwurgericht  und  Schöffengericht  vor  dem 
deutschen  Juristentag.  I.  — etc. 

Nachrichten  Über  Industrie,  Handel  und  Verkehr  ans  dem  statistischen  Departe- 
ment im  k.  k.  Uandelaministerium.  Band  XXXIII  Heft  1 und  8 ; Statistik  des  öster- 
reichischen Post-  und  Telegraphenwesens  im  Jahre  1885.  Mit  einer  statistischen  Über- 
sicht fiber  das  Post-  und  Telegraphenwesen  in  Europa.  (Wien,  1886.  Lez.-8.  V — 
803  SS.) 

Österreichische  Monatsschrift  für  christliche  Sozialreform,  Gesellschaftswissen- 
schaft etc.,  von  (Frh.)  C.  v.  Vogelsang.  Novemberheft  1886:  Über  Befestigung  der  Exi- 
stenz des  Bauernstandes  (Fortsetzung  und  Schluß).  — Das  Recht  auf  den  vollen  Arbeits- 
ertrag (veranlaßt  durch  die  gleichbetitelte  Schrift  von  Prof.  A.  Menger.)  Das  Bekleidungs- 
geschäft  und  das  Interesse  der  Konsumenten  dabei.  1.  — Soziale  Chronik.  — etc. 

Ungarische  Revue.  Hrsg,  von  P.  Hnnfalvy  und  G.  Heinrich.  Jahrg.  VI  (1886) 
Heft  10.  Dezember:  Zur  Charakteristik  der  staatsgrfindenden  Ungarn,  von  (Prof.)  H. 
V&mböry.  — Die  Bedeutung  der  Forstkultur  in  unserem  Vaterlande,  von  A.  von  Bedö. 

— Budapest  im  Mittelalter,  von  J.  H.  Sckwicker.  (Fortsetzung.)  — etc. 

F.  Dßnemark. 

Nationalekonomisk  Tidsskrift,  ndgivet  af  W.  Scharling,  A.  Petersen-Studnitz 
og  H.  Westergaard.  1886.  Hefte  6 og  Cxtrahefte:  Detailhandel  und  Warenpreise,  von 
(Prof.)  W.  Scharling.  — Österreichische,  englische,  deutsche  und  schweizerische  Fabrik- 
inspektorenberichte, von  A.  Petersen-Studnitz.  — Bemerkungen  zu  dem  Werke  von  C. 
Christensen:  „Agrarhistoriske  Studier.  I.  Danske  Landboforhold  ferend  Enevaelden“. 
(Dänische  LandgOterverbältnisse  von  der  Alleinherrschaft),  von  S.  Jergensen.  — Bemer- 
kungen Ober  Bodenkredit:  (Realkredit,  Feidwirtschaftskredit,  das  Raiffeisenscbe  System), 
von  Schovelin.  — Bericht  fiber  die  Sitzung  der  volkswirtschaftlichen  Gesellschaft  in 
Kopenhagen  vom  8.  November  1886 : Debatte  fiber  Landwirtschaftskredit.  — Ankündi- 
gung in  Form  einer  Vorausbesprechung  des  Werkes  von  Rubin  und  Westergaard : Land- 
befolkningens  Dedelighed.  (Sterblichkeit  der  dänischen  Landbevölkeraug  etc.),  von  Th. 
Serensen.  — etc. 


G.  Belgien  und  Holland. 

Revue  coloniale  internationale.  Tome  III.  N**  6,  Ddcembre  1886:  Colonial  and 
Indian  Exhibition  Soutb-Kensington,  by  V.  Lovett  Cameron.  IV : Australasia.  — Zen- 
tralamerika und  der  Pannm&kanal , von  H.  Polakowsky.  IV.  — Die  zunehmende  Be- 
deutung der  unteren  Donauländer  in  kolonialpolitiscber  Beziehung.  — Imperial  Federa- 
tion, by  Spencer  Brydges  Todd.  — Les  jouraöes  du  12  au  25  septembre  1886  k Berlin 
et  ieur  intöröt  pour  la  Science  coloniale,  par  C.  M.  Kan.  II.  — Travels  in  Guiana  and 
Venezuela,  by  H.  if\  C.  ten  Kate.  — etc. 

Revue  de  droit  international  et  de  Idgislation  comparöe.  -Tome  XVIII  (1886)  N*5: 
^tnde  sur  la  d^ciaration  de  la  conförence  de  Berlin  relative  auz  occupations,  par  K. 
Engelhardt.  — Revision  du  Code  civil  beige.  Rapport  sur  les  articles  relatifs  an  droit 
international  privö.  Texte  des  articles  8 k 14  et  du  rapport.  — Chroniqne  du  droit  in- 
ternational, par  Rolin  Jaeqnemyns,  (suite) : Cbapitre  I.  La  question  d’Orient,  section  II 
§ 1 et  2 : Les  övdnements  de  Bnlgarie  et  la  question  de  l’öquilibre  stable  des  Etats  bal> 
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kaotques.  — Examen  de  la  goerre  setbo-bnigare  an  pomt  de  vne  da  droit  international. 

— etc. 

H.  Schweiz. 

L’Union  postale.  XI«  vol.  N*  18.  (Berne)  1.  D^mbre  1886:  La  poste  de 
Brdme  (snite  et  fin).  — B^sultats  da  Service  postal  dans  la  Grande-Bretagne  pendant 
Tezercise  de  1885/1886.  — Le  Service  des  postes  dans  les  Straits  Settlements  en  1885. 

— etc. 


Die  periodische  Presse  Deutschlands. 

Annalen  des  Dentschen  Reichs  fQr  Gesetzgebnng,  Verwaltung  and  Statistik,  brsg. 
von  G.  Hirth  nnd  M.  Seydel.  Jahrgang  1886  Mr  11/18:  Die  Reform  der  Zuckerstener. 

— Hamburger  Warendurchschnittspreise  (Ur  die  Jahre  1884/86.  — Ein-  und  Ausfuhr 
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II. 

Ein  Blick  auf  die  koinmer/iellc  und  industrielle 

Lage  Englands. 

Von 

Dr.  Erwin  Nasse. 

Aus  allen  Teilen  der  zivilisierten  Welt  verlauten  seit  mehreren 
Jahren  Klagen  über  eine  anhaltende  und  tiefe  Depression  wirtschaft- 
licher Thätigkeit  und  Unternehmungslust,  über  stockenden  Absatz  und 
sinkende  Preise  der  Produkte,  sowie  über  außerordentliche  Schmälerung 
dos  Gewinns  in  allen  Gewerben.  Die  Allgemeinheit  der  Erscheinung 
deutet  auf  gemeinsame  Ursachen  und  zeigt  die  Gemeinschaft,  welche 
zwischen  der  Wirtschaft  aller  Kulturvölker  gegenwärtig  besteht.  Aber 
doch  erkennt  man  bei  näherer  Betrachtung  leicht,  daß  in  jedem  Lande 
auch  wieder  besondere  Kräfte  wirksam  sind  und  daß  man  unrecht 
thut,  den  ganzen  Vorgang  ausschließlich  auf  einen  oder  wenige 
allgemeine  Gründe  zurückzuführen.  Das  tritt  schon  deutlich  in  den 
Berichten  der  Untersuchungskommissionen  hervor,  die  den  gewerb- 
lichen Notstand  und  seine  Ursachen  in  Frankreich  in  den  letzten 
Jahren  erforscht  haben,  aber  noch  viel  klarer  zeigt  eine  genauere 
Prüfung  der  Lage  Englands,  daß  Umstände  und  Vorgänge,  die  gerade 
in  diesem  Lande  im  Unterschied  von  andern  eingetreten  sind,  eine 
bedenkliche  Loge  der  ganzen  Volkswirtschaft  herbeigeführt  haben. 

Zur  Beurteilung  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  des  britischen 
Königreichs  steht  zu  allen  Zeiten  ein  statistisches  Material  von  großer 
Reichhaltigkeit  und  Übersichtlichkeit  zur  Verfügung.  Für  die  ver- 
übende Frage  bat  aber  außerdem  die  Königliche  Kommission  zur 
Untersuchung  der  Depression  des  Handels  und  der  Industrie,  welche 
vom  Herbst  1855  bis  in  den  Sommer  1886  ihre  Untersuchungen  an- 
gestellt hat,  eine  Menge  von  wichtigen  Thatsachen  gesammelt  und 
viele  Urteile  sachkundiger  Personen  eingezogen..  Es  ist  sehr  zu  be- 
dauern, daß  die  Führer  der  liberalen  Partei  sich  von  dieser  Unter- 
suchung fern  gehalten  haben.  Sie  bat  dadurch,  das  ist  nicht  zu 
verkennen,  einen  etwas  einseitigen  Charakter  erhalten.  Aber  mit  An- 
N.  F.  Bd.  XIV.  7 
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Wendung  von  einiger  Kritik  lassen  sich  die  Ergebnisse  der  angestellten 
umfangreichen  Erhebungen  doch  sehr  wohl  benutzen.  Der  in  Aussicht 
gestellte  Schlußbericht  war  uns  beim  Abschluß  unsrer  Arbeit  noch 
nicht  zugegangen. 

Wir  wollen  versuchen,  auf  Grund  dieser  Materialien  diejenigen 
Vorgänge  zu  besprechen,  welche  uns  für  Englands  kommerzielle  und 
industrielle  Weltstellung  von  der  größten  Bedeutung  scheinen.  Die 
Landwirtschaft  und  die  Rückwirkung  ihrer  Lage  auf  die  gesamte 
Volkswirtschaft  lassen  wir  dabei  unbeachtet,  nicht  nur  weil  der  Verf. 
an  einem  andern  Orte  vor  kurzem  die  gegenwärtigen  agrarischen  und 
landwirtschaftlichen  Zustände  Englands  besprochen  hat,  sondern  vor 
allem,  weil  die  Entwicklung  derselben  Handel  und  Industrie  in  Eng- 
land viel  weniger  beeinflußt  als  in  andern  Ländern.  Ebenso  werden 
wir  absehn  von  einer  Besprechung  der  vorübergehenden  Ursachen  der 
gegenwärtigen  Depression,  sowie  der  Mängel  in  den  öffentlichen  Ein- 
richtungen und  den  Gesetzen  Englands,  welche  bei  dieser  Gelegenheit 
mit  Recht  oder  Unrecht  zur  Sprache  gebracht  sind  (Eisenbahnwesen, 
gewerblicher  Unterricht  u.  s.  w.). 


I. 

Die  kommerzielle  Lage. 

Man  hat  oft  auf  die  günstige  Lage  England.s  für  den  Weltverkehr 
als  auf  die  erste  Grundlage  seiner  maritimen  und  industriellen  Größe 
hingewiesen.  Und  in  der  That  ist  unter  allen  den  äußeren  Bedingungen 
der  wirtschaftlichen  Entwicklung,  mit  der  die  Gunst  der  Natur  jenes 
Land  ausgestattet  hat,  keine  wichtiger  als  diese. 

Die  menschliche  Kultur  — darauf  müssen  wir,  andern  Vorgängern 
folgend,  zur  Begründung  unserer  weiteren  Ausführungen  hinweisen  — 
hat  ihre  ersten  Sitze  aufgeschlagen  an  den  Mündungen  großer  langsam 
fließender  Ströme,  auf  denen  mit  den  einfachsten  Fahrzeugen  ein  Ver- 
kehr verschiedener  Landschaften  möglich  war,  der  bei  dem  Mangel 
an  Straßen  und  Brücken  und  bei  dem  unentwickelten  Zustand  der 
Seeschiffahrt  sonst  weder  zu  Lande  noch  zu  Wasser  stattfinden  konnte. 
Sie  ist  dann  hingewandert  zu  dem  Binnenmeer,  welches  unter  allen 
Meeren  die  reichste  Küstenentwicklung  hatte  und  auf  welchem  die 
Küstenschiffahrt  die  mannigfachsten  Produkte  gegen  einander  aus- 
tauschen  und  die  verschiedensten  Völker  in  geistige  Berührung  mit 
einander  bringen  konnte.  Nach  der  Erfindung  des  Kompasses,  der 
Entdeckung  Amerikas  und  des  Seewegs  nach  Ostindien  traten  die- 
jenigen Völker  an  die  Spitze  der  wirtschaftlichen  Entwicklung,  die 
den  leichtesten  Zugang  zum  Atlantischen  Ozean  hatten,  auf  dem  der 
Weg  zu  fast  der  ganzen  außereuropäischen  Welt  führte.  Aber  weder 
Spanien  und  Portugal,  noch  Frankreich,  noch  die  Niederlande  hatten 
für  die  Ausnutzung  dieses  Vorteils  in  der  Konfiguration  des  eigenen 
liandes  so  günstige  Bedingungen  wie  England.  Keine  trennenden  Ge- 
birge oder  Wüsten  hindern  hier  den  inneren  Verkehr  der  verschie- 
denen Landesteile.  Überall  ist  die  Meeresküste  leicht  zu  erreichen. 
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An  dieser  aber  bilden  tiefe  Meeresbuchten  und  Flußmündungen  natür- 
liche Häfen  und  gestatten  auch  größeren  Schiffen  den  Eintritt  bis  ins 
Innere  des  Landes.  Die  Seeschiffahrt  konnte  daher  mit  geringen 
Kosten  einen  Handelsverkehr  aller  Landesteile  sowohl  unter  sich,  wie 
mit  fremden  Völkern  innerhalb  und  außerhalb  Europas  vermitteln, 
wie  er  in  keinem  andern  Lande  der  Welt  auch  nur  entfernt  mög- 
lich war. 

Zu  diesen  natürlichen  Verbindungswegen  trat  dann  im  vorigen 
Jahrhundert  ein  Kanalnetz  von  einer  Ausdehnung  und  Verbreitung, 
wie  es  in  andern  Ländern,  das  kleine  Holland  ausgenommen,  ebenfalls 
nicht  zu  finden  war. 

Zwei  Vorgänge  haben  im  letzten  Menschenalter  diesen  enormen 
Vorteil  Englands  zwar  keineswegs  aufgehoben,  aber  doch  in  seiner 
Bedeutung  wesentlich  verkleinert:  die  Erfindung  und  der  Bau  der 
Eisenbahnen  und  die  Durchstechung  der  Landenge  von  Suez. 

Die  Eisenbahnen  haben  einen  binnenländischen  Verkehr  möglich 
gemacht,  der  zwar  an  Wohlfeilheit  dem  großen  Seeverkehr  nicht  gleich- 
kommt, aber  doch  in  früher  ganz  ungeahnter  Weise  immer  größere 
Dimensionen  annimmt.  Die  Stellung  des  Binnenlandes  der  beiden 
großen  Kontinente  zum  Weltverkehr  ist  dadurch  gründlich  verändert. 
Gegenden,  die  früher  vom  Weltverkehr  ausgeschlossen  waren,  vermögen 
voluminöse  Produkte  sowohl  auf  den  Weltmarkt  zu  schaffen,  wie  von 
demselben  zu  beziehen,  und  die  natürlichen  Grenzen,  welche  die 
Binnenländer  von  einander  trennten , sind  durch  verkehrreiche  Straßen 
durchbrochen  worden  (Gotthardtunnel). 

Die  großartige  Umgestaltung  der  Weltwirtschaft  infolge  dieser 
Änderung  in  den  Kommunikationswegen  macht  sich  in  unsrer  Zeit 
von  Tag  zu  Tage  mehr  geltend.  Sie  ist  in  den  letzten  Jahren  be- 
sonders der  Landwirtschaft  des  westlichen  Europas  fühlbar  gewesen. 
Die  erdrückende  amerikanische,  russische,  indische  Konkurrenz  hat 
ihre  Hauptursache  in  der  Aufschließung  des  Inneren  der  beiden 
Kontinente  durch  Eisenbahnen.  Aber  auf  diese  für  alle  Welt  beson- 
ders greifbare  Erscheinung  beschränkt  sich  die  Umwälzung  keineswegs. 
Die  Großindustrie  mit  Weltabsatz  konnte  entfernt  von  Wasserstralten 
erst  nach  Herstellung  umfassender  Eisenbahnverbindungen  aufblühen. 
Das  Anwachsen  kleiner  Landstädte,  wie  Dortmund,  Essen,  Bochum, 
zu  großen  Fabrikstädten,  das  ganze  Aufkommen  der  westfälischen 
Eisenindustrie,  die  Entwicklung  Berlins  zu  einem  der  ersten  industriellen 
Mittelpunkte  der  Welt,  die  großartigen  Fortschritte  der  sächsischen 
Gewebeindustrie,  sie  wären  alle  in  diesen  Binnenländern  ohne  die 
Eisenbahnen  schlechterdings  unmöglich  gewesen.  Damit  aber  steht 
im  engsten  Zusammenhänge  die  wachsende  Bedeutung  der  kontinen- 
talen See-  und  Hafenplätze.  Die  Eisenbahnen  haben  ihnen  ein  weites 
Zufuhr-  und  Abfuhrgebiet  eröffnet,  und  indem  sie  den  Zufluß  und 
Abfluß  der  Waren  aus  und  nach  dem  Inneren  des  Kontinents  er- 
leichterten und  vermehrten,  machten  sie  auch  die  Entwicklung  der  von 
kontinentalen  Häfen  ausgehenden  Schiffahrtsverbindungen , namentlich 
der  überseeischen  DampfschiflFlinien  möglich.  Während  früher,  als  die 
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Handelsstraßen  den  Wasserwegen  folgten,  die  See-  und  Flußverbin- 
dungen für  die  Bedeutung  einer  Handelsstadt  vorzugsweise  entschei- 
dend waren,  sind  in  den  letzten  Jahrzehnten  diejenigen  kontinentalen 
Plätze  am  meisten  aufgeblüht,  welche  nicht  nur  einen  guten  Zugang 
zum  Weltmeer  und  überseeischen  Verkehr  haben,  sondern  auch  der 
Ausgangspunkt  eines  ins  Innere  der  Kontinente  sich  erstreckenden 
Eisenbahnnetzes  sind.  Die  Entwicklung  von  Bremen,  bezw.  Bremer- 
hafen und  Geestemünde,  New-York,  Antwerpen,  Genua  hat  in  letzter 
Zeit  die  der  englischen  und  holländischen  Seestädte  übertroifen.  Be- 
sonders das  Aufkommen  der  beiden  letzten  Plätze,  welche  die  alU; 
kommerzielle  Größe  wieder  zu  gewinnen  gegründete  Hofihung  haben, 
zeigt,  was  die  Eisenbahnen  bedeuten.  Denn  von  beiden  ist  der  eine 
ganz  ohne  Wasserverbindung  nach  dem  Inneren,  der  andre  steht,  was 
binncnländische  Fluß-  und  Kanalverbindung  angcht,  den  zunächst  kon- 
kurrierenden Häfen,  Rotterdam  und  Havre,  jedenfalls  nach. 

Es  spricht  von  selbst,  daß  von  dieser  Umwälzung  England  nicht 
so  großen  Vorteil  ziehen  kann,  wie  die  Binnenländer  der  beiden  Kon- 
tinente, weil  es  sich  der  günstigen  Bedingungen  für  eine  Teilnahme 
am  Weltverkehr,  welche  diesen  ei*st  seit  kurzem  zu  teil  geworden 
sind,  schon  lange  erfreut.  Man  darf  im  Gegenteil  behaupten,  die 
Eisenbahnen  haben  der  englischen  Großindustrie  und  dem  englischen 
Welthandel  eine  gefährliche  Konkurrenz  geschaffen  und  einen  der  Eck- 
steine weggezogen,  auf  welchem  das  industrielle  und  kommerzielle 
Prinzipat  Englands  bisher  beruhte.  Unter  den  Völkern  Europas  da- 
gegen, die  mit  England  in  industriellen  und  kommerziellen  Wett- 
bewerb zu  treten  in  der  Lage  sind,  hat,  wenn  wir  die  Schweiz  aus- 
nehmen, keines  durch  die  Eisenbahnen  seine  Stellung  im  Weltverkehr 
so  verbessert  wie  Deutschland.  Denn  Frankreich,  die  Niederlande, 
Italien,  Dänemark,  Spanien  haben  im  Verhältnis  zu  ihrer  Größe  viel 
längere  Küsten,  an  denselben  bessere  natürliche  Häfen  und  vor  allem 
von  ihnen  aus  einen  leichteren  Zugang  zum  Weltmeer,  als  Deutsch- 
land. In  Frankreich  und  den  Niedeilanden  wurde  überdies  schon  seit 
geraumer  Zeit  der  innere  Verkehr  durch  ausgedehnte  Kanalverbin- 
dungen erleichtert,  deren  Deutschland,  wenn  wir  den  kleinen  Teil 
ausnehmen,  der  zwischen  Elbe  und  Weichsel  sich  der  Fürsorge  preußi- 
scher Regenten  zu  erfreuen  hatte,  ganz  entbehren  musste. 

Wahrscheinlich  würde  der  umgestaltende  Einfluß  der  Eisenbahnen 
auf  den  Weltverkehr  noch  stärker  hervorgetreten  sein,  wenn  nicht  ge- 
rade seit  circa  15 — 20  Jahren  auch  die  Seeschiffahrt  durch  vermehrte 
Anwendung  der  Dampfkraft  zur  Bewegung,  des  Eisens  zum  Bau  der 
Schiffe,  sowie  durch  mannigfache  andre  technische  Verbesserungen 
große  Fortschritte  gemacht  und  die  Waren beförderung  zur  See  eine 
raschere  und  sehr  viel  wohlfeilere  geworden  wäre. 

Ein  weiteres  für  Englands  wirtschaftliche  Stellung  in  der  Welt 
ungünstiges  Moment  ist  die  Eröffnung  des  Suezkanals.  Zwar  haben 
die  Rhederei  und  der  Handel  Englands  sich  mehr  als  die  aller  andern 
Länder  des  abgekürzten  Transportweges  bedient,  und  die  durch  den 
Suezkanal  beförderte  Verdrängung  der  hölzernen  Segelschiffe  durch 
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eiserue  Danipfschiflfe  ist  ebenfalls  dem  englischen  Schiffsbau  und  der 
englischen  Eisenindustrie  zu  gute  gekommen,  aber  doch  ist  der  Ver- 
kehr Europas  mit  Ostasien  und  Australien  dadurch  zum  großen  Teil 
in  Bahnen  gelenkt,  auf  denen  die  Häfen  des  mittelländischen  Meeres 
früher  oder  später  die  Verschiffungsorte  für  einen  großen  Teil  der 
Waren  werden  müssen,  welche  zwischen  diesen  Weltteilen  und  dem 
europäischen  Kontinent  ausgetauscht  werden  ’)•  Noch  vor  kurzem 
wurde  dieser  Verkehr  fast  ganz  Ober  englische  Häfen  vermittelt. 
Alle  andern  europäischen  Seeplätze  hatten  — die  Beziehungen  zwischen 
Holland  und  seinen  ostindischen  Kolonien  ausgenommen  — nur  mangel- 
hafte und  unregelmäßige  Schiffahrtsverbindungen  mit  Ostasien  und 
Australien.  Zur  Zeit  dagegen  werden  die  Waren,  die  durch  den 
Suezkanal  kommen  und  gehen,  schon  zu  einem  erheblichen  Teil  direkt 
nach  und  von  den  Bestimmungsorten  auf  dem  europäischen  Kontinent 
gesandt,  und  doch  hat  bis  jetzt  die  Eröffnung  des  neuen  Seewegs  noch 
nicht  ihre  Wirkung  in  vollem  Maße  äußern  können,  weil  die  Entwick- 
lung neuer  kommerzieller  Beziehungen  Zeit  erfordert.  Ich  erinnere, 
um  nur  einiges  hervorzuheben,  an  die  Vervollständigung  der  Hafen- 
einrichtungen in  Genua,  au  die  Eröffnung  der  Gotthardbahn,  welche 
diesen  Haien  erst  zum  natürlichen  Stapelplatz  für  den  ostasiatischen 
Handel  Westdeutschlands  und  der  Schweiz  gemacht  hat,  an  manche 
andere  erst  in  letzter  Zeit  eröffnete  Bahnverbindungen,  die  den  Häfen 
des  mittelländischen  Meeres  zu  gute  kommen  u.  s.  w.  W enn  aber  die 
Zugänge  zu  dem  neuen  Weg  gebahnt  und  der  Verkehr  des  europäi- 
schen Kontinents  auf  demselben  entwickelt  sein  wird,  so  kann  die 
Verschiebung  des  Welthandels  eine  große  Bedeutung  erlangen.  Denn 
in  staunenerregender  Weise  steigt  die  Quantität  von  Rohstoffen  und 
Nahrungsmitteln,  die  Europa  von  Ostasien  und  Australien  bezieht. 
Namentlich  entwickelt  Britisch  Indien  eine  Exportfähigkeit  in  vegeta- 
bilischen Produkten,  wie  sie  kaum  von  irgend  einem  andern  I^de 
erreicht  werden  dürfte. 

Zu  diesen  beiden  Momenten,  Eisenbahnen  und  Suezkaual,  kommt 
nun  die  in  allen  Verkehi-sbezielmngen  in  neuerer  Zeit  deutlich  erkenn- 
bare Tendenz,  die  Vermittler  des  Verkehrs  möglichst  zu  beseitigen 
und  direkte  Beziehungen  zwischen  Produktions-  und  Konsumtionsorten 
anzuknüpfen.  Der  Zwischenhandel  verliert  überall  an  Bedeutung.  Die 
Ursachen  dieser  Entwicklung  sind  gewiß  wieder  in  erster  Linie  in  der 
Verbesserung  der  Kommunikationsmittel  zu  suchen.  Die  Transport- 
iiidustrie  und  die  Spedition  im  weitesten  Sinne  des  Wortes  übernehmen 
einen  Teil  der  Dienste,  welche  früher  der  Zwischenhandel  geleistet. 
Sie  sammeln  die  Waren  an  den  Versendungsorten  und  führen  sie  mit 
Sicherheit  und  mäßigen  Kosten  den  Bestimmungsorten  von  Land  zu 
Land,  von  Weltteil  zu  Weltteil  zu.  Die  Leichtigkeit,  mit  der  durch 
Reisen  persönliche  Beziehungen  angeknüpft  werden,  durch  Post  und 
Telegraph  Bestellungen  gegeben,  Probesendungen  gemacht  werden  können 

1)  Von  dem  Export  Australiens  nach  Europa  nimmt  noch  c.  den  Weg  um  das 
Kap  der  guten  HoOnung,  der  Export  von  Britiscli-Iiidion  dagegen  schlägt  gegenwärtig 
schon  ungefähr  zu  zwei  Dritteilen  den  Weg  durch  den  Suezkanal  ein. 
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u.  s.  w.,  befördert  weiter  jeue  Entwicklung.  Endlich  aber  bewirkt 
der  steigende  Konsum  fremder  Waren,  daß  direkte  Beziehungen  mög- 
lich werden.  Denn  es  liegt  auf  der  Hand,  daß  dieselben  weniger  ein- 
träglich sind,  wenn  die  Waren  nur  in  kleinen  Quantitäten  und  nicht 
regelmäßig  gebraucht  werden,  als  wenn  ein  beständiger  Bezug  größerer 
Mengen  nötig  wird.  Je  mehr  daher  durch  die  wachsende  Industrie 
und  Bevölkerung,  sowie  durch  die  veränderte  Richtung  des  Konsums 
in  den  kontinentalen  Staaten  überseeische  Rohstoffe  und  Nahrungs- 
mittel notwendig  werden,  desto  mehr  wird  es  denselben  möglich  sein, 
sich  für  ihren  Bezug  von  der  englischen  Vermittlung  unabhängig  zu 
machen. 

Alle  diese  Verhältnisse  haben  die  Welthandelsstellung 
Englands  schon  wesentlich  beeinträchtigt  und  scheinen  sie  weiter  zu 
bedrohen.  Der  englische  Zwischenhandel  hat  von  seiner 
früheren  Bedeutung  schon  viel  verloren  und  wird  wahr- 
scheinlich allmählich,  wenn  nicht  völlig  verschwinden,  so  doch  einen 
immer  kleineren  Teil  des  W^arenumtausches  in  der  Welt  vermitteln. 

Diese  Behauptung  für  alle  Handelszweige  im  einzelnen  auszuführen, 
ist  uns  nicht  möglich.  Nur  einige  besonders  charakteristische  Zeugen- 
aussagen vor  der  Königlichen  Kommission  und  die  Statistik  des  Ver- 
kehrs mit  einigen  Artikeln  und  Ländern,  bei  welchen  die  Veränderung 
schon  recht  augenfällig  ist,  wollen  wir  hier  vorführen. 

Ein  großer  Rheder  und  Seeversicherer,  Mr.  William  Ramsden 
Price,  äußerte  sich  auf  die  Frage  des  Vorsitzenden,  ob  der  englische 
Zwischenhandel  (entrepöt  trade)  abnehme,  folgendermaßen : „In  manchen 
Handelszweigen  ganz  entschieden.  Ich  bin  Mitglied  von  Lloyds,  be- 
teilige mich  an  dem  dortigen  Versicherungsgeschäft,  sehe  beständig 
einen  enormen  Betrag  von  Versicherungen,  die  dort  abgeschlossen  wer- 
den, und  habe  dabei  eine  sehr  große  Zunahme  des  direkten  Handels 
zwischen  China  und  Britisch  Indien  einerseits,  den  Häfen  des  mittel- 
ländischen Meeres  andererseits  zum  Nachteil  unseres  Zwischenhandels 
bemerkt.  In  früheren  Jahren  sahen  wir  oft  sehr  große  Versicherungs- 
policen für  Thee,  der  von  China  nach  London  gekommen  war  und  per 
Dampfboot  nach  Petersburg  befördert  wurde,  ^it  geraumer  Zeit  habe 
ich  keine  einzige  gesehen,  wohl  aber  große  Policen  für  Thee  von  China 
nach  Odessa  in  direkter  Ladung.  Nehmen  wir  ferner  den  Artikel 
Seide.  Ich  hatte  früher  Beziehungen  zu  einer  großen,  Seide  versen- 
denden Firma  in  Burhampore.  Diese  Seide  pflegte  immer  nach  London 
gesandt  und  auf  dem  londoner  Markt  verkauft  zu  werden.  Ein  Teil 
davon  wurde  später  nach  dem  Kontinent  ausgeführt,  nach  Lyon  und 
anderen  Plätzen,  aber  in  den  3 oder  4 letzten  Jahren,  in  denen  ich 
diese  Beziehungen  hatte,  kam  die  Seide  direkt  nach  Marseille  oder 
Venedig  und  von  dort  wurde  sie  über  den  Kontinent  verteilt.  Hier- 
her gelangte  sie  gar  nicht.  Dann  der  Artikel  Baumwolle.  Ich  war 
vorige  Woche  in  Liverpool  und  sprach  mit  dem  einen  oder  dem 
anderen,  der  über  die  Flauheit  des  Geschäfts  klagte.  Sie  sagten,  einen 
Handelszweig  hätten  sie  vollständig  verloren,  nämlich  den  Ankauf  von 
Baumwolle  auf  dem  liverpooler  Markt  zur  Ausfuhr  nach  Rußland  und 
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verschiedenen  kontinentalen  Häfen.  Die  Baumwolle  gehe  jetzt  direkt 
nach  den  kontinentalen  Fabrikdistrikten.“  (III  p.  104.)  Der  Suezkanal 
und  die  besseren  überseeischen  Dampfschiffverbindungeu  von  Havre, 
Antwerpen,  Hamburg  sind  nach  Ansicht  der  Sachkundigen  die  Haupt- 
ursache der  Verschiebung. 

Von  einem  anderen  Standpunkt  aus  klagte  über  den  Verfall  des 
englischen  Zwischenhandels  und  der  englischen  Spedition  der  lang- 
jährige Direktor  einer  der  größten  und  ältesten  Dampfschiflfgesellschaften, 
welche  den  Verkehr  Englands  mit  dem  Kontinente  vermittelte.  Die 
Schiffe  der  General  Steam  Navigation  Company,  welche  zwischen  Lon- 
don und  den  näher  gelegenen  kontinentalen  Häfen  laufen,  haben  früher 
einen  beträchtlichen  und  einträglichen  Transport  von  Waren  über- 
seeischer Herkunft  gehabt,  die  von  London  nach  dem  Kontinent  wei- 
terbefördert wurden.  Der  direkte  überseeische  Verkehr  der  kontinen- 
talen Häfen,  sagt  der  Sachkundige,  hat  diesen  Transport  fast  ganz 
beseitigt,  obgleich  wir,  um  die  Bedeutung  der  englischen  Häfen  und 
damit  unseren  eigenen  Verkehr  zu  erhalten,  die  Frachten  um  50,  60 
bis  70®/o  herabgesetzt  haben.  (III  p.  162  ff.) 

Die  Berichte,  welche  die  Kön.  Kommission  von  verschiedenen  kauf- 
männischen Verbänden  in  London  eingezogen  hat,  sind  fast  alle  erfüllt 
mit  Klagen  über  die  Abnahme  des  londoner  Zwischenhandels.  Vor 
allem  der  Generalbericht  der  londoner  Chamber  of  Commerce:  „Die  Er- 
öffnung des  Suezkanals“,  heißt  es  da,  „und  des  Gotthardtunnels  und 
die  Prämien,  welche  fremde  Staaten  ihren  Schiffen  gegeben,  haben  zu- 
sammengewirkt, um  den  Handel  von  London  als  eines  verteilenden 
Mittelpunktes  und  einer  großen  Warenniederlage  für  die  ganze  Welt 
zu  schädigen.“  Mehrere  Cnterabteilungen  der  Handelskammer,  beson- 
ders die  für  den  Kaffee-  und  Baumwollenhandel,  führen  näher  aus,  wie 
der  englische  Zwischenhandel  durch  direkte  Beziehungen  zwischen 
Produzenten  und  Konsumenten  und  durch  fremdes  Mitwerben  geschä- 
digt sei.  Immer  wieder  aber  werden  der  Suezkanal,  Gotthardtunnel, 
die  direkten  Dampferverbindungen  der  kontinentalen  Häfen  als  die 
Hauptursachen  der  erlittenen  Einbußen  angeführt. 

Solche  Aussagen,  die  wir  leicht  noch  vermehren  konnten,  haben 
immer  einen  etwas  subjektiven  Charakter.  Es  ist  daher  immer  zweck- 
mäßig, sie  an  objektiven  Zahlen  zu  prüfen. 

Es  betrug,  um  einen  der  wichtigsten  Handelszweige  hervorzuheben, 
über  den  uns  zugleich  das  reichste  Material  zur  Verfügung  steht,  an 
Baumwolle  nach  der  amtlichen  Ein-  und  Ausfuhrstatistik: 


die  die  der 

gesamte  Einfuhr  Wiederausfuhr  Verbleib  in  England 
im  Durchsefanitt  der  Jahre  Millionen  Centner 


1855—59 

9.8 

1,3 

7,9 

60—64 

8,4 

2,2 

6,2 

65—69 

11,0 

2,9 

8,1 

70—74 

13,6 

2,4 

11,8 

75—79 

12,7 

1,7 

11,0 

80—84 

15.3 

2,1 

13,8 

85 

12,8 

1,8 

11,1 
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Wir  geben  weiter  unten  genauere  Zahlenangaben,  aus  denen  her- 
vorgeht, daß  der  Verbrauch  von  roher  Baumwolle  auf  dem  europäischen 
Kontinent  zu  Anfang  der  Periode,  auf  welche  sich  die  obige  Übersicht 
erstreckt,  nur  des  englischen  betrug,  zu  Ende  derselben  aber  den- 
selben beinahe  an  Größe  erreicht  hatte.  Es  ist  daher  offenbar  ein 
immer  kleinerer  Teil  des  kontinentalen  Verbrauchs  durch  Zufuhr  über 
England  gedeckt  worden.  Die  englischen  Konsulatsberichte,  welche 
der  Komroissionsbcricht  veröffentlicht,  erzählen  denn  auch  aus  ver- 
schiedenen Handelsstädten,  daß  man  früher  die  rohe  Baumwolle  über- 
wiegend aus  England  erhalten  habe,  jetzt  aber  direkt  von  den  Pro- 
duktionsorten beziehe,  so  II  p.  241  für  Oberitalien,  II  p.  236  für 
Schweden  u.  s.  w. 

Von  roher  Seide  betrug  die  Ausfuhr  aus  England  im  Durch- 
schnitt der  3 Jahre  1871 — 73  noch  3089712  Pfd.,  im  Durchschnitt 
der  drei  letzten  Jahre  1883 — 85  428201  Pfd.,  von  Kaffee  in  der 
ersten  Periode  1446220  Ztr.,  in  der  letzten  901711  Ztr.  „London  hat 
aufgehört,  der  Mittelpunkt  für  den  Seidenhandel  zu  sein*\  klagt  der 
englische  Konsul  in  Japan.  „Der  Kontinent  versorgt  sich  mit  vielen 
japanesischen  Produkten  jetzt  in  direkter  Beziehung,  statt  sie  in  Lon- 
don zu  kaufen.“ 

Über  die  Einfuhr  von  Reis  nach  Europa  berichtet  der  Econo- 
mist vom  20.  Februar  1886,  daß  sie  besonders  in  den  letzten  Jahren 
weniger  nach  England  gerichtet  gewesen  sei. 


Es  wurde  eingefUhrt  iu 

1885 

1884 

1883 

1882 

1881 

England 

254  192 

299394 

353898 

368  026 

407  877 

Holland 

90010 

108  506 

86  646 

88616 

*35  568 

Belgien 

45527 

52900 

52490 

46  445 

68  700 

Bremen . . 

181 556 

*56312 

*58455 

*57  872 

189000 

Hamburg 

66  223 

67  358 

55  7*5 

59  660 

49  667 

Frankreich,  Italien  und  Sildeuropa  . 

102  175 

144  882 

185  428 

1 22  667 

45000 

Die  Ausfuhr  von  geschältem  Reis  aus  England  nach  dem 
Kontinent  nimmt  demselben  Blatte  zufolge  beständig  ab  und  geht  auf 
die  kontinentalen  Häfen,  besonders  Bremen,  über  infolge  verbesserter 
Dampfschiffverbindungen  und  besserer  Schälmethodeii. 

Ein  Artikel,  der  bis  vor  kurzem  überwiegend  in  Händen  des  engli- 
schen Handels  war  und  in  dem  die  kontinentalen  Konsumenten  sich  fast 
ausschließlich  in  London  versorgten,  ist  Indigo.  Der  Bericht  des 
englischen  Generalkonsuls  in  Berlin  (If-  2 P-  I^)  gi^bt  an,  in  Kal- 
kutta seien  angekauft  worden  in  den  Jahren  1884  und  1885: 


für  Englaud 9200  Kisten 

Frankreich 5070  „ 

Deutschland,  Holland  und  Belgien  12500  „ 

Italien  und  Schweiz 280  „ 

RuBland 2100  „ 

Vereinigte  Staaten 8730  „ 

Suez  und  Persischen  Meerbusen  . 970  „ 


Von  den  für  England  gekauften  seien  za.  5000  für  den  engli- 
schen Zwischenhandel  bestimmt  gewesen  und  über  England  anderen 
europäischen  Ländern  zugeführt  worden.  Derselbe  Bericht  führt  als 
andere  Artikel,  die  Deutschland  früher  über  England  bezogen  habe, 
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jetzt  aber  iu  direktem  Handel  erhalte,  besonders  an:  Farbhölzer,  Cur- 
cuma (Safran),  Terra  japonica.  Ähnliche  Nachrichten  enthalten  andere 
Konsulatsberichte,  z.  R der  von  Genua,  der  außer  Baumwolle  noch 
Kolonialwaren  und  Petroleum  als  früher  über  England,  jetzt  aber 
direkt  bezogene  Artikel  erwähnt  (II.  2 p.  241.) 

Bei  anderen  Artikeln,  z.  B.  Thee,  Jute,  ist  zwar  noch  keine 
absolute  Abnahme  der  Wiederausfuhr  aus  England  bemerkbar,  aber 
doch  wird  ein  immer  größerer  Teil  des  rasch  wachsenden  kontinentalen 
Konsums  durch  direkte  Bezüge  gedeckt.  Besonders  lebhafte  Klagen 
werden  von  einigen  Sachkundigen  darüber  geführt,  daß  die  Ausfuhr 
von  Strohgeflecht  aus  China,  die  früher  nach  London  gegangen,  jetzt 
zum  Teil  nach  Hamburg  gerichtet  werde.  Die  ausschließliche  Ursache 
dieser  Veränderung  sei  in  dem  Umstande  zu  suchen,  daß  englische 
Dampfschififlinien,  um  die  deutsche  Konkurrenz  zu  ersticken,  den  Ar- 
tikel zu  niedrigerer  Fracht  nach  Hamburg  als  nach  London  lieferten. 

Wie  sich  infolge  dieser  Umstände  die  Warenausfuhr  von  Bri- 
tisch Indien  nach  den  wichtigsten  europäischen  Staaten  gestaltete, 
zeigen  folgende  Zahlen,  die  wir  dem  Statistical  Abstract  relating  to 
British  India  (n.  XVIII,  p.  110  u.  XIX,  p.  118)  entnehmen.  Es  be- 
trug die  Ausfuhr  indischer  Produkte  in  den  Jahren,  endend  d.  31.  März: 


1874 

J875 

1883 

1884 

□ach 

£ 

£ 

£ 

£ 

GroSbritaDnien  und  Irland  . 

28  832  281 

27972316 

35  620  484 

36  984  034 

Österreich 

939  053 

I 320  816 

2 602  556 

2 241  386 

Beljpen 

— 

14 

2 151  728 

3403  33* 

Frankreich 

3 134078 

4 449  3*7 

7 221  869 

8368  521 

Deutachiand 

60  145 

202  024 

5*7765 

616352 

Holland 

238  490 

14  400 

452  777 

340  426 

Italien 

> 319579 

I 112  191 

3 383  507 

3 52074* 

Spanien 

30  356 

— 

303  937 

226  861 

Nach  allen  Ländern  ist  die  verhältnismäßige  Vermehrung  des 
Exports  größer  als  nach  Großbritannien.  Die  Entwicklung  des  Ver- 
kehrs nach  den  mittelländischen  Häfen  und  nach  Antwerpen,  z.  T. 
natürlich  nur  Spedition  für  Deutschland  und  die  Schweiz,  tritt  deut- 
lich hervor. 

In  betreff  de«  europäischen  Handels  mit  China  berechnet  ein  Kon- 
sulatsbericht aus  Tientsin  (III  465),  daß  die  Ausfuhr  und  Einfuhr 
Chinas  von  und  nach  dem  europäischen  Kontinent  betragen  habe  im 
Verhältnis  zu  der  nach  Großbritannien  dem  Werte  nach: 

1877  15  8 268 

1878  21  8 1882  27  8 

1879  24?.  >883  248 

1880  288  1884  33  8 

Außer  Ostasien  scheint  es  namentlich  Südamerika  zu  sein,  wo 

sich,  wenn  wir  den  englischen  Konsulatsberichten  Glauben  schenken 
dürfen,  die  fremde,  beson<lers  deutsche  und  belgische  Konkurrenz 
fühlbar  macht  und  eine  relative  Abnahme  des  englischen  Handels  zur 
Folge  gehabt  hat,  während  die  meisten  dieser  Berichte  aus  den  Ver- 
einigten Staaten  von  einer  Verdrängung  des  englischen  Handels  durch 
h*emde  Nationen  nichts  wissen  wollen. 
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Ebenso  wie  in  den  wichtigsten  überseeischen  Gebieten,  so  zeigt 
sich  eine  korrespondierende  Abnahme  des  englischen  Zwischenhandels 
auch  in  den  Handelsstädten  des  europäischen  Kontinents. 

Der  britische  Konsul  in  Hamburg  macht  darauf  aufmerksam,  daß 
von  der  gesamten  Einfuhr  über  die  Einfuhr  aus  England  aus- 
machte 


1866  -70  71,1  tt  dem  Gewichte,  63,»  ^ dem  Werte  nach 

1871—75  68,6  g „ „ 57,9  g ,.  „ „ 

1876—80  60,9  8 „ „ 50,38  „ 

1880  84  5^'^  8 **  »1  4^’^  8 ” •*  *• 

Die  relative  Abnahme  wird  nicht  ausschließlich  auf  Rechnung  des 
Zwischenhandels  kommen,  sondern  zum  Teil  auch  durch  verhältnis- 
mäßig geringere  Einfuhr  englischer  Manufakturwaren  in  Hamburg  ent- 
standen sein.  Daß  beide  Ursachen  obgewaltet  haben,  geht  aus  folgen- 
der Tabelle  hervor,  die  wir  derselben  Quelle  entnehmen.  Von  der 
gesamten  Einfuhr  in  Hamburg  machte  die  Einfuhr  aus  England  dem 
Werte  nach  aus  bei 


l866 — 70 

1871-75 

1876 — 80 

1880 — 84 

Nahrungsmitteln  . . 

llohstoffe,  Baumaterialien, 

6,27  8 

8,65 

6,66 

4,4  8 

Brennstoffe  .... 

50,4  6 8 

46,71 

41,88 

30.3  s 

Gewebe 

39.74  8 

37,30 

32.32 

24,40 

Andere  Manufakturwaren 

20,97  8 

26,07 

17,78 

14,1» 

Allein  die  Kaffeeeinfuhr  aus  England  sank  von  einem  Werte  von 
1 136547  £ im  Jahre  1873  auf  276955  £ im  Jahr  1883. 


Der  englische  Konsul  in  Rom  berichtet,  daß  von  1880—84  in  Italien 
gestiegen  sei 


dio 

Einfuhr 

aus 

Deutschland 

102  8 

»1 

99 

99 

Belgien 

1508 

M 

99 

99 

der  Schweiz 

1208 

99 

99 

99 

Großbritannien 

168 

die  Ausfulu^  nach  Deutschland 

408 

»9 

99 

99 

Belgien 

4008 

99 

99 

99 

der  Schweiz 

368 

99 

99 

99 

GroBbritannieu 

78 

Der  große  Unterschied  in  dem  Anwachsen  des  Handelsverkehrs 
Italiens  mit  den  verschiedenen  Ländern  ist  zum  großen  Teil  nicht  auf 
entsprechende  Änderung  in  den  Bestimmungs-  und  Herkunftsländern 
der  Waren  zurückzuführen,  sondern  auf  veränderte  Transportwege, 
z.  B.  Gotthardbahn,  bessere  Dampfschiffverbindungen  mit  Antwerpen 
u.  s.  w.  Gerade  die  Änderung  der  Handelswege  ist  aber  von  großer 
Bedeutung. 

Die  englische  Statistik  über  den  englischen  Zwischenhandel  läßt 
die  Verschiebung  im  ganzen  viel  kleiner  erscheinen  als  die  bisher  mit- 
getoilten  Zahlen.  Die  Ausfuhr  von  ausländischen  und  kolonialen 
Produkten  aus  England  belief  sich  dem  deklarierten  Werte  nach  auf: 

£ £ 


1871 

60 

508 

538 

1879 

57 

25' 

606 

1872 

58 

331 

487 

1880 

63 

354 

020 

1873 

55 

840 

162 

1881 

63 

060 

097 

1874 

58 

092 

343 

1882 

65 

'93 

552 

>875 

58 

146  360 

1883 

65 

637 

597 

1876 

56 

'37 

389 

1884 

62 

942 

34' 

1877 

53 

452 

955 

1885 

58 

359 

'94 

1878 

52 

634 

944 
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Dabei  ist  aber  zu  bemerken,  daß  die  Zuverlässigkeit  dieser  Tabelle 
insofern  zu  wünschen  übrig  läßt,  als  nicht  selten  Waren,  besonders 
Manufakturwaren,  aus  England  exportiert  werden,  bei  denen  eine  ge- 
naue Angabe  ihres  Ursprungs  unmöglich  ist,  weil  englische  und  fremde 
Produkte  ohne  Unterscheidung  in  englischen  Magazinen  und  Waren- 
lagern feil  geboten  werden,  und  der  Käufer,  welcher  die  Waren  expor- 
tiert, daher  selbst  das  Ursprungsland  derselben  nicht  kennt.  Ferner 
ist  darauf  aufmerksam  zu  machen,  daß  die  Zunahme  in  der  Ausfuhr 
eines  Artikels,  nämlich  von  tierischer  Wolle  aus  den  Kolonien,  den 
Ausfall  gedeckt  hat,  der  in  der  Wiederausfuhr  einer  Menge  anderer 
Waren  entstanden  ist.  (Wiederausfuhr  tierischer  Wolle  187 1 £ 7 601 175, 
im  Durchschnitt  1883— 85  15066094  trotz  des  gesunkenen  Preises.) 

Für  tierische  Wolle  ist  infolge  des  enormen  Wachsens  der  australischen 
Produktion  die  noch  fast  ganz  um  das  Kap  dem  europäischen  Markte  zu- 
geführt wird,  London  der  erste  Markt  geblieben,  während  die  süd- 
amerikanische Wolle  überwiegend  ohne  englische  Vermittlung  nach  den 
kontinentalen  Häfen  geht. 

Von  der  Wiederausfuhr  in  das  englische  Zollgebiet  eingeführter 
fremder  Waren  sind  die  Umladungen  derselben  in  englischen  Häfen 
zu  scheiden.  Während  die  ersteren  auf  Rechnung  des  englischen 
Zwischenhandels  zu  geschehen  pflegen,  ist  bei  den  letzteren  der  eng- 
lische Handel  mitunter  gar  nicht  beteiligt.  In  der  Regel  wird  bei 
diesen  der  nichtenglische  Handel  sich  nur  der  besseren  Schiifsgelegen- 
heiten  von  englischen  nach  außereuropäischen  Häfen  bedienen  wollen 
und  deshalb  die  ein-  und  auszuführenden  Waren  über  England  senden. 
Immerhin  ist  die  Entwicklung  dieses  Verkehrs  bezeichnend  für  das 
Maß,  in  welchem  England  an  direkten  Schiifahrtsverbinduugen  den 
kontinentalen  Häfen  überlegen  ist. 


Es  betrag 

der  Gesamtwert  der 
in  eaglischeo  Häfen 
unigeladenen  Waren 
£ 

1871  11358234 

1872  13  896  760 

>873  *3  764  000 

1874  1 1 421  241 

1875  12137064 

1876  10815548 

1877  12  182  241 

1878  II  159  822 

1879  10975669 

1880  12540255 

1881  12563237 

1882  11995757 

1883  11698318 

1884  1 1 855  III 

1885  10955685 


aus  nacb 

Deutschland 
£ £ 


I 727  087 

772 

795 

2 379  126 

828 

886 

2 137974 

I 047 

725 

I 377  7*1 

835 

520 

I 325  394 

I 088 

*54 

I 440  786 

846 

182 

* 675  570 

937 

841 

I 542  194 

998 

*74 

* 355481 

1 119 

802 

I 840  429 

I *3* 

221 

I 963  955 

774 

106 

I 870  946 

546 

023 

I 665  661 

630 

802 

I 640  393 

484 

502 

I 605  532 

529 

HO 

davon 

aus  nach 

Holland 
£ £ 
1721426  181878 

1688571  365620 

I 202  183  545  223 

I 008  201  287  363 

860324  514434 

701  203  648  559 

705489  701801 

688595  75M72 

641431  431628 

766902  725339 

823318  805039 

756659  820613 

968  555  704  148 

871  173  609  861 

603  742  664  140 


aus  nach 

Belgien 
£ £ 


* 392 

*39 

*73 

181 

1 203 

874 

366 

07* 

* 093 

543 

463 

393 

860 

569 

383 

893 

708 

395 

728 

712 

508 

920 

276 

267 

604 

467 

219 

709 

520 

918 

39* 

610 

5*9 

559 

245 

880 

556 

*39 

364 

630 

600 

247 

245 

027 

576458 

*95 

370 

506 

544 

*97 

535 

478 

382 

309 

909 

462 

988 

*03 

263 

Das  Land,  aus  welchem  bei  weitem  die  meisten  Waren  zur  Um- 
ladung in  englische  Häfen  kommen,  ist  Frankreich.  Ungefähr  Vs  des 
ganzen  Verkehre  macht  der  französische  Export  aus,  welcher  sich  der 
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englischen  Schilfsgelegenheiten  bedient.  Die  Länder,  nach  welchen  die 
meisten  Waren  umgeladen  werden,  sind  die  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika,  Australien,  China.  Auf  diese  drei  Gebiete  kommt  in  den 
letzten  Jahren  ungefähr  die  Hälfte  des  ausgehenden  Verkehrs.  Es  ist 
also  vielmehr  der  europäische  Export,  welcher  die  vielen  Dampfschiff- 
verbindungen Englands  nicht  entbehren  kann,  als  der  Import  aus 
überseeischen  Ländern.  Die  obigen  Ziffern  aber  lassen  deutlich  er- 
kennen, wie  die  deutsch(;n  und  niederländischen  Häfen  von  der  eng- 
lischen Vermittlung  im  letzten  Jahrzehnt  unabhängiger  geworden  sind. 
Man  muß  dabei  nur  auch  die  bedeutende  Steigerung  des  überseeischen 
Exports  und  Imports  aus  und  nach  Deutschland  und  den  Niederlanden 
während  der  letzten  15  Jahre  in  Betracht  ziehn. 

Zu  den  in  der  allgemeinen  Kulturentwicklung  liegenden,  unabwend- 
baren Vorgängen,  welche  die  Welthandelsstellung  Englands  beein- 
trächtigen, tritt  nun  nach  den  eigenen  englischen  Berichten  die  zu- 
nehmende Betriebsamkeit  und  Unternehmungslust  deutscher  Kaufleutc, 
welche  die  zu  Gunsten  des  deutschen  Handels  veränderte  Lage  sofort 
in  vollem  Maße  auszunutzen  bemüht  sind.  Die  Zeugenaussagen  sowohl 
wie  die  Konsulatsberichtc,  welche  die  Kommission  gesammelt  hat,  sind 
voll  von  Anerkennung  der  commerziellen  Rülirigkeit  und  Thätigkeit 
der  Deutschen,  ihrer  Fähigkeit,  fremde  Verhältnisse  richtig  aufzufassen, 
und  ihrer  Bereitwilligkeit,  das  eigene  Handeln  denselben  anzupassen, 
während  keinem  anderen  Volke  solche  Eigenschaften  besonders  nachge- 
rühmt werden.  Die  gute  Schulbildung  in  unserem  Lande  und  besonders 
die  Sprachkenntnisse  der  deutschen  Kaufleute  und  Handelsreisenden 
werden  als  erste  Ursache  der  kommerziellen  Erfolge  bezeichnet.  Diese 
Anerkennung  steht  in  scharfem  Gegensatz  zu  dem  vorherrschenden 
Urteil  über  die  technische  Vollkommenheit  der  deutschen  Industrie. 
Ich  wüßte  kaum  ein  Gebiet,  auf  welchem  von  den  von  der  Kommission 
vernommenen  Sachkundigen  in  Bezug  auf  Tüchtigkeit  und  technische 
Fortschritte  in  den  stofiveredelnden  Gewerben  eine  solche  Überlegenheit 
der  Deutschen  eingeräumt  wird  oder  der  deutschen  Industrie  ein  ähn- 
liches Lob  gespendet  wird,  wie  dem  deutschen  Handel.  Fast  überall 
tritt  die  Geneigtheit  hervor,  den  wachsenden  Export  deutscher  Fabri- 
kate außer  auf  ihre  Wohlfeilheit  auf  die  Gewandtheit  und  Rührigkeit 
deutscher  Fabrikanten,  Kaufleute  und  Handelsreisenden  zurückzuführen. 
So,  um  nur  ein  Beispiel  anzuführen,  erklärt  ein  Zeuge  den  Erfolg  der 
deutschen  Seidenindustrie  gegenüber  der  französischen  hauptsächlich 
aus  der  Art  des  Vertriebes  der  Produkte  (No.  7428).  „Die  Deutschen,“ 
erzählt  er,  „kamen  auf  den  Markt  und  boten  Bequemlichkeiten,  die 
keine  andere  Nation  gewähren  konnte.  Sie  waren  die  ersten,  die  den 
Kunden  in  seiner  Sprache  anredeten,  in  seinem  Geld  und  Gewicht 
rechneten,  Vorteile  in  Bezug  auf  Zahlung,  Quantität  der  Waren  boten, 
die  bis  dahin  unbekannt  waren  u.  s.  w.“ 

Man  wird  daher  dem  Wunsch,  das  kommerzielle  Geschick  der 
Deutschen  auf  Kosltni  des  industriellen,  den  Handelsmann  auf  Kosten 
des  Fabrikanten  zu  loben,  bei  der  Würdigung  solcher  Äußerungen 
Rechnung  tragen  müssen.  Aber  doch  kann  keine  Krage  sein,  daß  das 
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papieren  (securities),  Eisenbahnen  und  Besitzungen  (possessions).  Eine 
nähere  Erläuterung  des  Wortes  possession  ist  nicht  gegeben.  Es  geht 
indes  aus  der  Aussage  des  Präsidenten  des  inländischen  Steueramtes 
hervor,  daß  darunter  nur  unbewegliches  Eigentum,  nicht  aber  das  im 
ausländischen  oder  kolonialen  Bank-  oder  Gewerbebetriebe  thätige  Ver- 
mögen zu  verstehen  ist.  Ferner  ist  selbstverständlicherweise  in  den 
angegebenen  Sumnjen  nicht  enthalten  das  Einkommen  derjenigen 
britischen  Unterthanen,  welche  im  Auslande  oder  den  Kolonien  selbst 
leben,  ihren  Grundbesitz  dort  verwerten  oder  Zinsen  dort  von  ihren 
Schuldnern  beziehen.  Endlich  muß  vorausgeschickt  werden,  daß  ein 
Teil  dieses  Einkommens  nur  durch  Deklarationen  der  Steuerpflichtigen 
selbst  und  daher  wahrscheinlich  sehr  unvollkommen  ermittelt  wird, 
daß  aber  im  Jahre  1884  dieser  Teil  gegenüber  dem  anderen,  von  dem 
die  Zinsen  zahlenden  Bankhäuser  die  Einkommensteuer  erheben,  etwas 
vermindert  ist. 

Es  wurde  veranlagt  tur  Einkommensteuer  Einkommen 
in  Millionen  £ 


in  den  Jahren 

aus 

auswärtigen  und 

aus 

anderen  auswär- 

ans 

ans 

endend  den 

kolonialen  Staats- 

tigen  und  kolo- 

auswärtigen 

Zusammen 

6.  April 

papiereii  (Govern- 
ment securities) 

nialen  Papieren 
und  Besitzungen 

Eisenbahnen 

1873 

4.Ä 

unbekannt 

1877 

19.1 

7.4 

t,7 

28,2 

1879 

18,9 

7.2 

2,4 

28,5 

1880 

19.3 

7.2 

2,1 

28,0 

1881 

19,3 

8,0 

2,« 

29,9 

1882 

19.5 

8,4 

2,7 

30.« 

1883 

19,9 

8,8 

3.3 

32,0 

1884 

20,4 

9.7 

3.8 

33,9 

Es  zeigt  die  Tafel  jedenfalls  eine  Verdoppelung  in  Kol.  3 wäh- 
rend einer  Periode  von  11  Jahren  und  in  Kol.  4 während  eines  Zeit- 
raums von  7 Jahren,  also,  wie  auch  das  Verhältnis  der  Deklaration 
zu  dem  wirklichen  Einkommen  sein  mag,  jedenfalls  eine  große  Stei- 
gerung in  einer  Zeit,  die  der  Rentabilität  auch  der  transatlantischen 
Besitzungen  und  Eisenbahnen  nicht  gerade  günstig  war.  Wie  manche 
Anlage  aber  in  fremden  Weltteilen,  z.  B.  in  amerikanischem  Grund- 
besitz wird  Jahrzehnte  hindurch  gar  keine  Rente  abwerfen! 

Im  ganzen  möchten  wir  daher  auch,  was  die  Aussichten  für  Eng- 
lands Welthandel  angeht,  viel  mehr  Gewicht  legen  auf  jene  erste  Reihe 
von  Vorgängen,  welche  in  Verschiebungen  der  Handelswege  bestehen, 
als  auf  die  Veränderungen  in  der  Kraft  des  persönlichen  Mitwerbens 
verschiedener  Völker.  Die  ersteren  müssen  früher  oder  später  einen 
Einfluß  auf  Englands  kommerzielle  Stellung  in  der  W’elt  äußern,  der 
Ausgang  des  Kampfes,  soweit  er  auf  Energie  und  Begabung  der  Per- 
sonen beruht,  ist  in  hohem  Grade  ungewiß. 

Eine  Veränderung  in  Englands  Welthandelsstellung 
kann  aber  auch  nicht  ohne  große  Wirkung  auf  die 
stoffveredelnden  Gewerbe,  insbesondere  die  Export- 
industrien dieses  Landes  bleiben. 
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Die  Nähe  des  Weltmarktes  für  die  zu  verarbeitenden 
Rohstoffe  ist  besonders  für  fast  alle  Zweige  der  englischen  Gewebe- 
industrie ein  sehr  großer  Vorteil  gewesen,  dessen  die  kontinentalen  Kon- 
kurrenten entbehren  mußten  ').  Oft  genug  hat  man  hervorgehoben,  was 
der  Liverpooler  Baumwollenmarkt  für  die  englische  Baumwollenindustrie 
bedeutet,  die  geringeren  Ankaufs-  und  Transportspesen,  die  daraus 
dem  englischen  Spinner  erwachsen,  die  Möglichkeit,  in  kürzester  Frist 
jede  beliebige  Sorte  zu  beziehen  und  dergl.  mehr.  Aber  auch  die 
Wollspinnerei,  vor  allem  die  Kammgarnspinnerei,  hat  ähnliche  Vorteile. 
Außer  der  eigenen  inländischen  Wollproduktion  stehen  ihr  die  kolonia- 
len Wollen  aus  Australien  und  dem  Kap,  die  zuerst  nach  England 
geführt  und  von  dort  aus  erst  über  Europa  verteilt  werden,  in  erster 
Linie  zur  Verfügung.  Kein  anderes  Land  bietet  für  den  Ankauf  des 
Rohmaterials  solche  Vorteile  wie  England,  sagte  ein  Vertreter  dieses 
Industriezweiges  vor  der  Kommission  (N.  3998  der  Zeugenaussagen). 
Ein  anderer  dagegen  führt  das  Gedeihen  der  französischen  Wollen- 
industrie in  neuerer  Zeit,  insbesondere  ihre  erfolgreiche  Konkurrenz 
in  reinwollenen  Waren,  schon  auf  den  vermehrten  direkten  Bezug  von 
södamerikanischen  Wollen  zurück,  von  denen  nur  ein  kleiner  Teil  nach 
England  gelange,  die  meistens  nach  Frankreich  und  Antwerpen  ge- 
führt würden  (N.  6731).  Kr  erkennt  also  die  Bedeutung  der  Nähe  des 
Rohstoflf^marktes  für  die  Industrie  ausdrücklich  an.  — So  ließen  sich 
noch  viele  Rohstoffe  anführen,  z.  B.  Farbstoffe,  Hölzer,  Erze,  Metalle, 
Häute  u.  s.  w.,  welche  der  englische  Handel  und  die  englische  Schiff- 
fahrt den  stoffveredelnden  Gewerben  ihres  Landes  wohlfeiler  und  in 
reicherer  Auswahl  bisher  zugeführt  haben,  als  sie  im  Innern  des  Kon- 
tinents zur  Verfügung  standen.  In  dem  letzten  Menschenalter  schien 
dieser  Vorteil  der  englischen  Industrie  sogar  immer  wichtiger  zu  werden, 
weil  die  europäischen  Fabriken  und  Manufakturen  immer  mehr  aus 
fremden  Weltteilen  eingeführte  Rohstoffe  zu  verarbeiten  genötigt  waren. 
So  manche  Gewerbe,  die  ursprünglich  auf  die  Veredelung  eines  aus- 
ländischen Rohstoffes  begründet  waren  und  in  diesem  Umstande  recht 
eigentlich  die  Wurzeln  ihrer  Kraft  hatten,  beziehen  jetzt  die  Materialen, 
welche  sie  verarbeiten,  zum  großen  Teil  aus  weiter  Ferne.  Man  denke 
nur  an  die  Achatschleifereien  zu  Oberstein , die  preußische  Wollin- 
dustrie u.  s.  w. ! Es  ist  daher  von  nicht  geringer  Bedeutung  für  die 
Konkurrenzfähigkeit  der  Industrie  Deutschlands  und  anderer  kon- 
tinentaler Staaten  gegenüber  der  englischen,  wenn  die  direkten  Be- 
ziehungen der  Rohstoff^e  sich  mehren  und  in  den  kontinentalen  Handels- 
städten Rohstoffmärkte  entstehen,  die  mit  den  englischen  zu  wetteifern 
anfangen. 

Aber  nicht  nur  durch  die  wohlfeile  Besorgung  aller  fremden  Roh- 
stoffe, sondern  mindestens  eben  sosehr  durch  den  Vertrieb  der  Pro- 
dukte in  fremden  Ländern  haben  Handel  und  Schifffahrt  der  eng- 

1)  Vergl.  besonders  R.  Jannasch,  Die  Rohstoffmärkte  and  ihre  Bedeutung  für 
den  Welthandel,  Zeitschr.  d.  Köuigl.  PreuU.  .Statist.  Bürcaus,  28-  Jahrg.  1888  S.  280  fT., 
und  denselben  Verf.,  Produktionsbediugungen  der  europäischen  Baumwoliindustrie.  in  der- 
selben ZcitsrhriO,  21.  Jahrg.  1881  S.  295  IT. 
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lischen  Industrie  die  größten  Dienste  geleistet,  und  auch  diese  Ver- 
richtung wurde  durch  die  Welthandelsstellung  und  den  umfangreichen 
Zwischenhandel  Englands  mehr  als  in  allen  anderen  Ländern  erleichtert. 
Denn  die  englischen  Handelsverbindungen  in  überseeischen  Ländern, 
welche  sich  daraus  ergaben,  daß  fast  die  ganze  Ausfuhr  derselben  in 
erster  Linie  nach  England  gerichtet  wurde,  erleichterten  natürlicher- 
weise auch  die  Anknüpfung  kommerzieller  Beziehungen  zum  Vorteil 
englischer  Fabrikate.  Wenn  z.  B.  die  Exportartikel  Chinas,  Japans 
oder  Australiens  ausschließlich  für  englische  Rechnung  nach  England 
exportiert  und  von  dort  in  der  Welt  verteilt  werden,  so  wird  dieser 
Umstand  schon  allein  dem  englischen  Handel  und  dadurch  auch  dem 
Absatz  englischer  Produkte  einen  großen  Vorsprung  vor  anderen 
Ländern  sichern.  Die  Handelshäuser,  die  exportieren,  werden  nicht 
selten  auch  importieren.  Die  Bankverbindungen,  der  Wechsel  verkehr 
werden  nur  mit  dem  Lande  lebhaft  sein,  nach  dem  der  Absatz  der 
eigenen  Produkte  geht.  Die  Schiffe,  welche  überseeische  Waren  nach 
englischen  Häfen  bringen,  kehren  von  dort  zurück  und  können  den 
Verfrachtern  in  den  Häfen,  in  denen  sie  ihre  Ladungen  löschen,  güns- 
tigere Bedingungen  stellen  als  an  anderen  Orten.  Auf  dem  umfang- 
reichen Bezug  überseeischer  Waren  zum  Teil  für  den  Zwischenhandel 
beruht  die  Menge  der  von  England  nach  allen  Richtungen  und  Welt- 
gegenden ausgehenden  Dampfschifflinien.  Was  aber  für  den  Export 
eines  Landes  an  Fabrikaten  jetzt  direkte  Dampfschiffverbindungen  be- 
deuten, das  ist  in  den  Streitverhandlungen  über  die  Unterstützung  der 
ostasiatisch-australischen  Dampfschiffiinien  neuerdings  in  Deutschland 
wohl  schon  hinlänglich  dargethan,  wird  aber  durch  die  Handelskammer- 
und  Konsulatsberichte,  welche  dem  Bericht  der  Königlichen  Kom- 
mission beigegeben  sind  und  die  Zeugenaussagen  vor  derselben  noch 
weiter  ins  Licht  gestellt.  Von  den  verschiedensten  Orten  wird  berichtet, 
daß  gewisse  englische  Produkte  den  Markt  beherrscht  haben,  bis  die 
neu  errichteten  Dampfschiffiinien  von  deutschen,  belgischen,  italienischen, 
österreichischen  Häfen  die  industriellen  Erzeugnisse  anderer  Völker  in 
direkter  Fahrt  zugeführt  hätten.  In  manchen  Häfen  der  Türkei  und 
Griechenlands  sind  es  die  besseren  Dampfschiffverbindungen  mit  Triest, 
welche  österreichische  und  deutsche,  in  Tunis,  Odessa  und  anderen 
Orten  die  mit  Antwerpen,  wieder  anderwärts  mit  Hamburg,  welche 
belgische  und  deutsche  Waren  in  verschärfter  und  erfolgreicher  Kon- 
kurrenz mit  England  bringen. 

Ähnlich  wie  die  durch  den  direkten  Handel  verbesserten  Schiff- 
fahrtsverbindungen der  kontinentalen  Häfen  wirken  aber  auch  die 
Eisenbahnlinien  im  Innern  des  Kontinents.  Sie  ermöglichen  die  Kon- 
kurrenz der  kontinentalen  Industrie  an  Orten,  die  bisher  fast  nur  den 
auf  wohlfeilem  Seewege  angeführten  britischen  Produkten  zugänglich 
waren.  So  berichten  die  englischen  Konsuln  in  Oberitalien,  daß  seit 
der  Eröffnung  der  Gotthardbahn  der  Absatz  deutscher,  schweizerischer 
und  belgischer  Produkte  dort  zugenommen  habe  (II  2.  p.  207,  208). 
Die  russischen  Eisenbahnverbindungen  nach  dem  kaspischen  Meere 
und  von  dem  kaspischen  Meere  weiter  nach  Turkestan  machen  sich 
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in  Bezug  auf  den  englischen  Handel  und  den  Absatz  englischer  Pro- 
dukte in  Persien  fühlbar  u.  s.  w. 

Daher  kann  die  Veränderung  in  der  kommerziellen  Lage  Englands 
nicht  ohne  Rückwirkung  auf  seine  industrielle  Stellung  bleiben. 

n. 

Die  Wirkung  der  fremden  Schutzzölle. 

Die  zweite  Reihe  von  Vorgängen,  welche  das  industrielle  und 
kommerzielle  Principat  Englands  bedroht,  ist  die  immer  schärfere  Ab- 
schließung der  meisten  zivilisierten  Staaten  gegen  die  Einfuhr  fremder 
industrieller  Produkte  durch  Schutzzölle. 

Die  Thatsache  kann  als  bekannt  vorausgesetzt  werden.  Schon 
während  des  amerikanischen  Bürgerkrieges  hatten  die  Vereinigten 
Staaten  die  entschiedensten  Schritte  zu  hochschutzzöllnerischer  Ab- 
schließung gethan.  In  den  meisten  europäischen  Staaten  dagegen  hatte 
mit  dem  englisch-französischen  Handelsvertrag  von  1860  eine  Periode 
allmählicher  Ermäßigung  der  Schutzzölle  begonnen.  Aber  um  das 
Jahr  1877  ist  dann  wieder  eine  entgegengesetzte  Strömung  eingetre- 
ten und  von  Jahr  zu  Jahr  mächtiger  geworden.  Nur  wenige  Staaten 
haben  derselben  ganz  widerstanden,  fast  überall,  wenn  auch  in  sehr 
Terschiedenem  Maße,  sind  seitdem  die  Mauern  erhöht  worden,  mit 
denen  die  verschiedenen  Zollgebiete  sich  gegeneinander  abgeschlossen 
haben. 

Die  schutzzöllnerischen  Bestrebungen  haben  sich  nach  mehreren 
der  wichtigsten  englischen  Kolonien  fortgepflanzt.  Diejenigen  unter 
ihnen,  welche  eine  unabhängige  Gesetzgebung  besitzen,  zeigen  alle  die 
Neigung,  dem  Beispiel  der  Staaten  des  europäischen  Kontinents  zu 
folgen.  Vor  allem  sind  Kanada  und  Victoria  in  diese  Bahnen  ein- 
getreten. 

Natürlicherweise  mußte  die  Zollerhöhung  auf  englische  Produkte 
in  diesen  Ländern  dem  Absatz  derselben  schädlich  sein.  In  vielen 
größeren  Staaten  ist  die  Entstehung  oder  das  weitere  Aufblühen  von 
Industriezweigen,  die  mit  den  britischen  konkurrieren,  dadurch  mäch- 
tig gefordert  und  der  Markt  für  englische  Fabrikate  kleiner  geworden. 
Das  statistische  Amt  hat  der  Kommission  die  nachstehende  Über- 
sicht vorgelegt  über  die  Richtung,  welche  die  Ausfuhr  englischer  Pro- 
dukte seit  1855  genommen  hat,  und  den  Antheil,  weichen  jedes  fremde 
Land  von  der  Gesamtausfuhr  erhalten  hat  Als  Bestimmungsländer 
der  Ausfuhr  werden  in  diesem  Falle,  wie  immer,  von  der  englischen 
Handelsstatistik  diejenigen  Länder  bezeichnet,  nach  denen  die  Ware 
verschifft  worden  ist.  Ein  großer  Teil  der  nach  Deutschland  ausge- 
führten Waren  erscheint  daher  als  Ausfuhr  nach  den  Niederlanden 
oder  Belgien,  während  andererseits  auch  ein  Teil  der  nach  Deutsch- 
land exportierten  Waren  für  Österreich,  Rußland  und  andere  Länder 
bestimmt  gewesen  ist.  Binnenländer,  wie  die  Schweiz,  kennt  die  eng- 
lische Handelsstatistik  gar  nicht  als  Bestimmungsländer  für  die  bri- 
tische Warenausfuhr. 

N.  F.  Bd.  XIV. 
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Im 

Durch- 

schnitt 

der 

Jahre 

RuBland 

Deutschland 

Holland 

Belgien 

Frankreich 

Italien 

Betrag  in 
Millionen  £ 

Prozente  d. 
ges.  Ausfuhr 

Betrag  in 
Millionen  £ 

Prozente  d. 
ges.  Ausfuhr 

Betrag  in 
Millionen  £ 

Prozente  d. 
ges.  Ausfuhr 

Betrag  in 
Millionen  £ 

Prozente  d. 
ges.  Ausfuhr 

Betrag  in 
Millionen  £ 

1 

Prozente  d. 
ges.  Ausfuhr 

Betrag  in 
Millionen  £ 

Prozente  d. 
ges.  Ausfuhr 

1855-59 

2 

2,1 

12 

10,3 

5 

4.6 

2 

1,7 

6 

4.8 

3 

3.1 

1860—64 

3 

2,2 

13 

9.4 

6 

4.3 

2 

1,5 

8 

5.8 

6 

4.1 

1865—69 

4 

2,2 

20 

IM 

IO 

5.3 

3 

1.7 

II 

6,1 

5 

3.0 

1870-74 

8 

3.1 

26 

IM 

14 

6,0 

6 

2,5 

16 

6,8 

6 

2,n 

1875—79 

6 

3.3 

20 

10,0 

1 1 

5.1 

6 

2,8 

15 

7.3 

6 

3,0 

1880 84 

6 

2,5 

18 

7.7 

9 

4.0 

8 

3.* 

17 

7.8 

6 

2,7 

Im 

Durch- 

schnitt 

der 

Jahre 

Vereinigte 
Staaten  von 
Amerika 

Alle  fremden 
Staaten 
zusammen 

Australien 

und 

Neuseeland 

Britisch 

Indien 

Alle 

britischen 

Besitzungen 

Betrag  in 
Millionen  £ 

Prozente  d. 
ges.  Ausfuhr 

Betrag  in 
Millionen  £ 

Prozente  d. 
ges.  Ausfuhr 

Betrag  in 
Millionen  £ 

Prozente  d. 
ges.  Ausfuhr 

Betrag  in 
Millionen  £ 

■ 1 

Prozente  d. 
ges.  Ausfuhr 

Betrag  in 
Millionen  £ 

Prozente  d. 
ges.  Ausfuhr 

1855-59 

19 

16,4 

79 

68,5 

10 

8,4 

14 

12,1 

37 

31.3 

1860—64 

15 

10,9 

92 

66, ß 

1 1 

8,0 

18 

13.0 

46 

33.4 

1865 — 69 

24 

12,9 

131 

72,4 

12 

6,9 

20 

10,9 

50 

27.6 

1870-74 

33 

14.1 

175 

74.4 

14 

6,0 

20 

8,5 

60 

25, ß 

1875—79 

18 

9.0 

135 

66,9 

19 

9.1 

23 

11,8 

67 

33.1 

1880  — 84 

28 

12,2 

>53 

65,5 

22 

9,4 

30 

12,9 

81 

34.3 

Die  abnehmende  Bedeutung,  welche  nach  dieser  Tafel  außer  Rußland 
besonders  Deutschland  und  Holland  für  den  englischen  Export  haben, 
würde  wahrscheinlich  noch  stärker  hervortreten,  wenn  nicht  der  deutsche 
und  holländische  Zwischenhandel,  in  vermehrtem  Maße  englische  Waren 
fremden  Märkten  zugeführt  hätte,  die  dann  in  den  englischen  Zoll- 
listen als  Ausfuhr  nach  Deutschland  und  Holland  erscheinen  * ).  Be- 
sonders dürfte  so  die  sehr  gestiegene  Ausfuhr  nach  Belgien  zum  großen 
Teil  auf  den  Aufschwung  der  Spedition  über  Antwerpen  zurückzu- 
führen sein. 

Ohne  Zweifel  ist  nun  der  verminderte  Verbrauch  englischer  Pro- 
dukte in  manchen  Teilen  Europas  nicht  bloß  Folge  der  Zollpolitik. 
Auch  ohne  erhöhte  Schutzzölle  würde  allmählich  die  mitteleuropäische 


1)  ln  seiner  Antwort  auf  die  Fragen  der  kön.  Kommission  hebt  der  englische  Konsul 
für  das  Königreich  Sachsen  diesen  Umstand  besonders  hervor  unter  Berufung  auf  einen 
Handelskammerbericbt  aus  Dundee.  Mindestens  die  Hälfte  der  Güter,  welche  von  Dundee 
nach  Hamburg  gingen,  seien  nicht  für  Deutschland,  sondern  zur  Umladung  nach  Süd- 
amerika, den  Vereinigten  Staaten  u.  s.  w.  bestimmt.  Die  englische  Handelsstatistik  aber 
begreife  alle  diese  Güter  unter  dem  Export  englischer  Waren  nach  Deutschland  (II  2. 
p.  192). 
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Industrie  erstarkt  und  der  Absatz  mancher  englischer  Produkte  in 
diesen  Gebieten  geringer  geworden  sein,  aber  beschleunigt  und  ver- 
stärkt ist  das  Resultat  wahrscheinlich  durch  die  handelspolitischen 
Maßnahmen.  Auch  die  Vereinigten  Staaten  haben  für  den  englischen 
Export  nicht  die  Bedeutung  wiedererlangt,  welche  sie  vor  der  Ände- 
rung ihrer  Handelspolitik  und  vor  dem  Bürgerkriege  hatten.  In  Austra- 
lien dagegen  ist  die  Wirkung  der  übrigens  bis  jetzt  noch  nicht  sehr 
hohen  Schutzzölle  durch  den  Aufschwung  des  Landes  weit  überwogen 
worden.  Dort  fehlen  auch  die  natürlichen  Bedingungen  zur  Entwick- 
lung der  beiden  Hauptindustrien  des  Mutterlandes,  der  Baumwollen- 
und  Eisenindustrie,  fast  ganz.  Australien  hat  in  Verbindung  mit  den 
anderen  englischen  Kolonien,  von  denen  die  wichtigsten  den  englischen 
Waren  ganz  offen  stehen,  den  Ausfall  im  Export  nach  anderen  Staa- 
ten gedeckt.  Indien  und  Australien  allein  nehmen  jetzt  über  mit 
dem  Kap  der  guten  Hoffnung  gerade  alle  englischen  Kolonien  zu- 
sammen über  I des  Exports  englischer  Produkte  auf. 

Im  Hinblick  auf  die  wachsende  Bedeutung  der  sogenannten  neu- 
tralen Märkte  hat  man  in  England  nicht  selten  behauptet,  daß,  wenn 
durch  die  Schutzzollpolitik  der  anderen  Kulturstaaten  auch  der  Ab- 
satz englischer  Produkte  in  denselben  beeinträchtigt  werde,  doch  da- 
für andererseits  wieder  ein  wesentlicher  Vorteil  für  die  englische 
Industrie  entstehe,  insofern  die  Produktionskosten  der  fremden  Indu- 
striezweige, welche  mit  den  englischen  konkurrieren,  dadurch  erhöht 
und  somit  ihre  Konkurrenzfähigkeit  auf  dem  Weltmarkt  erschwert 
werden.  Daran  ist  gewiß  viel  Wahres.  Denn  die  Schutzzollverteuerung 
mancher  Halbfabrikate  und  einzelner  Rohstoffe  wird  von  vielen  Ex- 
portindustrien in  Deutschland,  den  Vereinigten  Staaten,  Frankreich 
als  eine  Last  empfunden,  die  ihrer  Exportf^igkeit  nicht  günstig  ist. 
Man  braucht  nur  die  deutschen  Handelskammerberichte,  z.  B.  von  Kre- 
feld, Berlin,  Frankfurt,  Stuttgart  und  a.  0.,  durchzusehen,  um  eine 
Menge  von  Klagen  der  Art  zu  finden.  In  den  Vereinigten  Staaten 
würden  gewiß  manche  naturwüchsige  Gewerbszweige,  z.  B.  die  Ma- 
schinenindustrie, zu  einer  den  Engländern  nachteiligen  Konkurrenz- 
fähigkeit auf  dem  Weltmärkte  erstarkt  sein,  wenn  nicht  die  durch  das 
Schutzzollsystem  erhöhten  Produktionskosten  ihre  Entwicklung  aus 
nationalen  zu  Weltindustrien  hemmten.  Ebenso  heben  mehrere  der 
von  der  königl.  Kommission  vernommenen  Sachkundigen  ausdrück- 
lich hervor,  wie  die  englische  Industrie  vor  ihren  kontinentalen  und 
amerikanischen  Konkurrenten  durch  niedrigere  Preise  mancher  Roh- 
und  Hilfsstoffe,  fast  aller  Maschinen  u.  s.  w.  begünstigt  sei,  und  führen 
diese  Verschiedenheit  der  Preise  zum  Teil  auf  die  Ungleichheit  im 
Zoll-  und  Steuersystem  zurück. 

So  berichtet  z.  B.  ein  Zeuge  über  die  Erfahrungen  eines  Unter- 
nehmers, der  sowohl  in  England,  wie  in  Frankreich  sehr  große  Woll- 
kämmereien besitze.  Wohl  ein  Drittel  aller  australischen  Wolle  gehe 
durch  seine  Anstalten  hindurch.  In  Frankreich  sei  der  Lohn  für  eine 
wöchentliche  Arbeitszeit  von  72  Stunden  niedriger  als  in  England  für 
56}  Stunden,  in  Frankreich  dürften  Frauen  in  der  Nacht  beschäftigt 
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werden,  und  könne  daher  das  große  Kapital  seiner  Anstalten  132  Stun- 
den die  Woche  hindurch  ausgenutzt  werden,  in  England  sei  Nacht- 
arbeit den  Frauen  verboten  und  daher  überhaupt  eine  Nachtarbeit  un- 
möglich. Nichtsdestoweniger  habe  der  Unternehmer  bessere  Geschäfte 
in  England  als  in  Frankreich  gemacht.  Zur  Erklärung  werden  zwei 
Ursachen  angegeben:  die  größeren  Leistungen  der  englischen  Arbeiter 
und  die  Erhöhung  der  Betriebskosten  in  Frankreich  durch  die  allge- 
meine Schutzzoll-  und  Steuerverteuerung. 

In  demselben  Gewerbszweige  giebt  ein  anderer  Sachkundiger  an, 
daß  infolge  der  Schutzzollverteuerung  die  Kammgarnspinnmaschinen 
in  Roubaix  durchgehende  20^  teurer  seien  als  in  Bradford. 

Besonders  betont  werden  solche  Vorteile  für  die  englische  Baum- 
wollenindustrie. Die  gegenwärtigen  Anlagekosten  einer  Baumwollen- 
spinnerei werden  von  einem  Sachkundigen  auf  21  \ bis  22|  sh.  per 
Spindel  angegeben.  Vor  10  Jahren  hätten  dieselben  28  sh.  betragen. 
Jetzt  seien  sie  auf  die  angegebene  Höhe,  wie  sie  dieselbe  auch  vor 
ca.  20  Jahren  gehabt,  zurückgegangen.  In  Amerika  dagegen  betrügen 
die  Kosten  bei  gleicher  Grö^  der  Fabrik  ca.  60— 80{J,  in  Deutsch- 
land ca.  20—30^  mehr.  Die  letztere  Angabe  beruhe  indes,  fügt  der 
Zeuge  hinzu,  nicht  auf  einer  genauen  Berechnung,  sondern  nur  auf  un- 
gefährer Schätzung.  Wahrscheinlich  sei  in  der  großen  Mehrzahl  der 
Fälle  der  Kostenunterschied  noch  größer.  In  der  That  kam  Jan- 
nasch  in  seiner  vortrefflichen  Vergleichung  der  englischen  und  der 
elsasser  Baumwollenindustrie  (a.  a.  O.  S.  295  ff.)  zu  dem  Resultate, 
daß  die  Anlagekosten  der  oberrheinischen  Spinnereien  bei  annähernd 
gleicher  Spindelzahl,  ähnlicher  Konstruktion  und  gleichzeitiger  Auf- 
stellung mindestens  60— 70^  höher  seien,  als  die  englischen.  Nach 
dem  Bericht  der  Enquete- Kommission  des  Reichs  für  die  Baum- 
wollen- und  Leinenindustrie  schwanken  die  Angaben  der  Industriel- 
len über  die  Anlagekosten  pr.  Mulespindel  in  Deutschland  zwi- 
schen 31  M.  (Immermann-Rheine)  und  65  M.  (Schwartz-Mühlhausen 
u.  Kauffmann-Berlin).  In  der  großen  Mehrzahl  der  Fälle  betragen  sie 
mehr  als  50  M.  Demnach  würde  der  Unterschied  noch  viel  größer 
sein.  Vielleicht  erklärt  sich  indes  diese  so  sehr  große  Differenz  zum 
Teil,  aber  gewiß  nicht  vollständig,  dadurch,  daß  die  Engländer  bei  Be- 
rechnung der  Anlagekosten  in  der  Regel  keine  Ausgabe  für  Erwerb 
des  Grund  und  Bodens  annehmen,  weil  derselbe  von  den  Unternehmern 
meistens  nicht  gekauft,  sondern  auf  lange  Zeit  gepachtet  wird.  Dann 
erscheinen  natürlich  die  Kosten  des  Grund  und  ^dens  nur  als  jähr- 
liche Ausgabe. 

Während  so  in  diesen  und  wahrscheinlich  vielen  anderen  ähnlichen 
Fällen  die  englischen  Industriellen  sich  niedrigerer  Kosten  des  Anlage- 
kapitals und  geringerer  Preise  der  Roh-  und  Hilfsstoffe  erfreuen  als 
ihre  Konkurrenten  in  anderen  Ländern,  scheint  man  von  einem  an- 
deren Vorteil,  der  von  dem  zollfreien  Eingang  aller  Unterhaltsmittel 
erwartet  werden  konnte,  bis  jetzt  wenig  oder  gar  nichts  zu  bemerken. 
Die  wohlfeileren  Nahrungsmittel  und  Kleidungsstoffe  haben  kaum  nie- 
drigere Kosten  der  Arbeitsleistungen  im  Vergleich  zu  den  raitwerben- 
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den  kontinentalen  Staaten  zur  Folge  gehabt  — ein  Punkt,  auf  den  wir 
znrQckkonnnen  werden. 

Die  Ermäßigung  mancher  .Teile  der  Produktionskosten,  welche  die 
Folge  des  freien  Handels  mit  dem  Auslande  ist,  würde  sich  bei  dem 
Wettbewerb  auf  dem  Weltmarkt  zu  Gunsten  der  englischen  Industrie 
gewiß  in  höherem  Grade  geltend  machen,  wenn  nicht  andererseits  das 
Schutzzollsystem  in  manchen  Fällen  die  exportierenden  Gewerbetrei- 
benden in  den  Stand  setzte,  einen  Teil  der  Produktionskosten  der  aus- 
gefiihrten  W^aren  auf  den  Preis  der  im  Inland  verkauften  zu  schlagen. 
Wenn  nämlich  ein  Gewerbetreibender  zugleich  für  das  Inland  und  Aus- 
land produziert,  so  müssen  die  Kosten  seiner  Produktion  durch  den 
gesamten  Erlös  für  die  hergestellten  Waren  gedeckt  werden.  Im  Falle 
er  daher  bei  dem  Absatz  im  Inlande  durch  Schutzzölle  erhöhte  Preise 
für  seine  Erzeugnisse  erhält,  kann  er  im  Ausland  niedrigere  Preise 
stellen.  Soweit  er  den  durch  Preisemiedrigung  im  Auslande  entstehen- 
den Verlust  durch  Preiserhöhung  im  Inlande  zu  decken  vermag,  leidet 
er  keinen  Schaden,  und  wird  konkurrenzfähiger  auf  dem  Weltmarkt. 
£s  kommt  hinzu,  daß  der  ausländische  Absatz,  wenn  er  zum  inländi- 
schen hinzutritt,  den  Gewerbebetrieb  in  größerem  Umfang  zu  führen 
gestattet  Dadurch  werden  die  Generalkosten  geringer  und  nicht  sel- 
ten Verluste  vermieden,  die  durch  mangelnde  Beschäftigung  von  Ka- 
pital und  Arbeit  bei  bloß  inländischem  Absatz  entstehen  könnten.  Vor 
allem  ist  daher  eine  solche  Begünstigung  des  Exports  von  Wert,  wenn 
ein  Produktionszweig  nach  der  Größe  des  Anlagekapitals  oder  nach 
seiner  ganzen  inneren  Natur  eine  Beschränkung  auf  die  Versorgung 
des  inländischen  Markts  ohne  Schaden  nicht  zuläßt.  Die  Schutzzölle 
wirken  in  diesem  Fall  ganz  ähnlich  wie  Exportprämien.  Die  inländi- 
schen Konsumenten  bewilligen  mehr,  als  sie  bei  freiem  Mitwerben  be- 
willigen müßten,  und  dies  Mehr  wird  verwandt,  um  einen  Export  zu 
ermt^lichen,  der  ohne  einen  solchen  Ersatz  verlustbringend  wäre  und 
nicht  stattfinden  könnte. 

Das  beste  Beispiel  liefert  die  Produktion  von  Eisenbahnschienen 
und  anderm  Eisenbahnmaterial  in  Deutschland.  Zum  Teil  infolge  der 
Schutzzölle,  zum  Teil  weil  die  preußische  Eisenbahnverwaltung  von 
Ausländem  zu  kaufen  Bedenken  trägt,  haben  die  deutschen  Walz- 
werke für  Schienen  in  den  letzten  Jahren  den  Preis  oft  bedeutend, 
man  sagt  in  manchen  Fällen  um  30  — 40  Mark  per  Tonne,  höher  stellen 
können , als  sie  dieselben  im  Auslande  abzugeben  genötigt  waren. 
Infolgedessen  konnten  sie  Lieferungen  im  Auslande  zu  Preisen  über- 
nehmen, die,  wenn  sie  für  die  ganze  Produktion  der  Walzwerke  bezahlt 
worden  wären,  dieselben  zu  Grunde  gerichtet  hätten. 

Das  Maß,  in  welchem  Schutzzölle  eine  derartige  Wirkung  aus- 
äben,  ist  außerordentlich  verschieden.  Die  Wirkung  wird  natürlich  in 
um  so  geringerem  Grade  eintreten,  je  unbedeutender  die  inländische 
Schutzzollverteuerung  und  je  kleiner  der  inländische  Absatz  eines 
ünteraehmers  im  Vergleich  zum  ausländischen  ist,  und  sie  wird  ganz 
fehlen,  wenn  nicht  dieselben  Unternehmer  zugleich  für  das  Inland  und 
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das  Ausland  produzieren,  oder  eine  Schutzzollverteuerung  überhaupt 
nicht  eintritt 

In  der  Regel  werden  daher  Kleinindustrielle,  deren  Produkte  ins 
Ausland  gehen,  für  ihren  Export  wenig  oder  gar  keinen  Vorteil  aus 
der  inländischen  Schutzzoll  Verteuerung  ziehen  können.  Die  Groß- 
industrie ist  es  fast  ausschließlich,  die  durch  die  Schutzzollverteuerung 
im  Inlande  in  den  Stand  gesetzt  wird,  nach  außen  billiger  liefern  zu 
können. 

Klagen  über  die  durch  diese  Verhältnisse  begünstigte  I^e  ihrer 
ausländischen  Konkurrenten  sind  vor  der  Königlichen  Kommission 
seitens  englischer  Gewerbetreibenden  mehrfach  erhoben,  genauer  aus- 
geftihrt  worden  aber  nur  in  dem  eben  angeführten  Beispiel.  In  diesem 
Falle  wird  übrigens  von  den  Vertretern  der  englischen  Eisenindustrie 
die  Hoffnung  geäußert,  es  werde  die  Begünstigung  des  Exports  der 
deutschen  Walzwerke  durch  hohe  Inlandspreise  an  Bedeutung  ver- 
lieren, weil  der  Bedarf  Deutschlands  an  Schienen  infolge  des  allmählich 
sich  mindernden  Eisenbahnbaues  im  Vergleich  zum  Export  kleiner 
werde. 

Außer  dieser  versteckten  Begünstigung  des  Exports  durch  Schutz- 
zollverteuerung werden  aber  fast  überall  da,  wo  das  Zollwesen  zur 
Begünstigung  einzelner  Gewerbe  gebraucht  wird,  auch  eigentliche 
Exportprämien  gezahlt.  Nur  in  sehr  seltenen  Fällen  freilich  ist  das 
in  neuerer  Zeit  ganz  unverhüllt  geschehen,  fast  immer  haben  sich  die 
Exportprämien  in  das  Steuerwesen  unsrer  Staaten  in  der  Form  von 
Rückvergütungen  ausgelegter  Steuern  oder  Zölle  eingedrängt.  Das 
Maß  der  Rückvergütungen  wurde  dann  so  bemessen,  daß  es  die  Höhe 
der  wirklich  bezahlten  Steuern  oder  Zölle  überschritt. 

Die  englische  Volkswirtschaft  hat  den  Einfluß  der  Exportprämien 
fremder  Länder  besonders  empfindlich  in  der  Zuckerindustrie  und  dem 
Zuckerhaiidel  erfahren.  Nach  vergeblichen  Versuchen,  sich  mit  den 
kontinentalen  Staaten  über  ein  System  der  Zuckerbesteuerung  zu  ver- 
ständigen, hat  England  im  Mai  1874  jede  Besteuerung  des  Zuckers 
aufgegeben  und  ist  seitdem  der  Hauptmarkt  geworden,  welchen  die 
Zucker  produzierenden  Länder  Europas  sich  einander  streitig  machen. 
Es  erfreut  sich  infolgedessen  der  niedrigsten  Zuckerpreise  und  der 
größten  Zuckerkonsumtion  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  unter  allen 
Staaten.  Die  Anfertigung  von  Zuckerwerk,  von  Fruchtkonserven, 
Ghokolade  u.  s.  w.  hat  deshalb  auch  einen  bedeutenden  Aufschwung 
genommen.  Der  Export  von  diesen  Artikeln  dürfte,  nach  der  amt- 
lichen Statistik  zu  schließen,  den  Betrag  von  500,000  £ überschreiten*). 
Diesem  Vorteil  stehen  aber  sehr  gewichtige  Nachteile  gegenüber.  Die 
Konkurrenz  der  durch  Schutzzoll  und  Exportprämien  getriebenen 
Rübenzuckerindustrie  hat  in  den  Zucker  produzierenden  englischen 
Kolonien  eine  große  wirtschaftliche  Bedrängnis  verursacht.  Die  west- 

1)  In  der  Handelsstatistik,  soweit  sie  mir  znr  Zeit  zugänglich,  wurden  diese  Artikel 
bis  1881  nnter  den  nicht  unterschiedenen  andern  Waren,  von  da  ab  aber  mit  Pikles, 
Vinegar  and  Sauces  zusammen  anfgeflihrt.  Der  Wert  des  letztem  Postens  stieg  dadurch 
von  £ 678  882  im  Jahr  1880  auf  £ I 360  763  im  Jahr  1882. 
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iudiscben  Koloaien,  Britisch  Guiana,  Mauritius  produzierten  zwar  iu 
den  letzten  Jahren  noch  ungefähr  ebensoviel  Zucker,  wie  vor  15  Jahren, 
aber  sie  decken  mit  ihrer  Produktion  einen  immer  kleineren  Teil  des 
englischen  Konsums,  und  nach  den  Zeugenaussagen  vor  der  Königl. 
Kommission  im  Frühling  1886  ist  jetzt  doch  auch  eine  erhebliche  ab- 
solute Abnahme  in  der  Produktion  eingetreten.  Jedenfalls  empfinden 
alle  diese  Kolonien  schwer  die  Wertverminderung  ihres  Hauptausfuhr- 
artikels. Für  den  englischen  Markt,  auf  dem  die  Konkurrenz  ihnen 
zu  mächtig  wurde,  haben  sie  sich  zum  Teil  anderswo  (in  den  Ver- 
einigten Staaten',  Australien)  einen  Ersatz  suchen  müssen.  Viel  eng- 
lisches Eigentum  in  diesen  Kolonien  ist  entwertet,  und  infolge  der  sehr 
üblen  Lage  der  Pflanzer  ist  denn  auch  die  Einfuhr  englischer  Pro- 
dukte vermindert  und  der  Schiffsverkehr  zwischen  Mutterland  und 
den  Kolonien  beeinträchtigt  worden.  Ferner  ist  das  früher  sehr  be- 
deutende Gewerbe  der  Zuckerraffinerie  in  England  durch  das  Mit- 
werben der  Raffinerien  in  den  Ländern,  welche  für  raffinierten  Zucker 
Exportprämien  zahlen,  schwer  geschädigt.  Während  im  Durchschnitt 
der  Jahre  1860—68  im  Vereinigten  Königreich  auf  den  Kopf  der  Bevöl- 
kerung nur  2,83  Pfd.  Zucker  consumiert  wurde,  der  iu  raffiniertem  Zu- 
stande eingeführt  war,  gegen  39,31,  der  als  Rohzucker  importiert  war, 
hatte  sich  das  Verhältnis  im  Jahr  1885  auf  15,75  Pfd.  Raffinade  gegen 
58,53  Rohzucker  gestellt  Die  Vertreter  des  Gewerbes  vor  der  Kom- 
mission klagten,  daß  gerade  in  der  letzten  Zeit  ihre  Position  immer 
unhaltbarer  werde.  Die  Einfuhr  raffinierten  Zuckers  habe  1882 
138000,  1883  164000,  1884  213000,  1885  260000  Tonnen  betragen 
und  werde  1886  noch  höher  steigen,  die  Einfuhr  von  Rohzucker  dagegen 
sei  von  20351 000  Ztr.  im  Jahr  1883  auf  19652000  im  Jahr  1884  und 
19383000  Ztr.  1885  gesunken.  Alle  Raffinerien  in  London  und  Liver- 
pool hätten  (April  1886)  ihren  Betrieb  reduziert,  verschiedene,  und 
darunter  die  größte  von  allen,  denselben  ganz  eingestellt  Viele  Ar- 
beiter seien  brotlos,  ein  bedeutendes  Kapital  entwertet. 

Auf  diese  Thatsache  gestützt,  haben  die  Besitzer  der  Raffinerien 
wiederholt  den  Wunsch  geäußert,  es  möge  ein  besonderer  Zoll  auf  den 
Zucker  eingeführt  werden,  für  dessen  Ausfuhr  im  Ausfuhrlands  eine 
Exportprämie  bezahlt  worden  sei.  Von  der  andern  Seite  ist  ihnen 
aber  entgegnet  worden,  daß  gerade  infolge  der  niedrigen  Zuckerpreise, 
welche  die  fremden  Exportprämien  bewirkten,  diejenigen  Gewerbe  in 
England  besonders  aufgeblüht  seien,  welche  fertigen  Zucker  weiter 
verarbeiteten.  Auf  einen  Arbeiter,  der  in  den  Raffinerien  entlassen 
werde,  sagte  den  Petenten  der  letzte  Präsident  des  Handelsamts, 
Herr  Mundella,  kämen  zwei,  die  in  dem  Konditoi^ewerbe  (con- 
fectionery)  angestellt  würden.  Die  Raffinerien  freilich  meinen  ihrer- 
seits wieder,  auch  nach  Einführung  eines  solchen  Zolls  würde  der 
Zucker  in  England  noch  immer  billiger  sein,  als  in  andern  Ländern, 
und  deshalb  die  Zucker  konsumierenden  Gewerbe  nicht  geschädigt 
werden. 

Auch  in  diesem  Einzelfalle  kommt  die  Frage,  ob  das  Schutzzoll- 
system andrer  Staaten  Englands  Konkurrenzfähigkeit  auf  neutralen 
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Märkten  geschädigt  oder  gestärkt  habe,  auf  die  Abwägung  von  zwei 
entgegenstehenden  Momenten  hinaus : die  Vorteile  der  geringeren  Pro- 
duktionskosten in  England  einerseits,  der  durch  öfifentliche  Einrich- 
tungen und  Unterstützungen  geförderten  fremden  Konkurrenz  andrer- 
seits. Eine  für  alle  Exportindustrien  gültige  Beantwortung  dieser 
Frage  läßt  sich  nicht  geben.  Wir  werden  später  sehen,  daß  in  einigen 
der  wichtigsten  Gewerbe  das  Übergewicht  Englands  auf  neutr^en 
Märkten  sich  erhalten  oder  gesteigert  hat,  in  andern  aber  dürfte  das 
Urteil  im  entgegengesetzten  Sinne  ausfallen.  Aber  während  über  diese 
Wirkung  immerhin  verschiedene  Ansichten  bestehen  können,  ist  da- 
gegen sicher,  daß  in  den  Kulturstaaten  Europas,  Amerikas  und  sogar 
Australiens  für  den  Absatz  englischer  Produkte  in  den  erhöhten  Ein- 
gangszöllen wachsende  EUndernisse  entstanden  sind. 

Unter  diesen  Umständen  ist  es  begreiflich,  wenn  neuerdings  in 
England  vielfach  und  insbesondere  auch  von  mehreren  Sachkundigen 
vor  der  K.  Kommission  Zweifel  geäußert  werden,  ob  es  wohlgethan 
war,  alle  Zölle  auf  fremde  Fabrikate  zu  beseitigen  und  damit  ein 
Mittel  aufzugeben,  andre  Staaten  zu  einer  liberalen  Handelspolitik  zu 
nötigen.  Schutzzölle  z.  B.  auf  Wollen-  und  Seiden  waren  würden  die 
Produktionskosten  der  englischen  Industrie  nicht  gesteigert  und  den 
Handel  nur  wenig  gehindert  haben.  Wohl  aber  hätte  man  durch 
das  Anerbieten  ihrer  Ermäßigung  oder  Beseitigung  wahrscheinlicher- 
weise große  Staaten  des  Kontinents  veranlassen  können,  ihrerseits 
manche  Zölle  auf  britische  Fabrikate  herabzusetzen.  Jetzt  hat  der 
Abschluß  eines  Handelsvertrags  mit  Großbritannien  für  fremde  Staaten 
nur  geringen  Wert,  da  alle  Vorteile,  die  man  sich  durch  Handels- 
verträge zu  sichern  bemüht  ist,  in  England  auch  ohne  dieselben 
erlangt  werden.  Die  britischen  Bevollmächtigten  erscheinen  bei  den 
Verhandlungen  über  solche  Verträge  mit  leeren  Händen  und  können, 
weil  sie  nichts  zu  bieten  haben,  auch  nichts  mit  Erfolg  fordern.  Eine 
geschickte  und  gewandte  Handelspolitik  dagegen  könnte  die  eigenen 
Zölle  als  ein  vorübergehendes  Mittel  zur  Förderung  des  Freihandels 
in  der  Welt  gebrauchen. 

Diese  Ansichten  haben  aber  bis  jetzt  wenig  Aussicht,  an  den  ent- 
scheidenden Stellen  durchzudringen.  Unter  den  vielen  Gründen,  welche 
die  herrschende  Freihandelspartei  jener  Politik  entgegensetzt,  dürften 
zwei  vor  allem  Gewicht  haben.  Einmal  trägt  man  gerechte  Biedenken, 
die  gewerbliche  Thätigkeit  in  wichtigen  Zweigen  einer  wechselnden, 
in  ihren  Mitteln  und  Erfolgen  zweifelhaften  Handelspolitik  auszusetzen 
und  bald  eine  Gewerbsthätigkeit  in  bestimmten  Richtungen  durch  Zölle 
hervorzurufen,  bald  sie  wieder  preiszugeben,  je  nach  dem  Stande  des  Zoll- 
kriegs und  des  Zollfriedens  mit  dem  Auslande,  dann  aber  ist  zu  befürchten, 
daß  jede  Rückkehr  zu  Schutzzöllen  in  England,  wie  sie  auch  immer 
bedingt  und  eingeschränkt  werden  möchte,  die  Schutzzoll nerische  Be- 
wegung in  der  ganzen  Welt  überaus  stärken  würde.  Es  ist  gewiß 
nicht  unwahrscheinlich,  daß  diese  Förderung,  welche  die  protektioni- 
stischen Richtungen  aller  Orten  durch  den  Fall  des  unbedingten  Frei- 
handelssystems in  England  erfahren  würden,  sich  weit  mäcMiger  er- 
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weisen  würde  als  die  Staatskunst  englischer  Staatsmänner  bei  Abschluß 
von  Handelsverträgen. 


IIL 

Arbeiter-  und  Lohnverhältnisse. 

Die  meisten  Zeugen  vor  der  König!.  Kommission  und  viele  Be- 
richte der  englischen  Handelskammern  sehen  das  größte  Hindernis 
erfolgreicher  Konkurrenz  der  britischen  Industrie  in  den  im  Vergleich 
zu  andern  Ländern  — die  Vereinigten  Staaten  und  einige  englische 
Kolonien  allein  ausgenommen  — hohen  Kosten  der  Arbeitsleistungen. 
Die  Lebenshaltung,  die  Ansprüche,  der  Zeitlohn  englischer  Arbeiter 
sei  ungleich  höher,  als  der  der  kontinentalen,  die  Arbeitszeit  viel 
kürzer.  Allerdings  leiste  der  englische  Arbeiter  in  den  Arbeitszweigen, 
an  die  er  gewohnt  und  für  die  er  vorgebildet  sei,  in  der  Regel  in 
derselben  Zeit  mehr,  als  der  deutsche,  französische  u.  s.  w.,  aber  das 
wiege  keineswegs  immer  den  für  dieselbe  Arbeitszeit  zu  zahlenden 
höheren  Lohn  auf. 

Besonders  die  deutschen  Erfolge  werden  vielfach  auf  die  geringem 
licbensansprüche,  den  niedrigem  Lohn,  die  größere  Fügsamkeit  unserer 
Arbeiter  zurückgeführt,  während  die  Konkurrenz  der  Vereinigten  Staaten 
in  gewerblichen  Produkten  auf  dem  Weltmarkt  als  zur  Zeit  des 
hohen  Lohnes  halber  ganz  ungefährlich  angesehen  wird. 

Zwei  englische  Einrichtungen  werden  nicht  selten  von  diesem  Ge- 
sichtspunkte aus  getadelt.  Einmal  die  Gewerkvereine,  durch  deren 
Organisation  die  oft  übertriebenen  Ansprüche  der  englischen  Arbeiter 
in  viel  wirksamerer  Weise  zur  Geltung  gebracht  würden,  als  das  ihren 
viel  schlechter  gestellten  kontinentalen  Standesgenossen  möglich  sei, 
und  dann  die  englische  Fabrikgesetzgebung,  welche  die  Arbeitszeit 
vor  allem  in  der  Textilindustrie  viel  mehr  beschränke  und  dadurch 
die  Kosten  der  Arbeitsleistungen  mehr  als  in  andern  Staaten  erhöhe. 

Diese  Ansichten  sind  gewiß  einigermaßen  gefärbt  durch  den  so- 
zialen Standpunkt  derer,  die  sie  aussprechen.  Es  sind  die  großen 
Gewerbetreibenden,  welche  einerseits  den  Druck  der  gewerblichen  Lage 
schwer  empfinden  und  andrerseits  bei  ihren  Bemühungen,  an  dem 
wichtigsten  Teil  der  Produktionskosten,  dem  Arbeitslohn,  zu  sparen, 
nicht  selten  in  unangenehme  Beziehungen  zu  ihren  Arbeitern  kommen. 
Aber  auch  der  kommerzielle  Attachö  bei  den  englischen  Gesandtschaften 
io  Europa,  Joseph  Archer  Crowe,  dessen  sachkundige  Aussagen  und 
Berichte  zu  den  wertvollsten  Bestandteilen  des  Komraissionsberichts 
gehören,  spricht  die  Überzeugung  aus,  daß  die  Höhe  des  Arbeitslohns 
hei  der  Konkurrenz  mit  dem  Auslande  alle  andern  Momente  an  Be- 
deutung übei  treffe.  Auch  er  meint,  daß  die  größere  Intensivität,  mit 
der  englische  Arbeiter  meistens  arbeiteten,  die  kürzere  Arbeitszeit  und 
den  niedrigeren  Lohn  der  deutschen  Arbeiter  nicht  aufwiege. 

Versuchen  wir  die  Klagen  der  englischen  Gewerbetreibenden  etwas 
näher  zu  ergründen  und  ein  eigenes  Urteil  zu  gewinnen,  soweit  das 
bei  den  sparsam  vorhandenen  Mitteln  dazu  möglich  ist. 
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Es  ist  noch  nicht  lange  her,  daß  ganz  andere  Ansichten  über  den 
Preis  der  Arbeitsleistungen  in  England  und  den  wichtigsten  kontinen- 
talen Staaten  jenseits  des  Kanals  vorherrschten.  Das  berühmte  Buch 
von  Thomas  Brassey  hatte  hauptsächlich  den  Zweck,  zu  zeigen, 
daß,  wenn  auch  der  Arbeiter  in  England  durchschnittlich  erheblich 
mehr  verdiene  und  kürzer  arbeite,  als  seine  Standesgenossen  in  andern 
Ländern,  doch  dasselbe  Quantum  geleisteter  Arbeit  dort  dem  Arbeit- 
geber in  der  Regel  nicht  teurer  zu  stehen  komme,  als  anderswo,  und 
daß  die  Abkürzung  der  täglichen  Arbeitszeit,  welche  die  Fabrikgesetz- 
gebung und  die  Arbeitervereine  durchsetzten,  durch  erhöhte  Arbeits- 
energie der  Arbeiter  meistens  wieder  eingebracht  sei.  Es  hat  diese 
Abhandlung  bei  ihrem  Erscheinen  unsres  Wissens  nur  wenig  Wider- 
spruch gefunden,  jetzt  aber  scheint  man  die  Beweisführung  in  weiten 
und  sachkundigen  Kreisen  nicht  mehr  für  stichhaltig  zu  halten.  Schon 
vor  einigen  Jahren  ist  sie  bekämpft  worden  in  einer  Arbeit  des  Herrn 
Charles  O.  Budge,  die  mir  leider  nur  im  Auszuge  vorliegt  (Journal 
of  the  Statistical  ^ciety,  vol.  XLVII,  1884,  p.  623  f.).  Dieselbe  beruht 
in  ähnlicher  Weise,  wie  die  von  Brassey,  auf  den  Erfahrungen, 
welche  der  Verfasser  bei  der  Leitung  von  Erdarbeiten  und  Bauten 
(engineering  contracts)  in  verschiedenen  Ländern  gemacht  hat.  Er 
stellt  u.  a.  folgende  Tabelle  zusammen: 

QuaotiUU  der  Arbeit,  Kosten  einer  besUimnteu 
die  in  einer  gegebenen  Quantität  geleisteter 
Zeit  geleistet  wurde.  Arbeit. 

(Die  durchschnittliche  Leistung  und  die  durchschnittlichen  Kosten  englischer  Arbeiter 

sind  als  Einheit  betrachtet.) 


I.  Erdarbeiteu. 


Engländer l,00 

Franzosen,  Belgier,  Deutsche  . 0,75—0,90 

Südeuropäer 0,60 — 0,85 

Stärkere  indische  Rassen  . . 0,4  0 — 0,70 

Schwächere  indische  Rassen  0,25 — 0,40 


1,00 

0,90 — 1,00 
0,60  — 0,80 
0,25  -0,60 
0,20—0,50 


II.  Gewöhnliches  Mauerwerk  von  Ziegelsteinen  (bricklaying). 

Engländer i,oo  i,oo 

Franzosen,  Deutsche,  Holländer  0,80  — 1,00  0,80 — l,oo 

Indier  (beste  Klasse)  ....  0,40 — 0,50  0,50  — 0,65 

„ (schlechtere  Klasse)  . . o,so — 0,40  0,43—0,60 

III.  Bearbeitung  von  Hausteinen. 


Engländer t,00  i,oo 

Franzosen,  Deutsche  ....  0,75 — 0,90  o.9o — 1,00 

SUdeuropäer 0,55 — 0,70  0,70 — 0,80 

Indier  (beste  Klasse)  ....  O,40— o,60  0,65 — o,80 


,,  (schlechtere  Klasse)  . . o,33 — 0,50  o,60 — o,80 


Das  Resultat,  zu  dem  er  in  seiner  Untersuchung  im  G^ensatz  zu 
Brassey  kommt,  ist,  daß  „je  niedriger  der  Tagelohn,  desto  niedriger 
auch  die  Kosten  der  Arbeitsleistung  sind,  aber  nicht  in  demselben 
Verhältnis“.  Dabei  ist  in  Betracht  zu  ziehen,  daß  gerade  in  roher, 
ausschließlich  auf  Körperkraft  beruhender  Arbeit,  die  hier  verglichen 
wird,  die  Mehrleistungen  englischer  Arbeiter  besonders  groß  sind. 

Charakteristisch  für  die  eingetretene  Änderung  der  Ansichten  ist, 
daß  ein  hoebangesehener  Mann,  der  von  Brassey  mehrfach  als  Auto- 
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rität  zur  Stütze  seiner  Behauptung  angeführt  wird,  jetzt  in  einem 
längeren  Proniemoria  über  die  Lage  der  englischen  Eisen-  und  Stahl- 
industrie, das  er  der  K.  Kommission  vorgelegt  hat,  seine  früheren 
Aussprüche  wesentlich  einzuschränken  sich  veranlasst  sieht.  Wir 
meinen  Sir  Lowthian  Bell,  den  Präsidenten  der  British  Iron  Trade 
Association,  dessen  Urteil  in  dieser  Frage  von  nicht  geringem  Gewicht 
sein  dürfte*).  Im  allgemeinen  hält  derselbe  freilich  daran  fest,  daß 
der  höhere  Tagelohn  in  England  durch  größere  Leistungen  der  eng- 
lischen Arbeiter  aufgewogen  werde.  Aber,  meint  er,  man  kann  nicht 
behaupten,  daß  nicht  in  einigen  Zweigen  der  Eisenindustrie  wohlfeilere 
Arbeitsleistungen  die  ausländischen  Konkurrenten  in  günstigere  Lage 
setzen.  Ein  sehr  sachkundiger  und  kompetenter  Richter  in  dieser 
Frage,  ein  Deutscher,  den  er  zu  Rate  gezogen,  habe  gemeint,  das  sei 
fast  nur  bei  den  Arbeiten  der  Fall,  bei  denen  es  nicht  sowohl  auf 
Muskelkraft,  als  auf  vorgebildete  Fertigkeit  ankomrae.  Bei  Anwendung 
komplizierter  Maschinen  z.  B.  setze  der  niedrigere  Lohn  und  die 
längere  Arbeitszeit  die  deutschen  Werke  in  Vorteil.  Indes  habe  er, 
Sir  Lowthian  Bell,  doch  Puddler  in  Deutschland  gefunden,  die 
auch  in  dieser  schweren  Arbeit  in  derselben  Zeit  ebensoviel  geleistet, 
wie  die  englischen,  während  damals  (1879)  der  Tagelohn  för  diese 
Beschäftigung  in  England  (Cleveland)  7 s.  2 d.,  am  Rhein  5 s.  6 d., 
im  westlichen  Deutschland  4 s.  10^/4  d.,  in  Belgien  5 s.  1 d.  durch- 
schnittlich gewesen  sei. 

An  einer  andern  Stelle  seiner  Schrift  versucht  derselbe  Sach- 
kundige eine  eingehende  und,  wie  es  scheint,  sorgfältige  Vergleichung 
der  Lohn-  und  Leistungsverhältnisse  der  Arbeiter  in  deutschen  und 
englischen  Bessemerwerken  auf  Grund  von  Daten,  die  er  selbst  1879 
und  80  gesammelt  hat.  Die  Unterschiede  in  der  Höhe  des  Lohnes 
und  der  Größe  der  Arbeitsleistung  zwischen  beiden  Ländern  sind  dar- 
nach so  enorm , daß  wir  die  Angaben  nur  unter  allem  Vorbehalt  hier 
wiedergeben.  In  Besseraer  Stahlwerken  variierten  die  Löhne  der  im 
Converting  department  beschäftigten  Arbeiter  in  England  zwischen 
4 s.  6^1^  d.  und  7 s.  0*/^  d.  täglich.  Durchschnittlich  wurden  6 s.  2*/.  d. 
Tagelohn  gezahlt  Die  deutschen  Löhne  bewegten  sich  zwischen 
2 s.  OV4  d.  bis  2 8.  11*/,  d.,  durchschnittlich  beliefen  sie  sich  auf 
2 s.  8 d.  In  dem  Schienenwalzwerk  (rail  mill)  waren  die  niedrigsten 
Löhne,  die  gezahlt  wurden,  3 s.  2*/,  d.,  die  höchsten  23  s.  2 d.  gegen 
2 s.  6 d.  und  8 s.  7 d.  auf  dem  deutschen  Werke.  Unter  Berück- 
sichtigung des  verschiedenen  Maßes  der  Arbeitsleistung  stellte  sich 
das  Verhältnis  zwischen  den  Werken  der  beiden  Länder  damals  fol- 
gendermaßen. 


1)  Sein  Bericht  ist  auszugsweise  mitgeteilt  im  deutschen  Haudelsarchiv  1886,  Sep- 
temberheU,  S.  698  ff. 


Converting  department. 

Arbeitsleistung  auf  den  Arbeiter 

Arbeitskosten  auf  die  Stahlbarren 

Durchschnittlicher  Verdienst  des  Arbeiters  auf  den  Tag 


lOO 

lOO 

lOO 


8I,17 

63.24 

43.24 
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England  Deotsrhland 


Rail  mill. 

Arbeitsleistung  auf  den  Arbeiter lOO  lOO 

Arbeitskosten  auf  die  Tonne  Schienen lOO  86,11 

Durchschnittlicher  Verdienst  der  Arbeiter  p.  Tag  lOO  6l,i8 


Das  Verhältnis  der  Kosten  eines  gegebenen  Arbeitsquantums  auf 
deutschen  und  englischen  Puddelwerken  wird  von  Sir  Lowthian  Bell 
auf  Grund  seiner  Berechnungen  und  Vergleichungen  durch  folgende 
Zahlen  ausgedrückt. 

Deutschland  England 


Pnddling  Hill.  £ £ 

Delivering  materiale^)  ....  4,4a  2,45 

Engine  and  firemen 3,30  8,30 

Paddlers 63,35  I08,50 

Shinglers 4,50  11,10 

Bogey  men,  rollers  etc 22,64  12, 10 

Verschiedene  Arbeiten  ....  1,89  2,55 

100,00  i4St00 

Finishing  Mill. 

Delivering  materials 2,13  5,84 

Engiuemen  and  flremen  ....  4,80 

Furnace  men l6,40  30,66 

Piling  irun,  rollers  and  sheannen  74,03  60,50 

Verschiedene  Arbeiten  ....  2,64  8,50 


100,00  110,00 

Ferner  behauptete  sowohl  Sir  Lowthian  Bell,  wie  ein  Sachkun- 
diger, der  über  die  Lage  des  Schiffsbaus  vor  der  Kommission  Aus- 
kunft gab,  daß  der  höhere  Zeitlohn,  der  auf  englischen  Schiffswerften 
im  Vergleich  mit  deutschen,  niederländischen  und  norwegischen  gezahlt 
werde,  durch  die  Mehrleistungen  der  englischen  Arbeiter  keineswegs 
aufgewogen  werde.  Der  letztere  Zeuge  giebt  eine  genaue  Vergleichung 
des  Verdienstes  auf  deutschen  und  englischen  Werken,  die  er  mit  Hilfe 
eines  deutschen  Freundes,  der  sowohl  in  Deutschland  wie  in  England 
auf  diesem  Gebiet  viele  Erfahrungen  gesammelt,  aufgestellt  Platers, 
sagt  er,  verdienen  jetzt  durchschnittlich  auf  deutschen  Werken  5 s. 
6 d.  täglich,  während  unsere  Leute,  ehe  sie  die  Arbeit  einstellten, 
13  s.  3 d.  verdienten.  Riveters  und  holders  in  Deutschland  4 s.  7 d., 
in  England  8 s.,  angle  iron  smiths  5 s.  4 d.  und  12  s.,  caulkers  4 s. 
und  8 s.  8 d.  u.  s.  w.  Der  Lohn  wurde  in  beiden  Ländern  nach  dem 
Quantum  geleisteter  Arbeit  gezahlt,  und  der  deutsche  Korrespondent 
schreibt:  „Sie  müssen  bei  diesem  verschiedenen  Verdienst  nicht  ver- 
gessen, daß  unsere  Leute  nicht  so  strenge  und  so  rasch  arbeiten  wie 
die  Ihrigen.  Ich  denke,  daß  Ihre  Leute,  wenn  sie  hier  zu  unseren 
Stücklohnsätzen  arbeiteten,  ungefähr  das  Mittel  zwischen  dem  oben 
für  England  und  Deutschland  gegebenen  Tagelohn  verdienen  würden." 
Danach  würden  die  Kosten  derselben  Arbeitsquanten  sich  in  England 
immer  noch  um  ca.  */8  höher  stellen  als  auf  den  deutschen  W'erften. 

1)  Ich  ziehe  vor,  die  englische  Bezeichnung  der  verschiedenen  Arbeitsleistungen  un* 
verändert  zu  Inssen,  ebenso  wie  es  der  Übersetzer  im  Handelssrchiv  gethan,  weil  es  mir 
nicht  möglich  Ist,  überall  mit  Sicherheit  genau  die  korrespondierenden  deutschen  Aus- 
drücke anzngeben. 
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Die  Vertreter  der  Gewebeindustrie  scheinen  ganz  überwiegend  der  ‘ 
Ansicht  zu  sein,  daß  in  der  Maschinenspinnerei  sowohl  bei  Verarbei- 
tung von  Baumwolle,  wie  von  tierischer  Wolle  die  Mehrleistung  eng- 
lischer Arbeiter  den  niedrigeren  Lohn  und  vor  allem  die  längere  Ar- 
beitszeit ausländischer  Spinnereien  nicht  aufwiegen  könne.  Das  Re- 
sultat der  Arbeit  sei  beim  Spinnen  mehr  von  der  Qualität  der  Ma- 
schinen als  von  der  des  Arbeiters  abhängig.  Mit  der  Einführung 
besserer  Maschinen  in  fremden  Ländern  verschwinde  daher  auch  die 
Mehrleistung  der  englischen  Arbeiter  (N.  3009, 3010, 3913, 4014  u.  passim.) 

Der  vorher  erwähnte  Besitzer  großer  Wollkämmereien  in  England 
und  Frankreich  sieht  in  den  Leistungen  der  an  den  Maschinen  thätigen 
Arbeiter  ebenfalls  wenig  Unterschied,  dagegen  seien  alle  anderen 
Arbeiter  und  Beamte  in  England  so  viel  tüchtiger,  daß  der  Unter- 
schied im  Lohn  mehr  als  aufgewogen  werde. 

Geteilt  scheinen  die  Ansichten  über  diesen  Punkt  in  manchen 
Zweigen  der  Weberei  zu  sein.  Ein  Sachverständiger,  der  über  die 
Kammgarnweberei  Auskunft  giebt,  meint,  der  Zeitlohnunterschied  zwi- 
schen England  und  Frankreich  sei  ungefähr  wie  20:16  (1  Shilling  = 

1 Frank),  aber  in  vielen,  wenn  auch  nicht  in  allen  Fällen  produziere 
der  englische  Weber  so  viel  mehr,  daß  dieser  Unterschied  im  Zeitlohn 
dadurch  völlig  ausgeglichen  werde.  Andere  freilich,  die  andere  Zweige 
der  Gewebeindustrie  vertreten,  halten  die  niedrigen  Löhne  und  die 
lange  Arbeitszeit  anderer  Länder  für  im  höchsten  Grade  verderblich; 
so  z.  B.  meint  ein  Sachverständiger  für  die  Tuchindustrie  in  Leeds, 
daß  darin  die  Ursache  der  deutschen  und  französischen  Erfolge  haupt- 
sächlich zu  suchen  seien  (6389),  freilich  ohne  deshalb  an  der  Kon- 
kurrenzfähigkeit seiner  Landsleute  im  allgemeinen  zu  verzweifeln.  Ara 
meisten  aber  klagen  über  diesen  Punkt  die  Vertreter  der  Seidenindu- 
strie, die  den  Verfall  derselben  in  England  überwiegend  aus  den  nie- 
drigen Löhnen  in  den  konkurrierenden  Bezirken  des  Kontinents  her- 
leiten. Der  Präsident  der  Handelskammer  von  Macclesfield  glaubt, 
daß  auch  die  Franzosen  ebenso  wie  seine  Landsleute  hauptsächlich  in- 
folge der  niedrigen  deutschen,  schweizerischen  und  italienischen  Löhne 
immer  mehr  aus  dem  Felde  geschlagen  würden.  An  den  oberitalieni- 
schen Seen  seien  18000  in  Seide  gehende  W'ebstühle,  an  denen  die 
Weber  bei  14stündiger  Arbeitszeit  nur  8 — 9 d.  täglich  verdienten  u.  s w. 

Außer  den  Berichten  der  Königl.  Kommission  liegt  uns  nur  sehr 
wenig  vor,  das  uns  befähigte,  über  Leistungsfähigkeit  der  Arbeiter  und 
die  Kosten  gleicher  Arbeitsleistungen  in  England  und  anderen  Ländern 
ein  wohl  begründetes  Urteil  zu  gewinnen. 

Über  einen  speziellen,  aber  sehr  wichtigen  Arbeitszweig  hat  vor 
einigen  Jahren  Jannasch  a.  a.  0.  S.  307— 21  in  dieser  Beziehung  sorg- 
fältige Ermittlungen  angestellt.  Nach  denselben  ist  bei  erheblich 
höherem  Zeitlohn  in  England  doch  die  Ausgabe  an  Lohn  für  ein  Kilo- 
gramm Baumwollengam  gleicher  Qualität  in  England  noch  ein  wenig 
kleiner  als  im  Elsaß.  Die  Vergleichung  ist  nur  für  diese  beiden  Län- 
der von  Jannasch  genau  durchgeführt.  In  der  Schweiz  z.  B.  dürfte 
die  Ausgabe  an  Lohn  für  ein  gleiches  Quantum  Garn  sich  niedriger 
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* stellen  als  im  Elsaß  und  in  England.  Aber  auch  in  den  beiden  von 
ihm  verglichenen  Ländern  sieht  Jannasch  wohl  mit  Recht  die  Ur- 
sache des  ungleichen  Arbeitserfolgs  viel  weniger  in  der  verschiedenen 
Arbeitsenergie  der  Arbeiter  als  in  der  ungleichen  Qualität  der  Ma- 
schinen, mit  denen  sie  arbeiten.  So  weiß  man  nie,  wenn  man  von  ver- 
schiedenen Leistungen  bei  gleichartigen  Vorrichtungen  in  verschiedenen 
Ländern  hört,  wie  viel  davon  auf  die  Einrichtungen  der  Werkstätten 
und  Fabriken,  insbesondere  die  Maschinen  und  Werkzeuge,  wie  viel 
auf  den  Arbeiter  selbst  zurückzuführen  ist. 

Noch  unbrauchbarer  für  die  Bemessung  der  Arbeitskosten  und 
Arbeitsleistungen  in  verschiedenen  Ländern  sind  die  Berechnungen 
der  jährlichen  Lohnausgaben  per  Spindel  oder  Webstuhl,  wie  sie  in 
einem  Artikel  des  Journal  of  the  Statistical  Society,  vol.  XLVII,  S.  614  ff. 
von  Jeans  angestellt  sind.  Denn  da  tritt  zu  der  verschiedenen  Quali- 
tät der  Maschinen  noch  die  ungleiche  Dauer  ihrer  Beschäftigung  als 
wesentlich  mitbestimmende  Ursache  der  größeren  oder  geringeren  Lohn- 
ausgabe hinzu. 

Ein  Punkt  aber  ist  bei  Vergleichung  der  Arbeits-  und  Lohnver- 
hältnisse Englands  und  anderer  Länder  zweifellos,  daß  nämlich  die 
Arbeitszeit  in  diesen  fast  durchgehends  weniger  durch  die  Gesetz- 
gebung beschränkt  und  thatsächlich  länger  ist  als  in  jenen.  Auf  diesen 
Punkt  legen  denn  auch  fast  alle  Vertreter  der  Gewebeindustrie  vor  der 
Kommission  mehr  Gewicht  als  auf  die  verschiedenen  Lohnsätze.  Denn 
wenn  auch  vielleicht  die  kürzere  Arbeitszeit  zum  Teil  oder  ganz  durch 
größere  Arbeitsenergie  aufgewogen  worden  kann,  es  bleibt  bei  unbe- 
schränkter Dauer  der  Arbeit  ein  unleugbarer  Vorteil  der  Werkbesitzer, 
daß  sie  das  Anlagekapital  ihrer  Fabriken  viel  mehr  auszunutzen  im- 
stande sind.  Durch  Verwendung  abwechselnder  Arbeitsschichten  können 
dabei  auch  die  Nachteile  einer  Überarbeitung  der  Arbeiter  oft  ganz 
vermieden  oder  doch  sehr  vermindert  werden.  Ferner  vermögen  kon- 
tinentale Arbeitgeber,  welche  die  Arbeit  der  erwachsenen  Arbeiterinnen 
unbeschränkt  ausdehnen  dürfen,  günstige  Konjunkturen  durch  Nacht- 
und  Sonntagsarbeit  viel  besser  auszubcuten. 

In  der  englischen  Gewebeindustrie,  aus  der  die  Klagen  über  diesen 
Unterschied  vorzugsweise  verlauten,  haben  die  Bestimmungen  über  die 
Arbeitszeit  der  erwachsenen  Mädchen  und  Frauen  zur  Folge  gehabt, 
daß  allgemein  eine  normale  wöchentliche  Arbeitszeit  von  56*/®  Stunden 
ungefähr  innegehalten  wird.  Wir  sagen  ungefähr,  denn  auch  in  Eng- 
land wird  behauptet,  daß  es  den  Aufsichtsbehörden  nicht  immer  ge- 
lingt, die  Durchführung  der  Fabrikgesetzgebung  strenge  zu  erzwingen 
aber  schwerlich  dürften  diese  Überschreitungen  das  Maß  erreichen,  in 


1)  Vergl.  darüber  insbesondere  die  interessante  Aussage  eines  Arbeiters  vor  der 
Kommission  (II  1.  p.  173  ff.).  Derselbe  behauptet,  doB  die  meisten  Fabrikanten  in  Lan- 
cashire  die  Arbeitszeit  dadurch  in  ungebührlicher  Weise  ausdehnen , daB  sie  einige  Mi- 
nuten früher  die  Arbeit  anfangen  und  später  aufliören  lassen  und  die  Frühstücks-  und 
Mittagspause  etwas  nbkUrzten.  Die  so  gewonnene  Zeit,  welche  man  cribtime  nenne,  ver- 
anschlagte er  auf  >/,  Stunde  täglich.  Indessen  erklärt  er,  daß  in  einigen  Orten,  und 
zwar  gerade  in  der  ersten  Fabrikstadt,  in  Manchester,  diese  üble  Praxis  nicht  vorkomme. 
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welchem  in  manchen  Bezirken  des  Kontinents  die  viel  weiteren  Schran- 
ken der  dortigen  Fabrikgesetze  übertreten  werden.  In  manchen  Fällen 
haben  vielmehr,  wie  es  scheint,  die  Arbeitervereine  Einschränkungen 
der  Arbeitszeit  noch  über  das  gesetzliche  Maß  hinaus  durchgesetzt. 

In  der  kontinentalen  Gewebeindustrie  dagegen  bestehen  fast  durch- 
gehends  längere,  zum  Teil  recht  viel  längere  Arbeitszeiten.  Nur  bei- 
spielsweise führen  wir  einige  Äußerungen  deutscher  Fabrikinspektoren 
über  die  Arbeitsdauer  in  diesen  Gewerbszweigen  an.  So  sagt  der 
Fabrikinspektor  für  den  Regierungsbezirk  Düsseldorf  in  seinem  letzten 
Bericht:  In  den  Spinnereien  jeder  Art  ist  die  13‘/a — 14stündige  Schicht 
mit  zwölf  wirklichen  Arbeitsstunden  die  Regel.  Einzelne  Baumwollen- 
und  Streichgarnspinnercien  arbeiten  jedoch  regelmäßig  um  ein  bis 
zwei  Stunden  länger,  so  daß  die  Arbeiter  von  früh  6 bis  12  Uhr  und 
von  1 — 8 bezw.  9 Uhr  stetig  beschäftigt  sind.  In  anderen  Baumwoll- 
und  Streichgarnspinnereien  sind  dagegen  11 — 11 V2»  einer  Streich- 

garnspinnerei nur  10  wirkliche  Arbeitsstunden  üblich.  Eine  ähnliche 
Verschiedenheit  liegt  betreffs  der  Webereien  vor.  Während  in  ein- 
zelnen Streichgarn-  und  Hai bwoll Webereien  selbst  in  den  flottesten 
Geschäftszeiten  nur  10  wirkliche  Arbeitsstunden  üblich  sind,  haben 
andere  Betriebe  gleicher  Art  deren  im  Winter  10,  im  Sommer  11,  und 
wiederum  andere  während  des  ganzen  Jahres  11,  12  und  in  Zeiten 
guten  Geschäftsganges  selbst  13—14  Arbeitsstunden.  Baumwoll-  und 
Buntwollwebereien  haben  gewöhnlich  11 — 12stündige  Arbeitszeit,  die 
aber  in  flotter  Geschäftszeit  hier  und  da  um  eine  bis  anderthalb  Stun- 
den vermehrt  wird.  Auch  in  den  Seiden-  und  Sammetwebereien  ist  die 
11 — 12stündige  und  in  den  Riemendrehereien  die  12 ständige  Arbeits- 
zeit eine  bei  jeder  Konjunktur  häufig  durchbrochene  Regel.  (Mit- 
teilungen aus  den  Jahresberichten  der  mit  Beaufsichtigung  der  Fabriken 
betrauten  Beamten,  X.  Jahrg.,  1885,  S.  54.)  Für  die  beiden  anderen 
Gegenden,  in  welchen  sich  die  Gewebeindustrie  Deutschlands  vorzugs- 
weise konzentriert,  Sachsen  und  Elsaß,  geben  die  diesjährigen  Mit- 
teilungen aus  den  Jahresberichten  keine  Auskunft  Es  wird  nur  er- 
wähnt, daß  die  Arbeitszeit  in  dem  erstem  Lande  zum  Teil  eine  sehr 
hohe  sei.  Die  früheren  Berichte  aber  entfalten  Materialien  genug,  um 
die  Wahrheit  dieser  Bemerkung  zu  bestätigen.  Elf-  bis  zwölfstündige 
Arbeitszeit  scheint  in  den  Inspektionsbezirken  von  Chemnitz  und  Plauen 
noch  die  Regel  zu  sein,  die  oft  überschritten,  nur  in  seltenen  Fällen 
nicht  erreicht  wird,  Nachtarbeit  und  Sonntagsarbeit  nicht  selten  vor- 
zukommeu.  Die  elektrische  Beleuchtung,  sagt  der  Fabrikinspektor  für 
Chemnitz  in  seinem  Bericht  für  1883,  habe  zur  Folge  gehabt,  daß  die 
Fabrikarbeit  in  einzelnen  Fällen  zur  ununterbrochenen  geworden  ist 
und  voraussichtlich  auch  noch  in  anderen  auf  die  Nachtzeit  ausgedehnt 
werden  wird.  Bedauerlicher  Weise  findet  aber  weibliches  Arbeits- 
personal gerade  bei  denjenigen  Betrieben,  bei  welchen  eine  regelmäßige 
Nachtarbeit  stattfindet,  vorwiegend  Verwendung  u.  s.  w.  (Amtliche 
Mitteilungen  aus  den  Jahresberichten  der  Fabrikinspektoren,  1883,  S.  402.) 

Ganz  ähnlich,  wie  in  Deutschland,  dürften  die  Zustände  in  Frank- 
reich sein.  Die  wöchentliche  Arbeitszeit  in  französischen  Baumwollen-  so- 
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wohl  wie  Wollenspinnereien  wird  auf  ca.  72  Stunden  angegeben  und  von 
verschiedenen  Sachkundigen  vor  der  Kommission  als  llauptursache  ihres 
Erfolges  gegenüber  der  englischen  Konkurrenz  angegeben.  Von  italie- 
nischen Baumwollenspinnereien  in  Venedig  und  Umgegend  behaupteten 
die  Vertreter  der  Oldham  Master  Spinners  Association,  daß  sie  132 
Stunden  wöchentlich  im  Gange  seien  und  es  deshalb  auf  eine  wöchent- 
liche Produktion  von  50  —60  hanks  per  Spindel  brächten,  während 
die  englischen  nur  28  hanks  erreichten. 

Am  meisten  wird  über  den  Mangel  einer  die  Arbeiterinnen  und 
Kinder  vor  Überarbeitung  schützenden  Gesetzgebung  in  Indien  geklagt, 
vielleicht  weil  man  dort  am  ersten  Berücksichtigung  derselben  und  Ab- 
hülfe durch  die  englische  Regierung  hoffen  darf.  „Die  indischen 
Spinnereien  sind  Schlupfwinkel  der  größten  Grausamkeit  und  Habgier,“ 
sagt  ein  Sachkundiger.  „Wenn  dort  eine  Ordnung  bestände  nach 
Grundsätzen  der  Menschlichkeit,  Sittlichkeit  und  Gesundheitspflege, 
wie  wir  sie  in  unserer  Fabrikgesetzgebung  haben,  so  würden  der 
Fabriken  gar  nicht  gebaut  und  das  Kapital  in  anständigere  Bahnen  ge- 
leitet sein  zur  Entwicklung  der  natürlichen  Wohlstandsquellen  des 
I^andes.  — Trotz  der  verderblichen  Wirkung  der  Überarbeitung,  un- 
gesunder Einrichtungen  und  schweren  Druckes  auf  Frauen  und  Kinder 
haben  die  Fabriken  14  Stunden  und  mehr  tägliche,  7 Tage  wöchent- 
liche Arbeitszeit“  (II  1.  368).  „Wir  könnten  die  Spinnereien  von  Bom- 
bay und  Umgegend  leicht  schlagen,“  meint  ein  anderer,  „wenn  sie 
unter  denselben  humanen  Beschränkungen  arbeiteten  wie  wir“  (N.  496). 

Aus  allen  diesen  Aussagen  und  Berichten  geht  jedenfalls  das  her- 
vor, daß  sich  ein,  wie  es  scheint,  erheblicher  Teil  der  englischen  Groß- 
industrie durch  hohen  Arbeitslohn  und  kurze  Arbeitszeit  in  ihrer  Kon- 
kurrenzfähigkeit jetzt  wesentlich  beeinträchtigt  fühlt.  Es  ist  auch, 
meinen  wir,  kein  Grund,  den  Aussagen,  welche  versichern,  daß  die 
Kosten  gleicher  Arbeitsleistungen  grö&r  sind  als  in  den  kontinentalen 
Staaten,  nicht  Glauben  zu  schenken. 

Aber  wie  kommt  es,  daß  diese  Klagen  jetzt  lauter  erschallen? 

Die  Differenzen  des  Lohnes  und  der  Arbeitszeit  zwischen  England 
und  den  industriellen  Gegenden  des  Kontinents  stammen  doch  nicht 
von  gestern. 

Hin  und  wieder  scheint  man  die  Erklärung  darin  zu  finden,  daß 
der  Geldlohn  der  Handarbeit  in  England  während  der  letzten  Jahr- 
zehnte mehr  gestiegen  sei  als  in  Deutschland  oder  in  Frankreich  und 
der  Schweiz.  Aber  gewiß  mit  Unrecht.  Das  Gegenteil  dürfte  viel 
eher  der  Fall  sein.  In  seinen  vortrefflichen  Arbeiten  über  den  Fort- 
schritt der  arbeitenden  Klassen  im  letzten  halben  Jahrhundert  (Journal 
of  the  Statistical  Society,  XLVI  1883  p.  593  ff.  und  XLIX  1886  p.  28  ff.) 
schätzt  der  Direktor  des  statistischen  Departements  im  HandelsamL 
Herr  Giffen,  die  Erhöhung  des  Verdienstes  der  Lohnarbeiter  in  Eng- 
land während  des  letzten  halben  Jahrhunderts  auf  50 — 100®/o  bei 
einer  gleichzeitigen  Verkürzung  der  Arbeitszeit  um  ca.  20®/q.  Sein 
erster  Artikel  hat  zu  manchen  Streitverhandlungen  und  zu  mehrfach 
erneuter  Untersuchung  der  Frage  Anlaß  gegeben.  Aber  im  ganzen 
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dürften  seine  Behauptungen  dadurch  nur  bestätigt  sein,  ln  einzelnen 
Gewerben  und  in  einzelnen  Gegenden  kommen  natürlich  Abweichungen 
vor.  So  kommt  z.  B.  der  Präsident  der  Manchester  Statistical  Society, 
Mr.  Montgomery,  auf  Grund  von  Angaben,  die  hauptsächlich  in  der 
Umgegend  von  Manchester  gesammelt  sind,  zu  einer  etwas  kleineren 
Steigerung  von  durchschnittlich  nur  40’/,  einzelnen  anderen 

Fällen  aber  ist  eben  auch  wohl  noch  mehr  als  das  Maximum  der  von 
Giffen  angenommenen  Progression  nachweisbar.  Die  Vergleichungen 
des  Lohnes  in  verschiedenen  Zeiten,  welche  für  die  K.  Kommission  von 
mehreren  Seiten  aufgestellt  sind,  gehen  nicht  50  Jahre,  sondern  höchstens 
bis  1850  zurück.  Die  eingehendste  und  umfassendste  Lohnstatistik  für 
diesen  Zeitraum  hat  der  K.  Kommission  der  Präsident  der  Handelskam- 
mer von  Manchester,  Herr  George  Lord,  mitgeteilt  (I  p.  98, 99).  Er  be- 
rechnet eine  durchschnittliche  Lohnerhöhung  von  39,18  ‘7o  in  10  der  wich- 
tigsten Gewerbszweige  der  Grafschaft  Lancashire  für  die  Zeit  von  1850 — 
83 ; in  der  Eisenindustrie,  die  freilich  von  geringer  Bedeutung  in  Lauca- 
shire  ist,  findet  er  eine  Abnahme  des  Lohnes  um  14,88  Aber  die 
Art,  wie  diese  Prozentsätze  ermittelt  sind,  ist  mit  Hecht  als  irre- 
führend getadelt  worden.  Der  Verfasser  berechnet  nämlich  die  Procent- 
sätze der  Lohnbewegung  seit  1850  getrennt  für  jede  Beschäftigungsart 
und  zieht  dann  den  Durchschnitt  für  jeden  Gewerbszweig  und  end- 
lich für  alle  Gewerbe  zusammen.  Dabei  werden  dann  Beschäftigungs- 
arten, die  sehr  wenig  und  die  sehr  viele  Arbeiter  beschäftigen,  solche, 
die  im  Lauf  der  Periode  fast  ganz  durch  andere  verdrängt  sind  und  nur 
noch  einen  Best  von  Arbeitern  zu  Notpreisen  beschäftigen  und  andere, 
welche  während  derselben  aus  kleinen  Anfängen  sich  entwickelt  haben, 
gleichwertig  gerechnet.  Der  Handelskammerpräsident  hat  denn  mit 
Rücksicht  auf  diese  Einwendungen  eine  andere  Rechnung  der  K.  Kom- 
mission eingereicht,  in  der  er  angiebt,  wie  viel  Lohn  in  zwei  großen 
Unternehmungen  zum  Spinnen  und  Weben  von  Baumwolle  auf  je  1000 
Webstühlen  an  sämmtliche  bei  denselben  und  den  zugehörigen  Spindeln 
und  anderen  Produktionsvorgängen  unter  Annahme  einer  gleichen  An- 
zahl von  Arbeitern  aller  Art  nach  den  im  Jahre  1850  und  1883  be- 
stehenden Lohnsätzen  wöchentlich  zu  zahlen  war.  In  dem  ersten 
Werke  belief  sich  die  wöchentlich  zu  zahlende  Summe  1850  auf 
£ 231.  3.  0,  1883  auf  £ 403. 16.  0,  die  Vermehrung  der  Lohnsumme 
betrug  also  74,69  ®/o.  In  dem  zweiten  war  die  Summe  für  1850  £ 282. 
13.  11,  1883  aber  513.  16.  5,  also  81,75‘'/o.  Die  Zahlen  geben  die 
durchschnittliche  Erhöhung  des  Einkommens  aller  Arbeiter,  auf  die  es 
uns  hier  allein  ankomrat,  genau  wieder,  aber  nicht  die  Vermehrung 
der  Kosten  eines  gleichen  Quantums  von  Arbeitsleistungen.  Denn  sie 
beruhen  auf  der  Annahme  einer  gleichen  Zahl  von  Arbeitern  für  je 
1000  Webstühle  zu  Anfang  und  Ende  der  Periode,  während  doch  im 
Verlauf  derselben  die  Leistungsfähigkeit  von  Arbeitern  und  Maschinen 
sehr  gestiegen  ist.  Die  eine  Fabrik  berichtet,  daß  ein  Weber  im  Jahre 
1850  durchschnittlich  auf  2,74,  1883  aber  auf  3,88  Webstühle  kam. 
Ebenso  wie  George  Lord  für  Baumwollenindustrie,  hat  Sir  Lowthian 
Bell  das  Maß  der  Erhöhung  des  Arbeitsverdienstes  in  der  Eisenin- 
N,  F.  Bd.  XIV.  y 
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dustrie  genauer  in  Prozentsätzen  zu  berechnen  versucht.  Er  berechnet 
für  die  Periode  von  1850 — 81  eine  Erhöhung  des  Verdienstes  der 


Fitters  and  machinemen 

um 

i8,59  8 

Blacksmiths  .... 

23.24  8 

Strikers  to  blacksmiths 

21,95  8 

Joiners 

39-ß2  8 

Brioklayers  .... 

Jt 

40,1*8 

U.  8.  W. 

Diese  Mitteilungen  dürften  genügen,  um  ungefähr  die  Grenzen  zu  be- 
zeichnen, innerhalb  deren  sich  die  Erhöhung  des  Geldlohnes  der  hand- 
arbeitenden Klassen  in  England  während  der  letzten  30 — 50  Jahre  un- 
gefähr gehalten  hat. 

Aus  Deutschland  und  Frankreich  liegt  kein  so  umfassendes  Ma- 
terial über  die  gleichzeitige  Lohnerhöhung  vor,  aber  doch  genug, 
um  daraus  zu  erkennen,  daß  dieselbe  in  den  industriellen  Bezirken 
dieser  Länder  im  ganzen  ebenso  groß  oder  größer  als  in  England 
gewesen  ist.  Die  englischen  Schriftsteller,  welche  diese  Frage  be- 
handelt haben,  weisen  selbst  auf  diese  Thatsache  hin.  J.  S.  Jeans 
a,  a.  O.  beruft  sich  besonders  auf  Angaben,  welche  er  dem  Annuaire 
Statistique  de  la  France  über  die  Lohnsteigerung  in  Paris  und  den 
französischen  Provinzen  entnommen  hat.  Danach  betrug  die  durch- 
schnittliche Lohnsteigerung  in  22  der  wichtigsten  städtischen  Gewerbe 
von  1853—83  in  Paris  53®/o,  in  den  Provinzen  65”/o-  Giffen  führt 
eine  Anzahl  von  Vergleichungen  älterer  mit  neueren  Lohnsätzen  aus 
Yves  Guyot,  Principes  de  TEconomie  Sociale  an.  Von  denselben  dürften 
für  unsern  Zweck  am  brauchbarsten  die  über  den  Lohn  in  Mühlhauser 
Baumwollenspinnereien  im  Jahre  1853  und  1880  sein.  Danach  stieg 
der  Lohn  in  dieser  Periode  für  die  verschiedenen  in  den  Spinnereien 
beschäftigten  Arbeiterklassen  um  60  bis  256  “/o;  bei  der  besonders 
zahlreichen  Klasse  der  mule  Spinners  um  143®, ’o,  im  Durchschnitt  aller 
Klassen  um  121  ®/q.  Wir  machen  ferner  aufmerksam  auf  die  Angaben, 
welche  Soetbeer  in  der  zweiten  Ausgabe  der  Materialien  zur  Erläu- 
terung und  Beurteilung  der  wirtschaftlichen  Edelmetallverhältnisse  und 
der  Währungsfrage  über  die  Lohnerhöhung  in  Deutschland  S.  89  ff. 
gesammelt  h^at.  Nach  denselben  übertraf  in  Hamburg  der  jährliche 
Lohnbetrag  in  der  Periode  von  1879—86  den  in  der  Zeit  von  1848—51 

bei  Steinhauern . um  98  £ 

„ Steioaetzern  1.  Klasse „ 80, 89  ^ 

M M 2.  Klasse „ 65,97  J 

,,  Steinsetzern,  Arbeitsleuten  1.  Klasse  „ 126,68  § 

„ „ „ 3.  Klasse  „ 115,938 

„ Erdarbeitern „ 104,95  ^ 

Der  Lohn  der  Eisenbahnbeamten  unterster  Kategorie  bei  den 
preußischen  Staatseisenbahnen  wurde  nach  derselben  Quelle  von  1850 
bis  1885  um  102,5  ®/o  erhöht.  Für  ein  einzelnes  Gewerbe  hat  der  Be- 
richt der  Enquetekommission  für  die  Leinen-  und  Baumwolleuindustrie 
Yiele  Angaben  gesammelt.  Die  Zeugenaussagen  vor  derselben,  soweit 
sie  über  einen  längeren  Zeitraum  berichten,  geben  die  Lohnerhöhung 
erwachsener  Arbeiter  in  Baumwollenspinnereien  an 
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für  Bayreuth  von  1859 — 77  auf  749 
„ Augsburg  seit  1860.  . „ 60  g 

,,  Kuchen  von  1860 — 76  , „ 40 — 50  g 

mit  einem  KQckgang 
bis  1879  von  5—7^ 

„ Hohen6chte  seit  1859  . „ IIO — 120  ^ 

„ Breslau  seit  1859  . . „ 80  ° 

So  sporadisch  alle  diese  Notizen  auch  sind,  der  Umstand,  daß 
durchgehends  aus  Deutschland  und  Frankreich  Lohnerhöhungen  be- 
richtet werden,  die  den  englischen  gleichkonimen  oder  sie  und  zwar 
zum  Teil  erheblich  übersteigen,  läßt  die  Annahme  nicht  zu,  daß  die 
Diflferenz  der  Löhne  in  den  großen  Exportindustrien  Englands  und  der 
wichtigsten  kontinentalen  Staaten  sich  zu  üngunsten  der  englischen  Fa- 
brikanten verändert  habe.  Iin  Gegenteil  eine  raschere  Lohnsteigerung 
in  den  Hauptsitzen  der  deutschen  und  französischen  Industrie  als  in 
England  dürfte  wahrscheinlich  sein. 

Eher  als  durch  unverhältnismäßige  Steigerung  des  Arbeitslohnes 
könnten  sich  die  Konkurrenzverhältnisse  mancher  englischen  Export- 
industrien durch  die  Fabrikgesetzgebung  verschlechtert  haben.  Zwar 
sind  auch  anderswo  Fortschritte  in  dieser  Gesetzgebung  gemacht  worden 
und  thatsächlich  Verkürzungen  der  Arbeitszeit  eingetreten,  aber  doch 
wohl  kaum  in  solchem  Maße  und  in  so  großer  Verbreitung  wie  in 
England.  Dennoch  müssen  wir  Bedenken  tragen,  darin  den  Haupt- 
grund der  Klagen  über  verhältnismäßig  erhöhte  Arbeitskosten  in  Eng- 
land zu  sehen,  denn  im  ganzen  wird  von  den  Sachkundigen  nicht  be- 
stritten, daß  die  Beschränkung  der  Arbeitszeit  die  Leistungsfähigkeit 
und  die  Tüchtigkeit  des  englischen  Arbeiterstandes  erhöht  habe.  Nur 
sehr  wenige  unter  den  von  der  Kommission  vernommenen  Zeugen  ver- 
langen insofern  eine  Änderung,  als  sie  die  Arbeitszeit  der  erwachsenen 
Frauen  freigegeben  zu  sehen  wünschen. 

Es  scheint  uns  daher  wahrscheinlich,  daß  jene  Erscheinung  haupt- 
sächlich auf  zwei  Ursachen  zurückzuführen  ist,  einmal  darauf,  daß 
die  veränderte  W elthan  delsstellung  Englands  und 
die  Fortschritte  der  kontinentalen  Industrie  Lohn- 
differenzen, die  früher  nicht  lästig  empfunden  wurden, 
nun  als  störende  Hindernisse  der  Konkurrenzfähigkeit 
erscheinen  lassen  und  dann  darin,  daß  die  kontinen- 
talen und  besonders  die  deutschen  Arbeiter  infolge 
längerer  Übung  und  Schulung  und  der  allgemeinen  in- 
dustriellen Entwickelung  leistungsfähiger  geworden 
sind. 

Es  läßt  sich  natürlicherweise  nicht  im  voraus  beurteilen,  welche 
Energie  und  welche  Begabung  die  verschiedenen  Nationen  unter  dem 
Sporn  des  verschärften  Milwerbens  entwickelt  werden.  Wenn  aber  die 
Lage  der  Dinge  ungefähr  so  bleibt,  wie  sie  jetzt  zu  sein  scheint,  so 
dürfte  es  wahrscheinlich  erscheinen,  daß  vor  allem  ein  gewisser  Druck 
auf  die  Höhe  des  Lohnes  in  England  eintreten  wird  und  daß  die  eng- 
lischen Löhne  sich  denen  der  ersten  industriellen  Nationen  des  Kon- 
tinents einigermaßen  nähern  werden.  Eine  Nivellierung  des  zur  Zeit 
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noch  sehr  bedeutenden  Unterschiedes  im  Lohne  zwischen  England  einer- 
seits, Deutschland,  der  Schweiz,  Belgien  und  Frankreich  andererseits 
dürfte  dann  unausbleiblich  sein. 

In  der  Höhe  des  in  den  Exportindustrien  gezahlten 
Geldlohnes  spricht  sich  am  deutlichsten  die  wirtschaft- 
liche Kraft  aus,  welche  die  leitenden  industriellen  Na- 
tionen bei  ihrem  Wettwerben  auf  dem  Weltmarkt  be- 
währen. Denn  wenn  alle  dieselben  Preise  für  ihre  Fabrikate  auf 
dem  Weltmarkt  erhalten,  so  folgt  daraus,  daß  je  nach  der  Produkti- 
vität der  nationalen  Industrien  die  Höhe  des  Lohns  eine  verschiedene 
ist.  Der  Geldlohn  der  Arbeit  in  den  Exportindustrien  übt  aber  bei 
diesen  Völkern  auch  einen  maßgebenden  Einfluß  auf  die  anderen  Lohn- 
verhältnisse  aus.  Deshalb  muß  eine  Änderung  in  dem  Ver- 
hältnis der  wirtschaftlichen  Kraft  der  Nationen  auch 
auf  die  Verschiedenheit  des  Geldlohns  bei  denselben 
einwirken. 

Es  will  uns  scheinen,  als  ob  diese  Wirkung  der  ungünstiger  ge- 
wordenen kommerziellen  und  industriellen  Stellung  Englands  schon  er- 
kennbar wäre.  In  einer  ganzen  Reihe  von  Gewerben  hat  in  England 
seit  1882  eine  sehr  erhebliche  Lohnreduktion  stattgefunden.  Die  Fälle, 
in  denen  noch  derselbe  Lohn  bezahlt  wird,  dürften  eine  Ausnahme 
sein.  In  Deutschland  und  der  Schweiz  ist  das  in  gleichem  Maße  wohl 
kaum  der  Fall  gewesen.  Das  ist  wenigstens  der  Eindruck,  den  wir 
bei  einer  sorgfältigen  und  unbefangenen  Durchsicht  des  überaus  reichen 
Materials,  welches  in  den  Berichten  der  Kgl.  Kommission,  sowie  in 
Zeitungsnachrichten  aus  dem  ersteren  Lande  uns  vorliegt,  sowie  der 
viel  sparsameren  Angaben,  die  wir  über  die  deutsche  Lohnbewegung 
der  letzten  Jahre  gesammelt  haben  ^).  Eine  Reduktion  des  Geldlohns 
der  Arbeiter  ist  gewiß  eine  unerfreuliche,  mit  großen  sozialpolitischen 
Nachteilen  verbundene  Ercheinung.  Die  Gefahr,  die  für  England  da 
vorliegt,  wird  auch  im  Lande  selbst  von  manchen  Seiten  wohl  erkannt 
und  sogar  übertrieben.  Ein  Sachkundiger  aus  der  Baumwollenindustrie, 
Fabrikant  in  Lancashire,  ruft  in  seinem  Gutachten  aus:  „Die  Frage 
entsteht,  wird  der  britische  Arbeiter  durch  das  Mitwerben  auf  das 
Niveau  des  kontinentalen  Arbeiters  heruntergebracht  werden  und  dann 
allmählich  auch  auf  das  des  asiatischen.*'  (II,  1,  p.  369.) 

Zur  Zeit  freilich  ist  die  Verschiedenheit  im  Lohn  und  der  Lebens- 
haltung noch  eine  sehr  bedeutende,  und  für  die  Konkurrenzfähigkeit 
der  englischen  Industrie  auf  dem  Weltmarkt  liegt  darin  eine  große 
Sicherheit,  daß,  wenn  der  Kampf  immer  schärfer  entbrennt,  viel  eher 
eine  Verminderung  der  Lohnsätze  in  England  möglich  ist,  als  in  allen 
mitwerbenden  Ländern,  die  Vereinigten  Staaten  allein  ausgenommen. 
Die  Gefahr,  daß  eine  Einschränkung  des  Exports  erfolgen  muß,  weil 


1)  Die  amtlichen  Mitteilungen  aus  den  Jahresberichten  der  mit  Beaufsichtigung  der 
Fabriken  betrauten  Beamten  für  1886  S.  109  berichten , daß  die  Löhne  im  großen  und 
ganzen  sich  auf  ihrer  bisherigen  Höbe  erhalten,  in  einzelnen  Fällen  sogar  gestiegen  sind. 
Fast  alle  Berichte  Ober  LohnTerbältnisse  in  dem  Report  der  englischen  Untersnchungs- 
kommission  dagegen  geben  von  einer  großen  Depression  auf  dem  Arbeitsmarkt  Kunde. 


Digitized  by  Google 


Bin  Blick  auf  die  kommerzielle  und  industrielle  Lage  Englands. 


133 


eine  Lohnherabsetzung  nicht  weiter  möglich,  liegt  daher  in  England 
ferner.  Eine  genaue  Vergleichung  des  Erwerbs  der  verschiedenen  Ar- 
beiterklassen in  verschiedenen  Ländern  ist  freilich  bei  dem  gegenwär- 
tigen Stande  der  Lohnstatistik  nicht  möglich.  Die  ungleiche  Art  der 
Erhebung  und  die  verschiedene  Art  der  Berechnung  durchschnittlicher 
Lohnsätze  beeinträchtigen  aufs  wesentlichste  die  Vergleichbarkeit  der 
Angaben  über  Arbeitslohn.  So  viel  aber  läßt  sich  doch  mit  Sicherheit 
aus  dem  vorhandenen  Material  entnehmen,  daß  in  England  das 
durchschnittliche  Geldeinkommen  der  Arbeiter  in  denselben  Beschäfti- 
gungsarten bei  in  der  Regel  kürzerer  Arbeitszeit  erheblich  höher  ist  als  in 
Frankreich  und  noch  viel  höher  als  in  Deutschland  und  der  Schweiz, 
und  daß  die  letzteren  Länder  wieder  einen  höheren  Arbeitslohn  haben 
als  Italien  oder  gar  Ostindien.  Es  ist  freilich,  um  diese  Überzeugung 
zu  gewinnen  die  Durchsicht  eines  umfassenden  Materials  notwendig. 
Denn  gerade  weil  gegen  die  Vergleichung  einzelner  Zahlen  immer  Be- 
denken obwalten,  kann  man  nur  deshalb  zur  Sicherheit  gelangen,  weil 
jene  Thatsacbe  sich  aus  allem  statistischen  Material,  wie  verschieden- 
artig es  auch  sein  mag,  mit  Übereinstimmung  ergiebt.  Nach  Umfang 
und  Charakter  dieser  Arbeit  müssen  wir  uns  darauf  beschränken,  einige 
Beispiele  von  der  Verschiedenheit  der  Lohnverhältnisse  in  Deutschland 
und  in  England  zu  geben,  wohl  wissend,  daß  wir  damit  einen  Beweis 
eigentlich  nicht  führen,  sondern  daß  eine  genaue  Vergleichung  die 
kritische  Verarbeitung  eines  sehr  viel  größeren  Materials  erfordern 
würde. 

Die  besten  und  zuverlässigsten  Angaben  über  Lohnverhältnisse  in 
England  dürften  diejenigen  sein,  welche  auf  Grund  amtlicher  Ermitt- 
lungen in  den  Miscellaneous  Statistics  von  Zeit  zu  Zeit  publiziert  sind. 
Die  letzten  finden  sich  Part  XI,  S.  412  ff.  und  beziehen  sich  auf  das 
Jahr  1880.  Uns  ist  keine  ähnliche  Zusammenstellung  detaillierter  An- 
gaben von  Arbeitslöhnen  aus  irgend  einem  Teile  von  Deutschland  be- 
kannt. Die  Lohnstatistik,  welche  bei  Gelegenheit  der  Ausführung  des 
Krankenversicherungsgesetzes  aufgenommen  ist  und  deren  Resultate 
für  Preußen  und  die  freien  Städte  in  diesen  Jahrbüchern  (Bd.  X,  263  ff.) 
von  Dr.  Hirschfeld  in  dankenswerter  Weise  publiziert  sind,  bezieht  sich 
nur  auf  den  ortsüblichen  Tagelohn  gewöhnlicher  Tagesarbeiter,  d.  h. 
solcher  Arbeiter,  welche  wegen  Mangels  technischer  Übung  noch  kei- 
nem bestimmten  Gewerbe  zuzuzählen  sind.  Damit  stimmt  die  Klasse 
von  Arbeitern  so  ziemlich  überein,  welche  in  der  englischen  Statistik 
als  labourers  bezeichnet  zu  werden  pflegt.  Sie  erhalten  durchweg 
einen  geringeren  Lohn  als  die  gewerblichen  Arbeiter,  die  noch  nicht 
vollständig  ausgebildeten  Hilfsarbeiter  ausgenommen.  So  bekamen  z.  B. 
in  den  Gaswerken  zu  Liverpool  die  gewöhnlichen  Heizer  und  die 
Schmiede  35  sh.,  die  Röhrenleger  26  sh.,  die  Lampenanzünder  23  sh., 
die  labourers  21  sh.  wöchentlichen  Lohn.  Dagegen  berichtet  Hirsch- 
feld a.  a.  0.,  daß  die  Ermittlungen  des  statistischen  Amtes  der  Stadt 
Berlin,  angestellt  im  Februar  1884,  eine  Reihe  von  Lohnsätzen  gewerb- 
licher Arbeiter  anführen,  die  unter  dem  für  Berlin  zum  Zwecke  der 
Krankenversicherung  festgesetzten  ortsüblichen  Tagelohn  bleiben.  Man 
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wird  daher  den  deutschen  Lohn  Verhältnissen  gewiß  gerecht  werden, 
wenn  man  jenen  ortsüblichen  Tagelohn  mit  dem  Verdienste  englischer 
labourers  vergleicht.  In  den  Miscellaneous  Statistics  a.  a.  O.  finden 
wir  den  Wochenlohn  solcher  labourers  45mal,  den  Tagelohn  4mal,  den 
Stundenlohn  ISmal  verzeichnet.  Der  geringste  Wochenlohn,  der  vor- 
kommt, beträgt  14|  sh.,  in  12  Fällen  beläuft  er  sich  auf  weniger  als 
18  sh.,  in  18  Fällen  auf  18—21  sh.,  in  12  Fällen  21  sh.  und  darüber 
bis  zu  dem  Maximum  von  26  sh.  Einmal  wird  ein  Wocheulohn  von 
16^ — 21,  ein  anderes  Mal  von  16^ — 21  j und  endlich  noch  von  15 — 20  sh. 
notiert  In  den  vier  Fällen,  in  denen  der  Lohn  für  den  Tag  berechnet  ist, 
wird  derselbe  auf  3 sh. — 3 sh.  2 d.  angegeben.  Der  Lohn  für  die  Stunde 
beträgt  einmal  4 d.,  zehnmal  4 — 5 d.  und  sechsmal  mehr  als  5 d.,  ein- 
mal 4^ — 6 d.  Die  Orte,  für  welche  diese  Lohnangaben  gelten,  sind 
durchgehends  größere  Städte  Englands  und  Schottlands  mit  ihren 
näheren  Umgebungen.  Nur  einmal  ist  die  irische  Hauptstadt  und 
Umgegend  erwähnt  Wir  können  daher  von  den  deutschen,  für  die 
Krankenversicherung  gemachten  Erhebungen  nur  die  für  die  größeren 
Städte  damit  vergleichen.  Nach  den  Berechnungen  von  Hirschfeld  be- 
trug der  Tagelohn  für  erwachsene  männliche  Arbeiter  in  den  Städten 
Preußens  und  in  den  freien  Städten  mit  mehr  als  100000  Einwohnern 
2 M.  16  Pf.,  von  50—100000  2 M.  6 Pf.,  von  20-  50000  1 M.  77  Pf. 
Der  Durchschnittslohn  in  den  größten  Städten  erreicht  daher  noch 
nicht  das  Minimum,  welches  in  den  englischen  Tabellen  vorkommt 
Man  wird  sagen  dürfen,  daß,  wenn  die  englischen  und  preußischen  Er- 
hebungen einigermaßen  zutreffen,  der  gemeine  Tagelohu  in  den  eng- 
lischen Städten  und  industriellen  Bezirken  durchschnittlich  mindestens 
50  höher  ist  als  in  den  größten  preußischen  und  freien  Städten. 

Für  die  ländlichen  Arbeiter  hat  Herr  Giffen  aus  den  Berichten 
der  assistant  comnnssioners  der  Kgl.  Kommission  zur  Untersuchung 
der  Notlage  der  Landwirtschaft  alle  Angaben  über  den  Tagelohn  ge- 
sammelt und  im  Journal  of  the  Statist  Soc.  vol.  XLIX  S.  77  mitge- 
teilt Danach  schwankt  der  wöchentliche  Verdienst  des  gewöhnlichen 
erwachsenen  landw.  Arbeiters  in  den  verschiedenen  Grafschaften  Eng- 
lands und  Schottlands  zwischen  12  und  18  sh.  incl.,  in  der  großen 
Mehrzahl  der  Grafschaften  zwischen  13  und  16  sh.  incl.  und  dabei 
wird  bemerkt,  daß  in  manchen  Fällen  noch  Naturalien  neben  dem 
Lohne  gewährt  werden,  die  nicht  in  den  angegebenen  Lohnsätzen  in- 
begriffen sind.  Die  Angaben  bestätigen  die  Zuverlässigkeit  der  Tafeln 
der  Miscellaneous  Statistics,  denn  die  Differenz  zwischen  dem  Lohn  in 
der  Landwirtschaft  und  in  großen  industriellen  Städten,  welche  sich 
bei  ihrer  Vergleichung  ergiebt  dürfte  den  Erfahrungen  anderer  Län- 
der entsprechen.  Die  Untersuchung  der  englischen  Landwirtschaft 
fand  in  den  Jahren  1879 — 83  statt,  und  aus  dieser  Periode  fehlen  Er- 
hebungen über  den  landwirtschaftlichen  Lohn  in  Deutschland.  Die 
bekannte  Untersuchung  der  vom  Kongreß  deutscher  Landwirte  einge- 
setzten Kommission,  über  welche  Prof.  Frhr.  v.  d.  Goltz  im  Jahre  1875 
Bericht  erstattet  hat,  wurde  im  Sommer  1873  vorgenommen.  Das  Jahr 
1873  war  im  ganzen  eine  Zeit  lebhaft  gesteigerter  Nachfrage  auf  dem 
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Arbeitsmarkt  iu  Deutschland ; aber  doch  dürfte  in  manchen  Gegenden 
Deutschlands  der  ländliche  Lohn  seitdem  noch  etwas  gestiegen,  nur  in 
sehr  wenigen  gefallen  sein.  Im  Durchschnitt  wird  der  Unterschied 
aber  nicht  groß  sein,  und  deshalb  kann  man  immerhin  die  Resultate 
der  damaligen  Erhebung,  die,  was  auch  gegen  sie  gesagt  worden  ist, 
die  beste  ist,  die  wir  in  Deutschland  haben,  mit  den  von  Giffen  ge- 
sammelten Daten  vergleichen.  Der  niedrigste  durchschnittliche  Tage- 
lohn, der  in  einem  der  74  territorialen  Bezirke  Deutschlands,  welche 
unterschieden  wurden,  ermittelt  wurde,  betrug  7 Sgr.,  der  höchste 
23,8  Sgr.  Da  der  letztere  aber  nur  in  dem  Gebiet  der  Stadt  Bremen 
unter  überwiegendem  Einfluß  der  großen  Stadt  vorkara,  so  muß  er  für 
unsere  Vergleichung  eigentlich  we^allen.  Die  demnächst  hohen  Sätze 
sind  19,1  und  19  Sgr.  im  Oberelsaß  und  im  Reg.-Bez.  Arnsberg.  Auch 
bei  dieser  Vergleichung  ergiebt  sich  also  das  B^esultat,  daß  der  durch- 
schnittliche Lohn  in  den  deutschen  Bezirken,  welche  den  höchsten 
Lohn  haben,  den  durchschnittlichen  Lohn  in  den  englischen  Gegen- 
den, die  am  niedrigsten  stehen,  kaum  erreicht 

Für  unsere  Zwecke  würde  eine  Gegenüberstellung  der  Löhne  der 
gewerblichen  Arbeiter  weit  wichtiger  sein  als  die  der  ungeschulten 
oder  landwirtschaftlichen  Tagelöhner.  Aber  da  ist  es  noch  viel 
schwerer.  Gleiches  mit  Gleichem  zu  vergleichen.  Das  Vorwiegen  des 
Stücklohns  und  die  große  Spezialisierung  der  verschiedenen  Arbeits- 
leistungen in  der  großen  Industrie  setzen  dem  große  Schwierigkeiten 
entgegen.  Es  ist  zu  bedauern,  daß  die  Mitteilungen  unserer  Fabrikinspek- 
toren über  Lohnverhältnisse  so  unbestimmt  sind  oder  Durchschnitte 
enthalten,  mit  denen,  weil  sie  aus  ganz  ungleichartigen  Zahlen  ge- 
zogen sind,  nicht  viel  anzufangen  ist  — so  z.  B.,  wenn  der  Wochen- 
lohn eines  erwachsenen  Arbeiters  in  der  gesamten  Textilindustrie  eines 
Inspektionsbezirkes  auf  10  M.  59  Pf.  durchschnittlich  angegeben  wird. 
— Wir  wollen  aber  doch  versuchen,  einige  Vergleichungen  gewerblicher 
Löhne  hinzuzufügen.  Schon  oben  haben  wir  Angaben  über  die  Verschie- 
denheit deutscher  Lohnverhältnisse  in  der  Eisenindustrie  nach  dem 
Bericht  von  Sir  Lowthian  Bell  mitgeteilt.  Über  die  Löhne  in  der 
deutschen  Baumwollenindustrie  im  Jahre  1877  enthielt  der  Bericht  der 
Reichsenquetekommission  über  die  Leinen-  und  Baumwollenindustrie 
einige  Zahlen,  die  mit  denen  in  den  Miscellaneous  Statistics  vergleich- 
bar sind.  Nach  der  ersteren  zahlten  im  Jahre  1877  von  100  Spinnereien 


ohne 

mit 

ElsaB-Lothringen 

ElsaB-Lothringen 

an  erwachsene  mXnnliche  Arbeiter 

einen  tüglichen  Lohn  von  weniger  als  Mk.  1,7 5 

8,2 

7,4 

TOn  1,75—2,50 

74i» 

68,1 

„ 2,50 — 2,76 

9.8 

12,6 

aber  2,75 

7,3 

11,9 

an  Frauen 

einen  täglichen  Lohn  von  weniger  als  Mk.  0,75 

t,5 

M 

von  0,76 — 1,25 

32,5 

29,3 

„ 1,25—1,75 

48,2 

5*, 3 

über  1,75 

*7,8 

17»* 
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Über  80®/ 0 der  Betriebe  zahlten  also  an  die  erwachsenen  Männer 
einen  Lohn  von  1,75 — 2,75  Mk.,  im  Durchschnitt  2,25  Mk.,  was  einem 
Wochenlohn  von  13 Vf  Mk.  entsprechen  würde;  der  Lohn  der  Frauen 
betrug  in  über  SO®/,,  der  Betriebe  0,75—1,75  Mk.,  im  Mittel  1,25  Mk., 
also  in  der  Woche  c.  7,50  Mk.  Vielleicht  darf  man  mit  Rücksicht 
auf  die  17 — 18®/o  der  Betriebe,  welche  mehr  zahlten,  einen  mittleren 
Lohn  von  1,50  Mk.,  also  pro  Woche  9 Mk.  annehmen.  Die  Miscel- 
laneous  Statistics  führen  in  den  Spinnereien  von  Manchester  und  Um- 
gegend für  erwachsene  männliche  Arbeiter  Wochenlöhne  von  18 — 45  sh. 
auf  (und  zwar  grinders  21'/«,  scutchers  und  scrippers  22 ‘/f,  minders 
24 Va — 28 Vi,  overlookers  25—45,  assistant  overlookers  18  sh.),  die 
Wochenlöhne  der  Frauen  variieren  zwischen  12  und  15  V4  sh.  — In 
Elsaß-Lothringen  ist  der  Lohn  nach  den  obigen  Zahlen  höher  als  im 
übrigen  Deutschland.  Die  Lohnverhältnisse  in  den  dortigen  Spinne- 
reien hat  Ja  n n asch  a.  a.  O.  S.  306  genauer  mit  den  in  schweizerischen 
und  englischen  Spinnereien  verglichen.  Er  giebt  freilich  für  eine  schon 
etwas  zurückliegende  Zeit,  nämlich  für  den  Anfang  der  siebziger  Jahre, 
folgende  Zahlen: 


Wochenlöhne 

am  Oberrhein 
bei  12stfindiger 
Arbeit 

im 

Mittel 

in  der  Schweiz 
bei  12stündiger 
Arbeit 

im 

Mittel 

in  England 
bei  lOstündiger 
Arbeit 

im 

Mittel 

für 

in 

französischen  Franks 

Männer 

17—22 

19,50 

12  — 20 

16,00 

25-35 

30 

Frauen 

7.5—12 

8,00 

7,5—11,5 

9.5 

14—16 

15 

Kinderl) 

4,26—6 

5.12 

4—7 

5.5 

7—9 

8 

Interessant  und,  wie  wir  glauben,  charakteristisch  für  manche 
ähnliche  Gewerbe  ist  die  Angabe,  welche  in  dem  erwähnten  Reichs- 
enquetebericht (I  S.  855)  der  General-Direktor  der  braunschweigischen 
Aktiengesellschaft  für  Jute-  und  Flachsindustrie  über  die  Lohnverhält- 
nisse in  schottischen  und  braunschweigischen  Jutespinnereien  und 
Webereien  machte.  Nach  einer  von  ihm  angestellten  Untersuchung 
waren  die  Akkord-  (Stück-)  Löhne  in  Schottland  und  Braunschweig 
ganz  gleich.  Aber  bei  gleichen  Akkordsätzen  verdienten  die  schotti- 
schen Weberinnen  14  sh.  wöchentlich  bei  56  ständiger  Arbeitszeit,  die 
deutschen  10  Mk.  bei  66  ständiger  Arbeitszeit. 

Besonders  genau  scheinen  die  Ermittlungen  über  die  Lohnsätze 
in  Leipzig  gewesen  zu  sein , welche  der  Bericht  der  Fabrikinspektoren 
für  1883  mitteilt  (Amtliche  Mitteilungen  aus  den  Jahresberichten  der 
mit  Beaufsichtigung  der  Fabriken  betrauten  Beamten  1883  S.  446). 
Wir  stellen  den  dort  angegebenen  Sätzen  des  wöchentlichen  Verdienstes 
die  gleichartigen  Angaben  gegenüber,  welche  sich  in  den  Miscellaneous 
Statistics  finden.  Wir  wählen  dabei  die  englischen  Städte  nicht  will- 
kürlich aus,  sondern  teilen  die  Höhe  des  Verdienstes  derselben  Klassen 
aus  allen  Städten  mit,  für  welche  sie  angegeben  ist. 


1)  „Als  Kinder  dieser  Art  gelten  im  ElsaB  die  12 — 16jäbrigen  Personen.  In  der 
Schweiz  dürfen  die  Mädchen  meist  erst  vom  13. , die  Knaben  vom  14.  Leben^'ahre  an 
arbeiten.*'  Jan  nasch  a.  a.  0.  S.  806. 
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Es  verdienten  z.  B.  1883  in  Leipzig  und  nächster  Umgebung 
wöchentlich  die  Maurerpoliere  (foremen)  20—24  Mk. , in  Bradford, 
Nottingham,  Portsmouth  45,  in  South  Shields  36,  in  Wolverhampton 
40—60,  in  andern  Städten  8 d.,  in  einigen  8 — 1 sh.  die  Stunde,  Maurer- 
und Zimmergesellen  in  Leipzig  18—20  Mk.  die  Woche,  die  masons  und 
bricklayers  in  den  englischen  Städten  7—9  d.  per  Stunde  bei  einer  wöchent- 
lichen Arbeitszeit  von  45— 56^',  Stunden.  Ferner  die  Former  (moulders) 
in  Eisengießereien  in  Leipzig  18—21  Mk.,  in  Leeds  und  Sheffield  30, 
Glasgow  31 ‘/4,  Nottingham  32‘/4,  Manchester  29  Va — 36  sh.,  die  Buch- 
drucker in  Leipzig  18 — 20  Mk.,  in  Edinburg  die  Setzer  30— 30V*-  in 
London  35*/«  sh.,  die  Korrektoren  (readers)  in  Edinburg  35—40,  in 
London  42'/«  sh.,  Buchbinder  in  Leipzig  18—20  Mk.,  in  Edinburg 
31'/3— 37  sh.,  die  Arbeiter  in  Schuhmacherfabriken  in  Leipzig  16 — 20  Mk., 
in  Leicester  21—30  sh. 

Daß  zu  den  höheren  Löhnen  in  diesen,  wie  in  den  meisten  früher 
erwähnten  Fällen,  eine  kürzere  Arbeitszeit  der  englischen  Arbeiter 
kommt,  unterliegt  keinem  Zweifel. 

Die  seit  alters  bestehenden  großen  Lohndifferenzen  zwischen  Eng- 
land einerseits,  Deutschland  und  den  übrigen  Ländern  andrerseits 
haben  aber  in  neuerer  Zeit  an  Berechtigung  verloren  und  an  Bedeu- 
tung gewonnen,  weil  sie  nicht  mehr  wie  früher  zum  Teil  ausgeglichen 
werden  durch  größere  Unterhaltskosten  der  Arbeiter  in  England.  Als 
England  noch  ganz  überwiegend  auf  die  eigene  Produktion  der  Nah- 
rungsmittel angewiesen  war,  wenig  entwickelte  Kommunikationsmittel 
den  ausländischen  Bezug  derselben  auf  näher  gelegene  Küstenländer  ein- 
schränkten und  hohe  Zölle  und  Steuern  sie  verteuerten,  war  die  britische 
Insel  das  teuerste  Land  in  Europa  auch  für  den  Arbeiter.  „Die  Zeiten 
sind  noch  nicht  lange  her'\  sagte  B right  neulich  in  einer  W’ahlrede, 
„als  die  Korngesetze  den  Weizenpreis  auf  80  sh.  den  Quarter  zu  halten 
suchten,  jetzt  ist  er  weniger  als  40  sh.  Der  Preis  von  Thee  ist  nun 
geringer  als  die  Steuer,  die  früher  darauf  lag.  Zucker  kostet  nur  den 
dritten  Teil  als  zu  der  Zeit,  in  der  ein  Monopol  für  den  west-  und 
ostindischen  Zucker  bestand.“  Zu  dem  Sinken  der  Preise  im  W^ elt- 
handel und  zu  der  Befreiung  der  notwendigen  Lebensbedürfnisse  (Thee 
allein  ausgenommen)  von  allen , früher  oft  exorbitanten  Steuern  und 
Zöllen,  ist  eine  Verbesserung  in  dem  Geschäft  der  Verteilung  der 
Lebensbedürfnisse  eingetreten , wie  sie  in  gleichem  Maße  in  Deutsch- 
land wohl  kaum  sich  vollzogen  hat.  Die  kooperative  Bewegung  und 
die  allgemeine  Verbreitung  der  Konsumvereine  hat  der  übermäßigen 
Verteuerung  und  Verschlechterung  der  Waren  durch  die  distributiven 
Gewerbe  in  sehr  wirksamer  Weise  gesteuert,  während  in  Deutschland 
noch  immer  die  Klage  allgemein  ist,  daß  das  Sinken  der  Preise  im 
Großhandel  den  Konsumenten  wenig  zu  gute  gekommen  sei.  Die  eng- 


1)  Nach  dem  Bericht  für  1885  $.  40  sind  diese  Lohns&tze  in  den  letzten  Jahren 
zum  Teil  erhöbt  worden.  Wir  wählen  die  Angaben  für  1883,  weil  die  zur  Vergleichung 
gezogenen  englischen  der  Zeit  nach  noch  weiter  (1880)  zurUckliegen.  Die  Löhne  aufier- 
halb  Leipzigs  und  seiner  Yorstadtdörfer  bleiben  etwas  hinter  den  oben  mitgeteilten  Zahlen 
zurück. 
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lischen  Konsumvereine  zählten  aber  auch  im  Jahr  1881  525000  Mit- 
glieder mit  einem  Umsatz  von  20  901 000  und  einem  eigenen  Kapital 
von  £ 5881000,  die  deutschen  in  demselben  Jahre  nur  116510  Mit- 
glieder mit  einem  Umsatz  von  32761636  Thaler  und  einem  Guthaben 
der  Mitglieder  von  3 088  788  Thaler.  Man  kann  sagen,  mit  Ausnahme  ^ 
von  Wohnung,  Fleisch,  Milch,  Butter  sind  sämtliche  Lebensbedürfnisse 
der  Arbeiter  in  England  seit  einigen  Jahrzehnten  billiger  geworden,  und 
auch  die  gewöhnlichen  Sorten  Fleisch,  Speck,  Butter  sind  in  den  letzten 
Jahren  im  Preise  gesunken,  jedenfalls  im  letzten  Menschenalter  nicht 
so  gestiegen,  wie  in  den  meisten  Gegenden  Deutschlands.  England  ist 
nur  noch  für  die  wohlhabenden  und  reichen  Klassen  ein  teures  Land, 
weil  alle  Arten  persönlicher  Dienstleistungen  und  alle  Handwerks- 
arbeiten dort  hoch  bezahlt  werden,  die  besitzlosen  Klassen,  welche  nur 
in  geringem  Maße  persönliche  Dienste,  Leistungen  der  Handwerker  u.s.  w. 
in  Anspruch  nehmen,  leben,  abgesehen  von  der  Wohnung,  jetzt  schwer- 
lich irgendwo  in  den  industriellen  Bezirken  des  Kontinents  bei  gleichen 
Lebensansprüchen  billiger,  als  auf  der  britischen  Insel,  ln  jenen 
Gegenden  ist  die  Entwicklung  eine  ganz  andre  gewesen.  Länder,  wie 
Deutschland,  die  früher  einen  erheblichen  Teil  ihrer  landwirtschaft- 
lichen Produkte  nach  England  exportierten  und  deshalb  relativ  billigere 
Preise  für  dieselben  hatten,  beziehen  jetzt  in  wachsendem  Maße  Roh- 
stoffe für  Nahrung  und  Bekleidung  von  außen  und  zum  Teil  sogar 
über  England,  oder  doch  mit  größeren  Transportkosten  als  England, 
und  der  Bezug  der  wichtigsten  Nahrungsmittel  wird  überdies  durch 
erhebliche  Zölle  verteuert.  Giffen  und  S oet beer  haben  vor  kurzem 
die  folgenden  Vergleichungen  der  Kosten  mitgeteilt,  welche  die  Ver- 
pflegung von  Kranken  in  einem  londoner  und  in  einem  hamburger 
Krankenhause  zu  verschiedenen  Zeiten  gemacht  hat.  Die  des  eng- 
lischen Statistikers  ist  den  Rechnungen  des  St.  George  Hospital  in 
London , die  deutsche  denen  des  allgemeinen  Krankenhauses  in  Ham- 
burg entnommen. 


Durchschn 

Kosten  für  jeden 

Patienten 

1830 

1880 

Pttr 

s. 

d. 

s. 

d. 

Fleisch 

x8 

4 

22 

2 

Hrod  und  Mehl 

IO 

7 

4 

I 

Wein  und  Branntwein 

— 

IO 

3 

3 

Bier  und  Malzextrakt  (malt  liquor)  . . 

5 

5 

2 

6 

Milch 

6 

2 

5 

II 

Thce  und  Gewürze  (grocery)  .... 

3 

IO 

3 

5 

Arzneimittel  (incl.  Blutegel)  .... 

IO 

5 

7 

II 

Kohlen  und  Holz 

lO 

i6 

3 

IO 

Wäsche  . • 

2 

o 

4 

IO 

Instrumente  und  chirurgische  Apparate 

I 

9 

5 

2 

Beamte,  Bedienung,  Pflegepersonal  . . 

20 

3 

34 

3 

„Hätte  Weizen  1880  so  viel  gekostet  wie  1830“,  fügt  der  Bericht- 
erstatter hinzu,  „so  wäre  eine  Ausgabe  von  1884 1.  für  Mehl  und  Brod 
erforderlich  gewesen,  statt  738  1.  Portwein  kostete  1880  45  1.  die 
Pipe,  1830  72  1.  u.  s.  w.  — Die  Tabelle  zeigt  den  großen  Vorteil  der 
Preisermäßigung  in  manchen  Lebensmitteln  und  die  großen  Extraaas- 
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gaben,  die  jetzt  für  die  Pflege  der  Kranken,  insbesondere  für  ein 
größeres  Wartepersonal,  für  Reizmittel  (W^ein)  notwendig  werden.“ 

Die  hamburger  Tabelle  giebt  nur  die  Kosten  der  Nahrungsmittel 
für  jede  Person  (Kranke  und  Angestellte  der  Anstalt  zusainmenge- 
nommen).  Dieselben  betrugen 

1841 — 50  134  Mk.  59  Pf.  im  Jahre 

1851—60  i|6  „ 60  „ „ 

1861—70  190  „ 59  t.  .» 

1871—75  ^ „ 76  „ „ • „ 

1876—80  315  » 34  » M 

1881—85  306  „ I „ „ 

Es  ist  wahrscheinlich,  daß  die  Zunahme  in  den  Kosten  zum  Teil 
auf  eine  bessere  Verpflegung  zurückzuführen  ist,  aber  ein  beträchtlicher 
Teil  der  Mehrkosten  liegt,  wie  Soetbeer  hiuzufügt,  nach  den  Abrech- 
nungen ersichtlich  in  den  bedeutend  gestiegenen  Preisen  für  Fleisch, 
Milch,  Butter  u.  s,  w.  Hier  also  eine  starke  Zunahme,  in  London 
eine  Abnahme  in  den  Kosten  der  Nahrungsmittel!  Hamburg  aber 
kann  in  dieser  Beziehung  nicht  einmal  als  Typus  von  Deutschland 
gelten.  In  den  Gegenden,  welche  erst  seit  1840  durch  Eisenbah- 
nen aufgeschlossen  und  Sitze  großer  industrieller  Thätigkeit  gewor- 
den sind,  wird  das  Steigen  der  Kosten  des  Lebensunterhaltes  noch 
viel  bedeutender  sein.  Die  Zeiten  sind  noch  nicht  lange  her,  als  in 
der  Stadt,  in  der  ich  lebe,  sich  mehrere  hundert  Engländer  aus  den 
mittleren  Klassen  der  Gesellschaft  aufliielten,  fast  nur,  um  wohlfeiler 
zu  leben  als  in  ihrer  Heimat.  Jetzt  kommt  niemand  mehr  aus  die- 
sem Grunde,  und  die  wenigen  englischen  Familien,  welche  sich  aus 
anderen  Ursachen  hier  aufiialten,  versichern,  daß  man  bei  einfacher 
Lebensweise  in  England  nicht  teurer  lebe  als  am  Rhein.  Diese  Er- 
fahrung dürfte  schwerlich  allein  stehen. 

In  Bezug  auf  das  wichtigste  Nahrungsmittel,  das  Getreide,  ver- 
anschaulicht folgende  Tabelle  die  Änderung  in  dem  Verhältnis  engli- 
scher und  deutscher  Preise. 


Durchschnittspreise  von  liX)  Kilogramm: 


Weizen 

Roggen 

i8i6 — 20  *) 

England 

M. 

39i8 

Preußischer 

Staat 

20.6 

Provinz 

Preußen 

1^ 

Rhein- 

provinz 

24.7 

Preußischer 

Staat 

1821 — 30 

27.0 

12a 

10.9 

13.8 

8.7 

1831—40 

2S,85 

1.^.8 

13.4 

16.3 

10,1 

1841  — 50 

24,2 

16.8 

16.0 

19.5 

12,3 

1851 — 60 

24,8 

21.1 

20,0 

23.3 

16.5 

1861—70 

22,8 

20,4 

19,5 

22.8 

1.S.6 

1871 — 80 

22.g 

22.3 

2I.S 

24,0 

17,3 

1881 

20.6 

22,0 

20,9 

23.9 

20,2 

1882 

20,5 

20,8 

19.8 

22.8 

16,1 

1883 

18.9 

18.5 

18,25 

20.3 

14.7 

1884 

16,3 

17,3 

i6,85 

14.7 

1885 

14i6 

16,2 

ISiI 

Uifi 

14.3 

1)  Für  England  1811—20. 

^ Die  Zahlen  für  Preußen  sind  den  Publikationen  des  Preußischen  Statistischen  BQ* 
reaus,  die  Durchschnittspreise  für  England  bis  1856  aus  Tooke,  EListory  of  prices 
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Die  Zusammenstellung  spricht  für  sich  selbst.  Der  Roggenpreis 
im  preußischen  Staate,  der  vor  50  Jahren  noch  nicht  die  Hälfte,  vor 
40  Jahren  ungefähr  die  Hälfte  des  englischen  Weizenpreises  betrug, 
hat  1885  denselben  fast  erreicht,  in  den  westlichen  Provinzen  (Rhein- 
provinz 1(X)  Kil.  Roggen  = 15,4  M.,  Hessen -Nassau  = 15,7  M.) 
schon  erheblich  überschritten.  Im  Jahre  1885  aber  hat  der  Einfluß 
der  deutschen  Zollerhöhung  auf  Getreide  sich  noch  nicht  im  vollen 
Maße  geltend  machen  können,  weil  die  Einfuhr  zum  großen  Teil  noch 
vor  dieser  Maßregel  erfolgen  konnte.  Künftig  werden  die  westdeut- 
schen Getreidepreise  die  englischen  noch  mehr  übertreffen.  Die  west- 
lichen Provinzen  des  preußischen  Staates  und  das  südwestliche 
Deutschland,  Gegenden,  deren  Industrie  mit  der  englischen  in  leb- 
hafte Konkurrenz  tritt,  dürften  gegenwärtig  die  höchsten  Getreide- 
preise in  der  Weit  haben. 

Die  Ausgleichung  der  Lohnverschiedenheiten  zwischen  England 
und  den  kontinentalen  Industriestaaten,  die  wir  als  wahrscheinliche 
Folge  der  wirtschaftlichen  Gesamtentwicklung  erkannten,  erscheint 
daher  auch  durch  Veränderungen  in  den  Unterhaltskosten  der  Arbeiter 
gerechtfertigt.  Um  so  mehr  aber  ist  zu  erwarten,  dass  davon  eine 
der  Konkurrenzfähigkeit  Englands  auf  dem  Weltmärkte  günstige  Ge- 
genwirkung gegen  andere  derselben  ungünstige  Umstände  ausgehn 
wird. 


IV. 

Die  Stellung  der  englischen  Baumwollenindustrie  auf 

dem  W eltmarkt 

Wenn  wir  es  versuchen  wollen,  für  zwei  der  wichtigsten  Industrie- 
zweige Englands  zu  erforschen,  wie  weit  jene  bisher  besprochenen  Ten- 
denzen zur  Geltung  gekommen  sind,  so  sind  wir  uns  bewußt,  daß 
unsere  Arbeit  nicht  erschöpfend  sein  kann.  Eine  auch  nur  annähernde 
Vollständigkeit,  insbesondere  ein  Verfolgen  der  Frage  in  alle  die  ein- 
zelnen Unterabteilungen  hinein,  in  die  jedes  dieser  großen  Gewerbe 
zerfällt,  würde  kaum  von  einer  einzelnen  Kraft  durchgeführt  werden 
können. 

Wir  wählen  die  Verarbeitung  der  Baumwolle  und  die  Seeschiffahrt. 
Die  erstere  ist  das  wichtigste  der  stoffveredelnden  Gewerbe  in  Eng- 
land ^ ),  ihre  Verhältnisse  sind  einfacher  als  die  der  viel  mehr  in  ver- 


vol.  VI  S.  439,  von  da  an  dem  Statistical  Abstract  entnommen.  Da  diese  Quellen  den 
Preis  pr.  Quarter  (Average  gazette  prices)  angeben,  so  mußte  derselbe  zur  Vergleichbar- 
keit auf  Gewiebtspreise  reduziert  werden.  Dabei  wurde  das  Gewicht  des  Quarter  Weizen 
zu  280  Kilogr.,  der  £ zu  20  Mk.  angenommen.  Seit  der  Trennung  der  Provinz  Preußen 
in  Ost-  und  Wostpreußen  ist  das  Mittel  der  Durchschnittspreise  der  beiden  Provinzen 
als  Preis  für  die  ganze  Provinz  genommen. 

1)  Über  die  relative  Bedeutung  der  verschiedenen  Zweige  der  Textilindustrie  gpebt 
das  oben  erwähnte  Buch  von  Thomas  Ellison  eine  Menge  interessanter  Angaben, 


Digitized  by  Google 


Ein  Blick  anf  die  kommerzielle  nnd  indnstrielle  Lage  Englands. 


141 


schiedenartige  Zweige  sich  teilenden  Wollenindustrie  und  wir  werden 
außer  durch  die  im  Berichte  der  Königlichen  Kommission  gesammelten 
Materialien  noch  durch  die  Schrift  von  Thomas  Ellison,  The  Cotton 
Trade  of  Great  Britain  (1886  London),  unterstützt.  Die  Firma  Elli- 
son & Co.  ist  durch  ihr  Annual  Review  of  the  Cotton  Trade  und  die 
darin  enthaltene  Statistik  des  Baumwollenhandels  und  der  Baumwollen- 
industrie weltberühmt.  In  dem  eben  genannten  Buch  sind  die  seit 
langer  Zeit  gesammelten  Materialien  zu  einer  gedrängten,  überaus  in- 
haltreichen Übersicht  über  die  Entwickelung  des  Baumwollenhandels 
und  der  Baumwollenindustrie  in  England  verarbeitet.  Daß  wir  daran 
einen  Versuch  schließen,  die  maritime  Entwickelung  Englands  zu  be- 
sprechen, bedarf  wohl  kaum  der  Rechtfertigung.  Für  Englands  Welt- 
stellung in  wirtschaftlicher  sowohl  wie  in  politischer  Beziehung  ist  das 
Übergewicht  zur  See  immer  noch  viel  wichtiger  als  irgend  ein  einzelner 
Industriezweig. 

Die  englische  Baumwollenindustrie  arbeitet  überwiegend  für  den 
Export  und  verdient  mehr  als  in  irgend  einem  anderen  Gewerbe  die 
Bezeichnung  als  Weltindustrie.  Der  inländische  Markt  nimmt  von 
dem  gesamten  Quantum  in  England  verarbeiteter  Baumwolle  nur  etwa 
20,  höchstens  25  ®/o  auf.  Die  in  England  abgesetzten  Baumwollen- 
waren sind  aber  durchschnittlich  von  höherem  Werte  als  die  expor- 
tierten (nach  der  Schätzung  eines  Sachkundigen  ca.  'I,  teurer),  sodaß, 
dem  Werte  nach  gemessen,  der  Anteil  des  inländischen  Absatzes  an 
dem  Gesamtabsatze  sich  auf  c.  belaufen  dürfte.  Kein  anderer 

Industriezweig  weist  eine  so  starke  Ausfuhr  der  Produkte  im  Ver- 


ans  denen  wir  Einiges  mitteilen  wollen.  Die  Zahlen  beziehen  sich  anf  das  vereinigte 
Königreich  GroBbritannien  nnd  Irland. 


Im 

Durchschnitt 

Jährlicher  Verbrauch 
Millionen  Pfd. 

in 

Verhältnis  der  drei  Rohstoffe 
zu  einander 

der  Jahre 

Baum- 

wolle 

Wolle 

Flachs 

Zu- 

sammen 

Baum- 

wolle 

Wolle 

Flachs 

Zu- 

sammen 

1798 — 1800 

41,8 

109,6 

108,6 

260,0 

i6,08 

42,16 

41,77 

100 

1829 — 1831 

243.2 

149,4 

t93.8 

586,4 

4L4V 

25,48 

33.06 

100 

1859—1861 

1022,5 

260,4 

212,0 

1494.9 

68,40 

17,42 

14.I8 

100 

1880 — 1882 

1424,6 

448,6 

273.« 

2147,0 

66,35 

20,90 

12,76 

lOO 

Wert  der  exportierten  Garne 

Verhältnis  des  Wertes  des  Exports 

und  Gewebe  in  1000 

£ 

der  drei  Warengattungen 

1798 — 1800 

5 088 

6846 

1010 

12944 

39.30 

52,90 

7,80 

100 

1829 — 1831 

18077 

4967 

2138 

25  182 

71.79 

19,72 

8,49 

100 

1859 — 1861 

49  000 

15  041 

6119 

70  160 

69,84 

21,44 

8.72 

100 

1880 — 1882 

76816 

21  377 

6907 

105  100 

73.09 

20,34 

6,57 

100 

Zahl  der  beschäftigten  Arbeiter 
und  Arbeiterinnen 

Bezahlter  Arbeitslohn. 
1000  £ 

1859—61 

646  000 

270000 

120000 

I 036000 

20  995 

8937 

3120 

33052 

i88o~82 

686000 

316  000 

134  000 

1 136000 

28  812 

13556 

4355 

46723 
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hältnis  zu  ihrem  inländischen  Absätze  auf.  Ellison  a.  a.  O.  S.  126 
stellte  für  die  drei  Zweige  der  Gewebeindustrie  folgende  Rechnung  auf, 
die  natürlich  nur  annähernde  Richtigkeit  beanspruchen  kann.  Es  be- 
lief sich  im  Durchschnitt  der  Jahre  1880—82  der  Wert  in  1000  £ 


von 

Baumwolle 

Wolle 

Leinen 


der  produzierten  der  exportierten 
Qarne  und  Gewebe 
107000  76816 

53000  31377 

18000  66907 


der  im  Inlande 
verbrauchten 

30  184 

31  623 
11093 


Die  Zollpolitik  fremder  Staaten  mußte  für  ein  Gewerbe,  das  in  so 
hohem  Grade  Exportindustrie  ist,  von  besonderer  Bedeutung  sein.  Auf 
Erziehung  einer  eigenen  Baumwollenindustrie  durch  Schutzzölle  sind 
fast  alle  Kulturstaaten  ganz  vorzugsweise  bedacht  gewesen.  Kaum 
für  irgend  einen  anderen  der  großen  Zweige  der  stolfveredelnden 
Industriezweige  sind  allenthalben  so  große  Opfer  gebracht  worden. 
Und  gewiß  nicht  ohne  Erfolg.  In  Deutschland  wie  in  Frankreich,  in 
den  Vereinigten  Staaten  wie  in  Rußland  hat  die  Verarbeitung  der 
Baumwolle  eine  hohe  Entwickelung  und  wirtschaftliche  Bedeutung  er- 
langt. Die  schutzzöllnerische  Strömung  der  letzten  Jahre  hat  dann 
in  vielen  Ländern  noch  eine  Steigerung  der  Zölle  auf  fremde  Baum- 
wollenwaren zur  Folge  gehabt  und  dem  Absatz  englischer  Produkte 
dieser  Art  weitere  Hindernisse  entgegengesetzt. 

Demgegenüber  kommt  der  englischen  Baumwollenindustrie  wesent- 
lich zu  statten,  daß  sie  einen  verhältnismäßig  viel  größeren  neutralen,  von 
der  Handelspolitik  der  Kulturstaaten  nicht  beeinßußten  Markt  hat  als  die 
meisten  andern  englischen  Exportindustrien.  Unter  allen  europäischen 
Produkten  sind  Baumwollenwaren  diejenigen,  welche  von  halbkultivierten 
und  unkultivierten  Völkern,  besonders  wenn  sie  in  warmen  Klimaten 
wohnen,  weitaus  in  größter  Quantität  gekauft  werden  können.  Nächst 
der  Nahrung  ist  die  Kleidung  das  wichtigste  menschliche  Bedürfnis. 
Für  die  erstere  sorgen  solche  Völker  in  eigener  Wirtschaft,  Kleidungs- 
stoflfe  dagegen  kann  die  weit  überlegene  europäische  Industrie  gegen 
die  Naturprodukte  jener  Länder  unter  den  günstigsten  Bedingungen 
anbieten.  Aber  Seide,  Wolle,  Leinwand  sind  für  solche,  in  der  Regel 
arme  Völker  zu  teuer,  Baumwollengewebe  vermögen  sie  am  ersten  zu 
bezahlen.  Die  größte  lokale  Arbeitsteilung  in  der  Welt,  die  zwischen 
den  Ländern  der  tropischen  und  gemäßigten  Zone,  beruht  hauptsäch- 
lich auf  dem  Austausch  der  Produkte  der  tropischen  Vegetation  gegen 
europäische  Baumwollenwaren.  Die  anderen  europäischen  Fabrikate, 
welche  nach  jenen  Gegenden  gehen,  sind  eine  Nebensache  gegen  diese 
Warengattung. 

Aber  zu  der  Zollpolitik  der  Kulturstaaten « kommen  noch  andere 
ungünstige  Umstände,  mit  denen  die  englische  Baumwollenindustrie  in 
neuerer  Zeit  zu  kämpfen  hat. 

Gerade  in  diesem  Gewerbe  macht  sich  die  früher  erwähnte  räum- 
liche Ausdehnung  der  wirtschaftlichen  Kultur,  die  für  unsere  Zeit  so 
vorzugsweise  charakteristisch  ist,  geltend.  Man  kann  Kapital  und  in- 
telligente, leitende  Arbeitskräfte  jetzt  mit  Leichtigkeit  nach  entfernten 
Weltteilen  übertragen ' und  die  dort  vorhandenen  reichlichen  Natur- 
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and  wohlfeilen  Arbeitskräfte  ausnutzen.  Daher  werden  mechanische 
Spinnereien  und  Webereien  in  Ländern  errichtet,  in  denen  man  noch 
vor  kurzem  eine  solche  Fabrikthätigkeit  für  unmöglich  gehalten  hätte. 
Die  besten  englischen  Maschinen  können  in  den  Produktionsländern  der 
Baumwolle  aufgestellt  werden,  und  die  Gewinnung  und  Schulung  der 
dort  reichlich  vorhandenen  Arbeitskräfte  macht  durchaus  nicht  unüber- 
windliche Schwierigkeiten.  Mit  anderen  Worten:  ein  Teil  der  Pro- 
duktionsvorteile, welche  die  Baumwollenindustrie  bisher  gerade  in  Eng- 
land hatte  und  sie  dort  fesselte,  ist  nicht  in  dem  Maße,  wie  früher, 
an  den  Ort  gebunden  und  infolgedessen  kommen  andere  Produktions- 
vorteile, welche  gerade  in  England  fehlen,  namentlich  Nähe  des  Pro- 
duktionsortes des  Rohstoffes  und  wohlfeiler  Arbeitslohn,  bei  der  lokalen 
Verteilung  dieses  Gewerbszweiges  mehr  zur  Geltung. 

Ebenso  leidet  gerade  die  Baumwollenindustrie  mehr  als  andere 
englische  Gewerbe  unter  den  oben  hervorgehobeiien  Beschränkungen 
der  Fabrikgesetzgebung,  weil  sie  auf  die  Beschäftigung  von  Frauen 
und  jugendlichen  Arbeitern  und  Arbeiterinnen  ganz  vorzugsweise  an- 
gewiesen ist. 

Das  Resultat  dieser  Verhältnisse  ist  gewesen,  daß  die  englische 
Banmwollenindustrie  in  neuerer  Zeit  viel  langsamer  gewachsen  ist  als 
die  der  anderen  Länder,  in  denen  eine  Verarbeitung  der  Baumwolle 
in  größerem  Maßstabe  stattfindet,  daß  aber  trotzdem  die  Menge  der  in 
Baumwolle  gehenden  Spindeln  und  Webstühle,  sowie  die  Quantität 
des  verarbeiteten  Rohstoffes  immer  noch  rascher  zunimmt  als  die 
englische  Bevölkerung,  und  daß  auf  neutralen  Märkten  die  englische 
Baumwolleniiidustrie  über  alle  Konkurrenten  ein  entschiedenes  Über- 
gewicht behauptet.  Nur  in  wenigen  Spezialitäten  scheint  dieselbe  bis 
jetzt  ernstlich  gefährdet,  die  Lieferung  der  in  großen  Quantitäten  ver- 
brauchten Waren,  der  sog.  Stapelartikel,  fällt  noch  immer  fast  ganz 
den  Engländern  zu. 

Versuchen  wir  den  näheren  Nachweis  dieser  Sätze  an  der  Hand 
des  vorliegenden  statistischen  Materials. 

Wie  viel  rascher  die  Verarbeitung  der  Baumwolle  auf  dem  Kon- 
tinent von  Europa  und  in  den  Vereinigten  Staaten  Amerikas  zuge- 
nommen hat  als  in  England,  geht  deutlich  aus  einer  Übersicht  über 
den  Verbrauch  an  roher  Baumwolle  hervor,  die  wir  dem  Berichte  der 
Kgl.  Kommission  (I  p.  142)  entnehmen,  die  aber  auch  auf  Ellison 's 
Zirkularen  beruht. 

Verbraach  von  roher  Baumwolle  in  Millionen  engliachen  Pfund 


Im 

in 

Durchschnitt 

dem 

den 

der  Jahre 

GroBbrItannien 

Continent  von  Europa 

Vereinigten  Staaten 

1836 — 40 

405.7 

208,4 

96,9 

1841-45 

531.3 

267,2 

152,5 

1846 — 50 

569.8 

300,4 

240,5 

1851-55 

750,1 

451,4 

281,4 

1856—60 

947,3 

627,4 

358,8 

1861—65 

628,6 

455,4 

181,2 

1866—70 

973,8 

653,4 

381,9 

1871—75 

228,6 

856,6 

524,7 

1876 — 80 

1254.7 

1026,7 

685,8 

1881—84  (4  Jahre) 

1489,3 

1320,3 

880,8 
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Die  Tabelle  zeigt  auch  in  der  letzten,  ungünstigen  Zeit  noch  ein 
starkes  Anwachsen  des  englischen  Baumwollenverbrauchs.  Auf  den 
Kopf  der  Bevölkerung  wurden  in  England  1836 — 40  22 — 23  Pfd., 
1856—60  31—32  Pfd.,  1881-84  41—42  Pfd.  roher  Baumwolle  ver- 
arbeitet. Aber  diese  Zunahme  ist  durch  das  Anwachsen  der  kon- 
tinentalen und  vor  allem  der  amerikanischen  Industrie  weit  übertrofifen. 
Die  jährliche  Zunahme  des  Verbrauchs  an  roher  Baumwolle  schätzt 
dieselbe  Quelle 

für  die  Perioden 
l86i — 71  1871—83 

QroBbritannien  . . i,52  f 2,09  % 

dem  europ.  Kontinent  i,38  g -6,26  g 

Vereinigte  Staaten  . i,06  g 9,29  g 

Dabei  ist  zu  bemerken,  daß  in  der  ersten  Periode  die  Zunahme 
durch  den  amerikanischen  Bürgerkrieg  überall,  ganz  besonders  aber  in 
den  Vereinigten  Staaten,  gehemmt  war,  daß  dagegen  in  der  zweiten 
außer  anderen  Umständen  auch  die  Trennung  des  Elsasses  von  Frank- 
reich die  kontinentale  Produktion  gesteigert  hat.  Denn  die  Abtren- 
nung dieses  Bezirkes  mit  seiner  großen  Baumwollenindustrie  führte  in 
Frankreich  zu  dem  Bestreben,  den  Verlust  durch  neue  Fabriken  im 
eigenen  Lande  zu  ersetzen.  Die  Elsässer  haben  dann  in  Deutschland 
und  anderwärts  einen  neuen  Markt,  größtenteils  auf  Kosten  des  eng- 
lischen, gewonnen. 

Ganz  anders  stellt  sich  die  Vergleichung,  wenn  wir  nicht  die  ge- 
samte Verarbeitung,  sondern  nur  die  Ausfuhr  ins  Auge  fassen. 

Die  Zeit  ist  noch  nicht  lange  vorüber,  in  der  Frankreich  nächst 
England  das  Land  war,  welches  am  meisten  Produkte  der  Gewebe- 
industrie exportierte.  In  dieser  alten  Stellung  Frankreichs  liegt  wohl 
die  Ursache,  daß  die  englische  Regierung  von  Zeit  zu  Zeit  besondere 
vergleichende  Übersichten  des  französischen  und  des  englischen  Ex- 
ports an  Erzeugnissen  der  Gewebeindustrie  dem  Parlament  vorlegt. 
Wir  teilen  hier  die  letzte  derartige  Übersicht  mit. 

(Siehe  die  Tabelle  aaf  Seite  146.) 

Die  Zahlen  zeigen,  wie  das  Wachsen  der  französischen  Ausfuhr 
von  Geweben,  weder  was  die  Gesamtsumme,  noch  was  die  Baumwollen- 
gewebe insbesondere  angeht,  Schritt  gehalten  hat  mit  der  Zunahme  des 
englischen  Exports.  Bei  den  Garnen  ist  dagegen  die  verhältnismäßige 
Steigerung  in  Frankreich  größer  als  in  England.  In  Baumwollen- 
garnen aber  kann  die  französische  Ausfuhr  ihrem  absoluten  Betrag 
nach  jetzt  ebenso,  wie  vor  35  Jahren,  als  ganz  bedeutungslos  angesehen 
werden.  Beträchtlich  ist  nur  die  Vermehrung  des  Exports  von  Wollen- 
garnen, die  uns  hier  nicht  angeht. 

Daß  die  Entwickelung  des  französischen  Exports  in  Baumwollen- 
waren von  der  englischen  überholt  ist,  mag  zum  Teil  seinen  Grund 
in  der  Abtrennung  des  Elsaß  haben.  Aber  auch  die  Gesamtausfuhr 
aller  Produkte  der  Gewebeindustrie  ist  seit  1859  nicht  in  gleichem 
Maße  wie  in  England  gestiegen. 

Die  Zunahme  des  deutschen  Exports  an  Baumwollenwaren  ver- 
mögen wir  nicht  so  leicht  und  so  gut  mit  dem  englischen  zu  vergleichen, 


j 
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wie  die  des  französischen.  Unsere  Ausfuhrstatistik  ist  bis  1880  eine 
sehr  mangelhafte  gewesen.  An  einer  irgendwie  brauchbaren  Ermitte- 
lung des  Wertes  der  Ausfuhr  hat  es  bis  dahin  ganz  gefehlt  und  auch 
die  Quantitäten  der  Ausfuhr  sind  bis  zum  Jahre  18^  wahrscheinlich 
nur  unvollständig  ermittelt  worden.  Wir  stellen  indeß  die  letztere,  so 
wie  wir  dieselbe  in  dem  Statistischen  Jahrbuch  für  das  Deutsche 
Reich  angegeben  finden,  in  von  uns  berechneten  fünfjährigen  Durch- 
schnitten der  gleichzeitigen  englischen  Ausfuhr  gegenüber. 


Ausfuhr  aus  dem  deutschen  Zollgebiet  in  Tonnen  zu  1000  Kilogramm. 


Im  Durchschnitt  der  Jahre  Raumwollengarn 


1865—69  3588 

1870—74  4178 

1875—79  93^0 

1880-84  9597 


Zunahme  von  1865 — 69  bis  1880 — 84 


167« 


Hanmwollene  Waren 

8 010 

9 184 
12  780 

14  552 

Zunahme  von  1865 — 69  bis 
1880—84  80« 


Ausfuhr  aus  GroBbritanuieii  und  Irland. 


naiimwolleiigariie 

Baumwullengewebe 

Durch- 

schnitt 

der 

einfache 

1 gedruckte  oder  geflrbte 

Zunahme 

Zunahme 

Zunahme 

Jahre 

Ausgefiihrtc 

gegenüber 

Au.sgefiihrte 

gegenüber 

Ausgeführte 

gegenüber 

Mengen  in 

der  voran- 

Mengen  in 

der  voran- 

Mengen  in 

der  voran- 

Millionen 

gehenden 

Millionen 

gehenden 

Millionen 

gehenden 

Pfund 

Periode 

0/ 

Io 

Yards 

Periode 

Io 

Yards 

Periode 

"/o 

1865  — 9 

«50.91 

22,0 

I 769 

32,2 

874 

18,1 

1870—4 

205, .51 

36,2 

2 409 

36,2 

i 037 

18, 8 

«875-9 

232,41 

«3.1 

2 621 

8,8 

I 048 

1,1 

1880—4 

248,^8 

7.« 

3 «22 

«9.1 

I 37« 

30,8 

Zunahme  von  1865 — 9 

Zunahme  von  1865/9 — 

Zunahme  von  1865 — 9 

bis  1880  4 

97,97  Mil- 

1880—4  1353  Millionen 

bis  1880-4  497  Millio- 

lioucD  Pfd. 

oder  64,9  «. 

Yards  oder  76, .5  «. 

nen  Yards 

oder  56,9  |{. 

Die  Zunahme  der  deutschen  Ausfuhr  ist  nach  diesen  Zahlen  weit 
beträchtlicher  als  die  der  englischen.  Aber  außer  der  Vervollstän- 
digung der  Ausfuhrstatistik  seit  1880  ist  vor  allem  die  am  1.  Januar 
1872  erfolgte  Aufnahme  von  Elsaß-Lothringen  ins  deutsche  Zollgebiet 
in  Betracht  zu  ziehen,  deren  Wirkung  in  den  obigen  Zahlen  deutlich 
hervortritt.  Ferner  ist  zu  erwägen,  daß  eine  ganz  kleine  Ausfuhr  dem 
Prozentsätze  nach  leichter  steigen  kann  als  eine  sehr  große.  Dies  gilt 
besonders  von  dem  deutschen  Garnexport,  dessen  rasches  Wachsen 
überwiegend  auf  die  Ausfuhr  einer  Spezialität  (Vigognegarn)  zurück- 
zuführen sein  dürfte,  die  nicht  von  Dauer  gewesen  zu  sein  scheint. 
Eine  Vergleichung  der  letzten  Jahre  seit  der  Reform  unserer  Ausfuhr- 
statistik giebt  ein  ganz  anderes  Bild. 
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Ausfuhr  aus  Deutschland  (nach  d.  Statist.  Jahrb.  f.  d.  O.  K.  1886). 

Baumwollengarn  Baumwollenwaren  (ohne  Garn) 


Tonnen 

Geschätzter  Wert 

Tonnen 

Geschätzter  Wert 

h 1000  Kilogr. 

in  1000  Mk. 

k 1000  Kilogr. 

in  1000  Mk 

i88o 

M 584 

51  362 

14332 

49712 

i88i 

IO371 

32971 

14976 

55  164 

1882 

10667 

32284 

14756 

67417 

1883 

8 117 

25  600 

14  178 

61  981 

1 884 

7 187 

22  588 

14520 

65  793 

1885 

7 211 

18  490 

13775 

53  039 

Ausfuhr 

aus  Großbritannien 

und  Irland  '). 

Garn 

Gewebe 

Strumpf- 

Waren 

(socks 

and 

stock- 

ings) 

Wert  in 
1000  £ 

R&hgam 

Alle 

Banm- 

woUen- 

waren 

(ohne 

Garn) 

Wert 

in 

WOO  £ 

einfache. 

weiße 

gedruckte 
oder  gefärbte 

Mil- 

lionen 

Pfund 

Wert 

in 

1000  £ 

Mil- 

lionen 

Y’ards 

Wert 

in 

1000  £ 

Mil- 

lionen 

Yards 

Wert 

in 

1000  £ 

Mil- 

lionen 

Pfund 

Werl 

in 

1000  £ 

1880 

215.54 

11  901 

3058,97 

34  755 

1416,35 

22337 

402 

13.07 

2073 

63  662 

1881 

254.94 

13  165 

3361,30 

37  »70 

1386,34 

2 t 235 

490 

15.47 

2 312 

65  924 

1882 

238.25 

12  865 

^59.8« 

33  470 

1349-87 

21  006 

622 

15,53 

2 409 

62  931 

1883 

264.77 

13  510 

3>36.18 

34  »5» 

1379.93 

20831 

536 

14.44 

2361 

62  936 

1884 

270,90 

13813 

3095.35 

31  850 

1321.65 

19  806 

569 

14.71 

2477 

58935 

1885 

245.81 

11  865 

3149.91 

30  565 

1224.42 

17  706 

5»9 

15.04 

2 366 

55  »12 

Die  beiden  letzten  Tabellen  zeigen  keinen  hervorspringenden  Unter- 
schied in  der  Entwicklung,  was  die  Gewebe  angeht.  In  der  Gamaus- 
fnhr  dagegen  ist  die  viel  stärkere  Abnahme  in  Deutschland  augen- 
fällig. 

Die  Ausfuhr  aus  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  hat  seit 
riem  Bürgerkriege,  in  dem  sie  völlig  darniederlag,  einen  raschen  Auf- 
schwung genommen,  aber  sie  überschreitet  jetzt  nur  wenig  die  Höhe, 
welche  sie  im  letzten  Jahre  vor  dem  Kriege  erreicht  hatte  (10935000 
Dollai-s)  und  zeigt  seit  1881  eine  kontinuierliche  Abnahme,  welche  der 
englischen  ungefähr  gleichkommt.  Ellison  macht  folgende  Angaben 
über  den  Wert  der  amerikanischen  Ausfuhr  von  Baumwollenfabrikaten 
aller  Art 


Im  Durchschnitt  der  Jahre 

£ 

1856 — 60 

1 519000 

»871-75 

639  000 

1876—80 

2 009  000 

1881—84 

2 561  000 

1 zwar  1881 

2 714  000 

1882 

2 644  000 

1883 

2 5^  000 

1884 

2 295  000 

Wahrscheinlich  wird  dereinst  die  Zeit  kommen,  in  welcher  die 
Vereinigten  Staaten  den  Vorrang  in  der  Baumwollenindustrie  dem 

1)  Die  Angaben  sind  dem  Statistical  Abstract  for  the  United  Kingdom  entnommen. 
Es  ist  zu  bemerken  , daß  in  der  letzten  Kolonne  „Alle  Baumwollenwaren“  verschiedene 
Artikel  begriffen  sind,  die  in  den  früheren  Kolonnen  nicht  Vorkommen,  und  daß  verschie- 
dene gemischte  Gewebe  im  Werte  von  mindestens  £ 500  000,  die  bis  1888  unter  Baum- 
wollenwaren anfgefüiirt  wurden,  seit  1884  zu  den  Wollenwaren  gerechnet  werden. 
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englischen  Reiche  in  Europa  streitig  machen  werden.  Für  den  Augen- 
blick aber,  darüber  sind  die  Sachverständigen,  die  von  der  Kommis- 
sion vernommen,  einig,  droht  von  Amerika  auf  neutralen  Märkten  keine 
ernste  Gefahr.  Die  hohen  Arbeitslöhne  und  die  hohen  Preise  der  Ma- 
schinen verteuern  dort  die  Produktionskosten  noch  zu  sehr.  Nur 
wenige  Spezialitäten,  besonders  für  den  ostasiatischen  Markt,  kommen 
zur  Ausfuhr. 

Für  die  anderen  Länder,  welche  einen  Export  von  Baumwollen- 
waren  haben,  die  Schweiz,  Österreich,  Holland,  stehen  uns  ähnliche 
Daten  nicht  zur  Verfügung.  Aber  sie  dürften  kaum  sehr  verschiedene 
Verhältnisse  von  den  drei  genannten  wichtigsten  Konkurrenten  Eng- 
lands haben.  Überall  hat  die  hauptsächlich  für  den  inländischen  Markt 
arbeitende  Baumwollenindustric  in  einzelnen  Spezialitäten  eine  gewisse 
Virtuosität  entwickelt,  die  dann  auch  zu  einer  Ausfuhr  Veranlassung 
giebt.  Aber  dieselbe  verschwindet  dem  Umfang  nach  gegenüber  dem 
englischen  Export,  der  die  neutralen  Märkte  mit  den  in  großen  Massen 
verbrauchten  Artikeln  fast  ausschließlich  versieht.  Die  überall  vorhan- 
dene Tendenz  zur  internationalen  Arbeitsteilung  zeigt  sich  in  dieser 
Erscheinung,  daß  sogar  sonst  nicht  konkurrenzfähige  Gewerbszweige 
doch  einzelne  Besonderheiten  entwickeln,  in  denen  sie  das  Höchste 
leisten. 

Das  Übergewicht,  welches  aber  im  Allgemeinen  doch  die  englische 
Baumwollenindustrie  behauptet,  tritt  vielleicht  noch  mehr  hervor,  wenn 
die  Ausfuhr  von  Baumwollenwaren  mit  der  Einfuhr  verglichen  wird. 
Ellison  hat  darüber  verschiedene  Zusammenstellungen,  deren  Gesamt- 
resultat für  die  letzten  Jahre  wir  mitteilen  wollen.  Dasselbe  kann 
natürlich  nur  auf  annähernde  Richtigkeit  Anspruch  machen. 


Wert  der  Einfuhr  von  Baumwollcnfabrikaten  in  £ 


1880 

1881 

1882 

1883 

1884  7 V, 

In 

Deutschland,  Österreich,  Frank- 
reich, Belgien  u Niederlande 
den  Vereinigten  Staaten  von 

Amerika 

Zusammen 

In  OroKbritannien  nach  Abzug 
der  Wiederausfuhr  .... 

! I 791  900 

5 986  000 
17  777900 

1 2 628  800 

6 244  000 
18  872  800 

2 320000 

1 3 63  2 200 

6 870000 
20  502  200 

2 329  000 

14  638  400 

7 371  000 
22  009  400 

2 317  000 

15  010800 

6091  000'* 
21  lOl  800 

s> 

2 257000  ; 

Wert  der  Ausfuhr  von  Baurawollenfabrikaten  in  £ 


Aus 

Deutschland,  (Österreich,  Frank- 


reich, Belgien  u.  Niederland 
den  Vereinigten  Staaten 

Zusammen 

QroBhritannien 

(nach  dem  Statistical  Abstract) 


i2(x>9  000  12447000,13333  300  13  355  700  13  408  300 
1996000  2714000^  2644000^  2590000]  2295000 
14  605  000  15  161  ooo'i5  977  300  15  945  700  15  703  300 
63  662433,65924478)62  931  494  62  936025I58935  154 

i I i I 


1)  Es  ist  hier  wieder  auf  die  im  Jahr  1884  erfolgte  Übertragung  wichtiger  Gat- 
tungen gemischter  Gewebe,  die  bis  dahin  unter  Baumwollenwaren  aufgcfiihrt  wnrden,  zu 
den  Wollenwaren  aufmerksam  zu  machen. 
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Ellisoo  macht  mit  Recht  darauf  aufmerksam,  daß  die  Einfuhr  in 
den  zuerst  genannten  Ländern  ganz  überwiegend  aus  britischen  Fabri- 
katen bestehe  und  daß  in  der  Ausfuhr  aucli  die  aus  britischem  Garn 
hcrgestellten  Gewebe  begriffen  sind. 

Das  Verhältnis  der  Ausfuhr  zur  Einfuhr  von  Baumwollenwaren 
deutet  daher  ebenso  wie  die  absolute  Größe  der  Ausfuhr  auf  ein  noch 
fortbestehendes  Übergewicht  der  britischen  Baumwollenindustrie. 

Aber  wenn  die  Ausfuhr  von  Baumwollenwaren  aus  England  bis- 
her immer  noch  wachsen  konnte,  die  Richtung  derselben  ist  sehr  ver- 
ändert worden.  Die  große  Einbuße  im  Absatz  nach  den  von  Zöllen 
umgebenen  Kulturstaaten,  die  noch  stärkere  Zunahme  derselben  nach 
den  neutralen  Gebieten  tritt  in  folgender  Tafel  (im  Kommissionsbericht 
I.  S.  143  nach  Ellisons  Zirkularen  zusammengestellt)  deutlich  hervor. 

(Siehe  die  Tabelle  auf  Seite  150.) 

Ellison  giebt  eine  Vergleichung  des  Wertes  der  Ausfuhr  von 
baumwollenen  Garnen  und  Geweben  nach  den  geschützten  Märkten 
einerseits,  den  offenen  Märkten  andererseits  in  verschiedenen  Perioden. 
Zu  den  geschützten  Märkten  rechnet  er  den  ganzen  Kontinent  von 
Europa  mit  Ausnahme  von  Griechenland  und  der  Türkei  und  die 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  zu  den  offenen  Griechenland,  die 
Türkei  und  alle  anderen  Weltteile  außer  den  Vereinigten  Staaten. 

Jährliche  Ausfuhr  von  Baumwollenfabrikaten  aus  GroBbritannieu  nach  dem  deklarierten 

Werte  in  1000  £ 


nach  gescliützten  Märkten 

nach  offenen 

Märkten 

1856—60 

II  054 

24'7  ?, 

33  850 

75.3  8 

«871—75 

23  706 

3I.Ö  }{ 

5«  569 

68,5  8 

1876-80 

«7  777 

26,0  3 

50  680 

740  8 

1881—84 

18  015 

23--«  8 

58  006 

76,3  8 

Im  Vergleich  von  1856 — 60  mit  1881 — 84  erscheint  hier  die  Ver- 
änderung nur  unbedeutend  und  kleiner  als  bei  Vergleichung  der  Quanti- 
täten. Vielleicht  liegt  die  Ursache  darin,  daß  bei  der  Ausfuhr  nach 
den  Kulturstaaten  die  gröberen  Sorten  Garne  durch  die  feineren  mehr 
und  mehr  ersetzt  sind,  vielleicht  auch  in  dem  Umstande,  daß  die  zur 
Vergleichung  gezogenen  Perioden  nicht  übereinstimmen.  Seit  1871 — 75 
tritt  dagegen  die  Verschiebung  auch  bei  Vergleichung  des  Wertes  deut- 
lich hervor,  und  ein  ähnliches  Resultat  würde  sich  ohne  Zweifel  er- 
geben, wenn  noch  weiter  zurückliegende  Perioden  verglichen  werden 
könnten.  Die  erste  Tafel  läßt  uns  aber  auch  deutlich  erkennen,  wie 
zwischen  Garnen  und  Geweben  ein  wesentlicher  Unterschied  in  Bezug 
auf  den  Export  nach  den  verschiedenen  Märkten  besteht.  Für  die 
ersteren  sind  die  europäischen  Staaten  noch  immer  der  wichtigste 
Markt,  ein  Zeichen,  daß  die  Spinnerei  in  denselben  nicht  in  dem  Maße 
erstarkt  ist  wie  die  Weberei.  Das  ergiebt  sich  aber  auch  ebenso  aus 
dem  Export  dieser  Staaten,  wie  aus  der  Einfuhr.  Die  Ausfuhr  von 
Gespinsten  aus  Frankreich  und  Deutschland  ist,  wie  die  oben  mit- 
geteilten Tafeln  ergeben,  verhältnismäßig  unbedeutend,  und  ebenso  ver- 
hält es  sich  in  den  Vereinigten  Staaten.  In  den  feinen  Garnsorten 
beherrscht  die  englische  Produktion  den  Markt  fast  ebenso  in  den 
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,^5eschützten“,  wie  in  den  „offenen“  Ländern  *).  Die  Einbuße  dagegen, 
die  der  englische  Absatz  auf  dem  europäischen  Kontinent  in  Geweben 
erlitten  hat,  ist  sehr  groß  und  sie  erscheint  noch  bedeutender,  wenn 
man  vergleicht,  wie  viel  von  dem  kontinentalen  Konsum  durch  die  eng- 
lische, wie  viel  durch  die  kontinentale  Industrie  gedeckt  wird.  Ellison 
meint,  noch  1871  hätte  England  '/4  des  Verbrauchs  von  Baumwollen- 
geweben auf  dem  Kontinent  gedeckt,  1881  nur  noch  V«* 

Recht  augenfällig  dagegen  ist  das  Wachsen  der  Ausfuhr  nach  In- 
dien, sowie  bis  zum  Jahre  1880  auch  nach  dem  übrigen  Ostasien,  nach 
dem  ersteren  mehr  in  Geweben,  nach  dem  anderen  mehr  in  Garnen. 
Über  die  Hälfte  der  Gewebeausluhr  richtet  sich  nach  diesen  Ländern, 
zwei  Fünftel  allein  nach  Britisch-Ostindieu.  Diese  Gebiete  haben  haupt- 
sächlich für  die  anderwärts  eiugetretenen  Einschränkungen  des  Ab- 
satzes einen  Ersatz  geliefert.  „Auf  Indien  verlassen  wir  uns,  und 
wenn  wir  Indien  verlieren,  so  ist  Laucashire  thatsächlich  zu  Grunde 
gerichtet“  ^),  sagte  vor  der  Königl.  Kommission  ein  als  Sachkundiger 
vernommener  Baumwollenspinner.  Um  so  größer  muß  die  Gefahr  er- 
scheinen, welche  für  England  in  der  plötzlich  rasch’aufblühenden  indi- 
schen Baumwollenindustrie  liegt.  Nur  diese  Konkurrenz  wird  von  den 
sachkundigsten  Vertretern  der  Baumwolleniudustrie  als  in  nächster 
Zeit  drohend  bezeichnet. 

Das  Aufkommen  der  n)echanischen  Baumwollenspinnerei  in  Indien 
ist  von  jungem  Datum.  In  der  Mitte  der  fünfziger  Jahre  wurde  die 
erste  mechanische  Spinnerei  in  der  Nähe  von  Bombay  errichtet,  aber 
erst  20  Jalire  später,  in  der  Mitte  der  siebziger,  beginnt  diese  Gewerb- 
thätigkeit  etwas  größere  Dimensionen  anzunehmen  und  ist  seitdem  in 
unterbrochenem  raschen  Wachsen  begriffen.  Im  Jahre  1885  gab  es 
schon  86  Spinnereien  in  Indien,  davon  68  in  der  Präsidentsch^  und 
49  in  der  Stadt  Bombay  mit  im  ganzen  2154646  Spindeln.  Von 
1876/77  bis  84/85  stieg  die  Menge  der  verbrauchten  Baumwolle  von 
88,6  auf  234  Millionen  Pfund,  das  produzierte  Garn  von  76,5  auf 
205  Millionen  Pfund.  Dieser  Aufschwung  kam,  wie  ira  Unter- 
schied von  allen  anderen  Ländern  hervorzuheben  ist,  ohne  jeden 
Schutzzoll  zustande,  und  die  junge  Industrie  bewährte  daher  auch 
sofort  eine  erstaunliche  Exportfäliigkeit.  Im^Jahre  1876  führte  Britisch- 
indien aus  7 927000  Pfd.  Baumwollengarn  und  15544000  Yards  baum- 
wollene Gewebe,  im  Jahre  1886/86  war  die  Ausfuhr  auf  78  242  000  Pfd. 
Garn  und  51 577  000  Yards  gestiegen.  Die  Konkurrenz  machte  sich, 
außer  in  Indien  selbst,  vor  allem  auf  dem  chinesischen  und  japanischen 
Markt  für  die  englischen  Fabrikanten  fühlbar.  Die  Ausfuhr  von  eng- 
lischem und  indischem  Garn  nach  China  und  Japan  gestaltete  sich  in 


1)  Dies  Übergewicht  gerade  iu  deu  huheu  Numineni  der  Gespinste  steht  in  einem 
gewissen  Gegensatz  zu  der  KonkurrenzflUiigkeit  in  Geweben.  Von  diesen  berichten  die 
Sachkundigen , daß  gerade  die  gewöhnlichen  und  mittlern  Sorten  auf  noutralen  Märkten 
keiner  ernstlichen  Konkurrenz  begegneten  , während  manche  wertvolle  Arten,  besonders 
farbige  Modeartikel,  sogar  vom  Auslande  nach  England  importiert  wurden.  Die  Ursachen 
dieses  Gegensatzes  sind  freilich  nicht  schwer  aufzufinden. 

2)  Ou  India  we  rely  and  if  we  lose  India,  Laucashire  is  practically  ruiued  (M.  4958). 
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den  letzten  Jahren  und  15  Jahre  früher  folgendermaßen  (Rep.  II,  1. 
p.  372): 


F^ngliüches  Gxru 

Garn  von  Bombay 

Englisches  Garn 

Garn  von  Bombay 

Ballen 

Ballen 

Ballen 

Ballen 

1867  26676 

2984 

1881 

105  867 

58366 

1868  30587 

'853 

1882 

77  854 

87  306 

1869  26  588 

1381  V 

1883 

76  902 
96  990 

III  511 

1870  49883 

1538 

1884 

140  569 

1871  50969 

1942 

1885 

80  641 

173371 

Gar  Manches  läßt  sich  dafür  anführen,  daß  hier  nur  der  erste 
Anfang  der  Entwicklung  einer  großartigen  Gewerbthätigkeit  vorliegt. 
Die  unmittelbare  Nähe  der  Produktion  des  Rohstolfs,  der  wohlfeile 
Arbeitslohn,  die  Lage  mitten  in  oder  nahe  bei  den  wichtigsten  Kon- 
sumtionsländern für  einfache  baumwollene  Gewebe  sind  natürliche  Pro- 
duktions- und  Konsumtionsvorteile  für  die  indische  Bauinwollenindustrie. 
Bis  jetzt  hat  die  mangelhafte  Qualität  der  indischen  Baumwolle  nur 
die  Herstellung  gröberer  Sorten  von  Garn  gestattet.  Man  ist  aber  viel- 
fach der  Ansicht,  daß  mit  der  Zeit  die  rasch  fortschreitende  indische 
Landwirtschaft  auch  bessere  langfaserige  Baumwolle  liefern  werde.  Es 
handelt  sich,  wie  es  scheint,  dabei  hauptsächlich  um  Einrichtungen 
zur  Bewässerung  des  Landes,  die  bei  sich  mehrendem  Kapital,  zu- 
nehmender Intelligenz,  besseren  Kommunikationsmitteln  leichter  gc- 
troflFen  werden  könnten  (vergl.  Ellison  S.  323).  Die  Ursachen,  welche 
seiner  Zeit  trotz  jener  Produktionsvorteile  die  Auswanderung  der  in- 
dischen Baumwollenindustrie  nach  England  veranlaßten  (Maschinen, 
geeignete  Arbeitskräfte),  sind  nicht  mehr  in  gleichem  Maße  wie  früher 
wirksam.  In  einem  der  englischen  Konsularberichte  wird  darauf  hiu- 
gewiesen,  daß  auch  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  sich  die 
Tendenz  zeige,  neue  Spinnereien  nicht  in  den  Fabrikdistrikten  des 
Nordens,  sondern  in  den  Produktionsgegenden  der  Baumwolle  im  Südeu 
anzulegen. 

Andererseits  muß  hervorgehoben  werden,  daß  die  Spinnereien  in 
Bombay  in  den  letzten  Jahren  durchaus  nicht  sehr  einträglich  gewesen 
sind.  Sie  sind  von  Aktiengesellschaften  errichtet.  Von  52  Gesell- 
schaften, deren  Aktien  am  15.  Januar  1886  an  der  Börse  zu  Bombay 
notiert  wurden,  haben  nur  17  in  dem  letzten  Jahre  eine  Dividende 
gezahlt.  Von  den  Aktien  der  19  größten  Gesellschaften,  deren  Kurse 
im  Kommissionsbericht  mitgeteilt  werden,  standen  nur>3  einige  Pro- 
zent über  Pari,  alle  anderen  erheblich  darunter,  und  für  die  englischen 
Aktionäre,  welche  bei  den  Gesellschaften  von  Anfang  an  beteiligt  ge- 
wesen, ergab  sich  bei  allen  ein  Verlust,  wenn  sie  realisieren  wollten, 
weil  die  erste  Einzahlung  und  die  jetzige  Notierung  in  Rupien  erfolgt, 
die  in  der  Zwischenzeit  sehr  im  Preise  gesunken  sind.  Sollte  es  da 
nicht  in  einem  Lande,  welches  im  Pflanzenbau  noch  ein  so  überreiches 
Beschiiftigungsfeld  für  Kapital  bietet , nicht  bessere  Anlagearten 
geben  als  mechanische  Baumwollenspinnerci,  besonders  wenn  eine  hu- 
mane Arbeitsgesetzgebung  der  Überarbeitung  von  Frauen  und  Kindern 
in  den  indischen  Fabriken  engere  Grenzen  stellt?  Ferner  ist  die  Ver- 
besserung des  Rohstofifs  noch  in  weitem  Felde,  ln  der  reichen  Aus- 
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wähl  des  Materials  wird  Lancashire  noch  lange  einen  Vorsprung  be- 
haupten. Der  Präsident  der  Handelskammer  von  Manchester  äußerte 
sich  daher  sehr  beruhigt  über  die  indische  Konkurrenz.  Er  sprach 
vor  der  Kommission  von  der  großartigen  wirtschaftlichen  Entwicklung 
Indiens,  den  günstigen  Aussichten,  welche  der  weitere  Ausbau  des 
Eisenbahnnetzes  auf  ferneres  Gedeihen  dieses  Landes  gewähre,  und 
der  Hoffnung  eines  wachsenden  Absatzes  englischer  Fabrikate  darin. 
„Der  Teil  der  indischen  Konsumtion  an  Baumwollenwaren“,  sagte  er, 
„der  durch  die  Fabriken  in  Bombay  geliefert  werden  kann,  wird  ohne 
Zweifel  zunehmen,  aber  da  er  doch  nur  aus  den  allergröbsten  Sorten 
besteht,  so  ist  er  doch  nur  ein  so  kleiner  Teil  des  Ganzen,  daß  der 
englische  Produzent  mehr  Vorteil  von  den  Fortschritten  des  Landes 
ziehen  wird,  als  die  Fabriken  in  Bombay“.  Er  ist  sogar  der  Meinung, 
daß  grobes  Baumwollengarn  von  Bombay  auch  nach  Europa  kommen 
wird,  aber  doch  sei  es  englisches  Interesse,  dem  dortigen  Spinner  alle 
die  natürlichen  Vorteile,  welche  er  besitzt,  nicht  zu  beschränken,  die 
Eisenbahnen  in  Indien  zu  bauen,  die  ganze  Lage  des  Landes  zu  ver- 
bessern. Alle  diese  Fortschritte  würden  der  englischen  Baumwollen- 
industrie mindestens  ebenso  sehr  zu  gute  kommen,  wie  der  indischen. 

V. 

Schiffbau  und  Seefahrt. 

Zwei  Vorgänge  haben  in  den  letzten  Jahrzehnten  die  beiden  Ge- 
werbe des  Schiffsbaues  und  der  Seeschiffahrt  wesentlich  umgestaltet, 
die  überwiegende  Anwendung  des  Eisens  zum  Bau  und  der  Dampf- 
kraft zur  Bewegung  der  Schiffe.  Beide  mußten  gerade  England  mehr 
als  anderen  Ländern  zu  gute  kommen.  Die  großartige  Kohlen-  und 
Eisenindustrie,  die  Lage  der  Gruben  und  Eisenwerke  in  der  Nähe  des 
Meeres,  die  durch  lange  Übung  erworbene  technische  Vollkommenheit 
in  Herstellung  aller  Arten  von  Dampfmaschinen,  alles  das  waren  Vor- 
züge, die  in  gleicher  Weise  in  keinem  anderen  Lande  der  Welt  sich 
finden,  und  die  das  größte  Gewicht  erlangten,  sowie  eiserne  Dampf- 
schiffe an  Stelle  hölzerner  Segelschifle  traten.  Dazu  kam  die  durch 
den  Freihandel  geförderte  enorme  Entwicklung  des  internationalen 
Handels,  namentlich  des  Imports  massenhafter  Rohstoffe  und  Nahrungs- 
mittel aus  weit  entfernten  überseeischen  Gebieten  und  des  Exports  von 
Kohlen  für  die  sich  auf  allen  Meeren  der  Welt  mehrende  Dampf- 
schiffflotte M-  Alle  diese  Umstände  haben  gegen  die  störenden  Hemm- 


1) 


Einfuhr  nach  dem  Vereinigten  Königreich 


1865 

, 1875 

1885 

Getreide  und  Mehl  (engl.  Ztr.) 

49  492  n I 

107  521  642 

144012  463 

Jute  „ „ . . . 

i 625  903 

3 416617 

5 713475 

Baumwolle  ,,  „ . . . 

8 736625 

'3324  564 

12  730  503 

Tierische  Wolle  (engl.  Pfd.)  . . . 

212  206  747 

365  065  57« 

505  687  590 

Zucker  und  Syrup  (engl.  Ztr.)  . . . 

II  783  562 

19893  897 

25  138  480 

Holz  (ohne  Mahagoni)  (Lasten) 

4 202  960 

5 092  984 

6 296  21 1 

Petroleum  (Gallonen) 

353  655 

19440  939 

75873  641 

Eisen-  und  Kupfer-Pyrite  (Tonnen)  . 

193  626 

537  555 

654521 
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iiisse,  welche  auch  auf  diesem  Gebiete  nicht  gefehlt  haben,  eine 
mächtige  Gegenwirkung  ausgeübt. 

Die  ungünstigen  Umstände,  über  deren  Einwirkung  auf  die  ma- 
ritime Entwicklung  geklagt  wird,  sind  zum  Teil  staatlicher  Art  und 
bestehen  in  erster  Linie  in  der  protektionistischen  Politik  fremder 
Staaten,  was  Schiffbau  und  Schiffahrt  angeht. 

Bis  auf  die  neueste  Zeit  scheint  dieselbe  sich  den  Engländern 
nicht  in  störender  Weise  fühlbar  gemacht  zu  haben.  Die  Bedeutung 
und  der  Erfolg  der  in  dieser  Richtung  ergriffenen  Maßregeln  w'urde 
reichlich  aufgewogen  durch  die  Hemmnisse,  welche  dieselbe  protek- 
tionistische Politik  gerade  jenen  maritimen  Gewerben  in  manchen  wich- 
tigen seefahrenden  Nationen,  vor  allem  in  den  Vereinigten  Staaten, 
entgegenstellte.  Die  hohen  Preise  der  Baumaterialien  für  eiserne 
Schiffe  in  Verbindung  mit  dem  hohen  Arbeitslohn  und  die  Schwie- 
rigkeit, im  Auslande  erbaute  Schiffe  zu  nationalisiren,  haben  bewirkt, 
daß  die  Vereinigten  Staaten,  deren  Handelsflotte  (von  den  Küsten- 
fahrern abgesehen)  an  Tonnenzahl  vor  einem  Meuschenalter  erheblich 
mehr  als  ein  Drittel  der  englischen  betrug,  und  die  Handelsflotten 
aller  anderen  Staaten  sehr  weit,  die  nächst  bedeutende,  französische 
um  za.  100  überragte,  jetzt  in  Bezug  auf  den  Tonnengehalt  der 
Dampferflotte  von  dem  britischen  Reich  um  das  Zehnfache  und  auch 
von  Frankreich  und  Deutschland  nicht  unbedeutend  übertroffen  werden. 
In  fast  allen  anderen  Zweigen  erholte  sich  die  amerikanische  Gewerb- 
thätigkeit  nach  dem  Bürgerkrieg  auf  das  rascheste  (s.  oben  S.  147  die 
Zahlen  für  die  Baumwollenindustrie).  Dagegen  hat  der  Tonnengehalt  der 
Dampfschiffe  für  die  lange  Fahrt,  welche  unter  der  Flagge  der  Vereinig- 
ten Staaten  fahren,  von  1866—79  sich  ungefähr  auf  gleicher  Höhe  ge- 
halten, während  der  der  englischen  Dampfschiffe  gleicher  Art  in  diesem 
Zeitraum  sich  mehr  als  verdreifachte.  Rechnet  man  mit  Rücksicht  auf 
die  verschiedene  Leistungsfähigkeit  der  Dampf-  und  Segelschiffe  jede 
Tonne  der  Dampfschiffe  dreimal,  die  der  Segelschiffe  nur  einfach,  so 
betrug  der  Tonnengehalt  der  amerikanischen  Flotte  internationaler 
Fahrt  1850  1327223,  1880  1590412,  der  der  englischen  1850  3458193, 
1880  12506485.0 

In  den  letzten  fünf  Jahren  sind  die  Klagen  der  englischen  Schiff- 
bauer und  Rheder  über  die  staatlichen  Unterstützungen  ihrer  fremden 
Konkurrenten  lebhafter  geworden.  Das  französische  Gesetz  vom  29. 
Januar  1881,  welches  sowohl  für  den  Bau  von  Schiffen  auf  französi- 
schen Werften,  wie  für  die  langen  Fahrten  französischer  Schiffe  Prä- 
mien gewährt,  und  die  neuesten  italienischen  Maßregeln,  die  für  den 


Ausfuhr  aus  dem  Vereinigten  Königreich 

Kohlen  (Tonnen)  ....  9283214  14544916  2377095? 

Eisen  und  Stahl  „ ....  1687071  2457306  3130682 

Salz  „ ....  579050  9175*4  921800 

1)  Wir  entnehmen  diese  und  einige  weitere  Zahlen  dem  vortroQlichen  Werke  des 
norwegischen  statistischen  Bureaus  Statistique  Internationale  Navigation  Maritime,  I.  Jau- 
geage  des  navires  par  A.  N.  Kiaer  et  T.  Salvesen  1876,  und  II.  Los  marines  mar* 
chandes  par  A.  N.  Kiaer  1881. 
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Bau  von  DampfmaschincD  und  Schiffen  in  Italien,  für  Kohlen,  die  von 
jenseits  der  Straße  von  Gibraltar  auf  italienischen  Schiffen  eingeführt 
werden,  und  für  die  langen  Fahrten  italienischer  Dampfschiffe  Prämien 
eiüführen,  werden  von  den  Sachkundigen  mit  Ausdruck  ernster  Be- 
sorgnis vor  der  Kommission  besprochen.  Der  französische  Schiffsbau 
ruhe  freilich  zur  Zeit  (Frühling  1886)  ganz,  aber  die  französische 
Dampferflotte  habe  doch  seit  diesem  Gesetz  rascher  zugenommen  als 
früher  und  den  zweiten  Rang  nach  der  englischen  erlangt.  Es  sei  jeden- 
falls jetzt  unmöglich,  daß  französische  Schiffe  noch  in  England  gebaut 
würden,  wie  das  früher  so  viel  geschehen  (N,  11  921),  während  ohne  die 
Prämie  kein  französischer  Schiffsbauer  irgend  einen  Auftrag  erhalten 
würde  (N.  11915).  Daß  endlich  auch  Deutschland  begonnen  hat, 
wichtige  Dampfschifflinien  zu  unterstützen , wie  das  von  England 
und  Frankreich  in  Form  der  Postsubventionen  in  viel  größerem  Um- 
fang schon  lange  geschehen  ist,  kann  die  besorgten  Gemüter  natürlich 
nicht  beruhigen.  Ferner  klagen  in  ähnlicher  Weise,  wie  manche  Fa- 
brikanten über  die  ungleiche  Fabrikgesetzgebung,  so  viele  Rheder  über 
die  strengen  Vorschriften  in  Bezug  auf  Belastung  der  englischen  Schiffe. 
Fremde,  in  englische  Häfen  einlaufende  Fahrzeuge  seien  den  Regula- 
tiven des  Board  of  trade  nicht  unterworfen  und  darum  in  der  Kon- 
kurrenz günstiger  gestellt.  Endlich  finden  die  Vertreter  der  Rhederei 
darin  eine  besondere  Benachteiligung  ihres  Gewerbes  in  England,  daß 
die  Kosten  der  Beleuchtung  und  der  Betonnung  an  den  englischen 
Küsten  durch  Gebühren  gedeckt  werden,  die  beim  Einlaufen  der  Schiffe 
in  englische  Häfen  bezahlt  werden  (light  dues.)  Die  Vorteile  der 
Leuchthäuser  kämen  auch  den  fremden  Schiffen,  die  England  nur 
passirten,  namentlich  im  Kanal  zu  gute,  und  in  anderen  Ländern  wür- 
den deshalb  die  Kosten  der  Leuchttürme  und  Leuchtschiffe  von  der 
allgemeinen  Staatskasse  getragen.  Dadurch  sei  der  Verkehr  mit  kon- 
tinentalen Häfen  gegenüber  dem  mit  englischen  begünstigt.  Der  Be- 
trag sei  nicht  unbedeutend.  Bei  10  Schiffen  im  Gesamtgehalte  von 
8000  Tonnen,  die  zwischem  dem  Tyne  und  Bilboa  durchschnittlich  im 
Jahre  12 — lömal  hin  und  herfuhren,  habe  sich  der  Betrag  der  jähr- 
lich zu  zahlenden  Leuchtgelder  auf  1300 — 1625  1 für  jedes  Schiff  be- 
laufen (N.  10800  ff.). 

Viel  größere  Schwierigkeiten  als  aus  diesen  staatlichen  Einrich- 
tungen entspringen,  wie  für  andere  Industrien,  so  auch  für  Schiffsbau 
und  Rhederei  in  England  aus  den  Arbeitsverhältnissen. 

Wir  haben  oben  einige  Angaben  der  englischen  Werftbesitzer  über 
die  Verschiedenheit  des  Lohnes  und  der  Arbeitskosten  auf  englischen 
und  kontinentalen  Werften  schon  mitgeteilt.  Wir  könnten  dieselben 
noch  vervielfältigen.  So  ist  eine,  wie  es  scheint,  recht  sorgfältige  Ver- 
gleichung des  Verdienstes  englischer  und  französischer  Werftarbeiter 
von  einem  Schiffbauer,  der  längere  Zeit  selbst  Etablissements  zum 
Schiffbau  in  Frankreich  gehabt  hat,  der  Kommission  eingereicht  und 
vol.  III  303  mitgeteilt  worden.  Daraus  geht  hervor,  daß  auch  in  den 
gedrückten  Verhältnissen  des  letzten  Frühlings,  in  denen  der  Lohn 
am  Clyde  so  niedrig  stand,  wie  er  seit  Jahrzehnten  nicht  gewesen. 
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der  Verdienst  der  dortigen  Arbeiter  noch  immer  für  die  gleiche  Ar- 
beitszeit um  10 — 20  ‘7o  höher  war  als  in  St.  Nazaire.  Ebenso  wird 
von  den  Sachkundigen  auch  ziemlich  übereinstimmend  behauptet,  die 
Geschicklichkeit  und  Leistungsfähigkeit  der  höheren  und  niederen  Ar- 
beiter auf  manchen  deutschen  und  französischen  Werften  habe  so 
große  Fortschritte  gemacht,  daß  der  Lohn  unterschied  sich  in  der  in- 
ternationalen Konkurrenz  mehr  fühlbar  mache  als  früher. 

Noch  viel  mehr  Aufmerksamkeit  aber  hat  in  England  die  Schwie- 
rigkeit der  Bemannung  der  englischen  Handelsmarine  mit  englischen 
Seeleuten  erregt. 

Seit  dem  Jahre  1853  sind  die  Gesetze,  welche  vorschrieben,  daß 
der  Kapitän  und  früher  die  ganze,  später  ein  Teil  der  Mannschaft 
britischer  Schiffe  englischer  Nationalität  sein  mußten,  aufgehoben  wor- 
den. Seitdem  hat  die  Zahl  der  fremden  Seeleute  auf  englischen  SchiflFen 
beständig  zugenommen.  Von  der  Bemannung  derselben  waren  Aus- 
länder 


i85'-53 

durchschnittlich 

4 8 

1854—60 

7h  8 

1861—76 

M 

10,1  8 

1877—81 

M 

12,2  8 

1882  — 84 

13.8  8 

Im  Jahre  1885  waren  von  den  Schififskapitänen  2,4  von  der 
übrigen  Bemannung  14  Ausländer^).  Bei  weitem  der  größte  Teil 
der  fremden  Seeleute  sind  Skandinavier,  vor  allem  Norweger,  ein 
kleinerer  Teil  Deutsche.  Daher  werden  auch  die  meisten  Ausländer 
für  englische  Schiffe  in  den  Häfen  des  Ostens  angeworben,  am  Tyne, 
in  Hüll  und  Cardiff  über  21  der  Gesamtzahl  aller  Angeworbenen,  da- 
gegen in  Southampton  nur  2 in  Glasgow  7 in  Liverpool  9 ®/o. 
Man  giebt  denselben  allgemein  das  beste  Zeugnis.  Ein  amtlicher  Bericht 
des  Handelsarats  sagt:  „Die  Rheder  und  die  Aufseher  des  Amtes  für  die 
Handelsmarine  (superintendents  of  mercantile  marine  Offices)  berich- 
ten, daß  manche  Rheder  und  Kapitäne  den  fremden  Matrosen  vor 
den  englischen  den  Vorzug  geben,  weil  dieselben  nüchterner,  gehor- 
samer und  zuverlässiger  in  Bezug  auf  Einhaltung  ihres  Mietkontraktes 
seien.“  Die  vom  Handelsamt  eingezogenen  Erkundigungen  ergaben 
sogar,  daß  in  einzelnen  Häfen,  z.  B.  in  Hüll,  englische  Matrosen  in 
großer  Zahl  außer  Beschäftigung  sind  und  daß  an  ihrer  Stelle  skan- 
dinavische, als  die  besseren,  engagiert  werden.  Deshalb  kann  aber 
auch  die  englische  Rhederei  bis  jetzt  keinen  Nachteil  von  dem  Ein- 
dringen der  fremden  Elemente  gehabt  haben.  Im  Gegenteil  das  Mit- 
werben derselben  muß  ermäßigend  auf  den  Lohn  und  damit  auf  die 
Kosten  der  Seeschiffahrt  eingewirkt  haben.  Es  ist  mehr  die  Furcht 


1)  Die  Vertreter  der  North  of  England  Steamship  Association  vor  der  Köuigl.  Kom- 
mission sind  der  Ansicht,  daB  die  Zahl  der  Ausländer  noch  etwas  gröBer  sein  durfte,  als 
die  amüichen  Erhebungen  angeben.  Viele  skandinavische  und  deutsche  Matrosen , wenn 
sie  englisch  gelernt,  gäben  sich  für  Engländer  aus,  anglisierten  ihre  Namen,  was  mitunter 
nicht  schwer  sei,  z.  13.  bei  Jansen,  Erichsen  u.  s.  w. 
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vor  zukünftigen  Verlegenheiten,  welche  die  Erörterung  dieser  Verhält- 
nisse in  letzter  Zeit  veranlaßt  hat.  Die  tüchtigen  englischen  Matrosen 
werden  seltener,  klagen  manche,  denn  es  fehlt  an  einer  guten  Heran- 
bildung derselben.  Bisher  geschah  dieselbe  auf  SegelschiflFen,  und  be- 
sonders auf  kleinen  Segelschiffen,  aber  die  Dampfschiffe,  welche  keine 
Matrosen  ausbilden,  verdrängen  die  Segelschiffe,  und  vor  allem  nimmt 
die  Küstenschififahrt  ab.  The  English  sailor  is  dying  out,  meint  einer 
der  Sachkundigen.  Es  bedarf  keines  Nachweises,  daß,  wenn  diese 
Behauptung  begründet  wäre,  das  für  die  weitere  maritime  Entwicklung 
Englands  Bedenken  erregen  müßte.  Die  Gefahr  würde  indes  nicht  so 
groß  sein,  wenn,  wie  einige  Rheder  vor  der  Kommission  behaupteten, 
ein  erheblicher  Teil  der  skandinavischen  Seeleute  binnen  nicht  allzu 
langer  Frist  die  englische  Nationalität  völlig  annimmt  Es  ist  doch 
offenbar  kein  schlechter  Zuwachs,  den  das  englische  Volkstum  auf 
diese  Weise  erhält 

Die  unmittelbare  Veranlassung  der  Einwanderung  fremder  See- 
leute sind  die  Lohnverhältnisse.  Auf  den  englischen  Schiffen  soll  nach 
den  übereinstimmenden  Zeugenaussagen  vor  der  Kommission  der  Lohn 
höher,  die  Kost  besser  sein  als  auf  skandinavischen  und  deutschen. 
Ein  Rheder  giebt  genaue  Vergleichungen  im  Einzelnen  (N.  10874). 
Ein  deutscher  Dampfer  von  4xo8  Tonnen  netto  zahlte  täglich  1 1.  14  s. 
4 d.  weniger  Lohn  als  ein  englischer  von  479  Tonnen,  im  Jahr  also 
571  1.  weniger.  Ein  anderer  deutscher  von  603  zahlte  täglich  1 1. 
weniger  Lohn  als  ein  englischer  von  545  Tonnen.  Ein  Dampfschiff,  das 
von  Newcastle  nach  Dänemark  verkauft  wurde,  hatte  unter  englischer 
Flagge  monatlich  118  1.  10  s.,  unter  dänischer  82  1 6 s.,  oder  jähr- 
lich 432  1.  5 s.  weniger  zu  zahlen,  eine  Differenz,  die  ungefähr  5 “/o 
vom  Werte  des  Schiffs  ausmachen  würde  u.  s.  w.  Die  Löhne  der  eng- 
lischen Seeleute  scheinen  nicht  groß  genug,  um  in  England  eine  hin- 
längliche Zahl  von  jungen  Arbeitskräften  zu  dem  gefährlichen  und  an- 
strengenden seemännischen  Beruf  heranzuziehen,  dagegen  übertreffen 
sie  die  fremden  so  weit,  um  die  erwähnte  Wanderung  zu  bewirken. 
Auch  die  Kost  der  Matrosen,  sagen  die  Rheder,  sei  auf  englischen 
Schiffen  durchschnittlich  besser  als  auf  den  skandinavischen.  Es  kommt 
endlich  hinzu,  daß  die  fast  ganz  aus  Segelschiffen  bestehende  große 
norwegische  Handelsmarine  durch  die  Konkurrenz  der  Dampfschiffe 
arg  bedrängt  wird  und  daß  infolgedessen  auch  die  Lohnverhältnisse 
der  Matrosen  auf  derselben  besonders  gedrückt  sind. 

Sehen  wir,  wie  sich  die  Folgen  aller  dieser  Umstände  in  der  Ent- 
wicklung des  Schiffsbaues  und  der  Handelsmarine  Englands  im  Ver- 
gleich zu  den  anderen  Ländern  zeigen. 

Über  die  Entwicklung  des  Schiffsbaues  in  England  hat  das  sta- 
tistische Bureau  des  Handelsamts  der  Königl.  Kommission  eine  Über- 
sicht mitgeteilt  (I.  p.  145),  der  wir  die  folgenden  Hauptresultate  ent- 
nehmen. 
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Es  wurden  gebaut  im  Vereinigten  Königreich 

für  britische  Eigentümer  für  Ausliinder 


Iin 

Durchsciinitt 
der  Jaiire 

(aasgenommen  die  Staatsregierung) 

Segel'  Dampf'  „ 

, .L  Zusammen 

schine  scbine 

(sowohl  zu 

Segel- 

schiffe 

Kriegs-  wie  Handels- 
zwecken) 

Dampf-  „ 

, .JL  Zusammen 

schiffe 

Tonnen 

Tonnen 

Tonnen 

Tonnen 

Tonnen 

Tonnen 

«855—59 

185  928 

56  523 

242  460 

1627 

28767 

30394 

1860—64 

«95  547 

93  866 

289  4«3 

7«9 

16  922 

«7  641 

1865  — 69 

217  238 

«21  954 

399  «92 

601 1 

31  619 

37630 

1870—74 

100878 

295  502 

396  380 

3952 

63  167 

67  129 

«875-79 

178  227 

221  702 

399  929 

3935 

3«  677 

35612 

1880—84 

1 20  930 

446  733 

567  663 

3258 

98  142 

loi  400 

Die  Zahlen  zeigen  keinen  Verfall  des  britischen  Schiffsbaues,  be- 
sonders, wenn  man  erwägt,  daß  außer  den  für  fremde  Rechnung  gebauten 
Schiffen  noch  eine  nicht  unbeträxihtliche  Zahl  von  ursprünglich  für 
britische  Eigentümer  gebauten  nach  kurzer  Zeit  an  Ausländer  verkauft 
wurde.  A.  N.  Kiaer  a.  a.  0.  S.  56  berechnet,  daß  von  1873 — 1879 
Großbritannien  und  Irland  jährlich  Schiffe  im  Gehalte  von  24844 
Tonnen  mehr  ans  Ausland  verkauft  als  vom  Auslande  gekauft  haben. 
Recht  deutlich  aber  ergiebt  sich  aus  der  Tafel  die  große  Überpro- 
duktion von  Schiffen  zu  Anfang  der  80cr  Jahre.  Man  muß  nur  die 
viel  größeren  Leistungen  der  Dampfschiffe  und  die  Dauerhaftigkeit  der 
eisernen  Schiffskörper  in  Betracht  ziehen,  und  man  wird  es  begreif- 
lich finden,  wie  es  zu  dem  enormen  Sinken  der  Frachten  und  der  Ent- 
wertung des  Schiffseigeutums  in  den  letzten  Jahren  kommen  mußte. 

Was  die  Entwicklung  der  Handelsmarine  Englands  und  anderer 
seefahrender  Völker  angeht,  so  liegen  für  die  Zeit  von  1850 — 80  uns 
<lie  erwähnten  sorgfältigen  Berechnungen  des  norwegischen  statistischen 
Bureaus  vor.  Sie  zeichnen  sich  vor  anderen  Zusammenstellungen  da- 
durch aus,  daß  der  Verfasser  die  verschiedenen  Angaben  über  den 
Tonnengehalt  der  Schiffe  auf  dasselbe  Messungssystem  (sog.  Syst. 
Moorsom)  zurückgeführt  hat.  Um  ferner  die  gesamte  Toniienzahl 
der  verschiedenen  Marinen  vergleichbar  zu  machen,  hat  er  einen 
berechneten  Tonnengehalt  aufgestellt,  der  die  ungefähre  Leistungs- 
fähigkeit der  Marinen  veranschaulichen  soll.  Bei  der  Berechnung 
desselben  ist  der  Tonnengehalt  der  Segelschiffe  nur  einfach,  der  der 
Dampfschiffe  dreifach  in  Anrechnung  gebracht.  Im  ganzen  dürfte  die 
Mehrleistung  der  Dampfschiffe  gegenüber  den  Segelschiffen,  die  sich 
in  den  einzelnen  Fällen  je  nach  Länge  und  Art  der  Fahrt  höchst  ver- 
schieden stellt,  bei  der  Annahme  dieses  Verhältnisses  eher  unterschätzt 
als  überschätzt  sein. 
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• 1 ■ 

Jährliche  Zunahme 
des  berechneten 

Jährliche  Zunahme  des 
einfachen  Tonnengehalts 

4t 

Anteil  der  verschie- 
denen Länder  au  der 
Gesamtzahl  in 

Tonnengehalts 

von 

der 

der 

im 

Jahr  1879 

Segelschiffe 

Dampfschiffe 

s « 

. Ci 

^ S* 

§2  » 
fl  *5 
Hsj  g 

£ 

1850—60 

1860—70 

1870—80 

1850—80 

1860—70 

1 

1 

1870—80 

1860  -70 

i 

1870—80 

1 

e ^ 

US  V 

a 
» 0 
« 

T3  * 

t s 

c g 

Britisches  Reich 
in  Europa  . 

SjOI 

3.47 

4.00 

4.35 

1,29 

— 1,62 

8,15 

10,23 

42,66 

56,20 

66,93 

Vereiiügte  St.  in 
Amerika  . . 

4.39 

— 2,58 

0,0» 

0.61 

— 4.69 

0,(J6 

8.42 

— 2,03 

13,50 

13.31 

8,01 

Norwegen  . . 

6,95 

5,78 

5-1» 

5.91 

5.66 

4-38 

9.7  0 

16, 46 

5.61 

1,07 

0,25 

Deutschland 

S.45 

3.0» 

3.08 

3.81 

1,72 

0,5  7 

10.72 

9,71 

5,26 

3.89 

6, 1 u 

Frankreich  . . 

5.47 

2,15 

0,4  9 

2,68 

— 0,33 

— 2,83 

8,19 

4.19 

5.17 

5.9s 

9.52 

Englische  Be- 
sitzungen in 
Amerika  . 

4.Ü* 

4,99 

3.  «5 

4.92 

4,57 

2,82 

8,69 

8,31 

4,98 

1,80 

0,62 

Italien  . . . 

— 

2.58 

4.22«) 

7,431} 

1.51 

4.29‘) 

9,40 

3.90 

1.36 

0,15 

Europa  . . . 

5.07 

3.3ä 

3.96 

4.13 

1,70 

—0.25 

8,27 

9.j>0 

76,02 

79.45 

90,99 

Amerika  . . 

4.30 

— 0.15 

1,69 

1,94 

— 1,52 

1,8U 

8,48 

1,26 

19,94 

Ib,64 

8,62 

d.  andern  Welt- 
teile . . . 

8,7  0 

3.95 

2,14 

4. 89 

2.53 

— 1,79 

9.32 

8,7  2 

4.14 

3.91 

0,39 

Total  .... 

5.00 

2,73 

3.31 

3.68 

1,08 

0.32 

As2 

9.27 

100 

100 

lOO 

Die  Zalilen  zeigen,  daß  England  in  den  ersten  30  Jahren  nach 
der  Aufhebung  der  Schiffahrtsgesetze  in  der  maritimen  Entwickelung 
die  abrigen  seefahrenden  Nationen,  wenn  dieselben  als  ein  Ganzes 
aufgefaßt  werden,  übertroffen  hat,  und  daß  von  denjenigen  6 Staaten, 
welche  nächst  England  die  größte  Handelsmarine  besitzen,  nur  Nor- 
wegen eine  raschere  Zunahme  des  in  der  angegebenen  Weise  berech- 
neten Tonneugehaltes  seiner  Schiffe  aufweist;  alle  anderen  eine  klei- 
nere. Auch  nach  anderen  Zahlen  läßt  sich  dieser  Gang  der  Entwicklung 
wahrscheinlich  machen.  Der  Tonnengehalt  aller  Segel-  und  Dampf- 
schiffe, welche  in  Häfen  des  Vereinigten  Königreichs  (von  der  Küsten- 
schiffahrt abgesehen)  mit  Ladung  ein-  und  ausliefen,  betrug  (nach  dem 
Statistical  Abstract) 

1860  1860  1870  1880  1886 


Britischer  Nationalität 

Tonnen 

8 039  308 

12  119454 

22  243  039 

35  885  868  40  644  647 

Fremder  Nationalität 

3* 

3 981  366 

8718  464 

9381  641 

13  793  082 

14  337  544 

Verhältnis  der  briti- 

sehen  Nationalität  . 

66,8 

58,1 

70,3 

72,2 

73,9 

Verhältnis  der  frem- 

den  Nationalität 

"/o 

33.2 

41.9 

29,7 

27.8 

26,1 

100 

100 

lOO 

100 

lOO 

1)  Von  1865—70. 

8>  Von  1865—80. 

3)  Es  handelt  sich  bei  allen  Zahlen  nur  nm  die  Schiffe  langer  oder  internationaler 
Fahrt,  nicht  um  die  KUstenschiffe.  Die  Oesamtzahlen  für  Europa  und  Amerika  werden 
ziemlich  vollstindig  und  znverl&ssig  sein.  In  den  andern  Weltteilen  fehlen  einige  TJlnder, 
namentlich  China. 
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,,  Dagegen  vermehrte  sich  in  den  Vereinigten  Staaten  der  Prozent- 
satz des  Tonnengehaltes  aller  ein-  und  ausgelaufenen  fremden  Schiffe 
seit  1860  von  29,2  ®/o  auf  78,7  ®/o  im  Jahre  1879;  in  Rußland 
von  83,5  °/o,  auf  86,5  '7o  (1679),  in  Norwegen  von  25,5  auf  30  ®/o 
(1878),  Schweden  von  59,7  auf  64,6  ®/o  (1878),  Niedcrland  von  60,5 
auf  69,3  ®/o  (1879),  Frankreich  von  58,6  auf  72  ®|o  (1879)’). 

Dabei  wird  man  noch  weiter  in  Betracht  ziehen  müssen,  daß  wahr- 
scheinlich eine  nicht  ganz  unbedeutende  Zahl  von  Schiffen,  die  unter 
fremder  Flagge  fahren,  doch  englisches  Eigentum  sind.  Die  Zu-  oder 
Abnahme  derselben  entzieht  sich  jeder  Kontrolle.  Es  ist  aber  an  sich 
unwahrscheinlich,  daß  diese  Praxis  seltener  geworden  sein  sollte,  seit- 
dem die  englische  Flagge  in  England  vor  den  fremden  in  keiner  Weise 
bevorzugt,  in  manchen  anderen  Ländern  aber  wesentlich  benachteiligt  ist. 

Es  ist  möglich,  daß,  wie  einige  Zeugen  vor  der  Kommission  be- 
fürchten, seit  1880  die  Entwicklung  der  englischen  Handelsmarine  im 
Vergleich  zu  der  anderer  Länder  nicht  mehr  so  günstig  gewesen  ist. 
Die  Vertreter  der  North  of  England  Steam  Sliip  Association  reichten 
der  Königl.  Kommission  eine  Vergleichung  der  Handelsmarine  von 
England  einerseits,  von  Skandinavien,  Deutschland,  Holland,  Belgien, 
Frankreich,  Österreich  und  Italien  andererseits  in  den  Jahren  1880 
bis  1884  ein. 

SegcIschifTe  Dainpfsdiiflc 

1880  1884  1880  1884 


Vereinigtes  Königreich 

Die  oben  gciiHnnten  7 Länder 


Tons  Tons 

3851045  3464987 

5151707  4750763 


Tons  Tons 

2 723  468  3 944  273 

953  99«  > 603  049 


In  Prozenten  ist  die  Vermehrung  der  Dampferflotte  in  England 
45  ®/o,  in  den  anderen  Staaten  68  ®/o,  die  Abnahme  der  Segelschiffe 
10  und  8 ®/o.  Dabei  ist  aber  zu  erwägen,  daß  in  England  im  Jahre 
1880  die  Dampfschiffe  an  Leistungskraft  die  Segelschiffe  schon  über- 
trafen, während  sie  in  den  anderen  Staaten  einen  viel  kleineren  Teil 
der  Marine  ausmachteu.  In  diesen  Ländern  beginnt  der  Bau  der 
Dampfschiffe  später  einen  Aufschwung  zu  nehmen  und  daher  ist  eine 
Vergleichung  der  Vermehrung  nach  Prozentsätzen  für  diese  kurze 
Periode  iiTeführend. 

Das  Verhältnis  der  in  englischen  Häfen  mit  Ladung  ein-  und  aus- 
gelaufenen Schiffe  englischer  Flagge  zu  den  unter  fremder  (von  der 
Küstenschiffahrt  abgesehen)  stellte  sich  sogar,  wie  die  oben  mitgeteilten 
Zahlen  zeigen,  im  Jahr  1885  merklich  günstiger  als  1880.  Nehmen 
wir  statt  der  befrachteten  Schiffe  alle  Schifte  mit  Einschluß  der  in 
Ballast  ein-  und  ausgegangenen,  so  ist  das  Verhältnis  folgendes: 


1)  Tonnage  Statistics  of  the  Decade  i870 — 80  by  John  Glover,  Journal  of  the 
Statistical  Society,  vol.  XLV  1882  S.  43 — 53.  Diese  Quelle  giebt  nicht  die  Zahlen  für 
Deutschland  und  ich  bin  im  Augenblicke  nicht  in  der  Lage , die  Lücke  zu  ergänzen. 
Es  dUrUe  aber  kaum  eine  Frage  sein,  daß  für  Deutschland  im  Unterschied  von  den  oben 
genannten  Staaten  sich  das  Verhältnis  der  eigenen  zu  der  fremden  Flagge  bei  den  ein- 
und  ausgelaufenen  Schiffen  seit  1860  günstiger  gestellt  hat. 
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1880 


1885 


Tonnen 


Prozente  der 
Gesamtzahl 


Tonnen 


Prozente  der 
Gesamtzahl 
72,17 
27,83 


Britischer  Nationalitit 
Fremder  Nationalit&t 


41348984  70,24 

17378097  29,6 


46389  055 

17892  567 


100 


100. 


Aus  der  Statistik  lassen  sich  daher  jene  Befürchtungen  englischer 
Rheder  nicht  begründen.  Die  Periode  von  1880 — 85  ist  auch  viel  zu 
kurz  und  steht  zu  sehr  unter  dem  Einfluß  ausnahmsweiser  Verhält- 
nisse, als  daß  auf  die  in  derselben  gemachten  Erfahrungen  sich  schon 
die  Behauptung  eines  Wendepunktes  in  der  Entwicklung  stützen  ließe. 
Wir  dürfen  vielmehr  als  das  Resultat  der  Untersuchungen  über  die 
maritime  Stellung  Englands  aussprechen,  daß  das  Übergewicht  dieses 
Landes  zur  See,  was  die  Handelsmarine  angeht,  sich  eher  verstärkt 
als  vermindert  hat. 


Würden  wir  die  Vergleichung,  welche  wir  in  Bezug  auf  die  beiden 
wichtigsten  Gewerbe  Englands  zwischen  früherer  Zeit  und  der  Gegen- 
wart angestellt  haben,  auf  alle  anderen  ausdehnen,  so  würde  das  Er- 
gebnis wahrscheinlich  bei  vielen  ein  minder  günstiges  sein.  Nur  sehr 
wenige  Zweige  der  englischen  Gewebeindustrie  z.  B.  haben  ihre  Stellung 
auf  dem  Weltmärkte  so  gut  behauptet,  wie  die  Produktion  von  baum- 
wollenem Garn  und  von  einfachen  oder  bedruckten  baumwollenen  Ge- 
weben. Manche  kleinere  Gewerbzweige  sind  unter  der  ausländischen 
Konkurrenz  in  neuerer  Zeit  sichtbar  zurückgegangen.  Es  liegt  in  der 
Natur  der  Dinge,  daß  bei  vollkommenem  Freihandel  eines  Landes  mit 
dem  Auslande  diejenigen  Gewerbe  sich  am  meisten  entwickeln,  in  denen 
das  Land  natürliche  oder  erworbene  Produktionsvorteile  hat,  diejenigen 
Zurückbleiben,  in  denen  es  eines  solchen  Vorteiles  entbehrt,  ln  den 
schwächeren  Partien  des  volkswirtschaftlichen  Organismus  aber  wird 
es  sich  denn  auch  vorzugsweise  zeigen,  wenn  die  gesamte  Kraft  des- 
selben im  Vergleich  mit  anderen  aus  allgemeinen  Gründen  eine  Ein- 
buße erleidet.  Manche  der  kleineren  Gewerbe  endlich  sind  auch  von 
den  Verhältnissen  des  inneren  Marktes  mehr  abhängig  als  die  großen 
Exportindustrien.  Auf  diesem  aber  macht  sich  landwirtschaftliche  Not 
und  die  großen  Veränderungen  in  der  Verteilung  des  Volkseinkommens 
fühlbar,  die  in  neuerer  Zeit  gerade  in  England  in  besonders  hohem 
Maße  eingetreten  sind,  auf  deren  Erörterung  wir  hier,  den  eingangs 
für  unsere  Arbeit  gezogenen  Grenzen  entsprechend,  verzichten. 

Für  ein  Land  aber,  welches  die  Steilung  im  Weltverkehre  ein- 
nimmt, wie  sie  England  bisher  iunegehabt  hat,  ist  es  viel  wichtiger, 
daß  es  in  einzelnen  großen  Weltindustrien  und  in  der  Seeschiffahrt 
seinen  Vorrang  behauptet,  als  daß  es  eine  gewisse  Gleichmäßigkeit  und 
Universalität  der  wirtschaftlichen  Entwickelung  erstrebe,  die  viel  eher 
zu  einem  Stillstände  derselben  und  zu  einer  bescheideneren  Stellung 
in  der  Weltwirtschaft  führen  würden. 


N.  F.  Bd.  XIV.  n 
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I. 

Die  neuere  wirtschaftliche  (Gesetzgebung  Frankreichs. 

Von  Frlirii.  von  Reit  zenstein,  Bezirkspräsiilenten  z 1). 

C.  Landwirtachaftliohe  Gesetzgebung. 

Erster  Artikel.  Fortsetzung. 

(Siehe  N.  F.  Bd.  XIV,  S.  37  fg.»)  ) 

B.  MjwfDzh-  In  weit  engerer  Wechselbeziehung  mit  der  Landwirtschaft  im  e.  S. 

steht  die  Keform  des  landwirtschaftlichen  ünterrichtswesens, 
in  einem  sehr  umfassenden  Rahmen  in  die  Wege  geleitet  worden  ist;  auf 
1)  lAndwiri  das  Unzureichende  der  in  den  Kreisen  der  Landwirte  vorhandenen  Fach- 
rnterrlrhu-  bildung  wai'  vielfach,  namentlich  auch  in  der  Litteratur  und  bei  Gelegenheit 
nr»>n  stattgehabten  Enqueten  hingewiesen  worden.  Den  Ausgangspunkt  bildete 

die  durch  Gesetz  vom  9.  August  1876  vollzogene  Gründung  des  Institut 
national  agronomique  in  Paris,  einer  in  weitem  Rahmen  angelegten  Anstalt 
für  den  höheren  landwirtschaftlichen  Unterricht  und  die  Erlernung  der 
mit  der  Landwirtschaft  in  Beziehung  stehenden  Wissenschaften;  sie  ist 
auf  einen  zweijährigen  Kursus  berechnet;  eine  besondere  Bedeutung  er- 
hielt sie  dadurch,  dafs  die  bedeutendsten  Fachgelehrten  in  den  Kreis  ihrer 
Lehrer  berufen  wurden;  aufser  Risler,  dem  Direktor  der  Anstalt,  gehörten 
derselben  Männer  wie  Pasteur,  Bert,  Boussingault,  Lavergne  und  Lecou- 
teux  an.  Einen  weiteren  Schritt  enthielt  die  Organisation  eines  mittleren 
landwirtschaftlichen  Unterrichts  in  den  Departements:  ein  Gesetz  vom 
16.  Juni  1879  bestimmte,  dafs  binnen  zehn  Jahren  jedes  Departement  mit 
einem  landwirtschaftlichen  Lehrstuhl  versehen  sein  müsse ; die  Vorschriften 
dieses  Gesetzes  haben  demnächst  durch  das  Dekret  vom  9.  Juni  1880  und 
das  ministerielle  Zirkular  vom  15.  Januar  1881  ’*)  eine  weitere  Ausdehnung 
erfahren.  Wo  möglich  soll  der  Lehrstuhl  an  demjenigen  Orte  errichtet 

1)  Siche  die  hier  befindliche  Inhaltsangabe.  Der  Artikel  1,  welcher  ursprünglich  zu 
ungeteiltem  Abdruck  bestimmt  war,  hat  nur  zu  einem  Teile  im  Januarheft  Kaum  gefun- 
den und  folgt  in  seinem  übrigen  Teile  hier  nach. 

2}  Bulletin  du  Hinistöre  de  ragrieniture,  Jahrg.  1882  S.  6 IT. 
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werden,  an  dem  sich  das  Lehrer-Seminar  befindet:  in  diesem  Falle  wird 
der  Unterricht  an  der  mit  diesem  Seminar  yerbundeneu  Normalschule, 
sonst  an  einer  anderen  Elementarschule  erteilt;  der  Unterricht  bezieht  sich 
auf  den  gesamten  landwirtschaftlichen  Betrieb,  doch  sollen  die  im  De- 
partement gebräuchlichen  Kulturen  vorzugsweise  berücksichtigt  werden. 
Aufsordem  liegt  dem  betreffenden  Lehrer  die  Abhaltung  von  Wandervor- 
triigen  an  verschiedenen  Orten  des  Departements  nach  einem  aut  seinen 
Vorschlag  vom  Präfekten  festzusetzeuden  Beiseplanc  ob;  die  Zahl  der 
Vorträge  mufs  wenigstens  26  im  Jahre  betragen;  ferner  bildet  der  Lehrer 
den  sachverständigen  Beirat  des  Präfekten;  endlich  vermittelt  erden  Ver- 
kehr mit  den  landwirtschaftlichen  Vereinen,  mit  denen  Fühlung  zu  er- 
halten und  denen  die  Kenntnis  der  Verbesserungen,  neuen  Kulturen  u.  s.  w. 
zugänglich  zu  machen  zu  seinen  wichtigeren  Aufgaben  zählt.  Das  Ge- 
halt des  Lehrers  wird  vom  Staate  bestritten,  wogegen  sein  Heiseaversum 
vom  Departement  auizubringen  ist.  In  Ermangelung  geeigneter  Kräfte  ging 
die  Besetzung  der  Lehrstühle  im  Anfänge  nur  langsam  von  statten,  doch 
scheint  dieselbe  inzwischen  erhebliche  Fortschritte  gemacht  und  die  In- 
stitution sich  eingelebt  zu  haben.  Hand  in  Hand  mit  dieser  Organisation 
des  departementalen  Unterrichts  ist  eine  Vermehrung  der  sogenannten 
ferraes-dcoles , in  welchen  die  in  der  Landwirtschaft  vorkommendon  Ar- 
beiten praktisch  gelehrt  werden,  gegangen;  derartige  Schulen  wurden  im 
Jahre  1882  in  Brosse  (Dep.  Yonne)  und  in  Bouiba  (Dep.  Algier)  errichtet,  eine 
weitere  1885  im  Puy  de  Dome;  ähnliche  Zwecke  verfolgt  die  aus  einer 
Stiftung  der  Marquise  von  Gueidan  hervorgegangene  Schule  für  prak- 
tische Landwirtschaft  in  Valabro  (Departement  Bouches  du  Rhone)*),  Es 
leitet  dies  über  zu  den  für  die  Erteilung  eines  Unterrichts  in  den  wich- 
tigeren Spezialzweigen  der  Landwirtschaft  getroffenen  besonderen  Veran- 
staltungen : ein  solcher  Unterricht  ist  u.  a.  für  die  Käsebereitung  im  De- 
partement des  Doubs  im  Wege  der  von  der  dortigen  landwirtschaftlichen 
Gesellschaft  ergriffenen  Initiative  mit  Erfolg  organisiert  worden  *). 

Diesen  Mafsnahmen,  welche  teils  überwiegend  technischer  Natur  sind, 
teils  den  Zweck  wirtschaftlicher  Verbesserungen  nur  mittelbar  erreichen, 
stehen  nun  aber  weitere  Reforrabestrebungen  zur  Seite,  welche  ihrem  In- 
halte nach  als  wirtschaftliche  im  e.  S,  bezeichnet  werden  können 
und  welche  vor  allem  auf  eine  zweckentsprechendere  Organisation  des 
landwirtschaftlichen  Betriebes  und  auf  Schaffung  günstigerer  wirtschaft- 
licher Bedingungen  für  die  Produktivität  dieses  Betriebes  gerichtet  sind. 
Die  Bestrebungen  dieses  Inhalts  sind  hier  dem  Zwecke  des  Aufsatzes  ent- 
sprechend in  erster  Linie  von  Interesse:  sie  haben  vorzugsweise  sich  in 
dreierlei  Richtung  bewegt.  Einmal  hat  es  sich  um  eine  den  veränderten 
Verhältnissen  entsprechende  Regelung  der  auf  den  Betrieb  der  Land- 
wirtschaftbezüglichen rechtlichen  Verhältnisse,  sodann  um  Siche- 
rung eines  vermehrten  Zolle chutzes,  endlich  um  Herstellung  günsli- 


1)  Siehe  die  Verordnung  vom  25.  Oktober  1884,  welche  die  Errichtung  dieser  Schule 
als  einer  Staatsaustult  ausspriclit:  Bull,  du  Min.  de  l’agric.  Jahrg.  1886  8.  12  fT. 

2)  Siehe  den  Bericht  des  Herrn  Gauthier , Vizeprüsidenten  der  landwirUchafllichen 
GeseUschaft  im  Dep.  Doubs  im  Bull,  du  Min.  de  l’agric.  Jahrg.  1884-  S.  878  fl'. 

11*' 
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gerer  Voraussetzungen  und  Formen  für  die  Zuführung  des  Kapitals  au  die 
landwirtschaftliche  Produktion  im  Wege  des  Kredits  gehandelt. 

zweckentsprechendere  Regelung  der  rechtlichen  Verhältnisse, 
des  Projoku.  in  denen  sich  der  landwirtschaftliche  Betrieb  bewegt,  abzielenden  Bestre- 
bungen fallen  im  wesentlichen  mit  denen,  welche  auf  die  Herstellung 
eines  Code  rural  gerichtet  sind,  zusammen:  die  Geschichte  des  Projekts*; 
einer  derartigen  Gesetzgebung  fuhrt  in  die  ersten  Jahre  der  Revolution, 
in  die  Zeit  der  konstituierenden  Versammlung  zurück , welche  die  Aus- 
arbeitung eines  auf  den  breitesten  Grundlagen  ruhenden  derartigen  Ge- 
setzbuchs ins  Auge  gefafst  hatte:  ein  Gesetz  viel  beschränkteren  Inhalts, 
das  am  28.  September  beschlossene  Und  am  6.  Oktober  1791  mit  der 
Königlichen  Sanktion  versehene  Dekret  über  die  ländlichen  Güter  und  Ge- 
wohnheiten und  die  Rural-Polizei  war  das  praktische  Ergebnis,  das  aus 
diesen  Bestrebungen  hervorging.  Dasselbe  zerfällt  in  zwei  Teile,  von  denen 
der  erste  „des  biens  et  usages  ruraux'*,  der  zweite  „de  la  police  rurale“  über- 
schrieben  ist ; der  erstere  für  die  wirtschaftliche  Gestaltung  der  Land- 
wirtschaft wichtigere  Teil  behandelt  in  sieben  Abschnitten  die  allgemeinen 
Grundsätze  über  das  öffentliche  Eigentum,  die  Verpachtung  der  Landgüter, 
die  verschiedenen  Arten  des  ländlichen  Eigentums,  die  Herden,  Ein- 
hegungen, die  Koppelhut  und  die  gemeinsamen  Weiderechte,  die  Ernten,  die 
Wege,  die  Flurwäohter.  Dies  Gesetz  befreite  den  Grund  und  Boden  und  den 
Verkehr  mit  Grundstücken,  sowie  den  landwirtschaftlichen  Betrieb  von 
einem  grofsen  Teil  der  Fesseln,  wie  sie  die  früheren  Gesetze  und  Gewohn- 
heiten in  einer  oft  drückenden  Ausdehnung  enthalten  hatten.  Wiewohl 
nach  den  Intentionen  der  Nationalversammlung  das  Gesetz  lediglich  den 
Ausgangspunkt  für  die  Weiterentwicklung  einer  Rural-Gesetzgebung  hätte 
bilden  soUen,  fanden  doch  die  auf  dies  Ziel  gerichteten  Bestrebungen  unter 
den  Stürmen  der  Revolution  keinen  Fortgang;  erst  nach  der  Wiederkehr 
geordneter  Zustände  unter  dem  Kaiserreich  wurde  die  Idee  einer  solchen 
zusammen  fassen  den  Gesetzgebung  wieder  aufgenommen.  Ein  im  Ministe- 
rium des  Innern,  das  damals  von  Cretet  geleitet  wurde,  ausgearbeitetes 
umfangreiches  Projekt  wurde  zum  Gegenstände  der  Begutachtung  durch 
konsultative  Kammern  gemacht,  die  unter  dem  Vorsitz  des  Präfekten  aus 
richterlichen  Beamten,  Mitgliedern  der  Generalräte  und  landwirtschaftlichen 
Gesellschaften  sowie  angesehenen  Landwirten  in  den  Departements  gebildet 
werden;  das  gesamte  Material  wurde  demnächst  einem  bewährten  Sachver- 
ständigen, Herrn  de  Verneilh,  zur  Prüfung  überwiesen,  welcher  der  Ver- 
öffentlichung desselben  ein  von  ihm  selbst  aufgestelltes  Projekt  beifügte ; 
letzteres  umfafste  im  ersten  Buch  die  privat-  und  öffentlich  rechtlichen 
Verhältnisse  des  landwirtschaftlichen  Grundbesitzes  und  Betriebes,  im 
zweiten  Buch  die  landwirtschaftliche  Polizei;  nach  der  Idee  seines  Ver- 
fassers sollte  es  ein  Rechtsbuch  von  absoluter  Vollständigkeit,  ein  corpus 
juris  der  ländlichen  Bevölkerung  bilden;  es  umfafste  960  Artikel  und  war 
daher  für  den  Gebrauch  viel  zu  grofs;  durch  diese  zu  weite  Bemessung 


1)  Die  oacbfolgenden  Notizen  sind  grofsenteils  entnommen  ans  den  Motiven  des  im 
Jahre  1876  vorgelegten  Qesetcentwnrfs : Projet  de  loi  sur  le  code  mral,  Annexe  aur 
Sitaong  vom  13  Jnillet  i876,  No.  106  S4nat. 
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dea  Umfanges  verschob  sich  auch  das  Verhältnis  zu  den  anderen  Gesetz- 
büchern, denen  gegenüber  der  Code  rural  doch  nur  die  Stellung  eines  er- 
gänzenden Spezialgesetzes  einnehmen  konnte.  Der  erste  Teil  der  Arbeit 
de  Vemeilhs  wurde  im  Jahre  1814  der  Deputiertenkammer  vorgelegt;  seit- 
dem kam  die  Angelegenheit  wiederholt  von  neuem  in  Anregung,  ohne 
dafs  die  betreffenden  Verhandlungen  zu  einem  Ergebnis  führten,  wenn 
auch  immerhin  die  Idee  einer  solchen  Gesetzgebung  bei  der  ländlichen 
Bevölkerung  eine  populäre  blieb.  Ein  Schritt,  welcher  das  Projekt  der 
Ausführung  näher  brachte,  geschah  erst  im  Jahre  1854,  indem  der  Senat 
auf  Antrag  seines  Mitgliedes  de  Ladoucette  beschlofs,  eine  Kommission 
zur  Prüfung  der  Erage  des  Code  rural  zu  ernennen : der  von  dieser  Kom- 
mission gut  geheifsene  Entwurf  wurde  in  den  Jahren  1856  bis  1858  mit- 
tels der  von  dem  Referenten  Casabianca  suocessiv  zu  den  einzelnen  Ab- 
schnitten entworfenen  und  vom  Senat  angenommenen  Berichte  dem  Kaiser 
vorgelegt;  solcher  Abschnitte  hatte  dieser  Entwurf  drei;  der  erste  betraf 
die  Verhältnisse  des  Grund  und  Bodens,  der  zweite  die  der  Gewässer,  der 
dritte  die  landvnrtschaftliche  Polizei.  Der  Staatsrat,  dem  die  weitere  Be- 
arbeitung oblag,  hatte,  als  im  Jahre  1870  der  Krieg  mit  Deutschland  aus- 
brach,  das  erste  und  zweite  Buch,  mithin  den  Abschnitt  der  Gesetzgebung 
über  den  Grund  und  Boden  und  die  Wasserverhältnisse  beendigt  und  war 
das  erste  Buch  dem  gesetzgebenden  Körper  bereits  zugefertigt  worden.  Die 
durch  die  folgenden  Ereignisse  ins  Stocken  geratene  Angelegenheit  kam 
im  Jahre  1876  durch  zwei  Anträge,  welche  fast  gleichzeitig  von  Herrn 
de  Ladoucette  in  der  Deputiertenkammer  und  von  Herrn  Labiohe  im  Senat 
gestellt  wurden,  von  neuem  in  Flufs;  noch  am  18.  Juni  desselben  J*^hres 
legte  die  Regierung  jene  beiden  ersten  Bücher  in  der  Gestalt,  in 
der  sie  zur  Zeit  des  Kaiserreichs  dem  gesetzgebenden  Körper  vorgelegt 
worden  waren,  dem  Senate  vor:  um  das  Zustandekommen  des  Gesetzes 
nicht  zu  verzögern,  wurden  die  einzelnen  Titel  und  Abschnitte  als  be- 
sondere Gesetzesvorlagen  behandelt  und  mit  der  Publikation  derselben  un- 
mittelbar nach  ihrer  Feststellung  durch  die  gesetzgebenden  Körperschaften 
vorgegangen;  in  dieser  Weise  haben,  wie  bereits  im  vorigen  Abschnitte 
erwähnt,  die  auf  die  Rural-  und  landwirtschaftlichen  Betriebs- Wege  bezüg- 
lichen Abschnitte  Gesetzeskraft  erlangt;  weiter  ist  neuerdings  der  Ab- 
schnitt des  ersten  Buchs  über  die  redhibitorischen  Mängel  als  Gesetz  er- 
schienen. Die  übrigen  Abschnitte  des  ersten  Buchs  sind  ebenfalls  meist 
bereits  Gegenstand  der  Beratung  und  Berichterstattung  gewesen,  ohne  dafs 
sie  indessen  durch  definitive  Beschlufsfassung  Erledigung  gefunden  hätten, 
wogegen  die  Abschnitte  des  zweiten  Buchs  auch  im  Stadium  der  Beratung 
noch  nicht  behandelt  worden  sind.  Zu  den  nicht  zum  Abschlüsse  ge- 
langten Vorlagen  gehören  hiernach  auch  die  beiden  in  Anbetracht  des 
Umfangs  und  der  Bedeutung  der  betreffenden  Materien  wichtigsten  Ab- 
schnitte des  ersten  Teils,  nämlich  diejenigen,  welche  von  der  Aufhebung 
der  gemeinsamen  Weiderechte  und  sonstigen  Kulturbesohränkungen,  sowie 
von  der  Annahme  des  landwirtschaftlichen  Gesindes  und  der  landwirt- 
schaftlichen Arbeiter  handeln,  und  diejenigen,  welche  die  auf  den  Betrieb 
der  Landwirtschaft  bezüglichen  rechtlichen  Formen  der  Bodenbenutzung, 
als  das  Pacht-,  Teilbau-  und  Erbpachtsverhältnis  zu  regeln  versuchen. 
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Nur  auf  die  iu  diesen  Abschnitten  behandelten  Reformen  wird  hier  näher 
eingegaugen  werden  können, 

Haupt »»ch** ’ Recht  der  Gemeinweide  ist  mit  mannigfachen  Abwandeluugeu 

liehe  Kefor-  in  der  Form  seiner  Ausübung  über  ganz  Frankreich  verbreitet;  je  nach 
a)  räumlichen  Ausdohuuug,  welche  dem  betreffeudeu  Weiderecht  eigen- 

hPi'tdtrViKon  ’ Werden  zwei  Hauptformen;  das  droit  de  parcours  und  die 

tunier  i>6-  vaino  päturc  unterschieden:  unter  letzterer  Benennung  werden  die  ge- 
meinsamen  Weiderechte  begriffen,  welche  sich  lediglich  auf  die  dem  Ge- 
«)  Kin-  biet  der  Gemeinde  angehörigeu  Ländereien  erstrecken,  während  das  droit 
d« parcours  die  über  diese  Grenzen  hinausgehenden  und  ganz  oder  teil- 
^«eidrn.  de»  wcise  die  Feldmarken  mehrerer  Gemeinden  in  sich  begreifenden  Beroch- 
cour»  iind'dVr tigungen  bezeichnet;  in  beiden  Formen  enthält  das  Recht  für  die  Tcil- 
»aiiic  pMuro.  haber  an  demselben  die  Befugnifs,  ihre  Herden  nach  Aberntung  der  Fcld- 
früchte  auf  den  Ackerländereien  und  nach  der  Heuernte  — d.  h.  nach 
Entfernung  des  ersten  Grasschnitts  — auf  den  natürlichen  Wiesen  weiden 
zu  lassen ; in  beiden  Formen  ferner  ist  das  Recht  offenbar  als  ein  Aus- 
rufs und  Überbleibsel  des  ursprünglichen  gemeinsamen  Eigentums  der 
Gemeindegenossen  anzusehen;  die  mit  der  Ausübung  desselben  dem  Land- 
wirtschaftsbetriebe erwachsenden  Störungen  mufsten  um  so  gröfsere  wur- 
den, je  mehr  die  Landwirtschaft  sich  vervollkommnete  und  je  weniger 
demnach  die  Nutzbarmachung  der  Ackerländereien  sich  auf  bestimmte 
Zeiten  und  gewisse,  typisch  sich  regelnde  Kulturforroen  beschränkte;  aber 
auch  die  in  der  neueren  Volkswirtschaft  herrschende,  auf  thunlichste  Indi- 
vidualisierung des  Grundeigentums  gerichtete  Tendenz  ist  der  Beibehal- 
tung jener  Berechtigungen  nicht  günstig.  Dieser  Stimmung  trägt  der  Ent- 
wurf des  Code  in  weitgehender  Weise  Rechnung,  indem  er  die  Aufhebung 
des  parcours  und  eine  wesentliche  Einschränkung  der  vaine  päture  vor- 
schlägt. Die  Aufhebung  des  parcours  erfolgt  ohne  Entschädigung,  aus- 
genommen allein  die  Fälle,  in  denen  die  Erwerbung  des  Rechts  gegen 
Entgelt  stattgefuudeu  hat:  iu  diesem  Falle  soll  die  berechtigte  Gemeinde 
eine  in  ihrer  Höhe  durch  den  Fräfektnrrat  festzusetzende  Entschädigung 
beanspruchen  dürfen.  Dagegen  bleibt  die  vaine  pfiture  bestehen,  soweit 
sie  auf  einem  besonderen  Rechtstitel,  auf  altem  Gesetz  oder  Herkommen 
oder  auf  einem  seit  unvordenklicher  Zeit  bestehenden  Ortsgebrauch  ruht: 
ausgeschlossen  vou  der  Hütung  werden  natürliche  oder  künstliche  Wiesen, 
ferner  darf  dieselbe  niemals  auf  bestelltem  oder  noch  irgendwie  mit  Ge- 
wächsen bestelltem  Acker  stattfinden : das  Recht  kann  nicht  blos  mittels 
Beteiligung  an  der  gemeinsameu  Herde,  sonderu  auch  von  jedem  Besitzer 
selbständig  in  der  Weise  ausgeübt  werden , dafs  er  eine  dem  Umfange 
seiner  Berechtigung  entsprechende  Stückzahl  Vieh  unter  der  Aufsicht  eines 
besonderen  Hirten  die  dem  Hütungsrecht  unterworfenen  Acker  beweideu 
läfst.  Die  Stückzahl  Vieh,  welche  der  einzelne  Berechtigte  auf  die  Weide 
schicken  darf,  richtet  sich  nach  dem  Flächeninhalt  seines  Besitzes,  indem 
sich  dieselbe  nach  der  je  nach  der  Orlsvorordnung  oder  dem  Ortsgebrauch 
auf  den  Hektar  entfallenden  Stückzahl  bemifst:  daneben  ist  indessen  jedes 
auch  nicht  angesessene  oder  Pachtungen  nicht  betreibende  Familienhaupt 
berechtigt,  mindestens  sechs  Stück  Wollvieh  und  eine  Kuh  nebst  Kalb 
auf  die  gemeinsame  Weide  zu  iruibeu:  ebenso  nehmen  in  der  Gemeinde 
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nicht  wohnhafte  Pächter  nach  Mafsgabe  der  Ausdehnung  ihrers  Pacht- 
bcsitzes  an  der  Berechtigung  Teil.  Die  Unterdrückung  der  vaine  pature 
im  ganzen  Bereich  des  Departements  oder  in  einem  Teil  desselben  kann 
durch  ein  nach  vorheriger  Anhörung  der  Gomeindoräte  und  auf  Beschlufs 
des  üeneralrats  erlassenes  Dekret  eusgesproohen  werden.  Der  Gesetz- 
entwurf in  der  Gestalt,  wie  er  aus  den  Beratungen  der  betreffenden  Kom- 
mission der  Deputiertenkaramer  hervorgegangen  ist^),  macht  den  Bruch 
mit  der  Vergaugenheit  zu  einem  noch  radikaleren : derselbe  setzt  die  Auf- 
hebung des  Rechtes  der  vaine  pature , soweit  es  der  Gesamtheit  der  Ge- 
meindegenossen gegenüber  der  gesamten  Feldmark  zusteht,  fest;  bestehen 
bleiben  soll  es  nur  dort,  wo  es  auf  Gesetz,  Rechtsgewohnheit,  unvordenk- 
lichem Herkommen  oder  privatrechtli ehern  Titel  beruht  u n d wo  zugleich 
innerhalb  Jahresfrist  die  Aufrechthaltung  desselben,  sei  es  durch  Beschlufs 
des  Gemeinderats,  sei  es  durch  einen  an  den  Präfekten  gerichteten  An- 
trag, welcher  letztere  ebenfalls  vom  Gemeinderat  zu  begutachten  ist,  ver- 
langt wird,  soweit  demnächst  der  Goneralrat  sich  für  die  Aufrechthaltung 
entscheidet.  Die  Besohlufsfassung  des  Generalrats  ist  eine  definitive,  wenn 
sic  mit  dem  Beschlüsse  des  Gemeinderats  übereinstimmt:  andernfalls  wird 
die  Entscheidung  durch  ein  im  Staatsrat  zu  erlassendes  Dekret  gatroffen. 
Die  Einschränkungen  der  vaine  pature  im  Interesse  des  individuellen  Be- 
triebes hat  der  Entwurf  der  Kommission  dadurch  erweitert,  dafs  er  von 
der  Beweidung  nicht  blofs  die  eingesäteu  oder  noch  mit  Feldfrüchten  be- 
standenen Äcker  und  künstlichen  Wiesen,  sondern  auch  die  natürlichen 
Wiesen  ausschliefst;  die  Weideberechtigung  soll  ferner  den  Eigentümer 
ebensowenig  in  der  freien  Festsetzung  der  Fruchtfolge,  wie  in  der  Ein- 
hegung seiner  Ländereien  hindern,  welche  letztere  die  bezüglichen  Grund- 
stücke von  selbst  von  der  Behütung  befreit.  Die  von  den  einzelnen  Teil- 
habern an  der  Berechtigung  aufzutreibende  Stückzahl  Vieh  soll  vorbehalt- 
lich jenes  Minimums  von  sechs  Stück  Wollvieh  und  einer  Kuh  nebst  Kalb 
durch  örtliche  Reglements  bezw.  nach  den  örtlichen  Gewohnheiten  fest- 
gestellt werden;  ergeben  sich  hierbei  Schwierigkeiten,  so  erfolgt  die  Re- 
gelung durch  einen  der  Genehmigung  des  Präfekten  unterbreiteten  Be- 
schlufs  des  Gemeinderats;  zur  Zuständigkeit  des  letzteren  gehört  ferner 
die  innerhalb  der  vorbezeichneten  Normen  vorzunehmende  Regelung  der 
Modalitäten  und  der  Zeit  der  Ausübung  des  Rechts,  sowie  die  Festsetzung 
der  wegen  des  Aufgehens  dos  Schnees,  etwaiger  Überflutungen,  Viehseuchen 
u.  s.  w.  erforderlich  werdenden  Unterbrechungen,  Eine  Beschlufsfassung  der 
Deputiertenkammer  über  diesen  Entwurf  ist  seither  nicht  erfolgt:  die  schwan- 
kende Haltung  und  Unschlüssigkeit  der  beteiligten  Faktoren  erweist  die 
Schwierigkeit,  mit  den  Forderungen  einer  radikalen  National-Ökonomie 
die  Rücksicht  auf  einen  in  dem  Rechtebe wufstsein  und  den  Lebensgewohn- 
heiten der  ländlichen  Bevölkerung  begründeten,  mit  der  wirtschaftlichen 
Fxistenz  eines  grofseu  Teils  der  ihr  angehörigen  Elemente  eng  verwachsenen 
Zustand  zu  vereinigen. 

Der  gleichen  auf  möglichste  Befreiung  des  Eigentümers  von  den  Be- 
schränkungen, welche  ihm  die  bestehende  Gesetzgebung  aus  Gesichts- 


1)  Siehe  Annexe  2220  zur  Sitzung  der  Doputiertenkainmer  vom  27.  Juli  1883. 
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punkten  teils  der  Bevormundung,  teils  der  gemeinsamen  Betriebsinteressen 
auferlegte,  gerichteten  Tendenz  entsprechen  zwei  weitere  Bestimmungen  des 
Entwurfs : nach  der  einen  soll  die  aus  der  Gesetzgebung  des  ancien  r^gime  in  das 
neuere  Recht  übernommene  Vorschrift  des  Gesetzes  vom  ü.Messidor  des  Jah- 
res III,  welche  den  Verkauf  von  grünem  Getreide  auf  dem  Halm  verbietet, 
aufgehoben,  nach  der  anderen  in  denjenigen  Gegenden,  in  denen  die  unter 
dem  Namen  des  bau  des  veudanges  gebräuchlichen  Beschränkungen  herkömm- 
lich sind,  dem  Gemeinderat  die  Befugnis  eingeräumt,  die  Aufhebung  dieser 
Beschränkungen  durch  Beschlufs  auszusprechen ; der  Entwurf,  welcher  die 
erstere  Bestimmung  unverändert  aufgenommen  hat,  ist,  was  die  zweite  an- 
langt, insofern  radikaler,  als  er  einfach  die  Aufhebung  des  ban  des  ven- 
danges  ausspricht  ^).  Auch  über  diese  Bestimmungen  ist  es  zu  einerwei- 
teren Beschlufsfassung  der  Kammer  seither  nicht  gekommen. 

Einem  anderen  Gebiete,  dem  der  auf  die  Organisation  der  landwirt- 
schaftlichen Betriebe  und  die  Verhältnisse  des  ihnen  angehörigen  Personals 
bezüglichen  Vorschriften,  gehört  die  in  dem  Regierungs-  und  ebenso  dem 
Kommissionsentwurfe  den  vorstehenden  angereihte  Bestimmung  an,  wonach 
sich  die  Dauer  des  Dienstverhältnisses  des  ländlichen  Gesindes  und  des 
Arbeitsvorhältnisses  der  ländlichen  Arbeiter  nach  dem  Ortsgebrauch  be- 
messen soll,  es  sei  denn,  dafs  ein  entgegenstehendes  Abkommen  vorliege; 
dieses  letztere  mufs  nach  dem  Regierungsentwurf  ein  schriftliches  sein, 
wogegen  der  Kommissionsentwurf  auch  mündliche  Verabredungen,  voraus- 
gesetzt dafs  sie  bewiesen  werden  können,  zuläfst;  im  wesentlichen  scheint 
hiermit  der  bestehende  Zustand,  nach  welchem  regelmäfsig  der  Ortsgebrauch 
raafsgebend  ist,  aufrecht  erhalten  zu  werden.  Gegenüber  der  aus  den 
Kreisen  der  Landwirte  mannigfach  hervorgetretenen  Forderung,  dafs  die 
dem  industriellen  Arbeiter  auferlegte  Verpflichtung  zur  Führung  eines 
Dienstbuchs  auf  den  landwirtschaftlichen  Arbeiter  auszudehnen  sei,  verhält 
der  Entwurf  sich  ablehnend:  auch  später  hat  ungeachtet  der  diesem  Ver- 
langen durch  die  Enquete  von  18^ von  neuem  gegebenen  Anregung 
die  Regierung  auf  diesen  Vorschlag  zurückzugreifen  sich  nicht  entschliefsen 
können.  In  der  That  wäre  der  Nutzen  einer  solchen  Einrichtung  für  länd- 
liche Verhältnisse  ein  beschränkter.  Soweit  es  sich  um  die  Annahme  des 
Gesindes  im  e.  S.  und  der  ständigen  Arbeiter  handelt,  ist  es  dem  Dienst- 
herrn in  der  Regel  möglich,  durch  direkte  Erkundigung  bei  dem  früheren 
Dienstherrn  die  Qualifikation  genügend  festzustellen : bei  den  vagierenden 
Arbeitern  dagegen  würde  auch  das  Dienstbuch  genügende  Aufschlüsse  nicht 
gewähren. 

Sehr  viel  eingehender  befafst  der  Entwurf  sich  mit  der  Regelung  des 
rechtlichen  Verhältnisses  der  für  eigene  Rechnung  betreibenden  Nutzungs- 
berechtigten: der  Teilbauern  (Mötayer)  und  der  Pächter  auf  lange 
Zeit  (Kolonisten  mit  emphyteutischen  Rechten) ; bezüglich  beider  Verhält- 
nisse wird  eine  wesentliche  Änderung  des  bestehenden  Rechts  vorgeschla- 
gen und  eine  einheitliche  Regelung  der  Materie  erstrebt. 

Der  Selbstbetrieb  durch  den  Eigentümer  bildete  in  Frankreich  in  den 


1)  Vgl.  Art.  14.  16  des  Entwurfs  der  Kommission  Annexe  2220  zur  Sitzung  der  De- 
putiertenkammer vom  27.  Juli  1888. 
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Jahrhunderten,  welche  der  Revolution  vorangingen,  die  Ausnahme:  weit 
vorwiegend  war  die  Bewirtschaftung  durch  Teilbauem:  Arthur  Young  schätzt 
den  von  Mdtayer  bebauten  Teil  der  landwirtschaftlich  genutzten  Fläche 
auf  etwa  ’/g , wogegen  Adam  Smith  etwa  anderthalb  Jahrzehnte  vorher 
den  in  Zeitpacht  genutzten  Teil  jener  Fläche  auf  ein  Sechstel  angenommen 
hatte.  Das  Verhältnis  hat  seitdem  eine  Änderung  in  doppelter  Richtung 
erfahren.  Zunächst  hat  sich  im  Yerhältuis  zu  dem  durch  Pächter  oder 
Teilbauern  genutzten  Lande  die  im  Selbstbetriebe  der  Eigentümer  benutzte 
Fläche  beträchtlich  erweitert : nach  den  Ergebnissen  der  statistischen  Enquete 
von  1881  verhält  sich  die  Zahl  der  die  Landwirtschaft  direkt  betreibenden 
Eigentümer  zu  der  der  Pächter  und  Mdtayer  wie  61  zu  39,  die  Fläche 
der  durch  die  Eigentümer  unmittelbar  bewirtschafteten  Besitzungen  zu  der 
im  Pacht-  oder  Teilbau-Verhältnis  genutzten  wie  50,9  zu  49,1  : es  steht 
diese  Erscheinung,  da  wie  bemerkt,  beim  Grofs-  und  Mittelbesitz  der  mittel- 
bare Betrieb  durch  Pächter  oder  Teilbauern  der  weit  vorherrschende  ge- 
blieben ist,  im  engsten  Zusammenhänge  mit  der  Ausdehnung  des  Klein- 
besitzes überhaupt,  für  den  die  unmittelbare  Bewirtschaftung  durch  den 
Eigentümer  die  einzig  mögliche  Betriebsform  ist. 

Noch  weit  mehr  hat  sich  aber  zweitens  das  Verhältnis  der  durch  M e - 
tayer  bewirtschafteten  Fläche  zu  der  durch  Pächter  mit  festem  Pachtzins 
genutzten  zum  Nachteil  des  ersteren  Verhältnisses  geändert;  während,  wie 
bemerkt,  Adam  Smith  das  in  Zeitpacht  beündliche  Terrain  auf  ein  Sechstel, 

Arthur  Young  sogar  nur  auf  ein  Achtel  der  gesamten  im  Betriebe  befind- 
lichen Fläche  berechnet  hatte,  hat  die  statistische  Enquete  von  1881  er- 
geben, dafs  von  jenen  auf  die  mittelbare  Bewirtschaftung  entfallenden 
49,1  Prozent  der  im  Betriebe  befindlichen  Fläche  35,9  Prozent  durch 
Pächter,  13,2  durch  Teilbaueru  betrieben  werden,  während  von  den  auf 
Pächter  oder  Metayer  zusammen  entfallenden  39  Prozent  der  selbststän- 
digen Landwirte  auf  erstere  Kategorie  21,  auf  letztere  18  kommen.  Aller- 
dings stehen  diese  Ergebnisse  in  ihren  ziffermäfsigen  Grundlagen  und  ihrer 
Genauigkeit  nicht  als  völlig  unbestritten  da  und  ist  insbesondere  mit  den- 
selben die  Thatsache,  dafs  uach  den  Erhebuugen  von  1872  noch  11  182  000 
Hektare  im  Teilbau  und  nur  9 300  000  in  Zeitpacht  betrieben  wurden  ^), 
schwer  zu  vereinigen;  gleichwohl  kann  es  einem  Zweifel  nicht  unterliegen, 
dafs  die  Entwickelung  der  letzten  Jahrzehnte  zu  einer  beträchtlichen  Aus- 
dehnung einesteils  des  direkten  Betriebes  im  Verhältnis  zum  mittelbaren 
und  innerhalb  des  letzteren  des  Betriebes  durch  Zeitpächter  im  Verhältnis 
zu  dem  durch  Teilbauern  geführt  hat.  Dagegen  ist  die  Emphyteuse  auf 
ein  so  geringes  Mafs  der  Ausdehnung  zurückgeführt,  dafs  sie  in  den  Er- 
hebungen von  1882  als  eine  besondere  Rubrik  nicht  mehr  vorkommt;  die 
wenigen  hierher  gehörigen  Fälle  scheinen  in  die  auf  Metayer  bezüglichen 
Zahlen  einbegriffen  zu  sein. 

Offenbar  sind  es  in  der  allgemeinen  Entwickelung  begründete  Mo-ß)  Ursachen 
mente,  welche  diesen  Umschwung  bewirkt  haben:  die  zunehmende  Ver-  ^wTckiu^! 
drängung  der  Naturalwirtschaft  durch  die  Geldwirtschaft,  der  wachsende 


1)  Siehe  Uber  die  yorstebenden  Zuhlenangaben  Bandrillart  in  dem  weiter  unten  au 
erw&hnenden  Anfsatxe  Ober  m^tayage  S.  562  fg. 
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Kapitalreichtum  uud  die  Verbreitung  des  Kapitalbesitzes  auch  unter  den 
arbeitenden  Klassen,  die  gröfsere  Wertschätzung  der  persönlichen  Selb- 
ständigkeit und  Unabhängigkeit,  alles  dies  sind  Faktoren,  welche  die  Er- 
setzung der  eine  beträchtlich  gröfsere  persönliche  Abhängigkeit  vom  Grund- 
herrn uud  vom  Grund  uud  Boden  bedingenden  Formen  des  Teilbaues  und 
der  Emphytheuse  durch  Zeitpacht  uud  Eigentumsbesitz  begünstigen  mufsten. 
Auch  der  individualistischen  Richtung,  welche  seit  der  zweiten  Hälfte  des 
vorigen  Jahrhunderts  die  Volkswirtschaft  beherrschte,  entsprachen  in  den 
rechtlichen  Formen  der  landwirtschaftlichen  Bodennutzung  vor  allem  Zeit- 
])acht  und  Eigentumsbesitz  des  Betreibenden:  es  waren  dies  die  Formen, 
die  der  Kombination  der  gütererzeugeudeu  Faktoren  nach  den  Gesichts- 
punkten der  Produktivität  und  der  Rentabilität  den  weitesten  Spielraum 
gewährten:  die  Gebundenheit,  wie  sie  den  Betrieb  des  Metayers  und  des 
Emphyteuten  cliarakterisiert,  erschien  dieser  Auffassung  als  ein  der  natür- 
lichen Steigerung  der  Produktion  entgegensteheudes  Hemmnis,  dessen 
räumlichen  Wirkungsbereich  möglichst  cinzusohränken  Gesetzgebung  und 
Verwaltung  bemüht  sein  sollten. 

Aber  so  wenig  jene  Entwickelung  thatsäohlich  zu  einer  völligen 
Aussohliefsung  des  Teilbaues  geführt  hat,  so  wenig  hat  es  dieser  Institu- 
tion jemals  ganz  an  Verteidigern  gefehlt:  zu  ihnen  gehörten  von  den  älte- 
ren Nationalökonomen  der  liberalen  Schule  vor  allem  Sismondi  und  Graf 
Gasparin,  welche  in  dem  Verhältnis  von  Grundherrn  und  Metayer  eine 
oft  heilsame  uud  auch  der  allgemeinen  Entwickelung  der  Produktion  förder- 
liche Interessengemeinschaft  erblickten.  Am  meisten  Übereinstimmung 
herrschte  darüber,  dafs  der  Teilbau  die  geeignete  Form  der  Bewirtschaf- 
tung für  solche  Gegenden  enthalte,  in  denen  der  Mangel  an  Kapitalbesitz 
die  Gewinnung  von  Pächtern,  welche  die  erforderlichen  Vorschüsse  für 
das  vom  Verpächter  ihnen  überlieferte  Inventar  sowie  für  die  ersten  Pacht- 
raten  zu  machen  im  stände  waren,  erschwere;  aber  auch  gewissen  regio- 
nalen Eigentümlichkeiten  wurde  ein  die  Erhaltung  des  Teilbaus  begünsti- 
gender Einfiufs  zuerkaunt ; zu  den  Landesteilen,  welche  derartige  V'or- 
aussetzuugen  aufweiseu,  gehört  vor  allem  das  Departement  der  Mayenne, 
in  welchem  die  einzelnen  im  Teilbau  bewirtschafteten  Güter  durch  Wasser- 
läufe so  abgeteilt  sind,  daß  sie  sich  weder  zum  parzellenweisen  Verkauf 
noch  zur  Zusammenlegung  zu  gröfseren  Pachtgütern  eignen.  Endlich 
war  nicht  zu  bezweifeln,  dafs  bei  der  Wahl  des  Bewirtschaftungsmodus 
die  sozialen  und  sonstigen  Gewohnheiten  der  Bevölkerung  eine  große 
Rolle  spielten.  So  erklärt  es  sich,  dafs  die  Verteilung  des  Teilbaues  über 
das  Gebiet  des  französchen  Staats  heute  eine  sehr  ungleiche  ist;  seinen 
ausgedehntesten  Geltungsbereich  hat  derselbe  im  Südwesten,  Süden  und 
Südosten  Frankreichs  behauptet,  wogegen  er  im  Nordosten  und  Norden 
fast  gar  nicht,  im  Osten  nur  stellenweise  vorkommt.  Wenn  endlich  die 
individualistische  Richtung  in  der  volkswirtschaftlichen  Theorie  der  Aus- 
dehnung der  Pacht  gegen  festen  Zins  und  des  kleinen  Eigentums  Vor- 
schub geleistet  hat,  so  konnte  dies  mit  besonderem  Erfolge  so  lange  ge- 
schehen, als  die  Bodenrente  eine  steigende  war  und  daher  für  Zeitpächter 
auf  längeren  Pachtperioden  wie  für  Käufer  ein  den  festen  Pachtzins 
oder  Kaufpreis  überholender  Ertrags-  und  Wertzuwachs  zu  entstehen 
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pflegte;  eine  ganz  andere  Gestaltung. der  Sachlage  mufste  aber  mit  dem 
Augenblick  eintreton,  wo  die  Bodenrente  zurückzugehon  begann;  hier 
bildete  das  Pacht-  und  Eaufobjekt  nicht  immer  mehr  ein  volles  Äqui- 
valent für  den  bedungenen  Pachtzins  oder  Kaufpreis.  Während  die 
Chance  jenes  mit  der  Steigerung  des  Grundertrages  sich  ergebenden  Ge- 
winnes beim  Teilbau  eine  beträchtlich  abgeschwächtere  ist,  gilt  das  gleiche 
von  der  Chance  des  Verlustes;  beides  trifft  um  so  mehr  zu,  je  mehr  der 
Metayer  bei  der  Bewirtschaftung  sich  seiner  und  der  seinigon  Arbeit 
bedient,  daher  von  dem  Steigen  und  Fallen  des  Arbeitslohnes  unabhängig 
ist.  Es  ist  daher  kein  Wunder,  wenn  der  wirtschaftliche  Niedergang 
seit  der  Mitte  der  siebziger  Jahre  zu  einem  Zurückgreifen  auf  die  Form 
des  Teilbaues  mannigfach  Anlaß  gegeben  hat ; in  der  That  hat  dieselbe 
selbst  in  Gegenden,  in  denen  sie  nicht  mehr  üblich  war,  hier  und  da 
wieder  Anwendung  gefunden.  Es  hat  dies  von  neuem  die  Erwägung 
nahe  gebracht,  ob  nicht  durch  zweckmäßige  Beorgauisation  dieser  Form 
des  Betriebs  in  derselben  ein  für  die  Weiterentwickelung  der  landwirt- 
schaftlichen Produktion  brauchbares  Element  erhalten  werden  könne 
und  ob  nicht  jene  Form  sich  derartig  umgestalten  lasse,  dafs  sie  unter 
gegebenen  regionalen  Voraussetzungen  und  innerhalb  einer  betreffs  des 
Flächeninhalts  der  Güter  einzuhaltenden  Grenze  der  Anwendung  — dos  Maß 
von  20 — 50  Hektare  wird  im  allgemeinen  als  das  dieser  Betriebfsform 
entsprechende  angesehen  werden  können  — die  geeignetste  Form  der 
Bewirtschaftung  darstelle.  Diese  Umgestaltung  mußte  vor  edlem  in  einer 
den  veränderten  Zeitverhältnisson  sich  anpassenden,  rechtlichen  Neurege- 
lung der  mdtayage  gesucht  werden:  konnte  doch  mit  Hecht  darauf  hin- 
gewiesen werden,  daß  die  klare  und  abschließende  Art , in  der  im  Code 
Napoldon  das  Verhältnis  der  Zeitpacht  gegen  festen  Zins  geordnet  wor- 
den war,  einen  erheblichen  Anteil  an  dem  Aufschwünge  dieser  Bewirt- 
schaftungsform habe. 

Eine  derartige  Neuregelung  der  Institution  ist  nun  von  den  Verfas- 
sern des  Entwurfs  des  Code  rural  versucht  worden.  Hierbei  wird  daran  fest- 
gehalten,  daß  der  Teilbau  eine  Form  des  Pacht-,  nicht  des  Societätsver- 
trages  sei,  dessen  Charakteristisches  vorzugsweise  nur  darin  bestehe,  daß 
als  Äquivalent  der  Benutzung  nicht  ein  fester  Geldbetrag,  sondern  ein 
Anteil  au  den  Früchten  bedungen  werde;  es  werden  daher  vorbehaltlich 
der  im  Code  ausdrücklich  festgesetzten  Abweichungen  alle  bezüglich  der 
Zeitpacht  gegebenen  Vorschriften  auf  das  m^tayage  für  anwendbar  er- 
achtet; zu  diesen  Abweichungen  gehört  vor  allem,  daß  der  Teil bauer  sich 
der  vorhandenen , zum  laudwirtschaftlichen  Betriebe  bestimmten  Gebäude 
bedienen  muß;  ferner  werden  betreffs  der  Beendigung  des  Verhältnisses 
durch  den  Tod  des  Eigentümers  besondere  Bestimmungen  getroffen ; end- 
lich wird  festgesetzt,  daß  das  Verhältnis  der  Teilung  der  Früchte  sich 
nach  dem  Vertrage  event.  nach  dem  Ortsgebrauch  regele;  in  Ermanglung 
von  beiden  soll  Teilung  zur  Hälfte  stattfinden ; gänzlicher  oder  partieller 
Verlust  der  Ernte  giebt  dem  Eigentümer  keinen  Anlaß  zur  Reklamation, 
der  Schaden  wird  vielmehr  von  beiden  Teilen  pro  rata  ihres  Beteiligungs- 
verhältnisses getragen.  Die  Gärten  sind  zur  ausschließlichen  Nutzung 
des  Metayers  bestimmt. 


S)  lirlund- 
luitR  il«  Ke- 
liirm  i\<»  Tcil- 
li.tuc»  im  Hu(. 
\\  urf  duK  Code 
rural. 


Digitized  by  Google 


172 


Nationalökonomische  Gesetzgebung. 


Beratung  der  gesetzgebenden  Körperschaften  über  diese  Bestim« 
agricuKeuni.  mungen  ist  bisher  nicht  erfolgt;  inzwischen  ist  aus  dem  Anstoß,  welchen 
die  dem  Teilbau  günstige  Bewegung  aus  der  vorstehend  geschilderten  Sach- 
lage erhalten  hat,  eine  weitere  Erörterung  und  Klarlegung  des  auf  den 
Teilban  bezüglichen  Materials  hervorgegangen ; von  besonderer  Wichtig- 
keit ist  in  dieser  Beziehung  vor  allem  eine  von  der  Socidid  des  agricul- 
teurs  veranstaltete  Enquete  gewesen;  an  den  Bericht  des  Beferenten  Grafen 
von  Tourdonnet')  haben  weitere  Schriften  sich  angeschlossen®).  Auch 
die  von  der  souietd  nationale  d’agriculture  im  Jahre  1879/80  im  Aufträge 
der  Regierung  durchgeführte  Enquete  hatte  sich  mehrfach  mit  dem  Teil- 
bau, sowie  der  Klarstellung  der  Ergebnisse  und  Mängel  dieser  Betriebs- 
form beschäftigt.  Unter  den  Gesichtspunkten,  welche  in  diesem  Material 
zu  besonderer  Geltung  gelaugt  sind,  verdienen  nachstehende  besonders 
hervorgehoben  zu  werden. 

Zunächst  ist  es  von  Wichtigkeit,  daß  das  Gut,  welches  in  Teilbau 
Refonn.  gegeben  wird,  seiner  Größe  nnd  Beschaffenheit  nach,  sowie  im  An- 
Mhaften^d«  ^®fracht  Seines  Z ub  e h Ör  8,  den  besonderen  Voraussetzungen  dieser  Betriebs- 
Pacht^u.  form  entspreche;  wie  bemerkt,  wird  angenommen,  daß  die  normale 
Größe  der  im  Teilbau  zu  betreibenden  Ländereien  zwischen  20  und  50 
Hektaren  liege  und  im  Durchschnitt  wohl  auf  25  Hektaren  zu  veranschla- 
gen sei  ^).  Eine  weitere  Voraussetzung  günstiger  Betriebsergebnisse  ist  die 
Sicherstellung  der  erforderlichen  Viehhaltung.  Regel  ist  es,  daß  die  Ueber- 
lassung  des  zur  Bewirtschaftung  nötigen  Vieh’s  in  Form  eines  Vieh  Ver- 
stellung Vertrages  (cheptel)  stattfindet,  vermöge  dessen  der  Eigentümer 
dem  Mdtayer  den  Viehbestand  leihweise  zur  Bewirtschaftung  und  Benut- 
zung überträgt;  hier  ist  es  vor  allem  die  Bestimmung  des  Art.  1810  des 
Code  civil,  nach  welchem,  wenn  ohne  Verschulden  des  Mdtayers  die 
ganze  Herde  zu  Grunde  geht,  der  Eigentümer  den  ganzen  Verlust  trägt, 
bei  nur  partiellem  Verlust  aber  bei  Tragung  desselben  Eigentümer  und 
Mdtayer  zu  gleichen  Teilen  konkurrieren,  welche  zu  vielfachen  Ausstellun- 
gen Anlaß  gegeben  hat ; diese  Bestimmung  hat  die  Wirkung,  daß  sie  den 
Mdtayer  dafür  interessiert,  den  Verlust  zu  einem  totalen  zu  gestalten  ; so 
hat  man  nn  einzelnen  Fällen  bei  Überschwemmungen  die  Mdtayer  den 
Rest  der  Herden  in  die  Fluten  treiben  sehen,  um  nicht  bei  nur  teilweisem 
Untergange  der  Tragung  eines  Anteils  des  Verlustes  ausgosetzt  zu  werden. 
Gleichwohl  ist  es  nicht  gelungen , eine  Einigung  der  Ansichten  behufs 
anderweitiger  Regelung  herbeizuführen ; der  Entwurf  des  Code  rural  will 
es  einfach  bei  den  bisherigen  Bestimmungen  belassen  ; Baudrillart  empfiehlt, 
der  vertragsmäßigen  Regelung  einen  größeren  Spielraum  einzuräumen. 
Lediglich  auf  die  Praxis  der  Einrichtung  beziehen  sich  die  Gesichtspunkte, 


1)  Situation  du  m^tayage  en  France  , rapport  sur  I’enquete  ouverte  par  la  Societd 
des  agriculteurs  de  France  par  Mr.  le  Comto  de  Tourdonnet. 

2)  Vorzugsweise  zu  nennen  des  so  eben  — Anm.  1 — genannten  Verfassers  traitö 
pratique  du  ni4tayago , Paris , librairie  agricole  de  la  maison  rustique  1882 ; ferner 
Lebreton,  ^tude  pratique  du  m^tayagc  dans  la  Mayenne , de  Saridet,  Conference 
ä la  Societe  d’economie  sociale  sur  le  mötayage,  endlich  der  mehrgenannte  Aufsatz  von 
Bandrillart. 

3)  Baudrillart,"  mötayage  S.  588. 
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welche  in  betreff  eines  genügenden  Maßes  der  Ausstattung  mit 
Vieh  hervorgehoben  werden.  Als  Burchschnittssatz  gilt  ein  Haupt  Groß» 
vieh  pro  Hektar,  ein  Satz , dessen  Überschreitung  jedoch  nicht  selten 
stattfindet  oder  wünschenswert  bleibt.  Zuweilen  liefert  der  Mdtayer  einen 
Teil  der  Herde  aus  eigenen  Mitteln ; erreicht  dieser  Teil  die  Hälfte , so 
liegen  die  Voraussetzungen  des  oheptel  ä moitid  vor.  £s  wird  empfohlen, 
darauf  zu  halten;  daß  möglichst  auch  der  Mdtajer  bei  Herstellung  des 
Viehstandes  beteiligt  bleibe. 

Ein  weiterer  Vorschlag  betrifft  die  Heranziehung  des  Mdtayers  zu  ß?  ErieicWe- 
den  Lasten:  die  Kegel  ist  die,  daß  für  Steuern  und  Lasten  der  Eigen- 
tümer  aufkommt,  welcher  von  dem  Metayer  einen  unter  dem  Namen  im-  j*^*^®^j^** 
pdt  colonique  bekannten  Beitrag  erhebt ; eine  Verhältnismäßigkeit  zwischen 
dem  am  Betrage  der  Steuern  dem  Eolonen  zuzumutenden  Anteil  und 
dem  Betrage  des  impot  colonique  ist  nicht  immer  gewährt  worden ; ins- 
besondere hatte  die  Enquete  von  1879/80  eine  Anzahl  von  Fällen  auf- 
gedeckt,  in  denen  die  Erhebung  eines  unter  diesem  Titel  geforderten, 
übermäßigen  Beitrags  als  ein  Mittel,  den  Anteil  des  M^tayers  ungebühr- 
lich zu  erhöhen,  benutzt  worden  war  und  daher  als  einen  auf  Übervor- 
teilung des  Metayers  abzielenden  Kunstgriff  sich  darstellte').  Derartige 
Fälle  haben  auch  in  der  Enquete  der  societd  des  agriculteurs  Erwähnung  ge- 
funden ; in  anderen  Fällen  begnügten  sich  die  Eigentümer  mit  einem 
mäßigen  Beitrage ; so  wurde  im  Departement  Allier  ein  Betrag  von  250 
Fr.  für  ein  Pachtgut  von  55  bis  65  Hektaren  geleistet ’);  man  empfahl 
Beseitigung,  oder,  soweit  dies  unmöglich,  Ermäfsigung  des  in  den  Kreisen 
der  Teilbauern  vielfach  verhafsten  Beitrags,  jedenfalls  aber  Regelung  des- 
selben in  einer  Weise,  welche  den  Mdtayer  gegen  die  Erhebung  willkür- 
licher Anforderungen  seitens  des  Herrn  schützt. 

Endlich  ist  es  auch  ein  Gegenstand  der  Diskussion , inwiefern  die  YY)  ountti- 
Teilung  des  Ertrages  zu  gleichen  Teilen  noch  den  gegenwärtigen  Betern?-^ 
Verhältnissen  entspricht  und  den  Teilbauern  eine  genügende,  der  gegen wär- “5^**2“°^*^** 
tigen  Höhe  der  Löhne  entsprechende  Kemunerierung  ihrer  Arbeitsleistun-  FrUchtea. 
gen  sichert : es  darf  die  Thatsache  nicht  aufser  Betracht  gelassen  werden, 
dals  das  Verhältnis  zwischen  Arbeitslohn  und  Kapitalzins  bezw.  Boden- 
rente in  Frankreich  eine  beträchtliche  Verschiebung  zu  gunsten  des 
erstem  Faktors  und  zum  Nachteil  der  beiden  letzteren  erfahren  hat; 
unter  diesen  Umständen  kann  diejenige  Quote,  welche  in  vergangenen 
Zeiten  für  eine  genügende  Entschädigung  des  Mdtayers  galt,  heute  als 
ein  ausreichendes  Äquivalent  für  die  von  ihm  anfzuwendende  physische 
und  intellektuelle  Arbeit  nicht  mehr  überall  angesehen  werden ; es  handelt 
sich  daher  um  eine  Änderung  des  rechtlichen  und  wirtschaftlichen  Prinzips 
der  Teilung,  nicht  um  Konzessionen  liberalen  Charakters,  durch  die  ein- 
zelne Eigentümer  der  veränderten  Situation  Genüge  zu  thun  glauben ; 
allerdings  wird  Art  und  Mafs,  in  welchen  dieser  Forderung  der  Zeitver- 
hältnisse Rechnung  zu  tragen  ist,  im  allgemeinen  nur  einer  Beurteilung 
in  concreto  und  für  den  einzelnen  Fall  fähig  bleiben. 

1)  EnqaSte  sar  la  Situation  de  l'Agricultnre  an  France  en  1879  publi4e  par  J. 

A.  Barral  tome  I S.  286  fg. 

8)  Baudrillart  a.  a.  O.  S.  598. 
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Tj)  Em- 
phyteuM. 


Wenn  hiernach  die  Aussicht,  dafs  der  Teilbau  innerhalb  eines  ge- 
wissen Bereichs  der  Anwendung  sich  als  eine  lebenskräftige  Institution 
erhalteu  werde,  keineswegs  verschwunden  ist,  so  sind  die  Chancen  einer 
Wiederbelebung  der  unter  dem  Namen  der  Emphyteuse  bekannten 
Kechtsform  der  Bodenbenutzung  sehr  weit  geringere ; dieselbe  besteht 
heute  uur  noch  in  exceptioneller  Anwendung ; wie  schon  bemerkt,  zählen 
die  neueren  statistischen  Erhebungen  die  Erbpächter  als  eine  besondere 
Kategorie  der  ländlichen  Bevölkerung  nicht  mehr  auf.  Auch  die  Frage, 
ob  überhaupt  nach  jetziger  Lage  der  Gesetzgebung  das  Yerhältnis  noch 
rechtsverbindlich  eingegangen  werden  könne,  ist  erörtert  worden  >);  wie- 
wohl die  Urheber  des  Code  civil  der  Beibehaltung  des  Instituts  abgeneigt 
waren,  ist  doch  davon  abgesehen  worden,  eine  dasselbe  ausdrücklich  auf- 
hebende  Bestimmung  in  das  Gesetzbuch  aufzunehmen ; das  Fehlen  einer 
solchen  Bestimmung  ist  von  der  grofsen  Mehrzahl  der  Kechtsgel ehrten 
im  Sinne  der  Beibehaltung  desselben  als  eines  rechtlich  zulässigen  ge- 
deutet worden ; indem  daher  der  Entwurf  des  Code  rural  die  Keform 
der  Einrichtung  unternimmt  ^),  ist  die  Meinung  vorwaltend , dafs  es  sich 
um  die  den  veränderten  Zeitverhältnissen  entsprechende  Neuregelung  einer 
im  Prinzip  noch  vorhandenen  Institution  handle;  es  wird  davon  aus- 
gegangen, dafs  die  Emphyteuse  diejenige  Form  enthalte,  in  welcher  dem 
Pächter  die  Wiederentnahme  seiner  Aufwendungen  namentlich  bei  län- 
gere Zeiträume  erfordernder  Urbarmachung  unbebauten , oder  bei  Melio- 
rationen bebauten  Landes  sicher  gestellt  werden  könne;  um  diesen  Erfolg 
zu  erzielen,  ist  dem  Pachtrecht  teils  längere  Dauer,  teils  der  Charakter 
einer  in  höherem  Grade  selbständigen,  realen  Berechtigung  gegeben  worden  ; 
entsprechend  der  veränderten  Auffassung,  erscheint  das  Verhältnis  im 
Entwürfe  unter  der  prinzipalen  Bezeichnung  des  bail  a long  terme. 
Unter  derselben  wird  dasjenige  Pachtverhältnis  an  Immobilien  verstanden, 
das  auf  eine  Dauer  von  mindestens  dreifsig  und  nicht  über  neun  und 
neunzig  Jahre  eingegangen  wird;  zur  Gültigkeit  des  Vertrages  bedarf  es 
schriftlichen  Abschlusses  und  auf  der  Seite  des  Verpächters  der  Fähigkeit 
zu  veräufsern;  die  Eingehung  erfolgt  in  denselben  Formen  und  unter  densel- 
ben Bedingungen,  wie  sie  für  sonstige  VeräuTserungen  von  Immobilien  gelten ; 
Kemissionsansprüche  sind  auch  in  Fällen  des  Mifswachses  und  des  Ver- 
lustes der  Ernte  infolge  zufälliger  Ereignisse  ausgeschlossen.  Der  Ver- 
pächter kann  die  Aufhebung  des  Pachtvertrages  verlangen , wenn  der 
Pächter  mit  zwei  Pachtterminen  im  Rückstand  geblieben  ist,  oder  wenu 
sonst  die  Pachtbedingungen  unausgeführt  geblieben  oder  von  ihm  grobe 
Deteriorationen  verschuldet  worden  sind ; doch  kann  in  allen  diesen  Fällen 
das  Gericht  eine  nach  den  Umständen  bemossene  Frist  gewähren.  Der 
Pächter  darf  an  dem  Grundstück  keine  den  Wert  vermindernde  Änderung 
vornehmen ; Verbesserungen  oder  Bauten  darf  er  weder  wegnehmen,  noch 
steht  ihm  in  Ansehung  desselben  irgend  ein  Entschädigungsanspruch  zu. 
Die  Instandhaltung  liegt  dem  Pächter  ob,  doch  braucht  er  die  Gebäude 
nicht  wieder  herzustellen,  wenu  er  beweist,  dafs  sie  durch  zufällige  Er- 


1)  ^iiehe  Motive  des  Code  raral  (Annexe  106)  S.  82  fg. 

2)  Siehe  Titel  V de»  ersten  Buches  (S.  175)  u.  Motive  S.  81  fg. 
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eignisse  zerstört  oder  infolge  eines  in  der  Zeit  der  Eingehung  des  Ver- 
trages zuriickreiohenden  Konstruktionsfehlers  in  Verfall  geraten  sind. 

Steuern  und  Lasten  trägt  der  Pächter,  er  übt  das  Jagdrecht  aus  und  hat 
in  Ansehung  der  Steinbrüche  und  Gruben  die  Rechte  des  Eigentümers, 
und  in  Ansehung  der  Bergwerke  die  Rechte  des  TJsufruktuars.  Wird  das 
Grundstück  im  öffentlichen  Interesse  expropriiert,  so  werden  dem  Ver- 
pächter und  dem  Pächter  jedem  eine  besondere  Entschädigung  angewiesen. 

Soweit  nicht  eine  entgegenstehende  Bestimmung  vereinbart  worden,  kann 
der  Pächter  sein  Recht  verpfänden  oder  cedieren ; wenn  hierdurch  diesem 
Rechte  der  Charakter  gröfserer  realer  Selbständigkeit  gegeben  wird,  so  ist 
die  Konsequenz  dieser  Änderung  doch  nicht  dahin  ausgedehnt  worden, 
dafs  der  persönliche  Nexus  gänzlich  verwischt  worden  wäre ; es  wird  daher 
iu  dem  Entwufc  ausdrücklich  ausgesprochen,  dafs  der  Pächter  durch  Dere- 
liktion von  seinen  aus  dem  Pachtverhältnis  sich  ergebenden  Verpflichtun- 
gen sich  nicht  befreien  könne. 

Bei  der  Würdigung  dieser  Vorschläge  ist  nicht  aufser  Augen  zu  ver- 
lieren,  dafs  sie  ihrem  Ursprünge  nach  einer  Zeit  konservativer  Richtung  stimmunfen. 
der  Politik  angehören ; welche  Stellung  zu  ihnen  die  jetzige  Regierung 
einniramt,  läfst  sich  mangels  einer  bezüglichen  dokumentarischen  Kund- 
gebung nicht  erkennen ; die  einzige  Meinungsäufserung  über  das  Projekt 
liegt  in  dem  ini  Jahre  1881  Namens  der  Senatskommission,  welche  mit 
der  Prüfung  der  Vorlage  betraut  war,  durch  das  Senatsmitglied  Ribiere 
erstatteten  Berichte  vor.  Derselbe  stellt  sich  auf  den  Boden  des  Regie- 
rungsentwurfs , hebt  jedoch  noch  stärker  den  Charakter  des  Rechtsver- 
hältnisses als  eines  blos  auf  längere  Dauer  abgeschlossenen  Pacht  Vertrages 
hervor;  die  Normen  des  Code  rural  sollen  nur  subsidiäre  sein  und  ledig- 
lich auf  den  Fall  Anwendung  finden,  dafs  nicht  anderweitige  Vereinba- 
rungen getroffen  sind;  statt  des  schriftlichen  Abschlusses  wird  lediglich 
ein  den  allgemeinen  Rechtsvorschriften  entsprechender  Beweis  des  ein- 
gegangenen  Verlragsverhältnisses  verlangt ; Remissionsansprüche  sind  auch 
für  den  Fall  partiellen  Verlustes  des  Grundstücks  ausgeschlossen;  erst 
das  Rückständigbleiben  zweier  auf  einander  folgenden  Jahresraten  giebt 
dem  Grundherrn  einen  Anspruch  auf  Auflösung  des  Verhältnisses;  der 
Pächter  kann  Servituten  bestellen,  er  ist  auch  betreffs  der  Steinbrüche 
u.  8.  w.  nur  Usufruktuar  ' ).  Eine  Beschiufsfassung  im  Plenum  hat  über 
diese  Vorschläge  m.  W.  nicht  stattgefundeu.  Auch  bei  Annahme  dieser 
Bestimmungen  durch  die  gesetzgebenden  Faktoren  würde  indessen  schwer- 
lich die  Emphyteuse  innerhalb  der  Regelung  der  landwirtschaftlichen  Be- 
triebe zu  einem  wichtigen  Elemente  werden ; das  Rechnen  mit  dem  ra- 
schen Wechsel  aller  wirtschaftlichen  Verhältnisse  und  die  hierauf  beruhende 
Abneigung,  sich  für  längere  Zeiträume  zu  binden,  würde  für  die  Anwen- 
dung der  Emphyteuse  immerhin  nur  ein  beschränktes  Gebiet  übrig  lassen. 
Jedenfalls  würde  der  Übergang  jenes  Teils  des  Entwurfs  in  ein  Gesetz  von 
einer  vor  der  Hand  nur  experimentellen  Bedeutung  sein. 

Weit  weniger  durchgearbeitet  erscheint  der  zweite,  die  Wasser  ver -zweite»  Buch, 
hältnisse  behandelnde  Teil  des  Code  in  der  Gestalt,  in  der  er  in  dem 

nutzung. 

1)  Siehe  Annexe  No.  48  xur  Sitznng  des  Senats  vom  8.  Dezember  1881, 
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dermaligon  Entwürfe  vorliegt.  In  der  Hauptsache  beschränkt  sich  die  Be- 
deutung desselben  auf  die  einer  systematischen  Zusammenstellung  und  Ver- 
vollständigung der  Bestimmungen,  welche  zur  Zeit  in  der  französischen 
Gesetzgebung  gelten.  Neues  ist  darin  im  ganzen  nur  weniges  enthalten. 
Die  Anordnung  des  Materials  ist  keine  glückliche ; dasselbe  ist  nach  den 
Kategorien  der  Wasserläufe  und  Gewässer  geordnet,  dergestalt,  dafs  unter 
diesen  Rubriken  auch  die  einzelnen  Arten  der  Deich-  und  Entwässerungs- 
genossenschaften  abgehandelt  werden.  Lediglich  den  Bewässerungen  ist 
gewissermafsen  anhangsweise  ein  besonderer  Titel  gewidmet.  Die  durch  das 
bestehende  Recht  — Gesetz  über  die  associations  syndicales  vom  21.  Juni 
1865  — gegebene  Scheidung,  wonach  Zwangsgenossenschaften  lediglich  für 
den  Zweck  der  Abwehr  von  Gefahren  und  Schäden  gebildet  werden  dür- 
fen, da  hingegen,  wo  es  sich  lediglich  um  die  Erreichung  von  Vorteilen 
und  die  Steigerung  der  Ertragsfähigkeit  der  Grundstücke  handelt,  die  be- 
treffenden Zwecke  in  der  Form  von  associations  libres  zu  erstreben  sind, 
ist  auch  in  diesem  Entwürfe  beibehalten  worden. 

3)  Erhöhung  Später  als  in  Deutschland,  hat  in  Frankreich  sich  innerhalb  der  Land- 
8ch”zef'für  Wirtschaft  treibenden  Kreise  die  sch  utzz  öl  Inerische  Bewegung  konso- 
lidiert.  Drei  Zweige  der  landwirtschaftlichen  Produktion  sind  es,  für 
Produkte,  welche  in  neuerer  Zeit  dieser  Schutz  vorzugsweise  in  Anspruch  genom- 
men wird ; die  Produktion  von  Zucker,  von  Getreide  und  von  Vieh  und 
Fleisch.  Nur  die  auf  die  letzten  beiden  Kategorien  von  Artikeln  gelegten 
Zölle  sind  agrarische  Zölle  im  eigentlichen  Sinne;  bei  dem  Zolle  auf  Zucker 
handelt  es  sich  keineswegs  allein  oder  in  erster  Linie  um  den  Schutz  der 
Verwertung  der  Bodenprodukte,  sondern  vor  allem  auch  um  den  Schutz  der  die 
Verarbeitung  dieser  Produkte  betreffenden  Industrie;  die  aus  den  hierbei  in 
Betracht  kommenden  Interessen  der  Landwirtschaft  und  der  Zuckerindustrie 
werden  hierbei  durch  Interessen  des  Handels  und  Rücksichten  auf  die 
Kolonien  um  so  mehr  gekreuzt,  als  ein  nicht  unerheblicher  Teil  des  in 
Frankreich  zur  Raffinage  gelangenden  Zuckers  den  Fabriken  aus  den  Ko- 
lonien und  dem  Aaslande  zugeführt  wird, 
a)  Zucker-  I“  <^cm  System  der  Steuererhöhungen , welche  nach  dem  Blriege  von 

zuckereoil  ^^70/71  zur  Deckung  des  erhöhten  Finanzbedarfs  vorgenommen  wurden, 
Erhöhung  der  hatte  mit  der  Erhöhung  der  GetrUnkesteuer  die  der  Steuer  von  Zucker 
^nach”dem'^  Wesentlichsten  Faktor  gebildet;  die  Gesetze  vom  8.  Juli  1881,  22. 

Januar  1872  und  30.  Dezember  1873  brachten  den  Satz  der  Steuer  auf 
oegcDströ’-  73  Fr.  32  Cts.  für  100  Kilogramm  raffinierten  Zuckers  und  damit  auf 
Ta'lige’n  nach  bis  120  Prozent  des  materiellen  Werts  des  Produktes;  es  war  kein 
zoii»chutz.  Wunder,  dafs  dieser  enormen  Erhöhung  eine  der  Entwickelung  des  Zucker- 
konsums in  Frankreich  nachteilige  Einwirkung  zugeschrieben  wurde ; zu 
den  Klagen  der  Konsumenten  gesellten  sich  die  der  industriellen  und  der 
mit  diesen  in  Beziehung  stehenden  landwirtschaftlichen  Kreise,  welche 
durch  die  unzureichende  Entwickelung  des  inländischen  Verbrauchs  sich 
in  ihren  Interessen  um  so  mehr  beeinträchtigt  glaubten,  je  mehr  seit  der 
Mitte  der  siebziger  Jahre,  und  zwar  vornehmlich  infolge  der  wachsenden 
Konkurrenz  Deutschlands  auf  dem  englischen  Markte  der  Export  franzö- 
sischen Zuckers,  der  um  jene  Zeit  seine  gröfste  Höhe  erreicht  hatte,  wie- 
der zurückging.  Eine  namhafte  Herabsetzung  der  Zuckerzölle  gehörte  da- 
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her  zu  den  Forderungen,  welche  auch  in  den  laudwirtschaftlichen  Reform- 
programmen  einen  stehenden  Punkt  bildeten.  Wie  dieser  Forderung  durch 
das  Gesetz  vom  19.  Juli  1880  entsprochen  wurde,  ist  oben  in  dem  ersten 
Artikel  dieser  Mitteilungen  gezeigt  worden.  Die  Erwartungen,  welche  an 
das  Gesetz  zu  guusten  der  Hebung  des  inländischen  Verbrauchs  geknüpft 
wmrden,  schienen  im  .\ufange  sich  bewahrheiten  zu  sollen,  indem  im 
ersten  Jahre  dieser  Verbrauch  um  20  Prozent  hinaufschnellte  ; bald 
darauf  trat  jedoch , wenn  nicht  ein  Rückgang,  doch  ein  Stillstand  in  der 
Steigerung  ein,  so  dafs  man  sich  nach  anderweitigen  Mitteln  umsah,  um 
der  Industrie  einen  umfangreicheren  Absatz  für  ihre  Produkte  zu  sichern. 
Schon  bei  der  landwirtschaftlichen  Enquete  von  1879/80  war  auf  das  Be- 
dürfnis erhöhten  Zollschutzes  für  die  einheimische  Zuckerindustrie  bezw. 
anderweitige  Regelung  der  Zuckerzölle  hingewiesen  worden ; es  wurde  der 
Regierung  die  Herbeiführung  einer  Konvention  zwischen  allen  zuckerpro- 
duzierenden Ländern  zum  Zwecke  völliger  Unterdrückung  der  Ausfuhr- 
scheine und  Rückvergütungen  zwischen  den  der  Vereinigung  angehörigeu 
Ländern  angerathen*'^) ; die  Einfuhr  des  Zuckers  aus  den  nicht  der  Kon- 
vention beitretenden  Ländern  sollte  einem  besonderen  Eingangszoll  unter- 
liegen. In  seinem  wesentlichsten  Teil  fand  der  hier  angeregte  Gedanke 
eine  weitere  Folge,  als  der  Abgeordnete  Robert  in  der  Session  der  Depu- 
tiertenkammer von  1883  den  Antrag  einbrachte,  den  bisherigen  besonderen 
— d.  h.  unbeschadet  der  allgemeinen  Zuckerkousumtionssteuer  — vom 
auswärtigen  Zucker  erhobenen  Eingangszoll  (surtaxe)  von  drei  Franken 
auf  zehn  Fr.  pro  100  Kilogramm  zu  erhöhen.  Dieser  Antrag  wurde  der 
Ausgangspunkt  zu  einer  weitgreifenden  Änderung,  welcher  die  gesamte 
Besteuerung  des  Zuckers  unterworfen  wurde. 

Die  öffentliche  Meinung  innerhalb  der  Interessentenkreise  Frank- 
reichs war  mehr  und  mehr  dahin  gelangt,  die  Ursache  des  Rückganges 
der  Zuckerindustrie  und  des  Absatzes  ihrer  Produkte  in  dem  bestehenden 
System  der  Besteuerung  des  Zuckers,  welches  weder  der  Steigerung  der 
Produktion  genügende  Anregung  noch  dem  Export  hinreichende  Begünsti- 
gung gewähre,  zu  suchen;  man  bemühte  sich,  einen  Besteuerungsmodus 
zu  finden  , welcher  ebensowohl  der  Anwendung  rationeller  Fabrikations- 
methoden und  der  Benutzung  der  neuesten  Verbesserungen,  wie  dem  An- 
bau zuckerreicher  Rüben  den  erforderlichen  Impuls  gäbe ; als  derjenige 
Modus,  welcher  diesen  Anforderungen  in  dem  weitest  möglichen  Umfange 
Rechnung  trug,  bot  die  in  Deutschland  in  Anwendung  befindliche  Be- 
steuerung des  zur  Verwendung  kommenden  Rohmaterials  an  Zuckerrüben 
sich  dar.  Dennoch  erschien  eine  solche  Änderung  vermöge  des  gewaltigen 
Umschwungs,  den  sie  in  den  gesamten  Betriebs-  und  Rentabilitätsverhält- 
nissen der  Zuckerfabrikation  im  Gefolge  haben  mufste , im  Anfänge  als 
eine  zu  gewaltsame;  auf  einem  Kongresse  der  Zuckerindustriellen , der  im 


1)  Siehe  die  Abhandlung  von  Dr.  Julius  Wolf:  Zuckersteuer  und  Zuckerindustrie 
in  den  europäischen  Ländern  und  in  der  amerikanischen  Union  in  Schanz's  Finnnznrcliiv, 
111.  Jahrg.,  Bd.  I,  .S.  .IO. 

2)  Siehe  von  den  angenoininencn  Thesen  Nr.  V,  sub.  1.  Knquete  sur  la  Situation 
de  TAgriculture  en  France  en  1879  publiöc  par  Rarral,  tom.  II,  S,  472. 

N.  F.  Bd.  XIV.  12 
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Mai  1883  ia  Amiens  stattfand  vereinigte  die  Fabrikatsteuer  die  gröfiste 
Zahl  — 160  — von  Stimmen  auf  sich,  wogegen  für  die  Eiibensteuer  sich 
nur  107  Stimmen  aussprachen.  Eine  vom  conseil  supdrieur  d’agriculture 
eingesetzte  Kommission  empfahl  als  eine  Zwischenstufe  eine  Besteuerung 
des  Saftes,  welche  in  Frankreich  bereits  in  den  Jahren  1860  bis  1864 
bestanden  hatte,  ohne  dauernd  zu  besonderen  Ausstellungen  Anlafs  zu 
geben,  ein  Vorschlag,  der  allmählich  auch  in  den  Kreisen  der  Interessen- 
ten An  klang  fand ; andererseits  wurden  gegen  denselben  mit  Bezug  auf 
die  inzwischen  so  erheblich  veränderten  Fabrikationsmethoden  Bedenken 
laut,  es  wurde  hervorgehoben,  dafs  die  verschiedene  Beschaffenheit  einer- 
seits des  aus  den  hydraulischen  Pressen,  andererseits  des  in  erwärmtem 
Zustande  aus  den  Dihusionsapparatcn  heraustretenden  Saftes  eine  genaue 
Messung  erschwere;  die  von  der  Kammer  mit  der  Vertretung  der  der 
Beschlufsfassung  zu  unterwerfenden  Gesetzgebung  beauftragte  Kommission 
veranlasste  daher  zunächst  eine  Enquete,  auf  Grund  deren  die  Alternative 
von  Saft-  oder  Eübensteuer  einer  nochmaligen  Beratung  unterzogen  wurde ; 
da  jedoch  der  Finanzminister  der  Saftsteuer  einen  ganz  peremtorischen 
Widerspruch  entgegensetzte^),  so  war  damit  die  Frage  zu  gunsten  der 
Rübensteuer  so  gut  wie  entschieden;  in  der  Kommission  herrschte  Ein- 
stimmigkeit darüber,  dafs  die  sich  accentuierende  Krise,  welche  in  dem 
Fallitzustande  von  nahe  an  dreifsig  Fabriken  ihren  Ausdruck  gefunden 
habe,  den  schleunigen  Übergang  zu  diesem  Besteuerungsmodus  erfordere. 
Es  handelte  sich  danach  wesentlich  nur  noch  um  die  Modalitäten  des 
Überganges;  das  Gesetz,  welches  aus  jenen  Beratungen  hervorging  und 
welches  am  29.  Juli  zur  Vollziehung  gelangte,  hat  diesen  Übergang  in  der 
Weise  festgesetzt,  dafs  erst  mit  dem  1.  September  1887  die  Eübensteuer 
zu  einer  obligatorischen  wird,  inzwischen  aber  sich  die  Vorbereitung  ihrer 
Einführung  im  Wege  der  zugelassenen  fakultativen  Annahme  seitens  der 
betr.  Fabrikanten  vollzieht. 

(ici.  T.  sw.  D«is  Gesetz  setzt  den  Normalbetrag  der  Steuer  auf  50  Franken  für 

Juli  Kilogr.  raffinierten,  bezw.  auf  53  Fr.  50  Cts.  für  Kandiszucker  fest; 

von  der  nicht  zum  Branntweinbrennen  bestimmten  Melasse  sind,  sofern 
der  Zuckergehalt  50  Prozent  oder  weniger  beträgt,  15  Fr.,  wenn  der 
Zuckergehalt  ein  höherer  ist,  SO  Fr.  pro  100  Kilogr.  zu  entrichten.  Diese 
Steuer  wird,  wie  soeben  angedeutet,  zwar  bis  zum  1.  September  1887  der 
Regel  nach  als  Fabrikatsteuer  erhoben , es  steht  jedoch  den  Interessenten 
frei,  sich  mit  der  Steuerverwaltung  dahin  zu  einigen,  dafs  die  Erhebung 
der  Steuer  vom  Gewicht  der  zur  Einlieferung  in  die  Fabrik  gelangenden 
Rüben  stattfinde ; die  Berechnung  des  zu  zahlenden  Steuerbetrags  erfolgt 
alsdann  in  der  Weise,  dafs  auf  100  Kilogr.  Rüben  bei  mit  Ditfusionsappa- 
raten  arbeitenden  Fabriken  ein  Ertrag  von  6 Kilogr.  raffinierten  Zuckers, 
bei  mit  Diffusionsapparaten  arbeitenden  ein  solcher  von  5 Kilogr.  gerechnet 
wird;  den  nicht  abonnierten  Fabriken  wird  ein  Fabrikationsverlust  von 
acht  Prozent  zu  gute  gerechnet.  Vom  1.  September  1887  ab  findet  die 


1)  Siehe  J.  Wolf,  Die  Zuckersteaer  a.  a.  O.  S.  51. 

2)  Siehe  den  Bericht  des  Deputierten  Villain  über  den  Robert’schen  Antrag,  An- 
nexe Nr.  2828  sur  Sitsung  der  Deputiertenkammer  vom  31.  Mai  1884. 
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Berechnung  der  Steuer  nach  einem  in  Berücksichtigung  der  vorauszusehen- 
den  weiteren  VervoHkommnung  der  Fabrikationsmethoden  und  der  Rüben- 
knltur  ungünstiger  werdenden  Quotienten  dergestalt  statt,  dafsauf  100  Kilogr. 
Rüben  für  die  Kampagne  1887/88  6,260,  für  die  Kampagne  1888/89  6,500, 
für  die  Kampagne  1889/90  6,760  und  für  die  Kampagne  1890/91  7,ooo 
Kilogr.  gerechnet  werden.  Der  direkt  aus  den  französischen  Kolonien  ein- 
geführte  Zucker  wird  durch  Vergütung  eines  Fabrikationsverlustes  von 
12  Prozent  begünstigt,  wogegen  der  aus  europäischen  Ländern  eingeführte 
Roh-  und  dem  raffinierten  nicht  gleichgestellte  Zucker  zunächst  allerdings 
nur  bis  zum  81.  August  1886  einem  Aufschlagszoll  — surtaxe  — von 
sieben  Franken  pro  100  Kilogr.  unterworfen  wird.  Der  weiteren  Fest- 
setzung eines  Zollschutzes  bezüglich  raffinierten  Zuokers  bedurfte  es  nicht, 
da  die  Einführung  desselben  nach  Frankreich  verboten  ist  und  das  Qe- 
setz  dies  Verbot  lediglich  aufrecht  erhalten  hat. 

Die  bei  der  Vorberatung  des  Projektes  zum  Ausdruck  gelangte  Be- 
sorgnis, es  werde  aus  dem  unmittelbaren  Übergange  zur  Rübensteuer  sich 
eine  plötzliche  und  gewaltsame  Umwälzung  der  auf  die  Zuckerfabrikation 
und  den  Rübenbau  bezüglichen  V erhältnisse  ergeben , hat  sich  nur  allzu- 
sehr bestätigt;  die  Ungleichheiten  des  Besteuerungskoeffizienten,  wie  sie 
durch  den  geringeren  oder  größeren  Zuckergehalt  des  an  Rüben  verwen- 
deten Materials  bedingt  werden,  sind  so  erhebliche  und  zugleich  von  den 
Wirkungen  des  bisherigen  Besteuerungsmodus  so  abweichende , daß  durch 
dieselben  die  bisherige  Lage  der  örtlichen  Rentabilitätsverhältnisse  gänz- 
lich durchbrochen  wird;  wie  sehr  das  den  gesetzlichen  zum  Grunde  ge- 
legte Rendementsverhältnis  von  der  Wirklichkeit  divergiert,  ergiebt  die 
Thatsache,  daß  während  der  Kampagne  1884/85  die  Zuckerproduktion  der 
Rübensteuerfabriken  1 222  905  Zentner  war,  diese  Fabriken  die  Steuer  nur 
für  946  953  Zentner  entrichteten  und  daß  daher,  während  nach  den  gesetz- 
lichen Voraussetzungen  zur  Herstellung  von  1 Centner  Zucker  15,7  Ctnr. 
Rüben  erforderlich  waren,  die  Fabriken  mit  12,7  Ctr.  Rüben  ausgekom- 
men  sind ; es  ergiebt  dies  für  die  Rübensteuerfabriken  einen  Steuergewinn 
von  11  Fr.  30  Cts.  pro  100  kgr.  raffinierten  Zuckers,  wogegen  die  Fa- 
brikatsteuerfabriken nur  einen  Steuerabzug  von  4 Fr.  hatten.  Insbeson- 
dere leiden  unter  den  veränderten  Verhältnissen  die  Departements  Nord 
und  Pas  - de  - Calais,  wo  die  Zuckerindustrie  zuerst  zur  Blüte  gelangte  und 
in  denen  sie  bis  in  die  neueste  Zeit  die  größte  Ausdehnung  hatte;  hier 
werden  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  zahlreiche  Fabriken  den  Betrieb 
einstellen  müssen  und  daher  beträchtliche  Anlagekapitalien  verloren  gehen ; 
ein  Mittel,  diesen  Übelständen  vorzubeugen,  wird,  da  ein  Rückgängig- 
werden der  Steuerreform  ausgeschlossen  erscheint,  sich  schwerlich  dar- 
bieten'). 

Was  den  schutzzöllne rischen  Inhalt  des  Gesetzes  anlangt,  so  hat 
derselbe  seine  Wirkung  insoweit  gethan , als  durch  den  Zollaufschlag  für 
ausländischen  europäischen  Zucker  der  letztere  vom  französischen  Markte 
verdrängt  worden  ist ; diese  Wirkung  hat  sich  hauptsächlich  gegen  Deutsch- 
land gekehrt,  das  statt  93  000  Tonnen  im  Jahre  1884  im  Jahre  1885  nur 


Wirkungen, 
Umwälzung  in 
den  VerhäU- 
nis»en  der 
Zuckerindu- 
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1)  Siehe  J.  Wolf  a.  11.  O.  S. 
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noch  49  000  auf  den  französischen  Markt  lieferte  und  dessen  Zuckeraus- 
ausfuhr  nach  letzterem  Staat  im  Jalire  1886  gänzlich  aufhörte;  indessen 
ist  der  hierdurch  geschaffene  freie  Kaum  weniger  der  Zuckerproduktion 
des  Inlandes  und  der  französischen  Kolonien  als  vielmehr  der  dos  auTser- 
europäischen  Auslandes  zu  gute  gekommen;  die  Einfuhr  von  Zucker  aus 
den  nicht  französischen  Kolonien  war  von  42  000  Tonnen  im  Jahre  1884 
auf  104  000  im  Jahr  1885  gewachsen^).  Die  Ergebnisse  haben  offenbar 
Anteil  daran,  dafs  die  Frage  einer  einfachen  Verlängerung  des  Zollauf- 
schlages, wie  sie  mit  Bezug  auf  den  im  Gesetz  vom  29.  Juni  1884  fest- 
gestellten Endtermin  spätestens  im  Sommer  1886  zur  Erledigung  gebracht 
werden  mufste , sich  gleich  anfangs  zur  Frage  eines  ausgedehnteren  Zoll- 
schutzes bezw.  einer  Begünstigung  des  inländischen  und  des  aus  den  fran- 
zösischen Kolonien  eingeführtcu  Zuckers  erweiterte;  schon  im  Winter 
1885/86  lagen  der  Deputiertenkammer  bezw.  der  von  ihr  ernannten  Kom- 
mission mehrere  in  dieser  Richtung  gestellte  Anträge  vor,  welche  nament- 
lich die  Ausdehnung  der  Erhebung  des  Zollaufschlages  auf  ausländischen 
Zucker  jeder  Provenienz  sowie  die  Einführung  eines  Eingangszolls  auf 
Melasse  in  Anregung  brachten.  Eine  noch  potenziertere  schutzzöllnerische 
Tendenz  kam  in  dem  von  der  Kommission  aufgestellten  Gesetzentwurf  zum 
Ausdruck*).  Derselbe  setzte  die  Verlängerung  des  Zollaufschlages  auf  zwei 
Jahre  mit  der  Maßgabe  fest,  dafs  demselben  sämtlicher  aus  dem  europäi- 
schen wie  aus  dem  aufsereuropäischen  Auslande  eiugeführte  Zucker  unter- 
worfen sein  sollte,  soweit  er  nicht  zu  dem  beneficium  der  admission  tem- 
poraire  zugelassen  und  binnen  drei  Monaten  wieder  ausgeführt  würde,  eine 
Bestimmung,  welche  vor  allem  der  Ilaffinorieindustrie  den  wohlfeilen  Be- 
zug ihres  Kohzuckermaterials  zu  sichern  bezweckte.  Dem  aus  den  fran- 
zösischen Kolonien  eingeführten  Zucker  sollte  eine  besondere  Begünstigung 
dadurch  gewährt  werden,  dafs  ihm  ein  Fabrikationsverlust  im  mittleren 
Betrage  des  von  der  inländischen  Industrie  während  der  betreffenden 
Kampagne  erzielten  Mehrertrages  zu  Gute  gerechnet  würde;  für  Zucker, 
der  nicht  zum  Gebrauch  des  Mutterlandes  bestimmt  war,  wurde  dieser  zu 
vergütende  Verlust  auf  6 Prozent  normiert ; in  keinem  von  beiden  Fällen 
jedoch  sollte  die  Vergütung  mehr  als  10  Fr.  pro  100  kgr  betragen  dür- 
fen ; endlich  wurde  für  die  Melasse  ein  Eingangszoll  von  3 Fr.  in  Aus- 
sicht genommen.  Wenn  nun  auch  die  Richtung,  in  der  der  Entwurf  sich 
bewegt,  bei  der  Mehrheit  der  Deputiertenkammer  Anklang  fand,  so  vermochte 
doch  der  Inhalt  desselben  nur  teilweise  die  Zustimmung  derselben  zu  erlangen ; 
als  von  Anfang  an  feststehende  Punkte  erschienen  einmal  die  Verlängerung 
des  Aufschlages  auf  ausländischen  europäischen  Zucker,  wie  ihn  das  Ge- 
setz vom  29.  Juli  1884  eingefuhrt  hatte,  auf  zwei  Jahre  und  sodann  die 
Ausdehnung  der  Begünstigung,  welche  durch  Vergütung  eines  Fabrikations- 
verlustes dom  inländischen  Zucker  zuteil  wurde,  auf  den  aus  den  franzö- 

1)  Siehe  den  Bericht  des  Senatsmitglicdcs  Cuvinot,  Annexe  290  sur  Sitzung  des 
Senats  vom  3.  Juli  1886,  S.  2. 

2)  Siehe  den  Bericlit  des  Deputierten  Sans-Leroy  über  die  von  den  Deputierten- 
Baucarne-Leroux  und  Genossen  und  Dellisse  und  Genossen  gestellten  Anträge  auf  Ver- 
längerung der  surtaxe  und  Ausdehnung  derselben  auf  alle  ausländischen  Zucker,  An- 
nexe zur  Sitzung  der  Deputiertenknmmer  vom  22.  April  1886  Nr.  716. 
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fiischen  Kolonien  eingeföhrten  Zucker;  nicht  minder  war  man  jedoch 
darin  einig,  dafs  die  Entscheidung  über  die  Einführung  eines  Eingangs- 
zolles auf  Melasse  noch  auszusetzen  sei ; jene  auf  die  Begünstigung  des 
Kaftineriegewerbes  abzielenden  Bestimmungen , wonach  der  ausländische 
Zucker  zur  admission  temporaire  zugelassen  werden  sollte,  gelangten  dage- 
gen nicht  zur  Annahme;  die  Ausdehnung  der  Erhebung  der  sustaxe  auf 
den  aus  auXsereuropäischen  Ländern  direkt  eingehenden  Zucker  wurde  mit 
268  gegen  256  Stimmen  verworfen.  Mit  dieser  Beschränkung  und  Modi- 
fikation sind  die  Bestimmungen  des  Entwurfs  in  das  Gesetz  vom  13.  Juli 
1886  übergegangen;  dasselbe  setzt  die  Verlängerung  des  Zollaufschlages 
für  den  aus  europäischen  Staaten  oder  aufsereuropäischen  Entrepots  ein- 
geführten Zucker  für  einen,  weiteren,  mit  dem  31.  August  1888  endi- 
genden Zeitraum  fest,  regelt  deu  dem  aus  den  französischen  eingeführten 
Zucker  zu  gute  zu  rechnenden  Fabrikationsverlust  im  Sinne  der  Gleich- 
stellung mit  dem  einheimischen , stellt  diesen  Verlust  für  die  Kampagne 
1886/87  auf  24  Prozent  fest  und  trifft  Bestimmung  über  die  bei  der  Aus- 
bezw.  Einfuhr  behufs  Verifikation  der  Provenienz  aus  den  französischen  Ko- 
lonien zu  erfüllenden  Formalitäten.  Seinem  Inhalte  nach  bezeichnet  das 
Gesetz  ein  weiteres  Vorrücken  auf  dem  Wege  des  Protektonismus , wenn 
auch  des  letzteren  weitgehendste  Forderung,  die  Ausdehnung  der  surtaxe 
auf  den  aus  fremdländischen  aufsereuropäischen  Kolonien  direkt  eingeiühr- 
ten  Zucker  zunächst  noch  abgelehnt  wurde;  aus  diesem  Grunde  ist  die 
über  den  Gesetzentwurf  getroffene  Entscheidung  als  eine  halbe  Nieder- 
lage^) der  Schutzzollpartei  bezeichnet  worden*). 

1)  Im  Journal  des  cconomistcü,  Juliiioft  1886  S.  145. 

2)  Der  zweite  Artikel  folgt  im  nächsten  Heft.  Derselbe  wird  die  Entwickelung 
der  auf  die  Getreide-  und  Viehzölle  sowie  der  auf  deu  laudwirtscbaftlicben  Kredit  be- 
züglichen Gesetzgebung  umfassen. 
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lU. 

Die  Sohwanknngen  des  Diskonte,  des  Wechsel 

(Vergl.  die  Tabelle  im 


London  >) 
Bk.  1 Mkt 

Paris  ‘ ) 
Bk.  I Mkt 

Berlin  1 ) 
Bk.  1 Mkt 

Amster- 
dam *) 

Bk.  1 Mkt. 

}\ 

Brüssel  *) 
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Januar  

3 

3 

H 

31 

2 

21 

2 

3 

2| 

Februar  

2 

«A 

— 

2| 

3 

n 

n 

— 

24 

März 

— 

*1 

— 

2l 

— 

24 

— 

2l 

2i 

April 

— 

— 

— 

14 

— 

— 

3 

23 

Mai 

3 

ii 

— 

>1 

— 

14 

— 

'5 

— 

24 

Juni 

‘A 

— 
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2| 

— 

— 

24 

Juli 

— 

lÄ 

— 

2« 

— 

H 

— 

I* 

21 
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August 

31 

2} 

— 

2i 

— 

2J 

— 

*3 

September  .... 

— 

2^ 

— 

24 

— 

21 

21 

21 

— 

— 

Oktober 

4 

3} 

— 

24 

31 

3 

21 

— 

— 

»1 

November  .... 

— 

2^ 

— 

2i 

— 

— 

2* 

— 

H 

Dezember 

5 

4A 

— 

3 

5 

4l 

— 

24 

— 

2| 

Durchschnitt  1886  . . 

3iS 

2* 

3 

24 

3siV 

21 

24 

«11 

2} 

2J 

höchster  „ . . 

5 

4A 

3 

3 

5 

4l 

21 

23 

3 

24 

niedrigster  „ . . 

2 

3 

«4 

3 

*1 

24 

«1 

21 

24 

Durchschnitt  1885  . . 

H 

24 

3 

2l 

44 

3 

24 

23 

3A 

23 

höchster  ,,  . . 

4 

31 

3 

24 

5 

4 

3 

23 

4 

31 

niedrigster  „ . . 

2 

f 

3 

4 

24 

21 

2 

3 

24 

Durchschn.  1884  . . 

3i04 

2,5 

3 

2,6 

4 

2,97 

3,2 

2,8 

3,3 

3,0 

„ 1888  . . 

3,4 

2,94 

3,04 

2,8 

4 

2,9 

4,08 

3,7 

3,54 

3,2 

„ 1882  . . 

4.08 

3,42 

3-71 

3,59 

4,5 

4.03 

4,5 

4,26 

4,33 

4,11 

„ 1881  . . 

3,38 

2,75 

3,83 

3,07 

4,38 

3,5 

3,17 

3 

4.08 

3,75 

„ 1876—80 

2,88 

2,40 

2,6 

2,15 

4,06 

3,14 

3,15 

2,9 

2,96 

2,85 

„ 1871—75 

3,53 

3,50 

4.78 

. 

4,46 

3,48 

3,74 

3,90 

4,25 

3,90 

„ 1861—70 

4,3 

3,9 

3,9 

. 

4,5 

. 

4,14 

3,25 

„ 1851-60 

4,24 

3,73 

4,14 

. 

4,49 

. 

• 

, 

. 

• 

„ 1841-60 

3,68 

3,28 

4,10 

• 

• 

• 

• 

• 

. 

- 

1)  Auf  Grund  der  Angaben  des  Statist. 
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kvirses  und  des  Silberpreises  im  Jahre  1886. 

XIL  Bd.  N.  F.  8.  263.) 


2)  Nach  dem  Berliner  off.  Börsenberichte. 
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IV. 

Preisaufgaben  der  Bubenow-Stiftung. 

I.  Geschichte  der  öffentlichen  Meinung  in  Preußen 
und  speziell  in  Berlin  während  der  Jahre  1 795  — 1 806. 

Es  wird  verlangt  eine  auf  eindringendem  Quellenstudium  beruhende 
methodische  Bearbeitung  der  Äußerungen  der  gebildeten  Kreise  über  die 
äußere  und  innere  Politik  des  Staats,  soweit  solche  in  Zeitungen,  Pam- 
phleten, Druckschriften  aller  Art  zu  Tage  getreten  sind.  Die  Darstellung 
hat  an  geeigneten  Punkten  die  Einwirkung  jener  Äußerungen  sowohl  auf 
die  maßgebenden  Persönlichkeiten  wie  auf  die  Volksstimmung  zu  wür- 
digen. Erwünscht  wäre  ein  tieferer  Einblick  in  die  etwaigen  persönlichen 
Motive  hervorragender  Wortführer. 

II.  Es  ist  die  geschichtliche  Entwickelung  des  deut- 
schen Rechtszustandes  inbetreff  der  Begrenzung  des  Ge- 
bietes der  ordentlichen  Zivilgcrichtsbarkeit  (Zulässig- 
keit des  Rechtsweges,  Kriterien  der  Zivilprozeßsache) 

darzulegen. 

Die  Untersuchung  hat  spätestens  mit  dem  Ausgang  des  Mittelalters 
ihren  Anfang  zu  nehmen  und  kann  mit  dem  Untergange  des  alten  deut- 
schen Reiches  abgeschlossen  werden.  Als  Quellen  sind  zu  berücksichtigen 
nicht  nur  die  Reichsgesetze  und  die  Praxis  der  Reichsgerichte,  sondern 
auch  die  Territorialrechtc  und  die  Praxis  wenigstens  der  höheren  Terri- 
torialgeriohte. 

Die  Bewerbungsschriften  sind  in  deutscher  Sprache  abzufassen.  Sie 
dürfen  den  Namen  des  Verfassers  nicht  enthalten,  sondern  sind  mit  einem 
Wahlspruche  zu  versehen.  Der  Name  des  Verfassers  ist  in  einem  ver- 
siegelten Zettel  zu  verzeichnen,  der  außen  denselben  Wahlspruch  trägt. 

Die  Einsendung  der  Bewerbungsschriften  muß  spätestens  bis  zum  1. 
März  1891  geschehen.  Die  Zuerkennung  der  Preise  erfolgt  am  17.  Ok- 
tober 1891. 

Als  Preise  für  die  würdig  befundenen  Arbeiten  setzen  wir  je  2000 
Mark  Reichsmünze  fest. 

Greifswald,  im  Dezember  1886. 

Rektor  und  Senat  hiesiger  Königlicher  Universität. 

U 1 m a n n. 
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V. 

La  Bociötö  de  statistiquo  de  Paris 
hat  folgende  Preieaufgaben  gestellt: 

11  est  institue  un  prix  international  de  2500  fr.  pour  un  concours 
ouvert  Bur  Tune  ou  Tautre  des  trois  questions  suivantes: 

A)  Los  finances  locales  (statistique  et  Idgislation  comparee); 

B)  Mesare  de  la  richesse  et  du  revenu  public  (mothodes  et  appli- 
cution  uux  principaux  Etats); 

C)  Influence  des  prix  sur  les  consommations. 

2^  Les  mdmoires  envoyes  au  concours  devront  ctre  derits  dans  unc 
des  langues  principales;  le  fran(;ais,  Tanglais,  Tallemand  ou  Titalicn. 

3^  Les  Franqais  et  les  dtrangers,  faisant  ou  non  partie  de  la  Societe, 
Bont  egalement  admis  ä ooncourir. 

Ne  Bont  excluB  du  concours  que  les  membres  appelds  u faire  partie 
du  Jury  d’examen. 

4®  Les  memoires  ne  doivent,  sous  peine  d’exclusion,  porter  ni  le  nom 
de  l’auteur,  ni  aucune  ddsignation  propre  a le  faire  connaitre.  Ils  doivent 
porter  une  devise  et  etre  accompagnds  d’un  pli  cachetd,  dans  lequel  l’auteur 
mettra  son  nom,  ses  qualitds  et  adresse. 

5®  Les  memoires  doivent  etre  deposes  au  sidge  de  la  Socidtd,  avant 
le  31  ddeembre  1887,  terme  de  rigueur. 

6®  Apres  Texpiration  du  ddlai  de  rigueur,  le  Bureau  assigne  a chaque 
mdmoire  un  numero  qui  sera  inscrit  sur  le  manuscrit  et  sur  le  pli  ca- 
chdtd.  Les  plis  cachotds  resteront  a la  garde  du  prdsident 

7®  Le  Jury,  compose  de  dix  ddldgues  dtrangers  et  de  cinq  delegues 
fran<,-ais,  se  rdunira  a Paris,  au  mois  de  juin  1888,  pour  le  classement 
des  memoires  par  ordre  de  mdrite  et  pour  Tattribution  du  prix.  Cette 
Commission  sera  prdsidde  par  le  prdsident  de  la  Societe,  et  uommera  un 
rapporteur. 

8®  Le  rapport  devra  etre  soumis  au  Conseil  dans  le  courant  de  no- 
vembre  1888. 

9®  La  liste  des  rdcompenses  unc  fois  arrdtce,  le  prdsident  decachette 
les  plis  des  numeros  qui  ont  obtenu  le  prix  ou  une  rdcompense. 

Les  noms  des  laureats  sont  proclames  dans  la  sdance  du  mois  de  de- 
cembre. 

10®  Les  plis  des  numdros  qui  n’ont  qu’une  rdcompense  ne  doivent 
X>as  etre  decachetds,  a moins  que  Tauteur  n’en  fasse  la  demande. 

11®  Le  prix  peut  etre  donnd  intdgralement  a un  scul  mdmoire,  ou 
partage  par  sommes  egales  ou  indgales  entre  plusicurs  memoires. 

La  Socidtd  peut  donner,  en  outre,  des  mentions  honorables. 

12®  Si  aucun  mdmoire  n’est  juge  digne  de  rdcompense,  le  erddit 
ouvert  pour  le  prix  sera  annuld. 

13®  Tous  les  manuscrits  deposds  appartiennent  ä la  Socidtd  et  sont 
couservds  dans  ses  archives. 
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14^  Les  auteurs  restent  propri^taires  de  leur  oeuvre.  Hs  ont  seaLi 
le  droit  d’en  faire  oo  d’en  autoriser  la  publication.  Cependant  la  Booidte 
86  rdserve  le  droit  de  donner,  dans  son  joumal,  une  analyse  des  memoires 
qu’üUe  aura  recompenaes. 

15^  Lea  auteurs  qui  voudraient  prendre  copie  de  leur  propre  manu- 
Serif  pourront  le  faire  au  aidge  de  la  Socidtd.  Ila  ne  pourront  empörter  le 
manuacrit  qu'avec  une  autorisation  derite  du  prdsident,  et  pour  un  temps 
qui  ne  pourra  depasaer  deux  moia. 

16  0 Lea  auteurs  qui  ayant  obtenu  un  prix  ou  une  rdcompense  vou- 
draient  publier  leur  mdmoire  avec  la  mention  „oouronnd  ou  rdcompenad 
par  la  Socidte  de  atatiatique  de  Paria'*,  et  qui  aursdent  a faire  aubir  des 
changementa  notables  ä leur  premier  travail,  ne  seront  autorisds  a impri- 
mer  le  suadit  mdmoire  qu’a  la  condition  d'avertir  lea  lecteurs  de  ces 
changements,  dans  une  preface. 

Programme  des  prix. 

Los  concurrents  auront  ä traiter  l’une  ou  l’autre  des  questions  ci-apres: 
A.  — Lea  financea  locales. 

II  ne  semble  pas  opportun,  en  provoquant  Tenvoi  des  mdmoires  qui 
devront  concourir  pour  cette  question,  de  tracer  ä l’avance  un  plan  dd- 
tailld  pour  l’dtude  comparative  des  finances  locales  dans  lea  divers  ^tats. 
II  sufiira  d’indiquer  d’une  manicre  gdnerale  Tordre  des  questions  sur  les- 
quelles  il  y a lieu  d'appeler  l’attention  des  concurrents : 

1^  Exposer  l’etat  de  la  Idgialation  en  ce  qui  conoerne  lea  rapports 
ontre  TEtat  et  lea  provinces  ou  communes  (surveillanoe,  tuteile,  etc.). 

2®  Ddpenaes.  — Indiquer  lea  attributiona  dea  communes,  leurs  Ser- 
vices obligatoirea,  lea  titres  principaux  de  leurs  ddpenaes  facultalives. 

3®  Recettes.  !^tudier  le  Systeme  fiuancier  des  communes  ou  des  pro- 
vinces, ainsi  que  lea  diapoaitiona  fondamentalea  qui  reglent  lea  recettes. 
Drösser  la  atatistique  des  recettes  communales  ou  provinciales  de  toute 
nature. 

4®  Etat  de  la  fortune  communale.  — Faire  connaitre  la  nature  des 
biene  communaux,  leur  uaage  et  le  rdgime  de  ces  biene,  et  indiquer  leur 
patrimoine  industriel. 

5®  Dettes  communales.  — Faire  connaitre  la  Idgialation  des  emprunts, 
et  classer  les  emprunts  d’aprca  leurs  types  principaux. 

6®  Comptabilitd  des  communes.  — Indiquer  quel  est  le  mode  de  re- 
couvrement  des  impöts,  soit  en  regie,  soit  en  ferme,  ou  par  les  agents  des 
communes  ou  de  TJi^tat,  et  dtudier  le  Systeme  de  comptabilitd  employd  pour 
le  Service  de  la  trdsorerie. 

B.  — Meaure  de  la  richesse  et  du  revenu  public. 

Lea  concurrents  devront  faire  connaitre  les  diffdrentes  mdthodes  em- 
ployeea  pour  dvaluer  la  richesse  des  Etats,  et  s’attacher  principalement  k 
faire  l’inventaire  raisonnd  de  leurs  richesses  et  revenus.  II  est  necessaire 
pour  cela  de  faire  une  dtude  complete  des  ressources  de  chaque  pays  et 
d’dviter  soigneusement  les  doubles  emplois. 
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C.  — L’in f Inen 06  des  prix  sur  la  consommation. 

Lea  concurrenta  devront  ae  propoaer  pour  objet  la  recherche  et  T^tude 
des  rapports  qui  exiatent  entre  lea  variationa  aocidentellea  oa  permaneutes 
du  prix  d’une  marchandiae  ou  d'un  aervice  et  lea  changementa  aurvenua 
dauB  la  quantitd  conaommde  de  cette  marohandiae  ou  de  ce  aervice.  Ila 
prendont,  aoit  en  France,  aoit  a l’dtranger,  dea  exemplea  de  nature  diverac, 
tels  que  lea  tranaporta  par  eau,  par  roulage,  par  chemin  de  fer,  le  prix 
dea  cdrdalea,  celui  dea  matierea  premierea  et  de  certaina  produita  manu- 
faoturda,  lea  tarifa  de  poate,  lea  taxea  fiecalea  et  lea  aalairea.  Ila  devront 
examiner  ai  lea  changementa  qui  ont  pu  avoir  Heu  dana  lea  deux  termea 
Bont  bien  une  relation  de  cauae  a effet,  a’il  y a Heu  d’en  ddduire  un 
rapport  et  d’en  tirer  une  loi.  Ila  a’appliqueront  a grouper  lea  marchan- 
diaes  et  lea  aervicea  en  catdgoriea  caractdriadea  chacune  par  un  mode  ou 
par  un  degrd  d’influence  diffdrent. 

Obaervation  gdndrale. 

Lea  mdmoirea  devront  dtre  ddpoads  au  aidge  aocial,  84,  rue  de  Gre- 
ueUe,  ou  envoyea,  aoua  pH  recommandc,  ä M.  T.  Loua,  aecrdtaire  general 
de  la  Socidtd,  110,  rue  de  TUniveraitd,  a Paria,  avant  le  31  ddcembre  1887. 

Le  prix  dont  la  valeur  eat  de  2500  fr.  aera  ddcernd,  a’il  y a Heu, 
a la  fin  de  ddcembre  1888. 
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Üborsiclit  über  die  noao&toii  Puhlikatioiicii  DeuUcblaudii  uud  des  Auslandes. 


Übersicht  über  die  neuesten  Publikationen  Deutschlands 

und  des  Auslandes. 

1.  Oeachichte.  Encyklopädiaches.  Lehrb&oher.  Spezielle  theoretische 

Untersnohongen. 

Adler,  6.,  Die  Grundlagen  der  Karl  Marx’scbeu  Kritik  der  bestehenden  Volks- 
wirtschaft. Kritische  uud  ökonomisch-litterarischo  Studien.  Tübingen,  Laupp,  1887.  gr.-8. 
VII— 294  SS.  M.  6.—. 

Auspitz,  K.  und  R.  Lieben,  Zur  Theorie  des  Preises.  Leipzig,  Duueker  & II., 
1887.  8.  52  SS.  mit  4 Steintafelu  in  4". 

V.  Beust,  F.  Fr.  (Graf),  Aus  drei  Viertel- Jahrhunderten.  Erinnerungen  uud  Auf- 
zeichnungen. Band  1 : 1809 — 1866.  Stuttgart,  Cotta,  1887.  gr.-8.  XIV — 462  SS.  Preis 
für  Band  I/II.  M.  12.—. 

Rodbertus- Wagone r.  Aus  Rodbertus’ NachiaÜ,  brsg.  u.  mit  einem  Nachworte  ver- 
sehen von  Herrn.  Wageuer  (Wirkl.  Geh.  Rcg.-Rat).  Minden  i/W.,  Bruns,  1886.  8.  58  SS. 
M.  1,60. 

Schäffle,  A.  E.  F.,  Gesammelte  Aufsätze.  Band  11.  Tübingen,  Laupp,  ,1886. 
gr.-8.  311  SS.  M.  6. — . (Inhalt:  Die  Wiederherstellung  der  Metallvaluta  in  Öster- 

reich. — Die  Uandelskrisis  von  1857  in  Hamburg,  mit  besonderer  Rücksicht  auf  das 
Bankwesen.  — Der  große  Börsenkrach  von  1873.  — Der  konstitutionelle  Bundesstaat 
von  gi'oB- , mittel-  und  kleinstaatlichen  Erbmonarchieu.  — Zur  Theorie  der  Polizei.  — 
Die  römische  Tabellen-  uud  die  englische  Ballotfrage  zur  geheimen  Abstimmung.  — Zur 
Frage  der  Prüfungsansprücbe  au  die  Kandidaten  des  höheren  Staatsdienstes.  — Zur 
Theorie  der  Deckung  des  Staatsbedarfes.  — ) 

Verhandlungen  der  am  24.  und  25.  September  1886  in  Frankfurt  a/.M.  abge- 
halteuen  Generalversammlung  des  Vereins  für  Sozialpolitik  über  die  Wohnuugsverhält- 
nisse  der  ärmeren  Klassen  in  deutschen  Großstädten  und  über  innere  Kolonisation  mit 
Rücksicht  auf  die  Erhaltung  und  Vermehrung  des  mittleren  und  kleineren  ländlichen 
Grundbesitzes.  Auf  Grund  der  stenogr.  Niederschrift  hersg  vom  ständigen  Ausschuß. 
Leipzig,  Duncker  & H.,  1887.  8.  136  SS  M.  3.  — (A.  u.  T. : Schriften  des  Vereins 

für  Sozialpolitik  XXXIll.) 

Cheva liier,  E.,  Les  salaires  au  XIX»  siede.  Avec  uue  prcface  de  E.  Levasseur. 
Paris,  A.  Rousseau,  1887.  8.  VIll — 291  pag.  fr.  8. — . (Ouvrage  couronne  par  l’Aca- 
demie  des  Sciences  morales  et  politiques.  Concours  Rossi.  Table  des  matiferes : Los 
salaires  agricoles.  — Les  salaires  de  la  petite  industrie.  — Les  ouvriers  du  bätiment.  — 
La  graude  industrie.  — L’ouvriöre.  — Les  salaires  ä l'^tranger.  Comparaison  entre  les 
divers  pays.  — La  hausse  des  salaires  eu  Augleterre  et  eu  Allemagiie.  — La  hausse  des 
salaires  aux  Etats-Unis  et  en  Australie.  — La  reduction  de  la  jonrnee  de  travail.  — De 
la  productivite  comparce  du  travail.  Cherte  uominale  et  cherte  reelle  de  la  main-d’oeuvre.  — 
Ix»  besoins  et  les  subsistances.  — Le  budget  de  l'ouvrier.  — Prix  comparatifs  de  la 
vie  dans  diflerents  pays.  — Les  varintions  dans  le  prix  de  la  uourriture.  — Les  variations 
dans  lo  prix  du  logement  et  du  vetement.  — L’accroissement  de  bien-etre.  — Le  salairc 
normal.  — Le  salaire  courant.  — De  roilre  et  de  la  demande.  Analyse  theorique  de 
cette  loi.  — La  loi  de  l’offre  et  de  la  demande  et  la  hausse  des  salaires.  — Les  insti- 
tutions  et  les  lois.  Les  s4ries  de  prix.  — Les  syndicats  professionnels  et  les  Trades 
Uuions.  — Les  coalitious  et  les  gröves.  — La  coutume.  — De  la  difiereuce  des  salaires. 
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De  la  tendance  des  salaires  peu  41ev<is  ä une  hausse  comparativemeut  plus  forte.  — Le 
salaire  des  femmes.  — etc.) 

de  Molinari,  6.,  Les  lois  naturelles  de  l'economie  politique.  Paris,  Guiliaumiii. 
1886.  8.  VIII — 334  pag.  Fr.  8,50.  (Table  des  matiöres : Les  lois  naturelles.  — Les 
canses  de  perturbation.  — L’^volution  ^conomique.  Formes  et  transformatiuns  de  la 
coDcunrence.  — La  servitude  politique.  — Appendice:  1.  La  guerre  civile  du  capital  et 
dn  travail.  Causes  et  remides.  2.  Le  marchandage.  Projet  d’une  Soci4te  ii  b^nelices 
limites  ponr  le  placement  des  ouvriers.  3.  Projet  d*4mancipation  des  esclaves  au  Bresil. 
4.  Tableau  des  d4penses  et  des  dettes  des  Etats  europ4ens  en  1885.) 

Pinet,  O.,  Histoire  de  l’i^ole  polytechnique.  Paris,  Baudry  & C^,  1887.  Imp. 

in-8.  XX — 500  pag.  Av.  frontispice  color.  et  15  conipositions  de  H.  Dupray , grav4es 

par  H.  Thiriat.  ^ 

Jones,  E.  R.,  Heroes  of  Industry.  Biograpbical  sketches.  London,  S.  Low  etc., 

1886.  8.  VI — 324  pp.  and  16  portraits.  cloth.  7/.6.  (Contents:  W.  G.  Armstrong.  — 

W.  Rathbone.  — The  Earl  of  Ravensworlh.  — Ferd.  de  Lesseps.  — J.  Burns.  — J. 
Laing.  — H.  H.  Vivian.  — W.  Th.  Lewis.  — J.  W.  Swan.  — J.  B.  Eads.  — W.  H. 

Wills.  — J.  G.  Lohmanu.  — Ch.  M.  Palmer.  — W.  H.  White.  — R.  Rubattino.  — 

J.  Cowen.  — ) 

ÄHTOHOBMH'i,,  KypC'b  IIoaCUTUUCCKOH  9KOIIOM1h.  JIcKlUil,  'IHTaiOUtlH  Bl.  yHUB.  CB. 
B.uaHMipa.  KicBi.  1886.  8.  IV — 654  pp.  (Antonowitsch,  A.  J.,  Cursus  der  politischen 

Ökonomie.  Vorlesungen  und  Vorträge,  gehalten  an  der  Wladimir-Universität.  Kijew.) 

8.  Oesohichte  und  Barstellimg  der  wirtsohaftliohen  Kultur. 

Gelei  ch,  E.,  Geschichte  der  Uhrmacherkunst  von  den  ältesten  Zeiten  bis  auf  unsere 
Tage.  4.  Anfl.  von  ,,BarfuÜ , Geschichte  der  ■ Uhrmacherknnst“,  in  vollständiger  Neube- 
arbeitung herausgegeben.  Weimar,  Voigt,  1887.  8.  Xlil — 208  SS.  mit  einem  Atlas 
von  11  Foliotafeln,  in  4.  M.  6. — . (A.  u.  d.  T. : Neuer  Schauplatz  der  Künste  und 
Handwerke.  Band  XC.) 

(Heyden,  W.),  Zur  Geschichte  der  Hamburger  Sparkasse  von  1827.  Hamburg, 
L.  Voü,  1886.  gr.-8.  40  SS.  mit  den  Porträts  der  Senatoren  A.  A.  Abendroth  und  A. 

Ch.  Th.  Meier.  M.  2. — . 

Marquardt,  J.,  Das  Privatleben  der  Römer.  Teil  1.  und  11.  8.  Auti.  Leipzig, 

Hir/el,  1886.  gr.-8.  XXVIl,  887  SS.  m.  2 lith.  Tafeln  u.  35  Holzschn.  (A.  u.  d.  T. : 

Handbuch  der  römischen  Altertümer.  Band  VII.  Teil  1 u.  2.) 

Barth41emy-Saint-Hilaire,  LTnde  anglaise , son  4tat  actuel , son  avenir. 
Paris,  impr.  nationale,  1886.  4.  60  pag.  (Extrait  du  Journal  des  savants.) 

Dubon  et  Lacroix,  Petit  atlas  des  87  döpartements  de  la  France  de  l’Algerie 
et  des  colonies  fran<;aises.  Paris,  Belin  & 6is,  1886.  4.  fr.  4,50.  (Contenant  pour 

ebaque  departement , la  topographie , les  chemins  de  fer,  les  canaux , les  centres  de  pro- 
duction,  les  villes  industrielles,  les  lieux  historiques  et  nn  croquis  gcologique  pour  l’etude 
des  terrains , avec  le  texte  explicatif  en  regard,  snr  les  produits  agricoles  ou  mannfactu- 
riers,  etc.  Paris,  E.  Belin,  1886.  4.  toile.  Fr.  4,50. 

Forestiö,  E.,  La  vie  rurale  et  l’agriculture  au  XlV'e  siede  dans  le  sud-ouest  de 
la  France.  Montauban,  impr.  Foresti4,  1886.  8.  36  pag. 

de  Molinari,  G.,  A Panama.  LTsthme  de  Panama.  La  Martinique.  Haiti.  Lettres 
adress4es  au  „Journal  des  Debats.“  Paris,  Guillanmin,  1886.  8.  XI — 324  pag.  uv.  C 

gravures  et  accompagnö  d’une  carte  colori4e.  Fr.  2. — . 

Planti4,  E.,  Les  enfants  assistes  dans  l'Orne  au  XVIIIf  siede,  lettres  et  rac- 
moires  de  l’intendant  Jullien  (1777 — 1789).  Alenvon , impr.  Guy,  1886.  8.  106  pag. 

Tcheng-Ki-Tong,  La  Chine  et  ses  populations  rurales,  Conference  ä la  Societ4 
d'cconomie  sociale.  Paris,  Leve,  1887.  8.  14  pag. 

Hall,  H.,  Society  in  the  Elisabeth  Age.  2"<l  Edition.  London,  S.  .Sonnenschein, 

1887.  gr.  in-8.  cloth  gilt.  V — 291  pp.  with  8 coloured  and  other  plates  derived  from 
Contemporary  drawings,  and  a large  folding  coloured  map  of  Elisabethan  London.  10/. 6. 
(Contents:  The  Landlord.  — The  Steward.  — The  Tenant.  — The  Burgess.  — The 
Merchant.  — The  Host.  — The  Courtier.  — The  Churchman.  — The  Official.  — The 
Lawyer.  — The  Darrdl  Papers.  — etc.) 

3.  Bevölkerungslehre  und  Bevölkerungspolitik. 

Frankenstein,  H.,  Bevölkerung  und  Hausindustrie  im  Krei.se  SchinHikalden  seit 
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Anfang  dieses  Jahrhunderts.  Ein  Beitrag  zur  Sozialstatistik  und  zur  Wirtschaftsgeschichte 
Tharingens.  Tübingen,  Laupp.  1887.  8 VUI — 383  SS.  M.  6,60.  (A.  u d.  T. : Beitrag 
zur  Geschichte  der  Bevölkerung  in  Deutschland  seit  dem  Anfänge  dieses  Jahrhunderts, 
hrsg.  von  Fr.  J.  Neumann.  Band  II.) 

Castonnet  des  Fosses  (pr^ident  de  la  section  de  colonisntion  de  la  Soci^t^ 
de  gdographie  commerciale  de  Paris),  Les  intdrcts  franvais  k Madagascar , Conference 
faite  k Roubaix,  le  10  avril  1886.  Lille,  impr.  Danel,  1886.  8.  36  pag. 

Cerisier,  C. , La  France  et  ses  colonies.  Paris,  Bernard  , 1886.  8.  139  pag. 

fr.  3.60. 

Lonchampt,  E. , Duplex  et  la  politique  coloniale  sous  Louis  XV,  Conference 
faite  k Paris,  le  24  janvier  1886.  Reims,  impr.  Matot-Braine , 1886.  8.  82  pag.  et 
portrait.  , 

Ni  CO  me  de,  G.,  Un  coin  de  la  colonisation  pönale:  Bourail  en  Nouvelle-Calcdonie 
(1883  — 86).  Rochefort,  Thkze,  1887.  8.  80  pag.  av.  tableaux  et  carte. 

Greswell,  W.,  Emigration  and  the  Friendly  Societies.  London,  P.  S.  King,  1886. 

8.  1.0,6. 

Meares,  J.  L.  (Health  Officier),  Annual  report  of  the  city  and  county  of  San 
Francisco  for  the  üscal  year  ending  June  30,  1886.  Sau  Francisco,  priuted  by  Miuton  & 
C”,  1886  8.  66  pp.  (pag.  9 — 49.  Mortuary  Statistics.) 

O’Neill,  J,  Not  at  home.  London,  P.  S.  King,  1886.  8.  1/. — . (Showing 

the  extent  to  which  Emigration  is  scattering  and  mingling  the  current  generations  of 
leading  European  nations.) 

Popolazione.  Movimento  dello  stato  civile.  Anno  XXIV:  1886.  Roma,  tipografia 
Elzcviriara,  1886.  4.  XCVI — 202  pp.  (ludice:  Awertenze  preliminari  e risultati  generali 
— Movimento  dello  stato  civile  per  comuni,  provincie  e compartimenti.  — Matrimoni.  — 
Nati.  Nati-morti.  Nascite  multiple.  — Feconditk  delia  popolazione.  — Etk  dei  coniugi 
per  sesso  e stato  civile.  — Morti.  — etc.) 

4.  Bergbau.  Land-  und  Forstwirtschaft  Fischereiwesen. 

Jahrbuch  der  königlich  preußischen  geologischen  Landesanstalt  und  Bergakademie 
zu  Berlin  für  das  Jahr  1885.  Berlin,  S.  Schropp,  1886.  gr.  Lex.-8.  XCV — 429  und 
.67  SS.  nebst  18  lith.  u.  beliogr.  Tafeln. 

Ledebur,  A.,  Die  Metalle,  ihre  Gewinnung  und  ihre  Verarbeitung  Lieferung  1. 
Stuttgart,  Weiser!,  1887.  8.  48  SS.  mit  Holzschu.  M.  0,60.  (Das  Werk  soll  in  6 — 8 

i^ieferungen  k M.  0,60  mit  zusammen  64  in  den  Text  gedr.  Holsschnitten  erscheinen.) 

Luerssen,  Ch. , Die  Einführung  japanischer  Waldbäume  in  die  deutschen  Forsten. 
Berlin,  Springer,  1886.  gr.-8.  108  SS.  (Separatabdruck  aus  der  Zeitschrift  für  Forst* 

und  Jagdwesen.) 

Wilbrandt,  C. , Das  fortschreitende  Sinken  der  Preise  unter  der  Herrschaft  der 
Schutzzollpolitik.  Haupts&cblich  aus  landwirtschaftlichen  Gesichtspunkten  behandelt.  Wis- 
mar, Hiustortr,  1887.  8.  62  SS.  M.  1.—. 

Mai  Hot,  E.,  Memoires  et  documents  sur  la  sdriciculture.  Statistique  s4ricicole  de 
la  France  pendant  la  pdriode  1882 — 1886.  Montpellier,  Boehm  & Als,  1887.  8.  24  pag. 
et  carte. 

Annnal  report  on  Wool  for  1886,  witb  Supplement.  London,  printed  by  Metcalfe  & 
C** , 1887.  Roy.  in-fol.  Bogen  umfassende  internationale  Statistik  der  Produktion, 

Konsumtion,  Einfuhr,  Ausfuhr  und  Preise  etc.  der  Wolle.) 

Egleston,  M.,  The  Land  System  of  the  New  England  Colonies.  Baltimore,  N. 
Murray,  1886.  8.  66  pp.  f 0,50.  (Johns  Hopkins  ünivers.  studies  4d>  series , nos  11 
and  12.) 

0oKO.AOBCKiu,  Eypenie  ua  uc4>ti  bi>  EaKy  u cro  CTOUMucn».  HcTopuu.  o^epKi. 
ja  nopioA'B  1873—83  rr.  Eaxy  1886.  8.  (Ssokolowskij,  N.  A.,  Das  Bohren  nach  Naphta 
in  Baku  und  dessen  Wert.  Historische  Skizze  für  die  Periode  1873 — 1883.  Baku  1886. 
8.  32  SS.  u.  1 Tab.) 

Atti  delia  GiunU  per  la  inchiesta  agraria  e sulle  condizioni  delia  classe  agricola. 
Volume  XV  tomo  2:  Indice  sinottico-analitico  degli  atti  dell’  inchiesta,  compilata  dall 
(Avv.)  L.  Meini.  Roma,  Forzani  & 1886.  XL — 480  pp.  obl.-folio. 

Pompilio,  Panificazione  razionale.  Milano,  U.  Hoepli  , 1886.  16.  126  pp. 

(Contiene:  Cereali.  1.  Frumento.  2.  Grano  turco.  8.  Ingredienti  ausiliari  del  pane.  — 
Farina  e paste.  — Pane.  1.  Impasto.  2.  Fermentazione.  3.  Cottura  e conservazione.  — 
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Forni  economici  (sistema  Anelli).  1.  Forni  comnni.  2.  Regime  alimentäre  dei  poveri 
in  Italia.  3.  Forni  colonici  sociali.  4.  Minestre  economiche.  — etc.) 

5.  Gewerbe  und  Indnstrie. 

Bericht  Uber  die  Verhandlungen  der  Generalversammlung  des  Vereins  zur  Wah- 
rung der  wirtschaftlichen  Interessen  für  Handel  und  Gewerbe  am  4.  Dezember  1886. 
(Schriften  des  Vereins  No  11.)  Berlin,  Norddeutsche  Buchdruckerei,  1886.  gr  -8.  20  SS. 

Bon  net,  V.,  Du  poivre  et  de  ses  falsifications.  Paris,  impr.  Moquet,  1886.  8. 

^8  P»g-  , 

Gans,  H.,  Ftude  sur  la  protection  legale  des  inventions  et  des  dessins  et  modales 
industriels  en  vue  d’une  loi  föderale  sur  la  matibre.  Bille,  H.  Georg,  1886.  8.  160  pag. 
M.  2,40. 

M.  K.  0 BuioiHHX'i»  bjLsuIsxx  ua  npoHi>iiiiiieuuocn>  Pocciu  u hx*!,  nocJitACTBiAXX. 
HapoAUOaKOBOM.  CTarsfl.  Mockbu  1886.  8.  27  pp.  (M.  K.  F. , Über  die  auswärtigen 

Einflüsse  und  ihre  Folgen  auf  die  Industrie  in  Rußland.  National-ökonomischer  Aufsatz.) 

6.  Handel  and  Verkehr. 

Bericht  der  Handelskammer  zu  Lübeck  über  das  Jahr  1886,  unter  Berücksichti- 
gung des  Lübeckischen  Handels-  und  Schiflahrtsverkebrs  zur  selben  Zeit.  Abteilung  1. 
Lübeck,  Druck  von  Rahtgens,  1887.  gr.-8.  96  SS. 

D am  p fs chi  f fa  h r tges  el  1 s c b a ft , die,  des  österreichisch-ungarischen  Lloyd  von 
ihrem  Entstehen  bis  auf  unsere  Tage  (1886 — 1886).  Triest,  Buchdmckerei  des  Österr.- 
Ung.  Lloyd , 1886.  lmp.-8.  106  SS.  mit  2 Steintafeln  u.  2 Lichtdrucken : das  Arsenal 

größt  quer-folio  und  das  Lloydgebäude  in-4. 

Gestewitz,  H.  (Postdirektor  a.  D.),  Kalender  für  Post  und  Telegraphie  auf  das 
Jahr  1887.  Jahrg.  IV.  Mülheim  (Selbstverlag  des  Verfass.)  1887.  12.  286  SS.  geh. 

M.  1,80.  Als  Anhang  dazu:  Verzeichnis  der  deutschen  Reichspost-  und  Telegraphen- 
beamten. Jahrg.  V.  Ebd.  1887.  12.  286  SS. 

Hamburgs  Handel  im  Jahr  1886.  Hrsg,  auf  Veranlassung  der  Handelskammer. 
Hamburg  1887.  kl.  4.  122  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  für  den  Kreis  Mannheim  für  das  Jahr  1886. 
Teil  I.  Mannheim,  Verlag  der  Handelskammer,  1887.  8.  LXXXVIil — 140  SS.  mit 

graphischer  Darstellung  der  Hopfenemteresultate  in  den  Jahren  1880 — 84  in  Roy. -quer- 
folio. 

Schiffskalender,  deutscher,  für  Kriegsmarine  und  Handelsflotte  für  das  Jahr 
1887.  Hrsg,  von  Schwarz-Flemming.  Jahrgang  I.  Leipzig,  Gmnow , 12.  Lederbd. 
VI— 428  SS.  M.  4,60. 

Verwaltungsbericht  der  königlich  württembergischen  Verkehrsanstalten  für 
das  Rechnungi(jahr  1885/86.  Herausgegeben  von  dem  kgl.  Ministerium  der  auswärtigen 
Angelegenheiten,  Abteilung  für  die  Verkehrsanstalten.  Stuttgart,  Metzler,  1887.  Roy. 
in-8.  V — 298  SS.  mit  Übersichtskarte  der  kgL  Württemberg.  Eisenbahnen,  in-4". 

D a g u i n , F.,  Congrös  international  de  droit  commercial  d’Anvers  ; rapport  pr4sent4 
ä la  Soci^td  de  Idgislation  comparde.  Paris , Pichon , 1886.  8.  88  pag.  (Extrait  du 

Bulletin  de  la  Sociöt4  de  l^gpslation  comparöe.) 

Demoulin,  Maur. , Les  paquebots  ä grande  vitesse  et  les  navires  ä vapear. 
Paris,  Hacbette,  1886.  12.  291  pag.  av.  46  gravures.  fr.  2,26. 

Picard,  A.,  Trait4  des  chemins  de  fer.  Volume  1.  Paris,  J.  Rothschild,  1887. 
gr.  in-8.  (Snbscriptionspreis  des  auf  4 Bände  veranschlagten,  3200  doppelspaltige  Seiten 
füllenden  Werkes,  das  im  Juni  1887  vollendet  sein  soll,  fr.  80.  Dasselbe  wird  eine 
Darstellung  des  gesamten  Eisenbahnwesens  nach  der  nationalökonomischen,  kommerzic'len, 
finanziellen,  administrativen  und  juridischen  Seite,  ferner  vergleichende  Zusammenstellun- 
gen der  französ.  und  ausländischen  Eisenbahnen  nach  vorstehenden  Gesichtspunkten , so- 
wie in  Bezug  auf  Passagier-  und  Gütertarife  enthalten.) 

Sourdat,  A.,  Trait4  g4neral  de  la  responsabilit4 , ou  de  l'action  en  dommages- 
interöts  en  dehors  des  contrats.  2 vols.  4«  Edition.  Paris,  Bandoin,  1886.  8.  XVI — 

771  et  720  pag.  fr.  18.—. 

Importation  of  Colonial  and  foreign  Wool  into  London,  Liverpool,  Hüll  and 
other  ports  1886.  London.  1 Blatt  in  Folio. 

St  an  ton,  F.  S.,  Administration  report  on  the  Railways  in  India  for  1886 — 86. 
Part  I.  London,  printed  by  Eyre  & Spottiswoode , 1886.  folio.  109  pp.  with  map  of 
India  max.  in-fol.  and  diagram  in  obl.-fol.  2/.6.  (Parliament.  paper  by  command.) 
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7.  FinanxweMn. 

Misch  1er,  E.,  Der  üfientliche  Haushalt  in  Böhmen.  Beitrag  zur  Kenntnis  und 
Beurteilung  des  Finanzwesens  der  Selbstverwaltung  in  Österreich.  Wien,  Toeplitz  & 
Deuticke,  1887.  8.  M.  6. — . 

Koscher,  W.,  System  der  Finanzwissenschaft.  Ein  Hand-  und  Lesebuch  für  Ge- 
schäftsm&iiuer  und  Studierende.  2.  AuÜ.  (Unverknd.  Abdruck  der  ersten.)  Stuttgart, 
Cotta,  1886.  gr.-8.  X — 699  SS.  M.  10. — . (A.  u.  d.  T.:  System  der  Volkswirtschaft 
Hand  IV,  Abteil.  1.) 

Germain,  11.,  Lu  Situation  fluaneiöre  de  la  France  en  1886.  2*’  Edition.  Paris, 

librairie  illustree,  1887.  8.  52  pag. 

Local  Taxation  returns,  tbe  aunual,  (of  England.)  Year  1884 — 85.  2 parts.  Lon- 
don, printed  by  Hansard  & Son,  1886.  Folio.  102  and  23  pp.  1/.5.  (Parliam.  paper. 
Contents : Poor  Rate  retnrn.  — Valuation  for  the  Poor  Rate.  — County  Treasurers’ 
Accounts.) 

Mason,  D.  H. , A short  TarifT  History  of  the  United  States  front  the  earliest  to 
the  present  time.  Parti:  1783  to  1789,  with  a preliminary  view.  Chicago,  Mason,  1886. 
12.  167  pp.  cloth.  $ 1.  — . (Claims  that  all  the  prosperity  of  the  U.  States  has  becn 

under  the  reign  of  Protective  principles , and  that  all  the  hnrd  times  sufTered  by  tbe 
American  people  have  been  preceded  either  by  a heavy  Keduction  of  Duties  on  Imports 
or  by  insufficient  Protection.) 

yloAM  Hce  HCK  i u , K.,  Hexopi«  pyecKaro  xaMO'/Kouuaro  xapu<»a.  Cr.  llexcpöypri. 
1886.  8.  (K.  Lodyshenskij , Geschichte  des  russischen  Zolltarifs.  St.  Petersburg  1886. 

8.  XVI— 312— 82  SS.) 

A 1 1 i della  Commissione  d'inchiesta  per  la  revisione  della  tarifia  doganale.  1.  Parte 
agraria  fascic.  2:  (Kelazione  del  commissario  N.  Miraglia.)  Koma,  Hpogr.  eredi  Botta, 
1886.  4.  119  pp. 

Atti  della  Commissione  d’inchiesta  per  la  revissione  della  tariffa  doganale.  11.  Parte 
industriale.  Kelazione  del  deputato  V.  Ellena.  Roma  1886.  4.  XIV — 568  pp. 

Atti  della  Commissione  d’inchiesta  per  la  revisione  della  tariffa  doganale.  Parte 
industriale  fascicole  1.,  11.,  111.  e IV.:  Allegati  alla  relazione  del  deputato  V.  Ellena. 
Koma,  tipogr.  eredi  Botta,  1886.  4.  181  e 275  pp.  (Contiene:  Risposte  scritte  agli 

interrogatorii : Aceto.  Birra.  Spiriti.  Olii  minerali.  Prodotti  chimici.  Polveri  piriche. 
Colori  c generi  per  tinta  e per  concia.  Lino,  canapa  e juta.  — Catonc.  Lana,  crino  e 
peli.  Seta.  Legno.  Paglia.  Carta  e libri.  Pelli.  Industrie  metailurgiche.  Meccaniche. 
Ceramiche  Vetrarie.) 

8.  Geld-,  Bank-  and  Kreditwesen.  Versioherongswesen. 

Bernhardi,  E.,  Herr  Professor  Erwin  Nasse  und  der  Dortmunder  Handclskam- 
merbcricht.  Eine  währungspolitische  Streitschrift.  Dortmund,  Koppen,  1887.  8.  48  SS. 
M.  1.—. 

Hertzka,  Th.,  Das  Wesen  des  Geldes.  Leipzig,  Duncker  & H.,  1887.  8.  VllI — 
121  SS.  M.  2,40. 

de  Courey,  A.,  Les  assurances.  Paris,  impr.  Marechal  & Montorier,  1886.  12. 
64  pag.  ir.  1. — . (Extrait  du  Dictionnaire  nniversel  de  la  bourse,  de  la  banque  et  des 
assurances.) 

L4vy,  R.  G.,  I^es  conversions  de  rentes.  Paris,  Cerf,  1887.  12.  72  pag. 

Joint  Stock  Companies.  Returns  for  the  year  1885.  London,  printed  by  Han- 
sard & Son,  1886.  Folio.  116  pp.  1/.4.  (Parliam.  paper.) 

EaceroauHKT.  PyccKU.vx  KpoiHTHbixi.  yupe-AMeuin.  BbinycK'i.  IV:  1880  ii  1881 
r.r.  GocraB-iem.  iioäa  pcAaKgicK»  H.  C.  Hnamt!HKO.  0.  IlcxepOyprb  1886.  4.  111 — 

80,  346,  340  pp.  (Jahresübersichten  russischer  Kreditinstitute.  Heft  IV:  tür  die  Jahre 
1880 — 81.  Zusammengestellt  und  redigiert  von  (Prof.)  Iwaschtschenko.  St.  Petersburg 
1886.  4. 

9.  Soziale  Frage. 

Mermeiz,  La  France  socialiste.  Paris  Fetscherin  et  Chuit,  1886.  1 vol.  348  pag. 
Fr.  3,50. 

.Mermeix  hat  es  unternommen  , in  kurzen  Zügen  ein  Bild  von  der  Geschichte  der 
französischen  Sozialisten  seit  den  letzten  fünfzehn  Jahren  zu  entwerfen.  Dabei  greift  er 
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bis  auf  das  Juhr  1847  und  das  berQchtigte  Manifest  der  kommuiiistischcu  Partei  znrSck 
and  schildert  kurz  die  Geschichte  der  Internationale,  welche  letztere  man  fast  gleich 
nach  ihrer  Gründung  den  inneren  Zwistigkeiten  preisgegebeu  sieht,  die  durch  den  per* 
sönlichen  Ehrgeiz  und  die  Eifersucht  der  Führer  hervorgerufen  worden.  Derselben  Er- 
scheinung inneren  Uaders  begegnet  mau  bei  den  Erneuerern  des  Sozialismus  in  Frankreich. 
Die  Kollektivisten , welche  die  Ideen  des  pseudo  - wissenschaftlichen  .Socialismus  eines 
Marx  am  vollständigsten  in  sich  aufgeuommen  haben , die  Possibilisten , welche  dem 
Opportunismus  huldigen  und  mit  durchführbaren  Reformen  beginnen  wollen  , die  Blan- 
quisten,  die  reine  und  unverfälschte  Revolutionäre  sind,  und  endlich  die  Anarchisten  be- 
fehden sich  gegenseitig  bis  aufs  Messer,  exkommunizieren  sich,  klagen  sich  einander  an 
und  suchen  sich  nach  Herzenslust  zu  schädigen. 

Heute  herrschte  eine  Art  Waffenstillstand,  eine  Art  revolutionärer  Vereinigung  unter 
der  Führung  und  in  den  Spalten  des  ,,lutrausigeant“,  der  Zeitung  Henry  Rochoforts,  des 
Frondeur’s  par  excellence,  welcher  den  krämerhaften  Zwistigkeiten  der  Sozialisten  völlig 
gleichgültig  gegenübersteht. 

Menneiz  liefert  Uber  die  sozialistischen  und  revolutionären  Persönlichkeiten  , Uber 
die  Programme,  die  Organisation  und  die  Thätigkeit  der  Gruppen,  unter  welche  sich  die 
verschiedenen  Sekten  verteilen,  interessante  Einzelheiten.  Er  zeigt  uns,  wie  die  Mehr- 
zahl der  Führer , von  denen  die  Arbeiter  geprellt  werden  , Pseudo- Arbeiter  sind , Ab- 
trünnige der  Bourgeoisie,  aus  der  Gesellschaft  AusgestoBene  oder  junge  Leute,  welche 
es  nach  Tbatcn  dürstet.  Eine  ziemlich  groBe  Anzahl  von  ihnen  kehrt,  nachdem  sie  sich 
die  Hörner  abgelaufen,  eines  Tages  in  den  SchoB  der  Gesellschaft  zurück,  deren  Zerstö- 
rung sie  beabsichtigte. 

Als  Quellenwerk  ist  die  vorliegende  Arbeit  besonders  brauchbar;  der  Verfasser  hat 
eine  heimliche  Zuneigung  zur  sozialistischen  Lehre  und  es  würde  uns  nicht  Wunder 
nehmen,  wenn  er  ein  bekehrter  und  ernüchterter  Sozialist  wäre. 

Von  ihm  hören  wir  wieder  einmal  die  bekannte  Thatsache , daB  der  französische 
Arbeiter  dem  Gedanken  einer  Beseitigung  des  Privateigentums  feindlich  gegenUbersteht, 
daB  es  demselben  schwer  wird,  den  KollektivismuB  und  das  philosophische  Kauderwälsch 
des  deutschen  Sozialismus  zu  verstehen.  Von  einigen  Pariser  Doktrinärs  und  einigen 
die  öffentlichen  Versammlungen  füllenden  Lärromachern  abgesehen,  ist  in  Frankreich  der 
wahre  Sozialismus  fast  unbekannt.  Die  kollektivistische  Propaganda  hat  manchen 
Gimpel  gefangen , manches  Opfer  gefordert , ihre  Aufgabe  ist  erleichtert  worden  durch 
die  Schwäche  der  Regierung  angesichts  der  Strikes  in  Decazeville  und  die  Schmeiche- 
leien, mit  denen  das  Parlament  und  die  Politiker  die  Arbeiterklasse  überhäufen.  So 
wenig  zahlreich  die  Agitatoren,  die  Doktrinärs,  die  Fanatiker  aber  auch  sein  mögen,  sie 
bilden  nichts  destoweniger  einen  gefährlichen  Gährungsstoff.  Der  Sozialismus  hat  in 
Frankreich  keinen  festen  FuB  gcfaBt  wie  in  Deutschland  oder  in  Spanien.  A.  R. 

Shaw,  Albert  Ph.  D.,  Ikaria.  Ein  Beitrag  zur  Geschichte  des  Kommunismus. 
Autorisierte  Ausgabe.  Deutsch  von  M.  Jakobi.  Stuttgart,  Robert  Lutz  1886.  VII  u. 
139  SS. 

Eine  gründlich  in  das  Wesen  der  kommunistischen  Gesellschaften  Nordamerikas 
eingehende  kritische  Geschichte  ist  bisher  noch  nicht  verfaBt  worden , wohl  aber  giebt 
es  über  Jene  Experimente  genug  Spezialdarstcllungen,  welche  zum  Teil  in  gröBeren  Wer- 
ken zusammengefaBt  sind.  (Nordhoff,  Hinds,  Noyes,  Semler;  das  Buch  des  letzteren 
ist  wenig  selbständig.)  Auch  die  vorliegende  Arbeit  kann  beanspruchen  brauchbares  und 
wohl  gesichtetes  Material  zu  einer  späteren  wissenschaftlichen  Verwertung  beigebracht 
zu  haben.  Sie  schildert  uns  eingehend  die  äuBeren  Schicksale  der  verschiedenen  ikari- 
seben  — nicht  auf  religiöser  Basis  ruhenden  — Gemeinden  seit  dem  Jahre  1848  und 
beleuchtet  gelegentlich  auch  einige  der  näheren  Ursachen , welche  den  Verfall  der  Ge- 
sellscbaAen  zur  Folge  gehabt  haben.  Ein  tieferes  Verständnis  für  die  psychischen  Vor- 
gänge in  den  Gemeindemitgliedern  infolge  der  kommunistischen  Lebensordnung , sowie 
eine  Präzision  der  Stellung  dieser  Gemeinwirtschaften  innerhalb  der  heutigen  amerika- 
nischen, individualistischen  Volkswirtschaft  bietet  die  Schrift  nicht.  Anderenfalls  hätte 
der  Verfasser  nicht  übersehen  können,  daB  die  junge,  materiell  gedeihende  Kolonie  Ika- 
ria Speranza  in  Kalifornien  nichts  anderes  als  eine  kapitalistische  Unternehmung  ist. 
Denn  die  dort  lebenden  Kolonisten  haben  chinesische  Lohnarbeiter  angestellt.  (S.  105.) 

Auf  Grundlage  der  Shaw’schen  Untersuchung  ist  von  einem  Mitglieds  der  sozialisti- 
schen Arbeiterpartei  Nordamerikas,  Adolf  Hepner,  zu  Parteizwecken  eine  kleine  Schrift 
verfafit  worden:  ,,Die  Ikarier  in  Nordamerika;  eine  Wamng  vor  kommunistischen  Kolo- 
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nialgrUndungen.  New-York  1886.  L.  Rosenberg“,  welche  awar  neues  historisches  Mate- 
rial nicht  bringt , dafUr  aber  die  Bestrebungen  der  Ikarier , wenn  auch  etwas  einseitig, 
so  doch  recht  verständig  beurteilt.  S.  v.  W. 

Soeiete  des  publications  liberales:  1.  Des  salaircs  et  des  gräves ; 2. 

Le  vrai  parti  conservateur ; 3.  L’ing4rence  des  deput4s  dans  l’administration ; 4.  Le  con- 
cordat  et  la  Separation  de  l'Eglise  et  de  l’J^tat;  6.  Comment  nos  contributions  ont  4tc 
depensees  depuis  quatre-vingts  ans. 

Broschüren  aum  Preise  von  26  Centimes  in  der  librairie  Nouvelle,  boulevard  des  Ita- 
liens, Paris. 

Die  gemäfiigten  Liberalen,  d.  h.  diejenigen,  welche  in  Frankreich  das  linke  Zentrum 
bilden,  haben  das  Bedürfnis  empfunden,  der  Untbätigkeit,  welcher  sie  anheiragefallen 
waren,  ein  Ende  au  machen.  Ihre  Gegner  haben  einen  unermüdlichen  Eifer  entwickelt. 
Zeitungen,  Flugschriften,  häufigere  Zusammenkünfte,  alle  Mittel  werden  von  den  verschie- 
denen Fraktionen  der  radikalen  Partei  aur  Anwendung  gebracht  und  es  giebt  kein  Arron- 
dissement , wo  nicht  ein  Mittelpunkt  geschaffen  wäre , in  welchem  die  Erkundigungen 
Busammenlaufen  und  von  wo  die  Agitation  ihren  Ausgang  nimmt.  Die  konservativen 
Liberalen  haben  es  nicht  verstanden,  von  der  Freiheit  einen  ausgedehnten  Gebrauch  au  machen. 
Obgleich  die  Presse  und  die  Versammlungen  aller  Fesseln  ledig  sind,  nehmen  jene  doch 
selten  ihre  Zuflucht  au  diesen  Waffen  der  freien  Länder.  Ihre  Zeitungen  sind  ohne 
Leben;  es  verknüpft  sie  kein  gemeinsames  Band,  durch  welches  ein  Vereinigungspunkt 
geschaffen  werden  könnte.  Die  folgenschwersten  Tbatsachen,  die  bedrohlichsten  Gesetze 
werden  vorbereitet,  ohne  dafl  die  Wähler  über  die  Gefährlichkeit  der  Lage  irgend  welche 
Aufschlüsse  erhalten  hätten. 

Bei  Beginn  des  Jahres  1886  beschloß  eine  Gruppe  hervorragender  Persönlichkeiten, 
welche  die  gesündesten  und  vernünftigsten  Bestrebungen  der  liberalen  Bourgeoisie  ver- 
treten, den  Kampf  für  ihre  Ideen  aufzunebmen  und  gründete  eine  Gesellschaft  für  libe- 
rale Veröffentlichungen  mit  dem  Sitae  in  Paris.  Der  Verwaltungsrat  besteht  ans  den 
Herren  Barthölemy  St.  Hilaire,  L6on  Say,  Georges  Picot,  Denormandie,  Lannes  de  Mon- 
tebello,  84bline,  Perm4ael,  Aynard-KerJ4gu,  d.  h.  ehemaligen  Ministern,  Senatoren,  Ge- 
neralräten , einem  hervorragenden  Banquier  und  einem  Lyoner  Seidenfabrikanten.  Der 
Kampf  gegen  den  Radikalismus  und  Cäsarismus  ist  ihr  Ziel.  Man  wählte  die  Form  der 
Gesellschaft  mit  veränderlichem  Kapital  (soci4td  au  Capital  variable) , um  die  Emission 
von  Aktien  zu  fünfzig  Franks  zuzulassen.  Lokalblätter  und  eine  diesen  als  Vereini- 
gungspnnkt  dienende  Korrespondenz  sowie  Agitationsschriften  sind  die  mannigfaltigen 
Formen  der  Thätigkeit  der  Gesellschaft.  In  der  politischen  illustrierten  Zeitung  hat  sie 
ein  neues  Vorbild  geschaffen.  Dieselbe  erscheint  jede  Woche  zum  Preise  von  16  Cen- 
times, 12  Seiten  stark,  wovon  8 Seiten  Text.  Die  neueste  Zeitung  dieser  Art  ist  „le 
Seine  et  Oise  illustr4“.  Jede  Nummer  erfordert  eine  Ausgabe  von  600  Frks.  Der  Ab- 
satz beläuft  sich  auf  einige  Tausend  Exemplare.  In  Grenoble  erscheint  e>ne  andere 
Wochenschrift,  „l’Avenier  de  l’Isöre“.  Die  Redaktion  ist  heftig  und  angreifend  gegen 
die  Radikalen , mäßig  gegenüber  allem  dem , was  entschlossen  ist , für  die  Gesellschaft 
aufzutreten. 

Bis  jetzt  sind  fünf  Schriften  erschienen.  Die  erste  war  ein  Gespräch  Uber  Arbeits- 
einstellungen und  Löhne  und  dazu  bestimmt , zur  Zeit  des  Strikes  von  Ddeaze- 
ville  und  Vierzon  das  Publikum  Uber  jene  ökonomischen  und  sozialen  Probleme  aufzn- 
klären.  Die  zweite  geißelte  die  Einmischung  der  Deputierten  in  die  Verwaltung,  sowohl 
die  der  Kammer  als  solche,  welche  durch  die  Art,  in  der  sie  die  Regierungsabteilnngon 
mit  Hilfe  ihrer  Budgetkommission  zu  kontrollieren  strebt,  alle  Regeln  einer  guten  Poli- 
tik außer  Acht  läßt,  als  auch  die  der  radikalen  Deputierten,  welche  für  ihre  Wähler 
Stellen  erbetteln  oder  die  Aufhebung  der  auferlegten  Geldstrafen  fordern.  Das  dritte 
Heft  behandelte  die  Frage  der  konservativen  Partei,  das  vierte  diejenige  des  Konkordats, 
das  fünfte  hat  die  Finanzverwaltung  zum  Gegenstand. 

Diese  mit  Mäßigung,  Offenherzigkeit  und  Klarheit  geschriebenen  Veröffentlichungen 
sind  selbst  außerhalb  Frankreichs  für  diejenigen  von  Interesse,  welche  den  Anstrengun- 
gen der  Gemäßigten  gegenüber  dem  Umsichgreifen  des  Radikalismus  Beachtung  schenken. 

A.  R. 

Armenwesen,  das,  der  Stadt  Leipzig  im  Jahre  1885.  (Separatabdruck  ans  dem 
städtisohen  Verwaltungrbericbt  für  das  Jahr  1886.)  Leipzig,  Druck  von  Bär  & Hermann, 

1886.  Roy.-8.  75  SS.  — Haushaltplan  der  Armenkasse  der  Stadt  Leipzig  auf  das  Jahr 

1887.  Roy. -4.  24  SS. 
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Fischer,  J. , Ein  FideikommtB  der  Arbeiter.  Die  Barzahlung  im  Kleinverkehr. 
Eine  kritische  Analyse  des  FlQrscheim’scben  Vorschlages:  Die  Verstaatlichung  von  Grund 
und  Boden  betreffend.  München,  Selbstverlag  des  Verfassers,  Kanalstr.  36.  1887.  Koy.- 
Lex.-8.  118  SS.  mit  Tabelle  in  Folio.  M.  8,50. 

Friedländer,  E. , Die  Frage  der  Frauen-  und  Kinderarbeit  Eine  Studie.  Ans 
dem  Italienischen  von  A.  Fleischer.  Forbach,  Hupfer,  1887.  8.  VIII — 118  SS.  M.  1,20. 

Nacbweisungen  der  Stiftungen  und  Legate  der  Stadtgemeinde  Berlin  für  Unter- 
richts-, Armen-  und  Woblthätigkeit-z wecke.  Scblufi  der  Redaktion:  Januar  1886.  Ber- 
lin, Gebr.  Grunert,  1886.  gr.-8.  203  SS. 

Schriften  des  deutschen  Vereins  für  Armenpflege  und  Wohlthätigkeit  Heft  2: 
Stenographischer  Bericht  Uber  die  Verhandlungen  der  VII.  Jahresversammlung  des  deut- 
schen Vereins  für  Armenpflege  und  Wohlthätigkeit  am  21.  u.  22.  Sept  1886  in  Stutt- 
gart , betreffend  die  Reform  der  ländlichen  Armenpflege  und  die  Behandlung  der  Armen- 
stiflangen.  Leipzig,  Duncker  & H.,  1886.  8.  113  SS.  M.  2,40. 

Verhandlungen,  die,  des  IX.  ordentlichen  Verbandstages  der  deutschen  Ge- 
werkvereine abgehalten  zu  Halle  a.  S.  vom  16.  bis  22.  Juni  1886.  Berlin  , Selbstver- 
lag der  deutschen  Gewerkvereine,  1886.  8.  650  SS. 

Mont-  de-Pi4t4,  le,  et  les  marchands  de  reconnaissances.  Paris,  impr.  Desclos  & C« , 
1886.  8.  31  pag.  fr.  0,20. 

Renonard,  A. , La  qnestion  des  accidents  du  travail ; Legislation  fran^aise  et 
etrangere ; projets  de  reforme  , etc.  Paris,  Lev4,  1887.  8.  72  pag.  (Eztrait  de  „la 

Keforme  sociale.“) 

Lorimer,  G.  C.,  Studies  in  Social  Life:  a review  of  the  principles,  practices,  and 
Problems  of  Society.  London,  S.  Low  etc.,  1886.  8.  cloth.  484  pp.  7/.6.  (Contents: 
The  Solidarity  of  Society.  — The  Progress  of  Society.  — The  Ineqnalities  of  Society.  — 
The  Sufferings  of  Society.  — The  Vices  of  Society.  — The  Impositions  of  Society.  — 
The  Divisions  of  Society.  — The  Amüsements  of  Society.  — The  Education  of  Society.  — 
The  Hope  of  Society.) 

S a V i n g s Banks.  Return  from  each  Savings  Bank  in  England  and  Wales , Scot- 
land, and  Ireland  (for  the  year  ended  the  20ü>  day  of  November  1886.  London,  printed 
by  Hansard  & Son , 1886.  fol.  100  pp.  1/.4.  (Parliament.  paper.)  — Post  Office 
Savings  Banks.  Return,  arranged  according  to  Counties  (Status:  31.  XII.  1885) 
London,  printed  by  Hansard  &■  Son,  1886.  fol.  63  pp.  (Parliam.  paper.) 

Alf  an  i,  A.,  I tre  amori  del  cittadino  (La  casa,  il  lavoro,  la  patria.)  III.  la  patria. 
Firenze,  Barbara,  1886.  16.  90  pp.  1.  0,50.  (Contiene:  La  patria  e la  nobilitä  del 

popolo.  — II  dovere  delia  milizia.  — II  turpiloquio  e la  bestemmia.  — I priucipali  e i 
sottoposti.  — La  scnola.  — II  fare  economia  e il  metter  da  parte.  — Le  casse  di 
risparmio  e le  societä  di  mutuo  soccorso.  — La  irrequietezza  e la  mania  di  salire  piü 
SU.  — Onestä , coscienza  tranquilla  e buon  nome.  — Buon  cittadino , governo  giosto  e 
nazione  felice.  — ) 

Mondello,  Nestler,  C.  A.,  La  massoneria.  Roma,  tipog.  edit.  Romana,  1886. 
8.  309  pp.  (Contiene:  Origine  della  massoneria.  — Gradi  gerarchici  nella  massoneria. 

— La  massoneria  ed  i fiiosofi  del  secolo  XVIII.  — Trasformazione  della  massoneria  e 
suoi  terribili  piani.  — La  massoneria  ’s  incarna  in  Robespierre  ed  in  Napoleons  Bona- 
parte. — La  massoneria  carbouaria  e sue  gesta.  — La  massoneria  sotto  il  nome  di 
giovine  Europa.  — La  massoneria  e le  rivoluzioni  del  1848  in  Europa.  — La  diplo- 
mazia  e la  massoneria  in  Italia  ed  in  Europa  dal  1849  al  1870.  — La  diplomazia  mas- 
sonica  e l’invasione  di  Roma  nel  1870.  — La  diplomazia  rivoluzionaria  italiana  e la 
lega  intemazionale  massonica  dopo  l’invasione  di  Roma.  — La  massoneria  odierna  si 
riversa  nel  radicalismo,  nel  socialismo,  nel  nihilismo  e nel  comunismo.  — I ramani  pontefici 
e la  massoneria.  — Leone  papa  XIII.  e la  massoneria.) 

Kerdijk,  A.,  Wettelijke  beperkiog  van  arbeidsvrijbeid  en  arbeidst(jd  voor  kinde- 
ren,  jeugdige  werklieden  en  vrouweu.  Nijmegen,  Thieme,  1886.  8.  48  bl.  fl.  0,10. 

(Qeschriften  over  sociale  vragcn,  uitgegeven  van  wege  de  Liberale  Unie.  N°  1.) 

10.  Gefletzgebung. 

Förster-Eccius,  Theorie  und  Praxis  des  heutigen  gemeinen  preufiischen  Pri- 
vatrechts. (Nach  der  Grundlage  des  Franz  Förster’schen  Werkes  bearbeitet  von  M.  E. 
Eccins.)  Band  I.  Der  neuen  Bearbeitung  2.  Auflage.  Berlin,  G.  Reimer,  1887.  Roy.-8. 
XXVUl~816  88.  M.  15.—. 
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Heidenhain,  A. , Die  Anwendung;  der  §§  10  — 14  des  Nahrungsmittelgesetzes 
(Fleischverkehr)  vom  14.  Mai  1879  im  praktischen  Leben.  Auf  Grund  der  Reichsge- 
richtsentscheidungen betrachtet.  Berlin,  Hirscbwald,  1887.  gr.-8.  38  SS.  M.  0,80. 

Huber,  £.,  System  und  Geschichte  des  schweizerischen  Privatrechts.  Basel,  Det- 
loff,  1886.  gr.-8.  XVUI— 767  SS.  M.  10.  — . 

Kayser,  P.,  Die  gesamten  Reich^ustizgesetze  und  die  sämtlichen  für  das  Reich 
und  in  PreuBen  erlassenen  Ausführungs-  und  Ergänznngsgesetze , Verordnungen , Erlasse 
und  Verfügungen , nebst  den  Urteilen  des  Reichsgerichts  und  den  endgültigen  Entschei- 
dungen des  Kammergerichts.  4.  Anfl.  Liefer.  1.  Berlin,  H.  W.  Müller,  1887.  gr.-8. 

(Der  Gesamtpreis  des  in  6 Lieferungen  erscheinenden  Werkes  wird  den  Betrag  von 
18  Mark  nicht  übersteigen.) 

Conrcelle-Seneuil,  J.  G.  , Pr4paration  ä l’dtnde  du  droit.  Etudes  des  prin- 
cipes.  Paris,  Guillaumin,  1887.  gr.  in-8.  XI — 485  pag.  Fr.  8.  — (Table  des  matiires: 
De  la  Science  sociale.  1.  Objet  et  mati^re.  2.  Description  sommaire.  3.  La  soci4t4. 
4.  Le  progräs.  5.  La  clvilisation.  6.  Formes  diverses  de  la  concurrence  vitale.  — 
7.  L’art  social.  — De  l'in^galitd  des  conditions  sociales.  1.  La  soci4t4  moderne.  8.  Ob- 
jections socialistes.  3.  L’4galit4  des  conditions  est-elle  naturelle?  est-elle  desirable?  — 

4.  Moyens  imaginös  contre  l’inegalit^  des  conditions.  5.  Int4räts  du  gouvemement.  6.  Pour- 
quoi  les  plaintes  contre  rinägalitd  des  conditions  sont  plus  aigues  qn’autrefois.  7.  Int4r4ts 
des  pauvres.  — Du  droit  et  de  la  morale.  1.  Considärations  g4n4rales.  2.  Du  droit 
public  en  g4n4ral.  — 3.  Principes  du  droit  public  fran^ais.  4.  Des  pouvoirs  constitu^s. 

5.  Du  droit  international.  6.  Du  droit  pdnal.  7.  Du  droit  civil.  8.  Du  droit  admini- 
stratif.  9.  La  propri4t4.  10.  De  la  confection  et  de  l’interprdtation  des  lois.  11.  De 
la  morale  et  plus  particnliferement  de  la  morale  civique.  — etc.) 

Petit,  E.,  Droit  romain : du  testament  inofScieuz  ; droit  fran^ais : des  dispositions 
d4pendantes  en  matibre  d’enregistrement.  Tours,  impr.  Mazereau,  1886.  8.  195  pag. 

R 0 g e r y , M.  J.  G.,  De  la  condition  des  4trangers  en  droit  romain.  Montpellier, 
impr.  Grollier  & fils,  1886.  8.  113  pag.  fr.  2. — . 

Sieye,  V.,  De  la  nouvelle  Organisation  de  la  justice  mnsulmane , on  commenfaire 
du  ddcret  du  10  septembre  1886.  Oran,  imprim.  Perrier,  1887.  8.  72  pag. 

Scrutton,  T.  E.,  Land  in  fetters;  or  Bistory  and  Policy  of  the  laws  restraining 
the  alienation  and  settlement  of  Land  in  England.  (Yorke  prize  essay  for  1885.)  New 
York,  Macmillan,  1886.  8.  162  pp.  ^ 2. — . 

Semmola,  G.,  La  censura  pubblica  nei  liberi  ordinamenti  e la  repressione  delle 
ingiurie.  Napoli,  Unione  tipograf.-editrice,  1886.  8.  1.  4. — . 

11.  Staats-  und  Yerwaltungsreoht. 

Dr.  K.  Hugelmann,  Studien  zum  österreichischen  Verfassungsrech te  I.  Wien, 
1886. 

Der  Verfasser,  der  schon  früher  durch  eine  Reihe  kleinerer  Abhandlungen  gezeigt 
hat,  daß  er  sich  eingehend  mit  dem  .Studium  des  österreichischen  öffentlichen  Rechts  be- 
schäftigt, giebt  in  vorliegender  Schrift  eine  ausführliche  Übersicht  über  die  Geschichte 
der  Gesetzgebung,  welche  die  Bildung  einer  Reichsvertretung  in  Österreich  zum  Gegen- 
stand hat.  Eine  Verfassungsgeschichte  will  er  uns  nicht  geben,  sondern  nur  einen  Bei- 
träg  zu  einer  solchen.  Er  hat  sich  nicht  die  Aufgabe  gestellt , die  politischen  Mächte 
und  Ideen  zu  untersuchen,  welche  auf  die  Entstehung  und  Gestaltung  der  Reichsvertre- 
tung  eingewirkt  haben,  eine  Aufgabe,  die  freilich  bei  der  auBerordentlichen  Mannigfal- 
tigkeit der  politischen  und  nationalen,  der  sozialen  und  wirtschaftlichen  Verhältnisse  in 
Österreich  mit  groBen  Schwierigkeiten  verbunden  ist.  Er  hat  sich  mit  einer  äußeren 
Geschichte  der  Gesetzgebung  begnügt,  durch  die  zuverlässige  und  quellenkundige  Dar- 
stellung aber  auch  in  dieser  Beschränkung  unsern  Dank  verdient.  Die  Kenntnis  des 
österreichischen  Verfassnngsrechts  ist  in  Deutschland  so  wenig  verbreitet  und  die  Litte- 
ratur  hierüber  eine  so  dürftige,  daß  die  fleißigen  Studien  des  Verf.  auch  hier  mit  Inter- 
esse werden  aufgenommen  werden.  Lg. 

Bezirkstag  des  Unterelsaß.  Verhandlungen  der  Sitzung  von  1886.  Straßburg, 
Druck  von  Fischbach,  1886.  4.  XV — 184  SS. 

Boettcher,  Fr.,  Eduard  Stephani.  Ein  Beitrag  zur  Zeitgeschichte,  insbesondere 
zur  Geschichte  der  nationalliberalen  Partei.  Leipzig,  Brockhaus,  1887.  8.  VII — 299  SS. 
M.  6. — 

Brie,  S.,  Theorie  der  Staatenverbindungen.  Breslau,  Druck  von  Graß,  Barth  A O, 
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1886.  4.  CXXXIX  SS.  (Der  Universitfit  Heidelberg  zur  Feier  ihres  fttnfhundertjähri- 

gen  Jubiläums  von  der  Universität  Breslau  dargebrachte  Gratulationsschriit.)  Nicht  im 
Handel. 

Lammasch,  H.,  Auslieferungspflicht  und  Asylrecht.  Eine  Studie  über  Theorie 
und  Praxis  des  internationalen  Strafrechtes.  Leipzig,  Dnncker  & H.,  1887.  gr.-8.  XVI — 
912  SS.  M.  18.—. 

D i c e y , A.  V.,  England’s  case  against  Home  Rnle.  New  York  , Scribner  & Wel- 
ford,  1886.  8.  clotb.  | 4,20. 

Skottowe,  B.  C. , A short  History  of  Parliament.  New  York,  Harper,  1887. 
12.  4 — 845  pp.  clotb.  ^ 1,25.  (Contents:  The  formadon  of  Parliamentary  Govern- 
ment, 1295 — 1460.  — The  Irish  Parliament  and  the  Union.  — Men  and  debates,  1760  — 
1800.  — The  old  Tory  Hinistry.  — Parliamentary  Reform.  — The  age  of  Peel.  — 
Lord  Palmerstou.  — Gladstone  and  Disraeli.  — etc.  etc.) 

18.  BUtUtik. 

Deutsches  Reich. 

Böckb,  R.,  Statistisches  Jahrbuch  der  Stadt  Berlin.  Jahrgang  XU:  StatisUk  des 
Jahres  1884.  Berlin,  Stankiewicz,  1886.  8.  XII — 848  SS.  M.  6. — . 

Jahrbuch,  stadstisches , für  das  Grofiherzogtum  Baden.  Jahrgang  XII  (1884) 
Karlsruhe,  Macklot'scbe  Buchdruckerei,  1886.  gr.  Lez.-8.  XIV — 880  SS. 

Mitteilungen,  statistische.  Über  das  Grofiherzogtum  Baden.  Band  V.  N^  4: 
Viehzählung  am  80.  Novbr.  1885.  Farrenhaltung  im  Jahre  1885.  Steuerkapitalien  und 
Steuererträge  in  den  Jahren  1884  und  1885.  Jagd-  und  Fischerkarten  1885.  — N<*  5: 
Bestrafung  des  Bettels  und  der  Landstreicherei  im  Jahre  1885.  Bekämpfung  des  Bettels 
und  der  Landstreicherei  in  den  Jahren  1884  und  1885.  Karlsruhe  1886.  grr.-8. 

Mitteilungen  aus  dem  stadstischen  Bfireau  des  herzogl.  Staatsministeriums  zu 
Gotha  Uber  Landes-  und  Volkskunde  der  Herzogtümer  Koburg  und  Gotha.  Jahrgang 
1886.  Teil  2.  Gotha,  Tbieuemann , 1887.  hoch-4.  136  S.  (Inhalt:  Die  Bevölkerung 
in  den  Herzogtümern  Koburg  und  Gotha  in  den  Jahren  1816,  1834,  1843,  1852,  1861, 
1864,  1867,  1871,  1875,  1880,  1885.  — Die  Bevölkerung  in  den  Herzogt.  Koburg  und 
Gotha  bei  der  am  1.  Dez.  1885  stattgefundeneu  Volkszählung  nach  den  Wohnungsver- 
häitnissen,  den  Haushaltungen,  der  Art  der  Anwesenheit,  den  Hauptaltersklassen  und  dem 
Geschlecht,  ferner  nach  dem  Familienstand,  dem  Religionsbekenntnis  und  der  Staatsangehörig- 
keit — Die  ortsanwesende  Bevölkerung  am  1.  Dez.  1885  nach  Mafigabe  ihrer  Staatsange- 
hörigkeit, nach  Geschlecht  und  Geburtsjahr,  fünfjährigen  Geburtsjahrsklassen  und  Familien- 
stand, nach  Geschlecht  und  Geburtsstaat — Vergleichung  der  Resultate  der  am  1 Des.  1885 
in  den  Herzogtümern  Koburg  und  Gotha  stattgebabten  Volkszählung  mit  den  Resultaten 
der  vorhergehenden  Zählung  vom  1.  Dez.  1880.) 

Retz,  C.,  Statistische  Mitteilungen  aus  den  Verhältnissen  der  Stadt  Kulmbach. 
Knimbach,  Wanderer,  1886.  8.  50  SS.  M.  0,80. 

Statistik  des  Deutschen  Reichs.  Neue  Folge.  Band  VI,  Teil  1:  Gewerbestati- 
stik des  Reichs  nach  der  allgemeinen  Berufszählung  vom  5.  Juni  1882.  Berlin,  Pntt- 
kammer  & M.  , 1886.  Roy. -4.  (Enthaltend  Einleitung:  124  SS.,  Verzeichnis  der  Ge- 

werbe 73  SS.,  Übersichten  der  Gewerbebetriebe  193  SS.  Nebst  19  kartographischen 
Darstellungen  ln  qn.-foiio.)  M.  8. — . 

Statistik  des  Deutschen  Reichs.  Hrsg,  vom  kaiserl.  statistischen  Amt.  Neue 
Folge.  Band  XX:  Warenverkehr  des  deutschen  Zollgebiets  mit  dem  Auslande  im  Jahre 
1885.  Teil  II.  u.  UI.  Berlin  , Pottkammer,  1886.  Roy.  in-4.  87,  63,  84  und  90  SS. 

M.  7. — . Band  XXI,  Abteilung  2:  Statistik  der  Seeschiffahrt  für  das  Jahr  1885  bezw. 
den  1.  Januar  1886.  Abteilung  2:  Seeverkehr  in  den  deutschen  Hafenplätzen  und  See- 
reisen deutscher  Schiffe.  Berlin,  Puttk.  1886.  Roy.  in-4.  194  und  159  SS.  M.  6. — . Band 
XXII:  Der  Verkehr  auf  den  deutschen  Wasserstraßen,  insbesondere  der  Schiffs-  und  Gü- 
terverkehr auf  den  deutschen  Wasserstrafien  nebst  den  beobachteten  Wasserständen  im 
Jahre  1885.  Berlin,  Puttk.  1886.  Roy.  in-4.  14,  104  und  81  SS.  M.  5. — . 

Verwaltungsbericbt  des  Rates  der  kgl.  Haupt-  und  Residenzstadt  Dresden 
für  das  Jahr  1885.  Dresden  1886.  XU — 343  SS.  Mit  graphischer  Darstellung  in  qu.- 
folio  (die  Betriebsresultate  der  Dresdener  Wasserwerke  für  1885  grapb.  veranschaulichend.) 
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Frankreich. 

Annuaire  statistique  de  la  France.  IX«  Annde:  1886.  Paris,  imprim.  nationale, 
1886.  Imp.  in-8.  XXX — 718  paif.  (Sommaire:  Territoire  et  population.  Mouvement 
de  la  population.  Emigration.  — Cnltes.  — Jnstice  criminelle.  Justlce  civilo  et  com- 
merciale.  Etablissements  p4nitentiaires.  — Assistance  publique.  lustitutions  de  pr4- 
voyance.  — Instruction  publique.  Beaux.arts.  — Agriculture.  — Industrie.  Professious 
et  salaires.  — Commerce  extörieur  et  navigation.  — P^che  maritime.  — Voies  de  com- 
munication,  circnlation  et  cr4dit.  — Sinistres : (Incendies,  gröle,  gelee , etc.)  Sinistres  et 
sauvetages  maritimes.  Assurances.  — Elections.  — Kecrutement  de  Tarmde.  — Finances 
et  impöts.  Octrois  et  consommations.  — Algörie.  — Colonies  et  possessions  firan^aises.  — ) 

England. 

Judicial  Statistics  of  Bcotland.  XVIII.  Report  for  the  year  1885.  Edinburgh, 
printed  by  Neill  & C<>,  1886.  Folio.  137  pp.  1/.6.  (Parliament.  paper  by  command.) 

Thom’s  official  directory  of  the  United  Kingdom,  for  the  year  1887.  Dublin, 
Tbom  & C**,  medium-8.  2000  pp.  81/. — . (Contents  a collcction  of  Statistics  relating 
to  the  Social  and  Land  Questions  in  Great  Britain  and  Ireland.  Besides  perfect  Statis- 
tical Information  of  the  Commerce  , Education , etc.  of  the  United  Kingdom  and  British 
Dependencies.) 

Österreich-Ungarn. 

Ilivatalos  statistikai  kSalemönyek,  kiadja  az  orss&gos.  M.  Kir.  statistikai  hivatal. 

1.  MagyarorszÄg  küz-es  magÄnkönyvtfirai  1885-ben.  Szerkesztetto  Oyörgy  Alad.  401  pp. — 

2.  Magyaror»z4g  iparstatisztiköja  1885-ben.  ÖsszeÄllitotta  Jekelfalussy  J6zs.  101  pp. 
(Officielle  statistische  Mitteilungen,  hrsg.  vom  kgl.  Ungar,  reichsstatistiscbeu  BUreau.  Heft  1 : 
Statistik  der  öffentlichen  und  Privatbibliotbeken  Ungarns  fUr  1886,  hrsg.  von  A.  György. 
Heft  2:  Ungarische  Gewerbestatistik  von  1885,  znsammengestellt  von  Jos.  Jekelfalussy.) 
2 Hefte.  Budapest  1886.  gr.  in-Lex.-8. 

Jahrbuch,  statistisches,  des  k.  k.  Ackerbauministqnums  fOr  1885.  Heft  8.  Berg- 
werkshetrieb  Österreichs  im  Jahre  1885.  Liefer.  2:  Ausdehnung  des  Bergbaues,  Betriebs- 
einrichtungen , Arbeiterstand , Verunglückungen , Bruderladen  und  Bergwerksabgaben. 
Wien,  k.  k.  Hof-  und  Staatsdrnckerei,  1886.  8.  133  SS. 

Jahrbuch,  statistisches,  der  evangelischen  Landeskirche  Augsburger  Bekenntnisses 
in  Siebenbürgen.  Jahrgang  VI.  Hrsg,  vom  Landeskonsistorium.  Hermanustadt , F.  Mi- 
chaelis, 1885.  gr.  Lex.-8.  XIX— 127  SS.  M.  3.—. 

Österreichische  Statistik.  Hrsg,  von  der  k.  k.  statistischen  Zentralkommission. 
Band  XIII.  Heft  2:  Statistik  der  Sparkassen  in  den  im  Reichsrate  vertretenen  König- 
reichen und  Ländern  für  das  Jahr  1884.  Wien,  k.  k.  Hof-  und  Staatsdruckerei,  1886. 
Foüo.  XXIV— 33  SS.  fl.  1 


Rußland. 

Bidrag  tili  Finlands  officiela  Statistik.  XI.  Medicinalverket.  (Neue  Folge  1:  Be- 
richt Uber  das  finländische  Medizinalwesen  für  das  Jahr  1884.)  210  pp.  — XVIII.  In- 

dustri-statistik  I.  Ar  (Jahrgang)  1884.  Teil  1 u.  II  1 : (Montaniudustrie,  Eisen-  uud 

Stahlmanufaktur,  Münzwesen  und  Münzwerkstätten  etc.  Finlands.  58  SS.  — Fabriks- 
und Gewerbestatistik  Finlands  1.  Abteilung.  VIII — 77  SS.)  XX.  Jernvägs-statistik.  N<>.  15; 
(Bericht  über  den  finländischen  Eisenbahnbetrieb  im  Verwaltungsjahr  1885.)  Zusammen 
4 Hefte.  Uelsingfors  1886.  4. 

CdopuHKi»  CTaTHCTHqecKHx-B  CBtAtuiu  uo  ./[h<»jiahackoü  ryÖepHiH,  ua&mnbm  Äu*- 
XÄHacKKJfB  cxarucTHuecKUMT.  Komhtotostb  noÄ^  peMKiüeio  Oenpexapa  KoBiHieia  H.  Kapj- 
6epra.  Pura  1886  4.  99  pp.  r.  1,50.  (Sammlung  statistischer,  das  Gouvernement 

Livland  betreffender  Nachrichten,  hrsg.  vom  livländiscben  statistischen  Komitö  und  redigiert 
vom  Sekretär  desselben  N.  Karlberg.  Riga  1886.) 

Italien. 

Statistica  giudiziaria  civile  e commerciale  per  l’anno  1883.  Roma,  eredi  Botta, 
1886.  gr.  Lex.-in-8.  14  e CXLIII  pp.:  Indice  e introduzione,  434  pp.:  Tavole. 

Statistica  della  stampa  periodica  al  31  dicembre  1886  e movimento  dei  periodici 
durante  gli  anni  1884  e 1886.  Roma,  tipogr.  dei  fratelli  Bencini,  1886.  Boy.  in-8- 
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(Pabblicazione  dcl  Ministero  di  agricoltura , industria  e commercio.)  XXVll — 83  pp. 
(pag.  XX — XXVll:  Confronti  iuternaKionali : Specchi  comparativi.  Francia.  Belgio. 

Germanica.  Austria  cisleitana.) 


Schweden. 

Bi  d rag  tili  Sveriges  ofliciola  Statistik  B.  Rättsväseudet.  Ny  följd  XXVlll  1,  2. 
Stockholm,  1886.  Roy. -4.  XX  - 50  och  XU — 44  pp.:  (Schwedische  Zivil-  und  Krimi- 
nalgerichtsstatistik für  1885.)  G.  Fangvardeu.  Ny  foljd  XXVll.  Ibidem  1886.  Roy.-4. 
36  och  43  pp.:  (Schwed.  GefÜngnisstatistik  für  1885.)  K.  Helso-och  sjukvärden  11.  Ibid. 
1886.  Roy.-4.  XV — 38  pp.  (Schwed.  Hospitalstatistik  fUr  1885.)  L.  Statens  jemväg- 

strafik  24  a.  Ibid.  1886.  Roy. -4.  120  pp.  (Schwed.  Staats-Eisenbahnstatistik  für  1885. 
Nebst  graph.  Darstellung  ) M.  Postverket.  22:  1.  Ibid.  1886.  Roy.-4.  58  pp.  (Schwe- 

dische Postbetriebsstatistik  fUr  1885.)  N.  Jordbruk  och  boskapsskötsel.  Ibid.  1886. 
Roy.-4.  16  pp.  (Schwedische  Landwirtschaftsstatistik  in  summarischer  Zusammenstel- 
lung für  1886.)  P.  Undervisningväsendet  4 och  6.  Ibid.  1886.  Roy.-4.  IV — 38  och 

38;  IV — 40  och  64.  (Schwedische  Unterrichtsstatistik  für  die  Jahre  1878/79,  1879/80.) 
Q.  Skogsvisendet  XVII.  Ibid.  1886.  Roy. -4.  154  pp.  (Schwedische  Forst-  und  Jagd- 
stati.stik  für  1885  nebst  Supplement:  Holmerz,  C G.  och  Th.  Örtenblad,  Om  Norrbottens 
skogar  (Über  die  Waldungen  im  Norrbottens-Gouvernement).  120  pp.  u.  4 Steintafeln. 
>S.  Allmänna  arbeten  14.  Väg-och  vattenbyggnadsstyrelsens.  Ibid.  1886.  Roy. -4.  96  pp. 
(Statistik  der  öffentlichen  Arbeiten : KunststraBen-,  Brücken-,  Eisenbahnbauten  Schwedens 
für  1885  ) 

Sveriges  Statskalender  für  ar  1887.  Bihang:  Udtrag  ur  Norges  Statskalender. 
Stockholm,  Norstedt  & Söner,  1886.  8.  613 — XVI  pp. 

Vereinigte  Staaten  von  Amerika. 

Census,  Xth,  of  the  United  States,  1880.  Volume  XIV:  The  United  States  Mining 
Laws  and  regulations  thereunder  and  State  and  Territorial  Mining  Laws,  to  which  are 
appeuded  Local  Mining  rules  and  regulations.  Compiled  under  the  direction  of  H.  Ce. 
King.  Washington,  Government  Printing  Ofüce,  1885.  Roy.  in-4.  cloth.  VI — 705  pp. 

Census,  Xtb,  of  the  United  States,  1880.  Volume  XVI:  Statistics  of  Power  and 

Machinery  employed  in  Manufactnres  under  the  direction  of  (Prof.)  W.  P.  Frowbridge: 

Reports  on  the  Water-Power  of  the  United  States.  Part  I.  Washington  1885.  Boy.  in-4. 
XXXIX — 874  pp.  cloth.  (Contents:  Streams  of  eastern  New  England,  by  G.  F.  Swain. — 
Region  tributary  to  Long  Island  sound,  by  D.  Porter.  — Hudson  River  basin  and  Lake 
George  ontlet,  by  D.  Porter.  — Region  tributary  to  lake  Ontario  and  the  New  York 
state  canals,  by  D.  Porter.  — Drainage  basins  of  lakes  Huron  and  Erie,  and  water-po- 
wer  of  Niagara  falls  and  river,  by  Greenleaf.  — Middle  Atlantic  water-shed.  Southern 
Atlantic  water-shed,  by  Swain.  — Eastern  Gulf  slope,  by  Porter.  — ) 

Census,  Xü>,  of  the  United  States,  1880.  Volume  XX:  Report  on  the  Statistics 

of  W'ages  in  Manufacturing  Industries;  with  supplementary  reports  on  the  average  retail 
Prices  of  necessaries  of  life , and  on  Trade  Societies , and  Strikes  and  Lockouts  (during 
the  year  1880),  by  J.  D.  Weeks.  Washington,  Government  Printing  Office,  1886.  Roy. 
in-4.  cloth.  XXXIV — 671,  V — 117,  19  and  28  pp. 

Südamerika:  Argentinische  Republik. 

A n n u a i r e statistique  de  la  province  de  Buenos- Ayres  pnbliä  sous  la  direction  du 
directeur  du  Bureau  de  statistique  g4u4rale  E.  R.  Coni.  V<^me  ann4e:  1885.  Edition  en 
franfais.  Buenos- Ayres , imprim.  du  Courrier  de  la  Plata,  1886.  Imp.  in-8.  XLV— 
460  pag.  (Sommaire  g4neral : Population.  — Climat.  — Mouvement  administrativ  — 
Instruction  publique.  — Jostice.  Prisons.  Police.  — Culte.  — Bienfaisance.  Salubritd 
publique.  — Agriculture.  Elevage.  — Commerce  et  navigation.  — Industrie,  — Voies 
de  communication.  Transports.  — Postes.  T41dgraphes.  T4l4phones.  — Revenus  et 
depenses.  — Travaux  publics  municipaux.  — etc.) 

Registro  estadistico  de  la  provincia  de  Buenos  Aires  ano  1879.  Publicado  biyo 
la  direccion  del  (Director  de  la  Oficina  de  estadi'stica  general.)  E.  R.  Coni.  II*  4poca, 
aüo  XXVI.  Buenos  Aires,  imprenta  de  P.  Buffet,  1886.  Roy.  in-4.  XII — 248  pp. 

Asien:  Ostindien. 

Statistical  abstract  relating  to  British  India  from  1875/6  to  1884/5«  XXÜ>  Nom- 


200  Übersicht  über  die  neuesten  Publikationen  Deutschlands  und  des  Auslandes. 

ber.  London , printed  by  Eyre  & Spottiswoode , 1886.  8.  283  pp.  (Paper  by  com* 

mand.  Contents:  Area  and  Population.  — Revenue  and  Expenditure.  — Public  Works. 

— Savings  Banks.  — Municipalities.  — Shipping  and  Tonnage.  — Imports  and  Ex- 
ports. — Coinage.  Paper  Currency.  — Railways.  Telegraphs.  Post  Ofbce.  — Army.  — 
Education.  — Wild  Beasts  destroyed.  — Civil  and  Criminal  Justice.  — Prisons.  Police. 

— Vital  Statistics.  — Prices  Current.  — Revenue  and  Expenditure.  Debt  Productive 
Works,  and  Trade  for  46  years.  — etc.) 

Australien:  New  South  Wales. 

Statistical  Register  of  the  colony  of  New  South  Wales  for  the  year  1885. 
Part  V' : Monetary  and  financial.  Part  VI : Production.  Part  VII : Miscellaueous.  Sydney 
1686.  Folio. 


13.  Verschiedenes. 

Dernburg,  die  Reform  der  juristischen  Studienordnung.  Berlin  1886. 

F von  Liszt,  die  Reform  des  juristischen  Studiums  in  Preußen.  Berlin  1886. 

O.  RUraelin,  Zur  Reform  des  juristischen  Unterrichts  im  Jahrbuch  für  Qesetzge- 
bung,  Verwaltung  und  Volkswirtschaft,  herausgeg.  von  G.  Schmoller.  Bd.  X UeR  4 
S.  73—83  (1886). 

E.  Haupt,  Plus  ultra.  Zur  UniversiUitsfrage.  Halle  1887. 

Von  allen  Seiten  und  in  allen  Tonarten  werden  seit  Jahrzehnten  Klagen  erhoben 
über  die  Mängel  des  juristischen  Studiums  in  Deutschland  und  vor  allem  in  Preußen. 
Es  herrscht  völlige  Übereinstimmung  darüber,  daß  weitaus  der  größte  Teil  unserer  jungen 
Juristen  die  Universität  nach  dreijährigem  Aufenthalt  verläßt,  ohne  diejenigen  Kenntnisse 
erworben  und  diejenige  Ausbildung  erhalten  zu  haben,  die  erforderlich  sind,  damit  sie 
der  hohen  Aufgabe,  die  ihnen  künftig  in  ihrem  Berufe  gestellt  wird,  sich  gewachsen  zeigen. 
Unsere  juristischen  Fakultäten  leisten  nicht  das,  was  sie  leisten  sollten  und  leisten  könn- 
ten. Auch  die  oben  angezeigten  Schriften  und  Abhandlungen  stimmen  hierin  überein, 
aber  in  bezug  auf  die  Mittel,  durch  welche  sie  eine  Besserung  zu  erzielen  hoffen,  gehen 
sie  weit  auseinander.  Die  eingreifendste  Änderung  schlägt  Dernburg  vor.  Er  will  die 
Universitätsstudien  in  zwei,  zeitlich  getrennte  Abschnitte  teilen.  Der  erste  Cyclus  des 
Universitätsstudiums  soll  fünf  Semester  umfassen  , doch  will  er  auch  den  Abschluß  des- 
selben schon  nach  vier  Semestern  gestatten.  Dieses  erste  Stadium  soll  das  Refereiida- 
riatsexamen  beendigen.  Das  Examen  aber  wäre  nach  seiner  Ansicht  zu  beschränken  auf 
deutsche  und  römische  Rechtsgeschichte,  auf  Pandekten,  deutsches  Privatrecht,  die  allge- 
meinen Ornndzüge  des  Zivilprozesses , sowie  auf  Strafrecht.  Nach  bestandenem  Examen 
soll  der  Kandidat  zwei  Jahre  lang  in  die  Praxis  übergehen,  dann  aber  zu  dem  Universi- 
tätsstudium zurUckkehren  und  weitere  anderthalb  Jahre  studieren.  Ein  Examen  soll  am 
Ende  dieser  Periode  nicht  stattfinden , der  Kandidat  vielmehr  nur  eine  wissenschaftliche 
Arbeit  liefern,  deren  Thema  er  selbst  zu  wählen  hätte.  Diese  Arbeit  wäre  beim  Asses- 
sorexamen zu  berücksichtigen.  Schließlich  hätte  ein  anderthalbjähriger  Dienst  in  der 
Praxis  zu  folgen , worauf  das  Assessorexamen  abzulegen  wäre.  In  der  zweiten  Universi- 
tätsperiode soll  die  Ableistung  des  Freiwilligendienstes  gestattet  werden.  — Die  Schrift 
enthält  sehr  viel  richtige  Bemerkungen,  aber  die  Vorschläge  des  Verf.  können  eine  Ab- 
hilfe der  beklagten  Übelständc  nicht  bringen,  vielmehr  würden  sie,  wenn  ins  Leben  ein- 
gefUhrt,  diese  Übelstände  nur  vermehren.  Der  praktische  Erfolg  bestände  sicherlich  darin, 
daß  das  eigentliche  Uuiversilätsstudium  auf  vier  Semester  beschränkt  würde.  Das  zweite 
Stadium  von  anderthalb  Jahren  würde  allgemein  zur  Ableistung  der  Militärpflicht  und 
das  dann  noch  übrige  Semester  zur  Erholung,  im  besten  Fall  zum  Besuche  des  einen 
oder  des  andern  Kollegs  benutzt  werden.  Von  dem  ersten  Examen  will  Dernburg  Kir- 
chenrecht, Staatsrecht,  Verwaltungsrecht,  Strafprozeßrecht  und  Volkswirtschaftslehre  aus- 
schließen , auch  sollen  nur  die  „allgemeinen  GrundzUge“  des  Zivilprozesses  einen  Prü- 
fungsgegenstand  bilden.  Niemand,  der  die  Verhältnisse  kennt,  wird  darüber  im  Zweifel 
sein,  daß  damit  diese  Disziplinen  im  großen  Ganzen  auch  aufbören  werden,  Gegenstände 
des  Universitätsstudium  der  Juristen  zu  bilden.  Wird  nicht  verlangt , daß  der  künftige 
Richter,  Verwaltungsbeamte,  Rechtsanwalt  u.  s.  w.  sich  mit  diesen  Dingen  beschäftigt,  so 
ist  mit  Sicherheit  anzunehmen,  daß  die  große  Masse  der  Studenten  dies  auch  nicht  thut. 
Dernburg  setzt  sich  mit  seinen  Vorschlägen  thatsächlich  in  schroffen  Widerspruch  mit 
der  von  zuständigster  Seite  anerkannten  Forderung,  daß  die  Vorbildung  unserer  jungen 
Juristen  nicht  ausschließlich  das  Privatrecht  umfassen  dürfe,  daß  das  öffentliche  Recht 
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neben  dem  Privatrecht  seinen  berechtigten  Platz  einnehmen  müsse.  Wenn  freilich  die 
Prüfung  im  öffentlichen  Recht  sich  auf  die  Fragen  beschränkt,  die  Dernburg  8.  25  an- 
giebt,  so  hat  eine  solche  Prüfung  nur  geringen  Wert.  Aber  gerade  darin  besteht  einer 
der  ^richtigsten  Mängel  unserer  jetzigen  Einrichtung,  daB  eine  ernsthafte  Prüfung  in  den 
Fächern  des  öffentlichen  Rechts  jetzt  nicht  stattfiudet.  Dernburg  will  diesen  Mangel  da- 
durch beseitigen,  daB  er  überhaupt  das  Studium  des  öffentlichen  Rechts  beseitigt.  Das 
Mittel  ist  ebenso  einfach  wie  radikal.  Aber  die  Nachteile,  die  hiermit  verbunden  wären, 
wurden  weit  über  die  Studienzeit  hinanswirken  und  für  unser  ganzes  Staatsleben  von 
verhängnisvollen  Folgen  sein.  Es  ist  hier  nicht  der  Ort , dies  des  nähern  auszuführen, 
aber  es  bedarf  wohl  auch  keiner  nähern  Ansführung.  Es  ist  wohl  ziemlich  allgemein 
anerkannt,  daB  eine  ausschlieBlich  privatrechtliche  Vorbildung  der  Juristen  nicht  das  ist, 
was  wir  anstreben  müssen. 

Auf  dem  entgegengesetzten  Standpunkte  wie  Dernburg  steht  v.  Liszt.  Er  erblickt 
in  der  so  gut  wie  ausschlicBlicben  Berücksichtigung  des  römischen  Privatrechts  das  Hanpt- 
gebrechen  der  heutigen  ReferendariatsprOfung.  Er  schlägt  deshalb  vor,  die  Prüfung  in 
zwei  selbständige  Abteilungen  zu  zerlegen,  von  denen  die  erste  Rechtsgeschichte,  Privat- 
recht  und  Ziviiprozefirecht,  die  zweite  Staats-  und  Verwaltungsrecht,  Straf-  und  Strafpro- 
zeBrecht,  Kirchenrecht  und  Volkswirtschaftslehre  umfassen  soll.  Doch  soll  die  Prüfung 
in  der  ersten  Abteilung  nicht  etwa  ein  Zwischenexamen  sein , vielmehr  soll  die  Prüfung 
in  beiden  Abteilungen  erst  nach  Vollendung  des  dreijährigen  Uuiversitätsstudium  statt- 
finden. Die  Reihenfolge  der  beiden  Teilprüfuugeu  soll  dem  Ermessen  des  Kandidaten 
überlassen  bleiben.  Die  Selbständigkeit  der  beiden  Abteilungen  soll  unbedingt  gewahrt 
werden,  so  daB,  wer  in  einer  Abteilung  nicht  besteht,  die  PrÜf^ung  aus  allen  zu  derselben 
gehörenden  Fächern  wiederholen  muB,  und  daß  der  schlechte  Ausfall  einer  Abteilungsprü- 
fung durch  den  guten  Erfolg  der  andern  nicht  ausgeglichen  werden  kann.  Mit  Recht 
legt  V.  Liszt  aber  weiterhin  groBen  Wert  darauf,  daß  die  Prüfung  nur  durch  Fachleute 
abgehalten  werde,  d.  h.  nicht  ausschließlich  durch  Rechtslebrer,  wohl  aber  durch  Männer, 
weiche  den  Stoff  vollständig  beherrschen  und  zum  Prüfen  ihres  Faches  ein  praktisches 
Geschick  haben.  Nur  in  einem  Punkte  stimmen  Liszt  und  Dernburg  überein  — und 
darüber  dürfte  auch  unter  allen,  welche  das  preußische  Referendariatsexamen  aus  eigener 
Erfahrung  kennen , keine  Verschiedenheit  der  Ansichten  bestehen  — in  dem  Urteil  über 
die  Wertlosigkeit  der  sog.  wissenschaftlichen  Arbeit,  wie  sie  derzeit  von  den  Kandidaten 
gefordert  wird.  Beide  wollen  an  die  Stelle  derselben  die  schriftliche  Behandlung  von 
Bechtsfallen  setzen. 

In  ganz  anderer  Weise  will  Rümelin  in  dem  angeführten  Aufsatze  den  auch  von  ihm 
anerkannten  MiBständen  abhelfen.  Er  will  die  Reform  nicht  mit  einer  Änderung  des 
Examens  beginnen , sondern  mit  einer  Änderung  des  Unterrichts.  Er  will  den  Schwer- 
punkt des  juristischen  Universitätsstudiums  in  die  seminaristischen  Übungen  verlegen. 
Die  systematischen  Vorlesungen  sollen  verkürzt,  einzelne  Teile  sogar  von  vornherein  dem 
Selbstssudium  überwiesen  werden.  Dagegen  soll  jeder  Student  in  mindestens  4 Semestern 
je  ein  Praktikum  besuchen  und  in  demselben  wöchentlich  eine  schriftliche  Arbeit  liefern, 
so  daB  er  am  Schlüsse  seiner  Studienzeit  mindestens  48  schriftliche  Arbeiten  aufzuweisen 
hätte.  Diese  Arbeiten  mit  dem  Urteil  des  Dozenten  über  dieselben , sowie  mit  einem 
Zeugnis  des  Dozenten  über  den  Fleiß  und  die  Leistungen  des  Kandidaten  in  den  Übun- 
gen sollen  der  Prüfungsbebörde  eingereicht  und  dieser  damit  eine  zuverlässige  Grundlage 
der  Beurteilung  des  Kandidaten  gegeben  werden.  Dann  sei  die  übrige  Einrichtung  des 
Examens  eine  ziemlich  gleichgültige  Sache.  Wenn  der  Kandidat  auf  diese  Weise  den 
Nachweis  geführt  hätte,  daB  er  während  der  Studienzeit  regelmäßig  Beißig  gewesen  sei, 
so  sei,  von  Fällen  besonders  schwacher  Begabung  abgesehen,  das  Durchkommen  selbst- 
verständlich. Die  große  Wichtigkeit  der  praktischen  Übungen  ist  Rümelin  ohne  weiteres 
zuzugeben  und  sie  wird  gegenwärtig  ja  auch  allgemein  anerkannt.  Aber  ihre  Bedeutung 
kann  auch  überschätzt  werden  und  dies  dürfte  von  Rümelin  geschehen  sein.  In  den 
Übungen  soll  das  Gelernte  belebt,  vertieft,  ergänzt  werden,  soll  Anleitung  gegeben  wer- 
den, die  theoretischen  Sätze  praktisch  zu  verwerten.  Aber  die  erste  und  wichtigste  For- 
derung besteht  für  den  Univer.sitätsunterricht  darin,  das  in  sich  zusammenhängende  Sy- 
stem der  einzelnen  Rechtsdisziplinen  zu  überliefern.  Das  aber  kann  nur  in  systemati- 
schen Vorlesungen  geschehen.  Und  anderseits  ist  es  die  erste  und  wichtigste  Forde- 
rung, die  wir  an  den  Studenten  stellen  müssen,  daß  er  sich  dieses  System  aneignet  und 
die  positiven  Kenntnisse  sich  erwirbt,  deren  Gesamtheit  dieses  System  bildet.  Soll  dies 
aber  nicht  oberflächlich  und  lückenhaft  geschehen , so  bieten  drei  Jahre  keine  Zeit  dar, 
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um  daneben  noch  48  schriftliobe  Arbeiten  zu  liefern.  Verwendet  der  Student,  wie  dies 
doch  in  dem  Plane  Rümelius  liegt,  seine  Hauptkraft  auf  die  zahlreichen  schriftlichen  Ar- 
beiten, so  wird  er  notwendigerweise,  wenn  er  nicht  ganz  besonders  begabt  und  mit  ganz 
besonderer  Arboitsfkbigkeit  ausgestattet  ist , das  Studinm  des  Systems  der  Rechtswissen- 
schaft vernachlässigen  and  mit  sehr  lückenhaften  Kenntnissen  die  Universität  verlassen. 
Eine  mündliche  Prüfung  könnte  dann  trotz  der  eiugelieferten  Arbeiten  und  trotz  der  gu- 
ten Zeugnisse  der  Dozenten  dem  Kandidaten  sehr  gefährlich  werden , selbst  wenn  keine 
besonders  hohen  Anforderungen  an  die  positiven  Kenntnisse,  die  er  von  der  Universität 
mitbringen  soll,  gestellt  werden. 

An  derselben  Überschätzung  der  seminaristischen  Übungen  leidet  die  vielfach  anre- 
gende kleine  Schrift  von  Haupt,  die  sich  nicht  auf  die  Juristen  allein  bezieht,  sondern 
das  Universitätsstudium  im  allgemeinen  behandelt.  Allein , was  oben  über  die  Aufgabe 
der  juristischen  Vorlesungen  gesagt  ist,  dürfte  für  alle  andern  Wissenschaften  ebenfalls 
gelten.  In  allen  sog.  Geisteswissenschaften  wenigstens  — die  Naturwissenschaften  liegen 
dem  Referenten  zu  fern,  als  daB  er  sich  darüber  ein  Urteil  Zutrauen  dürfte  — ist  es  die 
erste  und  wichtigste  Aufgabe  des  Universitätsstudium , die  Grundlage  zu  legen  für  die 
Anwendung  der  Wissenschaft  im  Leben.  Diese  Grundlage  aber  besteht  zunächst  in  einer 
bestimmten,  unentbehrlichen  Masse  von  positiven  Kenntnissen.  Den  Erwerb  derselben 
zu  vermitteln  ist  die  Aufgabe  der  Vorlesungen.  Sie  sollen  aber  etwas  anderes  leisten 
als  die  Lehrbücher.  Sie  sollen  den  Zusammenhang,  in  denen  die  Einzelheiten  stehen, 
darlegen,  sie  sollen  lehren  , das  Wichtige  von  dem  Unwichtigen  zu  scheiden , sic  sollen 
durch  das  lebendige  Wort  das  Verständnis  eröffnen  für  die  wissenschaftliche  Behandlung 
der  Erscheinungen  des  Lebens.  Der  akademische  Vortrag  verlangt  seine  Ergänzung  in 
dem  Privatstadium  der  Studenten,  hier  muB  das  in  der  Vorlesung  Gehörte  durchdacht 
und  geistig  verarbeitet  werden , hier  müssen  die  Einzelheiten , die  eben  nur  durch  das 
Gedächtnis  erworben  werden  können,  einfach  gelernt  werden.  Die  Übungen  können 
immer  nur  zur  weiteren  Ausbildung  und  zur  wissenschaftlichen  Vertiefung  dienen.  Aber 
wir  müssen  es  für  einen  gefährlichen  Irrtum  erachten,  wenn  Haupt  meint,  man  könne  es 
sehr  wohl  den  Studenten  überlassen , den  nötigen  Wissensstoff  aus  Büchern  zu  erlernen, 
die  Aufgabe  der  Vorlesungen  sei  es  nur , das  Wesen  der  Disziplin  und  die  Methode, 
welche  ihr  eigen  ist , den  Zuhörern  klar  zu  machen , um  dann  in  Seininarien  sie  in  De- 
tailuntersuchungen  einzuführen  und  sie  wissenschaftlich  zu  schalen.  Der  Verf.  hat  damit 
unseres  Erachtens  auf  einen  höchst  bedenklichen  Abweg  gewiesen,  auf  dem  das  Ziel  der 
Universitäten  nicht  erreicht  werden  kann.  Es  ist  der  Weg,  auf  dem  wir  vielleicht  zn 
einigen  tüchtigen  Gelehrten , jedenfalls  aber  zu  einer  groBen  Masse  von  Halbwissern  ge- 
langen. 

Kehren  wir  aber  zu  den  Juristen  zurück!  Wir  können  uns  im  ganzen  mit  den 
Vorschlägen  v.  Liszt’s  einverstanden  erklären,  wenn  wir  auch  die  Trennung  des  Examens 
in  zwei  Abteilungen , die  praktisch  nicht  ohne  Schwierigkeit  wäre , nicht  unbedingt  für 
erforderlich  erachten.  Die  Schrift  von  Liszt  ist  sehr  lebendig  und  anregend  geschrieben, 
hätte  aber  vielleicht  eine  größere  Wirkung  ausgeübt,  wenn  sie  ruhiger  und  weniger  lei- 
denschaftlich gehalten  wäre.  Ob  eine  Rektoratsrede  der  geeignete  Ort  ist,  über  eine  der 
höchsten  Institutionen  des  deutschen  Reichs,  Uber  den  deutschen  Reichstag,  ein  solch  ab- 
fälliges und,  wie  wir  glauben,  ungerechtes  Urteil  zu  fällen,  wie  dies  der  Verf.  S.  21  thnt, 
möchten  wir  ihm  selbst  zu  bedenken  geben. 

Ganz  und  voll  können  wir  uns  den  Thesen  anscblieBen , welche  Geh.  Rat  Gold- 
schmidt  in  der  Sitzung  der  juristischen  Gesellschaft  zu  Berlin  am  11.  Dez.  1886  aufge- 
stellt hat:  1.  Strengeres,  alle  Disziplinen  umfassendes  mündliches  Examen;  2.  Wegfall 
der  sog.  wissenschaftlichen  Arbeit;  statt  derselben  Entscheidung  von  Rechtsfällen  und 
exegetische  Bearbeitung  einzelner  Stellen ; 3.  gemischte  Prüfungskommissionen , die  vor- 
wiegend aus  Universitätslehrern  bestehen,  unter  Vorsitz  eines  Staatskommissars ; 4.  Ver- 
längerung der  Studienzeit  auf  4 Jahre.  — Dies  sind  die  Bedingungen,  unter  denen  allein 
die  juristischen  Fakultäten  das  leisten  können,  was  der  Staat  von  ihnen  fordern  mufl. 
Ein  Examen , mag  es  eingerichtet  sein,  wie  auch  immer , wird  allein  niemals  eine  volle 
Gewähr  dafür  bieten,  daß  den  Anforderungen  an  Wissen  und  Können  wirklich  Genüge 
geleistet  wird.  Aber  den  Studenten,  d.  h.  Jünglingen  von  18 — 22  Jahren  muß  ein  äuße- 
rer Zwang  auferlegt  werden , um  sie  vor  dem  Mißbrauch  der  akademischen  Freiheit  zu 
retten.  Soll  die  akademische  Freiheit  bestehen  bleiben  — und  wer  in  Deutschland  möchte 
sie  antasteu  ? — so  muß  der  Student  wissen,  daß  er  in  einem  ernsthaften  Examen  Rechen- 
schaft abzulegen  hat  über  die  Kenntnisse , die  er  sich  auf  der  Universität  erworben  hat 
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Er  muß  wissen , daß  er  das  Examen  nicht  zu  bestehen  vermag , wenn  er  nicht  alle  die 
Disziplinen,  deren  Kenntnis  der  Staat  zum  Eintritt  in  seinen  Dienst  verlangt,  gründlich 
durchgearbeitet  bat.  Ist  das  Examen  derart  eingerichtet,  so  kann  der  Staat  vertrauens- 
voll die  wissenschaftliche  Vorbildung  seiner  Beamten  den  Juristenfakultäteu  anvertrauen. 
Dies  Vertrauen  wird  nicht  getäuscht  werden.  Heute  aber  stellt  er  ihnen  eine  Aufgabe, 
die  sie  zu  lösen  nicht  vermögen.  L o e n i n g. 


Die  periodische  Fresse  des  Auslandes. 

A.  Frankreich. 

Journal  de  la  Soci^td  de  statistique  de  Paris.  XXVll«  Anndc  (1886)  18* 

Decerobre:  Procös- verbal  de  la  sdance  du  17  novembre  1886.  — La  division  de  la  pro- 
pridtd  en  France  et  dans  la  Grande-Bretagne.  — Les  prix  en  1790.  Compte  rendu  du 
livre  de  M.  Biollay,  par  Bienaymd.  — L’lnstitut  international  de  statistique.  — Les 
moyens  actuels  de  trausport  ä Paris.  — La  rdpartition  des  revenus  entre  les  diverses 
classes  de  la  societd  dans  le  royaume  de  Saxe.  — etc. 

Journal  des  Economistes.  Annde  1887  (le  46«  de  la  (pndation).  Janvier : Le 
renchdrisscment  de  l’argent  ä la  fin  de  1886.  Les  conversions  en  Allemagne,  par  A. 
Raffalovich.  — L’lndividu  et  l’Etat  (suite  et  ßn) , par  E.  Vignes.  — La  crise  de  l’in- 
dustrie  du  euere  en  Russie,  par  E.  de  Molinari.  — Revue  des  principales  publications 
dcouomiques  de  rdtraiiger,  par  Maur.  Block.  — Lord  Sbaftesbury ; sa  vie  et  ses  travaux, 
par  (Mlle)  Sophie  Raffalovich.  — Inauguration  de  la  statue  de  Cobden  ä Stockport.  — 
Le  receusement  (en  France)  du  SO  mai  1886.  — Les  bötels,  suisses.  — Socidtd  d'dcono- 
mie  pulitique.  Rdunion  du  5 janvier  1887.  Discussiou:  L'Etat,  quand  il  se  Charge  de 
faire  valoir  les  fouds  des  caisses  d’dpargue,  peut-il  rdaliser  dans  cette  gestion  un  bdndfice 
ä versor  aux  ressources  du  budget?  Ce  bdndfice,  s’il  est  rdalisd  au  profit  du  budget, 
peut-il  ctre  considdrd  comme  un  impöt  sur  l'dpargne  ? — Statuts  de  la  ^cidtd  d’dconomie 
politique,  recounue  comme  dtablissement  d’utilitd  publique  par  dderet  du  6 ddeembre  1886. 

— Chronique  dconomique.  — etc. 

Moniteur,  le,  des  assurances.  Revue  mensuelle:  K<*  218,  219,  220:  15  Novembre 
1886,  15  Ddeembre  1886,  15  Janvier  1887  : L’examen  mddical  dans  les  assurances  sur 
la  vie,  par  Mauriac.  — Assurances  contre  les  accidents  : Ndcessitd  d’une  codification  du 
contrat  de  louage  de  Services  on  pacte  de  travail , par  II.  F.  G.  Aden.  Ndcessitd  de 
rdglementer  l'assurance  collective,  par  U.  .Marestaing,  — La  rdassurance  contre  l’incendie 
en  France.  — La  proposition  Bourgeos  (ddputd  du  Jura)  [relativ,  ä l’imput  sur  le  Capital 
assurd  contre  l’incendie],  par  A.  Thomereau.  — L’assurance  maritime  et  la  Idgislation.  — 
Les  publicistes  de  1’a.ssuranse  I.  Alfred  de  Courey,  par  V.  Senös.  — L'assurance  sur  la  vie 
en  Allemagne  en  1885,  par  Ottiker-Ddmarais  — Revue  de  la  jurisprudence  (2«  semestre 
1886):  Ddeisious  relatives  k l’assurance-incendie,  ä l’assurance-vie,  ä l’assurance-accidents, 
par  A.  Thouret.  — Assurances  sur  la  vie : L'instruction  des  ^ agents.  — Assurances  sur 
la  vie  et  contre  les  accidents : Les  caisses  d’assurances  de  I’Etat.  — Progrds  des  assu- 
rances  sur  la  vie  pendant  la  periode  de  1859  ä 1883 , par  Marco  Besso.  — Opdrations 
des  compagnies  autrichiennes  d’assurances-vie  en  1884  et  1885,  par  Ottiker-Ddmarais. — 
La  loi  fdddrale  du  25  juin  1885  et  son  application,  par  Ottiker-Ddmarais.  — etc. 

Revue  gdndrale  d'administratiou.  IX«  Annde,  Ddeembre  1886:  Des  subventions 
spdciales  pour  ddgradations  extraordinaires  des  chemins,  par  Ottenbeimer  (Vice-prdsident 
du  conseil  de  prdfecture  des  Vosges).  — Do  l'assistance  publique  ä Paris  (suite),  par  P. 
Feillet  — Chronique  d’Autriche-Hongrie : La  presse  austro-hongroise.  — Chronique  de 
Belgique:  Nouvelle  proposition  de  loi  sur  le  recrutement.  — Chronique  d’Italie : Congrds 
des  caisses  d’dpargne.  — Chronique  de  l’administration  franqaise.  — etc. 

Revue  maritime  et  coloniale.  Tome  XCII:  livraison  304,  Janvier  1887:  Aper9U 
sur  la  province  de  Battambang  (Siam),  par  Brien.  — La  Ldgion  d’bonneur  (suite),  par 
Delarbre.  — La  navigation  sous-marine  , appliqude  ä la  ddfense  de  ports  (suite  et  fin). 

— .^tudes  historiques  sur  la  marine  militaire  de  France  (suite),  par  Cbabaud-Arnault.  — 


204 


Die  periodische  Presse  des  Auslandes. 


Le  budget  de  la  marine  auglaise  (suite).  — Ports  et  rades  fermds  par  les  glaces  en 
1880 — 81.  — Les  pecheriea  d'Islande.  — La  peche  de  la  morue  par  la  flotille  du  Paci- 
fique  en  1886.  — etc. 


B.  England. 

Contemporary  Review,  the.  January  1887  : Party  Government,  by  (the  Earl 
of)  Selborne.  — India , by  Grant  Duff.  — Paul  Bert’s  Science  in  Politics , by  (Mad.) 
Adam.  — Kailway  Rates  , by  C.  T.  D.  Ackland.  — The  lower  Education  of  Women, 
by  Helen  Mc  Kerlie.  — Prof.  Dicey  on  Home  Rule,  by  Malcolm  Mac  Coli.  — Ireland 
in  Jubilee  Time,  by  T.  M.  Healy.  — Is  Constantinople  wortb  fighting  for?  by  an  old 
resident.  — Contemporary  Life  in  the  United  States , by  (President)  Adams : University 
Education.  — Contemporary  records:  Social  Philosophy,  by  J.  Rae.  — etc. 

Fortnightly  Review,  for  January  1887:  Present  position  of  European  Politics. 
1.  Germany.  — Last  words  with  General  Qordon,  by  G.  Graham.  — Ireland  beyond 
the  pale  , by  A.  D.  Hayter.  — The  Iron  and  Steel  Trade , by  L.  Bell.  — Womanhood 
in  Old  Greece , by  (Mrs.)  E.  Lynn  Linton.  — The  New  Reformation , part  I.,  by  Ch. 
Voysey  and  W.  Clifford  (Bishop  of  Clifton),  — Lord  Randolph  Chnrcbiirs  Resignation, 
by  the  editor.  — The  Statistics  of  Morality.  Correspondence  by  H.  Adler.  — etc. 

London  Quarterly  Review,  January  1887:  Jewish  Life  in  the  time  of  Christ.  — 
The  alternative  of  Socialism.  — A new  French  Moralist.  — Mr.  Arnold’s  report  on 
Continental  Education.  — The  religion  of  Burmah.  — The  Turkish  advance  and  retreat 
in  Eastern  Europe.  — Sir  Francis  Doyle’s  Rominiscences.  — Leigh  Hunt:  his  life,  cha- 
racter,  and  work.  — etc. 

Murray ’s  Magazine.  January  1887:  Responsibilities  of  Power , by  C.  A.  Whit- 
more.  — Uses  of  Adversity,  by  G.  W.  E.  Russell.  — An  Irish  Parish  Priest.  — Cosmo- 
politan  Theories  and  Colonial  Facts,  by  (Capt.)  Colomb.  — What  Germany  is  about,  by 
G.  V.  Bunsen.  — etc. 

National  Review.  January  1887:  Conservatism  and  young  conservatives , by  G. 
N.  Curzon.  — Carlyle,  the  „pious  editor“  of  Cromwell’s  Speeches,  by  R.  F.  D.  Pal- 
grave. — Jubilee  reigns  in  England,  by  A.  Burney.  — „Locksley  Hall“  and  Liberalism, 
by  M.  Dyneley.  — The  Colonial  Conference  and  Imperial  Defence,  by  W.  Greswell.  — 
The  Rachel-Creinieux  Correspondence,  by  (Mrs.)  A.  C.  Kennard.  — Mr.  Greg  on  the 
Marriage  Code,  by  (Lord)  Grimthorpe.  — etc. 

Nineteenth  Century,  the.  A monthly  Review,  edited  by  J.  Knowles.  N®  119, 
January  1887:  Locksley  Hall  and  the  jubilee,  by  W.  E.  Gladstone.  — The  Government 
of  Ireland:  a reply,  by  J,  Morley.  — Hill-digging  and  Magic,  by  Jessopp.  — Physio- 
logical  selection , by  G.  J.  Romanes.  — Thomas  Dekker,  by  A.  Ch.  Swinburne.  — Bi« 
shops  and  Sisters-in-Law , by  (Lord)  Bramwell.  — Schools  as  Prisons  and  Prisuns  as 
Schools,  by  (Lord)  Norton.  — The  true  Reform  of  the  House  of  Lords  , by  (Lord)  Bra- 
bazon.  — Pure  Beer , by  W.  Cntbbert  Quilter.  — Rural  Life  in  Russia , by  (Lady) 
Verney.  — The  Zenith  of  Conservatism,  by  M.  Arnold.  — 

Quarterly  Review,  the.  N®  327.  (I.  quarter  of  1887.)  Lord  Shaftesbury’s  Life 

and  Work.  — The  University  of  London.  — Naucratis  and  the  Greeks  in  Egypt  — 
Pictorial  arts  of  Japan.  — The  Canadian  Pacific  Railway.  — Church  Patronage.  — A 
School  of  English  Literature.  — Constantinople,  Russia,  and  India.  — etc. 

C.  Ös  ter  r e 1 ch  • U n garn. 

Nachrichten  über  Industrie,  Handel  und  Verkehr  aus  dem  statistischen  Depar- 
tement im  k.  k.  Handelsministerium.  Band  XXXIII  Heft  3 u.  4 : Hauptergebnisse  der 
österreichischen  Eisenbahnstatistik  im  Jahre  1886  (Beiden  Reichshälften  der  Monarchie 
gemeinsame  und  österreichische  Eisenbahnen  enthaltend.)  161  S8.  — Werte  für  die  Mengen- 
einheiten der  im  Jahre  1885  im  österreichisch-ungar.  Zollgebiete  ein-  und  ansgefubrten 
Waren.  VII— 128  SS. 

Österreichische  Monatsschrift  für  christliche  Soiialreform,  Gesellschaftswissen- 
schaft etc.  von  (Frh.)  C.  v.  Vogelsang.  VUI.  Jahrg.  Heft  12,  Dezember  1886:  Grund- 
lagen der  Agrarfrage.  — Die  österreichisch-ungarische  Bank  in  Betreff  der  6®/„  Ver- 
steuerung bei  Überschreitung  des  Notenkontingents.  — Die  ZustAnde  in  den  Gastge- 
werben. — Das  Bekleidungsgeschäfl  und  das  Interesse  der  Konsumenten  dabei.  (Scblufi.) 
— etc. 

Statistische  Monatschrift , hrsg.  von  der  k.  k.  statistischen  Zentralkommission 
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Jabr^.  XII  Nr.  11  u.  12:  November-Dozcmber-IIeft  1886:  Die  Quellen  der  historischen 
Preisstatistik , von  K.  Th.  von  Inania-Sternegg.  — Die  land*  und  forstwirtschaftlichen 
Lehranstalten  Österreichs  nach  dem  Stande  zu  Ende  März  1886.  Zusammengestellt  im 
k.  k.  Ackerbauministerium.  — Aus  den  Sitzungen  der  k.  k.  statistischen  Zentralkommis- 
sion. — Veränderungen  im  Bestände  der  Ortsgemeinden  seit  der  Zählung  1880,  von 
Schimmer.  — Die  Sterblichkeit  in  den  größeren  österreichischen  Städten  und  Gemeinden 
im  III.  Quartal  1886,  von  Mottl.  — Die  Resultate  der  neuesten  Volkszählung  in  Buda- 
pest, von  (Prof.)  J.  H.  Schwicker.  — etc.  Jahrg.  XIII  (1887)  Januar:  Ungarns  Ge- 
werbe- und  Indnstriestatistik  im  Jahre  1885,  von  Jos.  v.  Jekelfalussy.  — Aus  den 
Sitzungen  der  k.  k.  statistischen  Zentralkommission.  — Die  Erkrankungs-  und  Sterblich- 
keitsverhältnisse bei  der  allgemeinen  Arbeiter-Kranken-  und  Inyalidenkasse  in  Budapest, 
von  H.  Rauchberg.  — Die  Feuerwehren  und  Feuerspritzen  in  Österreich  mit  Ende  1884, 
von  K.  Rra£ft.  — etc. 


D.  Rußland. 

Russische  Revue.  Vierteljahrsschrift  fUr  die  Kunde  Rußlands.  Hrsg,  von  R. 
Hammerschmidt  XV.  Jahrgang  (1886)  Heit  4 : Die  Lage  der  russischen  Tabaksindustrie 
im  Jahre  1885,  von  G.  Blau.  — Zur  Geschichte  der  Domänenbauerpacht,  von  J.  v. 
Reüssier.  — Kleine  Mitteilungen  : Banmwollenproduktion  im  Gouvernement  Eriwan.  Ruß- 
lands Seidenbau.  Die  Betriebsresultate  der  russischen  Eisenbahnen  im  ersten  Halbjahre 
1886.  Rußlands  Ausfuhr  von  Spiritus  im  ersten  Halbjahre  1886.  Rußlands  auswärtiger 
Handel  in  den  Jahren  1875  bis  1885.  — 

G.  Belgien  und  Holland. 

Revue  coloniale  internationale  Tome  IV.  N<*  1,  janvier  1887:  Über  die  Kolonial- 
besitzungen  des  russischen  Reiches,  von  E.  Petri.  — La  France  dans  l’Afrique  du  Nord, 
par  L.  Vignon.  — Colonial  and  Indian  Exhibition  South  - Kensington , by  V.  Lovett 
Cameron.  IV : Australasia.  — Revue  de  la  litt^rature  coloniale,  par  €.  M.  Kan.  — The 
present  state  of  the  Ethnograpbical  section  in  the  British  Museum,  by  C.  M.  Pleijte.  — etc. 

H.  Schweiz. 

L 'Union  postale.  XII.  volnme.  N°  1:  (Berne)  1.  janvier  1887:  A propos  de  la 
cr4ation  d’un  timbre-poste  universal.  — Le  Service  des  postes  ä Costa  Rica.  — La  Ser- 
vice des  caisses  d'4pargne  postales  des  Pays-Bas,  en  1885.  — etc. 

K.  Rumänien. 

Revue  g4n4rale  du  droit  et  des  Sciences  politiques  publi4e  avec  la  collaboration  de 
plosienrs  savants  nationaux  et  4trangers  sons  la  direction  de  N.  Basilesco.  I.  Ann4e  (Bn- 
carest)  N"  1 et  2.  1.  Juillet  et  1.  Octobre  1886:  L’association  douanihre  de  l’Europe 

centrale,  par  R.  de  Kaufmann.  — Le  conseil  des  emp^reurs  ä Rome  et  ä Constantinople, 
par  J.  KaIind4ro.  — Quelques  observations  sur  la  transcription  des  droits  r^els  immo- 
biliers,  par  Mich.  Antonesco.  — Examen  critique  de  la  jurisprudenco  roumaine  et  ^tran- 
gire,  par  Nie.  Basilesco.  — La  r^forme  de  la  proeddure  civile  en  France,  par  E.  Glas- 
son.  — Les  rdformes  administratives  accomplies  en  Pmsse  par  la  Idgislation  de  1872 — 
1876,  par  R.  Gneist.  — Du  code  Manou  dans  ses  rapports  avec  les  originos  du  droit 
moderne , par  C.  Oeconomo.  — Uno  rdponso  k l’dtude  prdeddente  (de  Öeconomo)  par 
C.  E.  Skina.  — Le  droit  fran^ais  dans  l’Empire  allemand,  par  L.  de  Cnny.  — Examen 
critique  de  jurisprudenco  (Cour  de  cassation  de  Roumanie,  juin  1886  et  Cour  d’appel  de 
Foeshani  1886)  par  Basilesco.  — etc. 

M.  Asien. 

Asiatic  Quarterly  Review  for  January  1887  : China:  The  sleep  and  the  awakening. 
The  Marquis  Tseng.  — The  Empress  of  India , by  Owen  T.  Bnrne.  — The  Greeks  in 
Asia,  by  Ch.  Wilson.  — Famous  Women  of  India,  by  Malleson.  — The  paciScation  of 
the  Sudan,  with  map,  by  H.  F.  llarrison  Smith.  — India  pacified  and  pnrified,  by  J. 
Hntton.  — The  Indian  Bourbons,  by  W.  Kincaid.  — The  Wellesleys  in  India,  by  (the 
Lord)  De  Manley.  — The  Eastern  Qnestion.  — eto. 
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Annalen  des  Deutschen  Reichs  für  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Statistik,  hrsg. 
von  G.  Ilirth  und  M.  Seydel.  Jahrg.  1887  Nr.  1 : Das  Reichsgesetz  vom  6 März  1886. 
betreflfoiid  die  Fürsorge  für  Beamte  und  Personen  des  Soldatenstaudes  in  Folge  von  Be- 
triebsunfällen, von  (Reg.-Rat)  Zell  er- Darmstadt.  — Die  Reform  der  Branntweinsteuer: 
Gesetzentwurf  der  verbündeten  Regierungen.  Gesetzentwurf  mehrerer  Mitglieder  der  XXII. 
Kommission  des  Reichstages.  Bericht  der  XXII.  Kommission  des  Reichstages  vom  85.  Jnni 
1886.  — 

Archiv  für  Eisenbahnwesen.  Hrsg,  im  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten.  Jahr- 
gang 1887,  Heft  1,  Januar  und  Februar:  Wohlfabrtseinrichtungcn  für  die  Lohnarbeiter 
der  preußischen  Staatseisenbahnverwaltung , von  W.  Hoff.  — Zur  Geschichte  des  russi- 
schen Eisenbahnwesens.  — Konstante  und  variable  Eisenbahnbetriebskosten,  von  Sympher 
nebst  Nachwort  von  W.  v.  Nördling.  — Die  bayerischen  Staatsbahnen  im  Jahre  1884. 

— Die  Eisenbahnen  in  Schweden  und  Norwegen  im  Jahre  1884/85.  — Die  Eisenbahnen 
in  Brasilien.  — Eisenbahnen  und  Trambahnen  in  der  Kolonie  Neu-SUd-Wales  im  Jahre 
1884.  — etc. 

Archiv  für  Post  und  Telegraphie.  Nr.  23  und  24  vom  Dezember  1886:  Die  Post- 
einrichtungen in  Berlin  im  Todesjahre  Friedrich’s  des  Großen.  — Die  Entwickelung  des 
Postwesens  in  Siam.  — Der  Sixpenny  - Telegrammtarif  in  England.  — Die  Erwerbung 
deutscher  Kolonien  in  Afrika.  (Mit  Karte.)  — Der  Etat  der  Reichs-,  Post-  und  Tele- 
grapheiiverwalUing  bei  der  ersten  Beratung  des  Reicbshanshalts-Etats  für  1887/88  — 
Die  englische  Überlandpost  und  die  Häfen  von  Brindisi , Alexandrien  und  Suez.  — Vier 
ältere  Schriften  über  Postreebt  und  Postregal  zu  den  Zeiten  dos  heiligen  Römischen  Reichs. 

Jahrg.  1887,  Nr.  1.  Januar:  Die  Neujahrsnacht  im  Stadtpostamt  zu  Berlin. — 
Die  Erdstromaufzeichnungen  in  den  deutschen  Telegraphenleitungen.  — Das  Post-  und 
Telegraphenwesen  Argentiniens  im  Jahre  1884.  — Die  Postsparkasse  Italiens  im  Jahre 
1884.  — Zur  Geschichte  der  Postschiffahrt  in  England.  — etc. 

— Deutsche  Revue  Ober  das  gesamte  nationale  Leben  der  Gegenwart,  hrsg.  von  R. 
Fleischer.  Jahrg.  XII.  1887.  Januar  und  Februar:  Eine  Unterredung  mit  Lord  Bea- 
consfield , von  K.  Blind.  — Der  Servilismus  als  ZeitUbel , von  F.  v.  Holtzendorff.  — 
Wiederersatz  verlorenener  menschlicher  Teile,  von  J.  R.  von  Nussbaum.  — Vor  zwanzig 
Jahren.  L.  von  B.  Rogge.  — Die  moralische  Bedeutung  des  Heidelberger  Jubelfestes. 
I.  n.  11.,  von  G.  Weber.  — Rechtsstellung  der  Kriegsschiffe  in  fremden  Hoheitsgewässern, 
von  L.  Gcßner.  — Paschawesen  in  der  Justiz.  — Der  Mangel  an  Konsumenten  und  der 
Überfluß  an  Produzenten  und  Konkurrenten.  — Zwölf  Briefe  des  Grafen  Cavour  aus  dem 
Jahre  1858.  — Die  auswärtige  Politik  Frankreichs.  — Wer  will  den  Krieg  und  wer 
schürt  den  Krieg?  — Die  heutige  Lage  der  englischen  Verfassung  nach  den  drei  Refonn- 
bills  von  1832,  1867  , 1885  und  die  irische  Frage.  I.,  von  R.  Gneist.  — Michael  von 
Loen  und  die  staatskirchlichen  Reformprojekte  der  Aufklärungszeit.  I.,  von  W.  Bender. 

— Der  Künstler  und  das  Strafgesetz,  von  L.  Fuld.  — etc. 

Frau,  die,  im  gemeinnützigen  Leben.  Archiv  für  die  Gesamtinteressen  des  Frauen-, 
Arbeits-,  Erwerbs-  und  Vereinslebens,  hrsg.  von  A.  Sohr.  Jahrg.  1886,  IV.  Vierteljabrs- 
heft : Ans  dem  Tagebuch  einer  San itäts Vorsteherin  in  dem  Kriegsjabre  1870,  von  Mathilde 
Weber.  — Das  Familisthre  zu  Guise,  von  J.  v.  Unger.  — Ein  Einblick  in  das  Leben 
der  Frau,  von  Emma  Brewer.  — Die  Berufsstellungen  der  deutschen  Frauen  in  der 
öffentlichen  Armen-  und  Waisenpflege  (F'ortsetzung  und  Schluß).  — Gemeinnützige  Frauen- 
arbeit und  die  Werke  der  Barmherzigkeit  in  England,  von  Loeper-Honsselle.  — Die 
Sommerpflege  der  kränklichen  Schulkinder  in  den  Ferienkolonien  und  KinderheilstStten 
des  Deutschen  Reichs  im  Jahre  1885,  von  Amdlie  Sohr.  — etc. 

Journal  für  Landwirtschaft,  hrsg.  von  W.Henueberg  und  G.  Drechsler.  Band  XXXIV 
(1886)  Heft  3:  Anbanversuche  mit  Weizensorten  aus  Palästina,  von  Edler.  — Gemein- 
schaftliche (Zuckerrüben-  und  sonstige)  Düoguugsversuche  im  Jahre  1885.  — „Rohland, 
Lösung  der  landwirtschaftlichen  Kreditfrage  im  System  der  agrarischen  Reform.“  Be- 
sprochen von  (Prof.)  Leisewitz.  — etc. 

Konservative  Monatsschrift,  allgemeine,  fOr  das  christl.  Deutschland.  Jahrg. 
XLIV  (1887)  Januar:  Friedrich  Pfaff,  von  A.  Ebrard.  — Die  richtige  Betrachtung  einer 
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Zeit,  Ton  Ad.  Zahn.  — Zur  Reform  des  Rechtsunterrichts  , von  (Prof.)  v.  Kirchenheim. 

— Die  Lage  in  England , von  F.  H.  Geffckeu.  — Die  Kirche  im  Refurmationszeitalter, 
von  Rud.  Sohm.  — etc. 

Monatshefte  zur  Statistik  des  Deutschen  Reichs.  Jahrgang  1886,  November- 
heft: Zur  Statistik  der  Krankenversicherung  der  Arbeiter  im  Jahre  1885.  VorläuBge 
Mitteilung.  — Die  Branntweinbrennerei  und  die  Branntweinbesteuerung  im  deutschen 
Zollgebiet  während  des  Etatsjahres  1886/86.  — Bierbrauerei  und  Bierbesteuerung  im 
deutschen  Zollgebiet  während  des  Etatsjalires  1885/86  — überseeische  Auswanderung 
aus  dem  Deutschen  Reich  Uber  deutsche  Häfen  und  Antwerpen  in  der  Zeit  von  Anfang 
Januar  bis  Ende  November  1886  und  Vergleich  mit  dem  entsprechenden  Zeitraum  der 
vorhergehenden  Jahre.  — Vorläufige  Übersicht  Uber  die  Ergebnisse  der  RUbenzucker- 
fabrikation  in  dem  Kampagnejahre  1886/87.  — Übersicht  über  die  Betriebsergebnisse 
der  RUbenzuckerfabriken  , Zuckerraffiuerien  und  Melasseentzuckerungsanstalten  des  deut- 
schen Zollgebiets  für  den  Monat  November  1886,  bezw.  für  die  Zeit  vom  1.  August  bis 
30.  Nov.  1886.  — Durchschnittspreise  wichtiger  Waren  im  QroBhandel,  November  1886. 

— Ein-  und  Ausfuhr  der  wichtigeren  Warenartikel  im  deutschen  Zollgebiet  fUr  den  Monat 
November  1886  und  fUr  die  Zeit  vom  1.  Januar  bis  Ende  November  1886.  — Ver- 
steuerte RUbenmengeu  des  deutschen  Zollgebiets , sowie  Ein-  und  Ausfuhr  von  Zucker 
im  November  1886.  — 

Preußische  JahrbUcher,  hrsg.  vonH.  v.  Treitschke  und  H.  Delbrück.  BandXLIX 
Heft  1,  Januar  1887:  Vom  papiernen  Stil,  von  O.  Schroeder.  — Eigenhändige  Aufzeich- 
nungen französischer  Flüchtlinge  1685  bis  1688,  von  H.  Babucke.  — Über  die  Bedeu- 
tung des  irischen  Elements  für  die  mittelalterliche  Kultur,  von  H.  Zimmer.  — Der 
christlich-liberale  Socialismus  des  Francois  Huet,  von  G.  Kriegsmann.  — Das  General- 
stabswerk Uber  den  deutsch-dänischen  Krieg,  von  H.  Delbrück.  — etc. 

Rundschau  der  Versicherungen,  hrsg.  von  H.  Österley.  Jahrg.  XXXVl  (1886) 
Lieferung  19,  20  u.  21:  Selbstmorde  in  Frankreich  (im  Jahre  1884,  entnommen  dem 
Berichte  des  iranzös.  Justizministeriums).  — Die  DampfkesselUberwachuug  in  Deutsch- 
land. — Kompromisse  in  Versicherungsangelegenheiten.  — Entscheidungen  des  Reichs- 
versichemngsamtes.  — Allgemeine  Formen  zur  Berechnung  der  Prämienreserven.  — 
Das  österreichisch-ungarische  Versicherungswesen  im  Jahre  1886.  — ÖfiTentliche  Hagel- 
versicherungsanstalten. — etc. 

Unsere  Zeit.  Deutsche  Revue  der  Gegenwart.  Hrsg,  von  R.  v.  Gottschall.  Jahr- 
gang 1887  Heft  1:  Segesta,  Selinunt  und  der  Mons  Eryz,  von  F.  Gregorovius.  — Die 
gegenwärtige  Stärke  und  Organisation  der  französischen  Armee,  von  J.  v.  Wickede.  — 
Das  elektrische  Glüblicht,  von  (Prof.)  F.  J.  Pisko.  — Das  Erdbeben  in  Griechenland, 
von  (Konsul)  V.  G.  Harshall  (in  Patras).  — Die  neue  Sozialgesetzgebung  des  Deutschen 
Reichs , von  H.  von  Scheel.  — etc.  Heft  2 : Die  Vollendung  des  deutschen  Nordsee- 
kriegshafens an  der  Jade,  von  V.  Kurs.  — Die  jüngsten  Arbeiterunruhen  in  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika , von  R.  Doehn  , (1.  Artikel).  — Zur  neueren  Geschichte 
der  Niederlande,  von  K.  Th.  Wenzelburger  (1.  Artikel).  — Die  Landarmee  und  die 
Kriegsflotte  Rußlands , von  J.  v.  Wickede.  — Die  Memoiren  und  Tagebücher  des  Henri 
de  Catt,  von  (Prof.)  J.  G.  Hagmann.  — etc. 

Vereinsblatt  für  deutsches  Versicherungswesen,  redigiert  von  J.  Neumann. 
Jahrg.  XIV,  Nr.  11  u.  12.  November — Dezember  1886.  Internationaler  Transportver- 
sicberungsverband.  XIII.  Generalversammlung,  abgehalten  zu  Konstanz  am  13.,  14.  und 
15.  September  1886  (8.  822 — 391).  — etc. 

Vierteljahrschrift  für  V olkswirtschaft , Politik  und  Kulturgeschichte , hrsg. 
von  E.  Wiss.  Jahrgang  XXIV  (1887).  Band  1,  1.  Hälfte:  Die  Wohnungsnot  der  ärmeren 
Klassen  der  Bevölkerung  in  den  Großstädten,  von  E.  Wiss.  — Das  Merinoschaf  und  der 
Wollzoll.  I.  — Aus  dem  Verbrechensbudget  des  Deutschen  Reichs  , von  (Rechtsanwalt) 
Puld.  — Volkswirtschaftliche  Korrespondenz  aus  London,  von  J.  Wallraf.  — etc. 

Württembergische  Jahrbücher  für  Statistik  und  Landeskunde.  Hrsg,  von  dem 
kgl.  statistischen  Landesamt.  Jahrg.  1886.  Band  11,  1.  Hälfte:  Württembergische  Viertel - 
jahrshefte  für  Landesgeschichte  1886.  1.  II.  und  Snpplementband  zu  Jahrg.  1886:  Über- 
sicht des  Inhalts;  Personen-,  Sach-  und  Ortsregister  der  Württembergischen  Jahrbücher 
1818 — 1886.  Stuttg.  1886.  bocb-lez.-8. 

Zeitschrift  für  das  Berg-,  Hütten-  und  Salinenwesen  im  preußischen  Staate. 
Band  XXXIV,  Lieferung  3 und  4 und  Band  XXXIV,  1.  u.  2.  statistische  Lieferung: 
Die  Umarbeitung  der  Oberharzer  Grubeurisse,  von  Brathuhn.  — Das  Richelsdorfer  Kupfer- 
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und  Kobaltwcrk  in  Hessen,  von  Graflmann.  — Der  Iberger  Kalkstock  bei  Grnnd  a./Harze, 
von  W.  Rittershaus.  — Versuche  und  Verbesserungen  bei  dem  Bergwerksbetriebo  in’ 
Preulien  während  des  Jahres  1885.  — Die  königl.  Friedrichshütfe  bei  Tarnowitz,  O.-Schl., 
von  Dober.s  und  Althans.  — Über  Schachtförderseile  und  Seilkosicn,  von  Wenderoth.  — 
Über  Benzin  und  Benzinsicherheitslampen,  von  Broockmann.  — Die  Bergwerksindustrie 
und  Bergv’erwaltung  PreuBens  im  Jahre  1885.  — Produktion  der  Bergwerke,  Salinen 
und  Hütten  des  preuBischen  Staates  im  Jahre  1885.  — Übersicht  über  die  Produktion 
der  Hüttenwerke  des  preuBischen  Staates  in  den  Jahren  1881  bis  1885.  — Verunglück- 
ungen mit  tötlichem  Ausgange  und  ohne  tötl.  Au.sgnng  beim  Bergwerksbetriebc  PreuBens 
während  des  Jahres  1885.  — Die  auf  den  Steinkohlenbergwerken  PreuBens  im  Jahre 
1885  durch  schlagende  Wetter  veranlaBtcn  Unglücksfüllc.  — Der  Bergwerksbetrieb  im 
preuBischen  Staate  während  des  Jahres  1885:  (1.  Steinkohlenbergbau.  2.  Braunkohlen- 
bergbau. 3.  Eisenerzbergbau.  4.  Zinkerzbergbau.  5.  Bleicrzbergbau.  6.  Kupfererzberg- 
bau. 7.  Bergbau  auf  andere  Erze.)  — Gewinnung  von  Steinen  und  erdigen  Mineralien 
im  preuBischen  Staate  während  des  Jahres  1885.  — Der  Mineralsalzbergbau  im  preuB. 
Staate  während  des  Jahres  1885.  — Betrieb  der  Salinen  und  Hüttenwerke  im  preuB. 
Staate  während  des  Jahres  1885.  — Betriebsverhältnisse  bei  den  einzelnen  Zweigen  der 
Metallproduktion  im  preuB.  Staate  während  des  Jahres  1885.  Metalldarstellung  ans 
Erzen:  1.  Koheisendarstellnng.  2.  Zinkhütten.  3.  Blei-  und  Kupferhütten,  Silber-  uud 
Goldgewinnung.  — etc. 

Zeitschrift  für  Bergrecht  Redigiert  von  H.  Rrassert.  Jahrg.  XXVIII  (1887) 
Heft  1 : Entwurf  eines  neuen  englischen  Kohlenbergwerksgesctzes.  Für  die  Zeitschrift 
für  Bergrecht  bearbeitet  von  (Oberbergrat)  R.  Nasse.  — Die  bergrechtlichen  Verhältnisse 
des  Königreichs  Italien,  von  (Bergrat)  H.  Zix.  — Haftpflicht  und  Unfallversicherung  in 
der  Schweiz.  — AbriB  der  Geschichte  des  Bergrechts,  von  Rossiter  W.  Raymond,  (übs. 
von  Kalthenner).  — Entscheidungen  der  Gerichtshöfe.  — Mitteilungen  aus  der  Praxis 
der  V'erwaltungsbehörden.  — etc. 

Zeitschrift  des  königl.  bayerischen  statistischen  Bureau.  Redigiert  von  L,  von 
Müller.  Jahrg.  XVIII  (1886)  Nr.  3:  Die  zwangsweise  VeräuBernng  landwirtschaftlicher 
Anwesen  in  Bayern.  Nach  dem  Stande  des  Jahres  1885  mit  Rückblicken  bis  1880,  von 
L.  V.  Müller.  — Definitive  Ergebnisse  der  Volkszälilung  vom  1.  Dezember  1885  in  Bayeru. 
Die  Bevölkerung  der  Regierungsbezirke,  Verwaltungsdistrikte  und  der  Geriebtsbezirke ; 
die  Amtsgerichte  und  die  Bezirksämter  nach  der  GröBe  ihrer  Bevölkerung.  Verzeichnis 
und  Bevölkerungszahl  der  Gemeinden  — mit  einem  Hauptorte  von  2000  und  mehr  Ein- 
wohnern. — Stiftungen  und  Stiftungszuflüsse  im  Königreich  Bayern  während  des  Jahres 
1884,  von  L.  v.  Müller.  — Bayerns  technisch-gewerbliche  Vereine.  — Statistik  der  Knapp- 
schaftsvereine im  bayerischen  Staate  für  die  Jahre  1884  und  1885.  — 

Zeitschrift  des  k.  sächsischen  statistischen  Büreaus.  Redigiert  von  V.  Böh- 
mert.  XXXII.  Jahrgang  (1886)  Heft  1 u.  2 (Ansgegeben  Dezember  1886:)  182  SS.:  Die 
sächsische  Volkszählung  vom  1.  Dez.  1885  : Allgemeines  Über  Volkszählungen  mit  be- 
sonderer Rücksicht  auf  Sachsen.  — Sachsens  Bevölkerung  von  1834  bis  1885.  — Bilanz 
der  Volksvermchrung  vom  1.  Dezember  1880  bis  30.  November  1885  nach  den  Ergeb- 
nissen der  Standesamtszählkartcn  sowie  nach  den  Ergebnissen  der  Volkszählungen.  — 
Die  sächs.  Bevölkerung  innerhalb  der  einzelnen  Verwaltungsbezirke  nm  1.  Dez.  1885, 
verglichen  mit  der  Bevölkerung  vom  1.  Dez.  1880.  — Zur  Frage  der  Staatsangehörig- 
keit. — Die  Bevölkerung  Sachsens  am  1.  Dez.  1885  nach  dem  Religionsbekenntnis.  — 
Die  Hauptresultate  der  sächs.  Volkszählung  vom  1.  Dez.  1885  in  den  Verwaltungsbe- 
zirken nach  Stadt-  und  Landgemeinden  und  deren  Bestandteilen  mit  Bezeichnung  der 
Rittergüter  und  Kammergüter.  — etc. 

Zeitschrift  für  die  ge.samte  Strafrechtswissenschaft , hrsg.  von  F.  v.  Liszt  und 
K.  v.  Lilienthal.  Band  VH  (Berlin  1886).  Heft  2:  Strafzumessung  und  Strafvollzug,  von 
R.  Medern.  — Der  strategische  Ausgangspunkt  im  staatlichen  Kampfe  gegen  das  Ver- 
brechen. Eine  Stimme  aus  Belgien  , von  (Prof.)  v.  Liszt.  — Die  wichtigsten  kriminal- 
statistischen Publikationen  des  Jahres  1886,  v.  H.  Bennecke.  — Ausländische  Rund- 
schau. 22.  Finnland.  Mitgeteilt  von  (Prof.)  J.  Forsman  (in  Helsingfors).  — etc. 
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m. 

Erbpacht-  und  Reiiteugüter  als  Alittel  zar  Schafliiiig 
und  Erhaltung  eines  läiidücheii  IHittel-  und 

Kleiiibesitzes. 

Von 

Prof.  H.  Faasche- Marburg. 

Der  Eutwickelungsgang  der  jüngsten  Gesetzgebung  auf  dem  Ge- 
biete der  Handels-,  Gewerbe-  und  Agrarpolitik  wird  unleugbar  durch 
die  Tendenz  gekennzeichnet,  überall  da,  wo  die  bisherige  sogen, 
„liberale“  Gesetzgebung  in  ihrem  Streben  nach  möglichster  Befreiung 
der  Volkswirtschaft  von  hemmenden  Schranken  und  Fesseln  über  das 
Ziel  hinaus  geschossen  hat,  Beschränku ngen  allzuweit  gehender 
Freiheit  einzuführen,  neue,  zeitgemäße  Schranken  zu  errichten  oder 
alte,  früher  für  veraltet  erklärte  und  beseitigte  Institutionen  zu  neuem 
Leben  in  neuer  Gestalt  zu  erwecken.  Im  deutschen  Reiche  werden, 
wie  in  den  benachbarten  Ländern,  die  Zollschranken  immer  höher  auf- 
gebaut, um  den  früher  so  sehnsüchtig  erstrebten  Wettbewerb  aller 
Nationen  auf  dem  heimischen  Markte  zu  erschweren,  der  nationalen 
Arbeit  den  nationalen  Markt  zu  sichern.  Die  Veränderungen,  die  auf 
dem  Gebiete  der  Gewerbegesetzgebung  getroffen  oder  geplant  worden 
sind,  haben  den  ausgesprochenen  Zweck,  da,  wo  man  durch  Gewährung 
allzugrosser  Freiheit  der  Willkürlichkeit  und  Zuchtlosigkeit  Thür  und 
Thor  geöffnet  und  dadurch  Nachteile  mancherlei  Art  gezeitigt  hatte, 
diese  „Auswüchse  zu  beseitigen“  und  gesetzliche  Ordnung  zu  schaffen, 
soweit  es  möglich  ist. 

Auch  auf  dem  Gebiete  der  landwirtschaftlichen  Gesetz- 
gebung ist  dieselbe  Tendenz  in  jüngster  Zeit  immer  deutlicher  her- 
vorgetreten. 

Gerade  hier  war  ja  das  Bestreben,  den  Bauernstand  aus  seiner 
Unfreiheit  und  Hörigkeit  zu  lösen,  ihn  frei  zu  machen  von  den  mannig- 
fachen Lasten,  die  frühere  Zeiten  ihm  aufgebürdet  hatten,  ganz  be- 
N,  F.  B(l.  XIV.  14 


210 


Prof.  H.  Paasche, 


sonders  berechtigt  und  anerkennenswert.  Zumeist  weit  eher,  als  man 
volle  Gewerbe-  und  Handelsfreiheit  geschaffen,  hat  man  daher  die 
Freiheit  des  Grundbesitzes  herzustellen  und  immer  weiter  auszubilden 
sich  bemüht,  noch  bis  in  das  vergangene  Jahrzehnt  hinein  wandelte 
unsere  deutsche  Gesetzgebung  unangefochten  weiter  auf  der  längst 
betretenen  Bahn,  die  letzten  Reste  „feudaler“  Lasten  abzulösen,  ihre 
Neuauffegung  zu  verhindern.  Ein  ernster  Widerspruch  dagegen  war 
kaum  wahrnehmbar. 

Erst  die  allerneueste  Zeit  hat  auch  hierin  Wandel  geschaffen  und 
immer  mehr  gewinnt  die  Anschauung  Anhänger,  daß  die  Freiheit  des 
Grund  und  Bodens,  die  Freiheit,  über  denselben  durch  Verkauf,  Ver- 
pfändung und  Vererbung  nach  Belieben  zu  verfügen,  so  segens- 
reich sie  zur  Schaffung  und  Stärkung  unseres  Bauern- 
standes unleugbar  gewirkt  hat,  auch  tiefe  Schatten  aufzu- 
weisen hat  und  unseren  bäuerlichen  Besitzstand  durch  freie  Teilbar- 
barkeit  bei  Kauf  und  Vererbung  bedroht,  durch  steigende  Kapital- 
Verschuldung  in  drückende  Abhängigkeit  vom  mobilen  Kapital  bringen 
kann.  Die  Strömung  wird  unterstützt  durch  die  unbestreitbare, 
Thatsache,  daß  unsere  Landwirtschaft  sich  in  einer  überaus 
schwierigen  Lage  befindet,  weil  die  Preise  der  hauptsächlichsten 
Rohprodukte  wie  der  Erzeugnisse  der  landwirtschaftlichen  Nebenge- 
werbe auf  einen  so  niedrigen  Standpunkt  gesunken  sind,  wie  er  noch 
vor  10,  z.  T.  vor  3 — 4 Jahren  für  absolut  unmöglich  erachtet  wurde. 

Die  Not  der  Landwirtschaft  ist  in  aller  Munde,  eine  über- 
trieben pessimistische  Auffassung  ist  fast  zur  Modekrankheit 
geworden;  man  greift  mit  Behagen  nach  jeder  kleinen  Notiz,  die  den 
landwirtschaftlichen  Notstand  zu  illustrieren  vermag,  jede  Zahl  über 
wachsende  Verschuldung  des  Grundbesitzes,  über  erfolgte  Zwangsver- 
käufe etc.  wird  selbst  in  der  wissenschaftlichen  Litteratur  aufgegriffen 
und  weiter  kolportiert.  Eine  stets  wachsende,  agrarische  Partei  sucht 
mit  großer  Rührigkeit  die  Interessen  der  ländlichen  Bevölkerung  zu 
vertreten,  und  während  ihre  Tagespresse  nicht  müde  wird,  oder 
bis  vor  kurzem  nicht  müde  ward,  die  segensreichen  Folgen  der  neuen 
Wirtschaftspolitik  für  Industrie  und  Gewerbe  zu  schildern, 
vermag  sie  trotz  Erhöhung  der  Getreidezölle,  trotz  Einfuhrver- 
botes für  amerikanisches  Schweinefleisch  etc.  von  ähnlichen  segens- 
reichen Wirkungen  für  die  Landwirtschaft  nichts  zu  entdecken. 
Vielmehr  malt  sie  mit  immer  dunkleren  Farben  die  Gefahr  eines  Ver- 
schwindens des  wirtschaftlich  und  sozial  hochwichtigen  Bauernstandes 
und  bemüht  sich,  unter  vielfach  unverstandenen  Ausfällen  auf  das 
nachteilige,  römische  Erb-  und  Eigentumsrecht  einer  Strömung  die 
Bahn  zu  ebnen,  welche  durch  Einführung  des  „alten  deut- 
schen Bauernerbrechtes“,  durch  Beschränkung  der 
Teilbarkeit  des  Grund  und  Bodens,  durch  Neueinfüh- 
rung der  Erbpacht,  durch  Verminderung  der  Verschul- 
dungsfähigkeit, womöglich  durch  staatliche  Tilgung  der 
vorhandenen  Hypothekenschulden  eine  behagliche  „Heim- 
stätte“ für  den  deutschen  Klein-  und  Großbauern  errichten  möchte. 
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Auch  iu  die  wissenschaftliche  Diskussion  sind  hie  und  da  ähn- 
liche pessimistische  Auffassungen  eingedrungen,  und  so  wie  wir  im 
Beginne  das  vorigen  Jahrzehntes  an  der  Schwelle  der  sozialen 
Revolution,  des  gewaltsamen  Umsturzes  durch  die  gewerb- 
lichen Arbeiter  stehen  sollten,  so  gähnt  jetzt  — nach  der  Mei- 
nung vieler  — der  Abgrund  vor  uns,  in  dem  unser  solider,  einst 
kerngesunder  deutscher  Bauernstand  unrettbar  als  proletarischer 
Pächter,  ähnlich  wie  in  Irland,  zu  Grunde  gehen  muß,  wenn  nicht  in 
umfassender  Weise  durch  Staat  und  Gesellschaft  Wandel  geschaffen  wird. 

Kurz,  der  Umschwung  der  Meinungen  gegen  die  Zeit  vor  circa 
10  Jahren  ist  ein  tiefgreifender,  und  da  er  sich  so  schnell  in  weiten 
Schichten  des  Volks  vollzogen  hat,  ist  es  erklärlich,  daß  man  aus 
dem  einen  Extrem  all  zu  optimistischer  Auffassung 
heute  vielfach  in  das  Entgegengesetzte  verfallen  ist,  nur  die 
Schattenseiten,  nicht  die  Lichtseiten  der  jüngsten  Entwickelung  zu 
beachten. 

Unleugbar  aber  sind  diese  Schattenseiten  vorhanden  und, 
daß  man  auf  sie  hin  weist,  daß  man  sie  durch  zweckentsprechende 
Reformen  der  Agrargesetzgebung  möglichst  zu  beseitigen  sucht,  ist 
unter  allen  Umständen  als  ein  Fortschritt  zu  begrüßen,  selbst 
wenn  man  zugesteht,  daß  die  oben  angedeutete  reaktionäre  Strömung 
weit  über  das  Ziel  hinausschießt.  Die  deutsche  Gesetzgebung  ist  bis- 
her in  maßvoller  Weise  dem  Drängen  der  veränderten  öffentlichen 
Meinung  gefolgt  und  schreitet  langsam  und  vorsichtig  auf  der  betrete- 
nen Bahn  vorwärts. 

Die  Bemühungen,  eine  Umgestaltung  des  bäuerlichen  Erbrechtes 
anzubahnen,  den  Bauern  zu  der  alten  Sitte  zurückzuführen,  seinen 
Hof  nicht  als  fungibles  Vermögen,  sondern  als  eine  Art  von  Fa- 
milienbesitz,  als  sein  „Erbe“  zu  betrachten  und  anders  zu  behan- 
deln als  seine  fahrende  Habe,  sind  in  den  letzten  Jahren  bereits 
mehrfach  gesetzgeberisch  gestaltet  worden.  Erst  vor  wenig  Monaten 
ist  dann  in  Preußen  durch  das  Gesetz  „betreffend  die  Beförderung 
deutscher  Ansiedelungen  in  den  Provinzen  Westpreußen  und  Posen‘‘ 
vom  20.  April  1886  (Gesetzsammlung  S.  131)  auch  die  Möglichkeit 
geboten  worden,  die  vielleicht  etwas  voreilig  beseitigte  Institution 
der  Erbpacht  in  veränderter  Form  wieder  zum  Leben  zu  erwecken 
um  dadurch  einen  Bauern-  oder  Kleinbesitzerstand  zu  schaffen  und, 
soweit  thunlich,  auch  für  spätere  Generationen  zu  erhalten. 

Dieser  letzte  Versuch,  der  die  Probe  im  Leben  erst  noch  bestehen 
soll,  der  theoretisch  bereits  seit  längerer  Zeit  gefordert  und  eingehend 
begründet  ist,  soll  im  folgenden  noch  einmal  kurz  auf  seine  Be- 
rechtigung und  praktische  Brauchbarkeit  zur  Schaf- 
fung und  Erhaltung  eines  Bauernstandes  geprüft  wer- 
den, weil  es  uns  scheinen  will,  als  ob  man  vielfach  den  Nutzen  und 
die  Anwendbarkeit  der  neuen  Institution  überschätzte,  allzu- 
große Hoffnungen  für  die  Befestigung  unseres  Kleinbesitzes  da- 
raufsetzte, ohne  die  vielen  Schwierigkeiten  zu  würdigen,  die  mit  der 
Wiederaufrichtung  derselben  verbunden  sein  müssen. 
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gesundere  Verteilung  des  Grundbesitzes  anzubahnen  und 
dabei  zugleich  Vorkehrungen  zu  treffen,  daß  das  erstrebte  Ziel 
auch  wirklich  und  nachhaltig  erreicht  werde. 

Kaum  waren  daher  die  letzten  Reste  alten  Erbpachtbesitzes 
durch  die  Gesetzgebung  vernichtet,  so  wurden  auch  schon  vereinzelt 
in  den  Verhandlungen  des  preußischen  Abgeordnetenhauses  Stimmen 
laut,  welche  zum  Zweck  dauernder  Kolonisirung  auf  die  Vorteile  der 
Erbpacht  hin  wiesen  und  Rechtsnormen  forderten,  die  eine  Wieder- 
belebung dieser  beseitigten  Besitzform  ermöglichten.  Mit 
Hülfe  erbpachtähnlicher  Einrichtungen  hofite  man  das  Ziel 
der  inneren  Kolonisation  besser  zu  erreichen,  ohne  die  Gefahr  des 
Scheitems.  Sie  sollten  die  Möglichkeit  bieten,  leichter  als  bei  Ver- 
kauf Kolonisten  zu  finden,  die  mit  dem  nötigen  Betriebskapital  aus- 
gerüstet, bisher  unkultivierten  Boden  in  Kulturland  verwandeln  oder 
parzellierten  Großgrundbetitz  mit  Inventar  versehen  und  ertragsfähig 
machen  könnten ; sie  sollten  aber  auch  Garantie  dafür  bieten,  daß  die 
mühsam  geschaffenen  Bauern-  und  Kossatenstellen  nicht  baldigst  wieder 
dem  Großgrundbesitz  einverleibt  oder  durch  Zerschlagung  in  kleinere 
Stellen  existenzunfähig  würden. 

Das  war  der  Gedanke,  der  bereits  bei  den  ersten  schüchternen 
Versuchen,  für  eine  Wiederbelebung  der  Erbpacht  Stimmung  zu  machen, 
in  den  Vordergrund  trat,  ein  Gedanke,  dessen  innere  Berechtigung 
bald  um  so  mehr  Anerkennung  fand,  als  benachbarte  Länder,  wie  Holland 
und  Mecklenburg,  durch  die  That  bewiesen,  daß  diese  „feudale“  Ein- 
richtung richtig  angewandt  segensreich  wirken  kann  und  durch- 
aus nicht  notwendig  die  Nachteile  der  alten  Erbpacht  mit  sich 
bringen  muss. 

Wir  haben  nicht  nötig,  den  allmählichen  Wandel  der  öffentlichen 
Meinung,  wie  er  in  den  Verhandlungen  der  Parlamente  und  sonstigen 
Körperschaften,  sowie  in  der  wissenschaftlichen  Litteratur  zu  T^e 
tritt,  im  einzelnen  zu  verfolgen,  da  die  neueste  Publikation  des  sozial- 
politischen Vereins  „Zur  inneren  Kolonisation“  aus  der  Feder  des  dazu 
berufensten  Mannes,  des  Geh.  Ob.-Reg.-Rats  Dr.  Thiel  ‘),  die  Verhand- 


2 Aren  32,  von  2 — 5 Aren  44,8,  von  5 — 20  Aren  45,  von  02. — 1 Hektar  36  Pacht- 
land waren,  aI»o  */,  — */,  aller  kleinen  Betriebe  bereits  nicht  mehr  Eigentums-,  sondern 
Pachtwirtschaften  sind“ , so  glauben  wir , verlieren  diese  Zahlen  ihr  Erschreckendes, 
wenn  man  sich  vergegenwärtigt,  dafs  alle  Betriebe  unter  1 ha.  landwirtschaftlich  be- 
nutzter Fläche  nur  2.42  des  betr.  Areals  ausmachen , und  dafs , wie  es  in  den  Mo- 
natsheften „Zur  Statistik  des  deutschen  Reiches“  1884  VII  S.  46  heißt,  „hier  alle  die 
kleinen  Stückchen  Land  in  Betracht  kommen,  welche  von  Tagelöhnern,  Fabrikarbeitern, 
aber  auch  von  Leuten  aller  möglichen  anderen  Stände  zum  Kartoffel-  und  Gemüsebau 
gepachtet  oder  auch  von  gröfseron  Landwirten  als  Teil  des  Lohnes  an  ihre  Ar- 
beiter und  sonstigen  GehUlfen  gegeben  werden“.  „Die  Landwirtschaft  kommt  in  diesen 
GröPsenklassen  fast  ausnahmlos  als  Nebenbeschäftigung  vor“  (eod.  I.  S.  46) 
und  dann  dürfte  u.  E.  die  Erscheinung  des  Pachtens  von  Gemüse-  und  Kartoffelland 
nichts  Erschreckendes  darstellen. 

1)  „Zur  inneren  Kolonisation  in  Deutschland“,  Schriften  des  Vereins  für  Sozial- 
politik XXXII.  Leipzig  1886.  S.  45 — 123.  '„Die  Verhandlungen  der  letzten  Jahre 
Uber  innere  Kolonisation  und  ihr  förderliche  Rechtsformen  im  preußischen  Landtage, 


Digitized  by  Google 


214 


Prof.  II.  Pausche, 


luugoD  der  letztCQ  Jahre  in  vorzüglicher  Weise  zusammeustellt  und 
anderseits  die  treffliche  Monographie  von  Dr.  W.  Ruprecht  über  „die 
Erbpacht“  einen  kurzen  Rückblick  über  die  wissenschaftliche  Littera- 
tur  der  Frage  den  Untersuchungen  voranschickt.  Wir  beschränken 
uns  also  darauf,  nur  mit  wenig  Strichen  anzudeuten,  wie  die  Gesetz- 
gebung Preußens,  — denn  um  die  handelt  es  sich  besonders  — 
im  letzten  Menschenalter  den  Kreislauf  vollendet  hat,  bei  dem  sie  nun 
wieder  zu  der  anfangs  beseitigten  Institution  zurückgekehrt  ist. 

Während  man  noch  im  vorigen  Jahrhundert  und  noch  in  den 
ersten  Jahren  dieses  Jahrhunderts  bei  den  preußischen  Kolonisationen 
mit  Vorliebe  die  Erbpacht  angewendet  hatte*)  und  in  der  dadurch 
ermöglichten  Begründung  fester  Besitzesrechte  eine  wesentliche 
Verbesserung  gegen  die  frühere  Unsicherheit  des  bäuer- 
lichen Besitzes  erkannte,  drängte  die  Not  der  Zeit  während  des  Da- 
niederliegens  der  preußischen  Monarchie  dazu,  den  Bauernstand  frei 
und  wirtschaftlich  selbständig  zu  machen,  und  bewirkte,  daß  neben 
anderen  Reallasten  auch  die  Erbpacht  beseitigt  wurde  ^).  Die  Landes- 
kulturedikte vom  14.  September  1811  und  vom  7.  Juni  1821  be- 
seitigten durch  Erklärung  der  Ablösbarkeit  der  Renten  im  Interesse 
„der  freien  Verfügung  üb^er  ländliche  Grundstücke  und  zur  Hinweg- 
räumung der  Hindernisse  der  Landeskultur“  thatsächlich  die  Erb- 
pacht und  Erbzinsverhältnisse.  Wenn  dann  auch  später  hie  und  da  eine 
der  Erbpacht  günstigere  Anschauung  zur  Geltung  kam,  — z.  B.  in 
dem  Gesetz  vom  13.  Juli  1845,  welches  gestattete,  durch  Vertrag  die 
Ablösung  der  Renten  auszuscbließen  — , so  wurde  doch  schließlich 
durch  das  Gesetz  vom  2.  März  1850  betreffend  „Ablösung  der  Real- 
lasten und  die  Regulierung  der  gutsherrlichen  und  bäuerlichen  Ver- 
hältnisse“ der  Erbpacht  in  der  damaligen  preußischen  Monarchie  defi- 
nitiv ein  Ende  gemacht^),  nachdem  bereits  die  Verfassungsurkunde 
vom  31.  Januar  1850  im  Artikel  42  „die  Ablösbarkeit  der  Gruud- 


dem  königl.  preuBiseben  Landes-Ökonomie-Kollegium  und  der  Zentral-Moorkommission.“ 
Die  Arbeit  hat  uns  die  erwünschte  Gelegenheit  geboten,  die  bezüglichen  Ausführungen, 
die  beim  Erscheinen  der  Schrift  fast  druckfertig  waren,  nunmehr  wesentlich  zu  ver- 
kürzen. Wir  werden  auch  nach  Möglichkeit  danach  und  nicht  nach  den  Quellen  citieren. 

1)  Dr.  W.  Ruprecht.  Die  Erbpacht.  Göttingen  1882.  Hauptsächlich  in  Betracht 
kommen  die  Arbeit  von  G.  v.  Schönberg.  Artikel  „Erbpacht  und  Erbzinsleihe“  im 
Jahres-Suppl.  Band  11  des  Meyer’schen  Konv.  - Lexikon  S.  287  ff.  und  Geh.  Bat  Nasse : 
,,Die  wirtschaftliche  Bedeutung  von  Erbpachts-  und  Erbzinsverhältnisseu“  in  den  „Land- 
wirtschaftlichen Jahrbüchern“  von  Thiel.  Band  7,  S.  41  ff. 

2)  Vergl.  dazu  die  Arbeit  von  G.  Schmoller  „Die  preuBisebe  Kolonisation  des  17. 
und  18.  Jahrhunderts“.  Schriften  des  Vereins  f.  Sozial-Politik  XXXIl.  S.  1 — 48,  ferner 
Krug,  Geschichte  der  staatswissenschaftlichen  Gesetzgebung  in  PreuBen.  1808.  1.  S.  558  ff. 

3)  Vergl.  Dönuinges.  Die  Landeskulturgosetzgcbnng  in  PreuBen.  1843. 

4)  § 2 bestimmt:  „Ohne  Entschädigung  werden  folgende  Berechtigungen,  soweit 
sie  noch  bestehen,  hiermit  aufgehoben : 

1 

2.  Das  Obereigentum  der  Guts-  oder  Grundherrn  und  der  Erbziusberrn , desgleichen 
das  Eigentumsrecht  des  Erbverpächters ; der  Erbzinsmann  und  der  Erbpächter  erlangen 
mit  dem  Tage  der  Rechtskraft  dieses  Gesetzes  und  lediglich  auf  Grund  desselben 
das  volle  Eigentum. 
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lasten  gewährleistet“  und  nur  erbliche  Ü berlassung  zu  vollem 
Eigentum  für  Grundstücke  anerkannt  hatte. 

Der  neuerdings  vielbesprochene  § 91  des  obigen  Gesetzes  vom 
2.  März  1850  bestimmt  zun^hst,  daß  bei  erblicher  Überlassung 
eines  Grundstückes  nur  die  Übertragung  des  vollen  Eigen- 
tums zulässig  sein  solle.  Damit  ist  die  Möglichkeit  der  Begründung 
von  Erbpjicht-  oder  Erbzinsverhältnissen,  welche  geteiltes  Eigentum  ge- 
währen, nur  ein  Nutzeigentum  dem  Erbpächter  oder  Erbzinsmann  zu- 
gestehen, ausgeschlossen.  Ferner  wird  bestimmt,  daß  mit  Ausnahme 
fester  Geldrenten  keine  nach  dem  Gesetz  für  ablösbar  erklärten  Real- 
lasten einem  Grundstücke  wieder  auferlegt  werden  dürfen,  und  daß 
auch  alle  neuen  Geldrenten  mit  dem  zwanzigfachen  Betrage  ablösbar 
sein  sollen,  wenn  nicht  vertragsmäßig  etwas  anderes  festgesetzt  ist. 
Der  Vertragsfreiheit  sind  aber  wieder  enge  Grenzen  gezogen,  insofern 
die  Kündigung  vertragsmäßig  nicht  für  mehr  als  30  Jahre  ausge- 
schlossen und  die  Ablösungssumme  nicht  über  das  25  fache  der  Rente 
fixiert  werden  darf.  Der  § 92  desselben  Gesetzes  bestimmt  dann  er- 
ergänzend  dazu,  daß  auch  Kapitalien  nicht  länger  als  30  Jahre  für 
den  Schuldner  unkündbar  einem  Grundstück  auferiegt  werden  dürfen. 

Damit  war  für  die  alten  Provinzen  der  Monarchie  — mit  Aus- 
nahme der  Ländereien  auf  dem  linken  Rheinufer,  in  denen  französisches 
Recht  geltend  war,  — die  Erbpacht  als  Rechtsinstitut  be- 
seitigt, ihre  Wiedereinführung  unmöglich  gemacht. 
Die  späteren  Gesetze  über  die  Ablösung  der  Reallasten  haben  dann 
auch  in  den  neu  erworbenen  Landesteilen  ungefähr  dieselben  Rechts- 
anschaungen  zur  Geltung  gebracht.  Zunächst  in  den  Hohenzoller'schen 
Landen  durch  das  Gesetz  vom  28.  Mai  1860,  dann  im  Regierungs- 
bezirk Wiesbaden  und  den  zum  Regierungsbezirk  Kassel  gehörigen 
vormals  großherzoglich  hessischen  Gebietsteilen  durch  Gesetz  vom 
15.  Februar  1872.  In  beiden  Landesteilen  hatte  das  Erbpachtssystem 
-wohl  wenig  praktische  Bedeutung  gehabt.  Anders  war  es  in  Schles- 
wig-Holstein, wo  das  Gesetz  vom  3.  Januar  1873  *)  die  zahlreich  vor- 


3.  ...  ... 

4 

5.  Die  Berechtigung  des  Erbpächters  oder  des  Zinsberechtigteu,  deu  ihm  zustehouden 
Kanon  oder  Zins  willkiibrlich  zu  erhöhen.  , 

Nach  § 3 Absatz  2 werden  ferner  ohne  Entschädigung  aufgehoben : 

„Das  in  einigen  Landesteilen  noch  bestehende  Recht  des  zu  Abgaben  und  Leistungen 
Berechtigten,  der  Zerstückelung  des  pflichtigen  OrundstUckes  zu 
w i d er  spreche  n.“ 

§ 6.  Alle  beständigen  Abgaben  und  Leistungen,  welche  auf  eigentümlich  oder 
bisher  erbpachts-  oder  erbzinswcisc  besessenen  Grundstücken  oder  Gerechtigkeiten 
haften  (Reallasten),  sind  nach  den  Vorschriften  dieses  Abschnittes  ablösbar.'* 

1)  § 2 bestimmt:  „Bei  den  zu  Erbzins,  Erbfeste  oder  Erbpacht  besessenen  Grund- 
stücken und  Gerechtigkeiten  wird  dos  Obereigentum  und  das  Heimfallsrecht  der  Be- 
rechtigten   hiermit  kraft  Gesetzes  ohne  Entschädigung  aufgehoben.“  Ebenso  § 3: 

„Die  der  Gntsherrschaft  oder  dem  Obereigentümer  zustehende  Befugnis , Verträge, 
durch  welche  Grundstücke  im  ganzen  oder  geteilt  veräußert  oder  belastet 
werden,  zu  bestätigen  oder  Urkunden  über  die  Verleihung  von  Grundstücken  aus- 
znfertigen,  oder  derZerstücklnng  des  zu  Abgaben  und  Leistungen  p fl  ich- 
tigen  Grundstückes  zu  widersprechen.** 
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haDdencn  Erbpächter  in  die  Lage  versetzte,  ihre  zum  großen  Teil 
erst  aus  neuerer  Zeit  stammenden,  durchaus  nicht  lästigen  Erbpachts- 
kontrakte gegen  billige  Abfindung  der  Berechtigten  aufzuheben  und 
ihre  Hufen  zu  freiem  Eigentum  zu  erhalten.  In  Hannover  hatte  man 
bereits  durch  das  Gesetz  vom  10.  November  1831  die  alten  Erbpacht- 
lasten für  ablösbar  erklärt,  aber  die  Begründung  einerArt  von 
Rentengütern  unterm  23.  Juli  1833  wiedergestattet,  indem  mau 
zuließ:  „Grundstücke  unter  Vorbehalt  einer  auf  jeden  Erwerber  über- 
gehenden, unablösbaren  Rente  zu  übertragen“,  wenn  volles  Eigen- 
tum und  volle  Verfügungsfreiheit  gewährt  wird.  Nur  ganze  Bauern- 
höfe durften  nicht  ohne  Konsens  des  Rentenberechtigten  geteilt  werden, 
die  Rente  durfte  aber  außer  in  Geld,  Getreide  und  Erdarten  selbst 
in  Naturaldiensten  festgesetzt  werden.  Das  Gesetz  vom  3.  April 
1869  hebt  zwar  die  Unablösbarkeit  der  Rente  auf,  gestattet  aber  nach 
wie  vor  die  Neuauflegung  solcher  Renten  selbst  der  Naturaldienstc. 

In  den  ehemals  kurhessischen  Landesteilen  ist,  wie  uns  scheint, 
an  dem  bereits  durch  das  Gesetz  vom  20.  Juni  1850  geschaffenen 
Rechtszustand  nichts  geändert,  denn  das  auch  in  der  „Denkschrift“ 
des  Herrn  Landwirtschaftsministers*)  angezogene  Gesetz  vom  23.  Juli 
1876  bestimmt  in  § 2:  „Ausgeschlossen  von  der  Anwendung  dieses 
Gesetzes  bleiben:  1)  Diejenigen  Leistungen,  welche  auf  nicht  zu  vollem 
Eigentum  besessenen  Grundstücken  oder  Gerechtigkeiten  für  den  Ober- 
cigentümer  (Lehnsherrn,  Erbverleiher  etc.)  haften“. 

Danach  würden  also  im  ehemaligen  Kurstaate  die  Reuten  aus 
Erbpachtverhältnissen  ablösbar  sein,  aber  nur  unter  der  erschwerenden 
Bedingung,  daß  bei  Antrag  seitens  des  Berechtigten  nur  der  18fache 
Betrag  zu  zahlen  ist,  der  Verpflichtete  dagegen  das  25fache  der  Rente 
zu  entrichten  hat,  falls  er  auf  Ablösung  dringt 

So  konnten  also  allenthalben  in  der  preußischen  Monarchie  seit 
Mitte  des  vorigen  Jahrzehnts  die  noch  vorhandenen  Lasten  aus  Erb- 
pachtverhältnissen ab  gelöst  werden  und  war  eine  dauernde  Auf- 
erlegung von  Geldrenten  und  Reallasten  nicht  mehr 
zulässig. 

Aber  wir  betonten  oben  schon,  daß  fast  gleichzeitig  mit  der  Be- 
ratung der  letzten  Gesetze  zur  Beseitigung  der  Erbpacht  sich  gewich- 
tige Stimmen  vernehmen  ließen,  die  auf  die  unleugbaren  Vorteile  dieser 
Rechtsinstitution  hinwiesen*).  Bereits  im  Jahre  1879  beriet  und  ge- 
nehmigte das  Landes-Ökonomie-Kollf^ium  einen  Antrag  des  Ökonomierats 
Korn,  der  den  Herrn  Minister  der  Landwirtschaft  ersuchte,  die  Frage 

1)  „Denkschrift  betreffend  Bentengliter**  in  den  Tbiel’schen  Jahrbüchern  XIV.  Band. 
Supplementband  111.  S.  92  ff.,  auch  abgedruckt  in  den  Schriften  des  Verf.  f.  Sozialpolitik 
XXXII.  S.  94  ff. 

2)  Der  Abg.  Dr.  Miquel  wies  schon  am  4.  Dez.  1874  in  seiner  Rede  Uber  den 
Antrag  auf  Parzellierung  von  Domknen  zur  Förderung  der  inneren  Kolonisation  darauf 
hin,  daB  es  für  die  kapitalarmen  Landesteile  im  Osten  unserer  Monarchie  nicht  gut  ge- 
wesen sei,  die  Erbpacht  so  früh  anfznheben.  ln  der  Sitzung  vom  6.  Februar  1875  er- 
klärte derselbe  bereits , wenn  ein  Minister  20  Mill.  Thlr.  verlange  um  geeignete  Domä- 
nen in  bäuerliche  Wirtschaften  zu  verwandeln  und  gegen  Rente  oder  Erbpacht,  welch’ 
letztere  gar  nicht  so  gefährlich  sei,  wie  man  stellenweise  annehme,  anszuthun,  so  würde 
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eiuer  eingehenden  Prüfung  zu  unterziehen,  ob  es  sich  nicht  empfehle, 
zur  Förderung  der  Kolonisation  und  Seßhaftinachung  ländlicher  Ar- 
beiter eine  Änderung  der  Gesetzgebung  in  der  Richtung  zu  bewirken, 
„daß  die  Wiederherstellung  von  Verhältnissen  ähnlich  der  Erbpacht 
oder  dem  Erbzinsgeld  oder  der  Emphyteusis  es  ermögliche,  Grundbe- 
sitz auszugeben  unter  Garantie  dafür,  daß  die  ausgegebenen  Parzellen 
zur  Errichtung  und  dauernden  Erhaltung  kleiner  Wirtschaften  seitens 
einer  seßhaften,  der  ländlichen  Arbeit  zugewendeten  Bevölkerung  be- 
nutzt werden.“ 

Dieser  Anregung  folgend  ist  dann,  freilich  erst  im  Jahre  1885, 
nachdem  auch  die  Zentral-Moorkommission  sich  eingehend  mit  dem 
Gegenstände  beschäftigt  und  schließlich  in  der  17.  Sitzung  vom  Jahre 
1882  zur  Förderung  der  Kolonisation  der  Hochmoore  eine  Änderung 
der  Gesetzgebung  in  dem  Sinne  beantragt  hatte,  daß  unablösbare 
Renten  aufgelegt  und  die  Berechtigung  zur  Parzellie- 
rung ausgeschlossen  werden  könne,  — seitens  des  Herrn  Mi- 
nister Dr.  Lucius  eine  „Denkschrift  betreffend  Rentengüter“  dem  L.- 
Ök.-Kollegium  zur  Beratung  vorgelegt  worden.  Sie  giebt  dem  Kolle- 
gium zur  Erwägung  anheim,  ob  es  nicht  zweckmäßig  sei,  au  Stelle 
der  verfassungsmäßig  nicht  zulässigen  Form  des  geteilten  Eigentums, 
der  Erbpacht,  Erbzinsleihe  etc.  Rentengüter  durch  'eine  Änderung 
unserer  Gesetzgebung  einzuführen. 

Die  wesentlichsten  Eigentümlichkeiten  des  neuen  Rechtsinstitutes 
sollten  darin  bestehen,  daß  landwirtschaftliche  Besitzungen 
zu  ungetei Item  Eigentum  gegen  Zahlung  einer  festen 
Jahresgeldrente  übertragen  werden  können,  daß  den  Betei- 
ligten gestattet  sein  soll,  innerhalb  gewisser  vom  Gesetz  gesteckter 
Grenzen  v er  t ra  gsmäßi  g die  Verfügung  über  dasGut  Seite  ns 
des  jeweiligen  Besitzers  zu  beschränken,  und  daß  endlich 
die  Jahresrente  wie  die  letztgenannten  Beschränkungen  durch  Ver- 
trag zu  unablösbaren  gemacht  werden  können.  Es  handelt  sich 
also  keineswegs  um  Wiedereinführung  des  alten  geteilten  Eigentums 
und  erblicher  dinglicher  Nutzungsrechte,  — die  juristisch  für  unaus- 
führbar und  wirtschaftlich  für  höchst  bedenklich  erklärt  werden;  — 
der  ganze  Plan  ist  vielmehr  äußerst  vorsichtig  entworfen,  man  ver- 
meidet mit  ängstlicher  Scheu  selbst  den  Namen  Erbpacht-  oder  Erb- 
zinsgüter, weil  man  kein  Obereigentum  des  Rentenberechtigten  aner- 
kennen, sondern  nur  „die  bisherige  Beschränkung,  der  Vertragsfreiheit, 
beseitigen“  und  es  ermöglichen  will,  daß  künftighin  Güter  gegen  ver- 
tragsmäßig festgestellte  unablösbare  Rente  ausgegeben  werden  können. 


er  sich  den  Dank  des  Landes  erwerben.  (Vergl.  „Zar  inneren  Kolonisation“  a.  a.  O. 
S.  56  ff.)  Im  Jahre  1876  bringt  der  Berichterstatter  der  Agrarkoramission  soger  schon 
Petitionen  aus  den  ostpreuBischen  Forstkolonien  z.ur  Sprache,  in  denen  die  bisherigen 
Zeitpächter  jener  Moorländereien  um  Verwandlung  in  Erbpacht  bitten.  Auch 
der  Abg.  Sombart  deutete  in  den  Jahren  1876  und  77  bei  Besprechung  der  Domänen- 
Parzellierungen  wiederholt  auf  die  Vorteile  des  Verkaufs  gegen  Rente  oder  Erb- 
pacht hin. 
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Das  L.  Ök.  Kollegium  hat  denn  auch  nicht  gezaudert,  die  Frage  des 
Herrn  Ministers,  ob  durch  solche  Rentengüter  der  bäuerliche  Grund- 
besitz gestärkt,  leistungsfähige  Bauernhöfe  dauernd  erhalten  und  die 
innere  Kolonisation  gefördert  werden  könne,  wenn  auch  nicht  positiv 
zu  bejahen,  so  doch  dahin  zu  beantworten,  daß  wegen  der  politischen, 
sozialen  und  wirtschaftlichen  Bedeutung  des  zu  erreichenden  Zieles 
ein  Versuch  in  der  angedeuteten  Richtung  entschieden  zu  befürworten 
sei,  namentlich  da  Gefahren,  die  damit  verbunden  sein  könnten,  so 
wenig  ersichtlich  sind.  Man  empfahl  der  Staatsregierung  sogar,  da, 
wo  ein  Bedürfnis  nach  Vermehrung  des  Bauernstandes  vorliegt,  durch 
Zerschlagung  von  Staatsgütern  Rentengüter  zu  schaffen. 

Trotzdem  enthielt  der  kurze  Zeit  darauf  unterm  8 Februar  1886 
den  beiden  Häusern  des  Landtages  vorgelegte  Gesetzentwurf  über  die 
Beförderung  deutscher  Ansiedlungen  in  den  Provinzen  Westpreußen 
und  Posen  keinerlei  Andeutung,  daß  man  bei  dieser  großartigen 
aus  politisch-nationalen  Gründen  notwendigen  Kolonisation  sich  der 
vorgeschlagenen  neuen  Rechtsinstitution  bedienen  wolle.  „Die  Über- 
lassung kann  in  Zeitpacht  oder  zu  Eigentum  erfolgen**,  heißt  es  in 
§ 2 der  Vorlage,  während  in  der  Begründung  auf  die  Art  der  Be- 
sitzesübertragung an  die  Kolonisten  gar  nicht  eingegangen  wird^). 
Nur  das  eine  geht  aus  den  Motiven  hervor,  daß  der  Staat  es  für  seine 
Pflicht  hält,  die  Kosten  der  ersten  Einrichtung  der  Stellen  sowie  der 
Regelung  der  Gemeinde-,  Schul-  und  Kirchenverhältnisse  zu  über- 
nehmen, daß  er  aber  auch  bei  dieser  Vermittlerrolle,  die  er  zum  Zweck 
der  Ersetzung  polnischer  Großgrundbesitzer  durch  deutsche  Bauern 
übernimmt,  weit  davon  entfernt  ist  „eine  weitgreifende  Libe- 
ralität** walten  zu  lassen  und  auf  angemessene  Verzin- 
sung des  Kapitales  zu  verzichten. 

Erst  in  den  Verhandlungen  im  Plenum  des  Hauses,  namentlich 
aber  in  der  Kommission  tritt  der  Gedanke  immer  mehr  hervor,  daß, 
wenn  man  der  hohen  sozial-politischen  Bedeutung  des  Gesetzes  ent- 
sprechend, einen  leistungsfähigen  deutschen  Bauernstand,  eine  seßhafte 
Arbeiterbevölkerung  für  die  Dauer  schaflen  wolle,  die  Formen  der 
IZeitpacht,  sowie  des  Verkaufs  zu  freiem  Eigentum  nicht  ausreichen, 
sondern  eine  der  Erbpacht  ähnliche  Form  der  Besitzesübertragung  in 
das  Gesetz  Aufnahme  finden  müsse.  Der  Schwerpunkt  der  Arbeiten 
in  der  Kommission  liegt  unzweifelhaft  in  der  Einfügung  derjenigen 
Paragraphen,  die  eine  Überlassung  gegen  Rente  ermöglichen  und  so 
wenigstens  für  den  Geltungsbezirk  dieses  Gesetzes  die  Einführung  des 
neuen  Rechtsinstitutes  des  Rentengutes  gestatten  =‘). 

Wenn  der  Staat  eine  Summe  von  100  Mill.  ausgiebt,  um  die  Ger- 
manisierung  der  polnischen  Landesteile  durch  deutsche  Bauern  und 


1)  Nr.  45  der  Drncksachen  des  AbgeordDetenhauses  1886. 

2)  In  der  Kommission  erklärte  der  Herr  Kommissar  des  Jostizministers , daB  bei 
Überlassung  zu  Eigentum  aueb  die  Auflegung  einer  festen  Geldrente  nach  dem  Gesetz 
Tom  2.  März  1850  zulässig  sei. 

3)  Vergl.  den  ausführlichen  Bericht  der  Kommission.  Drucksachen  des  Abgeordneten- 
hauses Nr.  125. 
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Arbeiter  zu  fördern,  so  ist  es  unzweifelhaft  ein  berechtigtes  Stre- 
ben, wenn  solche  Opfer  nicht  ohne  die  Garantie  gebracht  werden, 
daß  der  Versuch  auch  gelinge,  daß  das  Ziel  dauernder  Begrün- 
dung deutscher  Bauern-  und  Tagelöhnerstellen  auch  erreicht 
werde.  Der  Staat  hat  demnach  jetzt  auf  Grund  des  nach  den  be- 
treffenden Kommissionsvorschlägen  unverändert  angenommenen  Gesetzes 
das  Recht,  erbliches  freies  Eigentum  auszugeben  gegen 
Zahlung  einer  jährlichen  festen  Rente,  die  vertrags- 
mäßig als  einseitig  unablösbar  festgestellt  werden 
kann,  und  zugleich  steht  ihm  das  Recht  zu,  auf  dem  Wege  des  Ver- 
trages die  freie  Teilbarkeit  der  gegen  Rente  erworbenen  Stelle 
auszuschließen’).  Im  Übrigen  steht  das  Rentengut  vollständig 
auf  dem  Boden  des  gemeinen  preußischen  Zivilrechtes,  gewährt  dem 
Erwerber  volles  freies  Eigentum,  das  er  beliebig  verkaufen,  vererben 
und  verpfänden  kann. 

So  ist  also  in  Preußen  der  Kreislauf  vollendet  und  nach  langsamer 


1}  Die  betr.  §§  des  Gesetzes  v.  26.  April  1886  lauteu : 

§ 2 Die  Überlassung  kann  zu  Eigentum  gegen  Kapital  oder  Rente,  oder 

auch  in  Zeitpacht  erfolgen. 

§ 3.  Erfolgt  die  Überlassung  der  Stelle  (§  2)  gegen  Übernahme  einer  festen  Geld- 
rente (Renteugut),  so  kann  die  Ablösbarkeit  der  letzteren  von  der  Zustimmung  beider 
Teile  abhängig  gemacht  werden. 

Die  Feststellung  des  Ablösungsbetrages  und  der  Kündigungsfrist  bleibt  der  vertrags- 
mäÜigen  Bestimmung  überlassen.  Von  dom  Rentenberechtigten  darf  jedoch  ein  höherer 
Ablösungsbetrag  als  der  fünfuudzwanzigfacbe  Betrag  der  Rente  nicht  gefordert  werden, 
wenn  die  Ablösung  auf  seinen  Antrag  erfulgt. 

Bei  der  Eintragung  der  Reute  in  das  Grundbuch  müssen  die  Abreden  über  den 
AusschluB  der  Ablösbarkeit,  sowie  über  die  Feststellung  des  Ablösungsbetrages  und  der 
Kündigungsfrist  in  das  Grundbuch  eingetragen  werden.  Ist  dies  nicht  geschehen,  so  gilt 
dritten  gegenüber  die  das  Grundstück  belastende  Rente  als  eine  solche,  welche  von  dem 
Verpflichteten  nach  sechsmonatlicher  Kündigung  mit  dem  zwauzigfacheu  Betrage  abgelöat 
werden  kann. 

§ 4.  Den  festen  Geldreuten  sind  gleich  zu  achten  diejenigen  festen  Abgaben  in 
Körnern , welche  nach  dem  jährlichen , unter  Anwendung  der  §§  20  bis  26  des  Ab- 
lösungsgesetzes vom  2.  März  1850  ermittelten  Marktpreise  in  Geld  abzufUhreu  sind. 

§ 5.  Sofern  bei  Veräußerung  einer  Stelle  gegen  eine  Rente  der  Eigentümer  des 
Kentengutes  vertragsmäßig  in  seiner  Verfügung  dahin  beschränkt  wird,  daß  die  Zulässig- 
keit einer  Zerteilung  des  Grundstückes  oder  der  AbveräuBerung  von  Teilen  desselben  von 
der  Zustimmung  des  Rentenberechtigten  abhängig  sein  soll,  so  kann  die  versagte  Ein- 
willigung durch  richterliche  Entscheidung  der  Auseinandersetzungsbehörde  ergänzt  werden, 
wenn  die  Zerteilung  oder  Abveräußerung  im  gemeinschaftlichen  Interesse  wünschenswert 
erscheint. 

§ 6.  Ist  dem  Erwerber  eines  Rentengutes  vertragsmäßig  die  Pflicht  auferlegt , die 
wirtschaftliche  Selbständigkeit  der  übernommenen  Stelle  durch  Erhaltung  des  baulichen 
Zustandes  darauf  befindlicher  oder  darauf  zu  errichtender  Gebäude,  durch  Erhaltung  eines 
bestimmten  landwirtschaftlichen  Inventars  auf  derselben  oder  durch  andere  Leistungen 
dauernd  zu  sichern,  so  kann  der  Verpflichtete  durch  richterliche  Entscheidung  der  Aus- 
cinandersetzungsbehörde  von  seiner  Verpflichtung  befreit  worden,  wenn  der  Aufrecht- 
erhaltung der  wirtschaftlichen  Selbständigkeit  der  Stelle  überwiegende  gemeinwirtschaftliche 
Interessen  entgegenstehen. 

§ 7.  Wird  im  Falle  des  § 5 die  Zustimmung  des  Rentenberechtigten  ergänzt  oder 
wird  im  Falle  des  § 6 die  Befreiung  des  Verpflichteten  ausgesprochen,  so  kann  der 
Rentenberechtigte,  wenn  im  Vertrage  nicht  etwas  anderes  bestimmt  ist,  die  Ablösung  der 
ganzen  Rente  zum  fünfuudzwanzigfachen  Betrage  verlangen. 
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Beseitigung  der  alten  Erbpacht  ein  neues  Rechtsverhältnis  gesetzlich 
begründet  worden,  das  man  als  eine  reformierte  Form  der  Erbpacht 
bereits  früher  empfohlen  hatte  ‘ ),  und  dessen  allgemeinere  Anwendung 
auch  außerhalb  des  beschränkten  Kreises,  für  den  es  zunächst  ge- 
schaflfen  worden  ist,  man  neuerdings  mehrfach  gefordert  hat 

II. 

Welches  sind  nun  die  Vorteile,  die  man  von  der  re- 
formierten Erbpacht  oder  von  dem  Rentengute  für  die 
Schaffung  und  Erhaltung  eines  Bauern-  und  seßhaften 
Tagelöhnerstandes  erhofft? 

Wir  wollen  dabei  die  besondere  Form  der  Erbpacht  nicht  dem 
Rentengut  als  etwas  neues  oder  anders  geartetes  gegenüberstellen, 
sondern  werden  im  weiteren  Verlaufe  beide  trotz  der  vorhandenen 
juristischen  Unterschiede  als  gleichbedeutend  behandeln,  weil  da,  wo 
die  reformierte  Erbpacht  in  größerem  Umfange  noch  existiert,  das 
Obereigentum  des  Vererbpächters  thatsächlich  kaum  noch  eine  recht- 
liche Wirkung  hat  und  anderseits  das  Rentengut  in  seinen  charak- 
teristischen Eigenschaften  der  unablösbaren  Rente  und  der  Beschrän- 
kung in  der  Verfügungsfreiheit  demjenigen  Begriff  sehr  nahe  kommt, 
den  man  heute  im  wirtschaftlichen  Leben  mit  der  Erbpacht  zu  ver- 
binden pflegt  ^).  Nur  das  eine  sei  noch  kurz  betont,  daß  u.  E.,  wenn 
man  sich  einmal  entschließt,  Rentengüter  seitens  des  Staates  zu  be- 
gründen und  zuzulassen,  man  die  Form  der  Erbpacht,  des  geteilten 
Eigentums  für  besondere  Fälle  wohl  hätte  gestatten  können. 
Denn  hier  und  da  würde  die  Erbpacht,  zeitgemäß  reformiert,  manche 
Vorteile  gehabt  haben,  und  manchem  Besitzer  fideikommissarisch 
festgelegter  oder  sonst  unveräußerlicher  Grundstücke 
wäre  die  Möglichkeit  gegeben,  Teile  seines  Besitzes  gegen  feste  unab- 
lösbare Rente  zu  verkaufen  als  ein  erbliches,  veräußerliches  und  ver- 
schuldbares Grundstück,  während  durch  die  Form  der  Erbpacht  die 
Fiktion  aufrecht  erhalten  werden  könnte,  daß  eine  stiftungswddrige 
Veräußerung  von  Teilen  des  Fideikommißvermögens  nicht  stattgefun- 
den habe^).  Da  der  Zweck  der  Fideikommisse  doch  zumeist  der 


1)  Vergl.  Ruprecht  I.  c.,  der  fUr  seine  reformierte  Erbpacht  nicht  mehr  Beschräii* 
kunf^eii  fordert,  als  hier  für  das  Rentengut  statuiert  sind. 

2)  Beispielsweise  hat  der  Verein  für  Sozialpolitik  in  seinen  Verhandlungen  vom 
22.  September  1886  auf  Vorschlag  des  Referenten  sich  für  die  Resolution  ausgesprochen, 
daß  „die  für  die  staatliche  Kolonisation  in  Posen  und  WestpreuBen  fakultativ  eingeftihrte 
Form  dos  Rentengntes  durch  allgemeines  Gesetz  für  den  ganzen  preußischen  Staat  zuzu- 
lassen sei“,  cfr.  Schriften  XXXIII  S.  86. 

3)  Auch  Nasse  und  Ruprecht  wollen  die  Erbpacht  nur  in  der  Form  wieder  zur 
Geltung  bringen,  daß  ein  unablSsbarer  Grundzins  und  gewisse  Verfügungsbeschränkungen 
dem  Grundstück  anferlegt  werden. 

4)  Nasse,  a.  a.  O.  S.  67. 

„Die  Vererbpaebtung  ist  (bei  rechtlicher  Verhinderung  des  Verkaufes)  die  bestmög- 
liche Vermittlung  zwischen  der  Unveräußerlichkeit  dos  großen  Grundeigentums  und  dem 
wünschenswerten  Übergang  an  kleinere  Besitzer.“ 
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ist,  der  Familie  ein  ewiges,  sicheres  Einkommen  als  Stütze  ihrer 
politischen  und  sozialen  Stellung  zu  verschaffen,  so  könnte  dieser 
Zweck  kaum  besser  erreicht  werden  als  durch  eine  derartige  Vererb- 
pachtung, die  eine  feste  eventuell  mit  dem  Steigen  der  Fruchtpreise 
steigende  Rente  sicherstellt  und  doch  dem  jeweiligen  Besitzer  die 
Last  der  Verwaltung  erleichtert,  ihm  vielleicht  noch  ein  bedeutendes 
Kapital  in  die  Hand  giebt,  das  anderweitig  die  nützlichste  Verwer- 
tung finden  könnte.  Die  Bedenken,  die  aus  der  verfassungs- 
mäßigen Unzulässigkeit  solchen  geteilten  Eigentums  herrühren, 
dürften  nicht  allzuschwer  wiegen,  da  eine  Änderung  sehr  wohl  mög- 
lich wäre,  so  gut  wie  s.  Z.  bereits  durch  das  Ablösungsgesetz  eine 
Modifikation  der  betrefienden  §§  stattgefunden  hatte. 

Sind  die  Vorzüge  des  Rentengutes  wirklich  überwiegend  große, 
so  würde  man  sich  auch  an  dem  Namen  Erbpacht  nicht  zu  stoßen 
brauchen,  und  für  solche  Fälle,  wo  von  großem  Familienbesitz  ein 
Abverkauf  zu  vollem  Eigentum  nicht  möglich  ist,  die  alte  Form  ge- 
teilten Eigentums  ohne  sonderliche  Bedenken  gestatten  können^). 

Sache  des  Gesetzgebers  wäre  es  nur,  dafür  zu  sorgen,  daß  nicht 
all’  die  veralteten  Anhängsel,  der  Laudemien  etc.  der  neuen  Erbpacht 
wieder  angefügt  werden  könnten. 

Doch  kehren  wir  zu  der  obigen  Frage  zurück,  so  hat  die  Ver- 
erbpachtung oder  die  Veräußerung  gegen  ewige  Rente  in  Form  der 
geschilderten  Rentengüter  ihre  Vorzüge  zu  erweisen  gegenüber  der 
Veräußerung  zu  freiem  Eigentum  gegen  Kapitalzah- 
lung und  der  Verpachtung  auf  längere  oder  kürzere  Zeit  gegen 
eine  mit  jeder  Pachtperiode  wechselnde  Pachtsumme.  — Wenn  es  sich 
um  Kolonisation  handelt,  um  Bebauung  bis  dahin  als  Ackerland  nicht 
genützter  Territorien  oder  um  Zerschlagung  größerer  Güter  in  Bauern- 
und  Kossatenstellen,  resp.  um  Abzweigung  einzelner  Teile  derselben 
zur  Begründung  von  Häuslerstellen,  so  haben  unbestreitbar  der  ein- 
fache Verkauf  ebenso  wie  die  Zeitpacht  ihre  großen 
N achteile. 

Beim  Verkauf  begiebt  sich  der  Verkäufer  jeden  Einflusses  auf 
die  fernere  Gestaltung  der  von  ihm  geschaffenen  Grundstücke.  Wenn 
er  sich  nicht  ausnahmsweise  Vorkaufsrechte  ausbedingt  oder  die  nach 
preußischem  Recht  zulässige  Beschränkung  in  den  Kaufkontrakt  auf- 
nimmt, daß  das  Bauerngut  oder  die  Tagelöhnerstelle  ein  selbständiges 
Ganze  bleiben  soll,  nicht  mit  andern  Wirtschaften  vereinigt  werden 
darf,  so  ist  er  mit  der  Zahlung  des  Kaufschillings  abgefunden,  und 
der  Käufer  hat  das  Recht,  ganz  nach  Belieben  mit  dem  Gnmdstücke 
zu  schalten  und  zu  walten.  Er  kann  es  als  tüchtiger  Landwirt  zu 
einer  erblichen  Heimstätte  für  sich  und  die  Seinen  machen,  kann  es 
zu  hoher  Kultur  bringen  in  der  stolzen  Zuversicht  auf  seinem  eigenen 

1)  In  Mecklenburg-Schwerin  hat  mau  die  Form  der  Vererbpachtnng  der  Domanial- 
Bauernhofen  zum  groben  Teil  auch  nur  deswegen  gewählt,  weil  es  zum  mindesten  streitig 
war,  ob  verfassungsmäliig  ein  Verkauf  von  Domaniallaud  zulässig  sei.  Die  Erbpacht  hält 
die  Fizion  des  groSherzoglichen  Obereigentum’s  aufrecht,  obwohl  von  einer  Beschränkung 
des  Eigentumsrechtes  der  Erbpächter  faktisch  eigentlich  kaum  die  Bede  ist. 
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Grund  und  Boden  zu  sitzen,  und  in  der  sichern  Hofiuung,  daß  der- 
einst seine  Kinder  und  Kindeskinder  die  goldenen  Früchte  seines 
eigenen  Fleißes  genießen  werden.  £r  kann  aber  auch  als  schlech- 
ter Wirt  nach  dem  ersten  Mißerfolge  die  Flinte  ins  Korn  werfen,  kann 
das  Gut  veräußern  oder  es  mit  Schulden  überlasten,  bis  die  Last  zu 
groß  wird  und  der  Wucherer  in  der  Subhastation  das  Grundstück  er- 
wirbt, um  es  in  Parzellen  zu  zersplittern  oder  an  andere  zu  veräußern, 
die  am  allerwenigsten  daran  denken,  den  Boden  den  Absichten  des 
Kolonisators  gemäß  zu  bebauen.  Da  würde  auch  ein  Vorkaufs- 
recht dem  devastierten  Gute  gegenüber  nicht  viel  helfen,  wenig- 
stens würde  es  ohne  materiellen  Schaden  für  den  ursprünglichen 
Eigentümer  kaum  abgehen. 

Die  Erfolge  der  preußischen  Domänenparzellierung  sind  jedenfalls 
für  ein  Vorgehen  auf  diesem  Wege  nicht  sonderlich  ermutigend. 
Mag  man  auch  zugeben,  daß  namentlich  bei  den  so  oft  zum  Beweis 
herangezogenen  Parzellierungen  von  4 Domänenvorwerken  in  Neuvor- 
pommem,  die  im  Jahre  1875  auf  wiederholtes  Andrängen  seitens  des 
Abgeordnetenhauses  stattfanden,  mancherlei  Fehler  gemacht  wurden  ‘ ), 
daß  das  ganze  Unternehmen  nicht  mit  genügender  Sorgfalt  geplant 
und  durchgefiihrt  wurde,  so  lag  doch  der  hauptsächliche  Grund  für 
ein  teilweises  Mißlingen  in  dem  Verkauf  der  Grundstücke  zu 
freiem,  beliebig  verwertbaren  Eigentum.  Wenn,  wie  das 
U.  Rimpier  in  seinen  Untersuchungen  über  die  Erfolge  der  damaligen 
Kolonisationsversuche  dargelegt  hat  *),  gleich  bei  der  ersten  Versteige- 
niug  der  Domänenparzellen  zahlreiche  Stellen  ihrem  Zweck  entgegen 
nicht  als  selbständige  Nahrungen  vergeben,  sondern  mit  andern  ver- 
einigt wurden,  wenn  z.  B.  ein  einziger  Erwerber  nicht  weniger  als 
sechs  der  geplanten  Büdnereien  zusammenkauft,  wahrscheinlich  doch, 
ohne  sie  einzeln,  wie  beabsichtigt  war,  mit  Gebäuden  zu  versehen, 
wenn  in  Redebas  der  Erwerber  des  Vorwerks  noch  2 Bauernstellen, 
ein  Bauer  neben  seinem  Bauernhof  noch  5 Büdnerstellen  hinzukauft 
etc.,  so  mag  mau  immerhin  zugesteheu,  daß  man  bei  der  öffentlich 
meistbietenden  Versteigerung  schon  durch  die  Thatsache  derselben 
einen  großen  Fehler  gemacht  hat,  thatsächlich  werden  solche  Zustände 
doch  nur  bei  V erkauf  zu  uneingeschränktem  Eigentum,  nicht  bei  Erb- 
pacht oder  Zeitpacht  möglich  sein.  Wenn  dann  baldige  Verkäufe,  Zu- 
sammenlegungen und  Teilungen  stattfinden,  so  sind  das  gleichfalls  Er- 
scheinungen, die  nicht  zu  einem  Verkauf  von  Kolonisten  stellen  an- 
spomen  können. 

Man  behauptet  weiter,  daß  für  die  Erwerber  solcher  Stellen  aus 
dem  Verkauf  gegen  Kapitalzahlungen  mancherlei  Nachteile 
entstehen,  namentlich  Erschwerung  des  Erwerbes  eintrete. 

Der  Käufer  hat  zunächst  eine  bedeutende  Anzahlung  zu  machen 


1)  Vergl.  dazu  Sombart-Ennslebeu : „Die  Fehler  im  Parzellierungs-Verfahren  der 
preuttisclieu  Staatsdomänen“.  Berlin  1876,  ebenso  .seine  mehrfachen  Erörterungen  der 
Frage  im  Abgeordnetenhause. 

2)  H.  Uimpler : „Über  innere  Kolonisation  und  Kolonisationsversnche  in  PreuHcn“. 
Schriften  d.  Ver.  f.  Sozialpolitik  XXXII.  S.  170  tf. 
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und  selbst,  wenn  die  Zahlungsbedingungen  (wie  bei  den  preußischen 
Domänen  nicht  immer  geschehen  M für  die  Erwerber  besonders 
günstig  gestellt  werden,  so  bliebe  die  Gefahr  einer  kapita- 
listischen Verschuldung  bestehen.  Der  Bauer  muß  bei  eintre- 
teoder  Kündigimg  im  stände  sein,  das  Kapital  zurückzuzahlen. 

Wechselt  nun  der  2ünsfuß,  so  steigert  sich  für  ihn  die  Gefahr, 
weil  häufigere  Kündigungen  alsdann  sehr  wohl  möglich  sind.  Es 
werden  also  nur  kapitalkräftige  Kolonisten  sich  um  die  aus- 
gebotenen Grundstücke  bewerben  können,  während  viele  tüchtige  und 
strebsame  Leute  wegen  mangelnden  Besitzes  von  der  Erwerbung  aus- 
geschlossen sind.  Mit  der  innern  Kolonisation  will  man  aber  gerade 
die  Menge  der  besitzlosen  sonst  zur  Auswanderung  geneigten 
Elemente  möglichst  an  die  heimische  Scholle  fesseln  und  zu  staats- 
erhaltenden, grundbesitzenden  Bürgern  machen.  Dieses  Ziel  würde 
jedoch  nicht  erreicht  werden  bei  solchem  auf  Kapitalzahlungen  basier- 
ten Vorgehn. 

Wie  weit  diese  und  die  vorhererwähnten  Nachteile  des  Verkaufes 
begründet  sind,  werden  wir  weiter  unten  zu  prüfen  haben. 

Will  man  die  zur  Kolonisation  bestimmten  Ländereien  dagegen 
in  Zeitpacht  ausgeben,  so  werden  die  ersterwähnten  Nachteile  des 
einfachen  Verkaufs  in  Wegfall  kommen ; der  Verpächter  behält  die 
Dispositionsfreiheit  über  die  ausgegebenen  Grundstücke. 

Da  er  den  Grund  und  Boden  nur  zu  zeitweiliger  Benutzung  au 
andere  überträgt,  kann  und  wird  er  jeder  Zeit  die  geeignetsten  Per- 
sönlichkeiten auswählen  können,  tüchtige  Bauern,  die  den  Wert  der 
Stelle  durch  zweckentsprechende  Kultur  steigern  und  fleißige,  kräftige 
Arbeiterfamilien,  die  ihm  zur  Bewirtschaftung  des  eigenen  Areals  nötig 
sind.  Er  hat  auch  die  Möglichkeit,  die  Stellen  jederzeit  in  einer 
zweckentsprechenden  Größe  zu  erhalten,  weil  Parzellierungen  und  Zu- 
sammenlegungen nur  mit  seiner  ausdrücklichen  Genehmigung  statt- 
finden können. 

Da  wäre  also  die  volle  Garantie  geboten,  daß  ein  Kolouisations- 
projekt  auch  dauernd  den  Absichten  des  Kolonisators  entsprechend 
ausgeführt  würde  und  nicht,  wie  das  bei  Verkauf  stattfinden  kann, 
die  Mühen  und  Kosten  der  Dismembration  vergeblich  aufgewandt 
werden. 

Endlich  bleibt  dem  Verpächter  auch  der  unbestreitbare  Nutzen, 
daß  die  Pacht  sich  dem  steigenden  Ertrage  des  Bodens  anschließt, 
daß  mit  wachsender  Grundrente  auch  die  Pacht  steigt  und  alle  Vor- 


1)  Bei  den  Domänenparzellieningen  in  Vorpommern  moSte  des  Kaurschillinges  vor 
dem  Übergabetermin,  ein  Sechstel  binnen  Jahresfrist  entrichtet  werden,  zwei  Dritteile 
blieben  auf  Verlangen  des  Käufers  fünf  Jahre  nach  der  Übergabe  seitens  der  Regierung 
unkündbar,  aber  mit  5 */q  verzinslich  stehen.  Nach  Ablauf  der  6 Jahre  sollte  das  Rest- 
kaufgeld  in  5 gleichen  Jahresraten,  die  jedesmal  am  31.  Dezember  fällig  waren,  abge- 
zahlt werden.  Die  Käufer  hatten  ferner  noch  drei  Prozent  vom  Kaufgelde  an  Kosten 
zu  zahlen,  Übernahmen  die  Bauverpflichtung,  erhielten  aber  bei  Übernahme  zu  Johannis 
die  voll  bestellten,  bald  abzuerntenden  Felder.  Vergl.  Rimpier  a.  a.  O.  S.  164.  Sombart 
passim. 
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teile,  die  aus  steigenden  Preisen,  aus  verbesserter  Kommunikation  etc. 
dem  Pächter  zu  gute  kommen,  teilweise  auch  seitens  des  Grundeigen- 
tümers ausgenützt  werden. 

Aber  die  Zeitpacht  hat  notorisch  für  kleinere  Besitzungen 
große  Nachteile  im  Gefolge;  denn  es  werden  hier  nicht  wie  bei 
großen  Pachtungen  tüchtige,  intelligente  Bewerber  vorhanden  sein,  die 
ihren  Vorteil  mit  dem  des  Verpächters  zu  vereinigen  im  stände  sind, 
sondern  meist  wenig  gebildete  aus  den  unteren  Schichten  des  Bauern- 
standes, den  besseren  des  Tagelöhnerstandes  hervorgegangene  Leute 
werden  die  Erwerber  solcher  Kleinpachtungen  sein.  Sie  werden,  wie 
zahlreiche  Beispiele  beweisen,  als  Zeitpächter  immer  schlechte 
Wirte  sein,  die  voller  Mißtrauen  gegen  den  Verpächter  stets  nur 
ihren  Vorteil  im  Auge  haben  und  in  den  meisten  Fällen  aus  Furcht, 
daß  ihnen  später  das  Pachtgeld  gesteigert  werden  könnte,  einer  ratio- 
nellen Kultur  des  Bodens  abgeneigt  sein  werden.  Sie  haben  auch  bei 
der  beschränkten  Dauer  ihres  Besitzes  nicht  die  Garantie,  daß  die 
Früchte  ihres  Fleißes,  wenn  sie  wirklich  versucht  haben,  die  Ertrags- 
fäbigkeit  des  Bodens  zu  steigern,  ihnen  und  ihren  Kindern  zu  gute 
kommen  werden,  und  sind  deswegen  wenig  geneigt,  den  Kulturzustand 
ihrer  Hufe  zu  verbessern. 

Überall,  wo  Bauern  oder  Kossäten  in  grösserer  Anzahl  als  Zeit- 
pächter sitzen,  pflegt  die  Landwirtschaft  sich  in  einem  traurigen 
Zustande  zu  befinden  und  die  gesamte  Volkswirtschaft  leidet  mit, 
da  bei  der  schlechten  Verwertung  des  Grundkapitals  nur  geringe  Roh- 
und  Reinerträge  gewonnen  werden.  Selbst  wo,  wie  in  Mecklenburg- 
Schwerin,  die  rechtlich  als  Zeitpächter  geltenden  Bauern  ein  gewisses 
dingliches  Recht  am  Boden  aus  uralter  Zeit  her  hatten  und  ihre  Ver- 
treibung von  der  Scholle  nach  Ablauf  der  Pachtperiode  zu  den 
größten  Seltenheiten  gehörte,  war  die  Kultur  des  Bodens  sehr 
wenig  rationell  und  demgemäß  der  Ertrag  für  die  Grundherrschaft 
ein  verschwindend  kleiner  ' ). 

Von  den  geringen  Pachtgeldern  wird  außerdem  der  Verpächter 
sich  noch  mancherlei  Abzüge  gefallen  lassen  müssen,  weil  ihm  die 
Verpflichtung  obliegt,  die  verpachteten  Gebäude  *)  in  baulichem  Zu- 
stande zu  erhalten,  und  weil  er  sich  in  Zeiten  der  Not,  wenn  Über- 


1)  Schon  in  der  Verordnung  vom  4.  April  1820  „Zur  Förderung  der  Vercrbpach- 
tung  aller  Bauerhufen“.  (Raabe  Gesetzsammlung  1.  S.  63)  heiBt  es,  „daß  in  den  meisten 
Gegenden  und  selbst  auf  sehr  gutem  Boden  die  Zeitpneht-Bauern  in  ihrer  Wirtschaft  und 
Kultur  noch  immer  sehr  zurückgeblieben  und  in  so  ärmlichen  Verhältnissen  sind,  daß 
bei  der  ersten  eintretenden  Not  die  Zahlungen  nicht  gehörig  eingehen“. 

Baick  („Finanzverhäitnisse  in  Mecklenburg-Schwerin“  Bd.  I S.  92)  giebt  an, 
daß  nach  dem  Etat  von  1860/51  4504  Bauergehöfte  nur  506  510  Thaler  Pacht  ein- 
brachten, noch  1867|68  4100  Bauerstelien  nur  580180  Thaler.  Die  Last  Acker 
von  6 000  □Ruten  oder  50  preuß.  Morgen  brachte  nur  50  Thaler  Pacht.  Die 
großen  Pachthöfe  brachten  dagegen  1849  pro  Last  113  Thaler  und  1873  schon 
160  Thaler,  also  3 mal  so  viel. 

2)  Nach  der  allgemeinen  Vererbpachtung  der  Domanial-Bauerhnfen  ersparte  die 
mecklenburgische  Regierung  jährlich  ca.  80  000  Thaler  für  Bauten  und  erhielt  nach  dem 
Verkauf  der  Saatiuventarien , Hofwebren  und  Gebäude  trotz  niedriger  Taxen  ca. 
4 Millionen  Thaler  (vergl.  Baick  a.  a.  O.  S.  100). 
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schwemmungen,  Feuersbrünste,  Viehsterben,  Hagelschlag  etc.  den  armen 
Pächter  schwer  betroffen  haben,  zu  Pachtnachlässen  wird  bereit  finden 
lassen  müssen.  So  stehen  also  bei  der  Zeitpacht  den  unleug- 
baren Vorteilen,  daß  der  Grundeigentümer  sich  die  geeignete  Per- 
sönlichkeiten auswählen  und  dauernd  erhalten  kann,  daß  die  Be- 
bauer des  Bodens  ohne  großes  Kapital  ihre  Wirtschaft  beginnen  können, 
die  Nachteile  gegenüber,  daß  eine  schlechte  Kultur  des  Bodens 
geringe  Erträge  für  die  Volkswirtschaft  und  den  Ver- 
pächter liefert  und  schließlich  eine  überaus  lästige  Kontrolle  über 
den  Besitzer  der  einzelnen  Stellen  notwendig  wird. 

Dem  gegenüber  soll  nun  das  Rentengut  die  Vorteile  des  freien 
Eigentums  mit  denen  der  Zeitpacht  vereinigen,  ohne  die  Nachteile 
beider  Besitzesformen  in  sich  zu  schließen. 

Das  Rentengut,  in  der  typischen  Form,  wie  wir  sie  oben  gekenn- 
zeichnet haben,  gewährt  dem  Erwerber  freies  veräußerliches 
und  vererbliches  Eigentum.  Das  wird  für  ihn  ein  Sporn  sein, 
alle  seine  Kräfte  anzustrengen,  den  Kapitalwert  und  die  Ertragsfähig- 
keit des  Grundstückes  zu  steigern,  weil  er  weiß,  daß  jede  Zunahme 
des  Wertes,  jede  Erhöhung  des  Ertrages  ihm  und  den  Seinigen  zu 
gute  kommt.  Die  Geschichte  der  Kolonisationen  zeigt,  daß  fast  über- 
all, wo  man  die  Bauern  aus  den  bisherigen  unsicheren  Besitzesver- 
hältnissen  heraus  zu  erblichen  Besitzern  des  Grund  und  Bodens  ge- 
macht hat,  ein  ungeahnter  Aufschwung  in  der  Landeskultur  stattge- 
funden hat,  da  erst  von  jenem  Zeitpunkte  au  die  Bauern  ihre  Scholle 
als  ihre  eigentliche  Heimstätte  betrachten  und  ohne  Furcht  vor  Pacht- 
erhöhung bei  steigenden  Erträgen  mit  voller  Liebe  und  Sorgfalt  be- 
handeln und  in  ihrer  Ertragsfähigkeit  fortdauernd  zu  steigern  suchen. 
Auch  in  Mecklenburg-Schwerin  hat  die  Vererbpachtung  der  Domanial- 
bauernhufen,  obgleich  den  neuen  Erbpächtern  sehr  viel  größere  Lasten 
aufgebürdet  wurden*),  doch  unendlich  segensreich  gewirkt,  wie  wir 
das  au  anderer  Stelle  ausführlicher  nachgewiesen  haben  =*). 

Neben  diesem  Vorteil,  den  das  Rentengut  vor  der  Zeitpacht  ebenso 
wie  das  freie  Eigentum  voraus  hat,  kommt  dem  letzteren  gegenüber 
für  den  Erwerber,  nach  weit  verbreiteter  Ansicht,  der  Vorteil  in  An- 
rechnung, daß  der  Bauer  oder  Büdner  sein  Eigentum  leichter  als 
der  Käufer  erwirbt,  weil  er  keine  große  Kapitalanzah- 
lung zu  machen  hat  und  dem  Verkäufer  nicht  Kapital,  son- 
dern Rente  schuldet.  Dadurch  soll  auch  weniger  kapitalkräftigen 
Kolonisten  der  Erwerb  des  Grundeigentums  ermöglicht  und  die  große 
Gefahr  einer  kündbaren  Kapitalsschuld  beseitigt  werden.  Für  den 
Verkäufer  des  Rentengutes  aber  gewährt  die  Möglichkeit , ver- 
tragsmäßige Beschränkungen  in  der  Verfügungsfreiheit 
dem  Erwerber  aufzulegeu,  den  nicht  zu  unterschätzenden  Nutzen,  daß 

1)  In  den  meisten  F&llen  wurde  die  bisherige  Zeitpacht  als  Erbpachtkanun 
weiter  gezahlt,  außerdem  aber  noch  ein  Erbstandsgeld  und  käufliche  Erwerbung  der  Ge- 
bäude, der  Saaten  und  Hofwehren  allerdings  zu  billiger  Taxe  verlangt. 

2)  Vergl.  ,,Die  rechtliche  und  wirtschaftliche  Lage  des  Bauernstandes  in  Mecklenburg- 
Schwerin“  in  den  Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik.  XXIV  S.  366  ff. 

N.  F.  B(l.  XIV.  15 
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er  seine  Kolonisationsversuche  auch  mit  dauerndem  Erfolge  durch- 
führen kann.  Er  ist  im  stände,  unzweckmäßige  Parzellierungen  der 
Hufen,  welche  die  Leistungsfähigkeit  jedes  einzelnen  gefährden  könnten, 
sowie  ein  Zusammenlegen  zu  größeren  Güterkomplexen  oder  eiu  Auf- 
saugen seitens  benachbarter  Großgrundbesitzer  zu  verhindern  und  so 
dauernd  eine  seinen  Wünschen  entsprechende  Verteilung  des  Grund- 
eigentums herbeizuführen.  Für  ihn  hat  die  Vererbpachtung  außerdem 
noch  den  großen  Vorzug,  daß  er  ohne  lästige  Kontrolle  üben  za 
müssen,  ohne  Bau>  und  Reparaturverpflichtungen  zu  übernehmen, 
eine  wegen  der  besseren  Bewirtschaftung  seitens  des  Erbpächters  meist 
gesicherte,  gleichmäßige  Rente  ohne  Störungen  und  Pachtnach- 
lässe erhalten  wird.  Steigert  sich  die  Rente  mit  den  Fruchtpreiseo, 
so  hat  er  auch  dem  Verkauf  gegenüber  den  Nutzen,  daß  er  auf 
solche  Steigerung  der  Rente  nicht  zu  verzichten  braucht,  also  die 
Vorteile  der  Zeitpacht  genießt  ohne  deren  Nachteile.  Zugleich  ist  er 
sicher  vor  Zinsschwankungen  und  Kapitalverlusten,  die  er  am  Kauf- 
gelde  erleiden  könnte.  Nur  hat  der  Rentenbesitz  den  Nachteil,  daß 
er  schwerer  verwertbar  und  schlecht  teilbar  ist.  Wenn 
aber  eine  Veräußerung  oder  Teilung  der  Rententitel  eintreten  sollte, 
so  würden  die  Gefahren  der  Zinsschwankungen  wieder  fühlbar  werden, 
so  daß  eine  Verleihung  gegen  Rente  sich  hauptsächlich  für  ewige 
Personen  eignen  würde,  denen  am  Gleichbleiben  der  Rente, 
nicht  an  disponiblem  Kapital  gelegen  ist 

Wo  man  also  zur  Begründung  von  Bauern  und  Kleinbesitzer- 
steilen  nach  wohldurchdachtem  Plan  kolonisieren  und  des  Erfolges 
für  längere  Zeiten  gewiß  sein  will,  da  würde  sicherlich  nach  den  zur 
Zeit  vorherrschenden  Anschauungen  den  bisher  üblichen  Methoden  des 
unbeschränkten  Verkaufes  und  der  Zeitpacht  gegenüber  die  Erb- 
pacht oder  Verleihung  zu  Rentengut  den  Vorzug  verdienen,  sobald 
man  dafür  Sorge  trägt,  daß  die  aus  ewiger  Dauer  solcher  Verhältnisse 
leicht  entstehenden  Nachteile  gegebenen  Falles  beseitigt  werden  können. 

Es  lohnt  aber  wohl  trotz  der  vielfach  verbreiteten  Vorurteile  zu 
gunsten  des  Rentengutes  genauer  zu  untersuchen,  ob  seine  Vorteile 
wirklich  so  eklatante  sind  und  sich  unter  allen  Umständen  bewähren 
werden,  oder  ob  durch  eine  zweckmäßigere  Handhabung  bei  freiem 
Verkauf  nicht  vielfach  dieselben  Vorteile  zu  erreichen  wären  ohne 
diese  neue  Rechtsinstitution,  die  doch  auch  mancherlei  Nachteile  mit 
sich  bringen  kann. 

Der  Hauptvorzug,  der  immer  und  immer  wieder  betont  wird,  soll 
darin  bestehen,  daß  dem  Erbpächter  die  Erwerbung  des  Gutes 
so  sehr  erleichtert  wird^),  weil  er  ohne  große  Kapitalanzah- 

1)  Ruprecht  a.  a.  O.  8.  105  sagt:  „Während  es  ohne  die  Erbpacht  nur  kapital- 
reichen Leuten  möglich  ist,  Eigentum  an  Grundstöcken  zu  erwerben,  viele  tüchtige  Land- 
wirte aber  von  dieser  Möglichkeit  ausgeschlossen  sind,  so  wird  mit  Hülfe  der  Erbpacht 
jeder  tüchtige  Landwirt,  der  nur  elnige.H  Kapital  hat,  die  Aussicht  haben,  Grundbesitz 
zu  erwerben.“ 

Wenn  derselbe  Autor  dann  aber  S.  108  sagt,  „bei  Vererbpachtuugen  wird,  da  der 
Kreis  der  nachfrageuden  Personen  durch  die  leichten  Erwerbsbedingungen 
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luDgen  gegen  das  bloße  Versprechen,  eine  Heute  zahlen  zu  wollen, 
in  den  &sitz  des  Grundstückes  kommen  könne.  Wir  meinen  aber, 
dieser  Vorteil  wird  vielfach  überschätzt,  es  sei  denn, 
daß  ein  Vererbpächter  sich  entschließt,  ohne  alle  Anzahlungen 
oder  Erbstandsgelder  seine  Grundstücke  zu  veräußern.  Fordert 
man  aber,  wie  wir  es  in  den  meisten  Fällen  für  geboten  erachten,  ein 
Erbstandsgeld,  so  könnte  also  nur  in  der  geringeren  Höhe  des- 
selben im  Vergleich  zur  Anzahlung  beim  Kauf  die  Leichtigkeit  des 
Erwerbes  liegen.  Nun  klagt  man  aber  in  neuerer  Zeit  gerade  so  viel- 
fach mit  Recht  darüber,  daß  beim  Erwerb  von  Grundeigentum  zu 
niedrige  Anzahlungen  gefordert  und  dadurch  Leute  zum  An- 
kauf und  zur  Zahlung  hoher  Kaufpreise  verleitet  würden,  die 
ohne  genügendes  Kapital  nicht  im  stände  sind,  regelmäßig  die  Zinsen 
des  Restkaufgeldes  zu  entrichten,  daher  baldigst  zum  Konkurse  und 
zur  Subhastation  des  Gutes  gedrängt  werden  und  dann  die  geringe 
Habe  verlieren,  die  sie  mitgebracht  haben,  während  für  die  Volks- 
wirtschaft aus  der  notgedrungenen  schlechten  W'irtschaftsweise  eines 
solchen  ungünstig  situierten  Besitzers  gleichfalls  nur  Schaden  erwachsen 
kann.  Ob  also  in  den  geringen  Anzahlungen  und  der  daraus  resul- 
tierenden größeren  Rentenzahlung  ein  besonderer  Vorzug  liegt, 
erscheint  uns  sehr  zweifelhaft.  Noch  größer  aber  würde  für  den  Erb- 
pächter und  den  Vererbpächter  das  Risiko  sein,  wenn  letzterer  ohne 
alle  Anzahlung  gegen  das  einfache  Versprechen  der 
vollen  Rentenzahlung  das  Grundstück  übertragen  wollte.  Wir 
halten  eher  in  den  meisten  Fällen  ein  Erbstandsgeld  zur  Sicherung 
des  Käufers  und  Verkäufers  für  durchaus  notwendig  und  wollen 
das  gleich  im  einzelnen  darzulegen  suchen.  Man  wird  dabei  drei 
Fälle  unterscheiden  müssen. 

1)  Handelt  es  sich  darum  bisher  unkultivierten  Boden, 
Haide-  und  Moorläiidereien  zu  kolonisieren  und  in  Kulturland  umzu- 
wandeln, so  wird  allerdings  der  Erwerb  möglichst  zu  erleich- 
tern sein  und  eine  Anzahlung  entbehrt  werden  können*),  weil  die 
Arbeit  des  Kolonisten  den  bisher  wertlosen  Boden  erst  zu  einem  Wert- 
gegenstand machen  soll  und  es  daher  weniger  darauf  ankommt,  kapi- 
talreiche als  arbeitsfähige  Besitzer  zu  gewinnen,  die  in  jahrelanger. 


erheblich  erweitert  wird,  die  Konkorrenz  eine  weitaus  gröBere  sein,  als  bei  Verkäufen 
and  somit  von  vornherein  ein  höherer  Preis  erzielt  werden“,  — so  reimt  sich 
das  schlecht  zusammen,  zum  mindesten  würde  doch  der  höhere  Preis  sehr  erheblich  den 
Vorzug  „der  leichteren  Erwerbung“  des  Grundstückes  schmälern,  die  Erleichterung  wohl 
gar  schädlich  wirken,  indem  sie  kapitalarme  Bewerber  zu  übertriebenen  PreisolTerten 
verleitet. 

1)  In  den  Moorkolonien  Hannovers,  die  noch  heute  vielfach  von  Erbpächtern  bebaut 
werden,  hat  man  die  allergrößten  Erleichterungen  gewährt,  oft  für  den  Anfang  noch  bare 
Unterstützungen  zngezahlt,  dann  10  und  mehr  Jahre  Freiheit  von  allen  Lasten  gewährt, 
bis  dann  für  spätere  Zeit  die  Zahlung  der  Rente  gesichert  war.  Vergl.  darüber  sowie 
über  die  Art  der  Errichtung  und  BewirtschaUung  solcher  Moor-  und  Fehnkolonieu  die 
„Festschrift  zur  Säkularfeier  der  Königlichen  Landwirtschaflsgesellscbaft  zu  Celle“. 
Hannover  1864.  Band  I.  S.  206  ff.  u.  S.  540  ff. 
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mühevoller  Arbeit  die  Scholle  erst  erarbeiten,  auf  der  spätere  Gene- 
rationen die  Früchte  des  Fleißes  ihrer  Vorfahren  genießen  können. 

2)  In  ähnlicher  Weise  wird  auf  besondere  Kapitalzahlung  vielleicht 
verzichtet  werden  können,  wenn  die  aus  bisherigem  Großgrund- 
besitz geschaffenen  oder  von  ihm  abgezweigten  Bauernhöfe,  Büdnerein 
und  Häuslereien  ohne  Gebäude  und  Inventar  mit  der  Ver- 
pflichtung zum  Ausbau  der  Stelle  veräußert  werden.  Dann 
wird  das  vom  Erbpächter  gelieferte  Gebäudekapital  selbst  bei  größeren 
Besitzungen  ein  derartiges  sein,  daß  dieErfüllung  derBauver- 
pflichtung  einer  reichlichen  Anzahlung  gleichkommt  M utid  dem 
Grundherrn  volle  Garantie  bietet. 

3)  Sollen  dagegen  alte  Kulturländereien  kolonisiert  werden 
und  übernimmt  der  Grundherr,  wie  das  der  preußische  Staat 
in  Westpreußen  und  Posen  zu  beabsichtigen  scheint,  die  Verpflich- 
tung, diese  neuen  Stellen  mit  den  nötigen  Gebäuden  auszustatten, 
die  Gemeinde-,  Kirchen-  und  Schul -Verhältnisse  zu  regeln,  so  sind 
die  Wertobjekte,  die  dann  in  den  neuen  Bauern-  oder  Kossatenhöfen 
zur  Veräußerung  gelangen,  derartig  große,  daß  man  sie  schwer- 
lich ohne  materielle  Sicherstellung  den  Bewerbern  wird 
übertragen  können.  Es  kommt  noch  hinzu,  daß  solche  Ländereien, 
wenigstens  teilweise  in  voller  Dungkraft,  bearbeitet  und  bestellt, 
meistens  kurz  vor  der  Ernte  zur  Übergabe  gelangen  werden,  so  daß 
sich  dadurch  das  dem  Erbpächter  anvertraute  Kapital  noch  vermehren 
würde,  zumal  um  einen  Bestandteil,  der  leicht  mobilisiert  und  zum 
Nutzen  des  Erwerbers  verbraucht  werden  kann. 

Will  man  in  solchen  Fällen  bei  der  Ansiedelung  nicht  materielle 
Opfer  bringen,  sondern  volle  Entschädigung  für  die  anvertrauten 
Wertobjekte  erhalten  *),  so  muß  der  Grundherr  darauf  sehen,  daß  er 
die  vollen  Zinsen  des  veräußerten  Kapitals  in  irgend  einer 
Form  zurückerhält.  Die  ganze  Verzinsung  aber  als  dauernde,  unab- 
lösbare Rente  den  neuen  Erwerbern  auflegen,  ist  sicherlich  ein  ge- 
wagtes Experiment,  das  für  beide  Teile  große  Gefahren  in  sich 
schließen  kann.  Der  Verkäufer  vertraut  dem  Kolonisten  zu  freiem, 
veräußerlichen  Eigentum  große  Kapitalien  an,  die  von  letzterem, 
wenn  nicht  eine  für  Eigentumserwerb  höchst  lästige  oder 


1)  Wenn  Nasse  a.  a.  O.  S.  66  behauptet,  es  sei  leichter,  bisher  mangelhaft  oder 
ganz  extensiv  bewirtschaftete  Latifundien  mit  mittleren  und  kleinen  Erbpächtern  als  mit 
Zeitpächteru  zu  besetzen,  weil  den  roßen  Grundherrn  die  zu  letzterem  Zweck  notwen- 
digen Kapitalien  nur  in  seltenen  Fällen  zur  Verfügung  stehen  werden,  so  scheint  er  bei 
Vererbpachtuugen  von  der  Voraussetzung  auszugehen,  daß  dem  Erbpächter  nur  der  unbe- 
baute Grund  und  Boden  übertragen,  ihm  also  die  Verpflichtung  auferlegt  werden  soll, 
selbst  für  Gebäude,  Inventarien,  Einzäunungen,  Wege  etc.  zu  sorgen.  Ob  unter  solchen 
Umständen  sich  viel  Bewerber  um  Rentengüter  Anden  würden,  ward  in  den  Verhand- 
lungen des  Landes-  und  Ökonomiekollegiums  wie  des  Abgeordnetenhauses  mit  Recht 
bezweifelt. 

2)  Für  die  Ansiedelung  deutscher  Kolonisten  in  Westpreußen  und  Posen  ist  aus- 
drücklich in  den  Motiven  zu  dem  Gesetzentwurf  der  Grundsatz  aufgestellt,  daß  der 
Staat  zwar  keine  finanziellen  Vorteile  aus  der  Kolonisation  erwarte,  aber 
auch  weit  davon  entfernt  sei,  „eine  weitgehende  Liberalität  walten  zu 
lassen**  und  „auf  angemessene  Verzinsung  des  Kapitals  zu  verzichten**. 
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ganz  unzulässige  Kontrolle  stattfinden  soll,  leicht  devastiert 
und  entwertet  werden  oder  durch  Verschulden  und  Nachlässigkeit  des 
Besitzers,  sowie  durch  unverschuldete  Unglücksfälle  an  Wert  verlieren 
können.  Will  also  der  Grundherr  sich  nicht  der  Gefahr  aussetzen, 
ohne  alle  Schadloshaltung  ein  derartig  devastiertes  Gut  nach  kurzer 
Zeit  zurücknehmen  zu  müssen,  so  wird  er  zur  Sicherung  seines  eignen 
Interesses  eine  nicht  zu  niedrig  bemessene  Kapitalzah- 
lung fordern  müssen.  Je  geringer  die  Grundfläche  des  Ren- 
tengutes, je  größer  also  im  Vergleich  zum  Ganzen  der  Gebäude- 
wert  ist,  um  so  größer  wird  auch  die  Anzahlung  sein  müssen  * ). 

Für  den  Kolonisten  wird  gleichfalls  eine  solche  Kapitalzahlung 
von  Vorteil  sein , weil  sich  um  die  Zinsen  derselben  der  jähr- 
lich zu  entrichtende  Kanon  vermindern,  und  er  um  so  leichter  im 
Stande  sein  wird,  eine  nicht  dem  vollen  Wert  des  Grundstückes  ent- 
sprechende Rente  jährlich  mit  Sicherheit  zu  zahlen.  Wollte  er  ohne 
Anzahlung  den  fertigen  Bauernhof  übernehmen,  so  wäre  er  in  der  so 
viel  beklagten,  traurigen  Situation  eines  vollständig  verschul- 
deten Grundbesitzers,  für  den  die  Unkündbarkeit  der  Rente  auch 
keinen  Schutz  gewähren  würde,  da  bei  Nichtzahlung  derselben  natur- 
gemäß auf  irgend  eine  Weise  Schadloshaltung  des  Rentenberechtigten 
vorgesehen  sein  muß*).  Man  wende  dagegen  nicht  ein,  daß  der 
Zeitpächter  sich  in  ähnlicher  Lage  befindet,  gleichfalls  die  volle 
Rente  als  Pacht  an  den  Eigentümer  zu  zahlen  verspricht  und  gleich- 
falls wertvolle  Gebäude-  und  Saatinventarien  anvertraut  erhält.  Hier 
liegen  die  Verhältnisse  doch  anders.  Es  handelt  sich  da  um  ver- 
pachteten Besitz,  der  nicht  an  dritte  Personen  verkauft  oder  ver- 
erbt werden  kann ; hier  sind  im  Pachtkontrakte  zahlreiche  Be- 
stimmungen über  regelmäßige  Bauvisitationen,  Kontrollen  und  Straf- 
bestimmungen, Vorschriften  über  Baureparaturen,  Haltung  von  Inven- 
tar, über  Wirtschaftsweise,  Berechtigung  zum  Verkauf  einzelner  Wirt- 
schaftserzeugnisse etc.  erlassen,  die  den  Verpächter  einigermaßen 
gegen  Devastierung  des  Gutes  sicherstellen,  die  man  aber  unmöglich 
dem  erblichen  Eigentümer  auferlegen  kann.  Wenn  ferner  der  Zeit- 
pächter auch  den  vollen  Ertragswert  des  Grundstückes  zu  zahlen 
verspricht  xmd  dabei  doch  auf  Gewinnung  seines  Lebensunterhaltes 

1)  Bei  der  allgemeinen  Vererbpachtnng  der  mecklenburgischen  Domanialbauerhufen 
etc.  hat  man  daher  den  eigentlichen  Bauern  mit  durchschnittlich  150  Morgen  Landbesitz 
einen  unkündbaren  Kanon  aufgelegt,  den  Büdnern  und  Häuslern  dagegen , von  denen 
erstere  c.  16 — 20,  die  letzteren  etwa  */,  Morgen  Areal  besitzen,  ward  die  Pflicht  auf- 
erlegt, den  26  fachen  Kanon  als  Kaufgeld  entweder  sofort  bar  zu  entrichten  oder  nach 
kurzer  Zeit  in  Ratenzahlungen  zu  begleichen. 

S.  Balck.  Finanzverhältnisse  S.  99  flf. 

2)  Im  Julihefte  der  PreuBischen  Jahrbücher  v.  1886  wird  dagegen  der  Einwand  ge- 
macht, „daß  es  ja  gar  nicht  gesagt  sei,  dafi  die  Regierung  die  Rente  so  hoch  bemessen 
muB,  daB  sie  einer  vollständigen  Verzinsung  des  Boden-  und  Einricbtungskapitales  ent- 
spricht“ und  daB  die  Regierung  noch  für  die  ersten  harten  Jahre  Erleichterungen  ge- 
währen könne,  — aber  bei  einer  theorethschen  Betrachtung,  ob  ein  Erbstandsgeld  notwen- 
dig sei,  wird  ein  solcher  Einwand  nicht  beachten.swert  sein,  da  ähnliche  Erleichterungen 
nur  gerechtfertigt  sind,  wo  es  sich  darum  handelt,  ein  politisches  Ziel  unter  allen  Um- 
ständen zu  erreichen. 
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und  eines  Betriebsüberschusses  rechnet,  so  ist  noch  daran  zu  erinnern, 
daß  ihm  gegenüber  der  Erbpächter  trotz  dauernden  Besitzes  doch 
insofern  benachteiligt  ist,  als  er  nicht  wie  jener  auf  Hülfe  seitens  des 
Grundherrn  bei  Bauten,  Meliorationen  etc.  rechnen  kann  und  neben- 
her Grundsteuer  zu  zahlen,  Kirchen-  und  Schullasten  in  höherem 
Grade  zu  tragen  hat,  daß  er  endlich  auf  Pachterlaß  in  Zeiten  des 
Unglücks,  bei  Überschwemmungen,  Viehsterben  etc.  nicht  rechnen 
kann,  sondern  stets  und  in  allen  Fällen  auf  seine  eigene  Kraft  ange- 
wiesen ist. 

Man  beachte  dabei  auch,  daß  selbst  vom  Zeitpächter  in 
Form  von  Pachtkautionen,  Zahlungen  für  Bestellung,  Düngung  und 
Saatinventar  eine  nicht  unbedeutende  Anzahlung  geleistet 
wird ' ).  Zum  mindesten  ebensoviel,  in  den  meisten  Fällen  aber  mehr 
wird  man  auch  vom  Erbpächter  bei  Übernahme  des  Gutes  verlangen 
müssen,  und  will  man  mit  voller  Sicherheit  auf  regelmäßige  Renten- 
zahlung rechnen,  so  wird  man  zweckmäßig  das  Erbstandsgeld  nicht 
zu  niedrig  bemessen  dürfen.  Je  höher  das  letztere,  um  so  freier 
und  unabhängiger  kann  man  den  Erbpächter  stellen*)  und  eine 
Fülle  non  Kontrollmaßregeln  und  Nutzungsbeschränkungen,  die  nach 
heutiger  Rechtsanschauung  mit  freiem  Eigentum  schwer  vereinbar 
sind,  würden  in  Wegfall  kommen  können. 

Es  will  uns  also  nicht  scheinen,  als  ob  man  ein  Recht  hätte,  i ni 
allgemeinen  aus  dem  Fortfall  der  Kapitalanzahlungen  eine  be- 
sondere Leichtigkeit  des  Erwerbes  abzuleiten  und  daraus  einen  beson- 
deren Vorzug  für  das  Rentengut  zu  konstruieren. 

Ein  solcher  Vorzug  würde  übrigens,  wenn  er  vorhanden,  doch 
nur  dem  ersten  Er werber  der  Stelle  zu  gute  kommen.  Will 
dieser  dann  später  seine  Hufe  an  andere  verkaufen  oder  vererben,  so 
wird  er  naturgemäß  gezwungen  sein,  als  Entgelt  für  den  durch  seine 
Arbeit  entstandenen  Wertzuwachs,  für  die  errichteten  Gebäude  etc. 
eine  Kapitalzahlung  zu  verlangen.  Denn  auch  der  Wert  des 
Rentengutes  wird  selbstverständlich  nach  dem  Reinerträge  desselben 
bemessen  und  letzterer  kapitalisiert  den  Verkaufswert  der  Besitzung 
darstellen.  Ergiebt  sich  nun,  daß  der  Reinertrag  höher  ist  oder 
geworden  ist,  als  die  jährlich  zu  zahlende  Rente  zuzüglich  des  üblichen 
Lohnes  für  eigene  Arbeit  und  eines  angemessenen  Untemehmerge- 
winnes,  so  wird  es  unvermeidlich  sein,  daß  dieses  Plus  zu  dem  zur 
Zeit  üblichen  Zinsfuß  kapitalisiert  vom  Verkäufer  als 
Kaufschilling  gefordert  wird.  Dann  steht  der  neue  Er- 
werber des  Erbpacht-  oder  Renten^tes  aber  keineswegsgünstiger 
da,  als  der  Käufer  eines  freien  Eigentums,  da  er  neben 
Übernahme  der  unkündbaren  Rente  Kapitalzahlungen  wird  machen 


1)  Zameist  wird  die  einjährige  Pacht  als  zinslose  Pachtkaution  gefordert  und  voraus- 
bezahlt.  Die  Zahlungen  Htr  Saat  und  Bestellung,  für  lebendes  und  totes  Inventar,  soweit 
es  dem  Verpächter  gehört,  werden  oft  mindestens  das  Doppelte  der  Jahrespacht  betragen, 
so  daß  also  etwa  der  dreifache  Pacbtschilling  angezahlt  wird. 

2)  Vergleiche  dazu  auch  Ad.  Wagner  „Finanzwissenscbaft“  Band  1.  S.  412  ff. 
(Leipzig  1877). 
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müssen,  die  ja  nach  den  Schwankungen  des  Zinsfußes  auch  für  die 
Rente  bald  höher  bald  niedriger  sein  werden.  Kann  er  den  kapi- 
talisierten Mehrwert  nicht  voll  auszahlen,  so  wird  er  Kapitalschulden 
kontrahieren  und  auf  das  Gut  eintragen  lassen  müssen  gleich  dem 
Käufer  freien  Eigentums.  Auf  die  späteren  Erwerber  des  Renten- 
gutes ist  aber  u.  E.  überhaupt  in  der  Beweisführung  zu  gunsten  der 
Erbpacht  zu  wenig  Rücksicht  genommen;  denn,  wie  wir  noch 
weiter  unten  sehen  werden,  viele  der  für  den  ersten  Erwerber 
allerdings  vorhandene  Begünstigungen  kommen  in  Wegfall  für  den, 
der  das  Gut  von  einem  Vorbesitzer  erwirbt.  Die  Veräußerungsfähig- 
keit des  Erbpachtgutes  gilt  aber  mit  Recht  als  ein  Vorzug  desselben, 
und  je  günstiger  die  Erwerbsb edingungen  für  den  ersten 
Erwerber  gestellt  werden,  um  so  leichter  wird  er  sich  zum 
Verkauf  entschließen  und  diese  quasi  geschenkten  Kapital  werte  als 
leichten  Gewinn  davontragen. 

Wir  kommen  im  Anschluß  an  das  kurz  vorher  Gesagte  zu  dem 
zweiten  vermeintlichen  Vorteil  des  Rentengutes,  der 
gleichfalls  eine  Erleichterung  des  Erwerbes  und  zugleich  größere 
Sicherheit  des  Besitzes  gewähren  soll,  ein  Vorteil,  der  darin  besteht, 
daß  der  Erwerber  keine  Kapital-,  sondern  nur  eine  unkünd- 
bare Rentenschuld  übernimmt. 

Durch  die  letztere  soll  der  Besitzer  des  Rentengutes  sicherge- 
stellt sein  vor  den  Gefahren,  die  aus  einer  Belastung  mit  künd- 
baren Hypotheken  entstehen.  Der  Gläubiger  hat  ja  in  letzterem 
Falle  das  Recht,  jederzeit,  wenn  es  sein  Vorteil  erheischt,  durch  Kün- 
digung des  Kapitals  den  Schuldner  in  Verlegenheit  zu  bringen,  und 
er  wird  von  dieser  Möglichkeit  namentlich  dann  Gebrauch  machen, 
wenn  ein  Steigen  des  Zinsfußes  ihm  eine  höhere  Rente  seines 
Kapitals  in  Aussicht  stellt.  Der  Schuldner  wird  alsdann  gezwungen, 
einen  größeren  Teil  des  Gutsertrages  an  andere  abzugeben  und  erlei- 
det dadurch  doppelten  Verlust,  weil  durch  das  Steigen  des  Zinsfußes 
der  Kapitalwert  seines  Gutes  an  sich  schon  geringer  geworden  ist. 

Hat  er  dagegen  statt  der  „unnatürlichen  Kapitalverschuldung“ 
die  Verpflichtung  übernommen,  eine  unveränderliche  Geldrente  zu 
zahlen,  so  soll,  und  diese  Meinung  wird  namentlich  auch  von  Dr. 
Ruprecht  vertreten,  diese  Rentenschuld  ihn  vor  all  den  Ge- 
fahren des  wechselnden  Zinsfußes  bewahren,  so  daß  er 
sicher  und  unbekümmert  auf  der  sdso  erworbenen  Scholle  sitzen  kann. 

In  dieser  Beweisführung  steckt  aber  u.  E.  insofern  ein  großer 
Fehler,  als  man  bei  der  Kapitalschuld  stets  Kündbarkeit,  bei  der 
Rentenschuld  dagegen  UnkUndbarkeit  voraussetzt.  Alle  Gefahren 
der  ersteren  fallen  aber  weg,  sobald  auch  sie  seitens  des  Gläubigers 
unkündbar  ist  und  nur  einen  Anspruch  auf  Zahlung  des  gleich- 
bleibenden Zinsertrages  gewährt. 

Dann  wird  der  Bauer  unbekümmert  um  alle  Schwankungen  des 
Zinsfußes  ebenso  sicher  auf  seiner  Scholle  sitzen  können,  als  wenn  er 
eine  unablösbare  Rente  auf  sein  Gut  übernommen  hätte.  Wäre  da- 
gegen die  Rente  kündbar,  wie  man  das  bei  der  Hypothek  meist 
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voraussetzt,  so  würde  für  den  Erbpächter  auch  nicht  der  geringste 
Vorteil  daraus  resultieren ; denn  wenn  ihn  der  Rentenberechtigte  zur 
Zahlung  eines  bestimmten  Ablösungskapitals  zwingen  könnte,  so  würde 
er  bei  gestiegenem  Zinsfuß,  um  das  Ablösungskapital  eventuell  von 
einem  dritten  erlangen  zu  können,  eine  erhöhte  Rente  dem  Darleiher 
versprechen  müssen. 

Nun  ist  freilich  zuzugeben,  daß  heutzutage  der  Bauer  und  Klein- 
besitzer überhaupt  schwer  Realkredit  erhält  und  erst  recht  schwer 
unkündbaren  Hypothekarkredit  erlangen  kann , so  daß  insofern 
allerdings  die  unkündbare  Rente  einen  gewaltigen  Fortschritt  dar- 
stellen würde.  Es  fragt  sich  nur,  ob  es  dann  nicht  angezeigt  wäre, 
lieber  Einrichtungen  zu  treffen,  um  auch  den  kleineren 
Besitzern  den  großen  Nutzen  der  ünkündbarkeit  der 
Hypothekenschulden  zu  schaffen,  und  ob  nicht  der  Staat, 
wenn  die  Gefahren  der  Kündbarkeit  wirklich  so  eklatant  sind,  besser 
thäte,  durch  Schaffung  von  Kreditinstituten  für  sämtliche 
Kleinbesitzer  jene  Vorteile  zu  gewähren,  als  für  wenige  Neu- 
gründungen eine  neue  Rechtsform  in  den  unkündbaren  Renten  zu 
schaffen. 

Der  Unterschied  zwischen  freiem  Eigentum  und  Rentengut  würde 
dann  mehr  und  mehr  schwinden  und  eine  besondere  Begünstigung  für 
letzteres  in  bezug  auf  Leichtigkeit  des  Erwerbes  und  Sicherheit  der 
Erhaltung  des  Besitzes  kaum  noch  vorhanden  sein.  Überdies  wird, 
wie  oben  schon  augedeutet,  die  unkündbare  Rente  auch  nur 
für  den  ersten  Erwerber  den  Vorteil  bieten,  daß  sie  ihn  frei 
macht  von  den  Schwankungen  des  Zinsfußes,  weil  bei  jedem  Verkauf 
der  Kanon  gar  bald  als  eine  einfache  Grundlast  betrachtet  werden 
wird,  die  man  vom  Reinerträge  abzieht,  während  man  den  Rest  je  nach 
der  Höhe  des  Zinsfußes  kapitalisieren  wird. 

Will  man  aber  die  Rentenschuld,  so  wird  mau  gut  thun,  sie  so 
zu  gestalten,  daß  sie  sich  von  der  unkündbaren  Kapitalschuld  auch 
der  äußeren  Form  nach  nur  wenig  unterscheidet,  indem  man,  dem  in 
Mecklenburg  gegebenen  Beispiel  folgend,  die  Rente  kapitalisiert 
und  als  erste  unkündbare  Hypothek  für  den  Rentenberechtigten  auf 
das  Gut  eintragen  läßt.  Solche  Kapitalisierung  der  Rente 
erscheint  uns  in  vieler  Beziehung  vorteilhaft  und  darum  für  Neugrün- 
dungen empfehlenswert  Die  Eintragung  der  Rente  als  solcher  wird 
zuerst  notwendig  die  Folge  haben  müssen,  daß  bei  jedem  Besitzwechsel 
dem  schwankenden  Zinsfuß  entsprechend  eine  verschiedene  Wert- 
schätzung derselben  eintreten  und  die  Höhe  des  Kaufpreises  verschie- 
den sein  wird  nach  dem  Reduktionsfaktor,  mit  dem  die  Rente  auf 
Kapital  umgerechnet  wird.  Dann  würden  also  alle  die  Nachteile,  die 
aus  dem  Wechsel  des  Zinsfußes  beim  Kauf  freien  Eigentums  ent- 
stehen und  in  zu  hoher  Bewertung  des  Gutes  bei  niedrigem  Zinsfuß 
zum  Ausdruck  kommen,  auch  für  die  Rentenschuld  zu  Tage  treten. 
Wird  dagegen  die  Rente  als  Kapitalbelastung  eingetragen,  so  bildet 
sie  in  der  Wertberechnung  einen  für  alle  Zeiten  unveränderlichen 
Faktor  und  bietet  zugleich  den  Rentenberechtigten,  falls  diese  Privat- 
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Icute  sind,  den  nicht  zu  unterschätzenden  Vorteil,  daß  eine  solche 
Hypothek  leicht  in  unveränderlichem  Werte  veräußert  oder  unter  eine 
Reihe  von  Erben  geteilt  werden  kann. 

Schon  bei  der  ersten  Schaffung  der  Rentengüter  wird  die  Fest- 
setzung des  Kapitalbetrages  der  Rente  sich  auch  deshalb  em- 
pfehlen, weil  sie  die  Käufer  vielmehr  vor  unsicheren  und 
unzweckmäßigen  Geboten  bewahren  wird;  denn  die  kleinen 
Leute,  die  man  als  Erwerber  solcher  Stellen  wünscht,  sind  weit  eher 
im  Stande,  den  Kaufpreis  eines  Grundstückes  zu  taxieren  als  den  schwer 
zu  ermittelnden  Ertragswert 

Die  Kapitalschuld  bringt  ihnen  aber  weit  besser  die  Höhe  der 
Verpflichtungen  zum  Bewußtsein,  die  sie  übernehmen  müssen,  als  wenn 
sie  eine  scheinbar  niedrige  Rente  zu  zahlen  versprechen  sollen,  so 
daß  sich  mancher  vor  übertriebenen  Preisofferten  hüten  und  nicht 
leichtsinnig  Verpflichtungen  übernehmen  wird,  die  er  später  nur  mit 
Mühe  tragen  kann. 

Schließlich  wird  die  Umrechnung  des  Kanons  auf  Kapital  auch 
noch  den  großen  Nutzen  gewähren,  daß  der  Erbpächter  leichter  und 
zu  günstigeren  Bedingungen  den  Hypothekarkredit  wird  benutzen 
können. 

Denn  die  ökonomische  Sicherheit  einer  Hypothek  ist  unbestreit- 
bar größer,  zum  mindesten  leichter  erkennbar,  wenn  eine  genau 
spezialisierte  Hypothek  als  unabänderliche  Größe  der  späteren 
Schuld  vorgeht,  als  wenn  eine  in  ihrem  Kapitalwert  mit  dem  Wechsel 
des  Zinsfußes  bald  hoch  bald  niedrig  zu  bewertende  Rente  als  erste 
Belastung  des  Grundstückes  eingetragen  steht  ^).  Der  Besitzer  des 
Gutes  wird  auch  bei  Eintragung  eines  Kanonkapitals  weniger  ge- 
neigt und  im  stände  sein,  seine  Hufe  mit  Schulden  zu  überlasten, 
so  daß  es  sich  aus  all  den  angeführten  Gründen  empfehlen  dürfte, 
selbst  wo  eine  Frucht-  oder  Kornrente  beliebt  wird,  eine  Kapital- 
schuld mit  unablösbarem,  gleichbleibendem  Zinserträgnis  auf  das  Gut 
zu  legen.  Auf  die  Frage,  ob  es  überhaupt  wünschenswert  sei,  dem 
Erbpächter  die  Möglichkeit  einer  hypothekarischen  Belastung  seiner 
Stelle  zu  verbieten  oder  nicht,  werden  wir  weiter  unten  ausführlicher 
zurückkommen. 

Wir  kommen  also  nach  alledem  zu  dem  Resultat,  daß  die  Vor- 
teile des  leichteren  Erwerbes  eines  Rentengutes  nicht 
allzu  hoch  anzuschlagen  sind  und  nur  in  besonderen 


l)  Vielleicht  findet  die  Kapitalisierung  der  Rente  bei  vielen  Freunden  des  Bonteu- 
gutes  und  der  Erbpacht  darum  weniger  Sympathie,  weil  sie  dem  Erwerber  des  Gutes,  — 
iiameittlich  wenn  zu  niedrigem  Zinsfuß  kapitalisiert  wird  , — allzusehr  zum  Bewußtsein 
bringt,  wie  hoch  er  eigentlich  verschuldet  ist.  Eine  Rente , der  keine  Anzahlung  voran- 
gegaugen  ist,  müßte  doch  eigentlich  dem  Ertragswerte  des  Gutes  entsprechen.  In  Meck- 
lenburg, wo  der  Kanon  der  eigenartigen  Besitzverhältnisse  der  Bauern  wegen  niedrig 
war,  hat  die  Kapitalisierung  gar  keine  Bedenken  gehabt,  die  Regierung  hat  sich  sogar 
für  ihre  Forderungen  aus  Erbstandsgeld,  Inventarzahlungen  etc.  mit  der  dritten  Hypo- 
thek begnügt  und  gestattet,  vor  dieser  bis  zur  halben  Höhe  des  Kanonkapitales  fremde 
Gelder  einzutragen. 
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Fälle u,  WO  OS  sich  um  Kultur  bisher  unbebauten  Bodens  handelt, 
oder,  wo  man  auf  die  persönlichen  Fähigkeiten  des  Erwerbers  speziell 
Rücksicht  nimmt,  ihm  absichtlich  Erleichterungen  gewährt,  zur  Gel- 
tung kommen  werden  und  auch  dann  nur  für  den  ersten  Erwerber, 
nicht  für  dessen  Rechtsnachfolger.  In  den  meisten  Fällen  werden  die 
Zahlungsverpflichtungen  des  Erbpächters  und  die  Ansprüche  an  seine 
Kapitalkraft  nicht  viel  geringer  sein  als  beim  einfachen  Kauf,  und  der 
Nutzen  der  unablösbaren  Rente  könnte  gar  leicht  durch  ^haffung 
unkündbarer  Hypotheken  auch  dem  Eigentümer  zugewiesen  werden. 

Anders  verhält  es  sich  mit  der  weiteren,  dem  Rentengut  und  der 
Erbpacht  eigentümlichen  Einrichtung,  mit  der  Beschränkung  der 
freien  Verfügbarkeit  unter  ijßbenden  und  von  Todes  wegen. 
Der  unbeschränkte  Eigentümer  des  Grund  und  Bodens  kann  und 
wird  durch  Zerteilung  oder  Zukauf  anderer  Ländereien  die  ursprüng- 
liche Form  des  Gutes  wesentlich  umgestalten,  so  daß,  wer  Bauern- 
oder Tagelöhnerstellen  schaffen  will,  bei  freiem  Verkauf  der  Grefahr 
ausgesetzt  ist,  daß  gar  bald  die  unliebsamste  Verschiebung  der  Besitz- 
verhältnisse eintritt.  Dagegen  kann  das  Erbpacht-  oder  Renteugut 
unzweifelhaft  zweckentsprechende  Abhülfe  schaffen,  und  sind  in  dicker 
Form  seitens  des  Staates  oder  von  Privatleuten  Kolonisationen  durch- 
geführt, so  ist  die  Un Veränderlichkeit  des  Besitzes  wenigstens  für  so 
lange  Zeit  garantiert,  als  der  Grundherr  ein  Interesse  hat,  daran  fest- 
zuhalten. Nun  ist  aber  das  hauptsächlichste  Motiv  zu  allen  solchen 
Kolonisationen  darin  zu  suchen,  daß  man  dauernd  Bauern-  und 
Kossatengüter  resp.  Häuslereien  mit  einigem  Grundbesitz  schallen 
will,  wo  es  aus  sozialpolitischen  oder  wirtschaftlichen  Gründen  wün- 
schenswert ist,  Mittel-  und  Kleinbesitz  ins  Leben  zu  rufen  oder  dem 
vorhandenen  Arbeitermangel  abzuhelfen.  Die  Gewißheit,  dieses  Ziel 
ohne  die  Gefahr  des  Scheiterns  erreichen  zu  können,  wird  nach  weit 
verbreiteter  Ansicht  zu  Versuchen  derart  anregen  und  auch  die  pri- 
vaten Großgrundbesitzer  veranlassen,  mit  einer  Dismembration  ihrer 
ausgedehnten  Besitzungen  vorzugehen,  während  ohne  die  Möglichkeit, 
als  Rentengut  Teile  des  Besitzes  zu  veräußern,  die  Lust  zum  Koloni- 
sieren überaus  gering  sein  würdet).  Es  bezweifeln  zwar  auch  einige 
begeisterte  Anhänger  dieser  neuen  Rechtsform  die  Möglichkeit,  auf 
diese  Weise  einen  lebensfähigen  Bauernstand  zu  schaffen^),  doch 
sind  sie  zumeist  überzeugt,  daß,  wenn  erbpachtähnliche  Rechtsformen 
auch  Privatleuten  zur  Benutzung  offen  ständen,  dann  in  ausgedehnte- 


1)  Vergl.  die  Verhandlungen  des  Landes-Ökonomie-Kollegiums  des  Jahres  1885. 

2)  von  Below-Saleske  sagt  z.  B.  in  den  citierten  Verhandlungen  des  L.-Ok.-Koll. 
S.  283: 

,,So  sehr  mir  die  Neuansiedelung  kleiner  Erbpachtstficke  im  Rahmen  der  Vorlag« 
möglich  zu  sein  scheint , so  sehr  mangelt  mir  der  Glaube , daß  wir  größere  bSuer* 
liehe  Besitzungen  zur  Zeit  schaffen  können.  Ich  fßrehte,  daß  in  bezug  auf  die 
vielen  Lasten,  Querelen  und  Unannehmlichkeiten  der  Bauer  sich  nicht 
bequemen  wird , hier  zu  bleiben ; er  wird  das  Geld , das  er  noch  notwendig  in  die 
neue  Siedelung  hineinstecken  müßte , nehmen  und  sich  im  Auslande  eine  Existena 
schaffen'*. 
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rem  Maße  wenigstens  ein  seßhafter,  grundbesitzender  Ar- 
beiterstand geschaifen  würde.  Die  Erfahrungen,  die  man  in 
Mecklenburg-Schwerin  gemacht  hat,  sprechen  freilich  nicht  zu  gun- 
sten  einer  derartigen  Annahme. 

Hier  bat  man,  da  die  Rittergüter  aus  politischen  Gründen  ein 
unteilbares  Ganze  bilden,  schon  im  Jahre  1827  die  Abtrennung  ein- 
zelner Teile  zur  Schaffung  kleinerer  Erbpachtstellen  gesetzlich  gestattet 
in  der  Hoffnung,  dadurch  eine  grundbesitzende  Arbeiterklasse  zu 
schaffen ‘).  Thatsächlich  ist  der  Erfolg  jenes  Gesetzes  verschwindend 
klein  gewesen,  denn  die  Anzahl  der  im  ritterschaftlichen  Teil  vorhan- 
denen Kleinbesitzungen  ist  seit  jener  Zeit  nicht  größer,  sondern  ge- 
ringer geworden*),  obwohl  man  den  Grundherrn  in  der  Form  der 
Erbpacht  den  weitgehendsten  Einfluß  auf  die  neuen  Besitzungen  eiu- 
räumte.  Die  Möglichkeit  ist  also  nicht  von  der  Hand  zu  weisen,  daß 
auch  in  Preußen  die  Schaffung  ähnlicher  Rechtsinstitutionen  keines- 
wegs die  erhoffte  Wirkung  haben  und  zu  ausgedehnter  Vererbpach- 
tung  von  Gutsländereien  führen  wird.  Freilich  ist  zuzugeben,  daß  in 
Mecklenburg  der  Mangel  einer  Gemeindeordnung  für  das  ritterschaft- 
liche  Territorium  und  die  daraus  folgende  Verpflichtung  der  Gutsherr- 
schaft für  die  Bewohner  des  Gutsbezirkes  die  Last  der  Polizeiverwal- 
tung und  eventuell  die  Fürsorge  für  die  Verarmten  zu  übernehmen, 
meistens  davon  abgehalten  haben  wird,  mehr  Leute,  als  die  eigene 
Wirtschaft  erfordert,  zu  festen  Besitzesrechteil  anzusiedeln. 

Aber  ähnliche  Bedenken  werden  auch  in  Preußen  oft  genug  aus- 
schlaggebend sein.  Denn  wenn  auch  die  Gemeindeverhältnisse  bei  uns 
günstigere  sind,  so  wird  doch  die  Neigung,  fremde  Elemente  in  die 
Nähe  des  eigenen  Gutshofes  zu  ziehen  und  dort  dauernd  anzusie- 
delu,  immer  eine  beschränkte  sein,  weil  die  Garantieen,  die  in  der 
Beschränkung  der  Teilbarkeit  des  Grundstückes  liegen,  gegenüber  dem 


1)  Vergl.  Raabe , Gesetzsammlang  für  die  Mecklenburg -Schwerin’schen  Lande. 
Hinstorfscher  Verlag,  1848.  Band  4.  S.  900.  ,,Die  Hingabe  in  Erbzinspacht  kann  ge- 
schehen bei  Gütern  von  mehr  als  2 Hufen , so  daß  bei  Gütern  von  weniger  als  4 Hu- 
fen das  Hauptgat  2 volle  Hufen  (reinen  Hofackers)  behält.  Bei  Gütern  von  über 
4 Hufen  darf  die  Weggabe  zu  kleinen  Landstellen  2 Hufen  nicht  überschreiten.** 

„Die  Wiedervereinigung  unter  Zustimmung  des  Erbzinsmannes  bleibt  jedem  Guts- 
herrn unbenommen“. 

Durch  Verordnung  d.  dato  20.  Mai  1868  (Regbl.  Nr.  37)  wird  diese  Verordnung 
abgeändert  resp.  ergänzt : 

,,Zor  Förderung  der  Errichtung  kleiner  ländlicher  Besitzstellen  in  den  ritterschaft- 
lichen Gutem“  heiflt  es  dort,  soll  es  künftig  gestattet  sein,  „bis  zu  2 des  Gutsareals 
auch  in  Gütern  von  zwei  oder  weniger  Hufen  GntsgrundstUcke  zur  Errichtung  von  Erb- 
zinsstellen  wegzugeben“.  Ferner  wird  die  Voraussetzung  des  lehnsherrlichen , agnati- 
schen  and  kreditorischen  Konsenses  beschränkt  und  selbst  in  FideikommiBgütern 
die  Errichtung  gestattet,  wenn  die  Kaufgelder  etc.  zum  FideikommiBvermögen  als  be- 
sondere Fonds  gelegt  werden. 

2)  Die  Gesamtzahl  der  ritterschaftlichen  Bauern  betrug: 


1810 

= 1667 

1850 

1392 

1820 

= 1557 

1860 

1388 

1830 

= 1437 

1870 

=; 

1425 

1840 

= 1412 

1880 

== 

1424 

Schriften  des 

Vereins  f.  Soz.-Politik. 

XXIV. 

s. 

337. 
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Recht  des  Besitzers,  die  ungeteilte  Stelle  nach  Belieben  zu  veräußern, 
für  den  Grundherrn  wenig  Bedeutung  haben  werden.  Der  letztere 
wird  aber  zur  Kolonisation  nur  geneigt  sein,  wenn  er  die  Sicherheit 
hat,  daß  die  auf  seinem  Grund  und  Boden  angesiedelten  Leute  auch 
für  ihn  und  sein  Gut  zu  arbeiten  geneigt  sind.  Fehlt  es  ihm  also 
an  ständigen  Arbeitern,  so  wird  er  viel  eher  bereit  sein,  Tagelöhner* 
häuser  zu  bauen  und  zusammen  mit  geringem  Garten-  und  Feldareal 
an  tüchtige  Arbeiterfamilien  zu  verpachten,  weil  er  dann  jederzeit 
in  der  Lage  ist,  mißliebige  Personen  wieder  abzustoßen  und  nur  solche 
zu  dulden,  die  seinen  Anforderungen  entsprechen.  Wenn  aber  solche 
Häuslereien  als  Rentengüter  gegründet  werden,  so  wird  in  den  meisten 
Fällen  bei  der  Kleinheit  des  Areals')  das  Recht,  gegen  eine  Teilung 
desselben  Einspruch  zu  erheben,  von  geringer,  praktischer  Bedeutung 
sein,  da  Teilungen  für  Grundbesitzer  dieser  Art  weit  weniger  in  Frage 
kommen  werden  als  das  Streben,  von  dem  kleinen  Anfang  an  zu  grö- 
ßerem Besitz  zu  gelangen.  Ohne  also  tür  den  Vererbpächter  nennens- 
werte Vorteile  zu  bieten,  wird  die  Beschränkung  für  den  Erwerber 
der  Stelle  oft  recht  lästig  sein,  da  ihm  jede  Möglichkeit  genommen 
ist,  durch  Fleiß  und  Sparsamkeit  sich  zu  einem  größeren  Besitz  em- 
porzuarbeiten und  dadurch  von  dem  früheren  Dienstherrn  unabhängig 
zu  werden.  Es  ist  aber  schon  oft  hervorgehoben  worden,  daß  gerade 
in  diesem  Anreiz,  den  eigenen  Besitz  zu  vermehren,  hauptsächlich 
die  soziale  Bedeutung  des  Kleinbesitzer-  und  Kuh- 
bauernstandes liege,  weil  notorisch  nichts  mehr  den  Arbeiter  zu 
unausgesetztem  Fleiß,  zum  Sparen  und  selbst  zum  Ertragen  von  Ent- 
behrungen veranlaßt,  als  die  Hoffnung,  ein  Stück  Land  nach  dem  an- 
deren zu  erwerben  und  schließlich  unabhängiger  Eigentümer  zu  werden. 
Diese  Hoffnung  schwindet  aber  für  den,  der  sein  erstes  Stückchen 
Land  mitsamt  dem  Hause,  das  er  bewohnt,  gegen  unablösbare  Ren- 
tenschuld und  mit  der  Beschränkung  übernimmt,  sein  Areal  in  der 
ursprünglichen  Gestalt  unveränderlich  zu  erhalten. 

Für  den  kleineren  Besitzer  sind  un ablösbare  Schulden 
außerdem  noch  eine  drückende  Last,  weil  gerade  bei  diesen  Katego- 
rien von  Grundbesitzern  Schulden  oft  genug  für  eine  Schande  ange- 
sehen werden  und  daher  alles  Streben  darauf  gerichtet  ist,  sobald  als 
möglich  sein  Besitztum  schuldenfrei  zu  erhalten*).  Hindert  man  den 


1)  In  Mecklenburg-Schwerin  ist  dns  Areal  dieser  Häuslereien  durchschnittlich  25 
mecklenburgische  Q- Ruten  Haus-  und  Hofplatz  und  etwa  60  Q- Ruten  Gartenland. 
Man  hat  es  dort  absichtlich  so  klein  bemessen,  weil  man  vermeiden  wollte,  daB  za 
viele  Menschen  auf  solchen  Parzellen  angesiedelt , mehr  als  ein  Haus  darauf  er- 
baut werde. 

2)  Dr.  Ruprecht  zitiert  a.  a.  O.  S.  149  die  Thatsache,  daß,  nachdem  in  Mecklen- 
burg den  alten  Häuslern  das  Recht  zugestanden  sei,  ihren  Kanon  abzulösen , davon  ge- 
rade diese  Klasse  von  Erbpächtern  so  begierig  Gebrauch  gemacht  hat , daß  auf  dem 
gesamten  Terrain  nur  noch  wenige  1000  Mark  von  allen  jährlichen  Erlegnissen  haften. 

,, Dieser  Umstand“  sagt  er  weiter,  „ist  nicht  schwer  zu  erklären.  Da  der  Grund- 
besitz der  Häusler  so  unendlich  winzig  ist,  haben  sie  nicht  die  Möglichkeit,  ihre  Erspar- 
nisse auf  ihm  zu  verwerten.  Dazu  kommt  noch,  daß  gerade  für  ganz  kleine  Wirte 
„Schulden“ , mögen  sie  nun  stammen , woher  sie  wollen  , etwas  Drückendes  haben , ja 
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Häusler,  seine  Schulden  abzuzahlen  und  sein  Areal  zu  vergrößern,  so 
werden  derartige  Einrichtungen  wahrscheinlich  auch  nicht  sonderlich 
dazu  beitragen,  die  Arbeiter  an  die  Scholle  zu  fesseln,  und  gerade  die 
tüchtigsten  unter  ihnen  werden,  wenn  sie  etwas  erübrigt  haben,  ihr 
kleines  Besitztum  lieber  veräußern  und  in  die  Fremde  ziehen,  als 
ohne  Hoffnung  auf  ein  Vorwärtskommen  das  Rentengut  dauernd  be- 
halten. 

Für  diesen  kleinsten  Besitz  scheint  uns  also  trotz  der  Hoffnungen, 
die  man  auf  Erbpacht  und  Rentengut  gerade  für  sie  gesetzt  hat, 
diese  Besitzesform  nicht  sonderlich  empfehlenswert. 
In  Mecklenburg  hat  man  daher  solche  Häuslereien  neuerdings  nur 
gegen  Zahlung  des  vollen  Kaufpreises^),  allerdings  dann  auch  mit  den 
der  Erbpacht  eigentümlichen  Beschränkungen  der  Verfügungsfreiheit 
verliehen,  und  wenn  letzteres  zur  Zeit  noch  keine  nachteiligen  Folgen 
zu  haben  scheint,  vielmehr  durch  eine  Verringerung  der  Auswanderung 
entschieden  günstig  gewirkt  hat,  so  ist  dabei  immer  zu  bedenken, 
daß  es  sich  hier  um  Einrichtungen  handelt,  die  in  den  wenigen  Jahren 
ihres  Bestehens  sich  noch  nicht  allseitig  erproben  konnten. 

Für  die  mittleren  Besitzungen,  die  eigentlichen  Kossatengüter, 
wird  die  Beschränkung  der  Teilbarkeit  ebenso  wie  für  die  Bauernhöfe 
au  sich  weit  mehr  am  Platze  sein,  weil  die  Erhaltung  der  Spanufähig- 
keit  in  den  meisten  Fällen  wünschenswert  ist  und  zugleich  eine 
Mischung  von  verschieden  großen  bäuerlichen  Stellen  im  Interesse 
der  Produktion  und  der  sozialen  Gliederung  innerhalb  der  Gemeinde 
erstrebenswert  ist 

Auch  hier  wird  aber  das  Nebeneinanderbestehen  größeren  und 
kleineren  Besitzes  hauptsächlich  dann  von  Bedeutung  sein,  wenn  ein 
allmähliches  Aufsteigen  auf  der  sozialen  Stufenleiter 
vom  Kuhbauern  bis  zum  Vollbauern  nicht  ausgeschlossen  ist 

Die  Vorteile  und  Nachteile  der  Geschlossenheit  des  bäuerlichen 
Besitzes  sind  aber  bereits  so  oft  und  so  eingehend  erörtert  worden, 
daß  es  unnötig  ist,  an  dieser  Stelle  noch  einmal  darauf  einzugehen. 
Die  Erhaltung  eines  leistungsfähigen,  bäuerlichen  Be- 


wobl  gar  als  etwas  Uaehrenhaftes  erscheinen.  Endlich  ist  aber  in  diesem  Falle  die  Ab- 
lüsung  durchaus  rationell,  weil  der  grdilte  Teil  des  Zinses  hier  Tdr  die  Nutzung  der  Ge- 
bäude. also  von  (vergänglichem !)  Kapital  gezahlt  wird“. 

Der  letztere  Einwand,  so  gern  wir  ihn  sonst  acceptieren,  ist  übrigens  für  mecklen- 
burgische Verhältnisse  nicht  zutreffend,  da  die  Häusler  fast  ausnahmslos  ihre  Häuser 
mit  eigenem  Qelde  erbaut  haben.  Für  die  Büdneroieii  würde  er  eher  zutreiTen,  doch 
warnt  Ruprecht  gerade  „vor  übertriebenen  Folgerungen  bezüglich  der  mit  gröBereni 
Grundbesitz  ausgestatteten  Arbeiter  und  Büdner“. 

1)  ln  dem  Kammerzirkular  vom  14.  Nov.  1868  (Balck.  Verwaltungsuormen 
.S.  298  flf.)  heifst  es : 

„Für  neue  Häusleranlagen  werden  Rekoguition  und  Kanon  nicht  bedungen,  sondern 
an  K a u f g e 1 d 

für  jede  Quadratrute  des  Platzes  zum  Banen  und  Hofe  =s  88  Bl. 
tür  den  Garten  der  SOfache  Betrag  des  Kanons, 
welcher  sich  nach  den  Taznormen  vom  1.  Febr.  1865  ergeben  würde. 

Das  Kaufgeld  wird  nur  ausnahmsweise  kreditiert,  und  auch  dann  nur  auf  bestimmte 
Zeit,  gegen  Eintragung  als  erstes  Geld  und  gegen  Verzinsung  mit  5 Prozent.“ 
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Sitzes  möglichst  Generationen  hindurch  in  derselben 
Familie  ist  gewiß  das  Ideal  vieler  Sozialpolitiker  und  es  scheint,  als 
ob  es  am  besten  durch  der  Erbpacht  ähnliche  Institutionen  zu  erreichen 
wäre.  Auf  der  andern  Seite  liegen  die  Gefahren,  die  aus  einer  absoluten 
Geschlossenheit  der  einmal  vorhandenen  Hufen  bei  fortschreitender 
Kultur  entstehen  können,  so  klar  auf  der  Hand,  daß  es  unzweckmäßig 
erscheint,  der  freien,  natürlichen  Entwickelung  der  Dinge  für  alle 
Ewigkeit  Fesseln  anlegen  zu  wollen.  Denn  wer  kann  wissen,  ob  die 
heute  zweckmäßigen  Größenverhältuisse  nach  einem  Menschenalter 
noch  als  zweckentsprechend  zu  betrachten  sind,  oder  ob  eine  Umge- 
staltung derselben  nicht  im  Interesse  der  wirtschaftlichen  Kultur 
dringend  geboten  ist.  Worauf  es  bei  Neugründung  von  Bauernhufen 
ankommt,  ist  u.  E.  doch  das,  daß  der  neue  Ansiedler  mög- 
lichst auf  seiner  Scholle  heimisch  werde,  sie  immer  mehr 
als  sein  selbst  erarbeitetes  und  in  der  Familie  zu  erhaltendes 
Familieneigentum  ansieht.  Dazu  muß  man  ihm  für  die  erste  Zeit 
Beschränkungen  mancherlei  Art  auferlegen,  doch  dürfen  die  letzteren 
nicht  die  starre,  unabänderliche  Form  unablösbarer  Reallasten  anneh- 
ineu;  vielmehr  wird  es  in  den  meisten  Fällen  genügen,  wenn  man, 
wie  Prof.  v.  Miaskowski  s.  Z.  ausführte’ ),  den  Kolonisten  zwingt, 
innerhalb  der  ersten  dreißig  bis  vierzig  Jahre  die  Hufe  als  ein  ge- 
schlossenes Besitztum  zu  behandeln.  Hat  die  Familie  des  ersten  Er- 
werbei-s  sich  bis  dahin  auf  der  Stelle  zu  erhalten  vermocht,  ist  sie, 
wie  man  das  voraussetzt,  zu  behäbigem  Wohlstand  gelangt,  so  wird 
in  den  meisten  Fällen  auch  die  Liebe  zum  Besitz  und  das  Streben, 
ihn  in  der  Familie  möglichst  ungeteilt  zu  erhalten,  erwacht  sein,  so 
" daß,  w'enn  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  die  bestehende  Größenein- 
teilung als  zweckmäßig  erscheinen  lassen,  nach  Ablauf  dieser  Zeit  die 
Gefahr  einer  schädlichen  Verteilung  des  Besitzes  wohl  nicht  mehr  so 
groß  erscheint.  Wenn  man  dann  durch  eine  zweckentsprechende  Re- 
gulierung der  bäuerlichen  Erbfolge  Sitten  und  Gewohnheiten 
des  Bauernstandes  nach  der  Richtung  zu  beeinflussen  im  stände  ist, 
daß  eine  Teilung  des  Hofes  beim  Erbgange  in  der  Regel  als  ausge- 
schlossen gilt,  so  würden  dann  weitergehende  Beschränkungen  der 
Verfügungsfreiheit  wohl  kaum  notwendig  sein.  Immerhin  wird  auch 
in  diesem  Fall  der  Nachteil  bestehen  bleiben,  daß  ein  Eraporarbeiten 
zu  größerem  Besitz  namentlich  den  Kleinbauern  unmöglich  ge- 
macht ist. 


1)  Verh.  des  Ök.-Koll.  1885.  S.  817. 

„Ich  kann  mir  die  Durchführung  der  Mafsregel  auch  wohl  ohne  Begründung  von 
ErbzinsgUtern  denken  und  verweise  in  dieser  Beziehung  auf  das  Beispiel  Oldenburgs. 
Dort  hatte  man  in  den  letzten  Jahrzehnten  vielfach  neue  Kolonien  begründet,  indem  man 
sie  sofort  hat  übergehen  lassen  in  das  volle  Eigentum  der  Kolonisten , und  zwar  gegen 
Äuzahlung  einer  Kapitalsumme  und  Auferlegung  eines  Kanons.  Die  Parzellierung  ist 
nur  während  der  ersten  30  Jahre  verboten.  Wenn  der  Bauer  sich  erst  festgesetzt,  d.  Ii. 
30 — 40  Jahre  auf  der  Scholle  gesessen  hat,  dann  scheint  mir  die  Uefahr  nicht  mehr 
grofs,  dafs  das  Grundstück  ausgekanft  würde  oder  der  Parzellierung  verfällt.'* 
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Wir  kommen  also  auch  hier  zu  dem  Resultat,  dah,  so  wünschens- 
wert es  für  den  Kolonisierenden  ist,  den  weggegebenen  Besitz  nicht  zu 
willkürlicher  Benutzung  aus  der  Hand  zu  geben,  sondern  Garantien 
für  eine  dauernde  Durchführung  des  Kolonisationsprojektes  zu  haben, 
(loch  die  Auflegung  immerwährender  Fesseln,  wie  man  sie 
bei  Erbpacht-  und  Rentengut,  wenn  auch  nicht  als  Regel  fordert,  so 
doch  prinzipiell  voraussetzt,  nicht  ohne  große  Bedenken  ist. 
Vielleicht  daß  man  auch  in  dieser  Beziehung  mit  der  bestehenden 
Gesetzgebung  auskommen  könnte,  höchstens  eine  Verlängerung  der 
dreißigiährigen  Frist  hier  und  da  zu  erstreben  hättet). 

IIL 

Wenn  nun  unsere  bisherigen  Betrachtungen  zwar  meist  zu  einem 
negativen  Resultat  gekommen  und  wir  der  Überzeugung  sind,  daß 
in  den  meisten  Fällen  die  Hoffnungen,  die  man  au 
das  Rentengut  knüft,  als  übertriebene  zu  betrachten 
sind,  so  wollen  wir  uns  doch  der  Vei*pflichtung  nicht  entziehen,  im 
Folgenden  noch  kurz  auf  eine  Reihe  von  praktischen  Bedenken 
und  Schwierigkeiten  hinzuweisen,  dde  bei  der  Einführung  der 
neuen  Rechtsinstitution  auftreten  könnten  und  einer  Lösung  bedürfen. 
Denn  das  Rentengut  ist  ja  durch  die  neueste  Gesetzgebung  That- 
sache  geworden  und  die  Möglichkeit,  daß  eine  erweiterte  Einführung 
dieser  Besitzesform  in  vielen  Fällen  nutzbringend  sein  könnte,  haben 
wir  ja  keineswegs  bestritten. 

Bei  den  eingehenden  Verhandlungen,  die  im  preußischen  Landes- 
ökonomiekollegium im  Jahre  1879  bei  J^prechung  der  Anträge  auf 
Wiedereinführung  erbpachtähnlicher  Rechtsformen  und  im  Jahre  1885 
über  das  Rentengut  stattgefunden,  war  man  fast  einmütig  darin,  daß 
eine  Parzellierung  der  Erbpacht-  oder  Rentengüter 
prinzipiell  zu  vermeiden  sei.  Wenigstens  wollte  man  die 
Teilbarkeit  für  eine  bestimmte  Reihe  von  JaJhren  ausschließen  oder 
sie  von  dem  Konsens  des  Vererbpächters  abhängig  machen,  solange 
die  Rente  als  solche  auf  dem  Grundstücke  ruht  Nur  vereinzelt  ward 
die  Forderung  aufgestellt,  die  Beschränkung  in  der  Verfüguugsfreiheit 
auch  über  die  Dauer  der  Rente  hinaus  gelten  zu  lassen  *). 

Auf  die  Gefahren  der  ewigen  Dauer  solcher  Beschränkungen  haben 
wir  oben  bereits  hingewiesen.  Solange  der  Staat  ausschließlich  das 
Recht  hat,  Rentengüter  zu  begründen,  wird  die  Gefahr,  daß  ein  Miß- 
brauch damit  getrieben  werden  und  einer  gesunden  Entwickelung  der 
Grundbesitzverhältnisse  Schwierigkeiten  bereitet  werden  könnten,  nicht 

1)  Selbst  Prof.  Scbmoller  spricht  in  seinem  Korreferat  im  Verein  f.  Sosialpolitik 
(S.  97)  nur  Ton  Rechtsformen,  die  „im  Moment  nicht  voll  und  ganz  unbeschränktes 
Eigentum  verleihen,  die  fQr  gewisse  Zeit  gleichsam  eine  Mitte  halten  zwischen 
Eigentum  und  Pacht",  und  meint  dsJ,  „wenn  der  Staat  als  Vermittler  eine  oder 
zwei  Generationen  hindurch  die  Hand  über  der  Sache  hält“,  wir  sicher  sind 
das  Ziel  zn  erreichen  etc. 

2)  Vergl.  Dankeimann  „Verh.  des  L.  Ök.  Coli.“  1886  S.  278. 
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allzugroß  sein.  Will  man  aber,  wie  das  vielfach  verlangt  wird, 
auch  dem  privaten  Grundeigentümer  gestatten,  Rentengüter  zu  be- 
gründen und  die  Vertragsfreiheit,  wie  man  sich  ausgedrückt  hat, 
so  weit  erweitern,  daß  dem  Erwerber  un  ab  lösbare  Verpflichtungen 
auferlegt  werden,  so  werden  die  oben  angedeuteteu  Gefahren  erst  recht 
scharf  hervortreten  und  dagegen  Bestimmungen,  wie  sie  das  Gesetz 
vom  26.  April  1886  im  § 5 geschaflen  hat,  wenig  Bedeutung  haben. 
Denn,  wenn  „die  versagte  Einwilligung  zur  Zerteilung  des  Grund- 
stückes oder  Abveräußerung  von  Teilen  desselben  durch  richterliche 
Entscheidung  der  Auseinandersetzungsbehörde  ergänzt  werden  kann, 
wenn  die  Zerteilung  oder  Abveräußerung  im  gemeinwirtschaft- 
lichen Interesse  wünschenswert  erscheint“  ’)»  so  ergiebt  sich  schon 
aus  dem  Kommissionsbericht  des  Abgeordnetenhauses,  daß  damit  für 
den  Besitzer  des  Rentengutes  nur  ein  geringer  Schutz  geschaffen  ist. 

Denn,  wenn  die  gemeinwirtschaftlichen  Interessen  hauptsächlich 
als  öffentliche  und  Landeskulturinteressen  aufgefaßt  wer- 
den, persönliche  oder  Vermögensinteressen  der  Beteiligten  weniger 
maßgebend  sein  sollen,  so  wird  wohl  nur  in  seltenen  Fällen  die  rich- 
terliche Entscheidung  der  Auseinandersetzungsbehörden  angerufeu 
werden,  zumal  da  im  Fall,  daß  eine  zustimmende  Erklärung  erfolgt, 
der  Rentenberechtigte  die  Ablösung  der  ganzen  Rente  zum  25fachen 
Betrage  verlangen  kann.  Ist  also  vertragsmäßig  einmal  die  Parzel- 
lierung ausges^lossen  ; so  wird  die  angezogene  Bestimmung  sicherlich 
keinen  „vollkommenen  Rechtsschutz  gegen  etwaige  Fehlgriffe“  ge- 
währen, sondern  die  Unteilbarkeit  des  Bodens  faktisch  oft  genug  zum 
Nachteil  des  Besitzers,  der  durch  Teilverkauf  seine  Vermögenslage 
verbessern  könnte,  dauernd  bestehen  bleiben.  Deswegen  würde  es 
doch  wohl  bedenklich  sein,  Privatleuten  ohne  weitergehende  Kautelen 
das  Recht  einzuräumen,  derartige  dauernde  Beschränkungen  andern 
Personen  aufzuerlegen.  Gegen  eine  zweiteilige,  etwa  bis  zu  40  Jahren 
ausgedehnte,  dann  eventuell  durch  Vertrag  zu  erneuernde  Beschrän- 
kung würde  sich  weniger  einwenden  lassen. 

Neben  dem  Verbot  der  Teilung  und  Zerstückelung  des  Renten- 
gutes haben  die  Freunde  des  letzteren  größtenteils  auch  ein  Verbot 
oder  eine  Erschwerung  der  Zusammenlegung  mit  anderen  Grundstücken, 
namentlich  einer  Wiederaufsaugung  durch  den  Großgrundbesitz  ge- 
fordert, und  wenn  in  das  preußische  Ansiedelungsgesetz  darüber  keine 
besonderen  Bestimmungen  aufgenommen  sind,  sondern  nur  von  Siche- 
rung der  wirtschaftlichen  Selbständigkeit  der  Stelle  durch  Erhaltung 
der  Gebäude  und  eines  bestimmten  Inventars  die  Rede  ist,  so  geschah 
das,  weil  die  bestehende  Gesetzgebung  in  dieser  Beziehung  keine 
Schranken  setzt  und  Verträge  gestattet,  „welche  die  selbständige  Be- 
nutzung oder  Bewirtschaftung  eines  Gutes  sicherstellen  oder  die  Ein- 


1)  lu  dem  Wortlaute  des  Gesetzes,  wie  es  in  der  Gesetzsammlung  (S.  132)  publi* 
ziert  ist,  scheint  ein  Druckfehler  vorzuliegen , indem  dort  statt  ,,geracinwirtschHftlich“ 
gedruckt  ist  „gemeinschaftlich“. 
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verleibung  desselben  in  den  wirtschaftlichen  oder  rechtlichen  Verband 
anderer  Güter  ausschliessen“  *)• 

Die  Absicht  der  Gesetzgeber  ist  es  aber  unbestreitbar  gewesen, 
die  neuzukonstruierenden  Rentengüter  in  der  einmal  geschafi’enen  Ge- 
stalt dauernd  als  selbstländige  Besitzungen  zu  erhalten, 
und  man  wird  es,  wie  in  Mecklenburg  bei  den  Erbpachtstellen  als  ein 
charakteristisches  Merkmal  der  Rentengüter  ansehen  können,  daß  nicht 
blos  ihre  Zerteilung,  sondern  auch  ihre  Zusammenlegung  mit 
anderem  Grundbesitz  vertragsmäßig  ausgeschlossen  werden  kann. 
Denn  die  Gefahr,  daß  die  neu  geschaffenen  Stellen  von  benachbarten 
Großgrundbesitzern  aufgekauft  werden,  oder  die  kleinen  Besitzungen 
durch  Hinzukauf  von  Parzellen  oder  selbständigen  Gütern  eine  unlieb- 
same Gestalt  annehmen,  ist  gewiß  nicht  minder  groß  als  die,  daß  durch 
uuzeitgemässe  Teilungen  lebensfähiger  Kleinbesitz,  Zwergwirtschaften 
gebildet  werden.  Es  haben  sich  auch  die  meisten  Redner  in  den  be- 
züglichen Verhandlungen  gegen  eine  solche  Wiedervereinigung  abge- 
trennter Stellen  mit  größerem  Besitz  ausgesprochen.  Jedoch  scheuen 
manche  vor  der  Konsequenz  zurück,  jede  Größenveränderung  durch 
Zukauf  von  Grundstücken  oder  durch  sonstige  Rechtsgeschäfte,  die 
größeren  Besitz  in  einer  Hand  vereinigen  könnten,  unter  allen  Um- 
ständen zu  verbieten.  Denn  dadurch  würde  ja  der  große  Vorteil  der 
freien  Beweglichkeit,  der  in  allmählichem  Aufsteigen  zu  größerem  Be- 
sitz unbestreitbar  liegt,  völlig  in  Wegfall  kommen^). 

Man  übersieht  dabei  nur,  daß,  wenn  Kolonien  von  Rentengütern 
geschaffen  werden,  bei  denen  die  Zerteilung  des  Gutes  und  der  Teil- 
verkauf vertragsmäßig  ausgeschlossen  sind,  gar  nicht  die  Möglichkeit 
vorhanden  ist,  kleinere  Besitzesstücke  allmählich  dem  bisherigen  Areal 
hinzuzufügen,  es  sei  denn,  daß  in  solchen  Kolonien  fremder  Grund 
und  Boden  zum  Verkauf  ausgeboten  würde  oder  daß  ganze  Häuslereieii 
oder  Büdnereien  erworben  und  ihre  selbständige  Existenz  aufgehoben 
würde.  Das  erstere  wird  namentlich  da,  wo  ein  Überwiegen  des  Groß- 
grundbesitzes zur  Schaffung  solcher  Ansiedelungen  zwingt,  nur  ganz 
ausnahmsweise  möglich,  dann  aber  das  Hinzukaufen  fremder  Ländereien 
wohl  kaum  zu  verbieten  sein,  da  ein  solcher  Zukauf  die  Leistungs- 
fähigkeit des  Rentengutes  steigern  müßte.  Die  letztere  Eventualität, 
das  Verschwinden  oder  Aufsaugen  des  kleinsten  Besitzes  durch  größeren 
sovfie  die  Vereinigung  des  mittleren  Besitzes  mit  dem  Großbesitz  wird 
jeder  Kolonisator  möglichst  zu  vermeiden  bemüht  sein  und  dazu  wird, 
wenn  einmal  das  Parzellierungsverbot  erlassen  ist,  wohl  auch  das 
Verbot  der  Zusammenlegung  ausgesprochen  werden 
müssen.  Will  man  das  letztere  nicht  aussprechen,  so  bliebe  nur 
die  eine  Möglichkeit,  die  gleichfalls  in  den  Verhandlungen  mehrfach 

1)  Vergl.  Komraissionsberieht  des  Hauses  der  Abgeurdneten  1886  Nr.  125  S.  1304. 

2)  Ruprecht  spricht  sich  z.  B.  a.  a.  O.  S.  164  zwar  für  ein  Parzellierungsverbot  aus, 
aber  gegen  eine  Beschränkung  der  Zusatnmeniegung,  weil  dadurch  „dem  Erbpächter  ein 
Hauptweg  zur  Verbesserung  seiner  wirtschaftlichen  Stellung  ab- 
geschnitten, ihm  das  Hinauf  klimmen  aut  der  sozialen  Stufenleiter  erschwert 
werde“, 

N.  F.  m.  XIV.  16 
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hervorgehoben  ist,  durch  Statuierung  eines  Vorkaufsrechtes 
oder  der  Notwendigkeit,  den  Konsens  des  Vererbpächters  bei  jedem 
Besitzwechsel  einzuholen , für  den  Rentenberechtigten  eine  Garantie 
zu  bieten,  daß  solche  Besitzesänderung  nicht  gegen  seinen  Willen  ein- 
treten  kann. 

Ein  derartiges  Vorkaufsrecht  resp.  die  Berechtigung,  die 
Einwilligung  zu  versagen,  hat  aber  für  beide  Parteien  gewisse  Nach- 
teile im  Gefolge.  Den  Erbpächter  beschränkt  es  in  der  Freiheit,  über 
sein  Gut  zu  verfügen,  und  kann  ihn  in  empfindlicher  Weise  verhindern, 
sich  die  Früchte  seines  langjährigen  Fleißes  durch  Verkauf  zu  sichern, 
für  den  Vererbpächter  liegt  die  Gefahr  nahe,  daß  diese  Rechte  miß- 
braucht werden  entweder  zum  eigenen  pekuniären  Vorteil  oder  zur 
völligen  W’iederbeseitigung  der  vielleicht  von  einem  Rechts- 
vorgänger geschaffenen  Bauerustellen.  Solange  der  Staat  aus- 
schließlich der  Rentenberechtigte  ist,  wird  mau  auch  der- 
artige Mißbräuche  nicht  zu  fürchten  haben,  da  seitens  des  Staates 
stets  Wahrung  der  allgemeinen  volkswirtschaftlichen 
Interessen  vorausgesetzt  werden  darf.  Räumt  man  aber  Privat- 
leuten die  gleiche  Befugnis  ein,  so  wird  ein  gesetzlicher  Schutz 
für  die  neubegründeten  Bauern-  und  Kossatenstellen  wünschenswert 
sein  und  auch  wohl  kaum  als  eine  weitgehende  Beschränkung  des 
früheren  Eigentümers  angesehen  werden  können,  zumal  in  Anbetracht 
der  bedeutenden  Freiheitsbeschränkungen,  die  den  Kolonisten  mit  ge- 
setzlicher Genehmigung  auferlegt  werden  dürfen.  So  hat  man  in 
Mecklenburg-Schwerin  den  Rittergutsbesitzern  die  gesetzliche  Ver- 
pflichtung auferlegt,  falls  sie  von  derartigen  Vorkaufsrechten  ihren 
Bauern  gegenüber  Gebrauch  machen,  die  Hufen  ohne  allen  mate- 
riellen Gewinn  binnen  Jahr  und  Tag  wieder  an  andere  Wirte  zu 
vergeben.  Durch  solche  gesetzlichen  Bestimmungen  kann  der 
Kolonist  allein  gegen  Willkür  geschützt  werden,  da  ähnliche  Be- 
stimmungen in  den  privaten  Verträgen  freiwillig  wohl  kaum 
Aufnahme  finden  werden  und  doch  in  vielen  Fällen  dem  Grundeigen- 
tümer ein  Einspruchsrecht  beim  Besitzeswechsel,  namentlich  wo  es 
sich  um  Arbeiterkolonien  handelt,  nur  schwer  vorzuenthalten 
sein  wird.  Zum  Schutze  der  Verpächter  kann  ja  dann  gleichfalls 
den  Auseinandersetzungsbehörden  das  Recht  zugestanden  werden,  in 
einzelnen  Fällen  eine  Wiedervereinigung  mit  dem  Stammgute  und  eine 
Vergebung  von  Tagelöhnerstellen  in  Zeitpacht  zu  gestatten. 

Ein  solches  Vorkaufsrecht  aber  gar  zu  einem  allgemeinen 
Wiederkaufsrechte  auszubilden,  wie  es  vereinzelt  vorgeschlagen 
ist,  und  den  Rentengutsbesitzer  damit  den  wechselnden  Launen  des 
Rentenberechtigten  auszusetzen,  ist  erst  recht  unthunlich.  Denn 
das  hieße  den  Rentengutsbesitzer  schlechter  stellen  als  den  Zeit- 
pächter, der  wenigstens  seine  Kontraktsjahre  hindurch  die  Sicher- 
heit des  Pachtgenusses  hat,  während  hier  der  Rentenempfänger  einen 
willkürlichen  Vorwand  benützen  könnte,  um  durch  Wiederkauf  den 
mißliebigen  Erbpächter  zu  beseitigen.  Wollte  man  auch  solche  Wieder- 
kaufsrechte kontraktlich  zulassen  und  ihre  Einführung  begünstigen. 
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so  wird  man  derartiges  Vorgehen  doch  besser  nicht  mehr  mit  der 
euphemistischen  Phrase  decken,  daü  man  nur  volle  Vertragsfrei- 
heit herstellen  und  vorhandene  Fesseln  beseitigen  wolle.  Das  hieße 
der  Willkür  Thür  und  Thor  öffiien  und  dem  Gutsbesitzer  die  Freiheit 
zugestehen,  den  von  seiner  Gnade  abhängigen  Erbpächter  nach  Be- 
lieben von  der  Scholle  zu  verjagen  ’ ),  oder  durch  Drohungen  seinem 
W'unsche  willfährig  zu  machen. 

Man  denkt  dabei  freilich  wohl  nicht  daran,  das  Wiederkaufsrecht 
zu  dem  ersten  Erwerbspreise  dem  Verkäufer  zu  gestatten,  sondern 
ist  wohlmeinend  genug  — wie  der  Bericht  der  Ansiedelungskoinmission 
des  Abgeordnetenhauses  (S.  1306)  darlegt,  — zuzugestehen,  daß  „der 
Wiederkaufspreis  angemessen  nach  der  Höhe  der  Leistungen,  welche 
zur  Zeit  der  Geltendmachung  des  Wiederkaufsrechtes  and  die  Stelle 
gemacht  seien,  festgestellt  werden  müsse“;  „der  Wiederkaufspreis 
werde  also  steigen,  je  länger  der  Rentenverflichtete  das  Grundstück 
besessen  und  Rente  gezahlt  habe.“  Mit  der  Wiedererstattung  der 
aufgewandten  „Leistungen“  kann  dem  Erbpächter  aber  wenig  gedient 
sein;  denn  nicht  diese,  sondern  der  Nutzen,  den  sie  gewähren,  so- 
wie die  Höhe  der  Preise  der  üblichen  Bodenprodukte  bestimmen  den 
Wert  des  Gutes,  der  demgemäß  sehr  viel  höher  sein  kann,  als  eine 
selbst  recht  wohlwollende  Taxe  der  Leistungen  ergiebt. 

Die  Gefahr  liegt  also  nahe,  daß  private  Vererbpächter,  — es 
werden  das  ja  nicht  immer  nur  aJtadlige  Aristokraten,  sondern  können 
auch  wucherische  Börsenmänner  sein,  — aus  rein  egoistischen  Motiven 
von  ihrem  vertragsmäßigen  Rechte  in  Zeiten  steigender  Grundrente 
Gebrauch  machen.  Da  ist  eine  Beschränkung  der  sogenannten  „Ver- 
tragsfreiheit“ also  ganz  gewiß  am  Platze  und  auch  hier  eine  ähnliche 
gesetzliche  Bestimmung,  wie  oben  angedeutet,  gewiß  zweckmäßig, 
daß  ein  Wiederverkauf  binnen  Jahresfrist  ohne  mate- 
riellen Nutzen  erfolgen  muß.  Die  baldige  Wiedervereinigung 
der  abgetrennten  Hufen  mit  dem  Stammgute  wollen  ja  auch  die 
Freunde  der  Erbpacht  nicht*),  weil  sie  die  ganze  Maßregel  als  eine 
wichtige  sozialpolitische  hinstellen,  dazu  bestimmt,  die  Schaüung 
und  Erhaltung  eines  leistungsfähigen  Bauernstandes  zu  erleichtern. 

All  solche  Beschränkungen  der  Wiedervereinigung,  wie  der  Zu- 
sammenlegung und  Vergrößerung  der  einmal  geschaffenen  Stellen  soll- 
ten aber  gesetzlich  nicht  für  ewige  Zeiten  sondern  nur  für  1 bis 
2 Meuschenalter  zulässig  sein,  weil  man  nicht  weiß,  was  die  spätere 
Zeit  an  die  Grundbesitzer  für  Ansprüche  stellt  Eine  alle  Interessen- 


1)  Roscher  hebt  iu  seiner  „Nationalökonomie  des  Ackerbaues“  bei  Besprechung  der 
Zeitpacht  § 64  mit  Recht  hervor,  „daB  die  beliebige  Kündigung  das  gröBte  Hindernis 
aller  festen  Kapitalverwendungen  sei“.  Solche  auf  Wiederkauf  gestellten  Erbpächter, 
würden  auch  ähnlich  den  tenants  at  will  der  englischen  Grundherrn  zu  „sozialer  Ehrer- 
bietung und  politisclier  Unterwürfigkeit“  gezwungen  sein  (Roscher  a.  a.  O.  § 65). 

2)  Prof.  Schmollcr  verlangt  z.  B.  in  den  Verhandlungen  des  Landesök.-Kolleginms 
1885  S.  279,  dafi  die  Wiedervereinigung  abgetrenuter  Stellen  mit  gröberen  absolut 
ausgeschlossen  werde. 
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ten,  Erbpächter  und  Vererbpächter  befriedigende  Form  wird  aber 
schwer  zu  finden  sein. 

Eine  andere  wichtige  Frage,  die  viel  umstritten  wird,  ist  die, 
wie  und  in  welcher  Gestalt  die  Rente  oder  der  Kanon  am  zweck- 
mäßigsten bezahlt  wird.  Das  preußische  Ansiedelungsgesetz  gestattet 
neben  festen  Geldrenten  auch  solche  festen  Abgaben  in  Körnern,  welche 
nach  dem  jährlichen,  unter  Anwendung  der  §§  20 — 25  des  Ablösungs- 
gesetzes vom  2.  März  1850  ermittelten  Marktpreise  in  Geld  abzuführen 
sind.  Das  heißt  also,  es  soll  eine  bestimmte  Gewichtseinheit  Roggen, 
Weizen  oder  sonstiger  Kömerfnicht  als  dauernde  Abgabe  auf  dem 
Gute  ruhen,  diese  Rente  aber  nicht  in  natura,  sondern  nach  dem 
jährlichen  Martinimarktpreise  des  nächsten  Marktortes  in  Geld  um- 
gewandelt  und  an  die  Staatskasse  abgeführt  werden.  Neben  dieser 
Kornrente  ist  für  Moorkolonien  eine  ähnlich  in  Geld  zu  entrichtende 
Abgabe  von  nutzbaren  Erdarten  und  vereinzelt  sogar  die  Auflegung 
persönlicher  Dienstleistungen  gefordert  worden. 

Auf  das  letztere  wollen  wir  zuerst  kurz  eingehen.  W'enn  ein 
Gutsbesitzer  sich  entschließt,  kleinere  Parzellen  seines  Besitzes  in  Erb- 
pacht auszugeben,  um  darauf  Arbeiterfamilien  anzusiedeln  und  sich 
dadurch  einen  Stamm  zuverlässiger  Arbeiter  zu  schaflen,  so  wird  es 
ihm  selbstverständlich  darauf  ankommen,  daß  die  angesiedelten  Kolo- 
nisten ihm  ihre  Arbeitskraft  regelmäßig  zur  Verfügung 
stellen.  Es  erscheint  daher  auf  den  ersten  Blick  gar  nicht  so  außer- 
gewöhnlich von  denjenigen,  denen  man  die  W'ohlthat  erweist  sie  auf 
eigener  Scholle  anzusiedeln,  das  Versprechen  regelmäßiger  Arbeit  zu 
fordern.  W’o  Tagelöhnerfamilien  die  W ohnungen  eines  Grundherrn  be- 
ziehen, sind  ja  derartige  Kontrakte  vielfach  üblich,  daß  die  Miete  durch 
regelmäßig  zu  leistende  Arbeitstage  bezahlt  wird.  Aber  dem  Arbeiter 
Grundstücke  und  Gebäude  zu  freiem  Eigentum  zu  verkaufen  mit  der 
kontraktlichen  Verpflichtung,  daß  der  Besitzer  dauernd  bestimmte 
Dienstleistungen  übernimmt,  erscheint  nach  heutiger  Rechtsanschauung 
doch  wohl  als  unthunlich  und  erinnert  auch  zu  sehr  an  einen  Rück- 
fall in  die  Institution  der  Frohndienste,  als  daß  die  Gesetzgebung  die 
Auflegung  dauernder  Dienstverpflichtungen  gestatten  könnte.  Die 
Grundbesitzer  selber  werden  u.  E.  sich  dazu  schwerlich  entschließen, 
weil  solche  dauernden  Dienste  von  Leuten,  die  sonst  als  freie  Eigen- 
tümer auf  ihrer  Scholle  sitzen,  für  sie  oft  wertlos  sein  werden,  wie 
die  Arbeiten  der  früheren  Frohnbauem,  und  deshalb  jeder  viel  lieber 
Arbeiter  in  Zeitpacht  ansiedeln  wird,  die  er  durch  die  Drohung  mit 
Exmission  zu  fleißiger  Arbeit  zwingen  kann,  als  Rentengüter  schaffen, 
die  frei  verkauft  werden  können  und  deshalb  leicht  in  Hände  über- 
gehn, von  denen  eine  zweckentsprechende  Arbeit  kaum  erwartet  wer- 
den kann. 

Die  feste  Geldrcnte  hat  dagegen  vor  allen  sonstigen  Zahluugs- 
formen  den  Vorzug,  daß  sie  sich  mit  den  heutigen  l^chtsanschan- 
ungen  am  ersten  verträgt,  in  ihrer  Größe  leicht  erkannt  und  bei  der 
Wertschätzung  des  Gutes  in  Anrechnung  gebracht  werden  kann.  Sie 
hat  aber  den  Nachteil,  daß  bei  allmählich  sinkendem  Geldwert  ihre 
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Kaufkraft  sich  ebenso  vermindert  und  sie  zu  dem  Ertragswert  des 
Gutes  nicht  dauernd  in  gleichem  Verhältnis  bleibt.  Dagegen  haben 
die  Naturalabgaben  von  Körnern  und  Erdarten  das  eine  voraus,  daß 
ihr  Wert  annähernd  den  gleichen  Bruchteil  des  Ertrages  des  Grund- 
und  Bodens  darstellt,  so  daß  eine  derartige  Naturalabgabe  für  den 
Rentenberechtigten  weit  mehr,  als  das  beim  Gelde  zu  erwarten  ist, 
die  gleiche  Kaufkraft  repräsentieren  wird.  Sinkt  also  der 
Geldwert,  so  wird  die  Kornrente  in  Geld  ausgedrückt  steigen,  während 
umgekehrt  bei  zunehmendem  Geldwert  eine  geringere  Summe  an  den 
Rentenberechtigten  abzuführen  wäre.  Der  Vererbpächter  braucht  also 
dann  nicht  auf  ein  Anrecht  an  denjenigen  Teil  der  steigenden  Grund- 
rente zu  verzichten,  der  aus  der  Preissteigerung  der  landwirtschaft- 
lichen Bodenprodukte  resultiert,  ein  Moment,  das  gerade  für  die  ewige 
Persönlichkeit  des  Staates,  für  Stiftungen,  Korporationen  etc.  ganz  be- 
sonders ins  Gewicht  fällt.  Für  den  Rentenpflichtigen  wird  aber  der 
steigende  Geldwert  seines  Fruchtkanons  nicht  drückend  zu  sein 
brauchen,  weil  der  Reinertrag  seines  Gutes  mit  dem  Steigen  der  Preise 
gleichfalls  in  die  Höhe  geht ; sinken  dagegen  die  Preise,  so  wird  sich 
im  selben  Verhältnis  seine  Zahlungsverpflichtung  reduzieren.  Die 
Rente  bliebe  also  für  ihn,  solange  die  für  den  Kanon  maßgebende 
Fruchtart  hauptsächlich  bestimmend  ist  für  den  Reinertrag  seines 
Gutes,  stets  im  richtigen  Verhältnis  zu  den  Erträgnissen  seines  Be- 
sitztums. 

Wird  jedoch  die  Rente,  wie  es  das  eben  citierte  preußische  Ge- 
setz vorschlägt,  jährlich  nach  dem  Marktpreise  verändert,  so  er- 
giebt  sich  dadurch  für  den  Erbpächter  der  große  Übelstand,  daß  er 
die  Höhe  seiner  Verpflichtung  nicht  im  voraus  berechnen  kann,  er 
also  auch  völlig  im  Dunkeln  tappt  und  nicht  weiß,  welchen  Kaufpreis 
er  bei  der  Erwerbung  des  Gutes  anlegen  soll.  Er  wird  immer  ge- 
zwungen sein,  beiden  dazu  erforderlichen  Ertragsberechnungen  Durch- 
schnittspreise längerer  Zeitabschnittte  zu  Grunde  zu 
legen,  ohne  daß  er  weiß,  *welcher  Preis  für  die  Entrichtung  des  Ka- 
nons in  den  nächsten  Jahren  maßgebend  sein  wird.  Das  wird  um  so 
bedenklicher  sein,  je  geringer  das  Erbstandsgeld  war,  je 
mehr  sich  also  die  Rente  dem  faktischen  Ertrage  des  Grundstückes 
nähert,  und  kann  geradezu  verderblich  werden,  wenn  durch  einen 
Wechsel  der  Wirtschaftsweise  die  für  den  Kanon  maßgebende 
Frucht  nicht  mehr  die  Haupteinnahmequelle  des  Besitzers 
bildet,  sondern  vielleicht  aus  den  Erzeugnissen  der  Viehzucht,  des 
Hackfruchtbaus  oder  aus  Handelsgewächsen  der  Reinertrag  resultiert, 
und  die  letzteren  Produkte  eine  andere  Preisbewegung  als  die 
Rentenfrucht  durchmachen  D*  Der  Kornkanon  kann  hier  zu  einem 


1)  Dieser  Nachteil  würde  noch  mehr  hervortreten,  wenn  man  an  Stelle  der  Getreide- 
rontc  etwa  die  Preise  einer  anderen  Frucht  oder  gar  Erzeugnisse  landwirtschaftlicher 
Nebengewerbe  setzen  wollte.  Denn  all’  diese  Produkte  — Zucker,  Spiritus,  Hopfen  etc. 
— pflegen  durchschnittlich  viel  größere  Preisschwankungen  durchzumacben 
als  die  Getreidearteu  und  schwanken  vor  allem  auch  innerhalb  des  Jahres  so  be- 
deutend, daß  der  berechnete  Jahrcsdurchscbnittspreis  vielfach  auch  nicht  annähernd  dem 
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wirklicheu  Kulturhemmuis  werden,  da  er  den  Übergang  zu  rationeller 
Wirtschaftsweise  hindert 

Für  den  Begründer  solcher  Rentengüter  ergiebt  sich  aus  dem 
jährlichen  Wechsel  der  Rente  auch  noch  der  Nachteil,  daß  er  auf 
eine  mit  den  Getreidepreiseii  schwankende  Einnahme  angewiesen  ist 
und  vor  allen  Dingen  beim  Verkauf  nicht  annähernd  übersehen 
kann,  ob  er  eine  richtige  Verzinsung  seines  Kapitals 
erhält.  Verlangt  man  dagegen  die  Zahlung  des  Fruchtkanons  nicht 
nach  jährlichen,  sondern  nach  Durchschnittspreisen  einer  längeren 
Zeitperiode,  so  ist  die  Wertberechnuug  der  Rente  allerdings  leichter, 
auch  für  den  Rentenempfänger  eine  größere  Gleichmäßigkeit  der  Reute 
gesichert,  aber  auf  der  anderen  Seite  die  Gefahr  nicht  ausgeschlossen, 
daß  in  Zeiten  sinkender  Frachtpreise  noch  die  hohe  Rente  ent- 
sprechend den  teueren  Preisen  früherer  Jahre  zu  zahlen  ist. 

In  Mecklenburg  - Schwerin  ist  den  älteren  Erbpachtbauern  uud 
Büdnern  ein  Roggenkanon  aufgelegt,  der  „nicht  in  natura  gegeben, 
sondern  alle  zwanzig  Jahre  nach  dem  marktgängigen  ilittel- 
preise  der  zunächst  voraufgegangenen  20  Jahre“  in  Geld  umgerechnet 
uud  vierteljährlich  bezahlt  wird  ‘).  Für  den  Fall,  daß  für  eine  der 
späteren  Kanonperioden  der  Mittelpreis  unter  denjenigen  Preis  sinken 
sollte,  der  bei  der  ersten  Regulierung  maßgebend  war,  bleibt  doch  dieser 
erste  Preis  als  Minimalkauon  bestehen. 

Diese  Einrichtung  hat  vor  der  in  dem  neuen  preußischen  Gesetz 
geschaffenen  mancherlei  Vorzüge  voraus.  Zunächst  sind  die  jähr- 
lichen Schwankungen  der  Rente  dadurch  vermieden  und  eine  gleich- 
mäßigere Bewertung  derselben  ermöglicht.  Der  Erbpächter  sowohl 
wie  der  Grundherr  wissen  bei  einer  derartigen  Vorausbestimmung  auf 
20  Jahre,  mit  welchen  Zahlen  sie  zu  rechnen  haben,  und  wenn  das 
Minimum  der  Renten  den  Anfangspreisen  gleichgesetzt  wird,  so  ist 
auch  bei  der  ersten  Besiedelung  der  Kaufpreis  mit  Leichtigkeit  dem 
wirklichen  Werte  des  Gutes  entsprechend  zu  normieren,  ohne  die  Be- 
fürchtung, daß  ein  späteres  Sinken  der  Preise  eine  zu  geringe  Ver- 
zinsung des  Anlagekapitals  zur  Folge  haben  kann.  Auch  für  spätere 
Veräußerungen  ist  dann  immer  ein  ziemlich  feststehender  Faktor  für 
die  Wertberechnung  gegeben  *). 


von  den  Erbpächtern  erzielten  Verkaufspreise  der  Produkte  gleichkommt.  Die  Preise 
des  Zuckers,  auf  welche  Herr  Geheimrat  Thiel  neuerdings  hinwies,  schwanken  beispiels- 
weise innerhalb  eines  Erntejahres  oft  derartig,  dnB  von  der  zweckmäBigen  spekulativen 
Benutzung  der  Preiskonjunkturen  für  die  meisten  Zuckerfabriken  Gewinn  oder  Verlust 
fast  allein  abhängig  ist,  und  die  eine  Fabrik  bei  rechtzeitigem  Verkauf  hohe  Dividenden 
verteilen  kann,  während  die  andere,  bei  isinkenden  Preisen  zum  Verkauf  ihrer  aufge- 
speicherten Produkte  gezwungen,  das  Geschäftsjalir  mit  einem  Verlust  abschlieBt. 

1)  Vgl.  z.  U.  das  Kammerzirkular  vom  27.  September  1838  betr.  Errichtung  neuer 
Büdnereien. 

(Uaabe:  Gesetzsammlung  für  die  Mecklenburg-Schwerin’scheu  Laude  1.  Baud  S.  72. 
Ludwigslust  1844.) 

2)  Der  Rentenberechtigte  und  der  Kentenpflichtige  befinden  sich  daun  ungefähr  in 
derselben  Lage  wie  der  Pächter  und  Verpächter , die  gleichfalls  für  die  künftige  PacJit- 
periode  auf  Grund  der  bisherigen  Getreidepreise  ihre  Berechnungen  machen  werden. 
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Immerhin  bleibt  auch  bei  derartiger  Feststellung  des  Fruchtkauons 
die  Gefahr  bestehen,  daß  der  wenn  auch  erst  in  längeren  Perioden 
eintretende  Wechsel  der  Zahlungsverpflichtung  denRcal- 
kredi  t des  Erbpäch te  rs  dauern d benachteiligt;  um  so 
mehr,  als  die  ungünstigen  Folgen,  die  wir  weiter  oben  bei  Besprechung 
der  Notwendigkeit  der  Kapitalisierung  der  Rente  hervorgehoben  haben, 
sich  hier  noch  ganz  besonders  fühlbar  machen  müssen.  Denn  eine 
Umrechnung  eines  derartigen  selbst  nur  in  längeren  Perioden  ver- 
änderlichen Kanons  auf  eine  bestimmte  Kapitalsumme  ist 
schwer  durchführbar,  weil  alsdann  alle  20  Jahr  eineVeränderung 
dieser  zur  ersten  Stelle  eingetragenen  Hypothek  zum 
Nachteil  der  folgenden  Gläubiger  ein  treten  müßte. 

Deshalb  ist  man  in  Mecklenburg  auch  allgemein  von  der  an- 
fangs beliebten  Form  des  Fruchtkanons  abgegangen 
und  hat  den  neueren  Erbpächtern  nur  feste  Kanonkapitalien  aufge- 
legt, den  älteren  Erbpachtbauern  und  Büdnern  dagegen  die  Umwand- 
lung ihrer  Komreute  in  eine  feste  Geltrente  respektive  deren  Ab- 
lösung gestattet,  weil  notorisch  der  Komkanon  eine  zweckentsprechende 
Ausnutzung  des  Hypothekarkredites  unmöglich  machta 

Eine  Beschränkung  der  Verschuldbarkeit  der  neuen 
Rentengüter  ist  aber  bei  den  Verhandlungen  über  die  Einführung 
derselben  mehrfach  als  ein  ganz  besonders  erstrebenswertes 
Ziel  hingestellt,  und  die  auch  anderweitig  in  neuester  Zeit  besonders 
lebhaft  hervorgetretenen  Bestrebungen,  dem  Bauernstand  eine  durch 
Schuldexekution  unantastbare  Heimstätte  nach  amerikanischem  Muster 
zu  schaßen,  sind  auch  bei  dieser  Gelegenheit  von  neuem  aufgetaucht  ‘ ). 
Mau  hielt  es  geradezu  für  ein  ganz  besonders  sozialpolitisches  Experi- 
ment, durch  diese  neue  Rechtsinstitution  den  Beweis  zu  liefern,  daß 
es  sehr  wohl  möglich  sei,  den  Bauern  aus  der  Schuldknechtschaft  des 
mobilen  Kapitals  zu  befreien.  Darum  eraphahl  mau,  entweder  dem 
Erbpächter  die  hypothekarische  Belastung  seines  Besitzes  ganz  zu 
verbieten  respekt.  von  der  Genehmigung  des  Grundherni  abhängig 
zu  machen,  oder  ein  Heimstättegesetz,  ähnlich  wie  es  in  der  Nord- 
amerikanischen Union  existiere,  einzuiführen  *).  Bei  letzterem  Vor- 


Wenu  daun,  wie  in  Meckleuburg  derKauoii  gering  ist,  uur  einen  nicht  gruttcn 
Bruchteil  des  Ertrages  ausmacht,  so  wird  auch  die  Gefahr,  die  aus  einem  Ilerabgchen 
der  Fmchtpreise  entstehen  könnte,  nicht  allzu  schwerwiegend  sein. 

1}  Von  Below-Saleske  sprach  sich  im  Laudesökonomiekollegium  entschieden  gegen 
die  Verschuldbarkeit  der  Erbpachtstelleu  aus:  ,,Es  solle  die  erschrecklich  zunehmende 
Verschuldung  nicht  neue  Opfer  finden“.  (Landw.  Jahrbücher  XIV  Baud  Supplement  111 
S.  280  ff).  Ähnlich  sprachen  sich  Dankelmaun  und  andere  .aus,  die  wenigstens  den 
Konsens  des  Rentenberechtigten  verlangten.  Geheimrat  Thiel  forderte  in  den  Verhand- 
lungen des  Vereins  Uber  Sozialpolitik  1886  Ähnliches,  „weil  er  keine  verkommenen 
Eüstenzen  schaffen  wolle“. 

2)  Von  Hammersteiu  wünschte  in  den  Verh.  des  L. -Oe. -K.  a.  a.  O.  S.  335  an 
Stelle  des  Ausschlusses  der  hypothekarisch.  Belastung  das  Institut  der  amerikanischen 
„homestead  law“,  wonach  den  neuen  Kolonisten  ihr  Unterkommen,  ihr  Arbeitsfeld,  ihr 
Arbeitsgerät  u.  s.  w.  niemals  genommen  werden  darf,  in  Erwägung  zu  nehmen. 
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schlage,  der  iu  der  Litteratur  wiederholt  aufgetaucht  ist  ’ ) und  von 
dem  mau  sich  merkwürdiger  Weise  ganz  besondere  Vorteile  verspricht, 
übersieht  man  wohl,  daß  auch  in  Amerika  der  Schutz  derHeim- 
stätte  nur  gegen  solche  Gläubiger  gewährt  wird,  deren 
Forderungen  nicht  hypothekarisch  eingetragen  sind.  Bei  Hy- 
pothekenschulden gewährt  auch  das  „praktische  amerikanische  Bauem- 
recht“  dem  Schuldner  keinen  Schutz  gegen  den  Exekutor. 

Durch  beide  Maßregeln  hofit  man  den  bäuerlichen  Besitz  mög- 
lichst dauernd  in  der  Familie  des  Bebauers  zu  erhalten  und 
dadurch  den  gewiß  erstrebenswerten  Zustand  zu  schaffen , daß  ein 
sicher  und  unantastbar  fundierter  bäuerlicher  Besitz  sich  von  Gene- 
ration zu  Generation  in  der  Familie  forterbt  und  jeder  Besitzer  in 
der  stolzen  Zuversicht,  für  sich  und  die  Seinen  zu  arbeiten,  mit  voller 
Arbeitslust  und  hoffnungsfreudig  seine  Schuldigkeit  thut. 

Wir  möchten  aber  doch  bezweifeln,  ob  dieses  ideale  Ziel  wirklich 
zu  erreichen  ist,  oder  ob  nicht  vielmehr  durch  solche  Beschränkungen 
der  gedeihlichen  Entwickelung  des  Bauernstandes  Schwierigkeiten 
mancherlei  Art  bereitet  werden.  In  Mecklenburg  sind,  wie  wir  an 
anderer  Stelle  ausgeführt  haben  *),  derartige  Verbote  der  hypothe- 
karischen Belastung  der  Bauernhufen  entweder  ganz  oder  über  eine 
bestimmte  Summe  hinaus  gar  nicht  so  selten.  Die  Hypothekeuord- 
nungen  für  die  Klosterbauem  begrenzen  die  Verschuldbarkeit  und 
schaffen  außerdem  für  die  Hufe  samt  einem  ausgedehnten  Zubehör 


1)  Selbst  Prof.  Schmoller  verlangte  in  seinen  Jahrbüchern  VI  S.  278  als  Mittel  zur 
Abhülfe  gegen  die  wachsende  Ueberschuldung  als  „das  Ällerwichtigste  u.  Notwendigste, 
wie  es  die  amerikanische  Gesetzgebung  thut,  jeden  llof,  der  unter  einer  gewissen  GröÜe 
ist  u.  vom  Eigentümer  selbst  bewohnt  u.  bewirtschaftet  wird , bis  zu  einer  gewissen 
Höhe  von  jeder  Schuldezekution  zu  befreien“. 

2)  Vcrgl.  Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik.  Bd.  XXIV  S.  353.  Der  Normal- 
erbpachtkontrakt,  den  die  Regierung  als  Muster  für  die  Vererbpachtungen  der  Ritterguts- 
besitzer anfgestollt  hatte  und  der  vielfach  Anwendung  fand,  begrenzte  die  Verschuldbar- 
koit  auf  eine  bestimmte  Summe,  die  nicht  über  den  halben  Wert  der  Hufe  hinausgehen 
dürfte.  Zahlreiche  Beispiele  beweisen , daß  man  oft  wenige  hundert  Thaler  als  die 
Maximalgrenze  ieststellte. 

3)  Die  Hypothekeu-Ordnung  für  die  Besitzungen  der  Landesklöster  vom  20.  Febr. 
1837  (vergl.  Raabe  meckl.  Gos.-Samml.  II.  1314),  die  auch  für  zahlreiche  ritterscliaft- 
liehe  Erbpächter  angezogen  ist,  bestimmt  in  § 5,  daß  die  Eintragung  von  Schuldfor- 
derungen  „nur  bis  zu  der  Summe  geschehen  darf,  bb  zu  welcher  dem  Erbpächter  kon- 
traktlich die  Verschuldung  des  Grundstückes  gestattet  ist“. 

In  einer  Verordnung  betr.  die  Revision  der  zu  einem  Teile  der  Erbpachtkoutrakte 
der  klösterlichen  Bauern  erteilten  Additional  - Akten  vom  30.  Januar  1869  (Reg. -Blatt 
Nr.  12)  wird  jedem  Erbpächter  gestattet,  neue  Addit. -Akten  zu  beantragen.  In  dem 
neuen  Formular  heißt  es  unter  XII,  daß  das  Gut  über  eine  fest  bestimmte  Summe  hintius 
ohne  Genehmigung  der  Erbverpäebter  nicht  verschuldet  werden  darf.  Diese 
Summe  ist  die,  „für  welche  der  Erbpächter  das  ganze  Erbpachtobjekt  zuerst  erwor- 
ben hat“. 

Dann  heißt  es  weiter:  „Alle  sonstigen,  nicht  zu  Hypotbckenbuch 
eingetragenen  Schulden,  sowie  solche  Leistungen  und  Verpflichtungen,  welche 
durch  den  Erbpachtkontrakt  nicht  auf  die  Erbpachtbufe  gelegt  werden,  ergreifen  die 
letztere  weder  im  ganzen  noch  in  ihren  einzelnen  Teilen,  und  es  kann 
wegen  solcher  Ansprüche  unter  keinen  Umständen  ein  Exekutionsver- 
fabren  auf  dieselbe  gerichtet  werden“. 
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an  lebendem  und  totem  Inventar,  an  Vorräten  und  dergl.  durch  Be- 
seitigung der  Exekution  in  diesen  Teil  des  Vermögens  eine  fast  abso- 
lute Sicherheit,  wie  sie  das  amerikanische  Heimstättegesetz  nicht  zu 
geben  vermag.  Trotzdem  sind  gerade  die  Bauern,  die  alle  diese  von 
unsem  Agrariern  so  sehr  ersehnten  Vorteile  genießen,  nicht  gerade 
in  beneidenswerter  Lage,  sondern  stehen  meistens  an  Intelligenz  und 
Leistungsfähigkeit  hinter  ihren  Kollegen  zurück,  die,  weniger  geschützt, 
gezwungen  sind,  im  Kampf  um  die  Sicherheit  ihrer  Existenz  alle  ihre 
Kräfte  anzustrengen.  Das  Gefühl  der  Sicherheit  wirkt  eben  nur  zu 
oft  erschlaffend  auf  die  Energie  des  Besitzers  und  die  Unmöglich- 
keit, fremde  Kapitalien  in  der  eigenen  Wirtschaft  nutzbar  zu  machen, 
hindert  jeden  Übergang  zu  rationellerer  Kultur  und  zwingt  die  Be- 
sitzer, sich  in  denselben  Geleisen  weiter  zu  bewegen,  welche  bereits 
ihre  Väter  und  Großväter  ausgefahren  haben.  Nur  ausnahmsweise 
wird  ein  Bauer  in  der  günstigen  Lage  sein,  über  so  viel  eigenes  Ver- 
mögen zu  verfügen,  daß  er  seine  Hufe,  den  Anforderungen  der  Neu- 
zeit entsprechend,  kultivieren  kann.  Aber  auch  dann  wird  ihn  die 
Sorge  um  die  anderen  Kinder,  die  nach  dem  Anerbenrecht  sich  mit 
mäßigen  Abfindungen  begnügen  müssen,  mit  Recht  davon  abhalten, 
sein  ganzes  Vermögen  in  dem  Grundstück  festzulegen,  da  er  ja  nach- 
her cüe  Miterben  nicht  durch  hypothekarische  Eintragung  ihrer  Erb- 
teile sicher  stellen  kann. 

Schon  in  den  Verhandlungen  des  Landesökonomiekollegiums  ist 
auch  mit  vollem  Recht  betont  worden,  daß  eine  Beschränkung 
oder  ein  Verbot  des  Realkredites  den  für  den  Bauern  viel 
gefährlicheren  Personalkredit  in  den  Vordergrund  drängen  wird, 
der  immer  nur  gegen  höheren  Zins,  oft  nur  gegen  Wucherzinsen  zu 
befriedigen  ist  und  auch  nur  da,  wo  eine  solide  Befriedigung  des 
Kreditbedürfnisses  möglich  ist,  seine  „erziehende  Wirkung“  üben  kann. 
Der  Kredit  ist,  wie  oft  gesagt,  ein  zweischneidiges  Schwert,  das  die 
Unkundigen  leicht  verletzen  kann,  und  wir  geben  gern  zu,  daß  die 
I.Äge  eines  mit  kündbaren  Hypothekenschulden  überlasteten  bäuer- 
lichen Grundbesitzers  ganz  gewiß  keine  beneidenswerte,  auch  im  In- 
teresse der  volkswirtschaftlichen  Produktion  durchaus  nicht  wünschens- 


Zur  Hufe  als  „ein  unabtrennbares  Zubehör'*  sind  nach  derselben  Verordnung  zu 
rechnen : 

1.  Die  vollständigen  Saaten  für  Äcker  und  Gärten,  sowie  selbige  die  Jedesmalige  Bo- 
wirtschaltungsart  nach  landwirtschaftlichen  Grundsätzen  erfordert,  nebst  der  ord- 
nungsmäBigen  Bestellung  beider. 

2.  Das  (besonders  aufgeführte)  von  der  Hufe  unzertrennbare  Vieh-,  Feld-  und  llaus- 
wirtschaftsinventarium. 

3.  Das  auf  der  Hufe  gewonnene  Heu,  Stroh  und  Düugungsmaterial. 

4.  Die  auf  der  Erbpachthufe  erzielten  Früchte,  solange  sie  nicht  auf  Grund  und  Boden 
getrennt  worden  sind.  Selbst  die  bereits  getrennten  werden  nur  so  weit  zum  Ailo- 
dialvermögen  gerechnet,  als  sic  nicht  als  Saatgut,  oder  Heu  oder  Stroh  etc.  zu  den 
unabtrennbaren  Zubehörungen  der  Hufe  gehören. 

5.  Alle  Meliorationen  an  Grund  und  Boden,  Gebäuden  etc. 

Der  Begriff  des  wirtschaftlichen  Zubehörs  ist  also  hier  wahrlich  weit  genug  aus- 
gedehnt worden  und  eine  ,, Heimstätte"  ist  geschaffen,  weit  besser  dotiert  als  die  viel  ge- 
rühmte amerikanische. 
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wert  ist.  Aber  soll  mau  darum,  weil  einzelne  sich  Schaden  zufügen 
können  und  nicht  im  stände  sind,  vernünftigen  Gebrauch  von  der 
sonst  segensreichen  Institution  des  Kredites  zu  machen,  die  letztere 
ganz  beseitigen?  Das  hieße,  das  Kind  mit  dem  Bade  ausschütten  und 
dem  Stande,  dem  man  helfen  will,  erst  recht  empfindliche  Nachteile 
zufügen.  Denn  der  Kredit  wird  heutzutage  für  eine  rationelle  Land- 
wirtschaft bei  den  Wechselfällen  des  wirtschaftlichen  Lebens  eben  so 
wenig  entbehrt  werden  können  wie  für  Handel  und  Industrie.  Man 
sorge  nur  dafür,  daß  die  Gefahren  der  kündbaren  Schuld  mög- 
lichst vermieden  werden  und  dem  Bauern  wie  dem  Rittergutsbesitzer 
die  Möglichkeit  geboten  werde,  durch  Aufnahme  unkündbarer, 
womöglich  amortisierbarer  Hypotheken  eine  dem  Charakter  des  land- 
wirtschaftlichen Betriebes  entsprechende  Rentenschuld  aufzunehmen. 
Sorgt  man  ferner  durch  Schaffung  ländlicher  Darlehnskassen  oder 
durch  Gründung  zahlreicher  Bankfilialen  solider,  großer  Bankinstitute 
für  die  Möglichkeit  zweckmäßiger  Befriedigung  auch  des  Personal- 
kreditbedürfnisses, so  wird  von  eigentlichen  Gefahren  des  Kredites 
für  den  Bauernstand  im  allgemeinen  wohl  kaum  die  Rede  sein  können, 
und  man  hat  nicht  nötig,  durch  Inkorporation  des  Hypothekarkredites 
oder  durch  Schließung  der  Hypothekenbücher  für  den  Bauernstand 
eine  weitergehende  Sorge  zu  übernehmen,  als  sein  eigenes  Interesse 
erheischt.  Denn  verbietet  man  dem  Bauer  bei  Erwerbung  seines 
Besitzes  durch  Kauf  oder  Erbschaft,  fremde  Kapitalien  zu  Hilfe  zu 
nehmen,  so  werden  nur  wenige  bäuerliche  Besitzer  zum  Gründ- 
er wer  b im  Stande  sein,  und  die  Folge  wird  ein  Sinken  der  Preise 
des  Grund  und  Bodens  sein,  der  schließlich  von  Kapitalisten  aufge- 
kauft und  den  Bauern  in  Zeitpacht  zur  Bewirtschaftung  übergeben 
werden  würde.  Dann  haben  wir  erst  recht  die  viel  gefürchteten 
irischen  Zustände,  große  kapitalkräftige  Latifundienbesitzer  auf  der 
einen,  elende  proletarische  Zeitpächter  auf  der  anderen  Seite. 

Der  Rentenberechtigte  wird  ein  besonderes  Interesse  an 
einer  Beschränkung  der  hypothekarischen  Schuldenlast  nur  ausnahms- 
weise haben,  namentlich  wenn  das  Rentenkapital  als  solches  zu  erster 
Stelle  in  das  Grundbuch  eingetragen  ist.  Eine  Gefahr  kann  für  seine 
Rente  alsdann  kaum  entstehen,  die  nachfolgenden  Hypotheken  sichern 
ihn  im  Gegenteil  sogar  vor  etwaigen  Verlusten  bei  Subhastationen, 
die  doch  auch  nur  bei  unberechtigt  hoher  Verschuldung  eintreten 
werden  und  den  Gutsherrn  durch  Besitzwechsel  in  Mitleidenschaft 
ziehen  können. 

Den  bäuerlichen  Familienbesitz  würden  aber  solche 
Beschränkungen  der  Vcrschuldbarkeit  und  Heimstätte- 
gesetze auch  nicht  zu  erhalten  vermögen. 

Dann  müßte  man,  wie  es  vereinzelt  in  Mecklenburg  geschehen 
ist^),  noch  einen  Schritt  weitergehen  und  die  Bauemhufe  nicht 

1)  Die  mecklenburgische  Verordnung  betr.  die  Intestaterbfolge  in  die  Bauergüter 
der  Domänen“  vom  24.  Juni  18Ü9  (Kegbl.  Nr.  54.)  gestattet  dem  Erblasser  die  Ver- 
äuBeruug  des  Gutes  zu  untersagen  und  die  Verse  buldbarkeit  zu  be- 
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bl  OS'Z  u einem  un  verpfän  db  aren,  sondern  auchzu  einem 
unveräußerlichen  Vermögensobjekt,  zu  einer  Art  von 
Familienfideikommiß  machen.  Denn,  wenn  das  Bauerngut  mit 
Schulden  nicht  belastet  werden  kann,  der  zeitige  Besitzer  aber  mit 
einer  größeren  Anzahl  von  Kindern  gesegnet  ist,  so  würde  er,  wenn 
er  nicht,  wie  es  den  heutigen  Rechtsanschauungen  widerspricht,  die 
jüngeren  Kinder  allzu  sehr  benachteiligen,  den  Erben  des  frei  ver- 
äußerlichen Gutes  aber  übermäßig  bevorzugen  will,  gezwungen 
sein,  das  Bauerngut  zu  verkaufen  und  aus  der  Familie  herauszu- 
bringen. Air  die  erwarteten  Vorteile  des  Generationen  hindurch  dauern- 
den FarnUienbesitzes  würden  damit  schwinden,  während  eine  Ver- 
pfändung des  Grundstückes  für  die  Sicherheit  der  Erbportionen  der 
jüngeren  Geschwister  den  Besitz  in  der  Familie  erhalten  könnte 
und  für  den  Anerben  die  Last  der  Verzinsung  nicht  allzu  drückend 
sein  brauchte,  wenn  ein  vernünftiges  Anerbenrecht  ihm  das  Gut  mit 
mäßigem  Vorzugsrecht  nach  niedriger  Taxe  zuspräche. 

Daß  aber  Bauernfideikommisse,  wie  sie  u.  E.  die  notwendige 
Konsequenz  der  beschränkten  Verschuldbarkeit  wären,  nicht  gerade 
wünschenswert  sind,  bedarf  wohl  für  die  Leser  dieser  Zeitschrift  keiner 
besonderen  Darlegung.  AIT  jene  Nachteile,  die  man  zum  Teil  mit 
Recht  an  den  großen  Majoratsbesitzungen  hervorhebt,  würden  hier 
sich  in  verstärktem  Maße  geltend  machen während  die  so- 
zialen Vorteile,  die  ein  alter,  befestigter  Großgrundbesitz  für  die 
staatliche  Entwickelung  haben  kann,  hier  nicht  als  Gegengewicht 
in  die  Wagschale  fallen  können. 

Der  zukünftige  Erbe  des  Bauernhofes  würde,  wie  man  das  unter 
der  Herrschaft  eines  weitgehenden  Anerben  rechtes  oft  genug  beobachtet 
hat,  durchaus  nicht  immer  der  beste  Wirtschafter  sein,  weil  die  für 
ihn  von  Jugend  auf  feststehende  Thatsache,  daß  er  dermaleinst  der 
bevorzugte  Erbe  des  Familienbesitzes  sein  werde,  in  ihm  oft  genug 
jeden  Trieb  zur  Ausbildung  seiner  körperlichen  und  geistigen  Fähig- 
keiten, zur  Anstrengung  all’  seiner  Kräfte  unterdrücken  wird.  Er 


schräukeu.  Wenn  nur  für  die  Person  des  Gutsnachfoigers  diese  Beschränkung  gelten 
soll,  genügt  einfache  Eintragung  in  das  Hypothekenbuch  zur  Begründung  solchen  Fidei- 
kommisses, für  längere  Dauer  ist  die  Genehmigung  des  Landesherrn  erforderlich.  — Daß 
einzelne  Rittergutsbesitzer  ihre  bäuerlichen  Erbpachtstellen  direkt  zu  Familienüdeikom- 
missen  umgestaltet  haben,  erwähnten  wir  a.  a.  O.  S.  353  u.  354. 

1)  Vergl.  V.  Miaskowski.  ,,Das  Erbrecht  und  die  Grundeigentums- Verteilung.“ 
Band  2.  S.  43  ff. 

(Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik.  XXV  Leipzig  1884).  „Da  die  Landwirt- 
schaft gegenwärtig  hervorragender  wissenschaftlich  geschulter  Intelligenz  zur  Entwerfung 
rationeller  Wirtschaftspläne  bedarf,  so  müssen  alle  Schranken,  welche  die  freie  Dispo- 
sition des  Landwirts  hemmen,  möglichst  hinweggeräumt  werden.  S.  49  führt  er  als  be- 
sonderen Nachteil  an,  daß  der  fideikommittierte  Boden  des  befruchtenden  Kapitals  ent- 
behren müsse,  und  er  schätzt  diesen  Nachteil  um  so  höher,  je  mehr  „die  Erträge  des 
Fideikommisses  nur  gerade  zur  Befriedigung  des  persönlichen  Bedarfes  des  Besitzers  und 
seiner  Familie  hinreichen“.  Letzteres  wird  aber  beim  Bauern  noch  weit  mehr  als  beim 
Großgrundbesitzer  der  Fall  sein,  und  hier  wird  auch  das  Heilmittel  fehlen,  daß  „mit  dem 
Grundfideikommiß  in  untrennbarer  Weise  mobile  zinsbringonde  Kapitalien  verknüpft  oder 
daß  die  Fideikommißgüter  durch  Pächter  bewirtschaftet  werden“. 
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braucht  ja  nicht,  wie  der  Träger  eines  altadligen  Namens,  für  den 
Glanz  der  Familie,  für  die  Erhaltung  ihres  gesellschaftlichen  Ansehens 
eiuzutreten,  sondern  wird  in  der  Hoffnung  auf  eine  behagliche  Existenz, 
vielleicht  auch  auf  eine  standesgemäße,  reiche  Heirat,  die  ihm,  dem 
Gehöftserben,  nicht  fehlen  kann,  in  vielen  Fällen  zu  einem  lässigen, 
trägen  und  wenig  intelligenten  Besitzer*),  oft  zu  einem  liederlichen 
Trunkenbold  werden.  Eine  derartige  Bauernwirtschaft  wird  selten  das 
Bild  eines  rationellen  Betriebes  bieten,  vielmehr  würde  die  alte  bäuer- 
liche Naturalwirtschaft,  die  für  den  eigenen  Bedarf  sorgt,  und  darüber 
hinaus  nichts  zu  erübrigen  vermag,  die  Regel  sein.  Der  Bauer  würde 
vielfach  ein  Bauer  in  dem  alten,  schlechten  Sinne  des  Wortes 
bleiben,  aber  kein  strebsamer  und  intelligenter  Bebauer  der  väter- 
lichen Scholle.  Beweise  für  diese  unsere  Ansicht  wird  derjenige,  der 
unsem  Bauernstand  in  den  meisten  deutschen  Gauen  nicht  blos  aus 
der  Litteratur,  sondern  aus  eigener  Anschauung  kennt,  zahlreich  ge- 
nug ffnden  können. 

Darum  sind  wir  keineswegs  so  sehr  begeistert  für  die  oft  ge- 
priesenen und  geforderten  un verschuldbaren  Heimstätten 
unserer  deutschen  Bauern  und  gestehen  gerne,  daß  wir  auch  einer 
weit  gehenden  Bevorzugung  des  Erstgeborenen  beim 
Erbgange  nicht  ohne  Bedenken  gegenüberstehen. 

Werden  aber  zur  Schaffung  und  Erhaltung  eines  leistungsfähigen 
Bauernstandes  unteilbare  Rentengüter  begründet,  so  wird  die  Gesetz- 
gebung auch  nicht  umhin  können,  für  diese  neuen  Rechtsinstitutionen 
ein  besonderes  Intestaterbrecht  zu  konstruieren. 

Die  mehrfach  erwähnte  Denkschrift  des  preuß.  Landwirtschafts- 
ministers über  Rentengüter  erhält  schon  einige  Anfänge  nach  dieser 
Richtung,  indem  sie  vorschlägt,  daß,  wo  Höferollen  existieren,  ver- 
tragsmäßig die  Verpflichtung  zur  Eintragung  in  diese  Rolle  stipuliert 
und  die  Löschungsbefugnis  ausgeschlossen  werden  kann.  Dadurch 
würden  also  für  alle  Rentengüter  derjenigen  Provinzen,  in  denen 
Höferollen  vorhanden  sind,  die  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die 
Intestaterbfolge  dauernd  zur  Anwendung  gelangen.  Aber  gerade 
in  den  Distrikten,  in  welchen  die  Errichtung  von  Rentengütern  zur 
Zeit  allein  zulässig  ist,  in  West-Preußen  und  Posen,  existieren  der- 
artige Höferollen  nicht.  Hier  müßte  also  ebenso  wie  in  denjenigen 
Landesteilen,  in  denen  das  Erbrecht  noch  auf  den  Grundsätzen  des 
Gemeinen  Rechtes  basiert,  besondere  Vorsorge  getroffen  werden,  daß 
beim  Erbgang  durch  eine  unzweckmäßige  Vererbung  des  Grund  und 
Bodens  die  erstrebten  Vorteile  des  Rentengutes  nicht  wieder  ver- 
loren gehen. 

Zwar  wird,  wie  oben  gezeigt,  in  den  meisten  Fällen  vertragsmäßig 
eine  Verteilung  des  Gutes  überhaupt  und  daher  auch  unter  mehrere 
Erben,  sowie  die  Zusammenlegung  mit  fremden  Grundstücken  verboten 


1)  C.  Walcker  (Handbuch  der  Nat.-Ock.  Leipzig  1871.  Band  2.  S.  20)  auch 
Tou  den  Besitzern  großer  Fideikommisse : „Majoratsberru  sind  nicht  seiten  träge,  uu- 

wissend,  verschwenderisch  und  nachlässig.^* 
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sein;  aber  einmal  wird  eine  solche  Beschränkung  nicht  allgemein  vor- 
gesehen sein,  und  anderseits  schützt  sie  den  Grundherrn  und  den 
Rentenpflichtigen  nicht  vor  der  Gefahr,  daß  der  Erbe  des  ungeteilten 
Gutes  übermäßig  mit  Abfindungssummen  belastet  und  die  Sicherheit 
der  Rentenzahlung  dadurch  gefährdet  wird.  Ein  besonderes  An- 
erbenrecht, welches  bestimmt,  wie  viel  von  dem  lebenden  und 
toten  Inventar,  von  den  Saaten  und  Vorräten  als  Pertinenz  des  Gutes 
angesehen  werden  soll,  nach  welcher  Taxe  eventuell  der  Wert  der 
Hufe  zu  berechnen  und  welches  Vorzugsrecht  dem  Anerben  zugestan- 
den  werden  soll,  ist  deswegen  bei  größerer  Ausdehnung  der  Erbpacht- 
oder Rentengüter  gewiß  besonders  wünschenswert.  Denn  wenn  man, 
wie  das  die  Regel  sein  wird,  die  Grundstücke  und  Gebäude  des  Ren- 
tengutes als  ein  unteilbares  Ganze  betrachtet  und  möglichst 
dauernden  Besitz  der  Familie  erstrebt,  so  wird  man  unmög- 
lich die  Grundsätze  des  gemeinen  Erbrechtes  hier  in  Anwendung 
bringen  können  und  beim  Fehlen  einer  letztwilligen  Verfügung  eine 
Teilung  des  Vermögens  in  gleiche  Erbportionen  verlangen  können. 
Das  hieße  die  Rentengüter  erst  recht  mobilisieren  und  die  Erben  z u m 
Verkauf  geradezu  zwingen. 

Zu  diesem  nicht  erwünschten  Resultate  würde  man  aber,  wie 
oben  schon  angedeutet,  noch  weit  mehr  gedrängt  werden,  wenn  mau 
die  oft  gehörten  Vorschläge  annehmen  und  die  hypothekarische 
Belastung  des  Grundstückes  verbieten  wollte.  Dann 
würde  wohl  in  den  seltensten  Fällen  ein  Erbe  im  stände  sein,  das 
Gut  zu  übernehmen,  und  auch  der  Erblasser  würde  sich  nur  selten 
dazu  entschließen,  einem  Anerben  das  ganze  Gut  zu  überlassen  und 
die  übrigen  Geschwister  dem  Anerben  gegenüber  in  der  empfind- 
lichsten Weise  zurückzusetzen. 

Die  „erbteilungshalber“  stattfindenden  Verkäufe  würden  an  der 
Tagesordnung  sein,  wenn  man  es  nicht  ermöglicht,  durch  gesetzliche 
Bestimmungen  über  Intestaterbfolge  und  Pflichtteil  der  Miterben  einen 
Ausweg  zu  finden.  Nur  wird  man  sich  hier  wie  bei  allen  Anerben- 
rechten davor  hüten  müssen,  den  Erben  des  Gutes  allzusehr 
zu  bevorzugen,  weil  das  bei  der  heutigen  Beweglichkeit  des  Grund 
und  Bodens  eine  große  Ungerechtigkeit  gegen  die  anderen 
Kinder  des  Erblassers  enthalten  würde. 

Früher,  solange  der  bäuerliche  Besitz  kaum  verkäuflich 
war,  selbst  wenn  ein  rechtliches  Hindernis  nicht  entgegenstand,  hatte 
das  heute  so  viel  gepriesene  alte  deutsche  Bauern  erbrecht 
wohl  kaum  besondere  Gefahren  für  die  Familie.  Da  war,  wenn  man 
dem  ältesten  Sohne  die  Erhaltung  des  bäuerlichen  Besitzes  ermöglicht 
batte,  durch  einen  teilweisen  Verzicht  der  Miterben  auf  den  ihnen 
sonst  zustehenden  Erbanteil  der  Farn  ilienbesitz  auch  dauernd 
gesichtert,  und  wenn  dann  die  überlebende  Ehefrau  mit  geringem 
Wittum  oder  Altenteil  abgefunden  wurde,  wenn  die  Geschwister  mit 
geringen  Naturalabfindungen,  mit  schloßfester  Truhe  und  einigen  Stück 
Vieh  sich  begnügten,  auf  ihr  Anrecht  an  die  weitere  Erbschaftsmasse 
verzichteten , so  war  und  blieb  wenigstens  mit  solchem  Opfer  seitens 
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der  Miterbeu  erreicht,  daß  das  väterliche  Gut  auch  dauernd  im  Besitz 
der  Familie  erhalten  war.  Alle  diejenigen,  die  durch  eigene  Opfer 
den  Familienbesitz  mitgesichert  hatten,  blieben  dann  in  einem  wenn 
auch  losen  Verbände  mit  der  väterlichen  Hufe,  auf  der  sie  zum 
Notfall  ein  Unterkommen  fanden.  Die  geringe  Beweglichkeit  der  Land- 
bevölkerung früherer  Zeit  sorgte  auch  dafür,  daß  die  meisten  in  der 
Nähe  des  heimatlichen  Kirchturmes  blieben  und  ihre  Beziehungen 
zur  Familie  und  zum  Familienbesitz  aufrecht  erhielten  0- 

Diese  Vorteile  fallen  aber  fort,  sobald  der  Anerbe  im  stände  und 
berechtigt  ist,  das  zu  billigem  Taxwerte  übernommene  Erbe  mühelos 
aus  der  Familie  heraus  zu  veräußern;  je  größer  dann  der 
Vorteil  ist,  den  ihm  das  Anerbenrecht  sichert,  um  so  eher  wird  er  ge- 
neigt sein,  diesen  Vorteil  durch  einen  gewinnbringenden  Ver- 
kauf zu  kapitalisieren  und  für  sich  nutzbar  zu  machen. 

Haben  aber  die  Bauern  einmal  aufgehört  „wie  Bauern“  in  den 
engen  Verhältnissen  der  alten  Naturalwirtschaft  zu  leben,  haben  sie 
die  weite  Welt  kennen  gelernt,  sind  ihnen  die  Genüsse  des  städtischen 
Lebens,  die  sie  bis  dahin  souverän  verachteten,  nicht  mehr  unerreich- 
bar, sondern  fühlen  sie  sich,  auf  Ackerbauschulen  oder  gar  Real- 
schulen und  Gymnasien  vorgebildet,  dem  Städter  ebenbürtig  und 
wissen  sie,  daß  sie  auch  außerhalb  ihres  Dorfes  mit  ansehnlichem 
Kapital  leben  und  eine  weit  behaglichere  Existenz  führen  können,  so 
wird  sie  das  Familienbewußtsein  wohl  kaum  an  die  Scholle 
fesseln,  und  der  mühelose  Gewinn,  den  sie  bei  vorteilhaftem  Verkauf 
einstecken  können,  wird  viele  über  etwaige  Bedenken  hinweghelfen. 
Dann  haben  aber  Eltern  und  Geschwister  nutzlos  Opfer  gebracht 
zu  gunsten  des  Anerben,  und  dagegen  wird  sie  auch  ein  Vorkaufs- 
recht nicht  schützen,  wie  es  vielfach  in  den  Gesetzen  über  die 
Intestaterbfolge  für  Geschwister  und  Ascendenten  vorgesehen  ist. 

Denn  das  Vorkaufsrecht  auf  die  Summe  fixieren,  zu  wel- 
cher der  Anerbe  das  Gut  übernommen  hat,  würde,  so  ver- 
lockend es  anfangs  erscheinen  mag,  doch  nur  dann  gerechtfertigt  sein, 
wenn  der  Besitzer  die  Hufe  in  unverändertem  Zustande  weiter  ver- 
kauft und  keinerlei  Meliorationen  aus  eigenen  Mitteln  und  mit  eigener 
Kraft  vorgenommen  hat.  Bestünde  es  dennoch,  so  würde  es  geradezu 
ein  Hemmschuh  sein,  der  die  rationelle  Kultur  des  Bodens  hindert, 
weil  dann  selbst  der  gutgläubige  Besitzer  noch  nach  20jähriger  Arbeit 
befürchten  müßte,  daß  einer  seiner  früheren  Miterben  von  dem  vor- 
teilhaften Vorkaufsrechte  Gebrauch  machen  und  ihn  um  die  Früchte 
seines  Fleißes  bringen  könnte. 


1)  In  dem  die  Altenteile  and  Abfindungen  regelnden  mecklenburgischen  Kammer' 
/.irkular  vom  11.  Mai  1872  (Balck.  Verwaltungsformen  S.  423)  lieiBt  es,  duB  die  Mehr- 
heit der  liauerugutsbesit/.er  wünscht,  neben  der  baren  Abfindung  eine  sogenannte  6e- 
hüftsausstcuer  (Kuh,  schloBfeste  Lade  u.  s.  w.)  nicht  zu  gewkhron.  „Diese  Wünsche 
werden  unterstützt  durch  die  Erwägung,  daB  die  Gehöasaussteuer  ihren  Boden  verloren 
hat,  seit  die  Geschwister  seltener  ihren  Wohnsitz  im  Dorfe  oder  in 
der  Nachbarschaft  nehmen“ 
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Soviel  uns  bekannt,  ist  ein  derartiges  Vorkaufsrecht  auch 
nirgends  in  die  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Intestaterbfolge 
aufgenommen  worden  und  praktisch  würde  es  auch  keine  sonderliche 
Bedeutung  haben,  da  es  leicht  umgangen  werden  kann.  Denn  bei  all 
solchen  Vorkaufsrechten  dürfen  intabulierte  Hypothekengläubi- 
ger doch  keinen  Schaden  erleiden’),  und  die  Möglichkeit  liegt  gewiß 
sehr  nahe,  bei  beabsichtigtem  Verkauf  das  Grundstück  vorher  mit 
Hypotheken  zu  belasten  und  dadurch  einen  großen  Teil  des  Kauf- 
preises vorwegzunehmen. 

Wird  das  Vorkaufsrecht  aber  den  Verwandten  oder  auch  dem 
Vererbpächter  nur  zu  dem  jeweiligen  Kaufpreise  zugestanden, 
so  hat  es  erst  recht  wenig  Wert  für  die  Miterben,  die  sich  bei  der 
Erbregulierung  mit  einigen  hundert  Mark  haben  begnügen  müssen  und 
wohl  schwerlich  in  der  Lage  sein  werden,  die  väterliche  Scholle  zu 
hohen  Kaufpreisen  zu  übernehmen.  Dann  ist  von  einem  Schutz 
gegen  den  bevorzugten  Anerben  in  keiner  Weise  die  Rede,  und  es 
ist  und  bleibt  eine  schreiende  Ungerechtigkeit,  alle  Miterben 
zu  großen  Opfern  zu  zwingen,  den  Anerben  durch  billige  Überlassung 
des  Gutes  zu  bevorzugen  und  ihm  nachher  das  Recht  zuzu- 
gestehen, den  reich  en  Gewinn  d urch  vorteilhaften  Ver - 
kauf  mühelos  einzustreichen. 

Wo  also  die  Sitte  des  Standes  ein  derartiges  Verkaufen  des  väter- 
lichen Erbes  nicht  so  sehr  perhorresziert , daß  ähnliche  Fälle  zu  den 
seltenen  Ausnahmen  gehören,  da  wird  es  immerhin  gewagt  sein,  das 
Intestaterbrecht  allzusehr  zu  gunsten  des  Anerben  zu  gestalten,  und 
doppelte  Vorsicht  wird  da  geboten  sein,  wo  es  sich  um  Kolonisation 
handelt,  wo  Bauernstellen  erst  begründet  werden  sollen  und  dem 
von  weither  herangeholten  Kolonisten  jeder  Sinn  für  Familienbesitz 
fehlt  und  die  Liebe  zur  Scholle  ihnen  erst  allmählich  anerzogen  wer- 
den soll. 

Nur  ähnliche  Bestimmungen,  wie  die  in  der  oben  erwähnten 
mecklenburgischen  Verordnung  über  die  Intestaterbfolge  der  Domanial- 
bauemgüter,  könnten  gegen  den  Mißbrauch  seitens  der  Anerben  schützen, 
d.  h.  testamentarische  Bestimmung  des  Erblassers,  daß  der  Anerbe 
die  Hufe  nicht  hypothekarisch  belasten  und  veräußern 
darf.  Aber  eine  solche,  selbst  zeitlich  beschränkte  Unverschuldbar- 
keit  und  Unveräußerlichkeit  würde,  wie  wir  oben  gezeigt  haben,  nicht 
ohne  schwere  Nachteile  sein  und  sich  sicherlich  nicht  zur  allgemei- 
nen Einführung  empfehlen.  Wir  erwähnen  dieselbe  auch  nur,  um  zu 
zeigen,  wie  man  auf  der  schiefen  Ebene,  wenn  man  sie  einmal  betre- 
ten, unaufhaltsam  weitergedrängt  wird.  Will  man  einmal  Beschränkun- 


1)  Die  mecklenburgische  Regierung  hat  sich  für  die  Krbpachthufen  ein  Vorkaufsrecht 
auch  zu  gunsten  dritter,  namentlich  der  Gemeinden,  Vorbehalten,  bestimmt  dabei  aber 
allgemein,  daß,  wenn  beim  Zwangsverkaufe  das  Vorkaufsrecht  gegen  Käufer  geltend 
gemacht  wird  , die  intabulierte  Gläubiger  sind  und  nun  mit  ihren  eingetragenen  Forde- 
rungen ganz  oder  teilweise  nusfallen , so  hat  die  groBhcrzoglichc  Kammer  den  Ausfall 
zu  decken.  Vergl.  Erbpachtkontrakt  v.  14.  Mai  1868.  Ualck.  Verwaltungsnormeu, 
S.  280  IT.  uud  S.  329  etc. 
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gen  der  freien  Verfügung,  will  man  das  Ziel,  einen  dauerndenFa- 
inilien besitz  zu  schaiTen,  möglichst  vollkommen  erreichen,  so  muii 
man  eine  Bestimmung  nach  der  andern  aus  der  Rüstkammer  des 
alten  Bauernrechtes  hervorholen  und  zu  der  Beschränkung  der  Teil- 
barkeit diejenige  der  Verschuldungs-  und  Veräußerungsfreiheit  hinzu- 
fügen, muß  Altenteile  und  Abfindungen  bei  weitgehender  Bevorzugung 
des  Gehöftserben  wieder  cinführen  und  wird  damit  das  Ziel  wohl 
schwerlich  erreichen,  wenn  man  den  Bauern  nicht  an  seine  Scholle 
fesseln  und  ihn  dadurch  allzusehr  in  seiner  Kulturentwickelung  hin- 
dern will. 

Wir  meinen  also,  man  solle  sich  davor  hüten,  zu  weit  auf  dieser 
Bahn  fortzuschreiten;  denn,  was  man  erreichen  will,  wird  man  doch 
schwerlich  in  vollkommener  Weise  erreichen  können.  Die  heutige  Zeit 
verlangt  gerade  in  der  jetzigen , schweren  Krisis  der  Landwirtschaft 
Männer,  die  mit  aller  Energie,  aber  auch  mit  vollem  Vertrauen  auf 
die  eigene  Kraft  und  ungehindert  durch  Fesseln,  die  sich  gar  bald 
als  drückende  erweisen  können,  an  ihren  schweren  Beruf  herantreten. 
Nur  derjenige  wird  heutzutage  im  Kampf  mit  den  ungünstigen  Ver- 
hältnissen Sieger  bleiben  können,  der  mit  der  nötigen  Intelligenz  und 
dem  erforderlichen  Kapital  ausgestattet  die  W^irtschaft  beginnt,  aber 
dann  auch  nicht  in  unnötiger  Weise  beschränkt  wird, 
sondern  all  seine  Kräfte  nach  bestem  Wissen  gebrauchen  kann.  Eine 
Kontrolle  über  die  neuanzusiedelnden  Bauern  und  Kleinbesitzer 
üben,  ihnen  ihre  Wirtschaftsweise  vorschreiben  zu  wollen,  wird  u.  E. 
nur  nachteilig  wirken  können.  Trotzdem  hat  man  neuerdings  eine 
weitgehende  Beaufsichtigung  für  notwendig  erklärt,  und  ein 
Vertreter  des  preußischen  Landwirtschaftsministeriums  hat  in  den 
jüngsten  Verhandlungen  des  Vereins  für  Sozialpolitik  offen  erklärt, 
(laß  ohne  solche  Kontrolle  der  Verwaltungsbeamten  eine  gedeihliche 
Entwickelung  der  neuen  Kolonisationen  nicht  erwartet  werden  könne. 
Die  Geschichte  der  inneren  Kolonisation  zeige,  dafs  nur  diejenigen 
Ansiedelungen  sich  lebenskräftig  entwickelt  hätten , an  deren  Spitze 
gewissenhafte  und  zuverlässige  Beamten  gestanden  hätten. 

Wir  wollen  gern  zugeben,  daß  bei  der  noch  im  vorigen  Jahrhun- 
dert geübten  Praxis  der  Heranziehung  von  Kolonisten,  daß  bei  der 
geringen  Zuverlässigkeit  und  landwirtschaftlichen  Tüchtigkeit  der  auf 
alle  mögliche  Weise  und  oft  aus  den  untersten  Schichten  des  Volkes 
herangezogenen  Ansiedler  eine  strenge  Überwachung  unvermeidlich 
und  allein  im  stände  war,  die  Kolonisten  zur  Erfüllung  ihrer  Ver- 
j)flichtungen  anzuhalten.  Aber  seitdem  ist  unser  Bauernstand  ein  ganz 
anderer  geworden,  politisch  und  wirtschaftlich  frei  wird  er  sich  schwer- 
lich einer  Aufsicht  unterwerfen,  die  in  den  Zeiten  der  Leibeigenschaft 
und  Hörigkeit  vielleicht  noch  als  eine  mildere  Form  der  Verwaltungs- 
praxis betrachtet  werden  konnte,  aber  heute  nicht  durchführbar  wäre, 
namentlich  wenn  man  immer  und  immer  wieder  betont,  daß  das  Ren- 
tengut zu  vollem,  ungeteiltem  Eigentum  übertragen  werden 
soll.  Die  Lehren  der  Geschichte,  soweit  sie  sich  auf  frühere  Jahr- 
hunderte stützen,  haben  hierin  für  die  Jetztzeit  keine  Beweis- 
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kraft.  Die  Geschichte  der  Neuzeit  lehrt  auch  ganz  etwas  anderes, 
sie  zeigt,  daß  ein  solcher  abhängiger  und  unselbständiger  Bauernstand 
niemals  die  wirtschaftliche  und  soziale  Bedeutung  erlangen  kann,  die 
gerade  die  Freunde  und  Förderer  desselben  ihm  so  gerne  zuschreiben. 
In  Mecklenburg,  wo  man  bis  vor  kurzem  noch  viele  Tausende  solcher 
Bauern  hatte,  die,  weil  Zeitpächter,  unter  weitgehender  Kontrolle  der 
Beamten  standen,  ist  man  immer  mehr  zu  der  Überzeugung  gekom< 
men,  daß  eine  Beaufsichtigung  der  Verwaltungsorgane  für  den  Bauern- 
stand nur  schädlich  wirken  und  jeden  vernünftigen  Kulturfortschritt 
hindern  muß.  Es  ist  eins  der  größten  Verdienste  des  hochherzigen 
Großherzogs  Friedrich  Franz  U.,  dafs  er  mit  aller  Energie  darauf  ge- 
drungen hat,  dem  Bauernstände  das  zu  geben,  was  ihm  not  that, 
Freiheit  der  Bewegung  auf  der  eigenen,  erblichen  Scholle.  Auf  seine 
Veranlassung  hat  man  in  allen  neueren  Kontrakten  den  Erbpächter 
wie  den  Büdner  auf  eigene  Füße  gestellt  und  alle  bisherigen  Be- 
schränkungen in  der  Benutzung  des  erblich  überlassenen  Grund 
und  Bodens  prinzipiell  beseitigt.  Dort  hat  es  sich  aber  bei 
der  Vererbpachtung  darum  gehandelt,  Bauern,  die  bisher  in  steter 
Furcht  vor  der  Verwaltung  des  Amtes  mißtrauisch  gegen  alle  Vor- 
schläge der  Regierungsvertreter  und  an  einen  weitgehenden  Druck 
von  oben  gewöhnt  waren,  zu  erblichen  Besitzern  der  bisherigen  Wirt- 
schaft zu  machen,  — hier  wird  es  sich  darum  handeln,  einen  bis- 
her freien  und  unabhängigen  Bauern-  und  Arbeiter- 
stand in  ungewohnte  Fesseln  zu  legen.  Daß  sich  das  bei 
einer  Kolonisation  im  großen,  wie  sie  für  Westpreußen  und  Poßen  in 
Aussicht  genommen  ist,  kaum  durchführen  ließe,  bedarf  wohl  keines 
besonderen  Beweises.  Es  würden  die  Kolonisten  fehlen,  die  geneigt 
wären,  ihre  Selbständigkeit  zu  opfern,  und  es  würden  schwerlich  Ver- 
waltungsbeamte in  ausreichender  Zahl  zu  finden  sein,  die  die  Fähig- 
keit besitzen,  unparteiisch  eine  solche  Aufsicht  zu  führen,  ohne  Ge- 
fahr zu  laufen,  durch  schablonenhaftes  Vorgehen  mehr  zu  schaden 
als  zu  nützen. 

Freilich,  wenn  man  dem  Bauer  sein  Rentengut  mit  allen  Gebäu- 
den fix  und  fertig  übergeben  will,  ohne  eine  Kapitalanzahlung, 
ohne  ein  Erbstandsgeld,  dann  würde  man,  wie  wir  oben  be- 
reits auseinandergesetzt  haben,  auf  eine  gewisse  Kontrolle  des  neuen 
Bebauers  oder  der  Bewohner  der  Tagelöhnerhäuschen  kaum  verzichten 
können ; denn  dann  ist  das  Risiko  zu  groß  und  die  Gefahr  liegt  zu 
nah,  daß  durch  eine  absichtliche  Devastierung  des  Gutes  der  Grund- 
herr den  empfindlichsten  Schaden  leidet.  Gerade  deswegen  haben 
wir  uns  oben  auch  dagegen  erklärt,  solche  Rentengüter  ohne  be- 
stimmte Anzahlung  an  die  neuen  Besitzer  zu  geben.  Will  man 
kapitalarme  Kolonisten,  welche  die  nötigen  Anzahlungen  nicht  machen 
können,  trotzdem  ansiedeln  und  will  man  sich  anderseits  einen  Ein- 
fluß auf  die  Gestaltung  der  Wirtschaft  resp.  auf  die  Besitzer  der 
Häuslereien  sichern,  so  wird  in  solchen  Fällen  die  Zeitpacht  ent- 
schieden der  Erpacht  vorzuziehen  sein,  so  viele  Nachteile  sie  auch  ge- 
rade beim  Kleinbesitz  notorisch  hat.  Aus  der  Zeitpacht  mit  allen 
N.  F.  Bd.  XIV.  17 
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möglichen  Beschränkungen  des  Pächters  könnte  dann,  wenn  letzterer 
ein  Vermögen  erworben,  allmählich  sich  das  Rentengut  oder  die  Erb* 
Pacht  herausentwickeln,  aber  nur  als  möglichst  freies  und  un- 
behindertes Eigentumsrecht. 

Wir  wollen  schließlich  noch  die  Frage  kurz  erörtern,  in  welcher 
Form  die  Übertragung  solcher  Rentengüter  am  besten 
stattfinden  wird.  Nach  den  Motiven  des  preußischen  Gesetzent- 
wurfes und  nach  den  ausdrücklichen  Erklärungen  des  Herrn  Land- 
wirtschaftsministers liegt  es  nicht  in  der  Absicht  der  preußischen  Re- 
gierung, bei  der  Begründung  der  neuen  deutschen  Bauern-  und  Arbei- 
terstellen eine  weitgehende  Liberalität  walten  zu  lassen 
und  auf  eine  entsprechende  Verzinsung  des  angelegten  Kapitals  zu 
verzichten.  Private  Grundbesitzer  oder  Korporationen,  welche  die  Ab- 
sicht hätten,  das  Beispiel  des  Staates  nachzuahmen  und  die  innere 
Kolonisation  zu  fördern,  würden  noch  viel  weniger  in  der  Lage 
sein,  pekuniäre  Opfer  zu  bringen,  sondern  würden  sich  in  der  Regel 
nur  dann  zur  Vererbpachtung  entschließen,  wenn  sie  ihren  materiellen 
Vorteil  dabei  wahren  könnten. 

Es  würde  also  der  Staat  zum  mindesten  nicht  daran  denken 
können,  bei  einer  im  größeren  Maßstabe  durchzufübrenden  Kolonisation 
die  einzelnen  Güter  nach  vorheriger,  billiger  Taxe  an  etwaige  Bewer- 
ber gegen  das  Versprechen  pünktlicher  Rentenzahlung  wegzugeben. 
Denn  in  konstitutionell  regierten  Staaten  würden  verantwortliche  Ver- 
waltungsorgane nur  ungern  sich  dem  Vorwurf  aussetzen,  das  pekuniäre 
Interesse  des  Staates  geschädigt  und  willkürliche  Auswahl  unter  den 
Bewerbern  getroffen  zu  haben.  Macht  man  die  Taxe  niedrig  und 
finden  sich  für  solche  zu  billigem  Preise  ausgebotenen  Hufen  zahl- 
reichere Bewerber,  so  wird  man  nur  zu  leicht  Mißgunst  und  Unzu- 
friedenheit bei  denen  erregen,  welche  zurückgesetzt  wurden  oder  sich 
mit,  nach  ihrer  Meinung,  weniger  guten  Hufen  begnügen  mußten. 

Bekanntlich  hat  ja  auch  jedes  Gut  mit  seinen  besonderen  Ver- 
hältnissen einen  individuellen  Wert  für  die  verschiedenen  Bewerber, 
und  es  können  ganz  verschiedene  Preise,  von  verschiedenen  Bewerbern 
geboten,  durchaus  ihre  innere  Berechtigung  haben.  Es  hieße 
aber  solchen  individuellen  Kräften  ihre  Entfaltung  unmöglich  machen, 
wenn  man  den  freien  Wettbewerb  um  die  einzelnen  Stellen  ausschließen 
wollte.  Der  öffentlich  meistbietende  Verkauf  wird  deshalb 
u.  E.  nicht  zu  entbehren  sein,  so  sehr  er  auch  mit  Nachteilen 
mancherlei  Art  verbunden  sein  mag. 

Es  ist  leider  nicht  zu  leugnen,  daß  in  solchem  öffentlichen  Ter- 
mine oft  genug  die  Leidenschaften  durch  die  Aufregung  des  Bietens 
wacbgerufen  werden,  und  daß  mancher  sich  zu  Geboten  verleiten  läßt, 
die  zu  dem  reellen  Ertragswerte  des  Kauf-  oder  Pachtobjektes  nicht 
im  richtigen  Verhältnis  stehen.  Ist  dann  der  Erwerber  kein  besonders 
kapitalkräftiger  Mann , der  den  Verlust  des  zu  viel  Gezahlten  leicht 
verschmerzen  kann,  so  wird  durch  die  notgedrungen  schlechte 
Wirtschaft  eines  solchen  Besitzers  trotz  des  hohen  Kauf-  oder 
Pachtgeldes  der  Veräußerer  schlechte  Geschäfte  machen,  da  in  der 
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Regel  der  devastierte  Besitz  an  ihn  zurückgelangen  wird  und  eine 
Wiederveräußerung  nur  mit  Opfern  möglich  ist.  Man  hat  deswegen 
neuerdings  vielfach  gegen  ein  solches  A.usbieten  namentlich  von  Pacht- 
grundstücken im  Wege  des  unbeschränkten  Meistgebotes  Widerspruch 
erhoben  und  entweder  eine  Verpachtung  unter  der  Hand  empfohlen 
oder,  wie  vor  kurzem  Berghoff-Ising^),  ein  Pachtgeldermaximum 
gefordert.  Letzteres  hat  entschieden  den  Vorteil,  daß,  wenn  die 
schätzenden  Behörden  das  Vertrauen  des  Publikums  genießen,  eine 
solche  Festsetzung  des  höchsten  Wertes,  über  den  vernünftigerweise 
nicht  gegangen  werden  darf,  vor  übertriebenen  Geboten  schützen  wird, 
und  gerade  bei  der  Ansiedelung  bäuerlicher  Besitzer  dürfte  das 
weit  mehr  ins  Gewicht  fallen,  als  bei  der  Weggabe  großer  Güter  an 
Leute,  denen  ein  selbständiges  Urteil  wohl  zuzutrauen  ist. 

Für  die  Vergebung  von  Grundbesitz  zu  Rentengut  oder  Erbpacht, 
also  zu  freiveräußerlich em  Eigentum,  werden  solche  hauptsächlich 
für  Zeitpachtungen  wichtige  Bedenken  jedoch  weniger  ins  Gewicht 
fallen.  Denn  wenn  man  den  Kanon  oder  die  Rente  so  feststellt,  daß 
sie  unter  allen  Umständen  gezahlt  werden  kann,  so  wird  für  den 
Rentenberechtigten  die  Gefahr,  die  aus  einem  Überbieten  bei  der 
Feststellung  des  Erbstandsgeldes  entstehen  könnte,  nicht  sonderlich 
groß  sein,  namentlich  wenn  der  überwiegende  Teil  nicht  kreditiert, 
sondern  bar  ausgezahlt  wird.  Verlangt  man  aber  das  letztere,  d. 
h.  gestattet  man  nur  für  einen  kleinen  Teil  des  sog.  Kaufgeldes  hypo- 
thekarische Eintragung  hinter  dem  fest  fixierten  Kanon-  oder  Renten- 
kapital, so  wird  schon  die  Unmöglichkeit,  große  Barmittel  aufzubringen, 
viele  vor  übertriebenen  Geboten  schützen  und  so  auch  für  die  Erwer- 
ber die  Gefahr  eines  allzu  teuren  Kaufes  nicht  sonderlich  groß  sein. 
Daß  man  bei  solchem  Meistgebot  nicht  um  die  Höhe  der  Rente, 
sondern  um  das  außerdem  zu  zahlende  Kaufgeld  bieten  lassen 
wird,  ist  wohl  selbstverständlich'^).  Denn  eine  hochgetriebene  Rente, 
die  unkündbar  seitens  des  Grundherrn  auf  dem  Besitz  stehen  bleibt, 
bietet  um  so  weniger  Sicherheit  für  den  Rentenberechtigten, 
je  höher  sie  ist,  je  weniger  sie  also  zu  dem  Ertrage  in  angemesse- 
nem Verhältnis  steht 

Es  wird  also  zweckmäßig  sein,  sowie  es  in  Mecklenburg  noch 
heute  bei  allen  beimfallenden  Bauernhufen  geschieht,  nach  einem  für 
die  ganze  Provinz  gleichmäßig  aufzustellenden  Schema  die  Rente  oder 
den  Kanon  festzustellen,  nach  dem  üblichen  Zinsfuß  zu  kapitalisieren 
und  dann  das  Grundstück  zum  Meistgebot  — natürlich  unter  zweck- 


1)  Dr.  Pr.  Berghoff-Ising.  „Die  Eotwickelung  des  landwirtschafUichen  P&chtwesons 
in  Preußen“ , Leipzig  1887.  S 98.  „Statt  des  Pachtgelderminimam  oder  auch  neben 
demselben  muß  dns  Pachtgeldermaximam,  soll  anders  das  Paebtwesen  in  der 
Phase  einer  gesunden  Entwickelung  verbleiben,  normiert  werden,  damit  der  gegenwärtigen, 
schrankenlosen,  verderbenbringenden  Konkurrenz  der  Pachtlustigen  ein  Riegel  vorgescho- 
ben wird“. 

2)  Äd.  Wagner.  Finanzwissenschaft.  II.  S.  420.  „Der  Grundzins  wird  besser  gleich 
bei  der  Bekanntmachung  der  Veräußerungsbedingungen  festgesetzt , und  nur  die  anfäng- 
liche bare  Einzahlung  (Erbstandsgeld)  durch  Versteigerung  oder  lieber  nach  der  Lage 
bestimmt. 
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mäßiger  Auswahl  unter  den  Meistbietenden  — zu  veräußern.  Gestattet 
man  dann,  wie  oben  angedeutet,  nur  einen  Teil  dieses  Kaufgeldes  als 
amortisationspflichtige  aber  unkündbare  Schuld  einzutragen,  wie  es 
gleichfalls  in  Mecklenburg  geschieht'),  und  fordert  sofortige  Barzahlung 
des  verbleibenden  Restes,  so  wird  dadurch,  wie  wir  meinen,  den 
Interessen  beider  Teile  am  meisten  entsprechen  werden. 

Ein  Verkauf  unter  der  Hand  zu  Preisen,  die  wohl  gar  nicht  ein- 
mal den  vollen  Wert  des  Gutes  ausmachen,  wie  es  mehrfach  neuer- 
dings auch  in  dem  oben  angezogenen  Artikel  der  preußischen  Jahr- 
bücher empfohlen  worden  ist,  kann  wohl  ernstlich  kaum  vom 
Staate  verlangt  werden,  weil  der  Staat  nicht  imstande  ist,  auf 
Kosten  der  Gesamtheit  der  Steuerzahler  einzelnen  besondere  Vorteile  zu- 
zuwenden. Das  würde  nicht  blos  unter  denjenigen  Mißmut  erregen,  die 
vielleicht  nach  gewissenhafter  Prüfung  ihrer  Fähigkeiten  zurückge- 
wiesen wurden,  sondern  würde  auch,  solange  man  die  Rentengüter  als 
veräußerliches  Eigentum  übergiebt,  seinen  Zweck,  gut  situierte 
Bauern  anzusiedeln,  nur  zu  oft  verfehlen.  Denn,  je  größer  der  Vorteil 
ist,  der  dem  Erwerber  beim  Kauf  zugestanden  wird,  um  so  leichter 
wird  er  sich  entschließen,  von  seinem  Veräußerungsrecht  Gebrauch  zu 
machen  und  den  mühelos  erzielten  Gewinn  zu  kapitalisieren.  Ge- 
schieht das  aber  in  zahlreichen  Fällen,  so  wird  in  konstitutionell 
regierten  Staaten  der  Vorwurf  seitens  der  Volksvertretung  nicht  aus- 
bleiben,  daß  die  Regierung  die  öffentlichen  Mittel  nicht  im  Interesse 
der  Gesamtheit  verwandt  habe. 

Es  wird  also  der  Verkäufer  solcher  Kolonistenstellen,  namentlich 
der  Staat  auf  das  öffentliche  Aufgebot  und  auf  die  Feststellung  des 
Preises  in  öffentlichem  Termin  schwerlich  verzichten  können.  Die 
öffentlich  meistbietende  Verleihung  ausschließen  kann  doch  nur  für 
die  ersten  Erwerber  Vorteile  bieten.  Denn  will  man  apch dabei 
nach  gewissenhafter  Taxe,  in  der  Absicht  niemand  zu  übertriebenen 
Geboten  zu  veranlassen,  die  Besitzungen  veräußern,  wer  garantiert 
dafür,  daß  nicht  schon  nach  wenigen  Jahren  der  Erwerber  in  öffent- 
lichem Ausgebot  seine  Hufe  an  den  Meistbietenden  zuschlägt?  Dann 
hat  allerdings  die  Regierung  ihr  Gewissen  salviert  und  niemand  wissent- 
lich ins  Unglück  gestürzt,  aber  sie  hat  vielleicht  auf  Kosten  der 
Steuerzahler  ein  Opfer  gebracht,  ohne  zu  erreichen,  was  sie  wollte, 
nämlich  leistungsfähige  Bauern  ansiedeln. 

Der  private  Besitz  kann,  wenn  er  sich  überhaupt  entschließen 
sollte,  Rentengüter  zu  begründen,  in  dieser  Beziehung  selbständiger 
Vorgehen.  Er  kann  eher  pekuniäre  Opfer  bringen  und  auf  das  Meist- 
gebot  verzichten,  weil  es  ihm  auch  eher  möglich  sein  wird,  in  ein  per- 
sönliches Verhältnis  zu  den  Ansiedlern  zu  treten  und  sich  deswegen 
nur  solche  Leute  auszuwählen,  die  ihm  genehm  sind  und  seinen  Zwecken 

1)  Nach  Kamraersirkular  vom  22.  Januar  1876  (Baick,  VcrwaltunKSnormen  S.  677) 
ist  bei  MeistgebotsfÜllen  „darauf  zu  halten,  daß  die  erste  bei  der  Anweisung  der  Ilufe 
zu  leistende  Zahlung  allemal  so  viel  beträgt , dafi  der  verbleibende  Rest  den  Betrag  des 
eingetragenen  Kanonkapitales  nicht  übersteigt“.  Dieser  Rest  wird  als  unkündbare 
Hypothek  mit  5 Zinsen  eingetragen,  davon  wird  */,  ®/p  *ur  Amortisation,  */,  •/, 
tu  Venraltongskosten  benutzt 
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entsprechen.  Er  kann  auch  eher  als  der  Staat  besondere  Beschrän- 
kungen in  den  Kontrakt  aufhehmen,  also  beispielsweise  bestimmen,  daß 
der  Erwerber  das  Gut  während  einer  bestimmten  Reihe  von  Jahren 
nicht  yerkaufen  darf,  oder  daß  es  in  solchem  Falle  gegen  angemessene 
Entschädigung  des  Verkäufers  an  den  ursprünglichen  Besitzer  zu- 
rückf^t. 

Es  fragt  sich  nur,  ob  der  private  Besitz  wirklich  in  größerem 
Maßstabe  kolonisieren  und  dabei  sich  auch  der  Form  des  Bentengutes 
bedienen  wird  ? Daß  ein  Bedürfnis  zur  Begründung  von  Bauemstellen 
und  zur  Ansiedelung  seßhafter  Arbeiterfamilien  in  weiten  Teilen 
unseres  deutschen  Vaterlaudöfeii  namentlich  in  den  nordöstlichen  Pro- 
vinzen desselben  vorliegt,  wirdvg^nwärtig  wohl  allgemein  anerkannt 
und  bedarf  nach  den  eingehendün  Untersuchungen  von  Miaskowski, 
Nasse  und  andern  kaum  noch  eines  besonderen  Beweises;  selbst  von 
den  Rittergutsbesitzern,  die  bisher  stets  die  Feinde  des  bäuerlichen 
Besitzes  waren , ihn  in  jenen  Gegenden  vernichtet  haben  und  z.  T. 
noch  heute  auskaufen,  ist  in  letzter  Zeit  dieses  Vorgehen  als  ein  wirt- 
schaftlicher Fehler  bezeichnet  und  die  Notwendigkeit  neuer  Ansiede- 
lungen anerkannt  worden.  Aber  dieselben  Ursachen,  die  seiner  Zeit 
dazu  geführt  haben,  daß  die  in  der  Nähe  der  größeren  Güter  gelege- 
nen selbständigen  Parzellen  und  Bauerngüter  aufgekauft  wurden,  wer- 
den auch  davon  abhalten,  daß  aUzuviele  wieder  von  neuem  entstehen. 
Die  Tendenz  des  Großgrundbesitzes  geht  auch  heute  noch  viel  mehr 
dahin,  sich  zu  arrondieren  und  die  lästige  Nachbarschaft  einzelner 
Bauernhöfe  möglichst  bald  zu  beseitigen,  als  Teile  des  Gutes  an 
selbständige  Besitzer  abzugeben. 

Die  Unbequemlichkeit,  eine  Reihe  von  kleineren  Besitzungen  in 
der  Nähe  des  eigenen  Gutshofes  zu  haben,  die  Notwendigkeit,  für 
diese  sich  bildende  Gemeinde  die  Lasten  der  Gemeindeverwaltung, 
eventuell  einen  Teil  der  Armen-  und  Schullasten  tragen  zu  müssen, 
wird,  wie  wir  oben  bereits  angedeutet  haben,  in  den  meisten  Fällen 
daran  hindern,  in  größerem  Umfange  zu  kolonisieren. 

Daß  der  gewöhnliche  Großbesitz  eigentliche  Bauerns teilen, 
also  mittleren  Grundbesitz  schaffen  würde,  ist  mit  Recht  in  den  Ver- 
handlungen des  Landesökonomiekollegiums  bezweifelt  worden.  Es 
würden  dazu  auch  nur  wenige  große  herrschaftliche  Besitzungen  im 
Stande  sein,  und  diese  sind  meistens  durch  Familienstatuten,  Fidei- 
kommisse und  dergl.  zu  geschlossenen  Besitzungen  erklärt  Die  große 
Masse  des  durchschnittlichen  Großgrundbesitzes  ist  bei  uns  in  Deutsch- 
land keineswegs  so  ausgedehnt,  daß  davon  Bauern kolonien  abge- 
zweigt werden  könnten,  und  ein  einzelnes  Bauerngut  von  ca.  150  bis 
200  Morgen  oder  auch  wohl  zwei  bis  drei  neben  das  Rittergut  von 
1000—1500  Morgen  zu  setzen,  hat  erst  recht  keinen  Sinn  und  würde 
auch  wenig  Nutzen  für  den  „Gutsbesitzer“  gewähren.  Es  müßte  also 
schon  ein  ganzes  Gut  zerschlagen  werden  und  daraus,  wie  das  Herr 
Sombart  in  Steesow  in  mustergültiger  Weise  versucht  hat,  ein  neues 
Baueradorf  mit  selbständigem  Gemeindeleben  und  soziiüer  Abstufung  des 
Besitzes  begründet  werden.  Dazu  werden  sich  aber  nicht  viele  Grund- 
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besitzer  bereit  finden  lassen,  denn  für  die  meisten  hieße  das  auf  ihre 
Stellung  als  Grundbesitzer  verzichten. 

Zwingt  aber  der  Mangel  an  geeigneten  Arbeitskräften  in  einzelnen 
Fällen  dazu,  Arbeiterkolonien  zu  begründen,  oder  führt  der  Arbeiter- 
mangel in  Distrikten,  wo  die  Auswanderungslust  stark  grassiert,  dazu, 
den  vorhandenen  oder  anzusiedelnden  Arbeiterfamilien  eine  größere 
Sicherheit  der  Existenz  zu  schaffen,  so  erscheint  es  uns'  immer  noch 
fraglich,  ob  man  sich  dann  der  Form  des  Rentengutes  bedienen  wird 
und  ob  eine  solche  Benutzung  der  neuen  Rechtsinstitution  im  allge- 
meinen, volkswirtschaftlichen  Interesse  wäre. 

Da  der  Gutsbesitzer  in  diesem  Falle  hauptsächlich  auf  die  Ge- 
winnung tüchtiger  und  dauernder  Arbeitskräfte  Gewicht  legen  muß, 
so  wird  es  für  ihn  die  erste  Sorge  sein,  wenn  er  Arbeiterwohnungen 
errichtet  und  mit  etwas  Garten-  und  Ackerland  ausstattet,  auch  einen 
so  weitgehenden  Einfluß  auf  die  Bewohner  dieser  Häuser  zu  behalten, 
daß  er  sicher  ist,  über  ihre  Arbeitskraft  regelmäßig 
verfügen  zu  können.  Diese  Sicherheit  wird  ihm  eine  Veräußerung 
zu  Rentengut  aber  keineswegs  immer  bieten,  es  sei  denn,  daß  er 
durch  weitgehende  Beschränkungen  in  der  Verkaufs-  und 
Verfügungsfreiheit  sich  die  Handhabe  behält,  um  jederzeit  einen 
Druck  auf  die  Ansiedler  ausüben  zu  können.  In  den  meisten  Fällen 
werden  Zeitpachten,  wie  sie  heute  schon  zahlreich  existieren,  auf 
ein  oder  mehrere  Jahre  den  Neigungen  und  Interessen  der  privaten 
Grundbesitzer  weit  mehr  entsprechen,  weil  sie  dann  jederzeit  im  stände 
sind,  durch  Kündigung  des  Verhältnisses  die  Kolonisten  zu  zwingen, 
ihren  Wünschen  gemäß  zu  leben  und  ihnen  ihre  Arbeitskraft  zu  mäßi- 
gem Lohn  zur  Verfügung  zu  stellen.  Solche  Zeitpachtgüter  würden 
allerdings  manchen  Vorteil  des  selbständigen  Besitzes  vermissen  lassen; 
aber  wir  schlagen,  wie  früher  schon  angedeutet,  auch  die  Vorteile 
eines  solchen  doch  immer  nur  mit  größeren  Opfern  seitens  der  Arbei- 
ter zu  erlangenden  Besitzes  nicht  allzu  hoch  an. 

Denn  wenn  solcher  Besitz  prinzipiell  nicht  genügend  erweitert 
werden  kann,  also  ein  Vorwärtskommen,  ein  Emporarbciten  dem  Be- 
sitzer nur  in  bescheidenen  Grenzen  möglich  ist,  und  er  selbst  vielleicht 
durch  eine  Reihe  von  Beschräkungen  auch  so  weit  unselbständig  ge- 
macht ist,  daß  eine  freie  Veräußerung  und  Verschuldung  nicht  möglich 
ist,  so  ist  die  Lockung  für  den  Arbeiter  gewiß  nicht  groß,  einige 
Morgen  gegen  unkündbare,  ewige  Rente  zu  erwerben,  sich  darauf  ein 
Haus  zu  erbauen  und  dann  Zeit  seines  Lebens  der  abhängige  Hinter- 
sasse des  Gutsherrn  zu  sein.  Was  ihn  reizt,  was  ihn  in  großer  Zahl 
über  den  Ozean  in  die  weite  Feme  treibt,  ist  die  Hoffnung  auf  freien, 
unabhängigen  Besitz,  den  er  nach  Belieben  sich  erarbeiten  und 
allmählich  erweiteni,  den  er  nachher  als  freies  Erbe  den  Seinen  hinter- 
lassen kann.  Hier  aber  wird  der  Arbeiter  an  die  Scholle  gefesselt, 
die  er  sich  mit  seinen  mühsam  ersparten  Groschen  erworben  hat;  er 
kann  sie  schwer  veräußern,  noch  weniger  zu  einem  selbständigen  für 
die  Ernährung  der  Familie  ausreichenden  Besitz  erweitern  und  ist 
deswegen  in  isolierter  Lage  oft  gezwungen,  seine  überschüssige  Arbeits- 
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kraft  dem  Gutsbesitzer  zu  mäßigem,  oft  übertrieben  niedrigem 
Lohne  zur  Verfügung  zu  stellen.  Prof.  v.  Miaskowski  machte  seiner 
Zeit  0 mit  Becht  darauf  aufmerksam,  daß  solche  durch  eigenen  Besitz 
festgehaltenen  Arbeiter  oft  in  der  allertraurigsten  I^e  und  der  Will- 
kür des  Großgrundbesitzers  preisgegeben  wären.  Ihr  Besitz  von  Haus 
und  Garten  würde  ihnen  eher  zum  Fluch  als  zum  Segen  werden,  weil 
sie  diesen  Besitz  nicht  verlassen  können  oder  wollen  und  sich  deshalb 
mit  Hungerlöhnen  begnügen  müssen.  Die  Möglichkeit,  daß  derartige 
Zustände  entstehen  können,  ist  gewiß  nicht  zu  bestreiten  und  wir  halten 
es  deshalb  auch  gar  nicht  für  ein  unzweifelhaftes  Glück  für  die  Volks- 
wirtschaft, wenn  vermittelst  der  Rentenqualität  eine  Reihe  von  Tage- 
löhnern um  den  Gutshof  herum  dauernd  in  einer  Zwitterstellung  ange- 
siedelt werden,  die  aus  diesen  Leuten  auch  selten  eine  Aristokratie 
unter  den  Arbeitern  schaffen  wird,  sondern  möglicherweise  die  Zahl 
der  Unzufriedenen  erst  recht  steigert.  Anders  können  die  Dinge  liegen, 
wenn  nicht  isolierte  Großgrundbesitzer,  sondern  wenn  der  Bauernstand 
selbst,  oder  die  Gemeinde,  oder  wenn  der  Großgrundbesitzer  in  größe- 
ren Bauerndörfern  Rentengüter  schaffen  und  solche  Häuslereien  sich 
als  organische  Glieder  in  das  Gemeindeleben  eingliedern  und  auch  bei 
den  übrigen  Bauern  und  Gemeindeangehörigen  Arbeit  und  Verdienst 
finden  können.  Es  kommt  eben  hierbei  wie  so  oft  bei  sozialpolitischen 
Maßregeln  weit  weniger  auf  die  allgemeinen  Prinzipien  als  als  auf  die 
Personen  an,  welche  sie  zur  Ausführung  bringen. 

Doch  nun  zum  Schluß!  Werden  die  Rentengüter  sich  bewähren? 
Werden  sie  die  Hofihungen  erfüllen,  die  man  so  vielfach  auf  sie  setzt? 
W’erden  sie  in  hervorragendem  Maße  zur  Erhaltung  unseres  ländlichen 
Mittelstandes,  zur  Seßhaftmachung  unserer  Arbeiterbevölkerung  bei- 
tragen ? Ist  deshalb  eine  Ausdehnung  der  Bestimmimgen,  wie  sie  in 
dem  Gesetz  zur  Beförderung  deutscher  Ansiedelungen  z.  T.  aus  poli- 
tischen Rücksichten  Aufnahme  gefunden  haben,  auch  für  die  übrigen 
Teile  des  Reiches  wünschenswert? 

Wir  haben  wohl  keinen  Zweifel  darüber  gelassen,  daß  wir  nicht 
allzubegeisterte  Anhänger  dieser  Rentengüter  sind,  so  sehr  wir  auch 
die  segensreichen  Folgen  anerkennen,  welche  die  Erbpacht  in  Mecklen- 
burg bis  jetzt  gehabt  hat.  Denn  hier  handelte  es  sich  darum,  aus  einem 
abhängigen  an  Beaufsichtigung  und  Kontrolle  gewöhnten  einen  freien 
Bauernstand  mit  festen  Besitzesrechten  zu  machen ; in  Preußen  würden 
sich  Männer,  die  bis  dahin  nur  die  absolute  Freiheit  des  Grundeigen- 
tums gekannt'  haben,  unter  den  Druck  einer  Reihe  von  Beschrän- 
kungen stellen  müssen.  Als  Übergangstadium  zu  festen,  unbe- 
schränkten Besitzesrechten  können  und  werden  Einrichtungen,  wie  sie 
das  Rentengut  kennzeichnen,  unkündbare  Renten kapitalien, 
Beschränkung  der  Teilungs-  und  Zusammenlegungs- 
befugnis ganz  gewiß  nützlich  wirken  und  sind  unseres  Erachtens 
besonders  empfehlenswert,  wo  es  sich  darum  handelt,  Kolonisationen 
zur  besseren  Verteilung  des  Grundeigentums  vorzunehmen  und  Bauern, 


1)  Verb,  des  Landes*Ök.-Kollegiams  1885  S.  814. 
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Kossäten  und  Häusler  zu  ständigem  Besitz  anzusiedeln.  Als  dauernde 
Einrichtungen  würden  wir  sie  nicht  empfehlen , weil  bei  dem 
schnell  pulsierenden  Leben  der  modernen  Volkswirtschaft  niemand  im 
Stande  ist,  vorauszusehen,  welche  Anforderungen  spätere  Generationen 
an  die  Größe  und  Beweglichkeit  des  Grundbesitzes  stellen  werden. 

Darum  betonten  wir  wiederholt, daß  für  staatliche  Kolonisationen, 
oder  solche,  die  von  Gemeinden  etc.  unter  Aufsicht  des  Staates  unter- 
nommen werden,  Erbpacht  und  Rentengüter  sehr  wohl  als  Mittel  zur 
Schaffung  und  Erhaltung  eines  Bauernstandes  Anwendung  finden  kön- 
nen, weil  wir  zur  Staatsverwaltung  das  Vertrauen  haben  dürfen,  daß 
sie  im  gegebenen  Falle  zeitgemäße  Reformen,  die  im  Interesse  der  Ge- 
samtentwicklung liegen,  einführen  wird.  In  den  Händen  von  Privat- 
leuten, denen  naturgemäß  die  eigenen  materiellen  Vorteile  über  den 
Interessen  der  Gesamtheit  stehen  werden  ^ ),  sind  derartige  Einrich- 
tungen in  solcher  Allgemeinheit,  wie  sie  heute  durch  das  Gesetz  in 
Preußen  begründet  sind,  gewiß  eine  gefährliche  Waffe,  die  man  ihnen 
nicht  anvertrauen  sollte,  ohne  einige  beschränkende  Bestimmungen 
über  den  Gebrauch  derselben  hinzuzufügen.  Es  klingt  ja  sehr  schön, 
wenn  man  behauptet,  man  wolle  nur  die  volle  Vertrags freiheit, 
die  durch  liberale  Gesetzgebung  beseitigt  worden,  wiederherstellen ; 
aber  diese  Freiheit,  Verträge  zu  schließen,  kann  und  darf  doch  nicht 
zu  einer  dauernden  vertragsmäßigen  Knechtung  des  einen  Teiles  der 
Kontrahenten  führen,  — man  muß  den  letzteren  oder  mindestens  deren 
Erben  doch  immer  die  Freiheit  geben,  sich  von  drückend  und  lästig 
gewordenen  Fesseln  auch  wieder  befreien  zu  können. 

Denn  wenn  der  Grundbesitzer  im  stände  ist,  den  Häuslern  und 
Kuhbauem,  die  er  ansiedelt,  ewig  unablösbare  Renten  aufzulegen,  wenn 
er  sie  zwingen  kann,  vertragsmäßig  auf  das  Recht  zu  verzichten,  Teile 
des  Gutes  abzuverkaufen  oder  Teile  eines  anderen,  resp.  ganze  Stellen 
hinzuzuerwerben,  wenn  er  sie  verträgsmäßig  daran  hindert,  den  Real- 
kredit zu  gebrauchen,  wenn  er  sich  ein  Einspruchsrecht  bei  Verkauf 
und  Vererbung  sichert,  — so  sind  das  alles  Fesseln,  die  der  erste 
Erwerber  freiwillig  auf  sich  nehmen  mag,  ,die  er  dann  auch  tragen 
muß  und  teilweise  auch  ohne  Schaden,  vielleicht  sogar  zum  Segen  und 
Gedeihen  der  neuen  Kolonie  tragen  kann.  Aber  auch  die  nächste  Ge- 
neration denselben  Druck  empfinden  zu  lassen,  der  möglicherweise  gar 
nicht  mehr  im  Interesse  einer  gesunden  Fortentwicklung  liegt,  und 
keine  Handhabe  zu  bieten,  diesen  Druck  wieder  erleichtern  und  zeit- 
mäß  beschränken  zu  können,  heißt  der  Vertragsfreiheit  zum  Schaden 
der  künftigen  Geschlechter  und  der  Volkswirtschaft  allzuweiten  Spiel- 
raum gestatten. 


1)  In  Mecklenburg-Schwerin  sind  die  Erbpächter  auf  den  Regierungsländereieu  von 
freien  Eigentümern  ihrer  Hufe  kaum  zu  unterscheiden.  Die  Regierung  hat  ihnen  frei- 
willig einige  Jahre  nach  Abschluß  der  Verträge  Uukündbarkeit  der  Kanon kapitalien  zu- 
gesichert, hat  ihnen  Ablösbarkeit  des  letzteren  zugostanden,  die  Befriedigung  des  Real- 
kredites möglichst  erleichtert  etc.,  während  die  Erbpächter  einiger  Rittergutsbesitzer  durch 
Familienfideikommisse  an  die  Scholle  gebunden,  in  ihrem  Kredit  beschränkt  sind  und  sich 
kaum  als  Herren  auf  ihrer  Hufe  fühlen. 
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Deshalb  meinen  wir,  man  \vtirde  die  großen  Ziele,  die  man  er- 
strebt, entweder  auf  dem  Boden  der  heutigen  preußischen  Gesetzgebung 
oder  mit  geringen  Veränderungen  derselben  sehr  wohl  erreichen  können. 

Wenn  der  Verkauf  der  neuen  Stellen  zu  freiem  Eigentum  erfolgt, 
aber  gegen  Eintragung  des  größten  Teiles  der  Kaufgelder  als  Hypothek, 
die  niedrig  verzinst,  seitens  der  Gläubiger  nicht  kündbar,  seitens 
der  Schuldner  ohne  Zustimmung  des  Gläubigers  vielleicht  erst  nach 
einer  Reihe  von  Jahren  und  auch  dann  in  besonderen  Fällen  nur  mit 
bestimmten  Zuschlägen  zum  ursprünglichen  Kanonkapital  ablösbar  ist, 
so  wäre  damit  einer  der  wesentlichsten  Vorzüge  der  Erbpacht  und 
Rentengüter,  — die  ewige  von  Zinsschwankungen  nicht  berührte  Rente 
auch  für  die  neuen  Ansiedelungen  gewahrt,  und,  ohne  daß  ein  beson- 
derer Anreiz  dazu  vorhanden  wäre,  doch  die  Möglichkeit  einer  Ab- 
tragung der  Schuld  gegeben.  Wenn  dann  ferner  die  Vertragsbe- 
stimmung gesetzlich  zulässig  wäre,  daß  innerhalb  30  oder  40  Jahren 
eine  Parzellierung  oder  Zusammenlegung  der  neu  begründeten  Stellen 
nur  mit  Genehmigung  des  Rentenberechtigten  erfolgen  darf,  die  aber 
in  gewissen  Ausnahmefällen  durch  richterliche  Entscheidung  ergänzt 
werden  kann,  — so  ist  damit  wohl,  soweit  in  wirtschaftlichen  Din- 
gen überhaupt  vorgesorgt  werden  kann,  hinreichende  Garantie  ge- 
schaffen, daß  die  neu  errichteten  Stellen  als  dauernde  Heimstätten  für 
Bauern  und  Kleinbesitzer  gelten  können.  Denn  die  große  Gefahr  einer 
baldigen  Zersplitterung  oder  einer  Aufsaugung  der  neuen  Höle  ist 
zum  mindesten  wesentlich  verringert,  wenn  der  Bauer  seit  30  oder 
besser  seit  40  Jahren  aut  derselben  Scholle  sitzt,  wenn  der  derzeitige 
Besitzer  wohl  gar  darauf  geboren,  oder  seine  Jugendjahre  verlebt  hat. 
Im  Laufe  einer  Generation  können  und  werden  die  Kolonisten  mit 
ihrem  Boden  so  verwachsen  sein,  daß  sie  wahre  Herren  desselben  ge- 
worden sind  und  ihren  Besitz  lieben,  sie  werden  sich  als  organische 
Glieder  der  neuen  Gemeinde  fühlen  und  die  Gefahr  einer  leichtfertigen 
Zersplitterung  des  Bodens  ist  daun  wohl  zumeist  vorüber. 

W'enn  dann  endlich  Vorkaufsrechte  dem  Kolonisator  nur  für 
eine  gleiche  Zeitdauer  von  30  bis  40  Jahren  und  dann  immer  nur  mit 
der  oben  empfohlenen  Beschränkung  zugelassen  würden,  daß  eine 
W’iederveräußerung  ohne  materiellen  Gewinn  binnen  Jahresfrist  vom 
Gesetzgeber  verlangt  würde,  so  hätte  der  Begründer  der  Kolonie  die 
für  den  Beginn  des  Unternehmens  notwendige  Sicherheit,  tüchtige, 
seinen  Intentionen  entsprechende  Kolonisten  zu  erhalten,  ohne  daß 
damit  wesentliche  Gefahren  für  den  letzteren  verbunden  wären. 

W'ill  man  nun  von  seiten  der  Regierung  in  richtiger  Erkenntnis 
der  hohen  sozialen  Bedeutung  eines  gesunden  Bauernstandes  die  Er- 
richtung von  Rentengütem  in  der  oben  angedeuteten  Beschränkung 
begünstigen,  sei  es  durch  eigene  Kolonisationen,  sei  es  durch  Ermög- 
lichung privater  Ansiedelungen,  so  sollte  man  dabei  nicht  stehen 
bleiben,  die  ganze  Agrarpolitik  müßte  vielmehr  zielbewußt  dahin 
streben,  den  Bauernstand  nicht  nur  durch  Neugründungen  neu  zu 
kräftigen,  sondern  ihn  vor  allem  zu  erhalten  und  zu  sichern,  wo  er 
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noch  in  alter  Kraft  und  Zähigkeit  Widerstand  leistet  gegen  die  seinen 
Bestand  gefährdenden  Angriffe  von  oben  und  von  unten. 

Dann  sollte  man  nicht  bloß  durch  eine  allgemeine  Reform  des 
bäuerlichen  Erbrechtes  die  Sitten  und  Lebensanschauungen  der  Bauern 
umzugestalten  suchen,  sondern  müßte  auch  darauf  hinarbeiten,  daß 
solche  Anerbenrechte  durch  rechtzeitige  I/ebensversicherungen  für 
die  Miterben  ihrer  Härten  entkleidet  würden.  Dann  ist  es  Aufgabe 
des  Staates,  nicht  den  Realkredit  zu  beschränken,  die  Hypotheken- 
bücher für  den  bäuerlichen  Besitz  zu  schließen,  sondern  durch  Er- 
richtung zweckmäßig  organisierter  Kreditanstalten  für  Befriedigung 
des  gesunden  Kreditbedürfnisses  in  der  Form  unkündbarer  Hypotheken 
mit  niedrigem  Zinsfuß  und  der  Möglichkeit,  nicht  dem  Zwange  der 
Amortisation  Sorge  zu  tragen.  Dann  müssen  Darlehnskassen  und 
zahlreiche  Bankfilialen  solider  Bankinstitute  dafür  sorgen,  daß  dem 
Bauern  Gelegenheit  geboten  wird,  sich  aus  den  Händen  der  Wucherer 
und  Güterschlächter  zu  befreien,  wie  sie  in  einzelnen  Provinzen 
Preußens  und  des  Reiches  leider  dominieren. 

Dann  müssen  endlich  die  landwirtschaftlichen  Vereine  in  Verbin- 
dung mit  den  Organen  der  Staatsverwaltung  mehr  als  bisher  dafür 
eintreten,  durch  Förderung  des  Genossenschaftswesens  den  Kleinbesitz 
zu  stärken  im  Konkurrenzkampf  gegen  den  Großbetrieb  und  nament- 
lich durch  Errichtung  von  Getreidebörsen,  durch  bessere  Organisation 
der  Absatzverhältnisse  den  Bauern  von  dem  Tribut  zu  befreien,  den 
er  einem  allzuweitgehenden  Zwischenhandel  oft  zu  entrichten  hat. 

Das  sind,  oder  sollten  sein  die  oft  betonten  Ziele  unserer  Agrar- 
politik, welche  zur  Erhaltung  und  Sicherung  unseres  Bauernstandes  in 
beschleunigtem  Tempo  zu  erstreben  die  Not  der  Zeit  ganz  gewiß 
dringend  wünschenswert  erscheinen  läßt. 
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Patten,  Simon  N.,  Ph.  D.  (Halle),  the  premises  of  politioal 
economy,  being  an  examination  of  oertain  fundamen- 
tal prinoiples  in  economic  Science,  Philadelphia  1885, 
244  pp.  Besprochen  von  Professor  £.  Leser. 

Die  große  Mehrzahl  der  ökonomischen  Schriften,  die  wir  aus  Amerika 
erhalten,  dient  nur  der  Popularisierung  der  von  Europa,  insbesondere 
von  England  übernommenen  Lehrsätze,  höchstens  noch  der  Anwendung 
derselben  auf  einen  neuen  praktischen  Fall.  Den  Versuch  dagegen 
einer  eigentlichen  Fortbildung  der  Theorie  bieten  dieselben  regelmäßig 
nicht  dar.  Deshalb  können  wir  wohl  die  vorliegende  Schrift  als  eine  rühm- 
liche Ausnahme  bezeichnen,  weil  ihr  Vf.  das  Überlieferte  mit  bemerkens- 
werter Selbständigkeit  erfaßt  und  in  gründlicher  Prüfung  nach  verschiedenen 
Richtungen  umgestaltei.  Ja,  er  ist  sogar  bemüht,  mit  neuen  Wahrheiten 
von  allgemeiner  Geltung,  mit  neuen  Erklärungen  der  wirtschaftlichen  That- 
sachen  das  bisherige  System  der  Wissenschaft  zu  bereichern.  In  der  Art, 
wie  er  diese  Bestrebungen  verfolgt,  zeigt  er  eine  bedeutende  Annäherung 
an  die  Forschungsweise  jener  Schriftsteller,  denen  die  Begründung  der 
herrschenden  natioiialökonomischen  Theorie  verdankt  wird,  und  die  logische 
Schärfe,  die  er  vielfach  bewährt,  erscheint  der  Meister,  deren  Vorbild 
ihn  zur  Nacheiferung  gespornt  hat,  nicht  ganz  unwürdig. 

Bei  der  grundlegenden  Wichtigkeit  der  Probleme,  mit  denen  der  Vf. 
sich  beschäftigt,  und  bei  dem  Charakter  der  Dsnrstellung,  die  an  den  her- 
kömmlichen Anschauungen  zu  ändern  und  zu  bessern  unternimmt,  dürfte 
ein  genaueres  Eingehen  auf  die  einzelnen  Ausführungen  gerechtfertigt  er- 
scheinen. Ohnehin  erregen  die  polemische  Verhüllung,  in  der  die  An- 
sichten des  Verfassers  vielfach  auftreten,  und  der  oft  etwas  verschlungene 
Gang  seiner  Beweisführung  das  Gefühl , daß  erst  eine  zusammen  fassende 
Übersicht  des  positiven  Gedankeninhalts  der  Schrift  für  die  Beurteilung 
ihres  Wertes  einen  Anhalt  bietet. 

Den  eigentlichen  Mittelpunkt  der  sämtlichen  Erörterungen  bildet  die 
Untersuchung  jener  ökonomischen  Erscheinung,  die  wir  gewöhnUoh  als 
Grundrente  bezeichnen.  Zwar  führt  nur  das  erste  der  acht  Kapitel,  in 
welche  das  Buch  zerfällt,  die  Aufschrift  „über  die  Rente“,  aber  fast  alles 
Eigentümliche,  was  der  Vf.  in  späteren  Abschnitten  über  andere  Fragen 
vorbringt,  leitet  sich  ebenfalls  aus  einer  konsequenten  Durchführung  der 
Rententheorie  ab.  Nun  geschieht  es  ja  nicht  das  erste  Mal,  daß  von 
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Amerika  aus  die  Lehre  von  der  Bodenrente  in  ausführlicher  und  origi- 
neller Weise  besprochen  wird,  und  nach  der  Meinung  des  lief,  ist  der 
Einfluß  gerade  dieser  früheren  amerikanischen  Darstellungen  auf  den  Vf, 
nicht  zu  verkennen.  Freilich  stehen  die  beiden  meistgenannten  ameri- 
kanischen Nationalökonomen  in  bezug  auf  ihre  Beurteilung  der  Bente  im 
denkbar  schärfsten  Gegensatz.  Während  Carey  die  Bicardo’sche  Theorie 
gänzlich  widerlegen  zu  können  glaubt,  hat  umgekehrt  Henry  George  in 
derselben  den  Schlüssel  finden  wollen,  der  das  volle  Verständnis  aller  wirt- 
schaftlichen Erscheinungen  eröffne,  und  bekanntlich  die  weitgehendsten 
praktischen  Folgerungen  daran  geknüpft.  Es  mag  deshalb  paradox  klingen, 
wenn  wir  die  Ansicht  aussprechen,  der  Vf.  sei  in  seiner  Auffassung  von 
der  Bente  durch  seine  Landsleute  Carey  und  George  beeinflußt  worden. 
Allein  die  nähere  Betrachtung  unsrer  Schrift  wird  ergeben,  daß  darin 
einerseits  wie  von  Carey  aus  der  Erfahrung  gewonnene  Einwürfe  gegen 
die  Bicardo’schen  Sätze  vorgebracht  werden,  während  andrerseits  ganz  im 
Sinne  von  George  der  Bentenersoheinung  eine  ganz  außerordentliche  Trag- 
weite zugeschrieben  ist. 

Zur  Bicardo’schen  Bententheorie  gehören  folgende  drei  Sätze : ein- 
mal, daß  es  Boden  ohne  Bente  gibt,  dann,  daß  die  verschiedenen  Böden 
durch  ihre  Qualität  sich  unterscheiden,  und  drittens  daß  bei  einem  Preis, 
der  die  Kosten  nicht  deckt,  der  Anbau  aufgegeben  wird,  daß  deshalb  die 
höchsten  Produktionskosten  den  Preis  bestimmen.  Gegen  edle  diese  An- 
schauungen stellt  der  Vf.  in  seinem  ersten  Kapitel  Beweisgründe  zu- 
sammen. Die  Existenz  von  rentelosem  Boden  sucht  er  durch  den  Hinweis 
zu  widerlegen , daß  auch  das  unangebaute  Land  zu  Zwecken  der  Vieh- 
haltung, Holzgewinnung,  Jagd  benutzbar  sei  und  gegen  Entgelt  gepachtet 
werde.  So  sehen  wir  auch  Wilddiebe  aus  Gewinnsucht  ihr  gefährliches 
Gewerbe  betreiben,  das  also  doch  mehr  einbringen  müsse  als  bloß  die 
angemessene  Bezahlung  für  die  Anstrengung  des  Jagens.  Sollte  aber 
selbst  unkultiviertes  Land  vorhanden  sein,  das  keinen  Beinertrag  lieferte, 
BO  wäre  nach  dem  Vf.  doch  noch  nicht  bewiesen,  daß  man  wenigstens 
dieses,  ohne  Bente  zu  erwarten,  mit  Vorteil  in  Anbau  nehmen  könnte; 
denn  ausgedehntes  Waldland  ist  zu  klimatischen  Zwecken  notwendig  und 
muß  deßhalb  unberührt  bleiben.  Auch  dürfe  man  nicht  sagen,  es  gebe 
Land  in  solcher  Entfernung  von  den  Produktenmärkten , daß  auf  dem- 
selben eine  Bente  nicht  zu  erzielen  sei.  Denn  wenn  nur  Produkte  er- 
zeugt würden,  so  entstehe  der  Absatz  von  selbst,  da  an  jede  Landwirt- 
schaft eine  lokale  Industrie  sich  anschließe.  Soweit  die  hauptsächlichen 
Argumente,  die  das  ausnahmslose  Vorkommen  von  Bente  auf  allen  an- 
gebauten Feldern  beweisen  sollen.  Dann  wird  zu  zeigen  versucht,  daß 
der  Unterschied  in  der  natürlichen  Fruchtbarkeit  der  Böden  sehr  gering 
sei.  Bei  okkupatorischen  Benutzungen  des  Bodens  wird  geradezu  ge- 
leugnet, daß  die  Bodenqualität  auf  die  Produktionskosten  einen  Einfluß 
habe.  Hier  richteten  sich  nämlich  die  Kosten  nach  der  Menge  des  Pro- 
dukts , nicht  nach  der  Größe  der  Bodenfläche , wie  beispielsweise  das 
Fällen  von  hundert  Stämmen  ein  Gegebenes  koste,  ob  dieselben  nun  auf 
einem  ganzen  oder  schon  auf  einem  halben  Morgen  sich  finden.  Aber  auch 
im  landwirtschaftliohen  Betrieb  seien  die  Unterschiede  in  der  Fruchtbarkeit 
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keine  besonders  großen.  Vielmehr  entstehe  allmählich  eine  gewisse  Gleich- 
heit unter  den  Feldern,  indem  die  von  Natur  ertragreicheren  durch  die 
großen  Ernten,  die  man  ihnen  entnimmt,  erschöpft  werden,  während  eine 
natürliche  Geneigtheit  bestehe , schlechte  Böden  durch  sorgfältige  Be- 
arbeitung und  Schonung  zu  yerbessem.  Man  müsse  dabei  nur  immer  im 
Auge  behalten , daß  die  Fruchtbarkeit  nicht  nach  einer  einzelnen  Ernte 
zu  beurteilen  sei,  sondern  nach  dem  Gesamtergebnis,  welches  eine  ganze 
Rotation  im  Fruchtwechsel  ergebe.  Daher  zeigten  sich  denn  auch  für  die 
Beurteilung  der  Bodenqualität  andere  Verhältnisse  viel  bedeutungsyoller 
als  die  ursprüngliche  Fruchtbarkeit.  Territoriale  und  ökonomische  Lage 
einer  Gegend  stehen  hier  in  erster  Linie.  Die  bessere  Absatzgelegenheit 
auf  der  einen,  der  erniedrigte  Kapitalzins  auf  der  andern  Seite  seien  die 
Hauptmomente,  welche  es  zustande  brächten,  daß  mit  dem  Fortschreiten 
der  Kultur  immer  mehr  aller  Boden  als  fruchtbar  erscheine,  demnach 
die  Unterscheidung  zwischen  gutem  und  schlechtem  gegenstandslos  werde. 
Drittens  aber  hält  der  Vf.  auch  den  Satz,  daß  die  unter  den  ungünstigsten 
Bedingungen  sich  vollziehende  Produktion  den  Preis  der  Bodenerzeugnisse 
bestimme,  mit  den  Thatsachen  nicht  für  vereinbar.  Denn  dabei  werde 
übersehen,  daß  der  erste  Anbau,  die  Rodung  eines  bis  dahin  unkultivierten 
Bodens  ganz  besondere  Auslagen  erfordere,  also  auch  bei  steigendem  Preis 
oft  der  Anbau  zusätzlichen  Bodens  unterbleiben  müsse,  während  umge- 
kehrt auch  bei  niedrigem  Preis  nicht  ein  Aufgeben  des  Anbaues  erfolge, 
wenn  einmal  die  ersten  und  besonders  großen  Schwierigkeiten  überwunden 
sind.  Man  könne  sogar  behaupten,  daß  die  Kosten  der  Rodung  mit 
wachsender  Kultur  immer  größer  werden , und  deshalb  werde  es  immer 
unrichtiger  zu  sagen,  daß  der  Preis  den  Produktionskosten  auf  dem  un- 
dankbarsten Boden  gleich  sei. 

Nach  dem  Vf.  sind  es  zwei  andere  Momente,  welche  auf  den  Preis 
der  Bodenerzeugnisse  den  bestimmenden  Einfluß  üben.  Einerseits  jene 
schon  erwähnten  Kosten  der  Urbarmachung  frisohen  Bodens,  denn  um 
diesen  Betrag  kann  der  Preis  über  die  Produktionskosten  auf  dem  schlech- 
testen Boden  steigen.  Dann  aber  noch  ein  andrer  Umstand,  nämlich  die 
Gestaltung  des  Bedarfs.  Denn  nicht  in  dem  Verhältnisse  der  zunehmen- 
den Bevölkerung  müsse  immer  auch  die  begehrte  Menge  von  Rohprodukten 
wachsen,  sondern  die  gleiche  Menschenzahl  könne  Anforderungen  stellen, 
die  mit  verschiedener  Leichtigkeit  zu  befriedigen  seien.  Hier  unterscheidet 
der  Vf.  teilweise  in  bekannter,  teilweise  aber  auch  in  origineller  Art. 
Er  führt  aus,  daß  sich  der  Bedarf  auf  rasch  vergängliche  oder  auf  mehr 
dauerhafte  Güter  richten  kann.  Ferner  betont  er,  daß  mancher  Verbrauch 
vielen  gleichzeitig  zugute  kommt,  während  andere  Genüsse  gleichsam  einen 
egoistischen  Charakter  an  sich  tragen,  nur  die  Annehmlichkeit  und  Be- 
friedigung eines  Einzelnen  befördern.  Endlich  komme  es  darauf  an,  ob 
der  Mensch  in  seinem  Begehren  sich  den  Naturgesetzen  möglichst  anpaßt, 
jene  Gütermengen  im  größten  Umfange  zu  gewinnen  sucht,  von  denen 
die  Natur  die  größten  Vorräte  darbietet  und  die  größten  Mengen  erzeugt, 
oder  in  seiner  Willkür  sich  über  solche  Rücksichten  gänzlich  hinwegsetzt. 
Je  imnatürlioher,  unzweckmäßiger,  eigenwilliger  der  Mensch  verfährt,  desto 
höher  wachsen  die  Bentenbezüge. 
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Wenn  wir  diese  Erörterungen  über  das  Wesen  der  Rente  kritisieren 
sollen,  so  kann  auf  alle  einzelnen  Argumente  hier  nicht  genauer  einge- 
gangen werden.  Manches  derselben  würde  einer  schärferen  Prüfung  wohl 
kaum  standhalten,  So  hängt  beispielsweise  die  Verpachtung  der  Jagden 
und  die  Bestrafung  der  Wilddiebe  damit  zusammen,  daß  den  Eigentümer 
die  erlegte  Jagdbeute  nicht  bloß  Pulyer  und  Blei  kostet,  sondern  auch 
unter  unsem  Verhältnissen  den  Unterhalt  des  Wildes , der  den  von  ihm 
angebauten  Peldem  entnommen  wurde.  Um  aber  im  ganzen  zu  urteilen 
und  den  Standpunkt  des  Verfassers  zusammenfassend  zu  charakterisieren, 
so  können  wir  nicht  finden,  daß  er,  was  die  Theorie  der  Rente  betrifft, 
mit  Bicardo  in  einem  wesentlichen  Widerspruch  ist.  Die  Bicardo’sche 
Theorie  der  Rente  nämlich  ist  eine  Zurückführung  der  Rentenerscheinung 
auf  allgemeinere  Gesetze,  die  auch  sonst  im  wirtschaftlichen  Leben  gelten. 
Ricardo  erklärt  die  Rente  aus  den  allgemeinen  Gesetzen  des  Preises;  er 
zeigt,  daß  das  Preisgesetz,  eine  Verschiedenheit  der  Produktionsbedingungen 
auf  den  einzelnen  Böden  yorausgesetzt,  zur  Rente  führen  muß.  Der  Vf. 
leugnet  nun  weder  das  Preisgesetz  noch  dsui  Vorhandensein  ungleicher 
Umstände,  unter  welchen  sich  die  Boden  Produktion  yollzieht,  er  leugnet 
auch  nicht,  daß  als  Konsequenz  dieser  Verhältnisse  die  Rente  sich  bildet 
Nun  hat  freilich  Bicardo  diese  Grundzüge  seiner  Theorie  noch  genauer 
illustriert,  belegt,  zu  Folgerungen  benutzt.  Mit  diesen  Zusätzen  braucht 
man  nicht  einyerstanden  zu  sein,  um  darum  doch  im  wesentlichen  den 
Standpunkt  der  Ricardo’schen  Kentenlehre  einzunehmen.  Die  Einwürfe 
des  Verfassers  aber  sind  allein  gegen  solche  unwesentliche  Züge  gerichtet. 
Die  Unterschiede  in  den  Bedingungen  der  Produktion  sind  ihm  nicht 
Unterschiede  der  natürlichen  Fruchtbarkeit,  sondern  Verschiedenheiten 
etwa  im  herrschenden  Zinsfuß,  im  begehrten  Produkt,  im  bereits  ge- 
schehenen oder  noch  zu  bewirkenden  Anbau.  Ebenso  erkennt  der  Vf. 
das  allgemeine  Preisgesetz  auch  für  die  Landwirtschaft  als  maßgebend  an, 
aber  findet,  daß  als  thatsäohliche  Momente,  welche  bei  Bodenerzeugnissen 
die  Produktionskosten  oder  die  Nachfrage  beeinflussen,  auch  die  Schwierig- 
keit des  Übergangs  zu  neuen  Feldern,  die  mehrfache  Verwendbarkeit  des 
Ackers  Berücksichtigung  yerdienen.  Endlich  erscheint  dem  Vf.  allerdings 
die  Rente  weniger  das  Ergebnis  natürlicher  und  unyermeidlicher  Um- 
stände, als  einer  gewissen  Unklugheit  der  Völker,  aber  in  der  Hauptsache 
hält  er  sie  doch  auch  für  eine  Folge  zufälliger  äußerer  Verhältnisse  ohne 
ein  Bemühen,  ein  Verdienst  des  Bodenbesitzers. 

Daß  der  Vf.  im  Griinde  als  ein  Anhänger  der  herrschenden  Kenten- 
theorie gelten  kann,  zeigt  sich  besonders  deutlich  in  den  späteren  Ab- 
schnitten seines  Buches.  Dieselben  stellen  sich  geradezu  die  Aufgabe, 
aus  der  Renten erscheinung,  aus  der  Thatsache,  daß  mit  der  wachsenden 
wirtschaftlichen  Kultur  und  zunehmenden  Beyölkerung  die  Rente  eintritt 
und  immer  mehr  steigt,  neue  Folgerungen  abzuleiten.  Der  Vf.  glaubt, 
daß  in  dieser  Hinsicht  bisher  noch  nicht  alle  Konsequenzen , die  stich- 
haltig und  praktisch  bedeutungsyoll  wären,  gezogen  worden  sind.  Dabei 
legt  er  nicht  etwa  auf  die  eigentümlichen  Punkte,  die  er  selbst  in  die 
Rententheorie  einzuführen  yersucht,  ein  Gewicht,  -vielmehr  rügt  er  es 
gerade  an  den  bisherigen  Bearbeitern,  daß  sie  ihre  eigene  Auffassung  nicht 
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genug  folgerichtig  entwickelt  und  dadurch  derselben  eine  zu  geringe  Trag- 
weite beigemessen  haben.  Im  folgenden  sei  zusammengestellt,  welche 
neue  Konsequenzen  der  Vf.  selbst  aus  der  Rentenerscheinung  ableitet. 

Zuerst  sucht  der  Vf.  zu  beweisen , daß  in  der  herrschenden  Lehre 
Ton  der  Verteilung  die  Rente  nicht  hinlänglich  berücksichtigt  worden  sei. 
Er  bezieht  sich  dabei  auf  den  Satz  der  englischen  Schule,  daß  die  Gewinn- 
rate nur  Ton  der  Höhe  des  Arbeitslohnes  bestimmt  werde.  Er  meint, 
daß  man  das  gar  nicht  aussprechen  könne,  wenn  man  mit  der  Existenz 
des  Renteneinkommens  bekannt  sei.  Dabei  ist  der  litterarhistorische  Punkt 
übersehen,  daß  die  Ansicht  Ton  der  umgekehrten  Proportionalität  zwischen 
Arbeitslohn  und  Gewinn  und  die  Lehre  von  der  Rente  beide  ron  dem- 
selben Autor  Ricardo  vorgetragen  werden.  In  der  That  ist  aber  Ricardo 
gerade  der  Meinung,  daß  nur  Arbeit  und  Kapital  sich  in  das  Produkt  teilen. 
Die  Rente  entspricht  nach  ihm  nicht  einem  Teil  des  Produkts,  sondern 
nichtaufgewendeten  Kosten.  Die  Rente,  soweit  sie  überhaupt  vorkommt, 
läßt  sich  durch  eine  bloße  Subtraktion  berechnen.  Eine  „Verteilung 
des  Produkts'*  dagegen  findet  nur  als  Arbeitslohn  oder  Elapitalgewinn 
statt.  Das  ist  im  wesentlichen  die  Widerlegung  der  Ausstellungen,  die 
der  Vf.  an  der  Ricardo-MilPschen  Einkommenslehre  macht.  Wäre  aber 
selbst  die  letztere  nicht  richtig,  vielmehr,  was  z.  B.  den  Arbeitslohn  an- 
betrifii,  eine  Beziehung  desselben  zur  Rente  vorhanden,  so  dürfte  man 
doch  nicht  so  weit  gehen,  wie  der  Vf.  in  seiner  positiven  Ausführung  es 
thut.  Er  will  den  Beweis  führen,  daß  mit  jeder  Zunahme  der  Rente  der 
Arbeitslohn  entsprechend  falle,  und  dieser  Beweis  erscheint  nun  keines- 
wegs gelungen.  „Angenommen,"  sagt  er  (S.  106),  ,.hundert  Ellen  Tuch 
würden  durch  die  Arbeit  einer  Woche  erzeugt,  und  dieselbe  Arbeit  wäre 
nötig,  um  zehn  Haß  Weizen  auf  dem  besten  Boden  hervorzubringen,  so 
werden,  solange  es  keine  Rente  gibt,  die  beiden  Gütermengen  gleichen 
Wert  haben,  und  der  Wochenlohn  wird  zehn  Maß  Weizen  betragen.  Wenn 
schlechterer  Boden,"  so  fährt  er  fort,  „angebaut  wird,  der  nur  neun  Maß 
Weizen  als  Ergebnis  derselben  Arbeit  liefert,  die  auf  dem  guten  Boden 
zehn  Maß  erzeugt,  so  werden  hundert  Ellen  Tuch  für  neun  Maß  Weizen 
umgetauscht  werden,  und  der  Wochenlohn  aller  Arbeiter  wird  neun  Maß 
sein,  wie  ja  auch  das  Produkt  einer  Wochenarbeit  (hundert  Ellen  Tuch) 
gegen  neim  Maß  Weizen  umgetauscht  werden  wird."  In  dieser  Entwick- 
lung ist  unbeachtet  geblieben,  daß  auch  das  Kapital  an  dem  Ergebnis  der 
Produktion  teilnimmt.  So  vrird  denn  auch  die  Abnahme  der  Produktion 
von  dem  Kapital  mitzutragen  sein.  Daß  die  Rente  immer  und  um  ihren 
ganzen  Betrag  den  Arbeitslohn  verkürzt,  ist  jedenfalls  nicht  bewiesen. 

Auch  bei  der  bisherigen  Lehre  vom  internationalen  Handel  und  den 
daran  anknüpfenden  praktischen  Fragen  glaubt  der  Verfasser  die  Rentener- 
scheinung nicht  genügend  berücksichtigt.  Er  meint,  die  berühmte  Ri- 
cardo’sche  Lehre  von  den  Bedingungen  des  Austausches  unter  mehreren 
Kationen  berichtigen  zu  sollen.  Er  hält  dieselbe  für  unvollkommen,  weU 
übersehen  werde,  daß  die  Rente  auf  die  Handelsbeziehungen  einen  zwei- 
fachen Einfluß  übe.  Einmal  nämlich  werde  der  internationale  Austausch, 
soweit  dabei  Bodenerzeugnisse  verkommen,  durch  Veränderungen,  welche 
die  Rente  erfährt,  ebenfalls  modifiziert  Das  ist  unzweifelhaft,  braucht 


Digitized  by  Google 


272 


Litter  ator. 


aber  kaum  besonders  hervorgehoben  zu  werden.  Denn  wenn  die  Eente 
sich  vergrößert,  so  ist  eben  die  Arbeitsmenge,  welche  die  Herstellung 
der  betreffenden  Giiterart  kostet,  eine  andere  geworden,  gerade  wie  wenn 
etwa  die  Arbeiter  an  Geschicklichkeit  einbüßten.  Auf  der  anderen  Seite 
aber  meint  der  Verfasser  auch,  daß  das  allgemeine  Gesetz  sich  modifi- 
ziere, sobald  Rohprodukte  in  Frage  kommen,  weil  diese  bereitwilliger 
gekauft  würden  als  Manufakte.  Die  Ausführung  aber,  die  er  in  diesem 
Zusammenhang  macht,  erscheint  nicht  geglückt.  In  Wahrheit  beweist 
er  nur,  daß  Ricardo’s  Satz  auch  gilt,  wenn  es  sich  um  mehr  als  zwei 
auszulauschende  Güterarten  handelt,  und  daß  in  dieser  Hinsicht  Rohstoffe 
sich  ebenso  verhalten  wie  Fabrikate. 

Indem  der  Verfasser  dann  die  Handelspolitik  erörtert,  zweifelt  er 
cm  der  Richtigkeit  des  Freihandels,  weil  die  Verteidiger  desselben  die 
Rückwirkung  des  Systems  auf  die  Höhe  der  Rente  nicht  untersucht 
hätten.  Freilich  können  auch  die  Schutzzöllner  keine  rechte  Freude  an 
dem  Vf.  haben,  denn  er  statuiert  einen  Interessengegensatz  zwischen 
den  verschiedenen  Berufsklassen  wie  unter  den  Nationen.  Der  Vf.  will 
aber  immer  diejenige  Handelspolitik  eingesohlagen  wissen , bei  der  die 
Grundbesitzer  am  wenigsten  Rente  beziehen.  Demach  hält  er  für  ein 
Land,  das  einen  starken  Bedcurf  an  Bodenerzeugnissen  hat,  den  Freihandel, 
für  ein  dünnbevölkertes  Land,  das  nur  Bodenerzeugnisse  ausführen  könnte, 
das  Schutzsystem  für  empfehlenswerth.  In  Wirklichkeit  scheint  der  Vf. 
hier  zwei  Dinge  zu  verwechseln.  Allerdings  wenn  die  Lcmdwirtschaft 
auch  den  Bedarf  für  die  Industrie  erzeugen  miiß,  so  wird  die  Rente  höher, 
aber  es  macht  dabei  keinen  Unterschied,  ob  diese  Industrie  auswärts 
oder  im  Inland  betrieben  wird.  Das  Problem  von  Freihandel  und  Schutz- 
zoll aber  betrifft  die  Frage,  wo  die  Industrie  am  zweckmäßigsten  ihre 
Stelle  haben  soll.  Der  Vf.  hätte  vielleicht  Recht,  die  Ausfuhr  der  Boden- 
erzeugnisse  verhindern  zu  wollen,  wenn  er  dedurch  dcks  Land  in  einem 
primitiven  Zustand  mit  dünner  Bevölkerung  und  bescheidenen  Bedürf- 
nissen erhalten  könnte ; aber  so  würde  der  Erfolg  der  .Maßregel  sich  nicht 
gestalten.  Vielmehr  würde  eine  Industrie  im  Innern  hervorgerufen  und 
dadurch  die  gefürchtete  Rentensteigerung  resp.  Renten entstehung  doch 
herbeigeiührt.  Im  Gegenteil  kann  eine  zweckmäßige  Verteilung  des  An- 
baues, wodurch  die  Rente  verringert  wird,  erfolgen,  wenn  eine  Auswahl 
unter  den  Ländereien  mehrerer  Nationen  offen  steht. 

Auch  im  inneren  Verkehr  kemn  sich  der  Vf.  nur  wegen  der  Renten- 
erscheinung nicht  für  eine  volle  Freiheit  der  Bewegung  aussprechen.  So 
zeigt  sich  wieder,  wie  ihm  die  Rente  die  einzige,  aber  gewaltige  Störung 
in  der  Harmonie  der  wirtschaftlichen  Erscheinungen  bildet.  Er  ist  der 
Meinung,  daß  edle  Entwickelung,  alle  Vorteile  der  zunehmenden  Kultur 
imd  Einsicht  zu  nichts  dienen  als  zur  Steigerung  der  Rente,  zur  Be- 
reicherung der  Besitzer  der  RentenqueUen,  daß  dagegen  der  Arbeitslohn 
so  gut  wie  der  Gewinn  verhältnismäßigere  immer  mehr  abnehmen.  Der 
Bodenbesitzer  überlasse  eben  die  Nutzung  seiner  Grundstücke  demjenigen, 
der  den  größten  Pachtzins  zahle.  So  würden  die  Klassen,  welche  cm- 
spruchs voller  seien  in  ihren  Forderungen  gegenüber  dem  Grundeigentümer, 
immer  mehr  von  den  genügsamen  verdrängt.  Nicht  die  Leistungsfähig- 
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keit  für  die  Zwecke  der  Produktion  entscheide  eigentlich  im  Kampf  der 
Individuen  um  ihre  wirtschaftliche  Existenz,  sondern  die  Geringfügigkeit 
des  Entgelts,  den  sie  vom  Grundbesitzer  für  ihre  Leistungen  fordern. 
Darum  verdrängten,  was  die  Arbeiterklasse  anlangt,  gerade  die  rohen,  un- 
gebildeten Elemente  die  feineren,  geistig  entwickelten,  und  hinsichtlich 
des  Kapitals  ergebe  sich  das  Resultat,  dafs  die  Reichen,  die  mit  Minimal- 
zinsen  sich  begnügen,  den  kleineren  Leuten  die  Ersparung  unmöglich 
machen.  Für  diesen  doppelten  Mißstand  sei  eine  Abhülfe  nur  durch 
staatliche  Intervention  möglich.  Einerseits  sei  durch  ein  Verbot,  unge- 
bildete resp.  ungeprüfte  Arbeiter  zu  beschäftigen,  das  Niveau  der  Fähig- 
keiten in  den  arbeitenden  Klassen  zu  heben,  andrerseits  durch  mangel- 
hafteren Rechtsschutz,  unwirksamere  Kreditgesetze  der  Zinsfuß  zu  steigern. 
Wir  wollen  von  den  zuletzt  angedeuteten  praktischen  Vorschlägen,  deren 
Unzweckmäßigkeit  leicht  zu  erweisen  wäre,  absehen.  Was  jedoch  die 
Theorie  angeht,  woran  dieselben  anknüpfen,  so  ist  diese  zwar  in  sich 
geschlossen  und  zusammenhängend,  hat  aber  den  wesentlichen  Mangel, 
unbewiesen  zu  sein.  Wie  viele  andre  deduktiv  vorgehende  NationeJöko- 
nomen  zeigt  der  Vf.  doch  nur  eine  Möglichkeit,  wie  etwa  mit  zu- 
nehmender Kiiltur  die  Verteilung  des  Gesamtprodukts  auf  die  drei  Ein- 
kommensarten sich  ändern  könnte.  Aber  es  hamdelt  sich  darum  festzu- 
stellen, wie  die  Entwickelung  sich  wirklich  vollzieht;  der  Kreis  der 
Möglichkeiten  ist  im  Laufe  der  Zeit  von  den  Schriftstellern  fast  voll- 
ständig durchlaufen.  Nach  Adam  Smith  steigen  Rente  und  Arbeitslohn, 
während  der  Kapitalgewinn  abnimmt;  Ricardo  läTst  die  Rente  steigen, 
den  Arbeitslohn  imverändert  bleiben,  den  Gewinn  abnehmen;  nach  Rod- 
bertuB  steigen  Rente  und  Gewinn  und  der  Ajrbeitslohn  vermindert  sioh, 
und  George  und  der  Verf.  endlich  glauben,  dafs  nur  die  Rente  sich  ver- 
mehre, Lohn  und  Gewinn  aber  sinken. 

Der  Vf.  sucht  seine  Überzeugung,  der  er  vielfachen  Ausdruck  giebt 
und  wonach  zweckmäfsige  menschliche  Einrichtungen  viel  zu  einer  heil- 
samen Verringerung  der  Rente  beitragen  können,  noch  durch  eine  be- 
sondere Betrachtung  (Kapitel  6)  zu  stützen.  Er  will  zeigen,  dafs  die 
Rentenerscheinung  nicht  schon  bei  bescheidenen,  sondern  erst  bei  über- 
triebenen und  maßlosen  Anforderungen,  die  wir  an  den  Boden  stellen, 
sich  zeige.  Er  bekämpft  daher  die  Lehre,  daß  allgemein  in  der  Land- 
wirtschaft zusätzliche  Aufwendungen  abnehmende  Erträgnisse  liefern. 
Diese  Lehre  wird  von  Senior  als  eines  der  vier  Grundprinzipien  der 
Nationalökonomie  bezeichnet,  und  J.  St.  Mill  nennt  sie  gar  die  wichtigste 
Wahrheit  in  unserer  Wissenschaft  In  der  That  erscheint  sie  auch  durch 
die  Ein  würfe  des  Verfassers,  so  scharfsinnig  man  vielleicht  dieselben 
finden  mag,  nicht  erschüttert.  Der  Vf.  beruft  sioh  hauptsächlich  auf 
folgende  drei  Erwägungen.  Zuerst  findet  er , dafs  die  Abnahme  der 
Bodenkraft  gegenüber  gesteigerten  Anforderungen  zur  Erscheinung  kommt 
gleichzeitig  mit  unsrem  Wunsch,  wenige  bestimmte  Fruchtarten  der  Erde 
abzugewinnen.  Es  sei  doch  die  Möglichkeit  vorhanden,  daß  nicht  eine 
natürliche  Eigenschaft  des  Bodens,  sondern  die  ungeeignete  Benutzungs- 
weise die  Verringerung  der  produktiven  Kraft  verschulde.  Dann  zieht 
er  in  Betracht,  daß  die  Abnahme  der  Erträgnisse  historisch  zusammen* 
N.  F.  Bd.  XIV.  18 
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falle  mit  größerer  Gesohickliohkeit  der  Arbeiter  und  besseren  Ernten  auf 
den  früher  angebauten  Eeldem,  das  durchschnittliche  Ergebnis  der  Arbeit 
in  der  Landwirtschaft  also  nicht  ab-,  sondern  zunehme.  Endlich  bemerkt 
der  Yf.,  die  Leistungen  des  Ackerbaues  seien  eine  Yorbedingung  für  die 
Wirksamkeit  der  Industrie,  man  dürfe  nicht  den  Ackerbau  für  sich  allein 
in  das  Auge  fassen,  sondern  müsse  die  vereinigte  Arbeit  in  Stadt  und 
Land  mit  dem  Ergebnis,  der  gesamten  nationalen  Produktion  vez^leichen. 
Das  zweite  dieser  Argumente  ist  seinem  wesentlichen  Inhalte  nach  nicht 
neu  und  schon  früher,  u.  a.  auch  eingehend  von  Mill,  widerlegt  worden. 
Bei  näherem  Zusehen  aber  halten  auch  die  beiden  anderen  Argtunente 
der  Prüfung  keinen  Stand.  Denn  die  herrschende  Lehre  behauptet  nichts 
anderes,  als  daß  hinsichtlich  der  Produktivität  ein  Gegensatz  bestehe 
zwischen  Industrie  und  Landwirtschaft,  und  der  Mangel  der  Landwirtschaft 
würde  damit  nicht  beseitigt,  wenn  der  Yerf.  auch  richtig  nach  wiese,  wie 
derselbe  entsteht  \md  wie  er  kompensiert  wird. 

Wenn  der  Yf.  in  der  Hauptsache  mit  der  Eentenlehre  sich  be- 
schäftigt, so  hat  er  ein  Kapitel  seiner  Darstellung  doch  einem  anderen 
Gegenstand  gewidmet,  der  Malthus’sohen  Bevölkerungstheorie.  Er  ähnelt 
auch  darin  George,  daß  er  die  Bedeutung  dieser  Lehre  abzuschwächen 
sucht.  Seine  Ein  würfe  berühren  aber  doch  mehr  nur  die  Fassung,  nicht 
den  eigentlichen  Inhalt  der  Theorie.  So  meint  er,  daß  die  „moralische 
Einschränkung*'  nicht  als  entgegenwirkende  Kraft  sondern  als  teilweise 
Beseitigung  des  Bevölkerungsprinzips  zu  charakterisieren  gewesen  wäre. 

Wir  fassen  unser  Urteil  über  das  Buch  kurz  zusammen.  Wir  haben 
durch  dasselbe  einen  Schriftsteller  kennen  gelernt,  der  über  die  schwie- 
rigsten Probleme  der  Güterverteilung  in  gründlicher  und  selbständiger 
Weise  naohgedaoht  hat  In  seiner  Kritik  der  Yorgänger  zeigt  er  hervor- 
ragenden Scharfsinn  und  die  Beföhigung,  die  Erscheinungen  des  Lebens 
in  ihrer  Bedeutung  für  die  Theorie  zu  würdigen.  Wenn  die  positive 
Ausbeute  seiner  Erörterungen  keine  erhebliche  ist,  so  messen  wir  die 
Schuld  dem  Umstande  bei,  daß  der  Yf.  in  der  Forschungsweise  der 
Autoren,  die  er  berichtigen  will,  auch  seinerseits  beharrt.  Wir  hoffen 
ihm  wieder  zu  begegnen,  wenn  er  nicht  bloß  von  der  Autorität  der 
Lehrmeinungen,  sondern  auch  von  derjenigen  der  überlieferten  Methode 
sich  noch  freier  gemacht  hat,  und  erwarten,  daß  dann  einmal  die  Wissen- 
schaft seiner  Begabung  und  seinem  Eifer  wertvolle  Bereicherungen  ver- 
danken wird. 
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II. 

Dia  Verhandlungen  über  die  Einführung  eines  Branntweinmonopols 

in  der  Schweiz. 

Mehr  als  Zeichen  der  Zeit  wie  durch  wesentliche  neue  Gesichtspunkte 
ist  die  Bewegung  in  der  Schweiz  zur  Durchführung  einer  grünlichen 
Heform  der  Branntweinbesteuerung  von  besonderem  Interesse  und  wirk- 
licher Bedeutung.  Wie  in  Schweden  hat  das  Streben,  dem  Alkoholismus 
entgegeuzuarbeiten,  die  Anregung  zu  dem  ganzen  Vorgehen  gegeben,  und 
die  Einmütigkeit,  die  mau  in  der  Bevölkerung,  der  Kegierung  und  den 
vorarbeitenden  Kommissionen  in  dieser  Hinsicht  findet,  die  ruhige  Sach- 
lichkeit, die  überall  den  festen  Vorsatz  bekundet,  Parteiinteressen  wie  alten 
Vorurteilen  entgegenzutreten,  macht  einen  überaus  wohlthuenden  Eindruck, 
um  so  mehr,  wenn  man  demgegenüber  an  unsere  deutschen  Verhält- 
nisse denkt.  Nur  mit  Trauer  kann  man  eich  bei  der  Lektüre  der  Schwei- 
zer Kommissionsberichte  die  Verhandlungen  im  deutschen  Eeichstage  ver- 
gegenwärtigen, wo  man  über  Nörgelei,  Parteihader  und  gegenseitige  per- 
sönliche Begeiferung  zu  tiefer  gehender  Erörterung  der  Kernfrage  kaum 
gelangte,  wo  das  Endergebnis  in  der  Frage  selbst  rein  negativ  blieb  und 
nicht  einmal  weder  von  der  Regierung  noch  der  Volksvertretung  wert- 
volles Material  zur  Weiterarbeit  zu  Tage  gefördert  wurde. 

Das  Material  in  den  unten  angegebenen  Schriften  ist  uns  in  liebens- 
würdiger Weise  von  dem  Direktor  des  eidgenössischen  statistischen  Bureaus, 
Herrn  Dr.  Milliet,  der  wie  sein  Vorgänger  im  Amte  selbst  energisch  in 
die  Diskussion  eingegriffen  und  besonders  zur  Klärung  der  Anschauungen 
beigetragen  hat,  zur  Disposition  gestellt  *). 

1)  HoffmaDD-Memn , zur  Alkoholfrage.  Vergleichende  Darstellung  der  wesentlich- 
sten Bestinunnngen  der  kantonalen  Wirtechaftegesetze.  Bern  1888.  78  SS. 

Dr.  Schaler,  eidgen.  Fabrikinspektor,  zur  Alkoholfrage.  Die  Ernährungsweise  der 
arbeitenden  Klassen  ln  der  Schweis  and  ihr  Einfluß  auf  die  Ausbreitung  des  AlkoboUs- 
mos.  Bern  1884.  89  SS. 

Über  die  analytische  Bestimmung  und  technische  Beseitigung  des  Fuselöls  im  Sprit. 
Gutachten  v.  Dr.  G.  Bunge,  V.  Meyer  u.  E.  Schulze.  Bern  1884.  88  SS. 

Vergleichende  Darstellung  der  Gesetze  und  Erfahrungen  einiger  ausländischer 
Staaten,  zusammen  gestellt  ▼.  eidgenöss.  Statist  Bureau.  Bern  1884.  638  SS. 

18  ♦. 
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Die  gegenwärtigeu  BesteutTungsverhältuisse  sind  in  der  Schweiz  außer- 
ordentlich kompliziert.  Die  einzelnen  Kantone  haben  ihre  eigene  Steuer- 
gesetzgebung, die  aus  sehr  yerschiedenen  Zeiten  stammt 

Vier  Arten  der  Steuern  kommen  in  Betracht. 

I.  Der  Zoll,  welchen  der  Bund  erhebt  und  sich  auf  20  Frks.  pro 
Hektol.  100^  Tralles  beläuft. 

II.  Die  Steuern  „für  die  Verwirtung  oder  den  Kloinverkauf  alkoho- 
lischer Getränke.**  Im  Kanton  Bern  ist  das  Gesetz  über  das  Wirtschafts- 
wesen  vom  4.  Mai  1879  in  dieser  Hinsicht  maßgebend.  Wirtschaften  mit 
Beherbergungsrecht  sind  in  1 1 Klassen  geteilt  und  zahlen  eine  Patenttaxo  von 
300 — 2000  Frks.;  Wirtschaften  ohne  Beherbergungsrecht  sind  in  8 Kl. 
geschieden,  welche  v.  300 — 1600  Frks.  zahlen.  Das  Ausschenken  von 
Liqueurs  in  Konditoreien  ist  mit  einer  Gebühr  von  50 — 100  Frks.  be- 
lastet Unter  Kleinhandel  ist  verstanden  der  Verkauf  in  Quantitäten 
unter  15  Liter,  für  das  Recht  dazu  wird  eine  Taxe  für  Wein  50 — 300  Frks., 
für  gebranntes  Wasser  200 — 600  Frks.,  für  beides  250 — 800  Frks.,  für 
Liqueure,  Arak  etc.  50 — 300  Frks.  erhoben.  In  Luzern  ist  der  Klein- 
verkauf von  geistigen  Getränken  allen  denjenigen  verboten,  welche  nicht 
eine  Wirtschaftskonzession  besitzen.  Kleinverkauf  wird  angenommen  bei 
Absatz  von  weniger  als  10  Liter  gebr.  Wasser.  Die  Konzession  ist  für 
150  Frks.  zu  erhalten.  In  dieser  Weise  liegen  eine  Menge  Abweichun- 
gen zwischen  den  verschiedenen  Kantonen  vor.  Zürich , Uri , Glarus, 
Appenzell,  Thurgau,  Tessin,  Neuenbnrg  und  Genf  haben  keine  besondere 
Bestimmungen  über  die  Besteuerung  des  Elleinhandels. 

III.  Die  Konsumosteuer  ^ ) auf  alkoholisches  Getränke,  die  in  die 
betr.  Kantone  eingeführt  und  daselbst  konsumiert  werden,  welche  bald 
Ohmgelder  (in  6 Slantonen  wie  in  Bern),  Getränkesteuer,  Konsumover- 
brauchssteuor  oder  Oktroi  genannt  wird.  Nur  in  8 Kantonen  erhebt  man 
solche  Steuer  nicht,  in  8^  Kantonen  wird  sie  nur  von  fremden  Getränken 
bezogen,  in  11^  Kantonen  aber  sowohl  von  auswärtigem  wie  heimischem 
Produkt.  Doch  sollen  laut  Bundesverfassung  von  1874  alle  diese  Kon- 
sumsteuem,  sowie  ähnliche  von  einzelnen  Gemeinden  erhobene  ohne  Ent- 
schädigung mit  Ablauf  des  Jahres  1890  fortfallen.  Das  Schädliche  und 
Unhaltbare  dieser  Einrichtung  liegt  darin,  daß  in  vielen  Kantonen  die  aus 
dem  Nachbarkantone  eingeführten  Produkte  höher  besteuert  werden  als 
die  vom  Auslande  bezogenen.  Die  Ungleichheit  ist  eine  außerordentlich 
große,  und  der  Wein  wird  vielfach  bedeutend  höher  besteuert  als  der 
Sprit 

IV.  Die  Fabrikationssteuer.  Nur  in  6 Kantonen  besteht  eine  solche. 
Von  besonderer  Bedeutung  ist  fast  nur  die  Gesetzgebung  in  Bern,  wo  der 


J.  Kummer,  Sachliche  Mitteilangeo  aor  Alkoholvorlage.  Bern  1885.  47  SS. 
Bericht  des  Departements  des  Innern  an  den  Bondesrat,  betr.  die  Gesetzesvorlage 
Ober  AnsfUhmng  des  Art  32h<*  nnd  der  Übergangsbestimmung  6 der  Bundesverfassung. 
72  SS.  31.  Aug.  1886. 

Alkoholgesetsgebung,  Bericht,  Protokoll  und  Antrag  der  nationalrStlichen  Kommis- 
sion über  den  Krlafl  eines  Bnndesgesetses  betr.  den  Branntwein.  72  SS.  7.  Nov.  1886. 

1)  Th.  Hoffmann-Merian , Die  kantonalen  Ohmgeld  - und  Konsumosteuem  in  der 
Schweiz.  Basel  1872.  184  SS. 
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größte  Teil  des  Bchweizerischen  Branntweins  fabriziert  wird.  Nach  dem 
Gesetz  vom  31.  Oktbr.  1869  bedarf  deijenige,  der  innerhalb  des  Berner 
Kauton’s  die  Fabrikation  gebr.  geistiger  Flüssigkeiten  betreiben  will,  einer 
Konzession,  für  welche  er  eine  Gebühr  von  10 — 5000  Fr.  je  nach  Aus- 
dehnung des  Betriebes  zu  entrichten  hat  Bei  jährlicher  Fabrikation 

von  151  — 1500  Liter  10 — 50  Fr. 

„ 1501—3000  „ 50—100  „ 

„ 3001—4500  „ 100—150  „ 

U.  8.  W. 

das  Maximum  von  5000  Frks.  bezahlt,  wer  jährlich  1500  Hektol.  und 
darüber  herstellt. 

Nicht  der  Druck  der  erwähnten  Auflagen  war  es,  wie  erwähnt,  wel- 
cher die  Bewegung  zu  gründlicher  Beform  der  Branntweinbesteuerung  herbei- 
geführt hat,  sondern  die  Erkenntnis  einer  Zunahme  des  Alkoholismus  und 
der  gefährlichen  Dimensionen,  welche  er  angenommen  hat 

Bei  einer  Bevölkerung  von  nicht  ganz  2 900  000  Einw.,  führt  Kum- 
mer in  der  erwähnten  Schrift  S.  5 aus,  werden  in  der  Schweiz  jährlich 
200  MilL  Liter  Wein  konsumiert,  wovon  67  Mill.  eingefUhrt  sind;  über 
100  Mill.  L.  Most;  über  100  Mill.  L.  Bier,  wovon  etwa  5 Mill.  auswär- 
tiges; circa  27  Mill.  L.  Branntwein,  wovon  20  Mill.  meist  als  Sprit  vom 
Auslande  bezogen  wurden.  Der  Fremdenverkehr  trägt  zu  diesem  Konsum 
doch  nur  unbedeutend  bei,  denn  die  auf  58  137  berechnete  Gästezahl,  die 
nur  9 — 10  Wochen  im  Lande  zubringt,  macht  nur  2^  der  Bevölkerung 
aus,  und  kann  in  4 — 4^  Mill.  Kosttagen,  die  nur  circa  4^^  der  Konsum- 
tage der  Bevölkerung  ansmachen,  nicht  eine  gewaltige  Erhöhung  des  Durch- 
schnittsverbrauchs herbeiführen. 

Von  1850 — 80  ist  die  Bevölkerung  um  der  Weinkonsum  um 
die  Einfuhr  von  19^  auf  67  Mill.  L.  gestiegen.  Der  Bierverbrauch  hat 
sich  vervierfacht,  weil  er  aus  den  Städten  sich  auf  das  Land  verbreitet 
hat.  Bedeutender  und  namentlich  schädlicher  ist  die  Zunahme  des  Brannt- 
weingonusses.  In  den  hinfziger  Jahren  wurden  7 — 7^  Mill.  L.  zu  50^ 
Tralles  getrunken,  jetzt  27  Mill.,  wovon  nur  7 MilL  L.  im  Inlande  fabri- 
ziert werden,  und  zwar  vermittels  vom  Auslande  bezogenen  Rohstoffs 
und  Brennmaterials. 

Dabei  ist  es  nicht  zu  verwundern,  wenn  die  Folgen  des  Alkoholis- 
mus in  beunruhigender  Weise  zu  Tage  treten,  wie  es  von  der  Tages- 
presse  aber  auch  von  der  Statistik  genugsam  bekundet  wird,  die  denselben 
als  Ursache  frühzeitigen  Todes,  von  Krankheit,  bes.  Irrsinn,  Verbrechen  und 
Verarmung  nachweisen.  Nach  der  Aufnahme  von  1883  waren  in  der 
Schweiz  40^  der  inhaftierten  Männer  und  23^  der  inhaftierten  Weiber 
dem  Trünke  ergeben,  und  in  8 Rettungsanstalten  fast  50^  der  inhaf- 
tierten Kinder  durch  die  Trunksucht  der  Eltern  in  die  Lage  gekommen, 
wie  im  Kanton  Bern  12^  der  aus  öffentlichen  Mitteln  Unterstützten  durch 
das  eigene  Laster. 

Immer  allgemeiner  gewann  in  der  öffentlichen  Meinung  die  Über- 
zeugung Bahn,  daß  hiergegen  energisch  vorgegangen  werden  müsse  und 
zwar  besonders  auch  von  seiten  des  Bundes.  Indessen  glaubte  man  mit 
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Becht  denselben  auf  die  Regelung  der  Besteuerung  beschränken  zu  sollen 
und  das  Weitere  den  Kantonen  und  der  Gesellschaft  zu  überlassen. 

Zuerst  faßte  man  es  mithin  ins  Auge  die  verschiedenen  inländischen 
Steuern  auf  die  Getränke,  namentlich  das  Ohmgeld  zu  beseitigen  und 
eine  einheitliche  Besteuerung  durchzufUhren , die  vor  allem  den  Preis 
des  Weines  und  Bieres  gar  nicht  oder  nur  wenig  erhöhen,  dafür  aber 
um  BO  schärfer  den  Branntwein  anfassen  sollte.  Denn  deis  erkannte 
man  als  einen  Hauptübelstand  an,  daß  bisher  in  vielen  Kantonen  der 
Wein  übermäßig,  selbst  auf  ein  Viertel  des  Wertes  verteuert  wurde 
und  damit  künstlich  eine  Verdrängung  des  Weines  durch  den  Schnaps 
herbeigeführt  war.  Es  ist  zum  Beispiele  angeführt,  daß  ein  Liter  Wein 
in  einem  Kantone  mit  60  Cent.,  in  dem  benaehbarten  infolge  höherer 
Besteuerung  90 — 100  Cent,  kostet,  in  dem  einen  daher  der  Wein,  in 
dem  andern  der  Branntwein  dtis  tägliche  Getränke  der  Familie  bildet. 

Deshalb  hat  ein  Bundesgesetz  schon  i.  J.  1872  die  Aufhebung  der 
gesetzlichen  kantonalen  Getränkstenem  im  Jahre  1890  angeordnet  Der 
Bund  begnügte  sich  aber  damit  nicht,  er  wollte  noch  eine  positive  Maß- 
regel zur  Bekämpfung  der  Trunksucht  durchführen  oder  doch  anbahnen. 

Als  Aufgabe  erkannte  er  die  Preiserhöhung  des  Schnapses  gegenüber 
den  andern  geistigen  Getränken,  mittels  Besteuerung  der  Branntweiu- 
fabrikation  im  Innern  im  Einklang  mit  dem  Zoll  auf  die  Spriteinnahme 
des  Auslandes.  2.  Die  Besteuerung  des  Branntweins  behu&  Erzielung 
eines  fuselfreien  Fabrikates.  3.  Beseitigung  der  Übelstände,  welche  mit 
dem  bisherigen  Verkauf  des  Branntweins  verbunden  waren.  4.  Erzielung 
eines  finanziellen  Resultates,  um  ausreichenden  Ersatz  für  die  zu  beseiti- 
genden Steuern  zu  sohafien. 

Dazu  war  eine  Änderung  der  Bundesverfassung  notwendig,  die  auch 
am  25.  Okt.  1885  erreicht  wurde,  so  daß  fortan  folgende  Artikel  maß- 
gebend sind,  wobei  die  neu  hinzugekommenen  durch  gesperrten  Druck 
gekennzeichnet  sind. 

Art.  31.  Die  Freiheit  des  Handels  und  der  Gewerbe  ist  im  ganzen  Umfange  der 
Eidgenossenschaft  gewährleistet. 

Vorbehalten  sind: 

a.  Das  Salz-  nnd  Pulverregal,  die  eidgenössischen  Zölle,  die  EingangsgebUbren  von 
Wein  and  andern  geistigen  Getränken,  sowie  andere  vom  Bande  ansdrückllch  an- 
erkannte Verbraachssteuem,  nach  Maßgabe  des  Art.  32. 

b.  Die  Fabrikation  nnd  der  Verkauf  gebrannter  Wasser,  nach  HaB- 
gabe  des  Art  32t>ü. 

c.  Das  W ir  t sch  a f t s we  s e n and  der  Kleinhandel  mit  geistigen  Ge- 
tränken, in  dem  Sinne,  daB  die  Kantone  anf  dem  Wege  der  Ge- 
setzgebnng  die  Ausübung  des  W i r ta  c b af  tage  we  r b es  und  des 
Kleinhandels  mit  geistigen  Getränken  den  durch  das  öffent- 
liche Wohl  geforderten  Beschränkungen  unterwerfen  können. 

d.  Sanitätspolizeiliche  MaBregeln  gegen  Epidemien  and  Viehseuchen. 

e.  Verfügungen  Ober  Ausübung  von  Handel  und  Gewerben , über  Besteuerung  des  Ge- 
werbebetriebes und  Über  die  Benutzung  der  Straßen.  Diese  Verfügungen  dürfen  den 
Grundsatz  der  ELandels-  und  Gewerbefreibeit  selbst  nicht  beeinträchtigen. 

Art.  32.  Die  Kantone  sind  befugt,  die  im  Art.  31  litt,  a erwähnten  Eingangsge- 
bübren  von  Wein  und  andern  geistigen  Getränken  unter  folgenden  Beschränkungen  zu 
erheben : 

a.  Bei  dem  Bezug  derselben  soll  der  Transit  in  keiner  Weise  belästigt  und  der  Ver- 


NatioDjJÖkouomiKhe  Gesetigebusg. 


279 


kehr  überhaapt  so  wenig  als  möglich  gehemmt  und  mit  keinen  andern  Gebühren 
belegt  werden. 

b.  Werden  die  für  den  Verbrauch  eingefUhrten  Gegenstknde  wieder  aus  dem  Kanton 
ansgeführt,  so  sind  die  bezahlten  EingangsgebUhren  ohne  weitere  Belkstigung  zurück* 
zuerstattan. 

c.  Die  Erzeugnisse  schweizerischen  Ursprungs  sind  mit  niedrigem  Gebühren  zn  belegen 
als  diejenigen  des  Auslandes. 

d.  Eingangsgebühren  von  Wein  und  andern  geisUgen  Getrlnken  schweizerischen  Ur- 
sprungs dürfen  da,  wo  solche  schon  bestehen,  nicht  erhöht,  und  in  Kantonen,  welche 
noch  keine  beziehen,  nicht  eingeführt  werden. 

e.  Die  Gesetze  und  Verordnungen  der  Kantone  über  den  Bezug  der  EingangsgebUhren 
sind  der  Bundesbehürde  vor  Vollziehung  derselben  zur  GutheiSung  vorzulegen,  damit 
die  Nichtbeachtung  vorstehender  Grundsätze  verhindert  werden  kann. 

Mit  Ablauf  des  Jahres  1890  sollen  alle  Eingangsgebühren,  welche  dermalen  von 
den  Kantonen  erhoben  werden,  sowie  ähnliche,  von  einzelnen  Gemeinden  bezogene  Ge- 
bühren ohne  Entschädigung  dahinfallen. 

Art.  S2hii.  Der  Bond  ist  befugt,  im  Wege  der  Gesetzgebung  Vor- 
schriften Uber  die  Fabrikation  nnd  den  Verkauf  gebrannter  Wasser 
zn  erlassen.  Bei  dieser  Gesetzgebnng  sollen  diejenigen  Erzeug- 
nisse. welche  entweder  ausgeführt  werden  oder  eine  den  GenuB  ans- 
schiieBende  Zubereitung  erfahren  haben,  keiner  Besteuerung  nnter- 
wo'rfen  werden.  Das  Brennen  von  Wein,  Obst  nnd  deren  Abfällen, 
von  E n z i a n w u rz  e 1 n , W a c h h o 1 de  r b e er  en  nnd  ähnlichen  Stoffen 
fällt  be  tr  eff  en  d d ie  Fabrikation  und  Bestenernng  nicht  unter  die 
Bnndesgesetzgebung. 

Nach  dem  Wegfall  der  in  Artikel  82  der  Bundesverfassung  er- 
wähnten Eingangsgebühren  auf  geistigen  Getränken  kann  der  Han- 
del mit  solchen,  welche  nicht  gebrannt  sind,  von  den  Kantonen  kei- 
nen besondern  Steuern  unterworfen  werden,  noch  andern  Beschrän- 
kungen als  denjenigen,  welche  zum  Schutze  vor  gefälschten  oder 
gesundheitsschädlichen  Getränken  notwendig  sind.  Jedoch  blei- 
ben hierbei  in  Betreff  des  Betriebs  von  Wirtschaften  und  des 
K 1 e i n V er  k a n fs  von  Quantitäten  unter  zwei  Liter  die  den  Kantonen 
nach  Artikel  31  zustehenden  Kompetenzen  Vorbehalten. 

Die  ans  d er  B e s te ue rnn g des  Verkaufs  gebrannter  Wasser  er- 
zielten Beineinnahmen  verbleiben  den  Kantonen,  in  welchen  sie  zum 
Bezog  gelangen. 

Die  Reineinnahmen  des  Bundes  ans  der  inländischen  Fabrikation 
und  aus  dem  entsprechenden  Zollznschlag  auf  eingeführte  gebrannte 
Wasser  werden  unter  die  sämtlichen  Kantone  nac  h Verh  äl  tni  s der 
durch  die  jeweilige  letzte  eidgenössische  Volkszählung  ermit- 
telten faktischen  Bevölkerung  verteilt.  Von  den  daherigen  Ein- 
nahmen haben  die  Kantone  wenigstens  lOg  zur  Bekämpfung  des 
Alkoholismus  in  seinen  Ursachen  und  Wirkungen  zu  verwenden. 

Übergangsbestimmungen  zur  Bundesverfassung. 

Art.  6.  Wenn  vor  Ende  des  Jahres  1890  ein  Bnndesgesetz  im 
Sinne  des  Artikels  32hl«  eingeführt  wird,  so  fallen  schon  mit  dessen 
Inkrafttreten  die  von  den  Kantonen  und  Gemeinden  nach  Artikel  32 
bezogenen  Ei  ngangsgebü  b ren  auf  geistigen  Getränken  dahin. 

Wenn  in  diesem  Falle  die  auf  die  einzelnen  Kantone  nnd  Gemein- 
den berechneten  Anteile  an  der  znr  Verteilung  kommenden  Summe 
nicht  hinreichen  würden,  um  die  d ah  i n g e f all  e n en  Gebühren  anf 
geistigen  Getränken  nach  dem  durchschnittlichen  jährlichen  Netto- 
erträge in  den  Jahren  1880  bis  und  mit  1884  zu  ersetzen,  so  wird 
den  betroffenen  Kantonen  nnd  Gemeinden  bis  Ende  des  Jahres. 
1890  der  daherigeAusfail  ans  derjenigen  Summe  gedockt,  welche 
den  übrigen  Kantonen  nach  der  Volkszahl  znkommen  würde,  nnd 
erst  der  Rest  auf  die  letztem  nach  ihrer  Volkszahl  verteilt. 

AuBerdem  ist  auf  dem  Wege  der  B u n d esgese  tz  g e b n n g bewirken, 
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daB  denjenigen  Kantonen  oder  Gemeinden,  für  welche  das  Inkraft- 
treten dieses  Beschlusses  eine  fiskalische  Einbuße  zur  Folge  haben 
kann,  diese  Einbuße  nicht  auf  einmal  in  ihrem  vollen  Umfange,  son- 
dern nur  allmählich  bis  zum  Jahre  1895  erwachse.  Die  hierzu  erfor- 
derlichen Entschädigungssummen  sind  vorweg  aus  den  in  Arti- 
kel 8 2his,  Alinea  4,  bezeichneten  Reineinnahmen  zu  entnehmen. 

Der  Bund  hat  damit  seine  Befugnis  erheblich  erweitert  und  eine 
Beschränkung  der  Gewerbefreiheit  in  bezug  auf  Herstellung  und  Betrieb 
geistiger  Getränke  angebahnt.  Das  Brennen  von  Wein,  Obst,  Beeren  etc. 
ist  ausdrücklich  von  der  gewöhnlichen  Branntweinbrennerei  geschieden. 
Mit  neuen  Steuern  sollen  die  übrigen  geistigen  Getränken  von  den  ein- 
zelnen Kantonen  nicht  belegt  werden  dürfen,  abgesehen  von  Besteuerung  der 
Schank  wirtschaften  und  des  Klein  verkaufe.  Besonders  wichtig  ist  aber  die 
Bestimmung,  daß  die  Kantone  10^  der  Summen,  welche  sie  vom  Bunde 
aus  Alkoholsteuern  erhalten,  zur  Bekämpfung  des  Alkoholismus  verwenden 
müssen.  Dadurch  erhalten  jene  Auflagen  in  der  That  einen  andern  Cha- 
rakter als  den  rein  finanzfiskalischen. 

Die  Hauptaufgabe,  die  hiernach  vor  allem  dem  Bunde  oblag,  war 
die  Änderung  der  Branntwcinbesteucrung.  Das  Departement  des  Innern 
erstattete  nach  eingehenden  Verhandlungen  Bericht  an  den  Bundesrat  am 
31.  Aug.  1886;  und  eine  vom  Nationalrat  besonders  eingesetzte  Kommis- 
sion berichtete  über  das  Ergebnis  derselben  und  machte  eigene  Vorschläge 
am  7.  Nov.  1886,  nachdem  der  Bundesrat  seinerseits  sich  in  einer  Bot- 
schaft vom  8.  Okt.  dess.  J.  seine  Auffassung  kundgegeben  hatte. 

Beide  Berichte  ergänzen  sich  gegenseitig  und  liefern  ein  sehr  be- 
achtenswertes Material. 

Zunächst  entstand  die  Frage,  wie  man  sich  der  bestehenden  Fabri- 
kation gegenüber  zu  verhalten  habe.  Ganz  genau  ist  man  über  die  that- 
sächlichen  Verhältnisse  nicht  informiert,  da  nicht  überall  die  Brennereien 
konzessionspfiiehtig  sind.  Indessen  nimmt  man  an,  daß  neben  weuigen 
großen  Brennereien  eine  bedeutende  Anzahl  kleine  und  ganz  kleine  exi- 
stieren, mit  denen  man  zu  rechnen  hat.  Im  ganzen  1006  ^),  wovon  616 
im  Kanton  Bern. 

Der  Nutzen  der  Brennerei  für  die  Landwirtschaft  wird  allgemein 
anerkannt  und  deshalb  auch  die  Pflicht,  den  Brennereibetrieb  nicht  un- 
möglich zu  machen , vielmehr  die  Gewinnung  der  Schlempe  zu  einem 
mäßigen  Preise  zu  gestatten.  Auf  der  andern  Seite  wird  in  dem  Depar- 
tementsberichie  auf  das  Rückhaltloseste  die  schwierige  Lage  der  Schwei- 
zer Industrie  gegenüber  der  ausländischen  anerkannt,  so  daß  starke  Zwei- 
fel erhoben,  aber  wieder  beschwichtigt  werden,  ob  es  volkswirtschaftlich 
gerechtfertigt  ist,  durch  bedeutenden  Schutz,  also  nur  künstlich  den  Pro- 
duktionszweig aufrecht  zu  erhalten. 

Die  schweizerischen  Spritfabrikanten  berechnen  in  einem  1885  an 
die  Räte  gerichteten  Memorial  ohne  Einrechnung  eines  Unternehmerge- 
winns die  Selbstherstellungskosten  eines  Hektoliters  absoluten  Alkohols 
auf  76,50  Frk.  In  der  Kommission  sind  sie  dagegen  nur  auf  58  Frk. 


1)  Zeitschrift  für  Schweiz.  Statistik  1886  H.  1 S.  11. 
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angenommen  auf  Qrund  mittleren  Anbaus  eines  Hektar  Kartoffeln;  so  daß 
er  für  etwa  63  Frk.  bei  Annahme  von  8—9^  Gewinn  lieferbar  wäre. 
In  Berlin  kostete  aber  der  Spiritus  1886  nur  35, i5  Mrk.,  worauf  13  Mrk. 
Steuer  bei  Export  rückvergütet  werden.  Er  kann  daher  für  24  Mrk.  6 
3 — 5 Mrk.  Transportkosten  ins  Ausland  und  für  weniger  als  36  Frk.  nach 
der  Schweiz  geliefert  werden,  so  daß  ein  Schutz  von  fast  30  Frk.  not- 
wendig ist,  um  die  Schweizer  Industrie  überhaupt  konkurrenzfähig  zu 
erhalten.  Man  hat  daher  einen  Zoll  von  35  bis  40  Frk.  oder  80 — 100^ 
des  Wertes  gefordert,  um  dem  Landwirte  kostenfreie  Schlempe  zu  ver- 
schaffen, und  Frankreich,  welches  vermöge  eines  Handelsvertrages  mit  der 
Schweiz  ein  Einspruchsrecht  gehabt  hätte,  hat  bereits  erklärt,  daß  es  gegen 
eine  Erhöhung  des  Zolles  von  20  Frk.  auf  40  Frk.  nichts  einwenden 
wolle.  Das  Departement  des  Innern  verteidigt  gleichwohl  die  Erhaltung 
der  heimischen  Brennereien  durch  Schutz,  indem  es  auf  den  hohen  Wert 
der  Schlempe  hin  weist,  auf  die  Möglichkeit,  den  Bedarf  an  Kartoffeln 
selbst  zu  decken  und  die  Ausbeute  durch  Yerbesserung  der  Fabriken 
wesentlich  zu  erhöhen.  Der  Yerf.  des  erwähnten  Artikels  in  der  Zeit- 
schrift für  Schweiz.  Statistik  kann  sich  allerdings  dieser  Auffassung,  wie 
wir  glauben,  mit  Becht,  nicht  anschließen.  Ist  doch  in  den  letzten  Jah- 
ren stets  der  größte  Teil  des  Bohmaterials  zum  Brennereibetrieb  erst  vom 
Auslande  eingefÜhrt,  so  von  1881/4  jährlich  321484  Doppelzentner  Kar- 
toffeln, die  hauptsächlich  in  die  Branntweindistrikte  wunderten,  und  es 
liegt  kein  Grund  vor  anzunehmen,  daß  dies  Yerhältnis  sich  ändern  wird. 
Durch  die  aber  nach  allem  zu  erwartende  Zollerhöhung  würden  auch 
nach  Fortfall  des  Ohmgeldes  die  größeren  Brennereien  fortzubestehen 
vermögen.  Auf  dieser  Basis  wurde  fortan  weiter  operiert.  Ein  weiteres 
wichtiges  Ergebnis  der  Yerhandlungen  war,  daß  die  schädliche  Wirkung 
der  kleinen  Brennereien  in  bezug  auf  die  Ausbreitung  der  Trunksucht 
edlgemein  anerkannt  wurde,  wie  das  in  Schweden  und  Elsaß-Lothringen 
längst  nachgewiesen  ist,  aber  gerade  in  Preußen  noch  viel  zu  wenig  gewür- 
digt wird,  wo  man  bisher  in  der  betr.  Steuerdiskussion  nur  die  land- 
wirtschaftlichen Interessen  gelten  ließ.  Die  ganz  kleinen  Brennereien 
wirken  in  der  Schweiz  wie  anderswo  darum  so  nachteilig,  weil  sie  nur 
stark  fuselhaltigen  Branntwein  hersteilen  und  unmittelbar  zum  allgemeinen 
Ausschank  bringen;  außerdem  weil  sie  in  der  eigenen  Wirtschaft  wie  in 
der  nächsten  Umgebung  den  Konsum  übermäßig  erleichtern  und  sogar 
eine  beständige  Yersuchung  zum  Alkoholgenuß  bieten.  Will  man  auch 
nicht  sofort  mit  den  kleinen  Brennbetrieben  völlig  aufräumen,  was  der 
Fall  wäre,  sobald  ihnen  kein  besonderer  Yorzug  vor  den  größeren  ein- 
geräumt würde,  so  kam  man  doch  darüber  überein , daß  sorgsam  alles  zu  ver- 
meiden sei,  was  die  Gründung  neuer  kleiner  Fabriken  begünstigen  könne, 
und  daß  ein  gelinder  Druck  zur  Yermindening  derselben  nur  heilsam 
sein  werde. 

In  dem  Departement  des  Innern  w\irden  nun  drei  Gesetzentwürfe 
eingehend  erörtert  und  dem  Bundesrat  vorgelegt,  wobei  der  zweite  be- 
sonders zur  Annahme  empfohlen  wurde. 

Der  Entwurf  I läßt  die  privatwirtschaftliohe  Thätigkeit  im  ganzen 
frei,  macht  aber  das  Brennereigewerbe  konzessionspflichtig.  N\ur  ein 
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technisch  rutioneller  Betrieb , der  täglich  mindestens  2 Hektol.  80  ^ hal> 
tigen  Spiritus  zu  erzeugen  yermag,  wird  gestattet.  Nur  rektifizierter 
Spiritus  darf  in  den  Verkehr  gebracht  werden.  Damit  würden  die  Brenn- 
blascn  in  den  Häusern  beseitigt,  und  auch  eine  Menge  kleiner  Betriebe, 
welche  ihren  Vorteil  in  dem  Verkauf  des  fuselhaltigen  Rohprodukts  fan- 
den; die  Kommission  meinte  indessen,  daß  diese  Einschränkung  noch 
nicht  in  ausreichender  Weise  erzielt  werden  würde.  Gerade  durch  die 
Konzessionierung  fürchtete  man  aber  den  Berechtigten  zu  unberechtigten 
Monopolen  zu  verhelfen.  Pro  Hektoliter  absoluten  Alkohols  sollten 
80  Frk.  Steuer  erhoben  werden,  wobei  dem  inländischen  Fabrikat  10^ 
Schwund  in  Anrechnung  gebracht  würde.  Für  das  inländische  Fabrikat 
bezahlt  nach  dem  Entwürfe  die  Steuer  der  Brenner,  und  die  Produktion 
wird  durch  einen  Kontrollmeßapparat  festgestellt.  Für  den  importierten 
Spiritus  bezahlt  sie  der  Importeur  in  der  Form  eines  Zollzusohlages  zu 
einem  Zoll,  welcher  die  Konkurrenzfähigkeit  den  heimischen  Fabrikanten 
ermöglicht.  Diese  Vorschläge  haben  im  Bundesrate  am  meisten  Beifall 
gefunden. 

Der  Entwurf  II  stellt  die  Fabrikation  unter  dieselben  beschränken- 
den und  kontrollierenden  Bedingungen,  läßt  aber  den  gesamten  Rohspiri- 
ius  in  die  Hand  des  Bundes  übergehen,  welcher  ihn  zur  Reinigung  an 
konzessionierte  Rektifikationsanstalteu  abgiebt.  Zur  Verwendung  zu  tech- 
nischen Zwecken  wird  der  hierzu  geeignete  denaturiert  zum  Selbstkosten- 
preise abgegeben.  Der  Bund  bestimmt  den  Ankaufspreis  und  den  um 
eine  entsprechende  Steuer  erhöhten  Verkaufspreis  an  die  Kektifikations- 
anstalten,  von  wo  er  wiederum  nach  vom  Staate  festgesetzten  Tarifsätzen 
in  den  Handel  kommt.  Als  Normalankaufspreis,  der  für  das  Brennjahr 
im  voraus  festgestellt  wird,  ist  ein  Satz  von  60 — 70  Frk.  pro  Hektol. 
absoluten  Spiritus  angenommen,  der  zu  Trinkbranntwein  zu  verarbeiten 
ist,  40 — 50  Frk.,  wenn  er  hierzu  nicht  zu  gebrauchen  ist.  Der  Normal- 
verkaufspreis ist  auf  160 — 170  Frk.  in  Vorschlag  gebracht.  Der  Bund 
allein  darf  Spiritus  importieren  und  zwar  nur,  soweit  die  inländische 
Produktion  zur  Deckung  des  Bedarfs  nicht  ausreicht. 

Eine  zu  starke  Produktion  kann  er  beschränken,  sobald  sie  75§  des 
Bedarfs  erreicht  hat.  Das  ist  mithin  das  Großhandelsmonopol  für 
Branntwein.  Es  giebt  dem  Bunde  alle  Mittel  in  die  Hand,  durchzusetzen, 
was  er  für  notwendig  hält.  Besonderes  Gewicht  wurde  in  der  Kommis- 
sion darauf  gelegt,  daß  der  Ausbeutung  des  Publikums  durch  den  Ver- 
trieb monopolisierender  Privatuntemehmungen  wirksam  vorgebeugt  werden 
könne,  welchem,  wie  man  befürchtet,  der  erste  Entwurf  Vorschub  leistet. 

Entwurf  III  beseitigt  die  ganze  private  Brennerei  und  macht  die 
Branntweinbrennerei  zum  Bundesregal.  Der  Bund  kann  danach  selbst  die 
Fabrikation  übernehmen  oder  sie  in  Pacht  geben.  Er  kann  sie  aber 
auch  im  Inlande  ganz  unterdrücken  und  den  Bedarf  durch  Importation 
von  ausländischem  Spiritus  decken.  In  jedem  Falle  hat  er  Sorge  zu  tra- 
gen. nur  entfuselten  Branntwein  zum  Konsum  gelangen  zu  lassen.  Die- 
ses Projekt  macht  die  Expropriation  der  bestehenden  Brennereien  und 
damit  eine  Entschädigung  derselben  notwendig.  Außerdem  fürchtet  man 
den  heimlichen  Brennereibetrieb  groß  zu  ziehen.  Es  steuert  unzweifel- 


DIgitized  by  Google 


Nationalökonomische  Gesetsgebung. 


283 


haft  auf  eine  allmähliohe  BeBeitigung  der  inländiBohen  ProduktioD  hin  und 
kann  nur  in  einem  Lande  in  Frage  kommen,  wo  mau  dem  Oewerbszweige 
keine  hohe  wirtsohafdiohe  Bedeutung  oder  überhaupt  keine  Berechtigung 
zuBohreibt. 

Daa  Departement  des  Innern  gelangt  auch  zu  dem  Schluß,  dem  Ent- 
wurf II  den  Vorzug  zu  geben  und  ihn  dem  Bundesrat  zur  Annahme  zu 
empfehlen.  Er  ist  es  auch,  der  allein  für  weitere  Kreise  ein  gewisses 
Interesse  beanspruchen  kann.  Das  Departement  hält  ihn  für  am  leich- 
testen durchführbar  und  die  Interessen  der  Beyölkenmg  sun  wenigsten 
verletzend.  Die  meisten  Zweifel  richten  sich  gegen  die  großen  Bektifi- 
kationsanstalten , welche  neben  der  Beinigung  die  wichtige  Aufgabe  des 
Vertriebes  des  Branntweins  haben  und  bis  auf  1 Hektoliter  den  Absatz, 
also  auch  im  kleinen  bewirken  sollen.  Da  ihnen  die  Preise  vorgeschrie- 
ben werden , so  auch  der  Ge^vinn , der  so  hoch  bemessen  werden  muß, 
daß  er  genügenden  Anreiz  für  Unternehmer  bietet.  Mit  Becht  wird  aber 
hervorgehoben,  daß  bei  der  Einfachheit  des  Unternehmens  der  Bund  es 
sehr  wohl  selbst  in  die  Hand  nehmen  könnte.  Da  das  Inland  nur  einen 
Teil  des  Bedarfs  zu  decken  vermag,  das  Ausland  noch  eine  Ergänzung 
liefern  muß,  so  ist  es  für  die  Regierung  leicht,  das  richtige  Verhältnis 
von  Angebot  und  Nachfrage  zn  wahren , und  damit  fallt  ein  Hauptein- 
wand gegen  das  Verkaufsmonopol. 

Die  Kommission  untersucht  auch  die  Frage,  wer  die  Steuer  besonders 
tragen  und  wie  sie  auf  die  Konsumtion  wirken  wird.  Sie  nimmt  an, 
daß  der  Schenken-  und  Wirtshauskonsum  auch  bei  bedeutender  Auflage 
noch  nicht  beschränkt  werden  würde.  Bei  beseitigtem  Ohmgeld  würde 
der  Wirt  das  Liter  50grad.  Banntwein  mit  40  Gent,  beziehen  und  in 
20  Gläschen  ä 10  Gent,  ausschenken,  d.  i.  das  Liter  zu  1,60  Frk.  oder 
mit  300^  Gewinn.  Eine  Verteuerung  des  Liters  um  50  Gent.,  also  um 
125^  würde  den  Wirt  noch  nicht  veranlassen,  das  Gläschen  teurer  als 
zu  10  Gent,  anzusetzen,  höchstens  würde  er  eine  Verdünnung  von  50^ 
auf  40®  vornehmen,  sich  aber  mit  einem  Gewinn  von  100^  begnügen, 
um  nicht  seinen  Absatz  zu  schmälern.  „Das  Gläschen  des  armen  Man- 
nes*' würde  daher  nur  wenig  leiden.  Anders  nimmt  man  die  Wirkung 
beim  Hauskonsum  an,  der  als  wesentlich  bedeutender  als  der  Wirtshaus- 
konsum  geschätzt  wird.  Bei  Anschaffung  größerer  Quantitäten  falle  die 
Verteuerung  sehr  viel  mehr  ins  Gewicht  und  werde  in  der  Schweiz,  wo 
der  Wein  so  billig  ist,  sehr  allgemein  dazu  führen,  daß  statt  des  Brannt- 
weins Wein  als  Hausgetränk  bezogen  werde,  was  das  hauptsächlich  zu 
erstrebende  Ziel  ist. 

Die  Kommission  des  Nationalrates,  welche  die  Vorschläge  zu  begut- 
achten hatte,  glaubte  sich  dem  ersten  Entwurf  gegenüber  ablehnend  ver- 
halten zu  müssen,  da  sie  denselben  nur  als  Uebergang  zum  Monopol  auf- 
faßte und  als  Mittel  eine  Anzahl  Brennereien  zu  unterdrücken,  um  nach- 
her keine  Entschädigung  zahlen  zu  brauchen.  Dann  aber  frirchtetu  sie 
durch  jede  Fabrikatsteuer  schädlich  zu  wirken,  entweder  bei  Begünstigung 
der  kleinen  Brennereien  durch  deren  Verbreitung  iu  Gegenden,  wo  sie 
bisher  unbekannt  sind,  oder  durch  Unterdrückung  derselben,  womit  weni- 
gen großen  Etablissements  ein  Monopol  verschafft  würde,  was  schlimmer 
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wäre,  als  ein  Siaatsmonopol.  Die  Majorität  entschied  sich  daher  unbe« 
dingt  für  das  Monopol,  glaubte  aber  keinem  der  beiden  Projekte  sich 
ohne  Einschränkung  anschließen  zu  können,  sondern  sprach  sich  für  eine 
Verbindung  des  Verkaufs-  und  Fabrikationsmonopols  aus,  indem  der  Bund 
sich  die  Fabrikation , die  Bektifikation  und  die  Einfuhr  von  gebrannten 
Wassern  allein  Vorbehalten  sollte.  Die  Fabrikation  könnte  dabei  z.  T. 
Privaten  pachtweise  übertragen  imd  auch  der  Import  von  Qualitäts- 
spirituosen gegen  eine  Gebühr  gestattet  werden. 

Wenigstens  ein  Viertel  des  Bedarfs  soll  im  Inlande  hergestellt  wer- 
den, und  zwar  vorzugsweise  aus  inländischem  Rohmaterial  und  indem  die 
Schlempe  der  Landwirtschaft  zugänglich  gemacht  wird. 

Bei  Verpachtung  sind  die  Bedingungen  so  zu  stellen,  daß  die  Schlempe 
dem  Brenner  frei  bleibt.  Aber:  Brennereien,  die  unter  1 Hektol.  SOgra- 
digen  Spiritus  täglich  und  über  500  Hektol.  desselben  jährlich  erzeugen, 
werden  zur  Pacht  nioht  zugelassen;  die  ganz  kleinen  Hansbrennereien, 
sowie  die  großen  Fabriken  sind  damit  ausgeschlossen.  Die  Verarbeitung 
gebrannter  Wasser  zu  Getränken  ist  der  Privatindustrie  gestattet. 

Der  Alkoholpreis  würde  auf  166,20  Frk.  normiert  werden,  wodurch 
ein  Erfrag  von  10  710  000  Frk.  netto  zu  erzielen  wäre,  vorausgesetzt, 
daß  der  Konsum  unverändert  bliebe,  was  freilich  kaum  zu  erwarten  ist. 
Immerhin  glaubt  die  Kommission  durch  das  Monopol  mehr  zu  erzielen, 
als  durch  die  Steuer,  und  ohne  die  Konsximenten  mehr  zu  belasten. 
Außerdem  wird  als  Vorteil  des  Monopols  hervorgehoben , daß  es  einen 
kleinern,  weniger  ohikanösen  Beamtenappaiat  erfordert  als  jedes  andere 
Besteuerungssystem.  Die  Beamten  seien  mehr  Verwaltungsbeamte,  nicht 
polizeiliche  Aufpasser,  wie  sie  die  Besteuerung  bedingt. 

Während  der  Bundesrat  die  Fabrikatsteuer,  das  Departement  des 
Innern  das  Verkaufsmonopol  befürwortet  hatte,  liegt  hier,  in  dem  Ent- 
wurf des  Nationalrates  also,  eine  wesentliche  Erweiterung  des  Monopol- 
gedankens vor. 

In  der  Diskussion  scheint  uns  die  Entsohädigungsfrage  zu  wenig 
berücksichtigt  zu  sein,  und  ebenso  die  Schwierigkeit  der  Kontrolle  der 
verpachteten  Brennereien.  Entweder  werden  die  meisten  Brennereien 
unterdrückt,  dann  ist  der  erste  Punkt  in  den  Vordergrund  gestellt,  oder 
die  meisten  bleiben  bestehen,  dann  ist  auch  ein  erheblicher  Aufsichtsapparat 
unerläßlich,  um  den  Verkauf  an  Private  zu  verhüten;  und  zwar  trifft 
dies  unzweifelhaft  beide  Monopolprojekte. 

Am  10.  Dezember  1886  hat  der  Nationalrat  den  nachfolgenden  Ent- 
wurf angenommen , welcher  sich  in  allen  Hauptzügen  dem  soeben  be- 
sprochenen ansohließt  und  von  dem  Ständerat  am  16.  Dezember  nur  un- 
wesentlich amendiert  worden  ist.  Seitdem  ruht  die  Angelegenheit.  Sobald 
sie  einen  Schritt  weiter  gelangt,  werden  wir  darauf  zurüokkommen. 

Bnndesgesetz-Entwurf  betreffend  gebrannte  Wasser, 
nach  Beschlufi  des  Nationalrats.  10.  Dezember  1886. 

Art  1.  Das  Recht  zur  Herstellung  und  zur  Einfuhr  gebrannter  Wasser  aus 
Stoffen,  deren  Brennen  durch  Art  32*’*»  der  Bundesverfassung  der  Dundesgesetz- 
gebung  unterstellt  ist,  steht  ausschließlich  dem  Bunde  zu. 

Der  Bund  ist  verpflichtet,  daftlr  zu  sorgen,  daß  die  für  Verarbeitung  zu  Getränken 
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bestiminten  gebrannten  Wasser  genügend  gereinigt  seien,  d.  h.  in  keinem  Falle  mehr 
als  3^/00  alkoholische  Yeronreinigangen  enthalten* 

Soweit  der  Bedarf  dorch  inländische  Produktion  gedeckt  werden  soll,  überträgt 
der  Bund  die  erforderlichen  Lieferungen  an  die  Privatthätigkeit  nach  Maßgabe  von 
Art  2. 

Art  2.  Annähernd  ein  Vierteil  des  Bedarfes  an  gebrannten  Wassern  wird  durch 
Lieferungsverträge  beschaift,  welche  der  Bund  mit  inländischen  Produzenten  abzu- 
schließen  hat 

Die  Lieferungen  werden  in  Losen  von  weni^tens  150. hl  und  höchstens  1000  hL 
absoluten  Alkohols  auf  Grund  von  Pflichtenheften  zur  Übernahme  ausgeschrieben 
und  für  eine  vom  Bundesrat  festzusetzende  Periode  an  diejenigen  vergeben,  welche 
bei  zureichenden  Garantien  nach  der  Abstufung  der  Lose  die  günstigsten  An> 
erbieten  machen 

Bei  der  Vergebung'  ist  das  Brennen  einheimischer  Rohmaterialien  und  der  Brenn- 
betrieb in  Form  landwirtschaftlicher  Genossenschaften  vorzugsweise  zu  berücksichtigen. 

Keine  Brennerei  erhält  mehr  als  ein  Löss  zugeschlagen. 

Art  3.  Die  Einfuhr  von  Qualitätsspirituosen  wird  . zu  den  vom  Bundesrat  auf- 
zustellenden  Bedingungen  und  gegen  eine  feste  Monopolgebühr  von  fV.  80  per 
Meterzentner  Bruttogewicht  nebst  Eingangszoll , ohne  Rüc^icht  auf  den  Alkohol- 
gehalt, auch  Privatpersonen  gestattet 

Art-  A Die  gebraimten  Wasser  werden  vom  Bund  in  Mengen  von  mindestens 
160  Liter  gegen  Barbezahlu^  abgegeben;  der  Verkaufspreis  wird  vom  Bundesrat 
periodisch  festgesetzt  und  im  Bundesblatt  verOfientlicbt  Derselbe  soll  per  hl.  ab- 
soluten Alkohols,  ohne  Gebinde,  nicht  weniger  als  Fr.  120  und  nicht  mehr  als  Fr. 
150  betr^ea 

Art  5.  Bei  der  Ausfuhr  von  spirituüson  Erzeugnissen  werden  über  deren  Gehalt  an 
solchem  Alkohol,  der  diesem  Gesetz  gemäß  mit  der  Monopolgebübr  belastet  worden 
ist,  unter  Berücksichtigung  der  speziellen  Fabrikationsverbältnisse  der  einzelnen 
Produkte  Quittungen  ausgestellt  welche  am  Schluß  des  Rechnungsjahres  durch  eine 
Rückvergütung  eingelöst  werden. 

Diese  Rückvergütung  wird  vom  Bundesrat  nach  Maßgabe  des  durchschnittlichen 
Unterschiedes  zwischen  dem  Verkaufspreis  und  dem  Anschaffungspreis  der  einge- 
führten gebrannten  Wasser  (loco  Magazin)  berechnet 

Art  6.  Zur  Verwendung  für  technische  und  Haushaltungs-Zwecke  wird  der 
hierzu  geeignete,  in  der  Regel  den  wohlfeilsten  Vorräten  zu  entnehmende  Spiritus 
aus  den  Magazinen  des  Bundes  in  Mengen  von  150  Litern  an  zum  Selbstkostenpreis, 
hei  importierter  Ware  unter  Hinzurechnung  des  bisherigen  Eingangszolles,  denatu- 
riert aog^eben. 

Der  Bundestat  wird  die  Bedingungen  und  das  Verfahren  feststellen,  denen  die 
Denaturierung  unterworfen  ist 

Art  7.  Das  Hausieren  mit  gebrannten  Wassern  jeder  Art,  sowie  der j Ausschank 
yon  solchen  und  der  Kleinhandel  mit  denselben  in  Brennereien  xmd  solchen  Ge- 
schäften, in  denen  der  besagte  Ausschank  und  Kleinhandel  nicht  im  natürlichen  Zu- 
sammenhang mit  dem  Verlmuf  der  übrigen  Handelsartikel  stehen  würde,  sind  ver- 
boten. Voroohalten  bleibt  der  Kleinhandel  mit  denaturiertem  Sprit  und  der  Klein- 
handel aus  Brennereien  nach  Art  8.  Alinea  3. 

Art  8.  Der  Handel  mit  gebrannten  Wassern  in  Lieferungen  von  über  40  Litern 
ist  ein  freies  Gewerbe  (Großhandel).  Der  Handel  mit  klemeren  Quantitäten  zer- 
fällt in: 

1.  den  Ausschank  zum  Genuß  an  Ort  und  Stelle; 

2.  den  Kleinverkauf  über  die  Gasse. 

Die  Bewilligungen  zum  Kleinhandel  und  Ausschank  werden  von  den  kantonalen 
Behörden  erteilt  und  sind  an  eine  der  Größe  und  dem  Worte  des  Umsatzes  ent- 
sprechende Verkaufssteuer  zu  knüpfen,  welche  bis  zum  Erlaß  eines  Bundesgesetzes 
von  den  Kantonen  festgesetzt  wiro. 

Brenner  jedoch,  welche  aus  einem  ncht  bundessteuerpflichtigen  Rohstoffe  im 
nämlichen  J^e  nicht  über  40  Liter  Branntwein  hersteilen,  dünen  das  erstellte 
Quantum  frei  verkaufen,  jedoch  darf  dasselbe  nicht  in  Mengen  unter  5 Litern  a^ 
geliefert  werden. 

Die  Gefäße  der  Schankstollen  sind  eichpflichtig. 
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Art  9.  Die  Kantone  sind  verpflichtet,  die  Aufsicht  über  den  Handel  mit  den 
vom  Bunde  abgegebenen  gebrannten  Wassern,  sowie  über  die  Fabrikation  und  den 
Verkauf  derjenigen  Spirituosen  zu  üben,  welche  aus  nicht  bundessteuerpflichtigen 
Rohstoffen  erzeugt  werden. 

Art  10,  Die  Durchführung  des  Gesetzes  in  seinen  übrigen  Teilen  liegt  dem 
Bundesrate  ob,  welcher  hiefür  me  nötigen  Volhdehungsvcrordnungen  erlassen  und  die 
erforderlichen  Organe  bezeichnen  wird.  Der  Bundesrat  kann  die  Mitwirkung  der 
Kantone  beanspruchen,  in  welchem  Falle  denselben  nachgewiesene  Kosten  zu  ver- 
güten sind. 

Der  Bund  wird  die  zur  Durchführung  des  Gesetzes  erforderlichen  Summen  der 
Monopolverwaltung  vorschiefion,  welche  dieselben  zu  verzinsen,  beziehungsweise  in 
angemessenen  Zeiträumen  zu  amortisieren  hat 

Art  11.  Der  Bund  bezieht  von  allen  eingeführten  Spirituosen  die  betreffenden 
Zollgebühren  und  hat  die  Kosten  der  Monopolverwaltung  und  die  durch  dos  Mono- 
pol verursachten  Mehrkosten  der  Zollverwaltung  in  Anrechnung  zu  bringen. 

Art  12.  Die  Reineinnahmen,  welche  aus  diesem  Gesetze  erlliefien,  werden,  vor- 
behältlich der  Vorschriften  .in  Art  6 der  Übergangsbestimmungeu  zur  Bundesver- 
fassung, unter  die  sämtlichen  Kantone  nach  Verhältms  der  durch  die  jeweilige  letzte 
eidg.  Volkszählung  emiittolten  faktischen  Bevölkenmg  vorteilt 

Der  Rcchnungsabschlufi  findet  jewoilen  auf  den  31.  Dezember  statt 

Art.  13.  Die  Kantonsrogierungon  haben  über  die  Verwendung  des  zur  Be- 
kämpfung des  Alkoholismus  nach  32  der  Bundesverfassung  bestimmten  10 
ihrer  Einnahmen  jedes  Jahr  an  den  Bundosrat  Bericht  zu  erstaÜen  und  es  sind  die 
bezüglichen  Berichte  der  Bundesversammlung  gedruckt  vorzulegen. 

Art  14.  Wer  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  zuwiderhandolt,  indem  er  un- 
befu^rweise  Spiritus  erzeugt  oder  den  befugterweise  erzeugten  Spiritus  nicht  voll- 
ständig abliefeit  oder  sich  eine  ungerechtfertigte  Rückvergütung  zuwendet  oder 
denaturiert"  bezogenen  Spiritus  zu  andern  als  den  gestatteten  Zwecken  verwendet 
oder  auf  nnrechtmääige  Weise  sich  Spiritus  oder  Branntwein  vcrschafit  ist  mit  einer 
Geldbuße  zu  belegen,  welche  das  b^f-  bis  Droißigfache  der  dem  Staate  unter- 
schlagenen Summe  beträgt. 

Kann  die  letztere  mcht  ermittelt  werden,  so  tritt  Geldbuße  von  Fr.  200  bis 
10,000  ein. 

Befindet  sich  der  Fehlbaro  im  Rückfalle  oder  bestehen  erschwerende  Umstände, 
so  kann  die  Geldbuße  verdoppelt  und  überdies  auf  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten 
erkannt  werden. 

Der  Versuch  der  in  diesem  Artikel  mit  Strafe  bedrohten  Handlungen  wird  der 
Vollendung  gleich  gehalten. 

Art  15.  Außer  den  im  vorigen  Artikel  genannten  Fällen  wird  .jede  Übertretung 
dieses  Gesetzes  oder  der  zur  Ausführung  acssclben  erlassenen  Verordnungen  mit 
Geldbuße  von  Fr.  20—600  bestraft  Die  Buße  beträgt  Fr.  60—1000,  wenn  der 
Fehlbare  die  Vornahme  der  amtlichen  Kontrolle  zu  verhindern  gesucht  hat  Vorbe- 
halten bleibt  Artikel  47  des  Bundesstrafrechts. 

Art.  16.  Von  den  Bußen  und  Geldstrafen,  welche  auf  Grund  dieses  Gesetzes 
bezogen  werden,  kommt  ein  Dritttcil  dem  Anzeiger,  ein  Drittteil  dem  Kanton  und 
ein  Drittteil  der  Gemeinde  zu,  in  welcher  die  Widcrhandlnng  stattgefundon  hat 
Wo  kein..Anzeiger  ist,  fällt  auch  der  Anzeigeranteil  in  die  Kantonkasse,  ln  Fähen, 
wo  die  Übertretung  durch  Beamte  oder  Bedienstete  der  Zollverwaltung  ermittelt 
wird,  geschieht  die  Verteilung  nach  Artikel  67  des  Zollgesetzes  vom  27.  August  1851. 

Art  17,  Mit  Bezug  auf  das  Verfaliren  bei  Übertretungen  dieses  Gesetzes  oder 
der  zur  Ausführung  desselben  erlassenen  Verordnungen  gilt  das  Bundosgosetz  vom 
30.  Juni  1849  befreffend  das  Verfahren  bei  Übertretungen  fiskalischer  und  polizei- 
licher Gesetze. 

Art  18.  Die  Eigentümer  der  bestehenden  Brennereien  werden  von  dem  Bunde 
für  den  Minderwert  entschädigt,  welchen  ihre  zur  Fabrikation  von  Spiritus  verwen- 
deten Gebäude  und  Einrichtungen  durch  die  Vollziehung  des  Art  1 dieses  Ge- 
setzes erleiden. 

Bei  der  Ausmessimg  dieser  Entschädigung  darf  der  bisher  durch  die  Brennerei 
endolte  Gewinn  nicht  in  Rechnung  gebraut  werden. 
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Die  Abänderunsvorschläge  des  Ständeraihes  sind  folgende: 
ad  1.  Streichung  der  Worte:  durch  den  Art  32 w»  der  Bundesverfassung. 
Streichung  der  Worte:  d.  h.  in  keinem  Falle  mehr  als  3 alkoholische  Ver- 
unreinigungen enthalten. 

ad  2.  Die  Liforungen  werden  vom  Bundosrate,  nach  Feststellung  des  Pflichten- 
heftes. in  Losen  von  mindestens  150  hl.  und  höchstens  1000  hl.  absoluten  Alkohols, 
für  Übernahme  ausgeschrieben  und  auf  Grund  der  für  die  einzelnen  Lose  einge- 
langten An^boto  an  diejenigen  vergeben,  welche  bei  zureichender  Garantie  die 
günstigsten  Bedingungen  stellen. 

Bei  der  Vergebung  etc. 

ad  4.  Statt  periodisch;  zeitweise. 

ad  5.  Bei  der  Ausfuhr  von  Erzeugnissen,  zu  deren  Herstellung  steuerpflichtiger 
Alkohol  vcrwendetw’ird,  ist  die  Menge  desselben  nach  dem  Verhältnisse  in  welchem 
er  bei  der  betreffenden  Fabrikation  Verwendungfindot,  zu  ermitteln  und  es  ist  für 
den  entsprechenden  Monopolgewinn  am  Endo  des  Rechnungsjahres  Rückvergütung 
zn  leisten. 

Diese  Rückvergütung  wird  nach  Maßgabe  des  vom  Bundesrato  festzusetzenden 
Unterschiedes  zwischen  den  gesamten  Beschaffungskosten  dos  Alkohols  und  dessen 
Verkauf^reis  berechnet 

ad  6.  Statt  Spiritus  zu  sagen:  Sprit 

ad  8.  Der  Verkauf  von  gebrannten  Wassern  aller  Art  in  Quantitäten  von 
mindestens  40  L ist  ein  freies  Gewerbe  (Großhandel). 

Der  Handel  mit  kleinern  u.  s.  w. 

Den  Brennern  von  steuerfreiem  Alkohol  ist  es  gestattet,  ihr  Erzeugnis  in  Quan- 
titäten von  mindestens  5 L zu  verkaufen. 

Die  Gefäße  u.  s.  w. 

ad  9.  Die  Kantone  sind  verpflichtet,  die  Aufsicht  über  den  Handel  mit  den 
vom  Bunde  abgegebenen  gebrannten  Wassern,  sowie  über  die  Fabrikation  und  den 
Verkauf  des  nicht  bundessteuerpflichtigen  Branntweins  zu  üben. 

ad  12.  Die  Reineinnahmen  der  Monopolverwaltung  werden  u.  s.  w. 
ad  14.  Statt  „Spiritus“  setze  überall  „Sprit“, 
ad  18.  Sprit  statt  Spiritus. 


Die  wichtigsten  Ergänzungen  und  Änderungen  zu  dem  Entwürfe 
des  Nationalrates  sind  in  § 2 enthalten , wonach  die  Gründung  landwirt- 
schaftlicher Genossenschaften  begünstigt  werden  soll , um  auch  kleine 
Brennereien  bestehen  zu  lassen,  die  gemeinsam  Lieferungen  von  150  bis 
1000  Hektol.  übernehmen  können.  Die  Lieferungen  sollen  öffentlich 
ausgeschrieben  und  an  diejenigen  vergeben  werden , welche  die  nötigen 
Garantien  bieten  und  nach  Abstufung  der  Lose  die  günstigsten  Anerbieten 
machen.  Das  ist  ein  Submissionsverfahren , weiches  zugleich  den  Klein- 
betrieb begünstigen  soll  und  einen  so  rein  flnanziellen  Charakter  hat,  daß 
es  uns  nicht  in  den  Rahmen  des  ganzen  Gesetzes  zu  passen  scheint. 
Denn  das  Erfreuliche  in  den  ganzen  Verhandlungen  und  den  Entwürfen 
liegt  gerade  in  dem  von  höhem  ethischen  und  volkswirtschaftlichen  Auf- 
gaben getragenen  Geist,  welcher  sie  durchweht.  Der  Preis  ist  nach  § 4 
etwas  gegen  den  vorigen  Entwurf  ermäßigt.  Nach  Art  6 wird  der  Spi- 
ritus für  technische  und  Haushaltungszwecke,  abgesehen  vom  /oll,  steuer- 
frei gelassen.  Der  Großhandel  mit  den  in  den  Verkehr  gebrachten  Men- 
gen wird  frrei  gelassen.  Der  Kleinverkauf  soll  zwar  von  den  Kantonen 
selbst  geregelt,  doch  soll  er  nach  Art.  8 noch  einer  besonderen  Steuer 
unterworfen  werden.  Nach  § 32**'*  der  Bundesverfassung  haben  die  Kan- 
tone 10^  der  Einnahme  aus  der  Branntweinsteuer  zur  Bekämpfung  des 
Aikoholismus  zu  verwenden.  Nach  Art  13  des  Entwurfs  sollen  sie  all- 
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jährlich  über  die  Verwendung  Bericht  erstatten , als  Zeichen , wie  ernst 
man  es  damit  nimmt. 

In  der  Diskussion  ist  es  von  besonderem  Interesse  zu  verfolgen,  wie 
die  Scheu  vor  dem  Worte  „Monopol“  durchaus  geschwunden  ist,  wie 
man  ruhig  die  Vorzüge  und  Nachteile  desselben  abwägt  und  dazu  ge- 
langt, daß  es  in  diesem  Falle  der  beste  Weg  ist,  allen  Teilen  gerecht  zu 
werden;  der  Landwirtschaft  das  Futter  nicht  auf  einmal  zu  entziehen, 
die  Industrie  zu  besohränken , ohne  sie  ganz  zu  unterdrücken,  den  Preis 
des  Branntweins  für  den  Konsum  zu  erhöhen,  ohne  damit  den  armen 
Mann  zu  überlasten  und  ihn  auf  Ersatz  durch  weniger  schädliche  Ge- 
tränke hinzuweisen.  Man  fühlt  sich  sicher  gegen  Mißbrauch  der  Mono- 
polgewalt und  ebenso  davor,  daß  dieser  Schritt  nicht  zu  unnötiger  wei- 
terer Monopolisierung  führen  wird.  Dagegen  hält  man  es  für  angemessen, 
hier  diesen  Modus  der  Steuererhebung  zu  erproben , der  unter  den  sich 
fortdauernd  verändernden  Verhältnissen  sehr  wohl  noch  einmal  eine  neue 
Bedeutung  gewinnen  kann. 

Außerdem  tritt  scharf  die  Erkenntnis  zu  Tage,  daß  es  sich  hier  um 
eine  nationale  Aufgabe  handelt,  die  nur  von  der  Zentralgewalt  gelöst 
werden  kann. 
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VI. 

Deutschlands  Handelsverkehr  mit  Bufsland. 

Üesprocben  von  A.  BayerdÖrffer. 

Vor  einiger  Zeit  hat  der  Staatsminister  von  Bötticher  bei  seinem 
Aufenthalte  in  der  Provinz  Preußen  den  Vertretern  des  Handelsstandes 
gegenüber  die  Hoffnung  ausgesprochen,  daß  die  Handelsbeziehungen  zwi- 
schen Deutschland  und  Knßland  sich  wieder  günstiger  gestalten  würden. 
Von  seiten  des  Handelsministeriums  bezw.  des  Reichskanzlers  sollen  auch 
wiederholt  Versuche  gemacht  worden  sein,  um  von  Rußland  bessere  Be- 
dingungen für  unsere  Ausfuhr  dahin  zu  erlangen;  aber  nach  den  bisher 
gemachten  Erfahrungen  geben  wir  uns  keinen  großen  Erwartungen  hin- 
sichtlich des  Entgegenkommens  Rußlands  hin. 

Durch  jenen  Ausspruch  des  deutschen  Ministers,  welchen  damala  alle 
größeren  Zeitungen  erwähnt  haben,  ist  nun  die  Aufmerksamkeit  wieder 
auf  die  Uebelstände  hingelcnkt  worden , die  für  unseren  Handel  und 
unsere  Industrie  im  Verkehr  mit  den  östlichen  Nachbarn  eingetreten  sind 
und  welche  ihren  Grund  haben  einmal  in  den  außergewöhnlich  hohen 
Zollsätzen  des  russischen  Tarifs^),  dann  in  den  besonderen  Zollverord- 
nungcn,  die  noch  mancherlei  Schwierigkeiten  für  den  Export  von  Waren 
nach  Rußland  bereiten,  und  endlich  in  vielfachen  willkürlichen  Hand- 
lungen der  russischen  Zollbeamten. 

Es  wird  daher  vielleicht  von  Interesse  sein,  wenn  wir  uns  unseren 
Verkehr  mit  Rußland  und  dessen  Entwickelung  in  den  letzten  Jahren 
einmal  etwas  näher  ansehen,  um  beurteilen  zu  können,  welche  Nachteile 
für  Deutschland  aus  der  Beschränkung  der  Ausfuhr  nach  Rußland  ent- 
stehen, und  welchen  Wert  anderseits  der  Export  Rußlands  über  unsere 
Grenzen  für  dieses  Land  haben  muß.  — Wir  halten  uns  hierbei  an  die 
Zahlen  der  deutschen  Statistik  für  das  Jahr  1884  und  nehmen  zur  Ver- 
gleichung diejenigen  der  Jahre  1880  und  1881,  also  der  Periode,  welche 
der  Einführung  des  neuen  russischen  Zolltarifs  voranging. 

Betrachton  wir  zunächst  die  Einfuhr  aus  Rußland  nach  Deutschland, 
80  finden  wir  als  die  wichtigste  Gruppe  die  Lebensmittel,  und  unter 
diesen  wieder  als  den  hervorragendsten  Artikel  das  Getreide.  Deutsch- 
land importierte  i.  J.  1884  zur  vollständigen  Deckung  seines  Bedarfes  vom 
Auslande  überhaupt  961560  Tonnen  Roggen,  und  davon  lieferte  Rußland 

1)  Vergl.  die  frühere  Arbeit:  „der  Zolltarif  RaUlands“,  Bd.  X dieser  JalirbUcher, 
S.  339,  412,  620  u.  ff. 
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allein  566242  Tonnen  = 59  ^).  Kein  anderes  Land  ist  imstande, 

uns  solche  Quantitäten  der  bei  uns  am  meisten  konsumierten  Oetreideart 
zu  gleichen  Preisen  zu  überlassen,  und  ähnlich  lagen  die  Yerhältnisse 
auch  schon  in  früheren  Jahren;  denn  hei  einer  Gesamteinfuhr  Deutsch- 
lands an  Koggen  von  689  563  bezw.  575  454  Tonnen  in  den  Jahren  1880 
und  1881  fallen  auf  Bußland  421238  bezw.  266  956  Tonnen  oder  61 
und  46  — Auch  für  Weizen  ist  Rußland  eine  unserer  Haupt-Be- 

zugsquellen geworden.  Während  i.  J.  1880  bei  einer  Gesammteinfuhr 
von  227  553  To.  nur  55  606  To.  ausKußland  kamen,  1881  von  361949  To. 
nur  82  171  (=  24  und  23  ^/q),  betrug  der  Import  aus  Rußland  i.  J.  1884 
325  872  To.  bei  einer  Gesammteinfuhr  von  754  512  To.,  also  43  ^/q. 
Kein  Land  war  bei  der  Versorgung  mit  Weizen  i.  J.  1884  für  uns  so 
wichtig  als  Rußland,  und  selbst  die  gefürchtete  amerikanische  Konkurrenz 
hat  sioh  in  dem  genannten  Jahre  nicht  als  besonders  stark  erwiesen.  Die 
direkte  Einfuhr  von  den  Vereinigten  Staaten  war  72  233  To.;  mag  nun 
auch  unter  der  Einfuhr  aus  den  deutschen  Zollausschlüssen  (50  093  To.), 
aus  Belgien  (91894  To.),  aus  den  Niederlanden  (77448  To.)  sich  ameri- 
kanischer Weizen  befunden  haben,  so  geht  doch  aus  diesen  Zahlen  her- 
vor, daß  die  Lieferungen  Amerikas  bei  weitem  nicht  an  diejenigen  Ruß- 
lands heranreichen.  — In  gleicher  Weise  sind  wir  auch  bei  Hafer  mit 
der  Deckung  unseres  Bedarfes  vom  Auslande  in  der  Hauptsache  auf  die 
russische  Landwirtschaft  angewiesen;  hier  betrug  die  Gesamteinfuhr  in 
d.  J..  1880  u.  1881  161  686  und  262  590  To.,  der  Import  von  Rußland 
90  654  und  113  686  To.  = 56  und  43  ^/g,  und  i.  J.  1884  kamen  von 
366413  To.  sogar  259  479  To.  oder  71  aus  dem  genannten  Reiche.  — 

Der  Anteil  Rußlands  an  der  Versorgung  Deutschlands  mit  Gerste  ist 
kleiner.  Von  der  Gesamteinfuhr  von  440  080  To.  waren  L J.  1884  nur 
90  761  To.  — 21  — russischen  Ursprungs,  und  der  Prozentsatz  stellt 

sich  in  d.  J.  1880  u.  1881  noch  geringer.  — Zu  erwähnen  sind  an  die- 
ser Stelle  noch  Mais,  Hülsenfrüohte  und  Mahlfabrikate;  jedoch  fällt  deren 
Einfuhr  nicht  sehr  ins  Gewicht;  dagegen  bilden  wieder  lebende  Tiere 
und  unter  diesen  namentlich  Schweine  und  Pferde  wichtige  Importartikel. 
Von  ersteren  bezog  Deutschland  vom  Auslande  i.  J.  1884  im  ganzen 
759  207  Stück,  darunter  aus  Rußland  288136  Stück,  so  daß  dieses  Land 
hier  wieder  obenan  steht;  nur  Österreich  weist  noch  eine  ähnliche  Ziffer 
auf,  nämlich  215  078.  — An  Pferden  empfingen  wir  über  die  nissische 
Grenze  i.  J.  1884  21465  Stück,  und  auch  hier  ist  Rußland  die  wich- 
tigste Bezugsquelle  bei  unserer  Gesamteinfuhr  von  74469  Stück. 

Von  tierischen  Produkten  sind  zunächst  Eier  von  Geflügel  her- 
vorzuheben, von  denen  uns  Rußland  i.  J.  1884  3790  To.  sandte,  und 
dieser  Import  scheint  im  Wachsen  zu  sein;  denn  1880  betrug  die  Ein- 
fuhr nur  1822  To.,  1881  1348  To.  — Dann  ist  auch  unsere  Lederindu- 

1)  Wir  wählen  bei  nnseren  Zasammenstellangen  das  Gewicht  and  nicht  den  Wert 
der  Produkte,  and  zwar  ans  zwei  Gründen:  einmal  kann  der  Wert  bei  Vergleichen  mit 
früheren  Jahren  kein  richtiges  Bild  geben,  da  die  Preise  sich  wesentlich  verändert  haben ; 
dann  werden  die  Werte  vom  statistischen  Amte  bekanntlich  nach  Angaben  Sachverstän- 
diger gleichmäfsig  für  das  Gesamtqoantom  jeder  ein-  and  aasgefUhrten  Warensorte  fest- 
gestellt; es  läfst  sich  aber  nicht  beurteilen,  ob  auch  die  im  Verkehr  mit  Bafsland  vor- 
kommenden  Teile  der  verschiedenen  Warensorten  gerade  diesen  Darchsebnittswert  ge- 
habt haben. 
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strie  bei  der  Einfuhr  aus  Eußland  insofern  beteiligt,  als  sie  i.  J.  1884 
5960  To.  Häute  und  Felle,  besonders  rohe  Kalb-  und  Scha^elle,  er- 
hielt; diese  Einfuhr  ist  aber  nicht  vorwärts  gegangen,  denn  sie  war  in 
d.  J.  1880  u.  1881  größer,  nämlich  7193  und  7043  To.  Von  russischer 
Wolle  wird  ebenfalls  verhältnismäßig  nicht  viel  in  Deutschland  ver- 
arbeitet; denn  bei  einem  Gesamtverbrauch  an  ausländischer  Wolle  von 
105  666  To.  befanden  sich  nur  5256  To.  russisches  Produkt;  hier  be- 
herrschen eben  jetzt  die  überseeischen  Wollen  die  Einfuhr,  und  überdies 
ist  die  Zucht  feinwolliger  Schafe  in  Bußland  auch  in  der  Abnahme  be- 
grifFen  ‘ ). 

Nun  finden  wir  noch  mehrere  Produkte  der  russischen  Landwirt- 
schaft, welche  wichtigen  Zweigen  unserer  Industrie  als  Bohmateried  dienen. 
Hier  steht  obenan  Flachs,  wovon  wir  i.  J.  1884  59  892  To.  = 92 
der  Gesamteinfuhr  von  65185  To.  aus  Bußland  entnahmen.  Der 
russische  Flachs  ist  für  unsere  Leinenindustrie  nahezu  unentbehrlich, 
weil  es  in  Deutschland  jetzt  nicht  möglich  ist,  eine  gleiche  Qualität  in 
hinreichender  Menge  herzustellen.  Allerdings  macht  man  bei  uns  jetzt 
mehrfach  große  Anstrengungen,  um  den  Flachsbau  zu  heben;  für 
die  nächste  Zukunft  dürften  aber  kaum  Besultate  zu  erwarten  sein, 
welche  einen  namhaften  Teil  der  russischen  Einfuhr  entbehrlich  machen ; 
die  Statistik  der  letzten  Jahre  scheint  vielmehr  auf  eine  Vergrößerung 
des  Bedarfs  hinzuweisen,  denn  in  d.  J.  1880  u.  1881  gingen  nur  31673 
bezw.  44  587  To.  aus  Bußland  ein.  Dem  Flachs  kommt  an  Wichtigkeit 
der  Hanf  ungefähr  gleich;  auch  davon  empfingen  wir  i.  J.  1884  von 
Bußland  das  ansehnliche  Quantum  von  30  264  To.,  d.  h.  den  bei  weitem 
größten  Teil  unseres  Bedarfes  vom  Auslände  (1884  40  308  To.);  denn 
außer  dem  genannten  Lande  kommt  nur  noch  Italien  mit  7467  To.  in 
Betracht,  sonst  sind  wir  fast  allein  auf  Bußland  angewiesen.  In  den 
Jahren  1880  und  1881  war  der  Import  33  669  und  46  364  To. 

Weiter  sind  hier  noch  eine  Anzahl  Sämereien  zu  erwähnen,  u.  a. 
Baps,  Bübsaat  und  Leinsaat;  namentlich  das  letztere  Produkt  tritt  einiger- 
maßen hervor,  denn  Bußland  lieferte  i.  J.  1884  das  nicht  unbedeutende 
Quantum  von  31829  To.  bei  einer  Gesamteinfuhr  Deutschlands  von 
60  993  To.  Mit  dem  Bückgang  der  letzteren  ist  aber  auch  der  Import 
von  Bußland  in  jüngster  Zeit  wesentlich  geringer  geworden;  es  betrug 
nämlich: 

die  Einfuhr  von  Bußland  die  Gesamteinfuhr 

1880  52  251  To.  74121  To. 

1881  44  923  „ 70  637  „ 

Dann  bildet  einen  beträchtlichen  Teil  unserer  Einfuhr  aus  Bußland 
das  Holz;  wir  bezogen  von  dort  an  Bau-  und  Nutzholz  i.  J.  1884 
862  686  To.,  und  ungefähr  die  gleiche  Höhe  hat  dieser  Verkehr  schon 
seit  mehreren  Jahren.  Außerdem  verbraucht  unsere  Industrie  jährlich  eine 
nicht  unbedeutende  Menge  russischer  Knochenkohle  (1881  7613  To., 
1882  11  801  To.,  1884  8900  To.),  und  auch  mehrere  russische  Abfall- 
stoffe  weisen  einen  namhaften  Verbrauch  in  Deutschland  auf,  z.  B.  Kleie 
und  Malzkeime  38  971  To.,  Ölkuchen  24  220  To.,  Lumpen  9819  To. 

1)  Vergl.  ScbmoUer’s  Jabrb.  f.  Qesetzgeboog  etc.  X,  8 S.  329. 
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Endlich  haben  wir  hier  noch  ein  Produkt  hervorznheben,  dessen  Ein- 
fuhr zwar  bisher  noch  ohne  alle  Bedeutung  war,  welches  aber  vielleicht 
in  Zukunft  eine  wichtige  Rolle  spielen  wird,  nämlich  das  Petroleum. 
In  unseren  Ausführungen  über  den  russischen  Zolltarif  (Bd.  X S.  430)  ist 
bereits  darauf  hingewiesen  worden,  in  welcher  Weise  man  in  Rußland 
die  Hebung  der  kaukasischen  Petroleumindustrie  betreibt,  und  man  hat 
auch  erreicht,  daß  das  amerikanische  Produkt  in  einem  großen  Teile 
Rußlands  nicht  mehr  gegen  das  kaukasische  konkurrieren  kann.  Bei 
der  großen  Ergiebigkeit  der  Quellen  hat  man  aber  auch  schon  versucht, 
das  kaukasische  Petroleum  zu  exportieren,  und  zwar  mit  Erfolg,  denn 
während  unsere  Statistik  für  die  Jahre  1880  und  1881  nur  67  bezw. 
28  To.  als  Einfuhr  angiebt,  finden  wir  i.  J.  1884  schon  7797  To.,  also 
immerhin  ein  bemerkenswerter  Anfang. 

Gehen  wir  zur  Ausfuhr  über,  so  zeigt  sich  uns  ein  ganz  anderes 
Bild.  — Von  Rohmaterialien  sind  hier  zunächst  Steinkohlen  und  Koks 
zu  nennen;  aber  selbst  bei  diesen  Produkten,  deren  billige  Beschaffung 
für  die  Industrie  von  größter  Bedeutung  ist,  deren  Einfuhr  daher  in  den 
meisten  Kulturstaaten  kein  Hindernis  in  den  Weg  gelegt  wird,  stößt 
Deutschland  schon  auf  Schwierigkeiten,  da  die  polnische  Landgrenze  durch 
einen  Zoll  gesperrt  ist,  während  sonst  Steinkohlen  frei  eingehen.  Und 
doch  hätte  Rußland,  wie  schon  früher  (Bd.  X S.  413)  ausgeführt  ist,  alle 
Veranlassung,  seiner  Industrie  dieses  Material  unter  möglichst  günstigen 
Bedingungen  zuzuführen,  da  die  Ausbeute  im  Inlande  den  Bedarf  nicht 
deckt,  und  bei  der  noch  immer  ziemlich  ausgedehnten  Benutzung  des 
Holzes  als  Brennmaterial  eine  schädliche  Verminderung  der  Waldbestände 
droht.  Deutschlands  Export  an  Kohlen  und  Koks  nach  Rußland  betrug 
i.  J.  1884  361  600  To.,  1880  dagegen  410  102  To.  und  1881  402679  To. 

Einen  bedeutenden  Anteil  an  der  Ausfuhr  nach  Rußland  hat  ferner 
die  Metallindustrie;  auf  sie  fallen  i.  J.  1884  136060  To.;  davon  sind 
nur  80  956  To.  Rohmaterialien  wie  Erze  (10  219  To.),  Roheisen  (55  907 
To.),  rohes  Blei  (9377  To.),  Zink  (3110  To.),  41040  To.  aber  bestehen 
aus  Halbfabrikaten,  und  darunter  befinden  sich  mehrere  der  wichtigsten 
Erzeugnisse  unserer  Eisenindustrie,  z.  B.  schmiedbeu'es  Eisen  in  Stäben 
(24  182  To.),  Platten  und  Bleche  (12  982  To.),  Eisendraht  (987  To.). 
Ferner  führten  wir  i.  J.  1884  nach  Rußland  aus:  Eisenbahnschienen 

(521  To.),  Drahtstifte  (347  To.),  feinere  Eisenwaren  (389  To.)  und  Waren 
aus  anderen  unedlen  Metallen  (825  To.),  endlich  Lokomotiven,  Loko- 
mobilen und  Maschinen  (11601  To.). 

Hier  haben  nun  in  den  letzten  Jahren  mancherlei  Veränderungen 
stattgefunden.  Die  Ausfuhr  von  Roheisen  ist  beträchtlich  gewachsen, 
denn  sie  betrug  i.  J.  1884  55  907  To.,  während  in  d.  J.  1880  u.  1881 
nur  18  005  bezw.  10891  To.  an  Roheisen,  Brucheisen  etc.  nach  Rußland 
exportirt  wurden.  Der  Grund  dieser  bedeutenden  Erhöhung  dürfte  darin 
zu  suchen  sein,  daß  es  in  Rußland  an  geeignetem  Rohmaterial  für  die 
Stahl-,  besonders  für  die  Schienenfabrikation  fohlt,  und  daß  der  Eingangs- 
zoll nicht  übermäßig  hoch  ist.  — Bei  dieser  Zunahme  der  Ausfuhr  von 
Rohmaterial  neben  wesentlich  erhöhten  russischen  Zöllen  auf  fertige  Waren 
können  wir  schon  vermuten,  daß  in  Rußland  mehr  Fabrikate  hergestellt 
werden  als  früher,  und  daß  daher  die  Ausfuhr  der  letzteren  kleiner  ge- 
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worden  ist  So  verhält  es  sich  in  der  That,  und  die  Ursachen  dieser 
Veränderung  sind  hauptsächlich  die  erwähnte  bedeutende  Erhöhung  der 
Zölle  i.  J.  1882  und  die  übrigen  Unterstützungen,  welche  die  nissischo 
Begierung  der  eigenen  Industrie  gewährt.  — Bußland  war  früher  ein 
wichtiges  Absatzfeld  för  die  deutsche  Schienenindustrie,  und  die  Ausfuhr 
dahin  betrug  noch  i.  J.  1880  20324  To,;  aber  schon  i.  J.  1881  fiel  sie 
auf  4634  To.,  und  1884  hörte  sie  fast  ganz  auf  (521  To.)  — Aehnliche 
Bückgänge  finden  wir  auch  bei  anderen  Eisenfabrikanten ; so  lieferten  unsere 
Walzwerke  noch  i.  d.  J.  1881  u.  82  das  ansehnliche  Quantum  von  53  432 
und  41882  To.  Stabeisen  nach  Bußland,  1884  war  der  Export  dahin  auf 
24  182  To.  zurückgegangen.  — Noch  schlimmer  steht  es  mit  Eisendraht; 
davon  setzten  wir  i,  J.  1880  19443  To.,  i.  J.  1881  21  140  To.,  1884 
dagegen  nur  987  To.  nach  Bußland  ab,  und  der  Verlust  dieses  Gebietes 
hat  die  während  der  letzten  Jahre  an  sich  schon  ungünstige  Lage  unserer 
Drahtindustrie  noch  wesentlich  verschlechtert.  Auch  die  Ausfuhr  von 
Lokomotiven,  Lokomobilen  und  Maschinen  ist  allmählich  kleiner  geworden, 
in  d.  J.  1880  u.  1881  betrug  sie  noch  23  512  und  13  663  To.,  1884  nur 
11601  To.  Der  Ausfall  trifft  in  der  Hauptsache  Lokomotiven,  und  das 
ist  bei  den  seitens  der  russischen  Begierung  zu  gunsten  der  einheimischen 
Industrie  getroffenen  Maßregeln  (vergl.  Bd.  X 6.  418)  sehr  erklärlich. 

Wie  der  Export  von  Boheisen,  so  ist  auch  doijenigc  von  anderen 
rohen  Metallen  gestiegen;  Bußland  empfing  in  den  J.  1880  und  1881  an 
deutschem  Blei  3344  und  4520  To.,  i.  J.  1884  aber,  obgleich  inzwischen 
eine  Erhöhung  des  Zolles  eingetreten  war,  9377  To.,  an  Zink  in  den 
beiden  erstgenannten  Jahren  488  und  1036  To.,  1884  3110  To.  — Da- 
gegen zeigt  die  Ausfuhr  von  Fabrikaten  aus  diesen  Materialien  keine  er- 
hebliche Veränderung. 

In  gleicher  Weise,  wie  die  Eisenindustrie,  leidet  auch  Deutschlands 
zweiter  großer  Wirtschaftszweig,  die  Textilindustrie,  unter  der 
Zoll-  und  Handelspolitik  Bußlands.  Das  zeigt  sich  schon  bei  den  Halb- 
fabrikaten; denn  cs  ist  jedenfalls  als  eine  Folge  der  i.  J.  1882  einge- 
tretenen Tarifveränderungen  anzusehen,  daß  Deutschlands  Export  an 
Garnen  und  Watten  nach  Bußland  von  3289  bezw.  3187  To.  i.  J.  1880 
und  1881  auf  1875  To.  i.  J.  1884  zurückgegangen  ist.  Diesen  Ausfall 
trägt  fast  ausschließlich  das  Baumwollengarn,  von  welchem  1880 — 1881 
noch  1766  und  1703  To.,  1884  nur  180  To.  nach  Bußland  gingen;  da- 
gegen ist  die  Ausfuhr  von  WoUongarn  sogar  etwas  gestiegen,  nämlich  von 
1318  und  1310  To.  auf  1429  To.  Auch  bei  fertigen  Waren  ist  der 
Bückgang  ganz  bedeutend;  der  Export  betrug: 


1880 

1881 

1884 

Zeugwaren 

1339 

1109 

680  To. 

Strumpfwaren 

842 

198 

170 

9Y 

Posamentierwaren 

270 

190 

81 

SpiUen,  Stickereien  etc.  . . . 

80 

21 

19 

n 

Kleider,  Leibwäsche  etc.  . . . 

272 

224 

50 

fi 

Hüte,  Federn,  kiinstl.  Blumen 

18 

14 

9 

In  der  übrigen  Ausfuhr  zeigt  der  Gement  ein  namhaftes  Quantum, 
nämlich  32  539  To.  i.  J.  1884,  und  zwar  haben  hier  die  Lieferungen  nach 
Bußland  bedeutend  zugenommen,  trotz  des  Zolls  von  7 Kopeken,  welcher 
1882  auf  den  bis  dahin  zollfreien  Artikel  gelegt  wurde.  — Dagegen 
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haben  bei  den  hier  noch  erwähnenswerten  Artikeln  folgende  Veränderungen 
stattgefunden : 


1880 

1881 

1884 

Thonwaren 

62414 

26943 

23645 

To 

Glaswaren 

976 

801 

617 

1» 

Holz-,  Schnitz-  n.  Flechtwaren 

2762 

2131 

1795 

Papier  und  Pappe 

2089 

1936 

802 

Papier-  and  Pappwaren  . . 

314 

262 

436 

XjQdOT  •••••*  |a  • 

370 

388 

297 

t) 

Leder-,  Riemen-  u.  Täschnerwaren 

206 

121 

116 

>1 

Aus  diesen  Zusammenstellungen  geht  hervor,  daß  die  Veränderungen 
des  russischen  Zolltarifs  während  der  letzten  Jahre  für  Deutschland  von 
großer  Bedeutung  gew'csen  sind ; dieselben  wirken  gerade  jetzt  so  empfind- 
lieh,  weil  in  vielen  Industriezweigen  Überproduktion  herrscht,  und  es 
fast  unmöglich  ist,  für  den  Verlust  auf  dem  russischen  Markte  sogleich 
Ersatz  in  anderen  Ländern  zu  finden.  — Das  Motiv,  welches  Rußland 
hauptsächlich  bei  diesen  Maßregeln  leitet,  ist  bekanntlich  der  Wunsch, 
eine  eigene  Industrie  im  Inlande  zu  besitzen.  Vom  Standpunkte  des 
russischen  Volkes  aus  müssen  wir  einen  solchen  Wunsch  für  vollständig 
berechtigt  halten  und  nur  hinsichtlich  der  Richtigkeit  der  Wege,  welche 
zur  Erreichung  des  Zieles  beschritten  werden,  kann  man  anderer  Meinung 
sein.  Die  Bestrebungen  dürften  sich  vor  allem  nicht  ganz  allgemein  auf 
fast  sämtliche  Wirtsohafiszweige  richten,  sondern  müßten  auf  das  ge- 
naueste mit  den  gegebenen  Verhältnissen  rechnen.  Rußland  hat  in  der 
Textil-,  der  Eisen-Industrie  und  noch  auf  {mehreren  anderen  Gebieten,  und 
zwar  zum  nicht  geringen  Teile  durch  die  Schutzzölle,  schon  manche  Er- 
folge in  der  angestrebten  Richtung  erzielt;  aber  alle  Lebensbedürfnisse 
kann  kein  Land  selbst  vorteilhaft  produzieren,  und  durch  Zölle  allein  wird 
selbst  die  russische  rücksichtslose  Politik  keine  lebensfähige,  zum  Nutzen 
des  Landes  wirkende  Industrie  schaffen.  Für  eine  solche,  die  also  we- 
nigstens begründete  Hoffnung  läßt,  daß  sie  die  Waren  früher  oder  später 
zu  ähnlichen  Preisen  wird  liefern  können,  wie  jene  bis  jetzt  vom  Aus- 
lande bezogen  worden  sind,  müssen  gewisse  Vorbedingungen  vorhanden 
sein,  und  wir  meinen  nun,  daß  es  zunächst  Rußlands  Aufgabe  wäre,  zu 
prüfen,  wo  diese  Vorbedingungen  zu  finden  sind  und  wo  sie  fehlen,  wo 
ferner  durch  Anregung  und  Mitwirkung  des  Staates  manche  dieser  Be- 
dingungen geschaffen  werden  können,  und  wo  keine  Aussicht  vorhanden 
ist,  auf  diesem  Wege  zum  Ziele  zu  gelangen,  wo  also  das  starre  Fest- 
halten an  dem  gefaßten  Entschlüsse,  möglichst  überall  eigene  Industrie 
zu  begründen , nur  dazu  führen  würde , der  Bevölkerung  dauernd  hohe 
Ausgaben  für  viele  Gegenstände  des  Bedarfes  zu  bereiten.  Wir  erinnern 
hier  nur  an  Kohlen,  wo  Rußland  seinen  Bedarf  bei  weitem  nicht  decken 
kann,  und  wo  die  Verteuerung  des  für  fast  alle  Teile  der  Industrie  un- 
entbehrlichen Rohstoffes  zu  einer  Verteuerung  einer  großen  Zahl  von 
Fabrikaten  führen  muß.  — Bei  einer  solchen  eingehenden  Prüfung  würde 
man  doch  vielleicht  zu  dem  Resultate  kommen , daß  die  fortwährenden 
ZoUerhöhungen  nicht  überall  angebracht  sind,  und  daß  man  doch  an  ver- 
schiedenen Stellen  eine  Mitbewerbung  des  Auslandes  im  Interesse  der 
eigenen  Bevölkerung  und  dann  weiter  im  Interesse  der  Staatsfinanzen, 
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welche  endlich  daroh  die  immer  weitergehende  AasschlieBung  fremder 
Produkte  ebenfalls  geschädigt  werden  müssen,  zulasson  könne.  Und  das 
ist  der  Punkt,  wo,  wenn  überhaupt  von  dieser  Zeit  her  etwas  gethan 
werden  kann,  u.  E.  die  Bestrebungen  Deutschlands  zur  Erlangung  gün- 
stigerer Ausfuhrbedingungen  einsetzen  müßten ; denn  Kußland  wird  selbst- 
verständlich bei  seinen  Maßnahmen  niemals  danach  fragen,  was  der  deut- 
schen Industrie  frommt,  sondern  nur,  wenn  es  gelingt,  die  leitenden  Per- 
sonen zu  überzeugen,  daß  eine  Abschwächung  der  Einfuhrhindemisse  an 
manchen  Stellen  gleichzeitig  im  eigenen  russischen  Interesse  liegt,  wird 
Aussicht  vorhandoi  sein,  einen  etwas  freieren  Verkehr  anznbahnen. 

Aber  die  rassische  Zollpolitik  birgt,  wenn  sie  sich  in  der  bisherigen 
Kichtung  weiter  entwickeln  sollte , noch  eine  andere  Gefahr  in  sich. 
Kußland  will  und  muß,  wie  wir  gesehen  haben,  ein  großes  Quantum  seiner 
Bodenprodukte  nach  dem  Aaslande,  darunter  auch  nach  Deutschland, 
absetzen,  wenn  nicht  Millionen  der  Landwirtschaft  angehörende  Bewohner 
empfindlichen  Schaden  leiden  sollen.  Die  Lage  Kußlands  ist  also  doch 
nicht  so,  daß  die  Kegierung  sich  nur  nach  den  Zielen  zu  richten  braucht, 
welche  sie  für  die  Entwickelung  der  Industrie  im  Auge  hat  ; sie  wird  gut 
thuu,  die  größte  Sorgfalt  auch  darauf  zu  verwenden,  daß  dem  Lande  der 
vorläufig  mindestens  ebenso  wichtige  Absatz  landwirtschaftlicher  Produkte 
nach  dem  Aaslande  nicht  geschmälert  wird.  Diese  Aufgabe  kanu  aber 
durch  die  immer  strenger  werdende  Ausschließung  fremder  Produkte  aus 
Kußland  nicht  gefördert  werden,  vielmehr  dürfte  das  geschehen,  wenn 
Kußland  — also  auch  hier  wieder  nicht  im  Interesse  des  Auslandes,  son- 
dern seiner  eigenen  Volkswirtschaft  — sich  entschließen  könnte,  auf  den 
Gebieten,  wo  es  voraussichtlich  in  absehbarer  Zeit  eine  gesunde  Industrie 
nicht  zu  schaffen  vermag,  die  Mitbewerbung  derjenigen  Länder  zuzulassen, 
welche  Abnehmer  seiner  Bodenprodukte  sind.  Deutschland  ist  ja  jetzt 
hinsichtlich  seiner  Versorgung  mit  Brotstofifen  und  Kohprodukten  z.  T. 
auf  Kußland  angewiesen;  wenn  wir  aber  z.  B.  im  Jahre  1883  den  Über- 
schuß des  Wertes  uuserer  Einfuhr  aus  Kußland  über  den  der  Ausfuhr  da- 
hin von  220  Mill.  Mark  (Einfuhr  410,  Ausfuhr  190  Mill.  Mk.)  in  Edel- 
metall hätten  decken  sollen,  so  würde  jedenfalls  von  unserem  Geldmärkte 
aus  ein  solcher  Widerstand  entgegengetreten  sein,  daß  die  Einfuhr  immer 
schwieriger  geworden  wäre  und  sich  mehr  und  mehr  vermindert  hätte. 
Dieser  Verkehr  ist  bis  jetzt  dadurch  erleichtert  worden,  daß  ansehnliche 
Beträge  russischer  Staats-  und  Eisenbahnanleihen  in  Deutschland  unter- 
gebracht sind,  deren  Zinsen  zur  Bezahlung  eines  Teiles  der  erhaltenen 
Waren  dienen  können.  Es  kommt  dazu,  daß  wir  in  anderen  Ländern, 
wie  England,  Frankreich,  Dänemark,  Schweden  und  Norwegen  etc.  Über- 
schüsse im  Werte  der  Ausfuhr  über  den  der  Einfuhr  haben,  die  wohl 
ebenfalls  z.  T.  in  Wechseln  oder  in  anderen  Formen  zur  Deckung  unserer 
Schuld  an  Kußland  dienen;  aber  die  Möglichkeit  ist  doch  nicht  ausge- 
schlossen, daß  hier  auch  Änderungeu  eintreten  können,  also  ein  Verkauf 
der  russischen  Wertpapiere  seitens  unserer  Kapitalisten  an  das  Ausland 
und  eine  so  ungünstige  Gestaltung  der  Wechselkurse,  daß  der  Import  von 
Kußland  erschwert  wird.  Dann  muß  Deutschland,  wenigstens  bei  ein- 
zelnen Artikeln,  auch  andere  Bezugsquellen  benutzen  und  wird  dabei  so 


DIgitized  by  Google 


296 


Miszellen. 


weit  als  möglich  denjenigen  den  Vorzug  geben»  nach  welchen  auch  unsere 
Fabrikate  Zugang  haben»  weil  das  die  vorteilhafteste  Art  des  Verkehrs  ist. 

Freilich  müssen  wir  uns  bei  dem  seither  von  Rußland  innegehaltenen 
Verfahren  in  Zollangelegenheiten  sagen,  daß  nur  wenig  Aussicht  vorhanden 
ist,  für  derartige  Erwägungen  in  jenem  Lande  Gehör  zu  finden.  Da 
drängt  sich  nun  unwillkürlich  die  Frage  auf : Können  wir  uns  nicht  durch 
Repressalien  eine  günstigere  Art  des  Austausches  von  Produkten  er- 
zwingen ? — Überblicken  wir  aber  die  eben  aufgeführten  Einfuhrgegen- 
stände, so  muß  auch  dieser  Weg  als  wenig  Erfolg  versprechend  erscheinen. 

— Wir  sahen,  es  standen  obenan  wichtige  Xahrungsmittel ; hier  aber 
Maßregeln  zu  ergreifen,  welche  in  wirksamer  Weise  die  Einfuhr  von 
russischem  Getreide  in  Deutschland  beschränken  können , daran  wird 
kein  Verständiger  denken.  Ähnlich  ist  es  auch  mit  den  hauptsächlichsten 
Rohmaterialien;  wollten  wir  z.  B.  die  Einfuhr  von  Flachs  verhindern,  so 
müßte  unsere  Leinenindustrie,  solange  es  in  Deutschland  nicht  möglich 
ist,  gleiche  Quantitäten  in  hinreichenden  Mengen  zu  produzieren,  darauf 
verzichten,  hinsichtlich  der  Fabrikate  mit  anderen  Ländern,  wie  Irland, 
zu  konkurrieren. 

Bei  den  Beratungen  des  Reichstages  über  die  Zolltarifvorlage  i.  J. 
1879  wurde  wiederholt  darauf  hingewiesen,  daß  der  Zoll  auf  Holz  sich 
vorzüglich  als  Eampfzoll  gegen  Rußland  eignen  und  daß  er  sich  für  den 
Abschliiß  künftiger  Handelsverträge  oder  Zollverbesserungen  sehr  gut 
verwerten  lassen  werde.  Nun  sind  seitdem  Holzzölle  in  Kraft,  die  er- 
hoffte Wirkung  ist  aber  nicht  eingetreten , denn  Rußland  hat  sich  mehr 
als  je  gegen  das  Ausland  abgeschlossen.  Dabei  ist  Holz,  namentlich  Bau- 
und  Nutzholz,  auch  während  der  letzten  Jahre  trotz  der  Zölle  in  großen 
Quantitäten  nach  Deutschland  eingeführt  worden,  und  das  scheint  anzu- 
deuten, daß  das  rassische  Holz  für  uns  nicht  gut  zu  entbehren  ist.  Die 
Handelskammer  in  Breslau  schreibt  in  einer  gegen  Erhöhung  der  Holz- 
zölle  gerichteten  Petition  an  den  Reichstag  vom  März  1888:  „Mit  Kie- 
fernholz muß  Rußland  aushelfen,  da  das  Land  den  laufenden  Bedarf  an 
feinjährigen,  starken  Kiefern  bei  normalem  Einschläge  nicht  decken  kann 
und  dies  nur  mit  vollständiger  Lichtung  unserer  Wälder  zu  ermöglichen 
wäre.  Später  würden  wir  also  wieder  auf  das  Ausland  angewiesen  sein.“ 

— Eine  noch  schärfere  Benutzung  des  Holzzolles  als  Repressalie  würde 
also  unter  diesen  Umständen  wenig  Erfolg  versprechen;  denn  eine  sofort 
eintretende  Mehrproduktion  des  Inlandes  ist  in  der  Forstwirtschaft  nicht 
möglich,  und  wir  würden  daher  immer  noch  viele  Jahre  hindurch  gewisse 
Holzsorton  aus  Rußland  beziehen  und  die  Nachteile  des  hohen  Zolles 
tragen  müssen. 

Nun  bleibt  nur  noch  ein  Artikel,  bei  welchem  ein  Kampfzoll  Ruß- 
land vielleicht,  wenn  auch  noch  nicht  jetzt,  so  doch  in  Zukunft  empfind- 
lich treffen  könnte,  nämlich  Petroleum.  Es  ist  schon  erwähnt  worden, 
daß  man  große  Anstrengungen  macht,  um  das  kaukasische  Petroleum  nicht 
nur  in  Rußland  selbst,  sondern  auch  im  Auslande  einzuführen  und  die 
amerikanische  Konkurrenz  mehr  und  mehr  zurückzudrängen.  Dabei  wird 
Rußland  in  erster  Linie  auch  auf  Deutschland  rechnen  müssen,  einmal 
wegen  der  Lage  beider  Länder  und  dann  wegen  des  großen  Petroleum- 
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koniums  in  Deutschland  (Einfuhr  i.  J.  1884  462  54ö  To.  im  Werte  von 
69  Ifill.  Mark).  Wir  haben  auch  schon  gesehen , daß  deis  russische  Fe> 
troleum  in  den  letzten  Jahren  bereits  Wege  nach  Deutschland  gefunden 
hat.  Hier  wäre  es  also  später  wohl  möglich,  Rußland  durch  einen  hohen 
Zoll  auf  sein  Produkt  zu  schädigen ; ob  aber  der  von  diesem  einen  Ar- 
tikel ausgehende  Druck  stark  genug  sein  würde,  um  die  russische  Re- 
gierung zu  namhaften  Zugeständnissen  hinsichtlich  ihrer  Schutzzölle  bereit 
finden  zu  lassen,  das  erscheint  uns  sehr  zweifelhaft.  — 


VII. 

Zar  Statistik  der  Roggen-  und  Brotpreise  in  Deutschland. 

Von  Dr,  E.  llirschberg. 

Nur  zwei  wichtige  Stationen  sind  es,  die  das  Getreide  bis  zu  seinem 
Eintritt  in  den  Detailhandel  als  Fabrikat  zu  passieren  hat,  der  Müller 
und  der  Bäcker,  und  weder  bei  dem  einen  noch  bei  dem  anderen  ist 
die  Kunstfertigkeit  der  Bearbeitungsweise  eine  unverhältnißmäßig  große. 
In  Hinsicht  der  Preisbildung  kann  höchstens  noch  das  Moment  der  Speku- 
lation, welches  im  Getreidehandel  stärker  zum  Ausdruck  kommt,  in  Be- 
tracht gezogen  werden,  ob  so  stark,  daß  durch  seinen  Einfluß  in  den  Brot- 
preisen die  Bewegung  der  Kompreise  nicht  mehr  zu  erkennen  ist,  kommt 
dann  weiter  in  Frage.  Allerdings  werden  sich  nun  innerhalb  jener  beiden 
Stationen,  welche  der  Rohstoff  zu  passieren  hat,  der  Müllerei  und  Bäckerei, 
— und  zwar  lokal  verschieden  — alle  jene  wirtschaftlichen  Kon- 
junkturen geltend  machen,  die  in  Gestalt  von  Arbeitslohn,  Wohnungs- 
miete, Konkurrenzverhältnissen  u.  a.  m.  auf  den  Brot-  bezw.  Mehlpreis 
influieren.  Dr.  Scharling  sagt  sogar  in  seinen  jüngsten  Erörterungen 
über  „Detailhandel  und  Warenpreise*'  (Jahrb.  f.  Nationalök.  u.  Statistik 
S.  292/293):  „Solange  das  Geld  für  das  Mahlen  fiir  die  Müller  und  der 
Lohn  der  Bäcker  - und  Fleisohergesellen  sowie  der  Verdienst  des  Meisters 
unverändert  bleibt,  kann  der  Brotpreis  nicht  im  selben  Verhältnis 
wie  das  Kora,  und  der  Fleisohpreis  nicht  im  selben  Verhältnis  wie  der 
Preis  für  das  Vieh  fallen“,  um  dies  dann  an  einem  Beispiel,  Kopenhagener 
Brot-  imd  Roggenpreisen,  zu  erläutern.  Ob  der  Preis  in  demselben  Ver- 
hältnis nicht  fallen  kann,  wollen  wir  dahingestellt  sein  lassen.  Für 
uns  entsteht  hier  nur  die  praktische  Frage,  ob  und  wie  sich  thatsäohlich 
die  Bewegung  der  Getreidepreise  für  den  Brotkonsumenten  bemerkbar 
macht.  Diese  Frage  ist  nur  an  der  Hand  der  Statistik  zu  lösen. 

Die  statistischen  Nachrichten  in  dieser  Hinsicht  sind  keineswegs  so 
wenig  zahlreich,  als  man  gemeinhin  annahm.  Ein  Streifzug,  den  wir 
auf  das  Gebiet  der  amtlichen  Publikationen  deutscher  statistischer  Bureaux 
unternahmen  — nur  um  derartige  amtliche  Quellen  soll  es  sich  hier 
handeln  — hat  eine  nicht  unwesentliche  Ausbeute  geliefert.  Allerdings 
liegt  das  Material  selten  fertig  da,  wenigstens  hinsichtlich  der  Brotpreise; 
es  sind  daher  häufig  Berechnungen  notwendig,  in  welcher  Art  und  in 
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welohem  Umfange  wird  nachstellend  bei  AufiPührung  der  einzelnen  Sta> 
tistiken  bemerkt.  Wir  beschränken  uns  dabei  auf  das  deutsche  Reich  und 
fügen  vom  Auslande  nur  Wien  hinzu.  Die  in  den  Quellen  angewandten 
Gewichts-  und  Geldeinheiten  werden  möglichst  beibehalten: 

1.  Bayern  (Quelle:  Zeitschrift  des  Eönigl.  Bayr.  Statist.  Bur.). 
Hier  wird  eine  Brotpreisstatiatik  in  größerem  Umfange  seit  dem  Jahre 
1880  erhoben,  nämlich  in  60  Marktorten,  1878  und  1879  nur  in  24  und 
23,  1876  und  1877  in  8 und  9,  Zahlen,  die  für  die  Beurteilung  des  be- 
rechneten Durchschnitts  von  Wichtigkeit  sind.  Die  Daten  sind  einfach 
die  Durchschnittswerte  der  aufgeführten  Marktorte.  Es  kostete  1 Ztr. 
Roggen,  1 Pfund  Schwarzbrot 


Mk. 

Pf. 

Mk. 

Pf. 

1876 

Roggen 

8.78 

Schwanbrot 

14.00 

1881 

Roggen 

10.46 

Schwarzbrot 

15.11 

1877 

yy 

9.36 

yy 

14  87 

1882 

yy 

8.96 

14.98 

1878 

yy 

8.08 

yy 

I3.8S 

1888 

yy 

7-69 

yy 

14-23 

1879 

yy 

7.97 

yy 

12.83 

1884 

yy 

8.04 

yy 

1400 

1880 

yy 

10.00 

yy 

14.48 

1885 

yy 

7.8O 

yy 

13-76 

Beim 

Roggenbrot 

ist  bis  zum  Jahre 

1888 

das 

schwarze  Brot 

von 

Brot  besserer  Qualität  unterschieden ; hier  ist,  um  die  Wirkung  der  Ge- 
treidepreise  deutlicher  zu  erkennen,  nur  die  geringere  Qualität  in  Betracht 
gezogen.  Seit  1884  hört  die  Unterscheidung  auf;  vielleicht  ist  das  der 
Grund,  warum  in  diesem  Jahre  allein  die  Bewegung  der  Brot-  und  Ge- 
treidepreise entgegengesetzt  verläuft. 

2.  Württemberg  (Quelle:  Württembergisohes  Statistisches  Jahr- 
buch f.  1885  herausgegeben  .vom  Königl.  Statist.  Landesamt).  Die  Preise 
(Mark)  sind  in  der  mitgeteilten  Form  hier  einfach  abgedruckt: 


Jahr 

Weizen 

WeiSbrot 

Roggen 

Schwarzbrot 

100  kg 

8 kg 

100  kg 

8 kg 

1875 

21.60 

0.81 

17.68 

0.75 

1876 

23.76 

0-87 

19.10 

0.81 

1877 

25.14 

0.93 

20.16 

0.88 

1878 

22.66 

0.89 

17.62 

0.83 

1879 

21.28 

0.81 

17.24 

0.76 

1880 

23-46 

0-90 

20.23 

0.84 

1881 

23.66 

0-92 

20.36 

0.86 

1888 

22.67 

0.94 

18.81 

0.87 

1883 

19.04 

0.84 

16.30 

0.77 

1884 

18.44 

081 

17.17 

0.75 

Die  Kurven  der  Preise  zeigen  sowohl  bei  den  Weizen-  und  Weiß- 
brotpreisen,  wie  bei  den  Roggen  - und  Schwarz  brotpreisen  nur  1882  ent- 
gegengesetzten Verlauf. 

8.  Baden  (Quelle:  Badische  amtliche  Statistik).  Die  Zahlen  sind 
ohne  Veränderung  ausgezogen;  Preise  für  1 Zentner  Roggen,  1 Pfund 
Brot  (gangbare  Sorte): 


Mk. 

Pf. 

Mk. 

Pf. 

1868 

Roggen 

9.91 

Brot 

*3 

1876 

Roggen 

8.24 

Brot 

13- 

1869 

yy 

7*40 

yy 

11 

1877 

yy 

9.43 

yy 

14. 

1870 

yy 

7-86 

yy 

12 

1878 

yy 

8.54 

n 

14. 

1871 

yy 

9-11 

yy 

*4 

1879 

yy 

8.26 

12.6 

1872 

yy 

8.60 

yy 

*4 

1880 

yy 

9-65 

»1 

13-3 

1878 

yy 

10.20 

yy 

14 

1881 

yy 

9.73 

yy 

13-3 

1874 

yy 

10.32 

yy 

15 

1888 

yy 

9-04 

yy 

14. 

1875 

yy 

8.16 

yy 

12 

1883 

yy 

7.92 

yy 

13.6 
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Biese  Statistik  ist  insofern  inkorrekt,  als  die  Brotpreise  för  ein  zu 
geringes  Quantum  mitgeteilt  und  infolge  dessen  die  Bruchteile  von  Pfennigen 
fortgelassen  sind,  so  daß  für  verschiedene  Jahre  eine  Bewegung  überhaupt 
nicht  erkennbar  wird.  Im  übrigen  verlaufen  die  Preisbewegungen  mit 
Ausnahme  des  Jahres  1881/82  gleichmäßig  steigend  und  fallend. 

4.  Großherzogtum  Hessen  (Quelle : Mitteilungen  der  Großherzogi. 
Hess.  Zentralstelle  für  Landesstatistik).  Die  Mitteilungen  begreifen  16 
Marktorte,  aus  welchen  hier  der  Durchschnitt  berechnet  iat.  Die  im 
Quellenwerke  mitgeteilten  Durchschnitte  sind  nicht  benutzt,  weil  sie  in 
den  Bruchteilen  von  Pfennigen,  in  welchen  sich  gerade  die  Preisbewegung 
zeigen  muß,  nicht  weit  genug  ausgerechnet,  beziehentlich  — anders  ausge- 
drückt  — für  zu  geringe  Quanta  dargestellt  sind:  Preise  für  100  Eg 
Koggen,  100  Eg  Brot; 


Mk. 

Hk. 

Hk. 

Hk. 

1878 

Roggon  i6.64 

Brot 

25.62 

1888  Roggen  18.34 

Brot 

26.75 

1879 

n 1622 

1» 

24.25 

1883  „ 16.I8 

25.12 

1880 

„ 20.47 

26  75 

1884  ^ 16.18 

23.87 

1881 

„ 21.18 

n 

27.37 

1885  „ 16.00 

1f 

22.87 

Bis  auf  das  Jahr  1883/84  verlaufen  die  Preisbewegungen  konform. 

5.  Oldenburg  (Quelle : Statistische  Nachrichten  des  Großherzogt.). 
Einer  Publikation  von  1878  entnehmen  wir  direkt  die  folgenden  Daten: 

1841/50  1858/56  1868|60  1871/75 

Ruggen  85  Liter  Hk.:  2.41  3.7t  2.67  3>37 

Roggenbrot  5 kg  „ 0.64  1.05  0.70  0 88 

Aus  einer  neueren  Publikation  (1872)  berechnen  wir  aus  den  für 
die  Marktorte  Oldenburg,  Delmenhorst,  Varel,  Jever,  Hooksiel,  Vechta 
und  Löningen  einerseits , sowie  für  das  Fürstentum  Birkenfeld  ander- 
seits mitgeteilteu  Preisen  pro  1859  bis  1870  folgende  Tabelle.  Es  kostete 
1 Scheffel  Koggen,  10  Pfund  Koggenbrot  Groschen: 


GroBhenogtam  Oldenburg  Fürstentum  Birkenfeld 


1859 

Roggen  24.1 

Brot 

6.8 

Roggen 

*3-1 

Brot 

8.9 

1860 

» 

26.2 

ff 

7-8 

ff 

30.8 

ff 

II. 1 

1861 

ff 

25.8 

ft 

7-6 

ff 

,31-8 

ff 

II. 9 

1868 

ft 

28.6 

ff 

7-9 

ft 

31.0 

ff 

11.7 

1863 

ff 

25.3 

ff 

7-9 

ff 

34.5 

ff 

9-7 

1864 

ff 

21.7 

ff 

6.4 

If 

23.8 

ff 

90 

1865 

ff 

20.6 

ff 

5-8 

ff 

20.8 

ff 

8.6 

1866 

ff 

24.3 

ff 

6.7 

ff 

257 

ff 

9-8 

1867 

ff 

340 

ff 

8.9 

ff 

358 

ff 

*31 

1868 

ff 

33» 

ff 

9.0 

ff 

34« 

ff 

12.7 

1869 

ff 

28.7 

ff 

7.8 

fl 

26.7 

ff 

9.9 

1870 

ff 

27.0 

ff 

7-7 

ff 

3*  4 

ff 

II.8 

Entgegengesetzte  Preisbewegung  weisen  hier  nur  die  beiden  Jahre 
1860/61  und  1867/68  für  Oldenburg  auf. 

6.  Wien  (Quelle : Statistisohes  Jahrbuch  der  Stadt,  bezw.  die  vom 
Magistrat  publizierten  Approvisionierungsausweise).  Die  Quellen  geben 
hier  nur  das  Maximum  und  Minimum  der  Preise  an,  welche  nachstehend 
für  die  Jahre  1867/78  aus  den  Monatsdaten  berechnet,  seit  1879  direkt 
entnommen  sind: 


Digitized  by  Google 


300 


MisscUcii. 


Roggoo  Schwanbrot 


1867 

voo  fl 
4.33 

bi»  fl 
5-01  p. 

von  fl 

niederösterr.  Motze  17.  1 

bis  fl 

19.  1 

Lot  für  5 Kreuzer 

1868 

3-61 

4.30 

tt 

16.  3 

18.  1 

ff 

1869 

3 21 

3-71 

19.  1 

21.  4 

11 

1870 

3-60 

4.15 

M 

20.  8 

22.  3 

11 

1871 

3'55 

4-55 

ft 

5-  ^ 

10.00 

p.  1 Wiener  Pfund 

1872 

3-55 

4.55 

»t 

6.  4 

12.00 

11 

1873 

3 55 

7.15 

M 

8.00 

16.00 

11 

1874 

4-S4 

6.4.S 

11 

8.00 

16.00 

11 

1875 

3.53 

4.55 

ff 

5 00 

14.00 

11 

1876 

7.70 

11.30 

p.  100  kg 

10.00 

20.00 

p.  1 kg 

1877 

8.40 

12.00 

ff 

10.00 

22.00 

ff 

1878 

6.40 

q.3o 

ff 

10.00 

20.00 

ff 

1879 

6.30 

11.30 

fl 

10.00 

21.00 

ff 

1880 

8.05 

11.85 

ff 

11.00 

21.00 

ff 

1881 

9.10 

II.OO 

ff 

12.50 

20.00 

ff 

1882 

7.15 

10.00 

19 

12.40 

18.50 

ff 

1883 

7.45 

9.O0 

M 

10.20 

18.00 

ff 

1884 

7.00 

9.70 

ff 

8.30 

19.00 

11 

1885 

5 65 

9 85 

t 

19 

8.30 

16.90 

ff 

Aus 

einer 

derartigen  Aufstellung  ist  nun  für  die  Zwecke  der  Frage 

dor  Einwirkung  der  Koggen-  auf  die  Brotpreise  nicht  viel  zu  schließen. 
Es  sei  dsdier  verstattet,  aus  dem  mitgeteilten  Maximum  und  Minimum 


noch  Mittelberechnungen  aufzuführen,  wenngleich  ausdrücklich  hervor- 
gehoben werden  muß,  daß  das  Mittel  aus  Maximal-  und  Minimalpreis 
keineswegs  den  Durchschnittspreis  darstellt: 


1871 

Koggen  Gulden 

pro  österr.  Metze 

4.05 

Schwarzbrot  Kreuzer 

pro  Wiener  Pfd. 

7*85 

1872 

11 

11 

11 

4.05 

11 

fl 

11 

9.8O 

1873 

11 

ff 

ff 

S-35 

ff 

11 

11 

12.00 

1874 

11 

ff 

11 

554 

ff 

fl 

ff 

12.00 

1875 

1* 

ff 

11 

4. 04 

ff 

ff 

ff 

9.50 

1876 

fl 

11 

pro  100  kg 

9.45 

11 

ff 

pro  1 kg 

1500 

1877 

1f 

ff 

ff 

10.85 

ff 

ff 

ff 

16.00 

1878 

ff 

ff 

11 

7 85 

ff 

11 

11 

15.00 

1879 

11 

• 1 

ff 

8.75 

11 

fl 

ff 

15.50 

1880 

ff 

1f 

»1 

9.95 

11 

11 

11 

lAoo 

1881 

11 

91 

fl 

10.50 

11 

1f 

ff 

16.25 

1882 

II 

« 

ff 

8.57 

11 

19 

ff 

15-45 

1883 

11 

ff 

11 

8.22 

ff 

ff 

ff 

14.10 

1884 

ff 

11 

ff 

8.35 

ff 

ff 

ff 

13.85 

1885 

11 

11 

11 

7.45 

ff 

11 

11 

12.60 

Hier  zeigte  allein  das  Jahr  1883/84  eine  Differenz  in  der  Preis- 
bewegung. 

Das  Eacit  dieser  Mitteilung  ist  somit  zweifellos  dies,  daß  der  Brot- 
preis im  allgemeinen  die  Bewegungen  des  Eornpreises 
mitmaoht,  bezw.  dsiß  eine  Verteuerung  des  Korns  das  Brot  verteuert. 
Diese  an  sich  nicht  auffallende  Thatsache  ist  in  der  Tagespresse  lebhaft 
bestritten  worden  ; wie  man  sieht,  mit  Unrecht.  Natürlich  ist  die  Wirkung 
der  Verteuerung  des  Korns  auf  den  Preis  des  Brotes  nicht  immer  die 
gleiche  d.  h.  das  Steigen  oder  Fallen  des  Brotpreises  findet  nicht  in 
demselben  Maße  statt  Von  so  hohem  Interesse  es  nun  wäre,  Näheres 
über  die  Verhältnisse  zu  erfahren,  welche  hier  mitwirken,  und  den  Um«' 
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fang  möglichst  zahlenmäßig  festzustellen,  in  welchem  die  Produktions- 
kosten des  Brotes,  insbesondere  der  Rohstoff,  das  Kom  sich  im  Brotpreis 
erkennen  lassen,  so  wenig  Materialien  liegen  über  diese  Frage  vor.  Wir 
glauben  behaupten  zu  können,  daß  das  hier  Mitgeteilte  in  der  amtlichen 
Statistik  wenigstens  Deutschlands,  wahrscheinlich  auch  der  europäischen 
Großstaaten,  ziemlich  das  einzige  Material  ist  — abgesehen  von  der  nicht 
brauchbaren  Brotpreisstatistik  des  Berliner  Polizeipräsidiums  (vgl.  Stati- 
stisches Jahrbuch  der  Stadt  Berlin  1883  p.  176/7)  und  einer  umfang- 
reicheren Statistik  in  den  französischen  statistischen  Jahrbüchern. 

Es  ist  darum  nachstehend  aus  den  oben  mitgeteilten  Daten  eine 
kleine  Recapitulation  gefertigt,  welche  für  die  vier  süddeutschen  Staaten, 
Bayern,  Württemberg,  Baden  und  Hessen  das  Yergleiohbare  zusammen 
tri^t;  eine  Beiziehung  der  übrigen  Daten  mußte  wegen  der  Schwierigkeit 
der  Umrechnungen  der  Maße  etc.  unterbleiben. 

Es  kosteten  1 Zentner  Roggen  und  1 Zentner  Roggenbrot  Mark: 


J»lir 

Bayern 

Württemberg 

Baden 

Hessen 

ftrot 

KogtSt-n 

riiöfi- 

renx 

Bri)t 

Roggon 

Diffe- 

rna/ 

Urot 

Roggi-.li 

DMV- 

reot 

Kr«! 

Koggen 

nme- 

IfUÄ 

18U8 

-^1 





— 

•.1» 

I3-00 

9-91 

3 09 

_ 

1869 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 l.üo 

7-10 

3-00 

— . 

— 

— 

1870 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

12  00 

7-R8 

4-14 

— 

— 

— 

1871 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

14-00 

9-11 

4-89 

— 

— 

— > 

1872 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

14  06 

8.00 

5.40 

— 

— 

1873 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

14.00 

IO.«0 

3 HO 

— 

— 

1874 

— 

— 

— 

— 

15  00 

10-32 

4.  HK 

— 

— 

— 

187.'i 

— 

— . 

12.60 

8.84 

3-«« 

12.00 

8.1.5 

3-65 

— 

— 

— 

1876 

14.00 

8.78 

5.92 

13-50 

9-56 

3-05 

13-00 

8.24 

4 76 

— 

— 

1877 

14.87 

9..S5 

5-5!» 

14-67 

10.08 

4 59 

14  00 

9.43 

4 57 

— 

— 

— 

1878 

13.88 

8.O1! 

5. 86 

i3-8:s 

8-76 

5«7 

14.00 

854 

5-1« 

12.B1 

8.32 

4.4» 

1879 

I2.8.'l 

7.07 

4. .86 

12.60 

8,00^ 

3-ss 

12.60 

8.26 

^.25 

12.1‘i 

8.11 

4.01 

1880 

14-48 

10.00 

4.48 

I4.ÖO 

10. 11 

3-59 

13.30 

9-65 

3 «5 

13  37 

IO  23 

311 

1881 

15.1  1 

10.46 

4.06 

I4.8S 

10  17 

4. 16 

I3.SO 

9-7:1 

3-57 

13-ßH 

10,59 

3-09 

1882 

14  »8 

8.06 

6.02 

I4.6O 

9.40 

5.10 

14.00 

9-01 

4 96 

13-37 

9 17 

4 20 

1883 

I4-S3 

7-69 

6.6-1 

12.83 

8.15 

4.68 

13-50 

7.92 

5-5H 

12  56 

8 09 

4.47 

1884 

14.0« 

8.04 

5-9« 

12.60 

8.58 

3-09 

— 

— 

— 

11.68 

8-on 

3 59 

188.’) 

13.76 

7.8Ü 

5-90 

— 

— 

— 

— 

— 

11.43 

8.00 

3-4  3 

J Mireiisohnitt 

14  sei 

8.70 

5.51 

I3.&2 

9.23j 

4.29 

13-29 

8.90 

4-29 

12  6,<»| 

8.h:j 

3.HO 

1878/83 

14-a.^ 

8.83 

5.«ü 

13-67 

9-a0|4  7 

13- »5 

8.86 

4.57I 

I2.99j 

9-09 

3-90 

Diese  Tabelle  zeigt,  daß  trotz  des  in  den  verschiedenen  Ländern 
parallelen  Verlaufs  der  Brot-  und  Roggenkurven,  die  Preise  selbst  sich 
verschieden  stellten:  So  kostete  in  der  Periode  1878/83  der  Roggen  in 
Bayern  8.83  Mk.,  in  Baden  nahezu  ebensoviel  8.86,  das  Brot  aber  dort 
14.25  Mk.,  hier  nur  13.43;  in  Württemberg  imd  Hessen  finden  sich  ähn- 
liche Verhältnisse.  Diese  können  zum  Teil  in  qualitativer  Verschieden- 
heit des  Brotes,  zum  Teil  in  abweichenden  Löhnen  und  Fabrikations- 
kosten begründet  sein.  Immerhin  ist  es  interessant  zu  sehen,  daß  die 
Preisdifferenz  eines  Zentners  Brotes  und  Eoms  in  Süddeutschland  in  der 
sechsjährigen  Periode  durchschnittlich  zwisohen  5.42  \ind  3.90  Mk„  ge- 
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schwankt  hat,  wobei  das  absolute  Maximum  6.64  Mk.  (1883  in  Württem- 
berg) und  das  absolute  Minimum  3.09  Mk.  (1881  in  Hessen)  betrug. 

Eine  weitere  interessante  Thatsache  tritt  indessen  noch  in  der  Be- 
wegung der  Preisdifferenzen  innerhalb  der  einzelnen  Länder  zu  Tage: 
die  Preisdifferenz  ist  nämlich  bei  hohen  Koggenpreisen  geringer,  d.  h. 
der  Brotpreis  folgt  bei  gar  zu  hohen  Eompreisen  diesen  nur  zögernd. 
Graphisch  dargesteUt  tritt  dies  übersichtlich  zu  Tage.  In  Bayern  war 
in  den  beiden  Jahren  der  höchsten  Eoggenpreise,  1880  und  1881,  die 
Preisdifferenz  am  kleinsten,  ebenso  — in  denselben  Jahren  — in  Hessen ; 
nicht  so  eklatant,  mit  Abweichungen,  aber  im  ganzen  ähnlich  in  Württem- 
berg und  Baden.  Umgekehrt  sind  indessen  die  Differenzen  der  Preise 
in  den  Jahren  wohlfeilen  Getreides  nicht  etwa  überdurchschnittlich  hoch. 

Es  braucht  kaum  bemerkt  zu  werden,  daß  diese  Anführungen  über 
alle  hier  in  Betracht  kommenden  Fragen  mehr  methodisch  den  Weg  zur 
Lösung  zeigen,  als  diese  Lösung  bei  der  Unvollkommenheit  des  Materials 
selbst  bringen  konnten.  Wäre  die  Preisstatistik  der  Lebensmittel  weiter 
ausgebildet,  als  dies  leider  der  Fall  ist,  so  würde  man  sich  nicht  darauf 
beschränken  brauchen,  die  bloße  Thatsache  der  Einwirkung  des  Getreide- 
preises  auf  den  Brotpreis  statistisch  zu  konstatieren,  sondern  auch  fest- 
stellen können,  in  welchem  Maße  dies  jeweilig  geschieht,  und  insbesondere, 
in  welchem  Maße  ein  Getreidezoll  die  in  Betracht  kommenden  Lebens- 
mittel verteuert. 
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D eie  uze,  L.,  La  soci4t4  fran9aise  an  XIX«  sihcle,  4tude  d’dconomie  sociale.  Paris, 
Librairie  d’4ducation  laäqne,  1887.  18.  95  pag.  fr.  1.—. 

Ferraz,  M.,  Histoire  de  la  pbilosophie  en  France  an  XlXs  sihcle.  (et  der- 

nifere)  partie:  Spiritualisme  et  liböralisme.  Paris,  Didier,  1887.  8.  tt.  7,50.  (Sommaire: 
Hms  de  Stael.  — Laromigui^re.  — Maine  de  Biran.  — Ampere.  — Royer-CoUard.  — 
de  G4randu.  — Vi^r  Cousin.  — Th4od.  Jouffroy.  — Gnizot  — Charles  de  Rdmnsat. 
— Ad.  Garnier  et  £.  Salsset.  — ) 

Leloup,  J.,  Monographie  de  la  crise  4cononüqne.  Arras,  Richard-Conrtin , 1887. 
8.  74  pag. 

Protection,  la,  de  la  petite  propri4t4.  Paris,  impr.  Lev4,  1887.  8.  20  pag. 

(Extrait  de  ia  „R4forme  sociale'*,  jer  d4cembre  1886.) 

Waverley,  Le  contrat  national,  essai  de  Science  sociale.  Paris,  Le  Rey , 1887. 
8.  LXVIll— 128  pag. 

Macleod,  H.  D.,  Economics  for  beginners.  New  York,  Homans,  1886.  16.  10 

and  171  pp.  clotb.  ^ 1. — . (Contents:  The  meaning  of  the  Term  Political  Economy 
and  on  the  three  schools  of  Modem  Economists.  — Definition  of  Terms  used  in  Econo- 
mics. — Valne.  — The  Coinage.  — The  Theory  of  Credit  — Commercial  Credit.  — 
The  Theory  of  Banking.  — Profite.  — Rent.  — Labor,  or  immaterial  Wealth , and 
Wages.  — Kghts,  or  incorporeai  Wealth.  — The  foreign  Exchanges.  — ) 

S.  Oesehiohte  and  Dantellang  der  wlrtaohaftliohen  Koltor. 

Horowitz,  V.  J.,  Marokko.  Das  Wesentliche  und  Interessanteste  Ober  Land  und 
Leute.  Leipzig,  W.  Friedrich,  1887.  8.  215  SS.  M.  4. — . 

Jacob,  G.,  Der  nordisch-baltische  Handel  der  Araber  im  Mittelalter.  Leipzig,  G. 
Böhme,  1887.  gr.  8.  152  SS.  M.  4. — . 

Mamroth,  K.,  Die  Entwickelung  der  österreichisch-deutschen  Handelsbeziehungen 
vom  Entstehen  der  Zolivereinsbestrebungen  bis  zum  Ende  der  ausschlieBlichen  Zollbe- 
günstigungen (1849 — 1865).  Berlin,  Heymann,  1887.  gr.  8.  196  SS.  U.  4. — . 
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Mendelsohn,  B.,  Beiträge  zu  einer  Geschichte  der  chemischen  Industrie  der  Provinz 
Posen  seit  deren  Einverleibung  in  den  prcuBischen  Staatsverband.  (Enthalten  in  Fest- 
schrift zum  50jährigen  Jubiläum  des  naturwissenschaftlichen  Vereins  der  Provinz  Posen 
1887  bis  1877.  Posen,  Schmädickes  Buchdmckerei,  1887.  gr.  8.  S.  133 — 218.) 

D e 1 a V i 1 1 e Le  K o u 1 x , J.,  La  France  en  Orient  au  X1V*>  siicle ; Expeditions  du 
mar^chal  Boucicault.  2 vols.  Chartres,  impr.  Durand,  1887.  8.  626  et  339  pag. 

Draper,  J.  W.,  Histoire  du  ddveloppement  intellectuel  de  I'Europe.  8 volumes. 
Paris,  Marpon  & Flammarion,  1887.  8.  Vol.  I:  388  pag.,  vol.  II:  417  pag.,  vol.  III: 
456  pag.  Chaque  volume  fr.  3,50. 

Leroy,  L’Algcrie  et  la  Tnnisie  agricoles.  Etüde  pratique  sur  le  sol,  le  climat,  les 
cultures  diverses,  la  viticulture,  etc.  Avec  des  notes  pr<icises  et  interessantes  ponr  les 
emigrants  et  les  touristes.  Paris,  Challamcl  aine,  1887.  12.  fr.  2,75. 

Pariset,  La  chambre  de  commerce  de  Lyon,  etude  faite  sur  les  registres  de  ses 
deiiberations.  XVIIIo  siäcle:  (1702 — 1791.)  Lyon,  Plan,  1887.  8.  882  pag 

C e n s u s , XOi , of  the  United  States.  Volume  XVIII : Beport  on  the  Social  Stati- 
stics  of  Cities , compiled  by  G.  E.  Waring.  Part  I.  Washington , Government  Printing 
OfiSce,  1886.  4.  915  pp.  witb  122  maps,  16  diagrams  and  7 illustrations  in  the  tcxt.  — 
cloth.  (Contents:  The  New  England  and  the  Middle  States.  — The  Southern  and  the 
Western  States.) 

Honolulu  Almanac  and  Directory,  the.  1886.  Containing  complete  Statistical  and 
general  Information  relating  to  the  Hawaiian  Islands.  Illrd  year  of  publication.  Hono- 
lulu, Pacific  Commercial  Advertiser  Steam  Print,  1886.  8. 

James,  W.,  Naval  History  of  Great  Britain.  6 vols.  London,  Bentley,  1886.  8. 

Gl.-. 

Maccioni,  L.  B.,  Kelazione  sovra  la  statistica  e l’andamento  del  commerciu  e 
delle  Industrie  della  provincia  di  Cagliari  dal  1879  al  1884.  Cagliari,  Up.  Timon,  1886. 
4.  95  pp. 


3.  BevSlkertmgslehre  und  Bevölkenmgspolitik. 

Zimmermann,  H.,  I3eiträge  zur  Theorie  der  Dienstnnfähigkeits-  und  SterbensstaU- 
stik.  Heft  2.  (Als  Fortsetzung  der  Schrift  „über  Dienstunfabigkeits-  und  Sterbensver- 
hältnisse“ im  Aufträge  des  Vereins  deutscher  Eisenbahnverwaltungen  zu  der  Dienstun- 
fähigkeits-  und  SterbensstaUstik  desselben  vom  Jahre  1885.  Berlin,  Puttkainmer  & M., 
1887.  8.  186  SS.  mit  1 litbogr.  Kurvcntafel.  M.  5. — . 

Beport,  XLVlllth  annnal,  of  the  Begistrar-Oeneral  of  Births,  Deaths , and  Mar- 
riages  in  England  (1885).  London,  printed  by  Eyre  & SpotUswoode,  1886.  8.  CVII — 

224  pp.  1/.9.  (Parliamentary  paper  by  command.) 

Vanni,  J.  (Prof.),  Saggi  critici  sulla  teoria  sociologica  della  popolaziono.  Cittä 
di  Castello,  tip.  dello  stab.  S.  Lapi,  1886.  8.  135  pp.  (Contiene:  Teoria  biologica 

e teoria  sociologica  della  popolazione.  — Questioni  malthusiane  in  Germania  ed  il  mo- 
mento  eUco  della  teoria  della  popolazione.  — etc.) 

Wesenbagen,  A.  C.,  De  middelen  door  de  Staten-Geueraal  aangegeven  tot  behoud 
der  kolonie  Suriname,  van  meer  nabg  beschouwd.  Botterdam,  Nijgh  & van  Ditmar, 
1886.  Boy. -8.  141  bl.  fl.  1,80. 

4.  Bergbau.  Land-  tind  Forstwirtschaft.  Fisohereiwesen. 

J 0 1 y , C h. , Der  landwirtschafUiclie  Unterricht  in  Frankreich  und  anderen  Ländern. 
Autoris.  Übersetzung  von  E.  Bohnhof.  Leipzig,  H.  Voigt,  1887.  8.  64  SS.  M.  1,20. 

Landolt,  E.,  Die  Bäche,  Schneelawinen  und  Steinschläge  und  die  Mittel  zur  Ver- 
minderung der  Schädigungen  durch  dieselben.  Hcrausgegeben  vom  schweizerischen  Forst- 
verein. Zürich,  O.  Füssli  & C®,  1887.  gr.  8.  140  88.  mit  19  lithogr.  Karten.  M.  4. — . 

Nagai,  Shinkizi,  Die  Landwirtschaft  Japans,  ihre  Gegenwart  und  ihre  Zukunft. 
Dresden,  Schünfeld,  1887.  8.  98  SS.  M.  2,40. 

Parey,  K.,  Die  Bealbank.  Ein  Bettungsmittel  aus  der  Not  unserer  Zeit.  Berlin, 
Heine,  1887.  8.  23  SS.  M.  0,50. 

Platzmann,  A.,  Die  Steuern  des  Landwirtes.  Vortrag,  gehalten  vor  der  Ökono- 
mischen Gesellschaft  im  Königreich  Sachsen.  Dresden,  Schönfeld,  1887.  8.  86  SS. 

H.  1,50. 


Digitized  by  Google 


Übersicht  über  die  neuesten  Publikationen  Deutschlands  und  des  Auslandes.  305 

Köll,  M.  F.,  Veterinärbericht  fUr  das  Jahr  1885.  Nach  amtlichen,  über  Auftrag 
des  k.  k.  Ministeriums  des  Innern  aus  den  im  Keicbsrate  vertretenen  Königreichen  und 
Ländern  eingeiangten  Berichten.  Wien,  A.  Holder,  1887.  gr.  8.  160  8S.  M.  3,20. 

Weise,  W.,  Chronik  des  deutschen  Forstwesens  im  Jalire  1886.  Jahrgang  XII. 
Berlin,  Springer,  1887.  8.  78  SS. 

li  0 u d o t , N.,  (^Prdsident  de  ia  section  dos  industries  textiles  ä la  Commission  per- 
manente des  valeurs  de  douane.)  La  soie  (production,  consommation  et  prix).  Paris, 
iinpr.  nationale,  1887.  gr.  in-8.  45  pag. 

V i 1 1 a r d , A.,  Les  bauqnes  populaires  et  le  credit  agricole.  Nimes  , impr.  Chasta- 
nier,  1887.  8.  63  pag.  (Extrait  des  Memoires  de  l’Acad^mie  de  Nimes,  1885.) 

Statistique  agricole  annuelle  (1885).  Paris,  imprim.  nationale,  1887.  8. 

160  pag. 

Agricultural  Produce  Statistics,  Great  Britain.  Tables  showing  the  oxtent  in 
Statute  acres , and  the  estimated  Average  Prodnee  per  acre  of  the  principal  Crops , for 
the  year  1886.  London,  printed  by  Eyre  and  Spottiswoode , 1886.  gr.  in-8.  48  pp. 

/.0,3.  (Parliamentary  pai>er  by  command.) 

Richards,  J.  W. , Aluminium;  its  Ilistory , Occurence,  Properties,  Metallurgy, 
and  applications , including  its  alloys.  Philadelphia,  Carey  Baird,  1886.  12.  346  pp. 

Cloth.  $ 2,50. 

5.  Gewerbe  und  Industrie. 

Berichte,  stenographische,  Uber  die  Verhandlungen  der  Enquete  in  betrefT  der 
Revision  des  Patentgesetzes  vom  25.  Mai  1877.  Berlin,  v.  Decker'«  Verlag,  1887.  Folio. 
169  SS.  M 2,20. 

Generalversammlung  des  Vereins  deutscher  Eisen-  und  Stahlindustrieller  in 
Berlin,  am  1.  Februar  1887.  Berlin,  Druck  von  Liebheit  & Thiesen,  1887.  4.  26  SS. 

Roscher,  Karl,  Die  Notstände  der  GroBindnstrie  und  die  innere  Mission.  Nach 
einem  im  „Kursus  für  innere  Mission“  zu  Dresden  am  30.  Sept.  u.  1.  Oktober  1886 
gehaltenen  Vortrage.  Leipzig,  Druck  von  Pöschel  & Trepte,  1887.  gr.  Lex.-8.  16  SS. 

(Abdruck  aus  den  „Bausteinen,  Monatsblatt  für  innere  Mission“.) 

de  M o 1 i u a r i , E.,  La  crise  de  l’industrie  du  Sucre  en  Russie.  Paris,  Guillaumin, 
1887.  8.  fr.  1,50. 

Ah  bot,  B.  Vaughan,  The  Patent  Laws  of  all  Nations.  Washington,  Brodix, 
1886.  8.  10  and  680;  82  and  634  pp.  $ 13.—. 

6.  Handel  und  Verkehr. 

Bericht  über  die  Ergebnisse  des  Betriebes  der  für  Rechnung  dos  preuBischen  Staa- 
te.s  verwalteten  Eisenbahnen  im  Betriebsjahre  1885/86.  Berlin,  Moeser,  1887.  Folio. 
V— 327  SS. 

Bericht  (Uber  Handel  und  Schiffahrt  von  Königsberg)  des  Vorsteberamtes  der  Kauf- 
mannschaft zu  Königsberg  i/Pr.  Uber  das  Jahr  1886.  Teil  I.  Königsberg,  Hartung’sche 
Druckerei,  1887.  gr.  8.  44  SS. 

Geistbeck,  M.,  Der  Weltverkehr.  Telegraphie  und  Post,  Eisenbahnen  und  Schiff- 
falirt  in  ihrer  Entwickelung  dargestellt.  Preiburg,  Herder,  1887.  gr.  8.  X — 495  SS 
mit  123  Abbildungen  und  33  Karten.  M.  8. — . 

Jahresbericht  Uber  die  Eisenbahnen  und  die  Dampf schiffabrt  im  GroBherzogtum 
Baden  fUr  das  Jahr  1885.  (XLV.  Nachweisung  über  den  Betrieb  der  groBberz.  badischen 
Staatseisenbahnen  und  der  unter  Staatsverwaltung  stehenden  badischen  Privateisenbahnen.) 
Karlsruhe,  Ch.  F.  Müller,  1886.  4.  75  SS.,  34  Tabellen  und  5 graphische  Darstel- 

lungen. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  Leipzig,  1885.  Leipzig,  Hinrichs’sche 
Bhdl.,  1886.  8.  IX— 153  SS. 

Zusammenstellung,  übersichtliche,  der  wichtigsten  Angaben  der  deutschen 
Eisenbahnstatistik  nebst  erläuternden  Bemerkungen , Normalbuchnngsformular  etc.,  bear- 
beitet im  Reichseisenhahnamt.  Band  V:  Betriebsjahre  1884/85  und  1885/86.  Berlin, 
Mittler  & Sohn,  1887.  hoch  4.  134  SS.  nebst  2 graphischen  Darstellungen  in  Roy.-fol. 

und  gröBt  Imp.-fol. 

Monrlon,  Ch. , Les  t^löphones  usuels.  2<  edition.  Paris,  Lebbgue,  1887.  8. 
Avec  146  Ggures  daus  le  texte  et  11  planches  hors  texte.  Fr.  5. — . (Sommaire:  T^ld- 
phones  saus  pile.  — Transmetteurs  ä ebarbon.  — Microphones.  — Bureaux  ceutranx.  — 

N.  F.  Bd.  XIV.  20 
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Accessoires  des  installations  t^l^phoniqoes.  — Fils  et  cftbles  condncteors.  — Induction. 
— Telegraphie  et  teiephonie  simultanees  par  les  meines  Bis.  — Töiephonie  ä grande 
distance.  — Auditions  teiephoniqaes.  — Appareils  divers.  — Devis  d’installatioDS  teie- 
phoniques.  — ) 

de  Nordling,  W.,  Le  prix  de  revient  des  transports  par  chemin  de  ier  et  la 
questions  des  voies  navigables  en  France,  en  Prasse  et  en  Autriche.  Paiis,  V«  Dunod, 
1887.  8.  80  pag.  et  2 planches. 

Report,  qaarterly,  of  the  Chief  of  the  Bureau  of  Statistics,  Treasury  Department, 
relative  to  the  Imports,  Exports,  Immigration  and  Navigation  of  tbe  United  States.  N*>  1, 
1886—87:  for  the  3 months  ending  Sept  30.  1886.  Washington,  Government  Printing 

Office,  1886.  8.  VI — 269  pp.  (Also  containing  other  statistics  relative  to  the  Trade 

and  Indnstry  of  the  conntry.) 

„Shipping  World“  Year  book,  the:  a desk  manual  in  Trade,  Commerce,  and  Na- 
vigation 1887.  London,  printed  at  the  „Shipping  World  Office“,  1887.  460  pp.  cloth. 
8/. — • 

06  3op%  Butiimeu  Toprouju  Poccui  no  EBponeÄcKoii  h AaijiTCKOÄ  rpaHHuatn.  aa 
1885  roAx.  C.-nüTopfiyprii  1886.  4.  (Übersicht  des  auswärtigen  Handels  Rußlands 

über  die  europäischen  und  asiaUschen  Grenzen  für  das  Jahr  1885.)  406  pp.  u.  Karte. 

7.  Finanzwesen. 

V.  Hanl^iewicz,  H.,  Bestimmungen  über  MUnzwesen,  Staatspapiergeld  und  Staats- 
schuld in  Österreich.  Wien,  k.  k.  Hof-  und  Staatsdruckerei,  1887.  gr.  8.  290  SS.  mit 

statistischen  Daten  Uber  AnsmUnzung  und  Staatsschuld.  M.  4. — . 

Schäffle,  A.  E.  F.,  Der  nächste  Krieg  in  Zahlen.  Militär-  und  finanz  stati- 
stische Studie  Über  die  Erhöhung  der  deutschen  Friedenspräsenz,  'i'übingen , Laupp, 
1887.  gr.  8.  40  SS.  M.  0,50. 

Weng  er,  M.,  Statistische  Zusammenstellungen  als  Material  für  die  Reform  der 
Verzehrungssteuer  in  geschlossenen  Orten  und  auf  dem  flachen  Lande.  Auf  Grund  eines 
Beschlusses  des  Verzehrangssteueraasschusses  des  Abgeordnetenhauses  gesammelt  und  ge- 
ordnet. Wien,  k.  k.  Hof-  und  Staatsdmekerei,  1887.  Roy.-8.  168  SS.  M.  1,60. 

Guyot,  Yves,  L’impöt  sur  le  revenu,  rapport  au  nom  de  la  commission  du  bud- 
get  sur  les  questions  soulev4es  par  diverses  propositions  relatives  h l’impöt  sur  le  revenu. 
Paris,  Guillaumin,  1887.  12.  Xll — 348  pag. 

Le  Camus  du  Moffe^t,  H.,  Tableau  des  droits  de  statUtique  ä l’nsage  du  com- 
merce et  de  la  douane.  8>  Edition.  Bordeaux,  F4ret,  1887.  16.  64  pag. 

Neymarck,  A.,  Les  dettes  publiqnes  europöennes.  Paris,  Guillaumin,  1887.  gr. 
in-8.  fr.  2,50.  (Contenant:  les  dettes  publiques  des  pays  suivants:  Prusse,  Allemagne, 
Autriche,  Hongrie,  Wurtemberg,  Saxe,  Hombourg,  Baviöre,  Bade,  Petits  Etats  Allemands, 
Italie,  Suöde,  Norwöge,  Danemarck,  Pays-Bas,  Belgique,  Espagne,  Portugal,  Angleterre, 
Suisse,  Serbie,  Roumanie,  Gröce,  Balgarie,  Mont4nögro,  Finlande,  Rqssie,  France.  — Nom- 
breux  renseignements  sur  les  diff4rents  proeödds  employös  par  les  Etats  ponr  les  conver- 
sions,  emissions  et  placements  de  rentes,  etc.  — Plnsieurs  tableaux  indiquant  l’augmen- 
tation  des  dettes  des  divers  Etats  Europöennes  depuis  1870 ; le  montant  des  charges  can- 
s4es  par  les  budgets  de  la  guerre  et  de  la  marine;  le  relev4  des  sommes  ä payer  an- 
nuellement  pour  le  Service  de  la  dette,  int4röts  et  amortissements.  — etc.) 

Question,  la,  du  cadastre;  quelques  röflexions  sur  la  revision  integrale  du  cadastre 
et  sur  les  moyens  de  la  röaliser  sans  frais.  Tours,  Semeure-Laplaine,  1887.  8.  64  pag. 

et  2 planches. 

Sanguet,  J.  L.,  Le  cadastre  de  la  Savoie.  Moutiers,  Ducloz,  1887.  16.  36  pag. 

(Extrait  du  Journal : „le  Tarin“.)  Fr.  0,80. 

Situation  rdelle  des  finances  de  la  France,  par  A.  B.  C.  Paris,  Lemerre,  1887. 
12.  69  pag.  fr.  1,50. 

Magliani,  A.,  Esposizione  finanziaria  fatta  alla  Camera  dei  deputati  nella  tornata 
del  19  dicembre  1886.  Roma,  tipogpr.  della  Camera  dei  deputati,  1887.  Roy.  in-8. 
63  pp. 

8.  Geld*,  Bank-  und  Kreditwesen.  Versicherungswesen. 

Stadler,  W.,  Zur  Frage  der  Behandlung  der  Selbsttötungsfiille  in  der  Lebensver- 
sicherung. 2.  Aufl.  Wien,  Verlag  der  Administration  der  „Union“,  1887.  8.  42  SS. 

M.  1.—. 
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Cernuschi,  H.,  Anatomie  de  la  monnaie.  Paris,  Guillaumin,  1887.  8.  46  pag. 

fr.  2.—. 

d e L a cer  d a , J.  F.,  La  crise  4conomique  due  aux  affaires  ä terme;  moyens  pra- 
tiques  pour  r^soudre  cette  grave  question.  Le  Havre,  au  „Journal  du  Havre“,  1887.  16. 

88  pag. 

PbilHps,  G.  H.,  Phillips’  Investors’  Annnal  for  1887.  A handy  book  of  Finan- 
cial and  Commercial  Information  specially  written  for  the  use  of  Investors.  London, 
Effingham  Wilson,  1887.  8.  cloth.  XXIV — 391  pp.  5/. — . 

9.  Soziale  Frage. 

Adler,  Victor,  Die  Arbeiterkammern  und  die  Arbeiter.  Wien,  Genossenschafls- 
druckerei,  1886.  8.  24  SS.  M.  0,20. 

Arbeiterbelegschaft,  die,  der  fiskalischen  und  der  unter  Aufsicht  stehenden 
Privatwerko  im  Oberhergamtsbezirke  Clausthal,  nach  dem  Ergebnisse  der  statistischen 
Erhebungen  vom  1.  Dezember  1885.  SaarbrUdien,  Druck  von  Gebr.  Hofer,  1886.  4. 
141  SS. 

Bunge,  G.,  Die  Alkoholfrage.  Ein  Vortrag.  Leipzig,  Vogel,  1887.  8.  21  SS. 

H.  0,80. 

Jäger,  E.,  Die  Handwerkerfrage.  Abteilung  I.  Geschichte  der  Handwerkerbewe- 
gung bis  zum  Jahre  1884.  Berlin,  Verlag  der  „Germania“,  1887.  8.  12 — 350  SS. 

M.  3.—. 

Mal  zahn,  E.,  Die  Wohnungsfrage.  Ein  Vorschlag  zur  Erwerbung  von  Wohnun- 
gen als  Eigentum  für  sich  und  seine  Nachkommen.  Beitrag  zur  Lösung  der  sozialen 
Frage.  Berlin,  Halzabn,  1887.  gr.  8.  15  SS.  M.  0,25. 

Uhlhorn,  G.,  Katholizismus  und  Protestantismus  gegenüber  der  sozialen  Frage. 
Göttingen,  Vandenboeck  & Ruprecht,  1887.  gr.  8.  60  SS.  M.  1. — . 

Bas-fonds,  les,  de  Berlin,  par  O.  Z.  Paris,  Librairie  illustrde , 1887.  12. 

fr.  3,50.  (Sommaire:  Introduction.  — Metiers  interlopes  et  n4gociants  fantaisistes.  — 
Les  odeurs  de  Berlin.  — Brasseries,  distilleries,  bougos  et  repaires.  — Les  spdcialit^s 
modernes  du  vol,  les  varict^s  disparues.  — Recdleurs  et  pröteurs  sur  gages.  — Un  pro- 
cis  monstre.  — Princes,  barons,  comtesses.  — Les  fauz-monayeurs.  — I^es  faillites.  — 
Les  sages-femmes  et  les  avortements.  — Singuliors  bals  costumes.  — Maisons  de  tol^- 
rancc,  filles  publiques  et  souteneurs.  — La  police  des  moeurs  et  les  proxönötes.  — Les 
remedes  et  la  rdpression.) 

Boilley,  P.,  Examen  des  revendications  ouvriöres  (4tudes  sociales).  I.  la  journee 
de  8 heures.  Paris,  Däcembre,  1887.  12.  56  pag. 

C I a i r i n , 1^.,  Les  travaux  forces  en  1 886  ; ce  qu’  ils  sont,  ce  qu’  ils  devraient  etre. 
Paris,  Chaix,  1887.  8.  28  pag. 

Simon,  E.,  Le  travail  cooperatif  aux  l^tats-Unis.  Paris,  Chaix,  1887.  8.  20  pag. 

Brown,  C.  O.,  Talks  ou  the  Lahor  Troubles.  Chicago,  Revell,  1886.  16.  131  pp. 

cloth.  ^ 0,60.  (Contents:  The  Danger.  — The  Lahorers  Grievance.  — The  Laborer’s 
Foe.  — The  Lahorer’s  Fallacy.  — The  Laborer’s  Hope.  — Miud  and  Bluscle.  — Co- 
laborers.  — ) 

Howland,  E.,  Social  Solutions.  N°  11  and  12.  New  York,  Lowell,  1886.  16. 

326  pp.  and  88 pp.  $ 0,10  and  ^ 0,10.  (Contents:  Knowledge  is  power.  — Plan  of  oper.a- 
ting  lUiilruads  by  the  National  Government,  as  proposed  by  the  grand  Army  of  Labor.  — 
Social  amelioratious,  from  Ute  Devoir.  — The  Co-operative  traveller  abroad  (by  E.  Owen 
Greening.)  — Living  issues,  drifting  from  a rcpublic  to  a monarchy.  — The  principles 
of  the  Credit  Foncier  of  Sinalva,  with  explanations.  — The  Organization  of  the  Schools 
and  the  System  of  the  InstrucUon  at  the  Familistere.  — The  Railroad  question.  — etc.) 

Martin,  Kate  Byam  and  E.  M.  Uenrotin,  The  social  Status  of  European  and 
American  Women.  Chicago,  Kerr,  1887.  24.  47  pp.  $ 0,25.  (A  litUe  summary  of 

the  Social  Condition  of  French,  German,  English  and  American  Women.) 

Newton,  R.  Heber,  Social  Studies.  New  York,  Putnam’s  Sons,  1887.  16. 

3 — 380  pp.  cloth.  $ 1,60.  (Contents:  A bird’s  eye  view  of  the  Labor  QuesUon.  — 
The  Story  of  Co-operative  Production  and  Co-operaüve  Credit  in  the  United  States.  — 
The  Story  of  Co-operative  Distribution  in  the  United  States.  — Is  the  State  just  to  the 
Workingman?  Old-Ume  Guilds  and  modern  commercial  associations.  — The  Prevention 
of  Intemperauce.  — Moral  Education  in  the  public  schools.  — The  Free  Kindergarten 
in  Church  Work.  — The  Religious  aspect  of  Socialism.  — Commuiiism.  — etc.) 

20* 
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Allocchiu,  St.,  La  cassa  centrale  di  risparmio  di  Milano  e le  provincie  lombarde. 
Milano,  U.  Hoepli,  1886.  8.  XVII— 137  pp.  1.  2,50.  (Iiidice  ; Sulla  personalitä  puri- 

dica  dclla  cassa  die  risparmio  di  Milano.  — II  patrimonio  della  cassa  di  risparmio  di 
Milano.  — I diritti  e gl’  interessi  delle  provincie  nella  cassa  di  risparmio  di  Milano.  — 
etc.) 

Gasse  di  risparmio.  Anno  11.  Bollettino  del  2*>  semestre  1885.  Roma,  tipogr. 
eredi  Botta,  1886.  gr.  Lex.  iu-8.  XCVllI — 343  pp.  (Pubblicazione  del  Hinistero  di 
agricoltura,  indnstria  e commercio.) 

Fioresi,  A.,  Le  piccole  suore  dei  poveri  in  Firenze.  Firenze,  tip.  di  A.  Ciardi, 
1887.  16.  70  pp. 

Pantaleo,  V.,  Vita  practica:  brevi  ricordi  per  i miei  figli.  Firenze,  G.  Barbera, 
1887.  16.  XVin — 172  pp.  1.  1,50.  (Contiene:  L’edncazione.  — La  madre.  — Van- 

taggi  del  lavoro.  — Istruzione.  — Scelta  della  professione.  — Occupazioni  da  preferire. 
— Conservatevi  la  salutc.  — Del  vestire.  — Lotta  nel  mondo.  — Osservate  le  usanzc 
in  societk.  — Societk  equivoche.  — Matrimonio.  — Scelta  della  moglie.  — Dover!  di 
marito.  — Dover!  di  padre.  — Risparmio  e debito.  — Vita  pubblica.  — Carita  — etc  ) 

10.  OeseUgebnng. 

Borchert,  Tb.,  Codex  des  deutsch-preußischen  Strafrechts  und  Strafprozesses, 
enthaltend  sämtliche  Gesetze  und  Verordnungen  des  Deutschen  Reichs  und  Preußens, 
welche  zur  Zeit  auf  dem  Gebiete  des  Strafrechts  und  Strafverfahrens  in  Geltung  sind, 
soweit  dieselben  für  die  ordentlichen  Gerichte  und  deren  Staatsanwaltschaften  Bedeutung 
haben.  1.  Nachtrag.  Berlin,  R.  Kühn,  1887.  Roy.-Lex.-8.  430  S.  M.  3. — . 

Crome,  A.  , Das  märkische  Ehe-,  Familien-  imd  Erbrecht,  einschließlicli  des  in 
ZUllichau,  Crossen  und  Kottbus  gültigen  Rechts.  2.  Aufl.  Berlin,  v.  Decker,  1887.  12. 

VIU— 106  SS.  M.  1,50. 

' Entscheidungen  des  königlichen  Oberverwaltungsgerichts.  Hrsg,  von  Jebens 
(Senatspräsideut)  und  v.  Meyerm  und  Jacob!  (Oberverwaltungsgerichtsräten).  Band  XLII. 
Berlin,  lleymann,  1887.  gr.  8.  XVI — 459  8.S.  M.  7. — . 

Ordnung  der  Prüfung  für  das  Lehramt  an  höheren  Schulen  vom  5.  Februar  1887. 
Berlin,  W.  Hertz,  1887.  8.  38  SS.  M.  0,60. 

Parey,  K.,  Die  Rechtsgrundsätze  des  königl.  preußischen  Oberverwaltungsgcrichts. 
Nach  den  gedruckten  Entscheidungen.  Band  I — XII  zusammengestellt  und  mit  Rück- 
sicht auf  die  fortschreitende  und  auf  die  neuen  Provinzen  ausgedehnte  Verwaltungs- 
gesetzgebung  erläutert.  Abteilung  2 und  3.  Berlin,  J.  J.  Heine,  1886.  8.  pag.  145 

bis  432.  M.  6.—. 

Reichsgesetzgebung,  die,  in  der  VI.  Legislaturperiode  1884 — 1887.  Im  Auf- 
träge der  nationalliberalen  Partei  dargestellt.  Im  Selbstverläge  des  natioualliberalen  Zen- 
tralwahlkomit^s.  Berlin,  Druck  von  F.  Salomon,  1887.  gr.  8.  106  SS.  M.  2. — . 

Unfallversicherungsgesetz,  das,  vom  6.  Juli  1884  und  das  Gesetz  Uber 
die  Ausdehnung  der  Unfall-  und  Krankenversicherung  vom  28.  Mai  1885  in  ihrer  An- 
wendung auf  die  Betriebe  der  Heeresverwaltung.  Berlin , Mittler  & Sohn , 1886  8. 

93  SS.  M.  1.—. 

Wiener,  Handbuch  der  Medizinalgesetzgebung  des  Deutschen  Reichs  und  seiner 
Einzclstaaten.  Mit  Kommentar  Baud  II,  Teil  3.  (Schluß  des  Werkes) : Die  Medizinal- 
gesetzgebung des  Königreichs  Württemberg  und  der  Großherzogtümer  Hessen  und  Baden. 
Stuttg.,  F.  Enke,  1887.  gr.  8.  IV— 611  u.  76  SS.  M.  14.—. 

B e r e r , J. , Le  pilori , ou : de  l’^galite  pour  tous  devant  la  loi  en  France.  Paris, 
impr.  Lahnre,  1887.  8.  376  pag.  fr.  3,50. 

T h a 1 1 e r , E. , (professeur  a la  facult4  de  droit  de  Lyon).  Des  faillites  en  droit 
compar^  avec  uue  etude  sur  le  röglement  des  faillites  cu  droit  international.  2 vols. 
Paris,  A.  Rousseau,  1887.  8.  fr.  16. — . (Ouvrage  couronnd  par  l’lustitut,  Academio 

des  Sciences  morales  et  politiques.  Prix  du  budget  1886.) 

Cooley,  T.  Mc  Intyre,  A treatise  on  the  Law  of  Taxation,  including  the  law 
of  local  assessments.  2>ol  edition.  Chicago,  Callaghan , 1886.  8.  88  and  999  pag. 
$ 6— 

Cavaguis,  F. , Nozioni  di  diritto  pubblico  naturale  cd  ecclcsiastico.  Roma,  tip. 
della  societk  cattolica  istruttiva,  1886.  16.  372  pp. 
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11.  Staate-  and  Verwaltongireoht. 

Handbuch  des  öffentlichen  Rechts  der  Gegenwart  in  Monographien , herausgegeben 
von  Marquardsen.  Preibnrg  1 886/86. 

Band  IV.  Erster  Halbband,  Abteilungen  1,  2,  3,  4,  6. 

Seitdem  das  Handbuch  des  öffentlichen  Rechts  zum  letzten  Mal  in  diesen  Jahrbüchern 
besprochen  worden  ist  (Bd.  X S.  889  f.),  sind  von  dem  vierten  Baud,  der  dem  Staats- 
recht der  auüerdentschen  Staaten  gewidmet  ist,  mehrere  Abteilungen  erschienen,  die  zwar 
verschieden  an  wissenschaftlichem  Werte  sind,  aber  doch  alle  eine  übersichtliche  und  im 
ganzen  zuverlässige  Darstellung  des  Staatsrechts  der  betreffenden  Staaten  geben.  Leider 
sind  aber  immer  noch  Band  I u.  lU  dos  großen  Werkes  unvollständig.  In  dem  ersteren 
fehlt  noch  die  mit  großem  Interesse  erwartete  Darstellung  der  Politik,  welche  der  Heraus- 
geber bloß  zu  liefern  versprochen  hat  Von  dem  Baud  III  steht  immer  noch  die  Vollendung 
des  Bayerischen  Staatsreebts,  welche  von  Prof.  Vogel  in  Erlangen  begonnen  worden  ist,  aus 
Unter  den  vorliegenden  Abteilungen  des  vierten  Bandes  dürfte  die  Darstellung  des  Staats- 
rechts der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  welche  Prot  von  Holst  in  Freibarg,  der 
verdienstvolle  Verfasser  der  Verfassungsgescliichte  der  Vereinigten  Staaten , bmgesteuert 
bat,  au  wissenschaftlichem  Werte  den  ersten  Platz  einnehmen,  v.  Holst  hat  sich  nicht 
damit  begnügt,  eine  äußerliche  Beschreibung  der  einzelnen  Institute  des  Verfassungsrechts 
zu  geben,  sondern  er  hat  versucht,  uns  in  den  Geist  des  amerikanischen  Staatslebens  ein- 
zuführen, durch  geschichtliche  Entwicklung  das  Verständnis  flir  die  eigenartigen  Verhält- 
nisse der  Union  au  eröffnen  and  durch  kurze,  aber  auf  voller  Sachkenntnis  beruhende 
Bemerkungen  die  Wirksamkeit  der  einzelnen  Institute  zu  charakterisieren.  Zu  bedauern 
bleibt  nur,  daß  der  Verf.  das  Staatsrecht  der  Einzelstaaten  etwas  summarisch  behandelt 
hat,  namentlich  aber,  daß  er  uns  über  die  amerikanische  Selbstverwaltung  in  den  Graf- 
schaften, den  Townships,  und  den  Städten  nur  wenige  Mitteilungen  macht  (S.  178 — 181) 
Gerade  über  diese  Seite  des  öffentlichen  Lebens  der  Union  fehlt  es  in  Europa  durchaus 
an  eingehenden  und  zuverlässigen  Berichten , da  die  klassischen  Schilderungen  Toeque- 
ville’s,  die  ein  halbes  Jahrhundert  zurückliegen,  doch  den  heutigen  Verhältnissen  nicht 
mehr  entsprochen.  Wir  sind  deshalb  nur  allzuleicht  geneigt,  nach  den  Mißbräuchen, 
die  unzweifelhaft  in  einzelnen  großen  Städten  eingeri.^sen  sind,  die  ganze  amerikanische 
Selbstverwaltung  zu  beurteilen.  Sachkundige  Mitteilungen  über  die  amerikanische  Selbst- 
verwaltung wären  ebenso  interessant  wie  für  uns  lehrreich.  — Eine  kürzere,  aber  durch 
wissenschaftliche  Beherrschung  und  Gestaltung  des  Materials  hervorragende  Abhandlung 
ist  der  Beitrag,  welchen  Prof,  de  Hartog  in  Amsterdam  über  das  Staatsrecht  des  Kö- 
nigreichs der  Niederlande  geliefert  hat.  Sie  wird  in  Deutschland  nicht  bloß  deshalb 
Interesse  erregen,  weil  sie  eine  übersichtlich  und  gutgeschriebene  Darstellung  des  Staats- 
rechts unseres  volksverwandten  Nachbarstaats  darbietet , sondern  auch , weil  sie  zeigt, 
daß  dieselben  wichtigen  Fragen  des  konstitutionellen  Staatsrechts,  welche  in  Deutschland 
im  Vordergrund  des  wissenschaftlichen  Interesses  stehen  ^ auch  in  den  Niederlanden  in 
der  Wissenschaft  lebhaft  erörtert  werden.  Jedenfalls  verdienen  die  Ansichten  der  nie- 
derländischen Juristen  auch  bei  uns  eine  sorgfältige  Beachtung  und  Prüfung.  Auch  die 
Darstellung  der  Selbstverwaltung  in  den  Provinzen  und  Gemeinden,  wie  auch  in  den  für 
die  Niederlande  so  wichtigen  Deichverbändon  wird  in  Deutschland  hohes  Interesse  er- 
wecken. — Die  Abhandlung  von  Prof.  Alois  v.  Orelli  in  Zürich  über  das  Staats- 
recht der  Schweizer  Eidgenossenschaft  bt  in  ihrer  Kürze  uud  Präzision  durchaus  zweck- 
entsprechend. Sie  giebt  über  alle  wichtigen  Institute  genügende  Aufklärung.  Sehr 
dankenswert  ist  es,  daß  der  V^erf.  auch  das  Kantonalstaatsrccht  in  den  Kreis  seiner  Dar- 
stellung gezogen  hat.  Er  gewährt  uns  dadurch  erst  die  Möglichkeit,  die  staatlichen 
Verhältnisse  der  Schweiz  richtig  zu  verstehen,  und  vermittelt  uns  die  Kenntnis  der  kan- 
tonalen Einrichtungen,  die  im  Auslande  kaum  genügend  berücksichtigt  werden.  Von 
dem  innorn  Staatslcben  der  einzelnen  Kantone , etwa  Zürich  und  Bern  ausgenommen, 
dringt  selten  eine  sachkundige  Darstellung  über  die  Schweizer  Grenze  hinaus.  — Das 
französische  Staats-  und  Vorwaltungsrecht  ist  von  Herrn  Lebon,  dem  Kabinetschef  des 
Senatspräsidenten  in  Paris,  bearbeitet  worden.  Die  Stellung,  die  der  Verf.  oinnimmt, 
dürfte  schon  eine  gewisse  Bürgschaft  dafür  bieten,  daß  der  Verf.  ein  kenntnisreicher 
und  zuverlässiger  Berichterstatter  ist.  Das  Staat.MCcht  der  dritten  Republik  ist  bisher 
von  der  Wissenschaft  noch  nicht  besonders  gepflegt  worden.  Eine  Bearbeitung,  die  sich 
an  wissenschaftlicher  Bedeutung  den  altern  Werken  über  französisches  Staatsrecht  an 
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dio  Seite  stellen  könnte,  fehlt  bisher.  Auch  Lebon  begnügt  sich  mit  einer  KuBerlichen, 
für  ein  gröBeres  Publikum  bestimmten  Beschreibung,  auf  eine  wissenschaftliche  Verar- 
beitung hat  er  Verzicht  geleistet.  Um  sich  aber  im  Gebiet  des  französischen  Staats- 
und Verwaltungsrechts  rasch  zu  orientieren,  bietet  seine  Abhandlung  ein  empfehlens- 
wertes Hilfsmittel  dar  und  sie  erfüllt  sonach  doch  den  Zweck,  dem  das  Handbuch  des 
öffentlichen  Rechts  in  erster  Linie  gewidmet  ist.  — Was  endlich  das  Staatsrecht  der 
Österreichisch- Ungarischen  Monarchie  betrifft,  so  hat  dessen  Bearbeitung  Prof.  Ulbrich 
in  Prag  übernommen.  Die  Abhandlung  ist  im  wesentlichen  ein  Auszug  aus  dem  kurz 
vorher  erschienenen  Lehrbuch  des  Österreich.  Staatsrechts  von  demselben  Verfasser.  Der 
Auszug  teilt  die  Vorzüge  wie  die  Mängel  des  gröBeren  Werks.  Er  ist  klau:  und  über- 
sichtlich geschrieben,  in  den  einzelnen  Angaben  genau  und  sachkundig,  aber  der  Verf. 
kommt  über  eine  äußerliche  Beschreibung  selten  hinaus  und  weiß  das  Wesentliche  von 
dem  Unwesentlichen  nicht  immer  zu  scheiden. 

Hof-  und  Staatshandbuch  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  für  1887.  Wien, 
k.  k.  Hof-  und  Staatsdruckerei,  1887.  gr.  Lex.-8.  XXIV — 1079  SS.  M.  13,50. 

Knorr,  B.,  Das  erste  deutsche  Parlament  und  die  Wehrfragen.  Unter  Benutzung 
archivalistischer  Quellen.  Berlin,  v.  Decker,  1887.  gr.  8.  VI — 144  SS.  M.  3,50. 

Lentner,  F.,  Das  internationale  Kolonialrecht  im  neunzehnten  Jahrhundert.  Ein- 
schließlich der  Congo-  und  Carolinenakte  dargestellt.  Wien,  Manz,  1886.  gr.  8.  143  SS. 
M.  3.—. 

Rheinisches  Provinzialhandbuch.  II.  Jahrgang:  1886 — 87  (abgeschlossen  1.  Au- 
gust 1886).  Nach  den  Mitteilungen  der  Reichs-,  Staats-  und  Kommanalbehörden  in  der 
Rheinprovinz  bearbeitet.  Trier,  Lintz,  1886.  gr.  8.  XVI — 320  SS.  M.  5. — . 

Sumner-Maine,  H. , Essai  sur  le  gouvernement  populaire.  Traduit  de  l’anglais 
par  Renü  de  Kerallain.  Paris,  E.  Thorin,  1887.  8.  fr.  7,50.  (Sommaire:  L’avenir 

du  gouvernement  populairp.  — Histoire  de  la  dümocratie.  — L’&ge  du  progrhs.  — La 
Constitution  föderale  des  Etats-Unis.  — La  dcmocratie  en  Amörique.) 

Liberal  Year  book  for  1887.  Ist  issue.  London,  P.  S.  King  & Son,  1887.  8. 

1/. — . (Contents;  Political  topics  in  1886.  — Party  Organisation.  — Parliamentary 
diary,  1886.  — House  of  Lords.  — House  of  Commons.  — Procedure.  — Privy  Conn- 
cillors.  — Chief  Administrations  since  1801.  — Important  Divisious  of  1886.  — Sketch 
of  Constitution.  — Resnlts  of  the  General  Election.  Number  of  Elections.  — Sixty 
years  of  Liberal  Legislation.  — Political  record  of  House  of  Lords.  — etc.) 

C a s c 1 1 a , L.,  La  posizione  giuridica  del  sommo  pontefice  e della  santa  sede  aposto- 
lica : studi.  Napoli,  £.  Anfossi,  1887.  8.  111  pp.  1.  3.  (Indice:  H papa  e la  santa 

sede.  — La  questione  papale  e la  legge  detta  dello  garende.  — II  papato  in  relazione 
colla  societä  e cogli  stad.  — Comunicazioni  della  santa  sede  col  mondo  cattolico.  — 
Sovranitä  pondffoia.  — Inviolabilitä.  — Immunitä.  — Giurisdizione.  — Patrimonio.  — 
Sanzioni  penali.  — etc.) 

Rocha  Guitiörrez,  R. , La  verdadera  y la  falsa  democracia,  doctrina  consdtu- 
cional  y proyecto  de  consdtucion  polidca  para  la  repüblica  de  Colombia.  Corbeil,  impr. 
Crete,  1887.  8.  lU— 404  pp. 

Levy,  J.  A. , Andrevoludonair  staatsrecht.  Eene  cridsche  bijdrage.  3e  stuk. 
Administradeve  rechtspraak.  ’s  Gravenhage , Qebr.  Belinfante , 1886.  Roy.-8.  6 en 
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12.  Statiztik. 

Le  25e  Anniversaire  de  la  Socicte  de  Statistiquo  de  Paris  1860 
bis  1885.  Paris  1886  F.  441  SS. 

Der  vorliegende  umfangreiche  Baud  giebt  nicht  nur  einen  Bericht  Uber  die  Verhand- 
lungen der  Festsitzung,  der  nur  den  kleinsten  Teil  des  Raumes  füllt,  sondern  dom  Streben 
der  berühmten  Gesellschaft  entsprechend  eine  Reihe  wissenschafUich  interessanter  Ab- 
handlungen. 

Von  besonderem  Interesse  sind  die  Berichte  der  verschiedenen  Bureaus  über  die 
Organisation  und  die  Wirksamkeit  der  amdicben  Stadsdk  in  allen  in  Betracht  kommen- 
deu  Ländern,  welche  einen  bedeutsamen  Beitrag  zur  Geschichte  der  Statisdk  liefern. 

Von  den  Abhandlungen  erwähnen  wir  die  von  Fournier  de  Flaix:  Über  das  An- 
wachsen des  Reichtums  in  Frankreich,  England  und  anderen  Ländern,  von  Toussaint 
Loua:  Die  Volkszunahme  in  Frankreich  seit  dem  Beginne  des  Jahrhunderts,  von  Jugler: 
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Über  die  periodische  Wiederkehr  der  wirtschaftlichen  Krisen.  Der  Verf.  verfolgt  darin 
den  Verlauf  der  Bankthätigkeit  in  Frankreich  in  der  Zeit  von  1851 — 1885,  um  den  Ein- 
flufi  der  Krisen  darauf  klarzulegen.  E.  Levasseur  bespricht  die  Geschichte  der  Ge- 
burtsziffer in  Frankreich  unter  Beigabe  einer  hübschen  graph.  Darstellung.  Er  kommt 
zu  dem  Resultate,  daB  die  ökonomischen  Verhältnisse  eines  Landes,  ab  und  zu  auch  die 
politischen  die  Geburtsziffer  allerdings  beeinflussen,  günstige  Umstände  sind  aber  von  ge- 
ringerem EinfluB  als  Seuchen,  Kriege,  wirtsch.  Krisen,  Hungersnot  etc.  ln  Frankreich  scheint 
die  Geburtsziffer  aber  noch  mehr  von  den  Sitten  als  den  wirtschaftlichen  Zuständen  boein- 
iluBt  zu  werden.  Sie  ist  in  diesem  Jahrhundert  beständig  gesunken,  aber  in  der  zweiten 
Hälfte  nicht  so  stark  als  in  der  ersten.  Auf  1000  Einwohner  kamen  Gehurten  in  Frank- 
reich V.  1801 — 10  32,3 

1811—20  31,6 
1821—30  30,8 
1831—40  29,0 
1841—60  27,4 
1851—60  26,3 
1861—70  26,3 
1871—80  25,4 
1881—83  24,7. 

Von  besonderem  Interesse  ist  die  n.  W.’s  erste  Untersuchung  von  Klaer  über  den 
EinfluB  des  Alters  beider  Ehegatten  auf  die  Fruchtbarkeit  der  Ehe  auf  Grund  Norwegi- 
schen Materials,  wenn  auch  die  Resultate  noch  nicht  schlagend  und  nicht  als  maBgebend 
von  dem  Verf.  selbst  angenommen  sind.  Bertilion  bearbeitete  die  GröBenverhältnisse  des 
)Ienschen.  Wir  verweisen  auBerdem  auf  einen  aphoristisch  gehaltenen,  aber  sehr  lehr- 
reichen Artikel  von  M.  E.  Cheysson  über  die  Anwendung  der  Geometrie  in  der  Statistik. 

SchlieBlich  ist  eine  Übersicht  über  die  Thätigkeit  der  socidtd  während  ihres  Bestehens 
gegeben,  welche  in  der  That  eine  auBerordentlich  reiche  und  ersprieBliche  gewesen  ist, 
so  daB  wir  der  Gesellschaft  nur  wünschen  können,  daB  sie  nach  weiteren  25  Jahren  mit 
gleicher  Befriedigung  auf  ihre  Wirksamkeit  zurückblicken  möge. 

Böbmert,  V.  Das  Armenwesen  in  77  deutschen  Städten  und  einigen  Land- 
armenverbänden. Dresden  1886.  gr.  Q.  139  SS. 

Das  vorliegende  Werk  ist  ein  neues,  wesentliches  Resultat  der  Bestrebungen  des 
deutschen  Vereins  für  Armenpflege  und  Wohlthätigkeit,  der  unzweifelhaft  zu  den  er- 
gebnisreichsten Vereinen  unseres  Vaterlandes  gerechnet  werden  muB.  Wir  sehen  uns 
um  so  mehr  veranlaßt,  auf  das  Werk  mit  Nachdruck  und  Anerkennung  hinzuweisen,  weil 
in  den  Jahrbüchern  N.  F.  Bd.  XII  S.  423  von  Herrn  Münster  berg  der  Beschloß  dos 
Vereins,  seine  einmalige  Erhebung  zur  Gruudlf^e  einer  umfassenden  Darstellung  des 
Armenwesens  in  den  beteiligten  77  Verbänden  zu  machen,  als  geradezu  bedauernswert 
bezeichnet  ist,  weil  sie  nicht  die  nötige  Vollständigkeit,  Zuverlässigkeit  und  Vergleich- 
barkeit zeige.  Wir  müssen  vielmehr  dies  Urteil  als  ein  voreiliges  und  zu  absprechendes 
bezeichnen,  welches  wieder  einmal  zeigt,  wie  leicht  das  Bessere  zum  Feinde  des  Guten 
werden  kann. 

Wir  halten  uns  vielmehr  dem  Vereine,  wie  besonders  dem  Verf.  zu  Dank  ver- 
pflichtet, daß  sie  den  Mut  gehabt  haben,  unter  rückhaltloser  Anführung  der  Unvoll- 
kommenheit des  Materials  das  Vorhandene  zusammenzustellen  und  zu  verarbeiten,  denn 
abgesehen  von  dem  direkten  Nutzen,  der  u.  A.  n.  sehr  wohl  aus  der  Arbeit  gezogen 
werden  kann,  wird  durch  nichts  die  Verbesserung  der  Erhebung  wie  der  Verwertung 
mehr  gefördert  als  durch  die  streng  wissenschaftliche  Bearbeitung  des  bisher  Erlangten, 
wodurch  alle  Mängel  am  schärfsten  an’s  Tageslicht  gezogen  werden.  Unzweifelhaft  ist 
es  richtig,  daß  die  Statistik  ihren  vollen  Wert  durch  häufige  Wiederholung  und  Ver- 
gleichung verschiedener  Perioden  erhält,  ebenso  unzweifelhaft  ist  es  aber,  daB  einmal 
der  Anfang  mit  der  Erhebung  und  der  Publikation  derselben  gemacht  werden  muß. 
Außerdem  bat  der  Verf.  dabei  Veranlassung  genommen,  noch  über  die  gestellte  Aufgabe 
hinauszugehen,  indem  er  in  einem  allgemeinen  Teil  eine  gedrängte  Übersicht  über  die 
bisherigen  Leistungen  auf  armenstatist.  Gebiete,  namentlich  der  von  dem  Verein  selbst 
angewendeten  Methode,  dann  der  Armengesetzgebung  in  Deutschland  und  der  freiwilligen 
Organisation  der  Armenpflege  giebt,  wobei  naturgemäß  das  Elberfelder  System  in  seiner 
Entwicklung  und  seinen  Ergebnissen  eingehend  gewürdigt  und  in  den  Vordergrund  ge- 
stellt wird. 

Die  Verbände,  welche  der  Erhebung  unterzogen  wurden,  zeigen  eine  Gesamtbevöl- 
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kerung  von  über  4 Millionen  und  sie  umfaßt  130  000  Selbstunterstützt«  und  120  000 
MitunterstUtzto,  über  welche  Zählkarteb  zur  Ausfüllung  gelangten.  Die  Zahl  ist  mithin 
bedeutend  genug,  um  sehr  wohl  darauf  gewisse  Schlüsse  bauen  zu  können. 

Aber  in  einer  Beziehung  können  wir  das  Verfahren  des  VerPs.  nicht  gut  heißen, 
indem  wir  die  Scheidung  der  dauernd  und  vorübergehend  Unterstützten  bei  jeder  Unter- 
suchung für  prinzipiell  geboten  halten.  Die  beiden  Kategorien  sind  ganz  außerordentlich 
verschieden  geartet  Wir  sind  auf  Grund  defilierter  Bearbeitung  des  Hallenser  Materials 
im  Seminar  zu  Unterrichtszwecken  zu  der  Überzeugung  gekommen,  daß  überhaupt  nur 
die  Zahlen  Uber  die  dauernd  Unterstützten  für  eine  tiefer  gehende  Bearbeitung  verwend- 
bar sind.  Die  Zahl  der  vorübergehend  Unterstützten  ist  den  größten  Schwankungen 
unterworfen  von  Jahr  zu  Jahr,  ja  von  Monat  au  Monat,  je  nach  den  wirtschaftlichen 
Konjunkturen,  Witterungsverhältnissen  etc.  Bei  ihnen  hängt  die  Zahl  im  höchsten  Maße 
davon  ab,  bis  auf  wie  kleine  Unterstützungen  man  herabgeht,  und  wie  weit  diese  über- 
wiegen. Ihre  Aufzeichnung  ist  schließlich  eine  ungleich  ungenauere.  Wenn  in  Lucken- 
walde, Weißenfels,  Ruhrort,  Gleiwitz,  Halberstadt  über  90  der  Armen  dauernd  Unter- 
stützte waren,  und  in  Anklam  gar  keine  vorübergehend  Unterstützte  angegeben  sind,  so 
liegt  es  auf  der  Hand,  daß  dies  Verhältnis  auf  mangelhafter  Angabe  beruht,  und  die 
Gesaratziffern  dürfen  nicht  mit  denen  zusammongeworfen  werden , wo  sie  wie  in  Stutt- 
gart und  Quedlinburg  nur  36  ®/g,  in  Lübeck  80  “/p,  in  Meiningen  23  ausmachen. 
Man  hat  es  mit  ungleichartigem  Urmaterial  zu  thun,  das  mindestens  nur  getrennt  ver- 
arbeitet werden  sollte.  Wir  möchten  diesen  Punkt  der  ernstlichen  Erwägung  der  Sta- 
tistiker anheimgeben.  Wir  wenigstens  müssen  uns  sonst  ablehnend  gegen  jede  ver- 
gleichende Statistik  verhalten  und  treten  daher  auch  den  vorliegenden  weiteren  Unter- 
suchungen über  Familienstand,  Alter  etc.  sehr  skeptisch  gegenüber,  während  die  Tabellen 
über  Dauer  des  Aufenthaltes  etc.,  die  nur  die  dauernd  Unterstützten  berücksichtigen, 
sehr  wertvoll  sind. 

Interessant  ist  dann  die  Scheidung  nach  dem  Unterstützungswohnsitz  und  die  Gegen- 
überstellung der  Land-  und  Ortsarmen,  wenn  wir  auch  dabei  die  oben  gewünschte 
Trennung  vermissen,  zu  der  das  Material  sehr  wohl  ausgereicht  hätte,  denn  für  die 
meisten  Orte  sind  die  dauernd  Unterstützten  gesondert  angegeben. 

Trotz  der  gemachten  Einwendung  sehen  wir  in  der  vorliegenden  Arbeit  einen  wesent- 
lichen Schritt  vorwärts,  und  werden  mit  regstem  Interesse  alle  weiteren  Arbeiten  des 
Vereins  verfolgen.  .J.  C. 

Bulletin  de  l'Institut  international  de  Statistique.  Tome  I.  1 et 
2.  Livraisons.  Annee  1886.  288  SS. 

Über  die  Gründung  des  Institutes  ist  au  dieser  Stelle  ausführlich  berichtet.  In  dem 
vorliegenden  sehr  wertvollen  Bande  ist  die  erste  größere  litterarische  Leistung  desselben 
zu  begrüßen  und  wir  sind  in  der  Lage,  daraufhin  freudig  weitere  Hofifnungcu  für  die 
Entwicklung  unserer  Wissenschaft  auf  das  Institut  gründen  zu  können. 

Abgesehen  von  den  Berichten  über  die  Gründung  des  Instituts  und  die  Jubelfeier  der 
Statistical  Society  in  London  und  der  Soci4td  de  Statistique  de  Paris  enthält  der  Band 
eine  Reihe  wertvoller  Arbeiten  in  den  vier  Hauptspracben. 

Prof.  Beloch  lieferte  aus  seinem  größeren  Werke  über  die  Bevölkerung  der  griechisch- 
römischen  Welt,  welches  hier  demnächst  ausführlich  besprochen  werden  soll,  eine  Dar- 
stellung der  Bevölkerungsverhältuisse  des  alten  Rom.  A.  de  Foville  bietet  uns  die 
hauptsächlichsten  Resultate  aus  seinem  Werke  über  die  BodenzerstUckelung  in  Frankreich 
unter  Vergleichung  mit  den  englischen  Verhältnissen.  Leider  muß  er  sagen,  daß  auch  die 
französische  Erhebung  von  1884  ebenso  wenig  wie  die  englische  von  1873  und  1876 
befriedigen  kann,  da  sie  die  landwirtschaftlich  benutzte  Fläche  nicht  getrennt  behandelt, 
sondern  mit  Bauplätzen,  Hofräumen,  zur  Fabrikation  oder  zum  Bergbau  benutztem  Boden 
zusammenwirft,  dann,  wie  wir  hinzufügen,  weil  sic  die  Zahl  der  Besitzer  nicht  genau 
fcststellt  und  mit  den  Besitzstücken  nicht  in  richtige  Beziehung  setzt. 

Luigi  Strojavacca  behandelt  ergänzend  den  Wert  des  Grundbesitzes  in  den  ver- 
schiedenen Ländern,  indem  er  von  der  Verschuldung  und  der  Steuerbelastung  ausgeht. 
Das  Verfahren  ist,  namentlich  in  Bezug  auf  Deutschland  etwas  sehr  summarisch,  das 
Resultat  naturgemäß  nur  dürftig. 

Erfreulicher  ist  der  Art.  H.  Ranchberg’s:  Die  ,, Entwicklung  dos  Clearing-Verkehrs,“ 
der  eine  hübsche  Übersicht  über  die  Verhältnisse  in  den  verschiedenen  Ländern  giobt 
und  mit  Umsicht  und  Kritik  die  einschlagende  Litteratur  beherrscht. 

Das  eigentliche  Gebiet  für  internationale  Statistik  ist  aber  unzweifelhaft  die  Bevöl- 
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kerungsstatistik,  welches  daher  der  Prfisident  Sir  Rawson  W.  Rawson  in  seinem  Vortrag 
in  der  Eröffnungssitzung  behandelt  hat,  der  hier  zum  Abdruck  gelangt  ist  und  die  Be- 
völkerungsbewegung in  gröfiereu  Bevölkerungsgruppen,  wie  in  einzelnen  Ländern  ver- 
gleicht, um  besonders  zweckmäßige  Methode  und  Darstellung  internationaler  Statistik  zu 
veranschaulichen. 

Lnigi  Porozzo  vergleicht  die  Altersverhältnisse  der  Bevölkerung  in  verschiedenen 
Ländern  und  bringt  sie  auch  für  drei  Länder  in  sehr  hübschen  graphischen  Darstellungen 
zur  Anschauung.  Ähnlich  ist  die  Zahl  der  Auswanderer  bearbeitet  und  die  der  Analpha- 
beten. 

Was  wir  aber  vermissen,  ist  eine  tiefer  gehende  tlicoretischc  Arbeit,  denn  die  Auf- 
gabe des  Institutes  ist  offenbar  nicht  bloß,  Material  zusammenzustellcn.  Indessen  wii- 
haben  cs  hier  mit  der  ersten  Publikation  zu  thun,  in  der  die  Tliätigkeit  der  Gesellschaft 
noch  nicht  zur  allseitigen  Entfaltung  kommen  konnte. 

Deutsches  Reich. 

Beiträge  zur  Statistik  der  Stadt  Frankfurt  a./M.  Hrsg,  von  der  statistischen 
Abteilung  des  Frankfurter  Vereins  für  Geographie  und  Statistik.  Band  V lieft  1.  Frank- 
furt a.  /M.,  Sauerländcr , 1886.  4.  36  SS.  (Inhalt;  Die  Ergebnisse  der  Volkszählung 

vom  1.  Dezember  1885  zu  Frankfurt  a./'M.  Nach  den  Akten  der  Zählung  tabellarisch 
dargcstellt  und  erläutert  vom  statistischen  Amte.  Teil  1:  Statistik  der  bebauten  Grund- 
stücke und  Gebäude.) 

Beiträge  zur  Statistik  des  GroBherzogtums  Bossen.  Hrsg,  von  der  GroBherzogl. 
Zentralstelle  für  die  Landesstatistik.  Band  XXI  Heft  3 : Kriminalstatistik  des  GroB- 
lierzogtums  Hessen  für  die  Jahre  1881  bis  1884  , bearbeitet  von  W.  Wclcker.  Darm- 
stadt, G.  Jungbaus,  1886.  4.  105  SS. 

Breslauer  Statistik.  Herausgegeben  vom  statistischen  Amt  der  Stadt  Breslau. 
Serie  X Heft  5.  Breslau,  £.  Morgenstern,  1886.  gr.  8.  Seite  377 — 482  der  X.  Serie. 
M.  2,50.  — Monatsberichte  des  statistischen  Amts  der  Stadt  Breslau  für  das  Jahr  1886. 
Ebd.  1886.  gr.  8.  100  SS. 

Cohn,  H. , Mitteilungen  aus  der  Augenklinik  des  Prof.  Dr.  H.  Cohn  in  Breslau. 
Heft  1:  Statistik  Uber  40  000  Augenkranke  mit  70  174  Augenkrankheiten.  Wiesbaden, 
Bergmann,  1887.  8.  30  SS. 

Hof-  und  Staatshandbuch  des  Königreichs  Württemberg.  Hrsg,  von  dem  kgi.  stati- 
stischen Landesamt  1886/87.  Stuttgart,  W.  Kohlbammer,  1887.  gr.  8.  XL — 855  SS. 
und  statistische  Tabellen. 

Jahrbuch,  statistisches , der  höheren  Schulen  und  heilpädagogischen  Anstalten 
Deutschlands,  Luxemburgs  und  der  Schweiz.  Neue  Folge  von  Mushacke’s  Schnlkalender. 
Jahrg.  VU:  (1886 — 87.)  2 Abteilungen:  XXXIII — 248  und  384  S.  Leipzig,  Teubner, 
1886.  12. 

M e c k 1 e n b u r g - Schwcrin’scher  Staatskalender  1887.  Jabrg.  112.  Schwerin,  Bären- 
sprung'sche  Hofbuchdruckerei,  1887.  8.  2 Teile.  I.  (LII — 378  u.  120  SS.):  Zeitkalender 
und  Personalstaat.  II.  (430  SS):  Statistisch-topographisches  Jahrbuch. 

Mitteilungen,  statistische,  über  das  höhere  Unterrichtswesen  im  Königreich 
Preußen  Heft  3:  1886.  Berlin,  Hertz,  1887.  8.  95  SS.  (A.  u.  d.  T. : Zentralblatt  für 

die  gesamte  Unterrichtsverwaltung  in  Preußen.  Jahrg.  1887.  Ergänzungsheft.) 

Köder,  J.,  Medizinische  Statistik  der  Stadt  Würzburg  für  das  Jahr  1888,  mit  Ein- 
schluB  des  Jahres  1882.  WUrzburg,  Stahel,  1887.  gr.  8.  60  SS.  mit  3 lith.  Tafeln. 

M.  2,50. 

Statistik  der  im  Betriebe  befindlichen  Eisenbahnen  Deutschlands  nach  den  An- 
gaben der  Eisenbahnverwaltnogen  bearbeitet  im  Reichseisenbahnamt.  Band  V'l:  Betriebs- 
jahr 1885 — 86.  Berlin,  Mittler  & Sohn,  1887.  gr.  Folio.  35  Tabellen  auf  c.  350  SS. 
mit  2 graphischen  Darstellungen:  Übersichtskarte  der  Eisenbahnen  Deutschlands  unter 
Zugrundelegung  der  Eigentumslängen,  nach  dem  Stande  am  Ende  1885—86.  — Graphi- 
sche Darstellung  betreffend  Tragfähigkeit  der  Wagen  und  Ausnutzung  derselben. 

Statistik,  preuBische,  hrsg.  in  zwanglosen  Heften  vom  königl.  statistischen  Büroau 
in  Berlin.  Heft  LXXXIX  : Die  Bewegung  der  Bevölkerung,  mit  Einschluß  der  Wande- 
rungen im  preußischen  Staate  während  des  Jahres  1885.  Berlin,  Verlag  des  kgl.  Statist. 
BUreaus,  1886.  Roy.  iu-4.  XX — 274  SS.  M.  7,60. 

Statistik  über  den  Verkehr  auf  den  Kanälen  und  auf  der  Mosel  in  Elsaß-I.>othringen 
während  der  Jahre  1880 — 1885.  Aufgestellt  vom  Ministerium  für  Elsaß-Lothringen,  Ab- 
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teilung  für  Gewerbe,  Landwirtschaft  und  öffentliche  Arbeiten.  Straibnrg,  Bncbdruckerei 
von  G.  Fischbacb,  1886.  Folio.  XXIV — 194  SS.  nebst  3 lithogr.  Tafeln. 

Frankreich. 

A 1 m R n a c h historique,  topographique  et  statistique  de  Seine-et-Hame.  27  « Annee : 
1887.  Paris,  Henry,  1887.  12.  216  pag. 

A n u u a i r e administratif , statistique  , historique , etc. , de  Meurtho-et-Mosellc  , par 
n.  Lepago  et  A.  Briquel.  65«  Ann^e:  1887.  Nancy,  Grosjeau,  1887.  12.  740  pag. 

Österreich-Ungarn. 

Jahrbuch,  statistisches,  der  Stadt  Wien  für  das  Jahr  1885.  Jahrgang  111.  Unter 
Leitung  des  Magistratsrates  Mor.  Preyer  bearbeitet  von  den  St.  Sedlaczeck  und  W. 
Löwy  im  statistischen  Departement  des  Wiener  Magistrates.  Wien , Verlag  des  Wiener 
Magistrates,  1887.  Roy.-8.  XXVU— 390  SS. 

Österreichische  Statistik,  brsg.  von  der  k.  k.  statistischen  Zentralekommision. 
XIV.  Band  Heft  1 : Statistik  des  auswärtigen  Handels  der  östereich.-ungar.  Monarchie 
im  Jahre  1886  Heft  1 : Bericht  Uber  die  Erhebung  der  llandelswerte  und  Hauptergeb- 
nisse des  auswärtigen  Handels  im  Jahre  1885  in  Vergleichung  mit  den  Vorjahren.  Wien, 
k.  k.  Hof-  und  Staatsdruckerei,  1887.  Folio.  VI — 191  SS.  fl.  3. — . 

U h 1 i k , A. , Statistischer  Sanitätsbericht  über  die  k.  k.  Kriegsmarine  für  das  Jahr 

1885.  Im  Aufträge  des  k.  k.  Reichs-Kriegsministerums  znsammengestellt.  Wien,  W. 

Braumüller,  1886.  lmp.-8.  181  SS.  M.  4. — . 

Ital  ien. 

Statistica  de!  debiti  comunali  e provinciali  per  mutui  al  31  dicembre  degli  anni 
1882,  1883  e 1884.  Roma,  tipogr.  Elzeviriana,  1886.  Roy.-8.  XXXI — 416  pp.  (Pub- 
blicazione  del  Ministero  di  agricoltura,  industria  e commercio.) 

Tor  re,  F.  (Generale),  Deila  leva  sni  giovani  nati  nell’  anno  1865  e delle  vicende 
del  R.  Esercito  dal  1.  luglio  1885  al  30  giugno  1886.  Roma,  tipogr.  di  L.  Cecchini, 

1886.  Fol.  XXII — 187  pp.  e documenti  I — IX  (in  obl.-fol.).  (Italienische  Kekrutio- 
rungsstatistik  für  das  Jahr  vom  1.  Juli  1885  bis  30.  Juni  1886 , bezüglich  der  im  Jahr 
1865  geborenen  Mannschaften.) 

Dänemark. 

Oplysninger  statistiske , om  Staden  ^obeuhavn  III  (1881 — 85).  Udgivet  ved 
Kommunalbestyrelsens  Foranstaltuing.  Kjebenhavn,  Bogtrykkeri  Olsen  & Ci«*,  1886.  8. 
X,  XVI — 129  pp.  (Statistische  Beleuchtungen  des  Kommunalwesens  Kopenhagens , ver- 
anlaßt vom  Kopenhagener  Magistrat.  Lieferung  3:  für  die  Jahre  1881 — 85.) 

Tabelvscrk  til  Kjebenbavns  Statistik  N**  8:  Tabellarisk  Fremstilling  af  Befolk- 
nings-  og  Indvandringsforholdene  for  Staden  Kjobenhavn  med  Nabokommuner,  paa  Grund- 
lag  af  Folketaellingen  den  l»te  Febr.  1885 , ved  M.  Rubin.  Udgivet  ved  Kjebenbavns 
Kummunalbestyrelses  Foranstaltuing.  Kjobenhavn,  trykt  hos  J.  U.  Schultz,  1886.  4. 

6 — 108  pp.  (Kopenhagener  statistisches  Tabellenwerk.  Nr.  8:  Bevölkerungs-  und  Ein- 
wanderungsverbältnisse  der  Stadt  Kopenhagen  nebst  Nebengemeinden  auf  Basis  der  Volks- 
zählung vom  1.  Febr.  1885.  Zusammengestellt  von  M.  Rubin , Direktor  des  städtischen 
Statist.  Büreaus  von  Kopenhagen  auf  Veranlassung  des  Kopenhagener  Magistrats.) 

Holland. 

Statistiek  van  den  in-,  uit-  en  doorvoer  (van  Nederland)  over  het  jaar  1885. 
Uitgegeven  door  het  Departement  van  financien.  II.  Gedeelte.  ’s  Gravenhage,  gedr.  bij 
gebr.  Giunta  d'Albani,  1886.  Folio.  XX  and  pp.  394 — 681. 

Statistiek  van  bet  Koningrijk  der  Nederlanden.  Bescheiden  betreffende  de  geld- 
middeleu.  XI.  stuk:  1885.  Mededeeliug  van  de  opbrengst  der  belastingen  en  andere 
middelen  etc.  Uitgegeven  door  het  Departement  van  financien.  ’s  Gravenhage,  M. 
Nijhoff,  1886.  4.  106  pp.  (Mitteilungen  Uber  den  Ertrag  der  direkten  und  indirekten 
Stenern,  sowie  der  Acciseabgaben  im  Königreich  der  Niederlande  für  das  Jalir  1885.) 

Argentinische  Republik. 

Registro  estadistico  de  la^provincia  de  Buenos  Aires,  ano  1880,  publicado  bajo 
la  direccion  del  Dr  E.  Coni.  II.  Epoca,  ano  XXVII.  Buenos  Aires,  imprenta  de  P.  Buf- 
fet, 1886.  4.  XI— 196  pp. 
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13.  Yersohiedenes. 

Baron,  P.,  Der  EinfluS  von  Wasserleitungen  und  Tiefkanalisatiouen  auf  die  Typhus- 
frage in  deutschen  Städten.  Bonn,  Druck  von  Neusser.  1886.  8.  32  SS. 

Generalbericbt  Uber  die  Sanitätsverwaltung  im  Königreiche  Bayern.  Nach  amt- 
lichen Quellen  im  königl.  Staatsministerium  des  Innern  bearbeitet.  XVII.  Band.  (Neue 
Folge  VI.  Band),  das  Jahr  1883  umfassend.  München,  Liter.-artist.  Anstalt,  1886.  Iloy.-8. 
VIII— 263  SS. 

König,  J.,  Die  Verunreinigung  der  Gewässer,  deren  schädliche  Folgen,  nebst  Mit- 
teln zur  Reinigung  der  Sebmutzwässer.  Berlin,  Springer,  1887.  gr.  Lex.-8.  V'UI — 
624  SS.  mit  zahlreichen  Abbildungen  im  Text  und  10  lithogr.  Tafeln.  M.  20. — . (Mit  dem 
Ehrenpreis  Sr.  Mi^estät  des  Königs  Albert  von  Sachsen  gekrönte  Arbeit.) 

Mitteilungen  des  Vereins  fUr  Erdkunde  zu  Leipzig,  1885.  Leipzig,  Duncker  & II., 
1886.  8.  XLVIII — 402  SS.  Mit  1 Temperaturflächen-  und  2 ethnogr.  Karten. 

Sanitätsbericht  Uber  die  deutschen  Heere  im  Kriege  gegen  Frankreich  1870 
bis  1871.  Ebrsg.  von  der  Militär-Medizinalabteilung  des  kgl.  preufiiseben  Kriegsministe- 
riums  unter  Mitwirkung  der  Militär-Medizinalabteilung  des  kgl.  bayer.  Kriegsministeriums, 
der  königl.  sächsischen  Sanitätsdirektiun  und  der  Militär-Medizinalabteilung  des  kgl.  wUrt- 
tembergiseben  Kriegsministeriums.  VI.  Band.  IV.  Medizinischer  Teil:  a.  Seuchen.  Berlin, 
Mittler  & Sohn,  1886.  4.  XUI — 574  u.  274  SS.  mit  9 lithogr.  Tafeln,  45  Zeichnungen 

im  Text  und  2 Karten.  (Auch  u.  d.  T.:  Die  Seuchen  bei  den  deutschen  Heeren  im  Kriege 
gegen  Frankreich  1870/71  unter  Berücksichtigung  der  entsprechenden  Verhältnisse  bei 
den  französischen  Armeen,  bei  den  kriegsgefangenen  Franzosen  und  bei  der  Zivilbevölke- 
rung der  kriegführenden  Staaten. 

V.  W y B , BL , Populäre  Vorträge  über  Gesundheitspflege  insbesondere  für  Frauen. 
Auf  Veranlassung  der  städtischen  Schulbehörde  gehalten  in  Zürich  im  Winter  1885/86. 
Leipzig,  Vogel,  1887.  8.  178  SS.  M.  4. — . 

Barbier,  J.  V.,  Essai  d’un  lexique  geographique.  Paris,  Berger-Levrault , 1886. 
8.  115  pag.  et  earte  phonötique-compar^e.  gr.  in-obl.  fol. 

Report  of  the  Surgeon-Oeneral  of  the  Army  to  the  Secretary  ofWar  for  Uie  fiscal 
year  ending  June  30,  1886.  Washington,  Government  Printing  Office,  1886.  8.  Hl  pp. 

Risultati  dell’  inchiesta  sulle  condizioni  igieniche  e sanitarie  nei  comnni  del  Regno. 
Relazione  generale.  CCLXXII — 233  pp.  Risultati  particolari.  Parte  D:  Notizie  relative 
ai  comuui  capoluogbi  di  provincia.  XV — 181  pp.  Parte  II*:  Notizie  dato  per  ciascun 
comune.  XV — 503  pp.  Roma,  tip.  nell’  ospizio  di  S.  Michele,  1887.  gr.  Lex.  in-8.  (En- 
quete über  öffentliche  Gesundheitspflege  und  Sanitätswesen  des  Königreichs  Italien.) 

As  ehr  Ott,  P.  F.,  Das  Universitätsstndium  und  insbesondere  die  Ausbildung  der 
Juristen  in  England.  Nebst  einem  Anhänge : Vorschläge  zur  Reform  der  juristischen 
Ausbildung  in  Deutschland.  Hamburg,  Richter,  1886.  8.  44  SS.  M.  1. — . (A.  u.  d. 
T. : Deutsche  Zeit-  und  Streitfragen.  Neue  Folge,  1.  Jabrg.  Heft  13.) 

Janssen,  J.,  Aus  dem  deutschen  Universitätsleben  des  sechzehnten  Jahrhunderts. 
Frankfurt  a./M.,  Foesser  Nachfolger,  1886.  gr.  8.  32  SS.  M.  0,50. 

Lorenz,  S.,  Volkserziebung  und  Volksunterricbt  im  späteren  Mittelalter.  Paderborn, 
Schöningh,  1887.  8.  132  SS.  M.  1,40. 

d’Oeagne,  Mortimer,  Les  grandes  öcoles  de  Franco.  Nouvello  edition.  Paris, 
Hetzcl,  1887.  8.  fr.  7,50.  (Table  des  maticres:  Historique  des  dcoles.  — Examens 

d’entrde.  — Duree  des  ctudes.  — Prix  de  la  pension.  — Rdgime  interieur.  — Examens 
de  sortio.  — Carriöres  ouvertes.  — ) 

Lanrie,  S.  S. , The  riso  and  early  Constitution  of  Universities ; with  a survey  of 
mediaeval  education.  New  York,  Appleton,  1887.  12.  30  and  293  pp.  cloth.  $ 1,50. 

(Contents  15  lectures  with  the  following  titles:  The  Romano-Hellenic  schools  and  their 
decline.  — Influence  of  Christianity  on  Education,  and  rise  of  Christian  schools.  — Char- 
lemagne  and  the  IXü>  Century.  — Inner  work  of  Christian  schools  (450-1100).  — X*h 
and  XI*h  centuries.  — Rise  of  Universities  (1100).  — The  first  Universities.  — The  Uni- 
versity  of  Bologna.  — University  of  Pari».  — The  terms  „Studium“  and  „univorsites,“ 
and  the  Constitution  of  Universities.  — Students  their  numbers  and  discipline.  — Privi- 
leges of  Universities-faculties.  — Graduation.  — Oxford  and  Cambridge.  — The  Uni- 
versity of  Prague.  — University  studies  and  the  Conditions  of  Graduation.  — ) 
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Die  periodische  Fresse  des  Auslandes. 

A.  Frankreich. 

Bulletin  de  statistique  et  de  Idgislation  comparde.  X«  Annde  (1886)  Novembre 
et  Dccembre:  A.  France  etcolonies:  La  marine  marchande  et  la  navigation.  — 
Le  mouvomeut  des  imputs.  — Le  commerce  ezterieur.  — Les  produits  de  reiiregistro- 
ment,  des  domaiues  et  du  timbre  constatös  pendant  l’aunee  1886.  — L’impöt  de  capita- 
tiou  daiis  la  Kabylie  occidentale.  — Le  programme  cconomique  du  Gouverneur  general 
de  l’Algörie.  — La  Situation  fiuanciire  des  communes  et  des  departements  depuis  1878. 

— Production  des  vins  et  des  cidres  en  1886.  — Statistique  des  fabriques,  eutrepüts, 
inagasins  de  vente  en  gros  et  magasins  de  vente  «u  detail  soumis  aux  exercices  des  agents 
des  cuutribntions  indirectes.  — Les  d^bits  de  boissons,  avec  carte.  — Les  valours  de 
donanu  en  1885.  — La  caisse  nationale  d'öpargne.  — L’aehour  dans  les  departements 
d’Alger  et  d’Oran.  — L’administration  des  forets  en  Tnnisie.  — etc.  B.  Pays  6trangers. 
Angleterre:  Lord  Derby  et  la  crise  cconomique.  Le  classement  des  revenus  dans  la  cc- 
dule  D de  I'lncome  Tax,  avec  diagramme.  — Le  revenu  imposable  des  terres  de  1845/46 
k 1884/85,  av.  diagramme.  — Le  poids  comparatif  des  imp6ts  sur  la  propridte  immobi- 
likre  et  sur  les  capitaux  mobiliers.  Le  rogime  des  spiritueux.  — Belgique : Le  discours 
royal  et  la  question  ouvrikre.  — Autriche-Hongrie ; Les  Clearing-houses.  Le  budget 
antrichien  pour  1887.  Le  budget  honp^rois  pour  1887.  Le  budget  commun  pour  1887. 

— Egypte:  Les  contributions  indirectes  et  les  octrois.  — Etats-Unis;  L'enqncte  sur  les 
crises.  — Les  caisses  d'^pargne  postales  de  l’Europe.  — Le  eens  ölectoral  k l’ötranger. 

— etc. 

Bulletin  de  statistique  et  de  14gislation  compar^e.  XD  Ann4e  (1887)  Janvier: 
A.  France ; Liste  chrouologique  des  surintendants,  coutrolenrs  gön^raux,  ministres,  etc., 
preposes  k l’ordonnancement  des  finances  depuis  Fran9ois  I.  — Le  projet  de  budget  rcc- 
tifiö  pour  1887.  — Recettes  et  depenses  compar^es  des  exercices  1873  k 1884,  avec  dia- 
gramme. — Le  commerce  ext4rienr  de  la  France  en  1886.  — Monnaies  fran^aises  et  co- 
loniales fabriqu4es  en  1886.  — Le  mouvement  des  impOts.  — Achats  et  ventes  de  rentes 
cffectu4s  pour  le  compte  dos  departements.  — Le  recensement  de  1886.  — Les  vignes 
phyIiox6rees.  — Bituations  hebdomadaires  de  la  Banqne  de  France  en  1886.  — L’or  et 
l’argent  dans  l’encaisse  de  la  Banque  de  Erance.  — Moyennes  meusuelles  de  l'encaisse 
mdtallique  de  la  Banque  de  France,  1884 — 86.  — L’oetroi  de  Paris.  — Recettes  brutes 
des  tbeätres  et  spectacles  de  Paris.  — Le  Mont-de-pidtd  de  Paris.  — B.  Pays  etraugers : 
Le  taux  de  l’escompte  en  Europe.  — Les  emissions  publiques  en  Europe.  — Belgique: 
Le  budget  de  1887.  Le  budget  des  voics  et  moyens  pour  1887.  Le  rogime  des  spiri- 
tuenx.  — Angleterre:  Bituations  hebdomadaires  de  la  Banque  d'Angletorre  en  1886.  Le 
commerce  ext<irieur  du  Royaume-Uni.  — Italie:  L’exposti  de  la  Situation  finaneikre.  La 
production  des  vins  en  1886.  La  revision  du  tarif  douauier.  — Buisse:  Le  nouveau 
rögime  des  spiritueux.  — Etats-Ünis : Le  message  presidenticl.  Le  rapport  du  Seerdtaire 
du  tresor.  Le  frai  des  monnaies.  — Hawai:  La  Situation  finaneikre.  — etc. 

Journal  du  droit  international  prive  et  de  la  jurisprndence  comparce.  13*  Annde 
(1886)  Nc«  11 — 12:  De  la  condition  des  socidtds  dtrangkres  en  Allemagne,  par  E.  WolfT. 

— liistructions  diplomatiques  du  gonvernemont  des  Etats-Unis  sur  la  nationalitd,  le  do- 
micile  et  le  mariage.  Commun.  de  F.  Wharton.  — Do  l’autoritd  des  jugements  ctrangers 
d'aprks  la  jurisprudence  italienne,  par  A.  Chrdtien.  — De  l’application  des  dispusitions 
de  la  loi  frau^aise  aux  ndgociations  k l’ctranger  de  titres  au  porteur  perdus  ou  volds, 
par  R.  Vincent  — Du  testament  fait  par  un  mineur  autrichien  en  pays  dtranger,  par  L. 
Bcanchet  — Protection  temporaire  de  la  proprictd  industrielle  aux  Expositioiis  interna- 
tionales. — Les  socidtds  commerciales  auglaises  sont-elles  obligdes  de  fournir  caution 
devant  les  tribunaux  espagnols,  lorsque,  Idsdes  par  un  ddlit,  elles  exercent  une  action 
penale?  — etc. 

Journal  des  Economistes.  Fdvrier  1887:  Les  finances  de  l’Empirc  d'Allemague, 
par  P.  Müller.  — Les  donziemos  provisoires,  par  Keud  Stourm.  — Revue  critique  des 
publicaiions  dcouomiques  en  langue  fran9aise,  par  Rouxel.  — Los  finances  russes : Che- 
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mins  de  fer,  par  Slavophile.  — Le  mouvement  4conomique  dans  TAmärique  du  Sud,  par 
A.  F.  de  Fontpertuis.  — Les  4trangers  r4sidaut  en  France.  — L'assistance  publique  en 
Allemagne.  La  lutte  contre  les  mendiants  et  les  vagabouds.  — Diner  ofiert  h H.  L.  Say 
k l’occasion  de  sa  r4ception  k l’Acad^mie  fran^aise.  — Soci4te  d’dconomie  politique. 
Keunion  du  4 fdvrier  1887.  Discusaion:  L’enseignement  de  la  profession  doitdl  ctre 
donnd  & Tatelier,  sous  forme  d’apprentissage,  ou  ä l’4cule?  — Soci4t4  de  statistique  de 
Paris.  — Comptes  rendus.  — Chronique  economique:  La  panique  financikre  caus4e  par 
les  bruits  de  guerre.  — Apercu  de  la  baisse  et  de  ses  causes,  par  A.  Neymarck.  — Faut-il 
en  accuser  les  „manoeuvres  de  la  speculatiou“  V Opinion  de  M.  Paton.  — La  Prohibi- 
tion de  l’exportation  des  chevanx  en  AUemagne.  Ses  effets.  — etc. 

Journal  de  la  Soci4t4  de  statistique  de  Paris.  XXVIlle  Ann4e  (1887)  1 et  2. 

Janvier  et  F4vrier:  Proccs-verbal  de  la  sdance  du  15  decembre  1886.  — Histoire  de  la 
dette  publique  en  France,  d’aprks  l’ouvrage  de  A.  Vfihrer,  par  L.  Foyot,  avec  un  dia- 
gramme.  — Les  etablissements  bospitaliers  en  France,  par  J.  de  Criseuoy.  — Sur  uu 
point  curieux  de  l’histoire  du  commerce  des  c4r4ales,  par  L.  Hugo.  — Essai  d’une  bi- 
stoire  sommaire  de  la  presse  pdriodique,  par  G.  L.  Piccardi  (Rome  1886).  Compte  rendu 
par  A.  Michaut.  — Procks-verbal  de  la  s4auce  du  19  janvier  1887.  — Le  problkme 
monetaire  (suite).  Seconde  partie:  De  la  baisse  de  la  valeur  de  Pargent,  par  Fouruier 
de  hlaix.  — (Premikre  partie  voyez  Ann4e  1886  N°  10.)  — Le  denombrement  de  la 
Population  en  France.  — etc. 

Revue  maritime  et  coloniale.  Livraisou  305:  Fdvrier  1887:  L'Ostr4iculture  en 
1886,  par  L.  Renard.  — La  14gion  d’bonneur  (suite),  par  Delarbre.  — Les  cyclones  dans 
le  golfe  du  Bengale ; traduit  du  „Nautical  Magazine“.  — Etudes  historiques  sur  la  marine 
militaire  de  France  (suite),  par  Chabaud- Amault.  — Apercu  sur  la  province  de  Battam- 
bang-Siam  (suite  et  fin),  par  Brien.  — La  peche  en  Ecosse  pendant  l’ann4e  1885,  tra- 
duit du  „Daily  free  press  d’Aberdeeu“.  Le  budget  de  la  marine  anglaise  (suite  et  Cn). 
— Chronique.  — etc. 


B.  England. 

Contemporary  Review.  February  1887:  Deland : 1782  and  1886,  by  (Lord) 
E.  Fitzmaurice.  — India,  II.,  by  M.  E.  Grant  Duff,  — Theology  as  an  Academic  Dis- 
cipline,  by  A.  M.  Fairbairu.  — Kerry:  a plea  for  Home  Rule,  by  H.  S.  Fagan.  — The 
Peuple’s  Palace,  by  Walter  Besant.  — The  Navy  ant  its  Rulers,  by  R.  Spencer  Robin- 
son. — Contemporary  life  and  thought  in  Italie,  by  G.  Boglietti.  — etc 

Edinburgh  Review,  the.  N<*  337  (I.  quarter  of  1887):  Englisb  Land,  Law,  and 
Labour.  — The  Literatnre  of  the  Streets.  — The  ancient  Laws  of  Wales.  — Thomas 
Hobbes.  — Rural  Life  in  Italy.  — The  adventures  of  Hobart  Pasha.  — The  third  piirt 
of  the  Grevilie  Memoirs.  — The  Lato  Crisis  and  the  Coming  Session.  — etc. 

Fortnigbtly  Review.  February  1887:  The  present  position  of  European  Politics. 
II.  FVance.  — The  state  of  our  Trade,  by  G.  Howell.  — Small  Farms,  by  (Lord)  Wau- 
tage. — The  Mir  and  the  Police,  by  Stepniak.  — Infection  and  Desinfection,  by  R. 
Roose.  — Earthquakes,  by  (Prof.)  G.  H.  Darwin.  — The  Transcaspian  Railway,  by 
(Prof.)  A.  Vambdry.  — Democracy  in  New  South  Wales,  by  A.  Nash.  — 

Journal  of  the  Institute  of  Actuaries.  N<>  CXLII,  October  1886:  The  Graphic 
Method  of  Adjusting  Mortality  Tabies,  by  Tb.  B.  Sprague.  — History  of  Life  Assurauce 
in  the  United  Kingdom,  by  C.  Walford.  (Continuation.)  — The  Life  Assurance  Compa- 
nies of  the  United  Kingdom.  (Summary  of  the  Life  Assurance  and  Annuity  Revenue 
Accounts.)  — 

Journal  of  the  Statistical  Society  (published  quarterly.)  Volume  XLIX , part  4 : 
Ou  the  Cost  and  the  conditions  of  Working  Railway  Traffic  in  different  countries,  by  J. 
S.  Jeans.  — „Economic  Science  and  Statistics“.  The  address  of  the  President  of  section 
F of  the  British  Association,  at  the  LVldi  Meeting,  held  at  Birmingham,  in  Septbr.  1886, 
by  J.  Biddulph  Martin.  — Working  Men’s  Co-operative  Organisations  in  Great  Britain, 
by  A.  H.  D.  Acland,  — The  present  Population  of  the  United  Kingdom,  l*t  April  1886, 
by  G.  B.  Longstaff.  — The  increase  of  Shipping  and  Dock  Accomodation  in  the  princi- 
pal  maritime  Ports,  by  E.  Fournier  de  Flaix  (a  translation.)  — Notes  on  economical  and 
Statistical  works.  — etc. 

National  Review,  the.  February  1887:  The  Chorch  and  Dissent,  by  J.  G.  Hub- 
bard.  — A Lawyers  love  letters,  by  Cb.  A.  Cook.  — The  Rivalry  of  England  and  Rus- 
sia,  by  (Colonel)  G.  B.  Malleson.  — Imperial  Migration  and  Settlement,  by  (Msyor-Gen.) 
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W.  Fielding.  — The  eclipse  of  Esprit  in  France,  hy  A.  Tilley.  — Old  „Young  England“ 
and  New,  by  T.  E.  Kebbel.  — The  Military  Frontier  of  France.  — Politics  at  home 
and  abroad.  — etc. 

Nineteenth  Century,  the.  A monthly  Review.  N®  120,  Febmary  1887:  Notes 
and  queries  on  the  Irish  Demand,  by  W.  E.  Qladstone.  — Scientific  and  psendo-scien- 
tific  Realism,  by  (Prof.)  Huxley.  — Notes  on  New  York , by  G.  W.  Smalley.  — The 
scientific  bases  of  Anarchy,  by  (Prince)  Kropotkin.  — Local  Government  in  the  Rural 
Districts,  by  G.  Sclater-Booth.  — Artisan  Atheism,  by  W.  Rossiter.  — Fair-trade  Fog 
and  Fallaey,  by  G.  W.  Medley.  — The  Government  of  Ireland:  a reply.  II.,  by  J. 
Morley.  — etc. 

Wostminster  Review,  the.  January  1887:  State  Education  in  America.  — The 
aiicient  Wild  Animais  of  Britain.  — What  Woman  is  fitted  for.  — The  Art  of  Govern- 
ment. — The  Bishop  of  Chester's  Oxford  lectures.  — The  Rent  Quostion  in  Ireland.  — 
Independent  section:  1.  London  Government.  2.  Government  and  Commerce.  — etc. 

C.  Österreich-Ungarn. 

Österreichische  Monatsschrift  für  christliche  Sozialreform,  Gesellschaftswissen- 
schaft, etc.  von  (Frh.)  C.  v.  Vogelsang.  Jahrg.  IX  (1887).  Januar:  Abrüstung.  — Frei- 
heit und  Ordnung,  die  Grundpfeiler  der  bürgerlichen  Gesellschaft.  — Der  Liberalismus 
und  die  Militärdiensttauglichkeit.  — Gerechügkeit.  (Über  die  soziale  Notlage  von  Ar- 
beitern an  der  „Kaiser-Fordinands-Nordbahn“) , von  R.  Eichhorn , Cooperator  in  Florids- 
dorf. — etc. 

Statistische  Monatsschrift.  Ilrsg.  von  der  k.  k.  statistischen  Zentralkommission. 
XIII.  Jahrg.  (1887)  Februarheft;  Ungarns  Hausindustrie  im  Jahre  1884,  von  J.  von 
Jekelfalussy.  — Übersicht  über  den  Stand  des  landwirtschaftlichen  Fortbildungsunterrich- 
tes in  Österreich  zu  Ende  Februar  1886.  Zusammengestellt  im  k.  k.  Ackerbauministe- 
rium. — Realitäten  verkehr  und  Realitäten  belastung  im  Jahre  1885,  von  Winckler.  — Zahl 
der  österreichischen  Sparkassen  und  Einleger  derselben  im  Jahre  1885,  von  H.  Ehren- 
berger. — Die  k.  u.  k.  Konsularämter  und  ihre  Gescbäftsthätigkeit  in  den  Jahren  1883 
— 1885 , von  (Frh.)  v.  Friedenfels.  — Schlesische  Arbeiterverhältnisse , von  U.  Bach. 
— etc. 

F.  Dänemark. 

Nationalokonomisk  Tidsskrift,  udgivet  af  VV.  Scharling,  A.  Petersen-Studnitz 
«lg  H.  Westergaard.  1887,  l“f®  Hefte:  Separationen  und  Ehescheidungen  in  Dänemark, 
von  (Prof.)  H.  Westergaard.  — Prostitutionsstatistik  Kopenhagens  in  den  Jahren  1876 — 
1885,  von  Rubin.  — Ein  Kreditverein  für  industrielles  Besitztum,  von  (Prof.)  W.  Schar- 
ling. — Sitzung  der  volkswirtschaftlichen  Gesellschaft  zu  Kopenhagen  vom  19.  Januar 
1887.  (Diskussionsgegenstand : Kreditverein  für  industrielles  Besitztum,  resp.  Börsen  für 
industrielle  Werte.)  — Die  Steuererträge  Kopenhagens,  von  (Prof.)  Falbe-Hansen.  — etc. 

G.  Belgien  und  Holland. 

Bijdragen  van  het  Statistisch  Instituut.  N®  3,  11^®  Jaargang,  1886.  91  bl.  Eine 

dringende  Bitte  an  die  Mitglieder  der  ,, Vereinigung  für  Niederländische  Statistik“  (hin- 
sichtlich der  Ausdehnung  ihrer  Erhebungen  und  Publikationen  auf  die  von  der  Regie- 
rungsstatlstik  nicht  berücksichtigten  Gebiete.)  — Der  Nutzen  von  Berufszählungen.  — 
Arbeiterbudgets.  — Wirtschaftspolitische  Thatsachen  seit  1870.  — Statistik  der  arbeiten- 
den Klassen  in  England.  — Statistik  der  Pacht-  und  Kaufwerte  des  Grundeigentums  in 
den  Niederlanden,  in  Belgien,  Frankreich  und  Italien,  etc. 

Revue  coloniale  internationale.  Tome  IV,  N®  2,  Fdvrier  1887:  Die  Bedeutung  der 
untern  Donauländer  in  kolonialpolitischer  Hinsicht.  (Abteilung  11.)  — La  France  dans 
l’Afrique  du  Nord,  par  L.  Vignon,  (article  II.)  — Colonios  et  protectorats  fran9ais.  Cor- 
respondance  trimestrielle  par  (le  comte)  Meyners  d’Estrey.  — Deutschlands  Schutzgebiete 
und  Kolonialunternehmungen  bei  Beginn  des  Jahres  1887.  — Colonial  Tobacco  in  Am- 
sterdam, by  G.  Harkema.  — etc. 

Revue  de  droit  international  et  de  l^gislation  comparee,  publice  par  T.  M.  C.  As- 
ser,  G.  Rolin-Jaequemyns,  A.  Rivier,  J.  Westlake.  Tome  XVIII  (1886)  N®  6:  De  quel- 
ques faits  rdeents  relatifs  ä la  convention  de  Genöve,  par  G.  Moynier.  — La  loi  du  do- 
micile  et  la  loi  de  la  nationalite  en  droit  international  privd,  par  H.  Jacques.  — Etüde 
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snr  la  ddclaration  de  la  Conference  de  Berlin  relative  aux  occupatioiis,  par  E.  Engelhardt. 
— Notice  sur  la  provocation  criminelle,  par  O.  A.  van  Hamei.  — Chronique  du  droit 
international,  par  Q.  Bolin- Jaequemyns.  partie,  clmpitre  1,  section  2 (suite):  § 3. 

Ije  conflit  gi^co-turc  en  1886 — 1886.  — etc. 
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Annalen  für  Gewerbe  und  Bauwesen,  hrsg.  von  P.  C.  Glaser.  Band  XIX  Heft  7 
bis  Band  XX  Heft  4;  1.  Oktober  1886  bis  15.  Februar  1887:  Eine  Neuerung  in  der 
Alnminiumdarstellnng  und  ihre  Tragweite  für  die  Technik,  von  Schrey.  — Die  Wasser- 
werke der  Stadt  Berlin  am  Tegeler  See,  von  Anklamm.  — Die  Lokomotivfabrik  von  A. 
Borsig  in  Berlin.  Eröffnet  am  1.  Januar  1837,  geschlossen  im  Oktober  1886.  — Das 
rassische  Marineingenieurkorps.  — Über  die  Schmelzöfen  der  Eisengiefiereien , von  Lede- 
bur. — Beiseerinnerungen  aus  England  (in  Bezug  auf  die  Leistungen  der  Maschinen-  und 
Betriebstechnik  bei  den  englischen  Eisenbahnen,  etc.)  von  v.  Borries.  — Die  Badreifen- 
befestigungen der  Eisenbahnfahrzeuge.  Vom  Verein  deutscher  Maschineningenieure  preis- 
gekrönte Arbeit  des  Beg. -Bauführers  Max  Geitel.  — Die  Erledigung  der  Bangfrage  der 
Staatsbaubeamten.  — Betrachtungen  über  amerikanisebes  Eisenbahnwesen,  insbesondere 
die  Einrichtungen  für  Personenbeförderung.  Vortrag  von  (Beg. -Baumeister)  LeiBner.  — 
Ostindische  Eisenbahnen.  — Die  praktische  Ausbildung  der  preufi.  Beg.-Bauführer  des 
Hoch-  und  des  Ingenieurbaufaches.  — Statistik  des  englischen  Patentamts.  — Vergleich 
der  produktiven  Kräfte  der  europäischen  Staaten.  (Nach  einem  Artikel  in  der  Zeitschrift 
„Le  g4nie  civil".)  — Verhandlungen  der  Patent-Enqudtekommission.  — Die  Dampfkessel 
und  Dampfmaschinen  in  Preußen  1879  und  1886.  — ' Über  die  Frachtkosten  anf  Eisen- 
bahnen und  Kanälen.  Vortrr.g  von  v.  Borries.  — Über  Neuerungen  an  Dampfpnmpcn 
und  Dampfpumpwerkeu,  von  Beuleaux.  — Die  elektrische  Beleuchtung  des  Schlesischen 
Bahnhofes  in  Berlin,  von  Wille.  — FluBeisen  oder  SchweiBeisen,  von  £.  Grosse.  — Die 
Pilatnsbahn,  von  Donath.  — Die  praktische  Ausbildung  der  Eleven  und  Begiemngsbau- 
führer  des  Maschinenbaufaches  in  Preußen.  — Geschichtliche  Übersicht  über  die  Ent- 
wickelung der  Winden,  von  Unger.  — Statistik  des  schottischen  Boheisens  und  des  Boh- 
eisens  in  Nord  - England  während  der  letzten  sechs  Jahre  1881  — 1886.  — Etat  der 
Eisenbahnverwaltung  für  das  Jahr  vom  1.  April  1887/88.  — Beitrag  zur  Bestimmung 
des  Eigenwiderstandes  arbeitender  Lokomotiven,  von  A.  Middelberg.  — Konstruktion  für 
Feld-  und  Industrie-Eisenbahnen , von  J.  M.  Mehrtens.  — Das  F'liegen  als  neuer  Zweig 
des  Sports,  von  O.  Lilienthal.  — etc. 

Archiv  für  Post  und  Telegraphie.  Jahrgang  1887.  Nr  2:  Die  hessische  Post  in 
Bremen,  zugleich  ein  Beitrag  zur  Postgoschichte  Bremens.  — Die  Fernsprechverbindungs- 
anlagen Berlin-Hannover  und  Berlin-Magdeburg.  — Unterbrechung  des  Telegrammver- 
kehrs mit  Großbritannien  infolge  Schneestnrms.  — Das  österreichische  Post-  und  Tele- 
graphenwesen im  Jahre  1884.  — Landkarten,  ihre  Herstellung  und  ihre  Fehlergrenzen. 
I.  Artikel.  — etc. 

Konservative  Monatsschrift,  allgemeine,  für  das  christliche  Deutschland.  Jahr- 
gang XLIV  (1887)  Februar:  Englische  Parteien,  von  L.  A.  Schleicher.  — Chinesische 
Kriegführung  vor  26  Jahren,  von  (Kontreadmiral)  B.  Werner.  — Vor  sechzig  Jahren. 
— Die  Tripelalliance  — eine  Gefahr  für  Frankreich,  von  L.  Wespy.  — etc. 

Landwirtschaftliche  Jahrbücher,  hrsg.  von  H.  Thiel.  XV.  Band.  Supple- 
ment II:  Beiträge  zur  landwirtschaftlichen  Statistik  von  Preußen  für  das  Jahr  1885  nebst 
Verhandlungen  des  königl.  Landcsökonomiekollegiums.  Teil  2.  Bearbeitet  im  kgl.  preu- 
ßischen Ministerium  für  Landwirtschaft,  Domänen  und  Forsten.  626  SS. 

Monatshefte  zur  Statistik  des  Deutschen  Beichs.  Jahrg.  1886  Dezemberheft: 
Zur  Statistik  der  Krankenversicherung  der  Arbeiter  im  Jahre  1886.  Zweite  vorläufige 
Mitteilung.  — Überseeische  Auswanderung  aus  dem  Deutschen  Beich  im  Monat  Dezember 
und  im  ganzen  Jahre  1886  und  Vergleich  mit  dem  entsprechenden  Zeitraum  der  vor- 
hergehenden Jahre.  — Die  Eheschließungen,  Geburten  und  Sterbefälle  im  Deutschen  Reich 
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im  Jahre  1885.  — Produktion  und  Besteuerung  des  inländischen  Rübenzuckers,  sowie 
Ein-  und  Ausfuhr  von  Zucker  im  deutschen  Zollgebiet  im  Kampagnejahr  1885/86.  — 
Durchschnittspreise  wichtiger  Waren  im  Großhandel  für  das  Jahr  1886  nebst  einer  Zu- 
sammenstellung für  1879  bis  1886.  — Übersicht  über  die  Betriebsergebnisse  der  Rüben- 
zuckerfabriken , Zuckerraftinerien  und  Helasseentzuckerungsanstalten  des  deutschen  Zoll- 
gebiets für  den  Monat  Dezember  1886  bezw.  für  die  Zeit  vom  1.  August  1886  bis  31.  Dez. 
1886.  — Ein-  und  Ausfuhr  der  wichtigeren  Warenartikel  im  deutschen  Zollgebiet  für 
Dezember  1886  und  für  das  Jahr  1886.  — Versteuerte  Bübcumeugen  im  deutschen  Zoll- 
gebiet, sowie  Ein-  und  Ausfuhr  von  Zucker  im  Monat  Dezember  1886.  — 

Neue  Zeit,  die.  Revue  des  geistigen  und  öffentlichen  Lebens.  Jahrg.  IV  (18  86) 
Heft  1 — 12:  Staatliche  Lohuregulierung  und  die  sozialreformerischen  Bestrebungen  der 
Gegenwart,  von  A.  Bebel.  — Das  „Elend  der  Philosophie"  und  „Das  Kapital",  von 
K.  Kautsky.  — Florian  Geyer.  Lebens-  und  Karakterbild  aus  dem  großen  Bauernkrieg, 
von  W.  Bios.  — Der  internationale  Lebrerkongreß  in  Havre.  — Das  Papsttum  und  die 
soziale  Bewegung , von  A.  Bebel.  — Das  Branntweinmonopol , von  J.  Auer.  — Ludwig 
Feuerbach  und  der  Ausgang  der  klassischen  deutschen  Philosophie,  von  Fr.  Engels.  — 
Louise  Michel  nach  ihren  Memoiren , von  Klara  Zetkin.  — Die  Fortschritte  der  Natur- 
wissenschaften im  Jahre  1885,  von  Edw.  Aveling.  — Das  Mutterrecht.  Studie  über  die 
Entstehung  der  Familie,  von  P.  Lafargue.  — Ans  dem  Nachlaß  von  Rodbertus.  — Zur 
Wohnungsnot  der  arbeitenden  Klassen,  von  H.  Braun.  — Zur  Reform  des  Mittelschul- 
wesens in  Deutschland  und  hVankreich.  — Verbrecher  und  Verbrechen,  von  Karl  Lübeck. 

— Die  russische  Arteli  und  ihre  Bedeutung  im  Kampfe  zwischen  Arbeit  und  Kapital, 
von  einem  Bussen.  — Theorien  der  Vererbung,  von  E.  Aveling.  — Eine  Physiologie 
des  Rechts,  von  E.  Kaler.  — Die  Gewinnbeteiligung,  von  Josefine  Braun.  — Kraft- 
maschinen und  Maschinenkraft,  von  B.  Zerbst.  — Der  Kapitalismus  und  die  Vogelwelt. 

— Über  den  Einfluß  der  Verdichtung  des  Kapitals  auf  den  Lohn  und  die  Ausbeutung 
der  Arbeit , von  G.  C.  Stiebeling.  — Deutschland,  Rußland  und  die  orientalische  Frage, 
von  Aug.  Bebel.  — Die  chinesischen  Eisenbahnen  und  das  europäische  Proletariat,  von 
K.  Kautsky.  — Verschwörer  und  Polizeispione  in  Frankreich.  — etc.  Nene  Zeit, 
die.  Jahrg.  V (1887).  Heft  1 u.  2 : Hochzeits-Lieder-  und  -Bräuche.  Studie  über  die 
Entstehung  der  Familie  1.  II.  III.  und  IV,  von  P.  Lafargue.  — Das  Frankfurter  Parla- 
ment. Eine  historisch-kritische  Studie.  I u.  U,  von  W.  Bios.  — Kommunistische  Kolo- 
nien , von  K.  Kautsky.  — Juristensozialismus.  — Zur  Kriminalstatistik  des  Deutschen 
Reichs.  — etc. 

Preußische  Jahrbücher,  hrsg.  von  U.  von  Treitschke  und  H.  Delbrück.  Band  LIX 
Heft  2.  Februar  1887:  Rückblicke  auf  die  strategischen  Verhältnisse  des  (russisch-tür- 
kischen) Krieges  von  1877 — 1878.  1.,  von  T.  v.  T.  — Zur  Praxis  des  Lebensversiche- 
ruugsgescbäfts , von  L.  H.  Müller.  — Dio  litterarische  Kritik , von  J.  Blähly.  — Der 
Elsässer  Job.  G.  Kästner,  von  K.  v.  Jan.  — Politische  Korrespondenz.  — etc. 

Zeitschrift  für  das  Berg-,  Hütten-  und  Salinenwesen  im  preußischen  Staate,  hrsg. 
vom  Ministerium  für  öffentliche  Arbeiten.  XKXV'.  Baud  (1887)  Heft  1 : Neuerungen  und 
Fortschritte  beim  Abteufen  von  Schächten  in  Schwimmsand  und  wasserreichem  Gebirge, 
von  H.  Lueg.  — Die  Ablagerung  der  produktiven  Steiukohlenformation  in  der  Horst- 
Recklingbauscuer  Blulde  des  Niederrbeiuisch-westfalischen  Steinkohlenbeckens , etc. , von 
E.  Hilger.  — Die  Apparate  des  Laboratoriums  der  preußischen  Scblagwettcrkommission, 
von  Schondorff.  — etc. 

Zeitschrift  für  die  gesamte  Staatswissenschaft  (Tübingen.)  Jahrg.  XLUI  (1887) 
Heft  1 : Über  die  Einwirkung  des  Erscheinens  einer  Verfassungsurkunde  auf  das  beste- 
hende Recht,  von  K.  W.  Fricker.  — Finanzwissenschaft  und  Staatssozialismns  mit  einer 
Einleitung  über  Stein’s  und  Roscher’s  Finanzwissenschaft,  von  Ad.  Wagner.  — Kolonial- 
politische Studien,  von  A.  E.  F.  Scliäfflc.  (U.  Artikel.)  — etc. 
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IV. 

J.  Ch.  L.  Simonde  de  Sismondi. 

Ein  Beitrag  zur  Geschichte  der  Volkswirtschaftslehre. 

Von 

Ludwig  Elster. 

„Der  Kampf  des  Alten,  Bestehenden,  Beharrenden  mit  Entwicke- 
lung, Aus-  und  Umbildung  ist  immer  derselbe.  Aus  aller  Ordnung 
entsteht  zuletzt  Pedanterie ; um  diese  los  zu  werden,  zerstört  man  jene, 
und  es  geht  eine  Zeit  hin,  bis  man  gewahr  wird,  daß  man  wieder 
Ordnung  machen  müsse,  l^assicismus  und  Romauticismus,  Innungs- 
zwang und  Gewerbsfreiheit,  Festhalten  und  Zersplittern  des  Grund- 
bodens,  es  ist  immer  derselbe  Konflikt  der  zuletzt  wieder  einen  neuen 
erzeugt“. 

Diese  Worte  Goethe’s  in  seinen  „Sprüchen  in  Prosa“  kenn- 
zeichnen das  ewige  Bingen  in  Wissenschaft  und  Leben.  Kaum  glaubt 
man  die  Wahrheit  erkannt  und  sie  mit  aller  Schärfe  verfochten  zu 
haben,  kaum  hat  man  in  der  Praxis  mit  dem  alten  System  gebrochen 
und  Neues  an  die  Stelle  des  Eingerissenen  gesetzt,  so  erhebt  sich  die 
Reaktion,  um  die  moderne  Lehre  und  moderne  Praxis,  um  alles  das, 
was  man  soeben  freudigst  als  wahr  und  heilsam  begrüßt,  aufs  neue 
von  Grund  aus  zu  bekämpfen. 

Besonders  deutlich  zeigt  sich  dieses  auf  wirtschaftlichem  Gebiete. 

Die  „volkswirtschaftlich-staatlichen  Neubildungen“  im  17.  und  18. 
Jahrhundert,  soeben  hatten  sie  ihre  Kräfte  versucht  und  eine  staat- 
liche und  nationale  Wirtschaftspolitik  angebahnt,  eine  Politik,  die  von 
dem  Grundgedanken  ausging,  daß  das  ganze  wirtschaftliche  Leben 
von  oben,  vom  Zentrum,  vom  Staate  aus  geleitet  werden  müsse,  da 
wandte  sich  gegen  diesen  wirtschaftlichen  Absolutismus  die  Theorie 
des  Individualismus  und  verwarf  jene  mannigfachen  Regierungsmaß- 


1)  Maximen  und  Reflexionen.  Dritte  Abteilang. 

N.  F.  Bd.  XIV. 
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regeln  als  überflüssig  und  schädlich,  da  auch  in  der  bürgerlichen  Ge- 
sellschaft wie  in  der  physischen  Welt  feste,  unabänderliche  Natur- 
gesetze herrschten.  Und  kaum  hatten  in  der  Praxis  diese  neuen 
Lehren  sich  Bahn  gebrochen  und  die  hemmenden  Schranken  der  frühe- 
ren VN  irtschaftspolitik  beseitigt,  zweifellos  auch  Großes  erzielt,  da  er- 
hoben sich  gegen  sie  erst  Romantiker,  dann  Sozialisten  und  Kommu- 
nisten, die  das  neue  Leben  der  Zuchtlosigkeit  ziehen.  Während  jene 
(len  mittelalterlichen  Formen  des  wirtschaftlichen  Gütcrlebens  das 
Wort  redeten,  suchten  diese  durch  eine  völlige  Neuorganisation  der 
Gesellschaft,  in  der  der  Zwang  zum  Besten  des  Ganzen  eingeführt 
werden  sollte,  eine  Besserung  herbeizuführen. 

Goethe  sagt  im  Anschluß  an  die  oben  citierten  Worte,  daß  der 
größte  Verstand  der  Regierenden  sich  darin  bethätigen  würde,  wenn 
es  gelänge,  diesen  Kampf  so  zu  mäßigen,  „daß  er  ohne  Untergang 
der  einen  Seite  sich  ins  Gleiche  stellte“.  „Dies  ist  aber  den  Menschen 
nicht  gegeben  und  Gott  scheint  es  auch  nicht  zu  wollen“. 

Wahrlich,  es  wäre  traurig,  wenn  dem  so  wäre;  wenn  in  der  That 
immer  nur  ein  Extrem  das  andere  verdrängen,  wenn  es  nicht  gelingen 
sollte,  zwei  einander  bekämpfende  Prinzipien,  deren  relative  Berechti- 
gung zugestanden  werden  muß,  miteinander  zu  versöhnen. 

Die  neue  sozialreformatorische  Richtung,  welche  die  Wissenschaft 
beherrscht,  deren  Forderungen  in  der  Sozialpolitik  der  Kulturstaaten 
zur  Anerkennung  und  Ausführung  gelangen,  geht  von  der  Überzeu- 
gung aus,  daß  dieses  Ziel  erreichbar  ist,  daß  cs  möglich  sein  wird, 
jenes  Gleichgewicht  auf  sozialem  und  wirtschaftlichem  Gebiete  herzu- 
stellen. Sie  bekämpft  das  eine,  wie  das  andere  Extrem,  die  indivi- 
dualistische wie  sozialistische  Richtung;  sie  erstrebt,  indem  sie  fest- 
hält an  dem  Grundsatz  der  wirtschaftlichen  Freiheit,  d.  h.  einer  Frei- 
heit, die  nicht  schrankenlos  ist,  sondern  sich  im  Einklang  befindet 
mit  unserer  sittlichen  Pflicht,  positive  Maßnahmen  der  öffentlichen 
Gewalt,  um  auf  diese  Weise  eine  Teilnahme  aller  an  den  Kulturfort- 
schritten zu  ermöglichen. 

Freilich,  die  Praxis  hat  sich  erst  ganz  allmählich  zu  diesen  An- 
schauungen durchgerungen,  und  auch  die  Theorie  hat  nur  langsam 
und  zögernd  die  neuen  Lehren  aufgenommen  und  verarbeitet.  Aber 
wenn  wir  heute  mit  einer  gewissen  Zuversicht  in  die  Zukunft  schauen 
^ in  der  wohl  nicht  unberechtigten  Hoffnung,  daß  wir  auf  dem  richtigen 

Wege  uns  befinden,  daß  es  mit  der  Zeit  gelingen  wird,  auf  eben  diesem 
Wege  zu  befriedigenden  Zuständen  zu  gelangen,  so  wollen  ' ir  auch 
derer  eingedenk  bleiben,  die  zuerst  uns  diese  Bahnen  gewiesen. 

Dem  Genfer  Volkswirt  Simonde  de  Sismondi  gebührt  das 
Verdienst,  in  einer  Zeit,  als  man  fast  allseitig  den  von  England  ausgehen- 
den Lehren  huldigte,  die  Gefahren  eines  unbeschränkten  Individualismus 
treffend  gekennzeichnet  zu  haben  und,  auf  dem  Boden  der  heutigen 
Wirtschaftsordnung  stehend,  für  eine  im  großen  Ganzen  sehr  beach- 
tenswerte Sozialpolitik  eingetreten  zu  sein. 

Wenn  ich  versuche,  auf  den  folgenden  Blättern  die  Lehren,  die 
er  entwickelt  und  vertreten  hat,  kurz  darzulegen,  so  thue  ich  dies, 
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weil  m.  E.  die  ganz  hervorrageudeu  Verdienste,  die  sich  Sismondi 
um  unsere  Wissenschaft  erworben  hat,  nicht  genügend  gewürdigt»), 
ja  vielfach  verkannt  werden.  Vielleicht  tragen  alsdann  diese  Ausfüh- 
rungen zu  einer  allseitig  gerechteren  Beurteilung  des  Mannes  bei,  der 
von  tieferen  historischen  und  ethischen  Anschauungen  als  die  große 
Mehrzahl  seiner  Zeitgenossen  ausgehend,  eine  Reorganisation  der 
Volkswirtschaftslehre  anbahnte  und,  wenn  auch  zunächst  ohne  großen 
Erfolg,  denjenigen  Ideen  Anerkennung  zu  verschaffen  bemüht  war,  die 
gegenwärtig  Wissenschaft  und  Leben  beherrschen.  — 

Bevor  ich  indes  in  eine  Erörterung  dieser  Lehren  eintrete,  mag 
es  mir  gestattet  sein,  kurz  auf  den  Lebenslauf  Sismondis  zu  spre- 
chen zu  kommen,  ihn  in  seinem  persönlichen  Werden  zu  verfolgen. 
Eine  solche  Betrachtung  wird  hier,  wie  immer,  zu  einem  besseren 
Verständnis  der  von  ihm  verfochtenen  Anschauungen  wie  der  ganzen 
Art  seines  Denkens  beitragen.  — 


I.»). 

Sismondi  entstammte  einer  alten  Pisanischen  Familie.  Im 
Jahre  1524  waren  seine  Vorfahren,  aus  Pisa  vertrieben,  mit  dem 
Heere  des  Frederico  Bozzolo  nach  Frankreich  gekommen.  Hier 
hatten  sie  sich  in  der  Dauphin^  niedergelassen,  woselbst  sie,  später 
zum  protestantischen  Glauben  übergetreten,  bis  zur  Aufliebung  des 
Ediktes  von  Nantes  lebten.  Durch  diesen  Widerruf  Ludwig  XIV.  ge- 
zwungen, Frankreich  zu  verlassen,  begab  sich  die  Familie  nach  Genf, 
wo  am  9.  Mai  1773  unser  J ean-Ch arl es-L6onard  Simonde 


1)  Eine  rfihmlicbe  Ansnabme  macht  Eisenbart:  Cf.  vor  allem  seine  „Ge- 
sebiebte  der  Nationalökonomik'*  (Jena  1881)  S.  99  fg.  Er  charakterisiert  die  Steilung 
Sismondis  richtig,  wenn  er  sa^  (S.  117);  „Eaüt  mau  alles  zusammen,  so  wird  man 
nicht  austehen,  in  Sismondi  den  ersten  einstweilen  verschütteten,  in  die  Erde  versenk- 
ten Keim  einer  Richtung  anzuerkennen,  welche  heute  dahier  als  sog.  Kathedersozialismus 
zur  allseitigen  Entfaltung  strebt“. 

2)  Bei  der  Schilderung  des  Lebens  Sismondis  habe  ich  mich  folgender  Publikationen 

bedient  : 1.  imonde  de  Sismondi“  in  der  Revue  Britannique.  Bruxelles.  Juin 

1844:  (e.<^jst  dies  eine  kurze  der  ,Quarterly  Review’  entnommene,  Ad.  J.  Unterzeichnete, 
LcbensboSichreibuog).  2.  Mignet:  Notice  historique  sur  lavie  et  les  tra- 
vaux  de  M.  de  Sismondi.  (In  den  „Mömoires  de  l’acaddmie  des  Sciences  morales 
et  politiques  de  l’Institnt  de  France“,  tome  VI.  Paris  1860.  S.  1 — 29).  3.  Tail- 

landier:  Confidences  d’uneamelibörale.  Lettres  inddites  et  Journal  intime 
de  Sismondi.  (In  der  „Revue  des  denx  mondes“  tome  87.  Paris  1862.  S.  65 — 101). 
4.  Art.  „Sismondi“  in  dem  „Dictionnaire  de  l'economie  politiqne“  tome  II.  (Paris 
1853)  S.  617  fg.  5.  Art.  ,,S  imonde  de  Sismondi“  in  der  „Nouvelle  biogra- 
phie  gcndrale“  pubiiee  par  Firmin  Didot  fröres,  tome  XLIV.  (Paris  1865).  S.  14  fg. 
Andere  Biographieen,  so:  (Lomenie,  Louis  de)  M.  de  Sismondi,  par  nn  homme 
de  rien.  Paris  1842;  Bossi  (Luigi):  Nccrologia  di  J.  C.  L.  Simonde  de  Sis- 
mondi.  Firenz  1M2;  Vic  et  travaux  de  Charles  de  Sismondi.  Signee: 
A.  M.  (Adelaide  de  Montgolfier)  Paris  1845,  waren  mir  leider  nicht  zugänglich. 
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de  Sismondi  als  Sohn  eines  angesehenen  und  wohlhabenden  pro- 
testantischen Predigers  geboren  wurde  ^). 

An  den  lachenden  Ufern  des  Leman-Sees  verlebte  er  ungetrübt 
die  ersten  Jahre  der  Kindheit.  Seine  Eltern  bewohnten  ein  reizend 
gelegenes  Landgut  „Chatelaine“ , vor  den  Thoren  der  Stadt,  in 
der  Nähe  des  Punktes,  wo  die  Arve  mit  der  Rhone  sich  vereinigt. 
Die  Großartigkeit  der  Natur,  die  das  kindliche  Auge  schaute,  ent- 
zündete früh  die  Phantasie  des  reichbegabteu  Knaben,  und  nur  mit 
schwerem  Herzen  vertauschte  er,  zehn  Jahre  alt,  nachdem  er  den  er- 
sten Unterricht  im  elterlichen  Hause  empfangen,  die  Freiheit  und  Ein- 
samkeit seines  geliebten  Chdtelaine  mit  den  dumpfen  Mauern  des  von 
Calvin  begründeten  Kollegs.  Nachdem  er  hier  seine  Studien  be- 
endet und,  allerdings  nur  kurze  Zeit,  die  Universität  besucht  hatte, 
sah  er  sich  gezwungen,  unbedingt  gehorsam  den  Wünschen  des  Vaters, 
in  ein  kaufmännisches  Geschäft  in  Lyon  einzutreten.  Namhafte  peku- 
niäre Verluste  hatten  den  Vater  bestimmt,  seinen  Sohn  diesem  Berufe 
zuzuführen,  in  der  Hoffnung,  daß  es  ihm  so  am  leichtesten  gelingen 
würde,  sich  eine  sorgenfreie  Existenz  zu  schaffen. 

Allein  diese  Beschäftigung  währte  nicht  lange.  Der  Ausbruch 
der  Revolution  in  Lyon  im  Jahre  1792  veranlaßte  Sismondi  nach 
Genf  zurückzukehren.  Aber  auch  nach  hier  folgte  ihm  die  revolutio- 
näre Bewegung.  Der  Vater  Sismondis  wurde,  da  er  der  alten 
Aristokratie  Genfs  angehörte,  durch  den  Aufstand  auf  das  Empfind- 
lichste geschädigt.  Sein  Haus  wurde  geplündert  und  sein  Besitztum 
mit  zerstörenden  Steuern  belegt;  Vater  und  Sohn  wurden  ins  Ge- 
fängnis geworfen.  Nachdem  sie  aus  demselben  entlassen  waren,  da 
nichts  ernstlich  Belastendes  gegen  sie  vorgebracht  werden  konnte, 
faßten  sie  den  Entschluß  auszuwandern  und  sich  eine  neue  Heimat 
in  England  zu  begründen. 

Für  Sismondi  war  dieser  Aufenthalt,  obgleich  die  Familie  nur 
18  Monate  in  England  blieb,  von  unberechenbarem  Wert.  Er  hatte 
Gelegenheit,  die  Sprache,  die  Litteratur  und  öffentlichen  Einrichtungen 
dieses  Landes  zu  studieren;  eingehend  beschäftigte  er  sich  mit  den 
industriellen  und  landwirtschaftlichen  Verhältnissen;  vor  allem  aber 
entwickelte  sich  hier  jene  Gabe  nüchterner  Beobachtung,  die  wir  in 
seinen  späteren  Schriften  immer  wieder  und  wieder  bewundern.  Rück- 
sichten auf  die  Mutter,  die  von  einer  brennenden  Sehnsucht  nach  dem 
See  und  den  Bergen  ihrer  Vaterstadt  gequält  wurde,  führten  indes 
die  Familie  bald  nach  Genf  zurück,  wo  sic  sich  in  Chatelaine  von 
neuem  einrichtete,  nicht  ahnend,  daß  sie  bald  abermals  die  Heimat 
verlassen  würde. 

Noch  war  die  Revolution  in  Genf  nicht  unterdrückt.  Nachdem 
erst  einmal  die  alte  Regierung  gestürzt  war,  folgte  eine  Konstitution 


1)  Gideon*  Fran9ois  Simonde  (erst  unser  S.  fügte  den  alten  italienischen 
Mannen  dem  franzds.  Namen  wieder  hinzu,  cf.  unten  S.  328  Aiim.  8),  geh.  im  Jahre  1740 
t 1810,  bekleidete  das  Amt  eines  Geistlichen  von  1772 — 1778  und  wurde  1782  zum 
Mitglied  des  GroSen  Bates  (membre  du  conseil  des  doux>cents)  gewählt. 
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der  anderen;  Revolutionsgerichte  wurden  eingesetzt,  die  besten  Bür- 
ger vertrieben,  eingekerkert  oder  zuin  Tode  verurteilt.  Unter  diesen 
Verhältnissen  war  der  Aufenthalt  in  dieser  Stadt  äußerst  unbehaglich. 
Als  nun  durch  ein  grausames  Ereignis  die  Schäden  der  Revolution 
der  Familie  Sismondi  besonders  vor  Augen  geführt  waren,  entschloß 
sie  sich,  und  zwar  nun,  wie  sie  annahm,  für  immer,  Genf  zu  ver- 
lassen. Chätelaine,  das  Sismondi  später  sein  ^Paradis  perdu'  nannte, 
wurde  verkauft,  und  das  Ziel  der  Wanderung  war  Italien,  speciell 
Toskana,  die  alte  Heimat  der  Sismondis.  Im  Oktober  1795  traf 
die  Familie  in  Florenz  ein. 

Unserem  Jean-Charles- Leonard  fiel  die  Aufgabe  zu,  ein 
Landgut  ausfindig  zu  machen,  auf  welchem  die  Familie  sich  nieder- 
lassen konnte.  Auf  einer  zu  diesem  Zwecke  unternommenen  Fußwan- 
derung war  es  die  fruchtbare  Gegend  um  Pescia,  die  ihn  besonders 
anzog,  vor  allem  das  Thal  von  Nievole.  In  einer  kleinen  Niederung, 
genannt  Valchiusa,  fand  er  ein  geeignetes  Landhaus  in  entzückender 
Umgebung,  welches  er  kaufte  und  das  noch  vor  dem  Weihnachtsfeste 
von  der  Familie  bezogen  wurde. 

Die  Verwaltung  des  Gutes  übernahm  Sismondi  selbst.  So 
konnte  er  als  praktischer  Landwirt  gründliche  Vorstudien  machen  zu 
seinem  Werke  über  die  Toskanische  Landwirtschaft.  Aber  auch  auf 
anderen  Gebieten  suchte  er  seine  Kenntnisse  zu  erweitern:  politische, 
wirtschaftliche  und  historische  Studien  füllten  seine  freie  Zeit.  Seine 
„Etudes  sur  les  constitutione  des  peuples  libres“  (Paris  1836)  haben 
ilin  hier  bereits  beschäftigt*).  Freilich  wurde  er  mehrfach  in  diesen 
Studien  durch  die  politischen  Wirren,  in  welche  er  abermals  hinein- 
gezogen wurde,  unterbrochen.  Vier  Mal  wurde  er  ins  Gefängnis  ge- 
worfen : anfangs  verhafteten  ihn  die  Franzosen  als  Aristokraten,  später, 
als  die  Toskaner  sich  gegen  ihre  Bedrücker  erhoben,  wurde  er  ander- 
seits, weil  inzwischen  seine  Geburtsstadt  Genf  von  Frankreich  an- 
nektiert war,  als  Franzose  betrachtet  und  mußte  als  solcher  die  Leiden 
der  Gefangenschaft  kosten. 

Im  übrigen  jedoch  fühlte  er  sich  im  großen  Ganzen  wohl  und 
zufrieden  in  der  neuen  Umgebung,  obgleich  sein  Sinnen  und  Sorgen 
immer  noch  der  alten  Heimat  galt  ‘ Es  mag  mir  gestattet  sein,  hier 
eine  Stelle  aus  seinem  Tagebuch  zu  citieren,  die  uns  seine  Anhäng- 
lichkeit zu  seiner  Vaterstadt  vor  Augen  führt,  uns  überhaupt  einen 
Blick  in  sein  Inneres  thun  läßt.  Im  Jahre  1798  hatte  er  eines  Nachts 
einen  seltsamen  Traum,  der  ihn  auch  am  darauf  folgenden  Morgen 
noch  lebhaft  beschäftigte,  so  daß  er  sich  veranlaßt  sah,  ihn  in  seinem 


1)  So  heifit  es  in  der  Vorrede  za  den  Stades  etc. : „II  y a qaarante  ans  que  j’ai 

entrepris  an  oavrage  soas  le  titre  de  celai  qne  je  pablie  anjourd’hui.  Je  le  destinais 
alors  k 6tre  trös  volamineax  , k comprendre  l’exposition  et  )a  critique  de  chacano  des 
coDStitations  libres  dont  noas  avons  conservö  les  monaments.  Lorsque  les  denz  premiers 
Tolames  farent  prets  poor  l’impression,  Benjamin  Constaut  me  proposa  de  les  prä- 
senter k riustitut.  Le  re^a  du  secrötaire,  alors  M.  Champagne,  porte  la  date  du  27 
prairial  an  IX.  Cependent  mes  Stades  sar  les  constitutions  des  peuples  libres  ne  furent 
jamais  imprim^es“. 
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Tagebuch  zu  verzeichnen.  Er  schrieb  in  dasselbe  unterm  9.  Okto- 
ber ‘ ) ; „Ich  hatte  diese  Nacht  einen  Traum,  der  mich  sehr  bewegt 
hat;  ich  wollte,  als  ich  aufstand,  ihn  sofort  niederschreibeii,  jetzt,  wo 
seitdem  einige  Stunden  verflossen  sind,  ist  der  Eindruck  abgeschwächt 
und  ich  bin  vielleicht  kaum  noch  in  der  Lage,  ihn  mir  gut  ins  Ge- 
dächtnis zurückzurufen.  — Ich  war,  so  glaube  ich,  in  Genf,  zu  dritt 
mit  meiner  Schwester  und  Mme  Ant  ....  Ich  weiß  nicht  mehr, 
wie  ich  diese  dahin  brachte,  mir  freimütig  zu  sagen,  was  sie  über 
mich  dachte.  Sie  fand  bei  mir,  soweit  ich  mich  dessen  erinnere,  Tu- 
genden und  eine  gewisse  Derbheit  (des  vertus  et  de  la  rudesse),  Cha- 
rakter und  Kenntnisse,  aber  wenig  Geist,  Gefühl,  aber  keine  (irazie. 
Ich  gab  ihrer  Beurteilung  völlig  Recht,  als  sie  hinzufügte:  „ich  habe 
Ihnen  noch  etwas  Unverzeihliches  zum  Vorwurf  zu  machen,  daß  Sie 
mein  Vaterland  verlassen  haben  und  verzichten  wollen  auf  den  Rang 
eines  Genfer  Bürgers“.  Ich  verteidigte  mich  — zuerst,  indem  ich  ihr 
vorstellte,  daß  die  Gesellschaft  nur  im  Hinblicke  auf  den  gemeinsamen 
Nutzen  der  Bürger  gebildet  sei,  und  daß,  wenn  sic  aufhöre,  diesen 
Nutzen  zum  Zweck  zu  haben  und  einem  gerechten  Regiment  eins  der 
Unterdrückung  und  Tyrannei  folgen  lasse,  daß  dann  alle  sozialen 
Bande  zerrissen  seien  und  daß  unter  solchen  Verhältnissen  jedermann 
das  Recht  habe,  sich  ein  neues  Vaterland  zu  wählen;  aber  sie  erwi- 
derte mit  so  viel  Wärme,  indem  sie  von  den  geheili^en  Rechten  des 
Vaterlandes  sprach,  indem  sie  hinwies  auf  jenes  unzerreißbare  Band, 
welches  dieses  mit  seinen  Kindern  verknüpft,  indem  sie  die  Ergebung 
und  den  Mut  betonte,  mit  welchem  man  das  Unglück  seines  Landes 
teilen  müsse,  um  die  Schwere  desselben  zu  verringern,  daß  sie  mich 
unwillkürlich  in  ihren  ganzen  Enthusiasmus  mit  hineinzog.  Ich  er- 
rötete, gleichwie  wenn  ich  meinen  Fehler  erkannt  hätte;  indessen 
führte  ich  meine  grenzenlose  Liebe  für  mein  Vaterland  an:  ich  könne, 
so  sagte  ich,  seinen  Sturz  nicht  ertragen,  seine  Herabwürdigung  nicht 
mit  Ruhe  ansehen,  aber  wenn  es  meiner  bedürfe,  ich  sei  bereit,  vom 
äußersten  Ende  der  Welt  zu  ihm  zurückzukehren.  Ja,  wenn  man  ver- 
sucht hätte,  sich  gegen  die  Franzosen  zu  verteidigen,  wenn  man  jetzt 
noch  versuchte,  ihr  Joch  abzuschütteln,  — ich  wäre  gelaufen,  ich  wäre 

geflogen,  ich  würde  noch  fliegen Und  das  Alles  sagte  ich 

ihr  mit  stürmischer  Begeisterung,  mit  so  viel  Beredtsamkeit,  daß  ich 
erwachte.  Aber  den  tiefen  Eindruck,  den  diese  Unterhaltung  bei  mir 
zurückgelassen  hatte,  konnte  ich  den  ganzen  Vormittag  über  nicht 
los  werden“. 

Dürfen  wir  diesen  Traum  als  eine  Art  Selbstbekenntnis  Sis- 
mondis  betrachten,  ist  es  gestattet,  auf  Grund  desselben  uns  eine 
gewisse  Vorstellung  zu  bilden  von  seinem  inneren  Leben  und  seinen 
Hauptcharakterzügen,  so  erscheint  uns  der  fünfundzwanzigjährige 
Mann  mit  tüchtigen  Kenntnissen  und  mannigfachen  Tugenden  ausge- 
stattet zu  sein,  vor  allem  aber  beseelt  von  einem  glühenden,  ja  wilden 
Patriotismus.  Mag  ihm  auch  bei  warmer  Empfindung  für  alles  Gute  und 


1)  Cf.  Taillandier:  Coufideuces  d’uue  ame  liberale,  a.  a.  O.  S.  68. 


Digitized  by  Google 


J.  Ch.  L.  Simoudu  de  Sbrnondi. 


327 


Wahre  die  eigentliche  , Grazie’  fehlen,  mag  er  auch  bei  reichem  Wissen 
des  französischen  ^Esprits’  ermangeln,  sein  Denken  und  Können  wiesen 
ihm  schon  in  jugendlichen  Jahren  die  Wege,  auf  denen  er  Großes  zu 
leisten  vermochte. 

Wenn  wir  diesen  Traum  kennen,  so  begreifen  wir,  daß  er  auch 
in  Toskana  nur  verhältnismäßig  kurze  Zeit  verblieb.  Schon  im  Jahre 
1800  wurde  der  Landwirt  von  Valchiusa  wieder  Bürger  von  Genf.  Er 
übernahm  hier  die  Stelle  eines  Secrötaire  de  la  chambre  de  commerce 
du  Löman,  und  nun  begann  für  ihn  ein  überaus  arbeitreiches  Leben. 
Zunächst  veröffentlichte  er  im  Jahre  1801  sein  „Tableau  de  ragricul- 
ture  toscane“.  Dieses  Buch  enthält  beachtenswerte  Aufschlüsse,  Er- 
gebnisse eigener  Beobachtung  über  die  verschiedenen  Kulturarten,  die 
in  dem  Thal  von  Nievole  zur  Anwendung  gelangten;  es  liest  sich  leicht 
und  giebt  ein  anschauliches  Bild  von  den  landwirtschaftlichen  Ver- 
hältnissen Toskanas  und  den  Bewohnern  dieses  Landes. 

Als  Sismondi  dieses  Werk  schrieb,  war  er  ein  begeisterter 
Schüler  von  Adam  Smith.  Das  aber  tritt  besonders  in  seiner  zwei- 
ten Arbeit  hervor,  in  seinem  Werke:  „De  la  richessc  commerciale  ou 
principes  d’öconomie  politique  appliquös  ä la  lögislation  du  commerce“ 
(2  vol.  Genöve.  an  XI  — 1803  — ).  Dieses  Buch,  welches  eine  gute 
Darstellung  der  Ilauptlehren  Adam  Smith’s  enthielt,  dessen  Dok- 
trin beleuchten  und  auf  Frankreich  anwenden  sollte*)»  machte  Sis- 
mondi in  weiteren  Kreisen  bekannt. 

Es  war  gerade  damals  der  Lehrstuhl  für  politische  Ökonomie  an  der 
Universität  Wilna  vakant,  und  der  Senat  dieser  Universität  beschloß,  den 
Verfasser  der  ^Richesse  commerciale’  auf  denselben  zu  berufen.  Allein 
Sismondi  schlug  dieses  ehrenvolle  Anerbieten,  obgleich  die  Bedin- 
gungen überaus  günstige  waren,  aus.  Vornehmlich  drei  Gründe  haben 
ihn  dazu  bewogen.  Einmal  hatte  er  eine  gewisse  Abneigung  gegen  das 
Lehramt;  alsdann  befürchtete  er,  daß  es  ihm  in  einer  solchen  Stellung 
nicht  gestattet  sein  würde,  völlig  frei  zu  sprechen  und  zu  schreiben; 
und  nicht  zuletzt  ging  er  von  dem  Gedanken  aus,  daß  er  in  einem 
anderen  Wirkungskreise  Größeres  würde  leisten  können.  Sein  Wunsch 
ging  dahin,  sich  der  Politik  zu  widmen  und  in  der  Staatsverwaltung 
thätig  zu  sein. 

Allein  seine  Mutter,  die  ihn  besser  kannte,  als  er  sich  selbst, 


1)  En  marchant  sur  les  traces  do  cet  homnie  edlöbro,  ct  cn  d^veloppant  los  principes 
qu'il  a pos6  le  premier,  je  puis  donc  eiicore  esp^rer  d’etre  utile,  si  je  rönssis  k profiter 
des  traTaux  de  mes  prddccesseurs,  do  maniöre  k repandre  plus  de  jour  sur  la  Science 
qu'ils  ont  professce,  k appropricr  k la  France  et  k sa  liigislatiou,  les  conseils  qu’A  dam 
Smith  destiuoit  sur-tout  k l’Angletterre,  cnfiii  k presenter  l'6conomie  politique  dans  un 
ordro  plus  regulier,  et  qui  n'exige  pas  de  la  part  des  lecteurs  de  si  grands  efforts  d'at- 
tentiou.  Si  je  puis  ctre  compris  saus  fatigue,  je  ne  doute  gukre  de  convaincre;  la  doc- 
trine  du  philosophe  anglois  est  si  parfaitement  U6e,  eile  est  si  4trangkre  k toute  opkco 
d’exag4ration,  eile  rdpond  si  clairemeut  k toutes  les  questious  qui  sc  presentent,  eile  a 
et4  si  bieu  coufirmee  par  tous  les  evenomeus  post4rieurs  k sou  auteur,  ev4nements  dont 
il  semble  avoir  pr4vu  les  snites,  qu’ou  ne  peut  la  bien  connoitre  Sans  c4der  k son 
4vidence“  (Rieb.  com.  1.  S.  12).  — Über  den  Inhalt  dieses  Werkes  cf.  weiter  unten 
Seite  333  u.  334. 
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bestimmte  ihn,  diese  Absicht  aufzugeben,  und  veranlaßte  ihn,  sich  in 
erster  Linie  historischen  Studien  hinzugeben.  Diese  ausgezeichnete 
Frau  hat  verschiedentlich  einen  großen  Einfluß  auf  ihn  ausgeübt  und 
wohl  nicht  mit  Unrecht  wird  sie  in  der  oben  genannten  Lebensbe- 
schreibung Sismondis  in  der  „Revue  Britannique“  als  „l’ötoile  po- 
laire  de  sa  vie,  le  guide  de  son  intelligence“  bezeichnet.  Er  hatte 
zu  ihr  ein  unbegrenztes  Vertrauen,  er  unternahm  nichts,  ohne  sie  zu 
befragen,  ja  folgte  vielfach  blindlings  ihrem  Rat.  So  hat  auch  sie 
ihn  speziell  jener  Wissenschaft  zugeführt,  in  der  er  später  mit  so 
entschiedenem  Erfolge  thätig  sein  sollte. 

Aber  einen  wohl  noch  größeren  Einfluß  auf  sein  ganzes  Denken 
und  Thun  übte  der  rege  und  freundschaftliche  Verkehr  mit  Neck  er 
und  Frau  von  Stael  aus.  Freilich  nicht  nur  der  Umgang  mit  diesen 
beiden  hervorragenden  Persönlichkeiten,  die  den  lebhaftesten  Anteil 
an  seinem  schriftstellerischen  Schaffen  nahmen,  sondern  die  mannig- 
fachste Anregung,  die  er  in  Coppet,  in  ihrem  Hause  erfuhr,  das  gleich- 
sam den  Sammelpunkt  der  geistreichen  und  vornehmen  Welt,  der 
litterarischen  Größen  jener  Zeit  bildete,  waren  für  ihn  von  der  aller- 
größten Bedeutung.  Hier  traf  er  mit  Benjamin  Constant,  Jo- 
hannes von  Müller,  Schlegel,  Cuvier,  Candolle  u.  a. 
zusammen,  so  daß  ihm  die  vielseitigste  Belehrung  in  diesem  selten 
auserlesenen  Kreise  zu  teil  wurde. 

In  den  Jahren  1804  und  1808  begleitete  er  Frau  von  Stael 
auf  ihren  Reisen  nach  Italien  und  Deutschland;  auch  hier  unausge- 
setzt bemüht,  seine  bis  dahin  erworbenen  Kenntnisse  in  Sprache  Lit- 
teratur,  öffentlichen  Einrichtungen  etc.  dieser  Länder  zu  vervoll- 
kommnen. 

Inzwischen  hatte  er  seine  erste  historische  Arbeit,  veröffentlicht 
Von  seiner  „Histoire  des  röpubliques  italiennes  du  moyen-äge“  waren 
die  ersten  beiden  Bände  1807  in  Zürich  erschienen  ^)  »).  Diese  Ge- 
schichte der  italienischen  Freistaaten  im  Mittelalter  war  genau  ge- 
nommen eine  Gesamtgeschichte  Italiens  seit  dem  Untergange  des 
weströmischen  Reichs.  Ein  unendliches  Material  hatte  er  herbeizu- 
schaffen und  zu  bewältigen  verstanden  und  so  ein  Werk  geliefert, 
das  von  der  Kritik  allseitig  die  größte  Anerkennung  fand.  Ja,  dieser 
erste  Versuch  auf  historischem  Gebiete  durfte  ihn  ganz  besonders  er- 
mutigen. Die  kaiserliche  Regierung  in  Paris  hatte  zehnjährige  Preise 
ausgesetzt  für  die  besten  Leistungen  in  allen  Zweigen  der  Wissen- 
schaften und  Künste.  Den  Preis  im  Jahre  1810  erhielt  die  von 
Rulhiöres  verfaßte  „Histoire  de  l’anarchie  de  Pologne“;  Sismon- 


1)  Ein  längerer  Aufenthalt , in  Wien  gab  die  Veranlassung  zu  S’s  Arbeit:  Mdmoire 
sur  le  papier-nionnaie  dans  les  Etats  autrichiens  et  des  moyeus  de  Ic  supprimer.  (Wei- 
mar 1810). 

2)  Beendet  1818.  Letzte  Auflage  in  10  Bänden  Paris  1840. 

8)  Diese  Bearbeitung  der  Geschichte  Italiens  machte  ihn  genauer  mit  den  Thaten 
und  Schicksalen  seiner  Ahnen  bekannt.  Erst  hierdurch  sah  er  sich  veranlaßt,  den  alten 
Namen  seines  Geschlechtes  wieder  anzunehmen.  Bis  dahin  hatte  er  ausschließlich  den 
franzüs.  Namen  geführt. 
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dis  Arbeit  wurde  jedoch  durch  lobende  Erwähnung  geehrt.  Da 
Rulhieres  indes  längst  tot  war  (f  1791)*),  so  konnte  Sismondi 
sich  rühmen,  den  ersten  Platz  unter  den  lebenden  Geschichtsschrei- 
bern einzunehmen  *). 

Kleine  Begebenheiten  in  dem  Leben  des  Genfer  Publizisten,  so 
seine  verschiedentlichen  Reisen  nach  Italien,  seine  im  Jahre  1811  in 
Genf  veranstalteten  öflfentlichen  Vorlesungen  über  die  Litteratur  der 
romanischen  Völker,  welchen  Gegenstand  er  in  einem  späteren  Werke 
eingehend  und  verdienstvoll  behandelt  hat^),  lasse  ich  hier  unberührt. 
Ich  erwähne  nur  seinen  ersten  Aufenthalt  in  Paris,  der  in  den  Anfang 
des  Jahres  1813  fällt.  Der  erste  Eindruck,  den  er  hier  empfing,  war 
wenig  günstig^);  indes  sehr  bald  änderte  sich  dieses.  Er  war  später 
glücklich  über  die  Anregung,  die  er  hier  in  den  verschiedensten  Gesell- 
schaftskreisen fand,  überall  leicht  eingeführt  durch  die  Freundschaft, 
die  ihn  mit  Benjamin  Constant  und  Frau  von  Staöl  verband, 
wie  durch  die  Empfehlungen  der  Gräfin  A 1 b a n y.  Besonders  fesselte 
ihn  der  Umgang  mit  einer  Anzahl  geistreicher  Frauen;  nicht  genug 
kann  er  dies  in  seinen  Briefen  hervorheben*).  Im  Juli  nach  Genf 
zurückgekehrt  giebt  er  seinem  Schmerz,  diesen  Kreisen  entrückt  zu 
sein,  lebhaften  Ausdruck*). 

Man  darf  wohl  die  Frage  aufwerfen:  was  Sismondi  hier  vor 
allem  fesselte,  nicht  allein  in  der  liberalen  Gesellschaft,  sondern  auch 
in  der  alten  Aristokratie.  Er  spricht  sich  selbst  darüber  in  seinem 
Tagebuch  aus.  „Wenn  ich  von  Freiheit  rede“,  so  bemerkt  er  dort, 
„so  weiß  ich  mich  eins  mit  dem  ganzen  Faubourg  Saint-Germain, 
mit  den  Montm oren cy’s,  den  Chutillon’s,  den  Duras’.  Hier 
existiert  wenigstens  noch  das  alte  Gefühl  für  Ehre,  das  auf  der  Un- 
abhängigkeit beruht.  Das  ist  auch  Freiheit.“  Sismondi,  trotz 


1)  Die  ,,Histoire  de  Tanarchie  de  Poiogne  et  du  demembremeut  de  cette  rdpubli- 
qno“  erschien  nach  dem  Tode  des  Verfassers;  hpg,  von  Daunou.  (4  Bde.  Paris  1807). 

2)  Cf.  Seinen  Brief  d.  d.  ,,Florence,  14  aoftt  1810*‘.  Äbgedruckt  bei  Tai  Hän- 
dler a.  a.  O.  S.  70. 

3)  De  la  litt^rature  du  midi  de  l’Europe.  (Paris  1813.  4.  Aufl.  4 Bde.  1840.  Deutsch 
Tou  Hain.  2.  Bde.  Leipzig  1816). 

4)  Cf.  Seinen  Brief  an  die  Gräfin  Albany  d.  d.  „Paris  1.  mars  1813“.  Abge- 
dmekt  bei  Taillandier  a.  a.  O.  S.  72. 

51  Cf.  Tail  1 an  d i er  a.  a.  O.  S 74. 

6)  Er  schrieb  damals:  „Je  me  suis  trop  amusd,  j’ai  trop  joui,  j’ai  trop  vccu  en 
peu  de  temps.  Apr^s  cinq  mois  d’une  existence  si  anim^e,  d’un  festiii  continuel  de 
l’esprit,  tont  me  parait  fade  et  d^color^.  Je  ne  pense  qu’k  la  socict4  que  j’ai  quitt^e, 
je  vis  de  Souvenirs,  et  je  comprends  mieux  que  je  n’eusse  jamais  fait  ces  regrets  si  vifs 
de  mon  illustre  amie,  qui  lui  faisaient  trouver  un  d4sert  si  triste  dans  son  exil.  J’ai 
couservö  quelques  correspondances  ä Paris,  et  ma  pens4e  y est  boaucoup  plus  que  je  ne 
▼oudrais  et  que  je  ne  devrais ; mais  qu’cst-ce  qu’une  lettre  de  loiu  en  loin  ä cötd  de  con- 
versations  de  tous  Ics  jours  et  quelquefois  de  douze  heures  de  causerie  par  jour  ? C’iitait 
une  folie  que  de  vivre  anisi,  je  le  sais  bien.  Commont  travaillerait-on ‘i*  Comment  fixe- 
rait-on  sa  pens^.e,  si  Ton  donnait  tout  au  moude?  Je  mo  trouve  bien  jeune,  bien  faible, 
pour  mon  äge,  de  m'y  ötre  livrd  avec  tant  de  passion;  je  sens  bien  que  c’est  un  carnaval 
qui  doit  etre  suivi  tout  au  moins  par  de  longs  iutervalles  de  sagesse;  mais  ....  mais 
j’aimerais  bien  recommencer“.  (Taillandier  a.  a.  O.  S.  76). 
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des  Alters  seines  Geschlechts  ein  allen  Privilegien  feindlicher  Geist, 
vor  allem  von  dem  Streben  beseelt,  Freiheit,  Recht  und  Bildung  in 
allen  Kreisen  zu  verbreiten,  glaubte  in  Paris  für  diese  Ideen  Ver- 
ständnis gefunden  zu  haben.  Was  er  wollte,  war  nicht  allein  allen 
Bürgern,  sondern  jeder  Klasse  von  Bürgern,  jedem  Interesse  im  Staate, 
jeder  unabhängigen  und  gewissenhaften  Meinung  eine  Bürgschaft  geben, 
daß  sie  nicht  auf  unverständige  Weise  verletzt  oder  willkürlich  auf- 
geopfert werden  sollte*). 

Als  Napoleon  aus  Elba  zurückgekehrt  die  Additionalakte  zu 
der  Verfassungsurkunde  Ludwig  XVIII.  erlassen  hatte,  gehörte  Sis- 
m 0 n d i , der  damals  in  Paris  lebte  und  den  Kaiser  als  einen  Bundes- 
genossen der  liberalen  Idee  betrachtete,  zu  seinen  Anhängern.  Er 
veröffentlichte  in  dem  „Moniteur“  eine  Reihe  von  Briefen  „sur  la 
nouvelle  Constitution  frangaise“ *),  welche  Aufsehen  machten.  Napo- 
leon erstaunt  und  erfreut,  in  ihm  einen  Verteidiger  gefunden  zu 
haben,  lud  ihn  zu  einer  längeren  Unterredung  ein,  über  welche  S i sm  o n d i 
in  einem  Briefe  an  seine  Mutter  eingehend  berichtet  ^).  Das  Kreuz 
der  Ehrenlegion  aber,  welches  ihm  der  Kaiser  anbot,  lehnte  er  dan- 
kend ab^).  Er  wollte  frei  und  unabhängig  bleiben,  nicht  irgendwie 
beeinflußt  sein  oder  scheinen. 

Hatte  Sismondi  so  während  kurzer  Zeit  sich  rege  am  poli- 
tischen Leben  beteiligt,  so  gab  er  sich  nach  der  zweiten  Restauration 
wieder  voll  und  ganz  seinen  wissenschaftlichen  Arbeiten  hin.  ln 
erster  Linie  beschäftigten  ihn  historische  Studien,  Vorarbeiten  zu 
seinem  großen  Werke,  der  „Histoire  des  Francais“,  daneben  aber 
fesselten  ihn  ganz  besonders  wieder  staatsrechtliche  und  volkswirt- 
schaftliche Untersuchungen.  — 

Freiheit  der  Person  und  des  Eigentums,  Freiheit  der  Gewerbe 
und  des  Handels,  das  waren  nach  Adam  Smith  die  eigentlichen 
Bedingungen  für  eine  gedeihliche  Entwickelung  des  wirtschaftlichen 
Lebens.  Wir  haben  gesehen,  daß  Sismondi  diesen  Anschauungen 
ebenfalls  in  seinen  ersten  nationalökonomischen  Arbeiten  folgte.  Er 
bewunderte  den  großartigen  Aufschwung  in  Industrie  und  Handel,  er 
blickte  staunend  auf  die  Erfolge  des  neuen  Systems.  Aber  es  war 
nicht  Sismondis  Art,  sich  lediglich  an  die  Resultate  zu  halten; 
er  drang  tief  in  das  ganze  wirtschaftliche  Treiben  ein,  beobachtete 
die  Lebenshaltung  in  den  verschiedenen  Bevölkerungsklassen  und  die 
Wahrnehmungen,  die  er  hier  machte,  weckten  bei  ihm  Zweifel  an  der 
Heilsamkeit  der  neuen  Lehre. 

Es  schien  ihm,  als  ob  man  einem  falschen  Glücke  nachjage;  er 
glaubte  zu  erkennen,  daß  die  Theorien  der  englischen  Schule,  da  wo 


1)  Cf.  Etudes  8ur  les  constitutions  des  pouples  libre«.  Intruduction. 

2)  Diese  AufsKtze  sind  besonders  erschienen  u.  d.  T. : Examen  de  la  Constitution 
fran^aise.  Paris  1815. 

3)  Cf.  Revue  Britannique  (Join  1844)  S.  615  fg.  und  Taillandior  a.  a.  O. 
S.  78  fg. 

4)  Als  ihm  dasselbe  im  Jahre  1841  von  neuem  angeboten  wurde,  nahm  er  es  an. 
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sie  praktisch  durchgeführt  würden,  zwar  den  materiellen  Reichtum 
vermehrten,  aber  die  Menge  der  jedem  einzelnen  Individuum  zugäng- 
lichen Genüsse  verminderten;  wohl  werde  der  Reiche  immer  reicher, 
aber  auch  der  Arme  immer  ärmer,  abhängiger,  entblößter.  „Les  faits‘*, 
so  schreibt  er  in  dem  Vorworte  zur  2.  Auflage  seiner  „nouveaux 
principes“,  „les  faits  n’ont  röpondu  ni  ä l’attente  commune,  ni  aux 
prödictions  des  sages“.  Ein  neuerer  längerer  Aufenthalt  in  England 
hatte  ihn  ganz  besonders  bekannt  gemacht  mit  dem  Elend  der  un- 
teren Bevölkerungsschichten;  die  Erfahrungen,  welche  er  hier  gesam- 
melt, haben  ihn,  den  wannen  Freund  der  Freiheit,  zu  der  Überzeu- 
gung geführt,  daß  eine  schrankenlose  Freiheit  auf  wirtschaftlichem 
Gebiete  nur  dem  stärkeren  und  mächtigeren  Teile  zu  gute  komme, 
aber  zur  Unterdrückung  und  Ausbeutung  der  Schwachen  führe. 

In  dem  Artikel  „Political  economy“  der  Encyclopaedia  Edinburgh 
hatte  S i s m 0 n d i zuerst  seine  Bedenken  gegen  das  System  der  freien 
Konkurrenz  geäußert.  In  seinen  „Nouveaux  principes  d’öconomie  po- 
litique“')  und  in  den  „Ütudes  sur  l’öconomie  politique“*)  entwickelt 
und  begründet  er  eingehend  seine  neuen  Grundsätze,  die  er  in  jenem 
Artikel  nur  kurz  skizzieren  konnte.  — 

Die  weiteren  Lebensschicksale  unseres  Autors  lassen  sich  kurz 
zusammenfassen.  Im  Jahre  1819  heiratete  er  in  England  Miss  Jessy 
Allen,  deren  ältere  Schwester  an  seinen  Freund  James  Mackin- 
tosh, der  von  1818 — 1824  die  Professur  für  Politik  und  Gesetzge- 
bung am  Ostindischen  Kollegium  zu  Haileybury  bekleidete,  verheiratet 
war.  Diese  hochbegabte  Frau,  mit  der  er  über  zwanzig  Jahre  in 
glücklichster  aber  kinderloser  Ehe  lebte,  nahm  regen  Anteil  an 
seinen  wissenschaftlichen  Studien  und  übte,  besonders  nach  dem  Tode 
der  Mutter,  die  1821  in  Pescia  starb,  einen  ähnlich  segensreichen 
Einfluß  auf  sein  Thun  und  Lassen  aus,  wie  jene  es  ehedem  gethan. 

In  der  Nähe  des  Dorfes  Chöne,  ungefähr  1*/^  Meilen  von  Genf 
entfernt,  hatte  Sismondi  nach  seiner  Verheiratung  sich  ein  hübsches 
Landhaus  gekauft.  Hier  lebte  er  ganz  seinen  Arbeiten  hingegeben, 
nur  hie  und  da  diese  unterbrechend  durch  Reisen  nach  Frankreich, 
England  und  Italien,  wo  er  noch  immer  das  kleine  Gut  Valchiusa 
besaß.  Eine  liebenswürdige  Gastfreundschaft  übte  er  in  seinem  Hause 
und  kaum  eine  auf  wissenschaftlichem  Gebiete  hervorragende  Persön- 
lichkeit berührte  Genf,  ohne  den  großen  Sozialpolitiker  und  Historiker 
in  Chene  aufzusuchen. 

Wohl  nicht  mit  Unrecht  hatte  er, im  Jahre  1819,  wie  seiner  Zeit 
den  Lehrstuhl  in  Wilna,  eine  Professur  an  der  Sorbonne  ausgeschlagen. 
Er  wollte  ungestört  den  Wissenschaften  leben,  und  wahrlich  groß  ist 
die  Frucht  seiner  unermüdlichen  Arbeit.  In  Chene  veröflfentlichte  er 
seine  „Histoire  des  Frangais“*),  das  bedeutendste  Werk  seines  Le- 


1)  Cf.  uuten  Seite  334  u.  335. 

2)  Baad  1 — 29.  Paris  1821 — 1842.  Band  30  und  31  erschienen  nach  seinem  Tode 
(1844)  und  sind  von  Amödee  Bene  redigiert.  — Sismondi  selbst  bat  noch  einen 
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bens,  an  dem  er  mit  unsäglichem  Fleiße  gearbeitet,  ebenso  seine 
„Histoire  de  la  renaissancc  de  la  libert6  en  Italie“  ‘ ),  die  „Ilistoire 
de  la  chute  de  l’empire  romain“*),  seine  „ßtudes  sur  les  Sciences 
sociales“®)  und  den  historischen  Roman  „Julia  S6v6ra  ou  Tan  492“ ♦), 
von  kleineren  Publikationen , Aufsätzen  in  Zeitschriften  etc,  zu 
schweigen. 

Mannigfache  körperliche  Leiden  vermochten  seine  Schaflfenslust 
nicht  zu  beeinträchtigen.  Als  seine  Kräfte  mehr  und  mehr  abnahmen 
und  physische  Schmerzen  ihn  quälten,  da  war  er  nur  noch  von  dem 
einen  Wunsche  beseelt,  die  „Histoire  des  Frangais“  zum  Abschluß  zu 
bringen.  Kurz  vor  seinem  Tode  schrieb  er  einem  seiner  Freunde: 
„Dieu  soit  lou6  et  böni ! je  trouve  encore  des  consolations  dans  l’ötude 
de  Thistoire.  Six  mois  me  sulffiront  pour  terminer  le  travail  de  ma 
vie,  mais  il  faut  que  je  l’achöve  maintenant;  plus  tard  je  ne  le  pour- 
rais  plus;  car,  si  je  d6posais  ma  plumc  un  seul  jour,  je  serais  in- 
capable  de  la  reprendre“ 

Im  Jahre  1833  war  er  von  der  Acadömie  des  Sciences  morales 
et  politiques  de  ITnstitut  de  France  in  Anerkennung  seiner  her- 
vorragenden Verdienste  zu  einem  ihrer  fünf  auswärtigen  Mitglieder 
gewählt. 

Den  politischen  Vorgängen  hat  Sismondi  bis  zu  seinem  Tode 
ein  lebhaftes  Interesse  bewahrt  Allen  freiheitlichen  Bestrebungen 
zugethan®)  verfolgte  er  mit  freudiger  Teilnahme  sowohl  den  Aufstand 
der  Griechen’),  wie  den  Unabhängigkeitskampf  des  spanischen  Ame- 
rikas. Seiner  Vaterstadt  Genf  hat  er  bis  zuletzt  als  Mitglied  des 
Großen  Rates,  dem  er  seit  1813  angehörte,  treu  seine  Dienste  zur 
Verfügung  gestellt  Der  Sturz  der  konservativen  Partei  und  die  An- 
nahme der  von  den  Radikalen  geforderten  neuen  Verfassung  am 
7.  Juni  1842  haben  die  letzten  Tage  seines  Lebens  getrübt  „Votrc 
nouveau  gouvernement“,  so  rief  er  aus,  „a  dötruit  toutes  vos  ancien- 
nes  institutions.  Sous  la  domination  franqaise,  nous  conservions  au 
moiiis  l’esp6rance,  car  notre  vieille  patrie  vivait  encore  dans  nos  coeurs: 
mais  maitenant  la  flamme  elle-meme  est  öteinte;  une  patrie  d’hier 
n’a  point  de  lendemain“  ®). 

übersichtlichen  Auszug  aus  diesem  Werke  geliefert:  ,,Pr^cis  de  l’histoire  des  Pran^Ais“. 
2 vol  (Paris  1839). 

1)  Ilistoire  de  la  renaissance  de  la  libertd  en  Italie,  de  ses  progrbs  et  de  sa  ddca- 
dence  et  de  sa  chute.  2 vol.  (Paris  1832). 

2)  Histoire  de  la  chute  de  l'Empire  romain  et  du  ddclin  de  la  civilisation,  de  l'an 
250  k Tau  1000.  2 vol.  (Paris  1835)  — Deutsch  von  Lindau.  Leipzig  1836.  — 

3)  Cf.  unten  Seite  333. 

4)  Pari.s  1822  3 vol.  — Deutsch  von  M.  Müller.  2 Bde.  Leipzig  1822.  — 

5)  Cf.  Revue  Britannique  a.  a.  O.  S.  620. 

6)  So  sprach  er  sich  auf  das  entschiedenste  gegen  den  Sklavenhandel  au.s.  Cf. 
seine  Schriften:  De  Tintörct  de  la  France  k l’dgard  de  la  traite  des  nkgres.  Gcnkve  1814. 
Paris  1815.  — Nouvelles  rdflcxions  sur  la  traite  des  nkgres.  Genkve  1815.  — 

7)  Cf.  Considdrations  sur  la  guerro  actuelle  des  Grecs  et  sur  ses  histoiicns.  Paris 
1825. 

8)  Cf.  Revue  Britannique  a.  a.  O.  S.  620. 
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Er  starb  am  25.  Juni  1842  im  Alter  von  69  Jahren. 

Mit  ihm  wurde  ein  Mann  zu  Grabe  getragen,  dessen  Dichten  und 
Trachten  unausgesetzt  dem  Wohle  des  Ganzen  galt.  Liebenswürdig 
im  privaten  Verkehr,  aufopfernd  in  der  Freundschaft,  duldsam  gegen 
andere,  streng  gegen  sich  selbst,  gewissenhaft  in  all  seinem  Denken 
und  Thun,  verfolgte  er  mit  rastlosem  Fleiße  jene  schöne  Aufgabe,  die 
er  sich  gestellt:  die  Förderung  des  Wohles  der  Menschheit. 

Mignet  sagt  am  Schluß  seiner  „Notice  historique  sur  la  vie  et 
les  travaux  de  M.  de  Sismondi“,  die  er  am  17.  Mai  1845  in  der 
„Acadömie  des  Sciences  morales  et  politiques“  verlas:  in  ihm  verlor 
die  Akademie  eines  ihrer  bedeutendsten  Glieder,  Genf  eine  ihrer 
hervorragendsten  Größen,  die  Menschheit  einen  ihrer  wärmsten  Ver- 
teidiger. 

Diese  wahren  Worte  mögen  auch  diese  kurze  Skizze  beschließen. 


Zur  weiteren  Orientierung  über  die  staatsrechtlichen  und  volks- 
wirtschaftlichen Publikationen  S i s m o u d i s dürften  die  hier  folgenden 
Angaben  beitragen. 

A.  Staatsrechtliche  Schriften. 

1.  Examen  de  la  Constitution  franqaise.  Paris  1815. 

2.  Ktudes  sur  les  constitutions  des  peuples  libres.  Paris  183G; 
Auch  u.  d.  T.:  fitudes  sur  les  Sciences  sociales.  I.  vol.  Paris  1836 
bis  1838. 

Inhalt:  lutroduction  (sur  les  Sciences  sociales).  1.  Des  pouvoirs  que  le  peuple  peut 

ou  (loit  conserrer.  II.  Des  pouvoirs  ind^penclants  du  peuple.  ill.  Du  progrfes  des 
peuples  vers  la  libertö. 

Deutsche  ÜberseUung:  Forschungen  Uber  die  Verfassungen  der  freien  Völker. 

Übersetst  und  mit  Anmerkungen  begleitet  von  A.  Schaefer.  Frankfurt  a/M.  1837. 

— Cf.  II.  dieser  Abhandlung.  — 

Ich  eitlere  Stets  nach  einer  in  BrUssel  (Sociötd  typographique  Beige)  erschienenen 
Ausgabe  der  „Ktudes  sur  les  Sciences  sociales“.  (1.  vol.  1839.  II.  vol.  1837.  111. 

vol.  1838). 

B.  Volkswirtschaftliche  Schriften. 

1.  Tableau  de  Pagriculture  toscane.  Geneve.  An  IX  (1801). 

2.  De  la  richesse  commerciale  ou  principes  d'^couomie  politique, 
appliqu^s  ä la  lögislation  du  commerce.  2 vol.  Genöve.  An  IQ  (1803). 

Inhalt:  Introduction. 

Livre  1.  Descapitanz.  — Origiue  de  la  richesse  nationale.  — Des  capi tanz 
fizes.  — Des  capitanz  en  circulation.  — Revenns  et  ddpenses  de  la  socidtd;  lenr 
balance.  — Da  numdraire.  — Du  Capital  immatdriel,  ou  des  crdances.  — Balance 
des  importations  et  ezportations.  — Rapiditd  co.mparde  de  la  circulation  de  la 
richesse  mobiliaire.  — Direction  naturelle  des  capitanz.  — 

Livre  II.  Des  priz.  — Quelle  est  l’origine  du  priz  de  chaque  chose.  1<>. 
Priz  du  vendeur.  2**.  Priz  de  rocheteur.  — Du  priz  numdrique  et  du  priz  rdel 
des  choses.  — Conformitd  de  l’intdrdt  du  consommateur  avec  l’intdrut  national.  — 
Des  impöts  qni  n'altdrent  point  les  priz,  mais  se  prdldvent  sur  la  reute  des  im- 
meubles.  — Des  impöts  qni  altdrent  le  priz  des  marchandises  et  qni  sout  payds 
par  le  consommateur.  — Des  impöts  sur  les  objets  de  premiöre  ndeessitd.  — De 
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rinfluence  des  autres  imp6ts  sur  la  richesso  nationale.  — Des  loLs  portee.s  h dessein 
d’ilever  les  prix.  — Des  lois  portdes  ä dessein  d’abaisser  les  prix.  — 

Livre  III.  Des  mo  nopol  es.  — De  la  l(igislation  du  commerce.  — De  l'in- 
fluence  des  douanes  sur  les  manufactnres  fran^aises.  — Commcnt  atteindre  le  but 
que  s’4tait  proposd  le  legislateur  lorsqu'il  ötablit  la  douane.  — Des  apprentissages. 
— Des  maitrisos,  des  corps  de  mutier,  et  de  leurs  Statuts.  — Des  compagnies  de 
commerce.  — Des  colouies.  — Dos  traites  de  commerce.  — Des  ports  francs.  — 
(V’on  älteren  Hesprechungen  dieses  Werkes  cf.  vor  allem:  Qöttingische  gelehrte 
Anzeigen.  1806.  12.  und  13.  St.  S.  113—123). 

3.  Nouveaux  principes  d’öconomie  politique  ou  de  la  riche.sse 
daiis  ses  rapports  avec  la  population.  2 vol.  Paris  1819.  II.  6d. 
(wesentlich  vermehrt)  Paris  1827. 

Inhalt  (der  2.  Auflage): 

Livre  I.  Objet  de  l’öconomic  politique  et  origine  de  cette 
Science.  — Double  but  de  la  Science  du  gouvernement.  — Division  de  la  Science 
du  gouvernement;  haute  politique  et  economie  politique.  — Administration  de  la 
richesse  nationale,  avant  que  sa  theorie  fut  devenue  l’objet  d’une  .science.  — Pre- 
miere revolu'.ion  opdree  dans  l’dconomie  politique,  au  seizieme  siede,  par  les  mi- 
nistres  de  Charles-Quint.  — Le  Systeme  mercantile.  — Le  Systeme  agricole,  ou  des 
Economistes.  — Systeme  d'Adam  Smith.  Division  du  roste  de  cet  ouvrage.  — 
Livre  II.  Formation  et  progres  de  la  richesse.  — Formation  de  la 
richesse  pour  l’homme  isold.  — Form.  d.  1.  rieh,  dans  la  soeiöte,  par  des  Behanges. 
— Augmentation  des  besoins  de  Tbomme  social,  et  bornes  de  la  prodnetion.  — 
Comment  le  revenu  nait  du  Capital.  — Partage  du  revenu  national  entre  les  diverses 
classes  de  citoyens.  — Determination  rcciproque  de  la  production  par  la  consom- 
mation,  et  de  la  döpense  par  le  revenu.  — Comment  le  num4raire  simplifia  l’echango 
des  richesses.  — Comment  le  commerce  seconda  la  production  et  rempla^a  le  Ca- 
pital producteur.  — Classes  qui  travaillent  sans  que  le  prix  de  leur  travail  se  rc- 
alise  dans  nn  objet  produit  par  elles. 

Livre  III.  De  la  richesse  territoriale.  — But  de  la  Icgislation  l’cgard 
<le  la  richesse  territoriale.  — Inflnence  du  gouvernement  sur  les  progris  de  la  cul- 
ture.  — De  l’exploitation  patriarcalo.  — De  l'exploitation  servile.  — De  l’expl.  par 
metayers  ou  k moitl4  fruits.  — De  l’expl.  par  corv^es.  — De  l’expl.  par  capita- 
tion.  — De  l’expl.  par  bail  k ferme.  — De  l’expl.  par  bail  emphyteotique.  — Des 
lois  sur  le  commerce  des  bles.  — De  la  vente  des  propri4t4s  territoriales.  — Des 
lois  destin^es  k perp4tuer  la  propriet^  de  la  terre  dans  los  familles.  — Theorie  de 
M.  Ricardo  sur  la  rente  des  terres.  — 

Livre  IV.  De  la  richesse  comraercialc.  — Prosp^ritd  nationale  dans 
le  systime  commercial.  — De  la  connaissance  du  marchd.  — Comment  le  vendcur 
^tend  son  ddbit  — Comment  la  richesse  commerciale  suit  l’accroisscment  du  revenu. 
— Des  salaires.  — Du  taux  de  l’intcret.  — De  la  division  du  travail,  et  dos  ma- 

chines.  — Resultats  de  la  lutte  pour  produire  k mcilleur  marchö.  — Des  mono- 

polos  dtablis  par  le  gouvernement.  — Restrictions  apportees  par  los  lois  k la  mul- 
tiplication  dos  productenrs.  — Des  douanes.  — De  Tinfluence  du  gouvernement  sur 
la  richesse  commerciale.  — 

Livre  V.  Du  numöraire.  — Le  num^raire,  signe,  gage  et  mesure  des  va- 
lenrs  — De  la  proportion  qui  s’dtablit  entre  la  richesse  et  le  num^raire.  — Diffe- 
rences  essentielles  entre  le  numeraire  et  le  Capital.  — L’intdr6t  est  le  fruit  du  Ca- 
pital, et  non  celui  de  l’argent.  — Du  monnayage.  — Des  lettres  de  cbangc.  — 

lies  banques.  — Le  credit  ne  cr^  point  les  richesses  dont  il  dispose.  — Des  crisos 
qui  changent  le  papier  des  banques  en  papier-monnaie.  — Du  papier-monnaie.  — 
Livre  VI.  De  l’impot.  — Qui  doit  payor  l’imp/it?  — Comment  l’impot  doit  at- 
teindre le  revenu.  — D’un  imp6t  unique  proportionnel  au  revenu.  — De  l’impöt  sur 
les  terres.  — Contributions  directes  sur  les  autres  sources  de  revenus.  — Impfits 
sur  la  consommation.  — Des  emprunts.  — 

Livre  VII.  De  la  population.  — Dos  progrks  natnrols  de  la  population. 
— Comment  le  revenu  sert  de  limites  k la  population.  — Cc  n’est  point  la  quantitc 
de  subsistance  que  la  terre  peut  produire  qui  sert  de  limite  k la  population.  — Quel 
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accroiüscment  de  popuIation  est  desirable  pour  une  nation.  — Do  l’oncouragemcnt 
religieux  donne  h la  popuIation.  — Des  encouragements  donnös  k la  popuIation  par 
ia  politique.  — De  la  popuIation  reiidne  superSue  par  rinveiitioii  des  machines.  — 
Comment  le  gouverncineut  doit  prot^ger  la  popuIation  contro  les  effets  de  la  con- 
currenco.  — L’ouvrier  a droit  k la  garantie  de  celui  qui  l’emploie.  — 

Kclnircis.semcnts  rolatifs  kla  balance  des  consommations  avoc 
les  productions.  Avant- Propos.  1.  Examen  d'une^  r^futation  des  nnuveaux 
principcs  d'cconomio  politique,  publice  dans  la  Revue  d’Edinbourg,  par  an  disciple 
de  M.  Ricardo.  — 11.  8ur  la  balance  des  consommations  avec  les  productions.  — 
111.  Note  sur  l’article  de  M.  Say,  intituld  Balance  des  consommations  avec  les 
productions.  — 

(Von  früheren  Besprechungen  der  1.  Auflage  dieses  Werkes  cf.  Göttingische  ge- 
lehrte Anzeigen.  1820.  170.  St.  S.  1689 — 1704  [SartoriusJ.  — Hermes  oder  kritisches 
Jahrbuch  der  Literatur.  1.  StUck  f.  d.  Jahr  1820.  Nr.  V.  der  ganzen  Folge.  S.  184 
bis  203.  — Leipziger  Literatur  - Zeitung  f.  d.  Jahr  1820.  192. — 194.  Stück.  S.  1529 

bis  1551.  — Besprechungen  der  2.  Auflage  cf.  Oöttingische  gelehrte  Anzeigen.  1827. 
164.  StUck.  S.  1625 — 1639.  — Leipziger  Literatur-Zeitung  f.  d.  Jahr  1828.  222.  Stück. 
S.  1769 — 1773.  — Neue  allgemeine  politische  Annalen.  Hgg.  von  H.  Heine  und  F.  L. 
Lindner.  27.  Rand.  (1828)  S.  320 — 343.  [Dunoyerj). 

— Ich  citiere  stets  nach  der  2.  Auflage.  — 

4.  fitudes  sur  r^conomie  politique.  2 vol.  Paris  1836—1838. 
Diese  Ätudes  bilden  Band  2 u.  3 des  oben  genannten  Werkes:  fitudes 
sur  les  Sciences  sociales. 

Inhalt:  Introduction.  1.  Es.sai:  Balance  des  consommations  avec  les  productions. 
2.  Essai:  Du  revenu  social. 

I ikre  section.  De  la  richesse  territoriale  et  de  la  condition 
des  cu  1 ti  v a tc  u r s.  3.  Essai:  Quelle  est  la  distribution  de  la  richesse  territoriale 
qui  procure  le  plus  de  bonheur  k la  societd.  4.  Essai : De  la  condition  des  culti- 
vateurs  de  race  ga^lique  en  Ecosse  et  de  leur  expuUion.  6.  Essai:  De  la  condition 
des  cultivateurs  irlandais  et  des  causes  de  leur  detresse.  6.  Essai : De  la  condition 
des  cultivateurs  en  Toscane.  7.  Essai:  Des  devoirs  du  souverain  envers  les  culti- 
vateurs irlandais,  et  des  moyeiis  de  Ics  tircr  de  leur  detresse.  8.  Essai:  Des  clTets 
de  l’esclavage  sur  la  race  humaine.  9.  Essai : De  la  marche  k suivre  pour  rctirer 
les  cultivateurs  n^gres  de  l'esclavage.  10.  Essai:  De  la  condition  des  cultivateurs 
dans  la  Campagne  de  Rome.  11.  Essai:  Comment  rnppeler  la  popuIation  et  la  cul- 
ture  dans  la  Campagne  de  Rome?  12.  E.ssai : Des  colonies. 

II  ikme  section.  De  la  richesse  commerciale  et  des  bommes 
qu’elle  fait  vivre.  13.  Essai:  De  l'organisation  öconomique  de  la  soicietö  hu- 
raaine.  14.  Essai:  Comment  les  manufactures  contribuent-elles  au  bonheur  national? 
15.  Essai:  De  la  protection  accordee  autrefois  aux  arts  utiles,  et  de  ce  qu'on  peut 
faire  aujourd'hui  pour  eux.  16.  Essai:  Du  num«iraire,  du  Capital  circulant,  et  dos 
banques.  17,  Essai:  Du  capital  immat^riel,  ou  des  cr4ances.  — 

(Von  früheren  Besprechungen  kommt  vor  allem  in  Betracht  eine  Anzeige  von  Ko- 
segarten in  dem  „Archiv  der  politischen  Ökonomie  und  Polizeiwissenschaft**.  Hgg. 
von  Rau.  V.  Bd.  (1843)  S.  232-261). 

— Ich  citiere  stets  nach  der  oben  erwähnten  Brüsseler  Ausgabe.  — 

Außer  diesen  größeren  Werken  hat  Sismondi  viele  kleinere  Auf- 
sätze in  Zeitschriften  etc.  publiziert,  die  ich  hier  jedoch  nur  zum  Teil 
noch  speziell  aufführen  kann.  Es  kommen  in  Betracht  die  „Annales 
de  lögislatioii  et  d’economie  politique“,  die  „Revue  encyclopödique“ 
und  vor  allem:  die  „Revue  mensuelle  d’öconomie  politique“,  publiöe 
par  Theodore  Fix.  (5  vol.  Paris  1833 — 36).  Diese  letztgenannte 
Zeitschrift  hatte  sich  gleichsam  die  Aufgabe  gestellt,  den  von  Sis- 
mondi ausgehenden  Lehren  weitere  Verbreitung  und  Anerkennung  zu 
verschaffen.  liier  finden  sich  aus  seiner  Feder  folgende  Artikel: 


Digitized  by  Google 


336 


Ludwig  Elster, 


1.  Baud:  De  la  conditioa  dans  laquelle  il  convieut  de  placer  les  nögres  en  les 

afirancbissant  (S.  401  fg  ). 

2.  Baud:  De  la  richesse  territoriale.  (S.  123  fg.);  Du  suffrage  universel.  (S.  281  fg.). 

8.  B a n d : Du  sort  des  ouvriers  dans  les  manufactures.  (S.  1 tg.) ; Conseils  d’un 

atni  aux  patriotes  r4fngids  (8.  129  fg.)  Du  prince  dans  les  pays  libres,  ou  du  pouvoir 
exccutif.  (S.  193  fg.  u.  8.  267  fg.). 

4.  Band:  Du  revenu  social.  (8.  193  fg.)  De  l’dtoment  aristocratique  dans  les 

pays  libres  (8.  289  fg.). 

Für  uns  sind  besonders  von  Bodentuag  die  zuerst  geuannten  Aufsätze  in  Band  2,  3 u. 
4,  dio  auch  im  folgenden  mehrfach  citiert  werden  *). 


n. 

Die  staatsrechtlichen  Anschauungen  Sismondis  können  selbst- 
verständlich an  dieser  Stelle  keine  eingehende  Berücksichtigung 
finden ; ich  komme  auf  dieselben  nur  insoweit  zu  sprechen , als  sie  in 
engerer  Beziehung  stehen  zu  seinen  socialpolitischen  und  volkswirt- 
schaftlichen Lehren. 

Man  kann  den  Namen  soziale  Wissenschaften,  so  bemerkt 
unser  Autor  in  der  Einleitung  zu  den  „£tudes  sur  les  Sciences  sociales“, 
jener  ganzen  Abteilung  menschlicher  Erkenntnisse  geben,  welche  die 
Errichtung  und  Erhaltung  menschlicher  Gesellschaften  bezwecken;  so- 
mit gehören  hierher  alle  Spekulationen  der  Theorie,  alle  Resultate  der 
Erfahrung,  welche  die  Menschen  aufzuklären  und  sie  sicherer  zu  dem 
Ziele,  um  dessen  willen  sie  sich  vereinigen,  nämlich  zu  ihrem  Gemein- 
wohl zu  führen  vermögen.  Es  zerfällt  demnach  die  soziale  Wissen- 
schaft in  eine  Anzahl  einzelner  Zweige;  die  wichtigsten  unter  diesen 
sind  jene,  welche  sich  mit  der  Lehre  der  menschlichen  Vergesellschaf- 
tung, mit  der  Verfassung  der  Völker  und  daun  mit  der  Theorie  der 
Verteilung  der  Reichtümer  unter  die  Glieder  dieser  Gesellschaft  be- 
fassen*). 

Die  Vereinigungen  der  Menschen,  welche  heute  Völker  ausmachen, 
haben  sich  in  einer  Zeit  gebildet,  die  unseren  Nachforschungen  ent- 
zogen ist®).  Wir  sehen  wohl,  wie  sie  sich  durch  neue  Agglomerationen 
vergrößern,  wir  sehen  sie  zuweilen  sich  teilen,  und  noch  öfter,  wie  sie 
gleichsam  einen  Schwarm  nach  außen  werfen  (jeter  en  quelque  sorte 

1)  Die  Aafsätzo:  „De  la  richesse  territoriale"  and  „Du  sort  des  oavriers  dans  ma- 
Dufactures"  (Band  II.  und  111.  der  Revue  mensuolle)  sind  in  dem  „Nationalökonom" 
(Monatsschrift  über  Völkerreichtum,  Finanzwesen  etc.)  bgg.  von  Mörstadt  Band  8 u. 
3 übersetzt.  Andere  Übersetzungen  von  Sismondis  volkswirtschaftlichen 
Publikationen  ins  Deutsche  existieren  meines  Wissens  nicht. 

2)  Diese  beiden  .Seiten  der  „Science  sociale"  behandelt  nun  8 i s m o n d i in  den 
„Etudes";  — im  1.  Bande,  in  den  „l^tudes  sur  les  const.  des  peuples  libre.s"  erörtert  er 
die  auf  die  Verfassung  etc.  bez.  Fragen,  im  2.  u.  8.  Bande,  in  den  „Etudes  sur  l’dcon. 
pol."  die  das  wirtschaftliche  und  soziale  Leben  berührenden  Punkte.  Im  folgenden  han- 
delt cs  sich  zunächst  nur  um  die  im  1.  Bande  entwickelten  Lehren. 

3)  Ich  folge  hier  den  Ausführungen  S’s.  im  1.  Essai  der  „Etudes  sur  les  cou- 
stitutions  d.  p.  1.":  — Des  pr4tentions  de  la  ddmocratie  ä la  souverainetd,  et  du  suf- 
rage  universel. 
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des  essaims  au  dehors)  und  Kolonien  gründen,  aber  niemals  haben 
wir  noch  jene  erste  Vereinigung  beobachten  können,  welche  die  un- 
abhängigen, einander  fremden  Wesen  unter  der  Bedingung  verband, 
eine  gemeinschaftliche  Sprache  zu  sprechen,  sich  unter  sich  zu  helfen, 
sich  zu  verteidigen  und  sich  nur  als  eine  Familie  zu  betrachten.  Wir 
begreifen  wohl,  daß  die  Neugier,  die  Neigung,  die  Not  den  Menschen 
zu  seines  Gleichen  hinziehen  mußten,  wir  begreifen  die  erste  Ver- 
einigung der  Familie  und  die  Herrschaft  ihres  Oberhauptes  über  sein 
Weib  und  seine  Kinder,  wir  begreifen  die  Vereinigung  mehrerer  Ober- 
häupter, die  gleich  und  unabhängig  waren,  — dennoch  bieten  sich 
unserem  Blicke  nichts  als  bereits  organisierte  Gesellschaften  dar,  wo 
durch  die  Macht  der  Gewohnheiten  und  durch  die  Macht  der  Erinne- 
rungen und  Neigungen  ein  gegenseitiges  Interesse,  ein  Vertrauen,  eine 
Solidarität,  eine  Gemeinschaft  des  Stolzes,  der  Vorurteile  und  der 
Hoffnungen  geschaffen  ist,  welche  jedem  Volke  einen  eigentümlichen 
Geist  und  zu  gleicher  Zeit  eine  Lebenskraft  verleihen,  die  notwendig 
sind,  um  dasselbe  gegen  die  Geltendmachung  anderweitiger  Interessen 
und  Leidenschaften  zusammenzuhalten. 

Auf  die  Frage  der  Entstehung  des  Staates  geht  Sismondi  hier 
nicht  spezieller  ein;  es  erscheint  ihm  überflüssig,  einer  Hypothese  zu 
folgen,  die  keine  ^^bachtung  bestätigen  kann.  Nicht  im  Ursprünge 
der  Gesellschaft,  sondern  in  ihrem  gegenwärtigen  Zustande  müssten 
wir  uns  bemühen , das  Prinzip  der  Gewalt  und  des  Gehorsams  zu 
finden. 

Bei  dem  ersten  Entstehen  der  staatlichen  Gemeinschaft  wie  bei 
ihrer  spätesten  Entwickelung  habe  der  Zweck  der  Gesellschaft  immer 
derselbe  sein  müssen  — nämlich  das  Wohl  aller.  Um  dieses  Zweckes 
willen,  so  führt  er  aus,  ist  die  Gewalt  entstanden,  dieser  Zweck  er- 
hält dieselbe  beute  und  heiligt  den  Gehorsam.  Allein  wenn  man  sich 
darüber  genauere  Rechenschaft  abzulegen  sucht,  so  bemerkt  man  bald, 
dass  eben  dieser  Zweck  aus  zwei  verschiedenen  Gesichtspunkten  be- 
trachtet werden  muß.  Die  Gesellschaft  verlangt  vor  allem,  daß  die 
staatliche  Gewalt  denen  an  vertraut  werde,  welche  sie  zum  Wohle 
aller  anwenden  werden.  Sie  muß  daher  Mittel  ausfindig  machen, 
um  die , aufgeklärtesten  und  tugendhaftesten  Männer  der  Nation  zu 
diesen  Ämtern  zu  berufen.  Dies  ist  die  Konstitution  der  Regierung. 
Da  es  aber  andererseits  eine  durch  die  Erfahrung  aller  Völker  und 
aller  Zeiten  erwiesene  Thatsache  ist,  daß  jeder,  der  eine  politische 
Gewalt  ausübt,  geneigt  ist,  sie  zu  mißbrauchen,  daß  weiterhin  jeder, 
der  alles  Rechts  und  aller  politischen  Macht  beraubt  ist,  in  (^fahr 
schwebt,  unterdrückt  zu  werden,  so  muß  wiederum  dafür  Sorge 
getragen  werden,  daß  alle  Bürger  und  alle  Interessen  in  der  dem 
Ganzen  dienlichen  Weise  Berücksichtigung  finden. 

Dieser  doppelte  Gesichtspunkt,  aus  dem  man  die  politischen  In- 
stitutionen betrachten  muß,  ist  von  jenen  nicht  begriffen  worden,  die 
sich  heutzutage  ausschließlich  in  England  und  Frankreich  den  Namen 
der  Partei  der  Freiheit  beilegen.  Anstatt,  wie  es  die  Gesetzgeber 
und  Philosophen  der  Alten  gethan  haben,  anzuerkennen,  daß  es  un- 
N.  F.  Bd.  XIV.  22 
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endlich  schwierig  sei,  den  freien  Menschen  zu  bewegen,  seinen  Willen 
einem  anderen  Willen,  seine  Einsicht  einer  anderen  Einsicht  unterzu- 
ordnen, und  daß  es  nicht  minder  schwierig  sei,  zu  bewirken,  daß 
der,  welcher  sich  unterwirft,  dies  niemals  zu  bereuen  habe,  — glauben 
sie,  daß  eine  einfache  Idee,  daß  gleichsam  eine  mathematische  Be- 
rechnung das  Grundproblem  der  politischen  Organisation  lösen  werde. 
Mögen  die  Menschen,  sagen  sie,  sich  an  Fähigkeit,  Talent  und  Er- 
fahrung gleichen  oder  nicht,  daran  ist  wenig  gelegen.  Jedem  von 
ihnen  ist  seine  eigene  Existenz  teuer,  jeder  hat  ein  gleiches  Recht  zu 
leben,  jeder  kennt  wahrscheinlich  besser,  als  ein  anderer,  was  ihm 
nützlich  ist.  Warum  sollte  er  sich  unter  Vormundschaft  begeben? 
Das  Volk,  so  sagen  sie,  ernenne  diejenigen,  denen  es  die  Gewät  an- 
vertraut; das  Volk  allein  ernenne  sie,  es  übertrage  ihnen  alle  Befug- 
nisse der  Gesellschaft,  die  ja  doch  lediglich  vom  Volke  gebildet  wird; 
auf  diese  Weise  wird  das  Volk  sich  immer  selbst  und  immer  gut 
regieren.  Kann  man  voraussetzen,  daß  das  Volk  sich  selbst  schaden 
wolle?  Kann  man  annehmen,  daß  es  nicht  wisse,  was  ihm  not  thut, 
daß  nicht  ein  jeder  die  nötige  Einsicht  habe?  Aber  während  sie  so 
reden,  umgehen  sie  die  hauptsächlichste  Schwierigkeit,  statt  sie  zu 
lösen.  Sie  sprechen  von  dem  Volke.  Wer  hat  das  Volk  gemacht? 
Wer  hat  die  Minorität  bestimmt,  ihre  Meinung  aufzugeben,  weil  die 
Majorität  eine  andere  gefällt  hat? 

Es  ist  nicht  genug,  eine  populäre  Regierung  zu  haben;  sie  muß 
auch  ihrer  Aufgabe  gewachsen  sein.  Diese  ist  aber  nicht  so  einfach 
und  jedermann  einleuchtend,  sondern  im  Gegenteil  die  wichtigste,  ver- 
wickeltste  und  schwierigste  aller  Aufgaben,  denen  die  Menschen  ihre 
Kräfte  widmen  können.  Eine  alte  Maxime  der  französischen  Ökono- 
misten : laissez  faire  et  laissez  passer,  die  sie  der  Regierung  als  Regel 
für  das  gesamte  wirtschaftliche  Leben  gaben,  hat  die  Geister  nur  allzu 
zugänglich  für  den  Glauben  gemacht,  daß  die  Thätigkeit  der  sozia- 
len Gewalt  rein  negativ  sein  müsse,  daß  sie  nur  die  Bestimmung 
habe,  das  Böse  zu  verhüten,  daß  ihre  schönste  Rolle  darin  bestehe, 
sich  ruhig  zu  verhalten.  Man  hat  sich  zu  sehr  in  den  Glauben  hinein- 
gelebt, es  genüge,  die  Macht  der  Regierung  zu  schmälern.  Man  hat 
zu  sehr  die  Thätigkeit,  zu  welcher  diese  Gewalt  bestimmt  ist,  und 
die  Wissenschaft  vergessen,  die  diese  Thätigkeit  leiten  sollte. 

Was  ist  denn  der  Zweck  des  Menschen  ? Was  ist  der  Zweck  der 
menschlichen  Gesellschaft?  Das  Glück  und  der  Fortschritt  aller  1 
Vergessen  wir  nicht,  daß  diese  beiden  Gegenstände  unserer  Wünsche 
immer  vereinigt  sein  müssen,  daß  die  Wohlfahrt  ohne  Vervollkommnung 
uns  nicht  genügen  würde.  Wir  wollen  beides  für  alle  und  für 
jeden,  wir  wollen  beides  für  das  ganze  Volk  und  für 
jede  Familie,  für  alle  Individuen,  aus  welchen  das 
Volk  besteht. 

Soweit  Sismondi.  Ich  bin  ziemlich  wörtlich  seinen  Ausführun- 
gen in  dem  ersten  Essai  der  „!^tudes  sur  les  constitutions  des  peuples 
libres“  gefolgt,  weil  die  gerade  hier  von  ihm  entwickelten  Anschau- 
ungen die  Grundlage  für  seine  weiteren  Lehren  auf  staatlichem  Ge- 
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biete  bilden.  Die  Regierung  hat  überall  da  in  das  gesellschaftliche 
Leben  einzugreifen,  wo  durch  ihre  Mithilfe  das  allgemeine  Wohl  ge- 
fördert werden  kann.  Das  ist  der  Grundgedanke,  der  sich  durch  alle 
seine  Arbeiten  hindurcbzieht,  durch  seine  staatsrechtlichen  wie  sozial- 
politischen. Damit  aber  die  Regierung  diesen  Aufgaben  gewachsen 
sei,  muß  sie  gleichsam  aus  der  geistigen  Aristokratie  des  Volkes,  aus 
den  erleuchtetsten  und  tugendhaftesten  Männern  bestehen.  Die  Lenkung 
eines  Staates,  bemerkt  er,  sei  weit  schwerer,  wie  die  eines  Schiffes. 
Indessen,  wenn  dies  sich  auf  einem  unbekannten  Meere  befinde  und 
unter  tausend  Unwissenden  einen  Steuermann  habe,  so  würden 
diese  Unwissenden  unsinnig  sein,  wenn  sie  jenem  nicht  das  Steuerruder 
ließen,  oder  wenn  sie  behaupteten,  die  Lenkung  des  Schiffes  müsse 
nach  der  Stimmenmehrheit  erfolgen.  Ebenso  im  Staate. 

Und  bei  dieser  Gelegenheit  wendet  sich  nun  Sismondi  auf  das 
Entschiedenste  gegen  das  allgemeine  Stimmrecht  Dieses,  welches  die 
Menschen  wie  einfache  Ziffern  betrachte,  oder  wie  eben  so  viele  gleiche 
Einheiten,  und  dieselben  zähle,  anstatt  sie  abzuwägen,  beraube  die 
Nation  ihres  kostbarsten  Gutes,  des  Einflusses  aller  ihrer  ausgezeich- 
neten Männer.  Er  bekämpft  mit  besonderem  Nachdruck  jenes  Grund- 
dogma des  Liberalismus,  indem  er  nacbzuweisen  sucht,  daß  der 
Geist  der  Massen  überall  der  retrograden  Bewegung  geneigt  sei'). 

Man  hebe,  so  führt  er  aus,  demgegenüber  hervor,  daß  es  nur 
darauf  ankomme,  das  Volk  zu  erziehen  und  zu  bilden,  und  daß, 
wenn  dieses  geschehe,  sich  auch  die  erforderliche  Einsicht  in  allen 
Schichten  der  Nation  vorfinden  werde.  Er  unterstütze  dieses  Bestre- 
ben voll  und  ganz ; er  hoffe,  daß  die  Regierungen  unablässig  das  Ziel 
verfolgen  würden,  Tugend  und  Wissen  allen  zugänglich  zu  machen; 
er  hoffe,  man  werde  sich  überall  bemühen,  die  Lebenshaltung  der 
unteren  Klassen  zu  heben,  einmal  um  alle  Versuchungen  von  diesen  fern 
zu  halten,  dann  um  ihnen  mehr  Muße  und  mehr  Mittel  zur  Übung  ihrer 
geistigen  Kräfte  zu  lassen.  Allein  ein  wie  glücklicher  Erfolg  diese 
Bestrebungen  auch  krönen  möge,  solange  es  Reiche  und  Arme  gebe, 
werde  es  auch  Menschen  geben,  die  ihre  ganze  Zeit  dem  Nachdenken 
und  dem  Studium  widmen  würden  und  dann  wieder  Personen,  die 
hierzu  nur  wenige  Augenblicke  täglich  würden  verwenden  können, 
und  zwar  mit  einem  durch  Handarbeiten  ermüdeten  Körper  und  einem 
durch  die  Sorgen  des  Lebens  mannigfach  in  Anspruch  genommenen 
Geiste. 

^ Wird  man,  so  ruft  er  aus,  alle  Stände  nivellieren,  die  Güter  gleich 
verteilen,  und  hierauf  die  Gütergleichheit  erhalten  wollen?  Allein 
auch  angenommen,  daß  dieser  Zustand  der  Dinge  möglich  wäre,  so 
würde  er  doch  die  Notwendigkeit  der  Handarbeiten  nicht  aufheben 
und  diese  würden  alsdann  den  größten  Teil  des  Lebens  aller  in  An- 
spruch nehmen;  man  würde  daher  nichts  anderes  erzielen,  als  gleich- 
sam alle  von  höherer  geistiger  Beschäftigung  ausschließen ; man  würde 


1)  Cf.  „l^tades  sar  les  const“  p.  40  lg.  ebenso  den  ÄufsAti:  „Da  suffrage  nni- 
yersel“  in  der  „Berne  mensaelle“  II.  p.  235  fg. 
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weit  weniger  die  Nation  erziehen,  als  die  höhere  Entwickelung  der 
einzelnen  Individuen  hemmen ; und  zudem  ließen  sich  die  angeborenen 
Fähigkeiten  doch  nicht  aus  der  Welt  schaffen.  Selbst  bei  dieser  Nation 
von  Gleichbegüterten  würde  das  allgemeine  Stimmrecht  die  Tugend, 
das  Talent  und  das  Genie  stets  in  der  Minorität  lassen '). 

Ohne  Zweifel,  nichts  wäre  leichter,  so  bemerkt  er  an  einer  anderen 
Stelle,  als  politische  Leidenschaften,  besonders  Haß  und  Zorn,  bei  den 
unteren  Bevölkerungsschichten  zu  entflammen,  diesen  jene  Menschen, 
an  denen  sie  sich  rächen  sollen,  zu  bezeichnen,  sie  gegen  die  Mitbürger, 
die  man  ihnen  als  die  Feinde  des  Volkes  kennzeichnen  würde,  aufzu- 
wiegeln. Allein  nicht  der  I.<eidenschaften  und  der  Rache,  sondern  des 
Studiums,  des  Nachdenkens  und  des  Mitgefühls  für  andere  Menschen 
bedarf  die  Gesellschaft.  Es  gilt  mit  allen  Mitteln  die  Bildung  des 
Arbeiters  zu  fördern,  seine  Gedanken  von  seinem  eigenen  Ich  auf  seine 
' Familie,  von  seiner  Familie  auf  seinen  Beruf,  auf  sein  Dorf,  auf  seine 
Geburtsstadt,  von  dieser  auf  seine  Provinz  und  endlich  auf  die  Nation, 
der  er  angebört,  zu  lenken.  Nur  auf  diesem  Wege  wird  man  mit  der 
Zeit  zu  befriedigenden  Zuständen  gelangen  können  *). 

Gewiß,  Sismondi  wünscht  die  weitere  geistige  Entwickelung 
des  Volkes  und  erstrebt  freiheitliche  Institutionen.  Aber  er  folgt  in 
diesem  Punkte  nicht  utopischen  Plänen,  da  er  die  Massen  zu  genau 
kennt  und  wohl  weiß,  was  sich  verwirklichen  läßt  und  was  nicht. 
Und  wie  die  Bildung  nur  allmählich  sich  verbreiten  kann,  so  gewöhnt 
sich  auch  nur  langsam  das  Volk  an  die  Freiheit.  Speziell  diesen  Be- 
trachtungen widmet  Sismondi  den  dritten  Teil  seiner  Forschungen 
über  die  Verfassungen  der  freien  Völker.  Er  vergleicht  hier  die  Frei- 
heit mit  einem  edlen  Wein^  der  in  größeren  Mengen  genossen  ein 
schwaches  Gehirn  verwirre  und  an  welchen  man  nur  mit  der  Zeit  sich 
gewöhne.  So  solle  man  einem  Gesetzgeber  nicht  nachrühmen,  daß  er 
seinem  Jahrhundert  vorausgeeilt  und  die  denkbar  besten  Gesetze  ge- 
geben habe,  es  gereiche  ihm  viel  mehr  zum  Ruhme,  wenn  er  bei  den 
Menschen,  die  er  leite,  stehen  geblieben  sei,  wenn  er  seine  Schritte 
nach  den  ihrigen  abgemessen  und  solche  Gesetze  erlassen  habe,  welche 
das  Volk,  für  das  er  sie  bestimmt,  auch  hätte  ertragen  können  ^). 

Für  die  politische  Freiheit  dk  Volkes  verlangt  Sismondi  folgen- 
den Stufengang*):  1)  Teilnahme  des  Volkes  an  den  verschiedenen  An- 
gelegenheiten der  Gemeinde;  2)  Anteil  an  der  Rechtspfl^e  (Schwur- 
gerichte), oder  wo  das  nicht  möglich,  doch  mindestens  Öffentlichkeit 
der  Gerichtsverhandlungen ; 3)  Bewaffnung  des  Volkes ; — „das  i)e- 
waffnete  Volk  lernt  sich  als  Wächter  der  Ordnung  und  Wächteifaer 
Freiheit  betrachten“;  ^)  Teilnahme  an  der  öffentlichen  Diskussion, 
mindestens  durch  Befreiung  der  Bücher  von  der  Zensur.  Die  Ab- 
schaffung derselben  für  die  2Jeitungspresse  würde  z.  Z.,  so  meint  S i s - 


1)  Cf.  ».  a.  O.  S.  50  und  öl. 

2)  A.  a.  O.  8.  74. 

8)  Ä.  a.  O.  S.  246. 

4)  A.  a.  O.  S.  249  fg. 
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mondi  nur  für  wenige  Völker  heilsam  sein,  weil  weder  die  Journa- 
listen noch  das  Volk  politisch  gebildet  genug  seien.  Aus  eben  diesem 
Grunde  könnten  Volksversammlungen  nur  die  vorgeschrittensten  Völker 
vertragen;  5)  Beteiligung  des  Volkes  an  allen  Angelegenheiten  des 
Staates  in  einer  hinlänglich  zahlreichen  Nationalversammlung.  — 

Diese  wenigen  Bemerkungen  mögen  genügen.  Eine  eingehende 
Kritik  dieser  Lehren  gehört  nicht  hierher.  Mir  kam  es  nur  darauf 
an,  die  Stellung  S i s m o n d i s auf  politischem  Gebiete  kurz  zu  charak- 
terisieren, diejenigen  Anschauungen  hervorzuheben,  die  mit  seinen  in 
sozialpolitischer  Beziehung  entwickelten  Grundsätzen  in  engerem  Zu- 
sammenhänge stehen.  — 


m. 

Indem  ich  mich  der  Darstellung  der  wirtschaftlichen  und  sozialen 
Ansichten  Sismondis  zuwende,  bemerke  ich,  daß  ich  hier  in- 
sonderheit den  „Nouveaux  principes  d’öconomie  politique“  und  den  „I^]tudes 
sur  l’öconomie  politique“  folge.  In  dem  „Tableau  de  l’agriculture  toscane“ 
wie  in  seinem  Werke:  „Dela  richesse  commerciale“  steht  Sismondi, 
wie  ich  oben  schon  hervorgehoben  habe,  noch  vollständig  auf  dem 
Standpunkte  der  Smith'schen  Lehren.  Erst  in  den  beiden  späteren, 
hier  an  erster  Stelle  genannten  Schriften  zeigt  er  sich  als  weitblicken- 
der Sozialpolitiker;  erst  in  diesen  Arbeiten,- verglichen  mit  den  früheren 
Publikationen,  können  wir  jene,  gänzliche  Umwandlung  in  seinen  dies- 
bezüglichen Ansichten  wahrnehmen,  welche  lediglich  auf  seine  unaus- 
gesetzte Beobachtung  der  thatsächlicheif  Verhältnisse,  auf  jene  Er- 
fahrungen zurückzuführen  ist,  die  das  Leben  ihm  bot  — 

Die  Lehre  von  Adam  Smith,  so  sagt  Sismondi  im  ersten 
Buche  seiner  „Nouveaux  principes“  bei  der  Behandlung  der  Geschichte 
der  Volkswirtschaftswissenschaft,  diese  Lehre  sei  auch  die  seinige. 
Allein  trotz  der  unbegrenzten  Bewunderung,  die  er  dem  schöpferischen 
Geiste  dieses  englischen  Nationalökonomen  zolle,  sei  das  Ergebnis, 
welches  er  aus  seiner  Doktrin  ziehe,  oft  diametral  dem  entgegenge- 
setzt, was  jener  gewonnen  habe. 

„Ich  bekenne  mit  Adam  Smith,  daß  die  Arbeit  die  einzige 
Quelle  des  Reichtums  ist  und  die  Sparsamkeit  das  einzige  Mittel,  ihn 
an^uhäufen:  aber  ich  füge  hinzu,  daß  der  Genuß  der  einzige  Zweck 
dieser  Anhäufung  ist,  und  daß  es  kein  Wachstum  des  Nationalreich- 
tums giebt,  ohne  ein  gleichzeitiges  Anwacl^en  der  nationalen  Ge- 
nüsse“*). Adam  Smith,  indem  er  erkannte,  daß  diejenigen,  welche 
Reichtum  besitzen,  ein  Interesse  daran  haben,  denselben  zu  vermehren, 
folgerte  daraus,  daß  die  Gesamtheit  am  besten  fahren  würde,  wenn 
dem  einzelnen  völlige  Freiheit  bliebe.  Die  Reich tümer  der  Privaten 
zusammen  genommen,  so  führte  er  aus,  bilden  den  Reichtum  des 


1)  N.  p.  I.  p.  61. 
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Volkes ; man  lasse  daher  die  einzelnen  nur  frei  handeln,  so  wird  jeder 
den  Reichtum  der  Nation  vermehren,  indem  er  sich  selbst  bereichert 

Dieser  Anschauung  trat  nun  Sismondi  mit  aller  Entschieden- 
heit entgegen. 

Gewiß,  sagte  er,  der  Gesamtreichtum  derjenigen  Völker,  welche 
die  Nationalökonomen  für  die  gebildetsten,  am  weitesten  vorgeschrittenen 
gehalten  haben,  hat  sich  in  der  That  vermehrt:  mitunter  in  starker 
Progression.  Die  Zahl  der  Reichen  aber  hat  sich  eher  vermindert  als 
vermehrt.  In  Wahrheit  hat  die  arbeitende  Klasse,  welche  durch  ihrer 
Hände  Fleiß  die  Reichtümer  hervorbringt,  aufgehört,  einen  recht- 
mäßigen Anteil  an  der  Industrie  zu  haben.  Sie  hängt  mit  dei-selben 
nur  noch  durch  einen  Tagelohn  zusammen,  durch  einen  Mietvertrag, 
der  mit  dem  Arbeitgeber  von  Woche  zu  Woche  erneuert  wird.  Un- 
kundig der  Handelsinteressen,  denen  sie  dient,  unkundig  des  Bedarfs 
der  entfernten  Märkte,  für  welche  sie  arbeitet,  wird  sie  in  Lohn  ge- 
nommen oder  entlassen,  je  nach  den  Wechselfällen  des  Handels,  welche 
sie  weder  berechnen  noch  vorhersehen  kann.  Auch  ist  sie  ein  Opfer 
aller  Unfälle,  aller  Fehler,  aller  falschen  Spekulationen  ihrer  Herren; 
ihre  eigene  Vorsicht,  ihre  gute  Aufführung  sind  keine  Sicherheitsmittel 
mehr  für  sie;  ihre  Lage  ist  ungewiß  und  abhängig  geworden. 

Zu  gleicher  Zeit  aber  befinden  sich  diese  Arbeiter  in  einem  fort- 
währenden Kampfe  teils  unter  sich,  teils  mit  ihren  Herren  um  die  Höhe 
ihres  Lohnes.  Die  Not  ist  es,  die  sie  unaufhörlich  drängt.  Der  eine 
bietet  sich  immer  billiger  an,  als  der  andere;  der  Mitbewerb  drückt 
und  zwingt  sie,  sich  mit  dem  zu  begnügen,  was  für  den  täglichen 
Unterhalt  unumgänglich  notwendig  ist.  Hat  ein  augenblicklicher  Glücks- 
fall, eine  ungewöhnliche  Nachfrage  nach  derjenigen  Arbeit,  wozu  sie 
gerade  taugen,  sie  heute  dieser  drückenden  Not  überhoben,  morgen 
sind  sie  von  neuem  damit  bedroht.  „La  vie  de  l’ouvrier  n’a  plus 
d’avenir“  *). 

Haben  uns  denn  nun,  so  ruft  Sismondi  fragend  aus*),  haben 
uns  die  Vertreter  der  politischen  Ökonomie  das  wahre  Gesetz,  die  ge- 
sunde Hausordnung  der  Gesellschaft  gelehrt,  wenn  sie  uns  zeigten, 
wie  man  den  Reichtum  erzeuge,  aber  hinzuzufügen  vergaßen,  wie  der- 
selbe zum  allgemeinen  Wohle  zu  verteilen  sei?  Haben  sie  wirklich 
an  jenes  Haus  — otxia  — gedacht,  für  welches  sie  Gesetze  zu  geben 
behaupteten,  und  an  jenen  Staat  — jtoXiTua  — , dessen  Regierungs- 
weise sie  lehren  wollten?  Sie  haben  bei  dem  einen  wie  bei  dem 
anderen  weder  an  die  Unabhängigkeit  noch  an  das  Glück,  noch  an 
die  Tugend  gedacht;  sie  haben  ihren  Blick  einzig  und  allein  auf  die 
Theorie  der  Hervorbringung  des  Reichtums  gerichtet,  somit  auf  eine 
um  vieles  engere  Wissenschaft,  die  Aristoteles  mit  dem  sehr  pas- 
senden Namen  „Chrematistik“  bezeichnete  *). 


1)  Cf.  Revue  mensaelle  II.  p.  125. 

2)  Ebeudaeelbst  p.  130. 

3)  ,,La  chr^metistique  ou  la  Science  de  Taccroissement  des  richesses,  les  ayant  consi* 
d^rees  abstraitement  et  non  par  rapport  k Thomme  et  k la  sociötd,  a eJevd  son  ddiäce 
sor  uno  base  qni  se  dissipe  dans  les  airs.“  (Et  s.  l’4c.  poL  I.  p.  3). 
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Das  Fortbestehen  der  Civilisation  und  das  Heil  der  Menschheit 
sind  jedoch  untrennbar  verknüpft  mit  dem  Triumphe  der  echten 
politischen  Ökonomie,  sowohl  in  der  öffentlichen  Meinung  als  in  der. 
Gesetzgebung:  mit  der  weiteren  Entwickelung  jener  Wissenschaft,  die 
den  Menschen  und  nicht  den  Reichtum  zum  Zwecke  hat,  die  sich 
die  Frage  stellt:  wie  dieser  Reichtum  zum  Glück  und  zur  Vervollkomm- 
nung aller  verwendbar  sei,  nicht  aber,  wie  er  ins  Unendliche  ver- 
mehrt werden  könne. 

Die  ganze  Schuld  an  den  traurigen  sozialen  Zuständen  sei  darauf 
zurückzuführen,  daß  man  jenem  Grundsätze  des  Gehen-  und  Ge- 
schehenlassens gefolgt  sei,  d^  man  jener  zügellosen  Konkurrenz  Raum 
gegeben  habe,  die  zur  Unterdrückung  der  Schwachen  durch  die  Stär- 
keren mit  Notwendigkeit  führen  müsse.  Solle  das  wirtschaftliche  und 
gesellschaftliche  Leben  sich  in  gesunden  Bahnen  bewegen,  so  bedürfe 
es  der  Intervention  des  Staates.  Der  Staat  müsse  die  Entwickelung 
des  Reichtums  und  seine  gerechte  Verteilung  überwachen,  er  müsse 
die  Schwachen  und  Armen  schützen  gegen  die  Starken  und  Reichen, 
er  müsse  beständig  neben  die  egoistische  Berechnung  des  einzelnen, 
die  nur  auf  die  Vermehrung  der  Produkte  gerichtet  sei,  eine  das  Ge- 
meinwohl berücksichtigende  Berechnung  treten  lassen,  welche  die  Ver- 
mehrung der  Genüsse  und  des  Wohlbefindens  aller  verfolge  ^).  — 

So  betont  Sismondi  den  ethischen  Charakter  der  Volkswirt- 
schaftslehre. Die  Anschauungen,  von  denen  er  hier  ausgeht,  entwickelt 
er  in  vorzüglicher  Weise  gleich  auf  den  ersten  Seiten  seiner  „nouveaux 
principes“. 

Ziel  und  Zweck  der  Wissenschaft  vom  Staate  ist  die  Förderung 
des  Wohlbefindens  der  in  der  Gesellschaft  vereinigten  Menschen.  Die 
Staatswissenschaften  forschen  nach  Mitteln  und  Wegen , um  die 
einzelnen  Glieder  der  Gesellschaft  zum  höchsten  mit  der  menschlichen 
Natur  verträglichen  Glücke  hinzuführen,  sie  suchen  gleichzeitig  dahin 
zu  wirken , daß  eine  möglichst  große  Zahl  von  -Individuen  an  diesem 
Glücke  teilnimmt.  In  keiner  einzigen  der  politischen  Disziplinen  darf 
man  dieses  doppelte  Ziel  der  Bemühungen  des  Gesetzgebers  aus  dem 
Auge  verlieren:  er  muß  sowohl  Sorge  tragen,  den  Menschen  vermittelst 
der  sozialen  Organisation  zu  einer  hohen  Stufe  der  Glückseligkeit  zu 
führen,  als  auch  für  eine  billige  Teilnahme  aller  an  diesem  Glück. 
Er  hat  seine  Aufgabe  nicht  erfüllt,  wenn  er,  um  allen  gleichen  Lebens- 
genuß zu  sichern,  die  völlige  Entwickelung  einzelner  bevorzugter  Indi- 
viduen unmöglich  macht,  wenn  er  keinem  gestattet,  sich  über  seine 
Mitmenschen  zu  erheben , wenn  niemand  als  Vorbild  für  andere  dienen, 
sich  niemand  zum  Führer  bei  neuer,  bahnbrechender  Arbeit,  die  allen 
zum  Vorteile  gereicht,  emporarbeiten  kann.  Er  hat  aber  seine  Aufgabe 
ebensowenig  erfüllt,  wenn  er  als  Ziel  nur  die  Bildung  besonders  begünstig- 
ter Individuen  verfolgend,  nur  eine  kleine  Zahl  von  Bürgern  über  ihre  Mit- 
bürger erhebt,  und  das  Wohlbefinden  jener  erkauft  mit  den  Leiden  und 
der  Erniedrigung  aller  Anderen.  Die  Nation,  in  der  niemand  leidet  aber 


1)  Cf.  Nouv.  pr.  I.  p.  62. 
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auch  niemand  hinreichend  Muße  und  Behagen  genießt  zu  lebhafterer 
Empfindung  und  ernsterem  Nachdenken,  ist  nur  halb  zivilisiert,  selbst 
wenn  sie  den  niederen  Gesellschaftsschichten  eine  ziemlich  hohe  Chance 
des  Wohlbefindens  bietet.  Aber  auch  das  Volk  ist  in  Fesseln  ge- 
schlagen und  somit  in  seiner  weiteren  gesunden  Entwickelung  gehemmt, 
dessen  große  Menge  unausgesetzten  Entbehrungen,  beständiger  Unsicher- 
heit in  Bezug  auf  die  Existenz,  überhaupt  all  dem  preisgegeben  ist, 
was  seine  Willenskraft  brechen,  seine  Sitten  verderben,  seinen  Cha- 
rakter beugen  kann,  sollte  es  auch  in  den  höheren  Klassen  Personen 
aufweisen,  die  zum  höchstmöglichen  Grade  menschlichen  Glückes  ge- 
langt sind,  Personen,  deren  sämtliche  Fähigkeiten  entwickelt,  deren 
sämtliche  Rechte  gesichert  und  denen  alle  Genüsse  gewährt  sind. 

Wenn  hingegen  der  Gesetzgeber  weder  die  Entwickelung  einzelner 
noch  das  Glück  aller  aus  den  Augen  verliert,  wenn  es  ihm  gelingt, 
eine  Gesellschaft  zu  oi^anisieren,  in  welcher  die  Individuen  zur  höchsten 
Geistes-  und  Herzensbildung  wie  zu  den  edelsten  Genüssen  gelangen 
können,  und  in  welcher  zugleich  Jedweder  gewiß  sein  kann 
Schutz,  Bildung,  geistige  Entwickelung  und  körperliches  Wohlsein  zu 
finden,  so  hat  er  seine  Aufgabe  erfüllt;  und  zweifellos  ist  dies  die 
schönste  Aufgabe,  welche  der  Mensch  auf  Erden  sich  stellen  kann. 

Die  Wissenschaft  aber,  welche  die  Verfolgung  dieses  Zieles  lehrt, 
sie  ist  in  Wahrheit  eine  ethische  Wissenschaft,  sie  ist  die  Wissenschaft 
der  menschlichen  Wohlfahrt,  „la  thöorie  la  plus  sublime  de  la  bien- 
faisance‘\  „Elle  soigne  les  hommes  et  comme  nation,  et  comme  indi- 
vidus;  eile  prot6ge  ceux  que  l’imperfection  de  toutes  nos  institutions 
met  hors  d’6tat  de  se  protöger  eux-mömes,  et  l’inögalit^  qu’elle  main- 
tient  cesse  d’etre  une  injustice,  car,  si  eile  favorise  quelques  hommes, 
c’est  pour  pröparer  en  eux  k toute  l’esp^e  de  nouveaux  bienfai- 
teurs  * ).“ 

Wir  wissen,  daß  Adam  Smith,  obwohl  er  das  Privatinteresse 
der  einzelnen  als  den  Hebel  der  wirtschaftlichen  Thätigkeiten  hin- 
stellte, dennoch  keineswegs  die  Meinung  vertrat,  daß  bei  einem  abso- 
lut freien  Schalten  und  Walten  des  Privategoismus  notwendig  das 
Gemeinwohl  am  besten  gefördert  werden  würde;  wir  wissen  ebenfalls, 
daß  er  wohl  erkannte,  daß  die  wirtschaftlichen  Erscheinungen  viel- 
fach in  enger  Berührung  ständen  mit  anderen  Zweigen  wissenschaft- 
licher Forschung,  wie  er  auch  andere,  als  nur  spezifisch  wirtschaft- 
liche Gesichtspunkte  in  den  Kreis  seiner  Betrachtung  zog*).  Auch 
Ricardo  hat  keineswegs  die  Gültigkeit  der  sittlichen  Gesetze  auf 
wirtschaftlichem  Gebiete  leugnen,  bezw.  aufheben  wollen  oder  sich 
lediglich,  wie  so  vielfach  behauptet  ist,  von  einem  finsteren  Pessimis- 


1)  Cf.  N.  pr.  I.  p.  3.  So  sagt  er  an  einer  anderen  Stelle  N.  pr.  I.  p.  459 : „Mais 
l’4conomie  politiqne  est,  en  grande  partie,  nne  science  morale". 

2)  Es  durfte  nicht  erforderlich  sein,  hierfür  besondere  Belegstellen  anzaführen ; anf 
das  Irrige  in  der  Tradition  Uber  Smith  ist  genugsam  aufmerksam  gemacht.  Cf.  u a. 
Knies:  „Die  politische  Ökonomie  vom  geschichtlichen  Standpunkte".  2.  Äufl.  (1883) 
S.  226  fg. 
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mus  und  verabscheuungswürdigen  Maramonisraus  gegenüber  der  Lage 
und  Zukunft  der  arbeitenden  Klassen  leiten  lassen*).  Aber  gewiß  ist, 
daß  er  und  ganz  besonders  seine  unmittelbaren  und  mittelbaren 
Schüler,  indem  sie  wahrnahmen,  daß  gewisse  Erscheinungen  des  wirt- 
schaftlichen Lebens  aus  dem  Egoismus  allein  zu  verstehen  seien, 
diesem  überaus  wirksamen  Faktor  im  wirtschaftlichen  Treiben  eine 
zu  große  Bedeutung  beigemessen  haben;  gewiß  ist  nicht  minder,  daß 
sie,  durch  die  fast  ausschließliche  Anwendung  der  aprioristischen  und 
deduktiven  Methode  die  Fühlung  mit  dem  Realen  verloren  und  viel- 
fach an  Stelle  der  lebendigen  Wirklichkeit  einen  typischen  Wirtschafts- 
zustand gesetzt  haben. 

Daß  Sismondi  dem  gegenüber  auf  die  Bedeutsamkeit  der  in- 
duktiven Forschung  mit  Nachdruck  hingewiesen,  daß  er,  ergriffen  von 
der  traurigen  Lage  der  unteren  Bevölkerungsschichten,  mit  aller 
Schärfe  betont  hat,  daß  Volkswirtschaftslehre  und  Ethik  in  engere 
Berührung  und  Wechselwirkung  treten  müssen,  daß  die  volkswirt- 
schaftliche Praxis  unseren  sittlichen  Forderungen  sich  anzupassen 
habe,  ist  sein  großes  Verdienst,  das  um  so  höher  anzuschlagen  ist, 
wenn  wir  berücksichtigen,  daß  er  diese  Anschauungen  in  einer  Zeit 
vertrat,  in  welcher  die  von  England  ausgehenden  Lehren  Leben  und 
Gesetzgebung  der  Völker  kaum  durchdrungen  hatten. 

Nach  dieser  allgemeinen  Charakterisierung  der  Stellung  Sis- 
mondis  soll  eine  Betrachtung  seiner  wichtigsten  Lehren  folgen. 


1. 

Die  „Nouveaux  principes“  führen  den  sehr  bezeichnenden  Gegen- 
titel: „ou  de  la  richesse  dans  ses  rapports  avec  la  population“. 

Der  Reichtum  hat  nur  Wert,  soweit  er  der  Bevölkerung  dient, 
soweit  die  Gesamtheit  der  Bevölkerung  an  ihm  teilnimmt.  Hiervon 
ausgehend,  mußte  Sismondi  jener  wichtigen  Frage  der  Bewegung 
der  Bevölkerung  eine  eingehende  Untersuchung  widmen.  Auch  er 
erkannte,  wie  aus  verschiedenen  Stellen  seiner  Schriften  hervorgeht, 
daß  jener  großartige  Konflikt  der  Natuigewalten,  um  mit  den  Worten 
eines  neueren  hervorragenden  Systematikers*)  zu  sprechen,  in  welchen 
der  Mensch  durch  das  Wesen  der  Schöpfung  hineingestellt  ist,  daß 
der  Widerspruch  zwischen  den  menschlichen  Naturtrieben  und  dem 
zähen  Entgegenkommen  der  äußeren  Natur  mit  ihren  Gaben,  ihren 
Erzeugnissen  — die  grundlegende  Thatsache  sei,  welche  verstanden 
sein  wolle,  wenn  man  das  Wesen  der  Wissenschaft  zu  begreifen 
suche. 

Seine  diesbezügliche  Lehre  ist  kurz  folgende: 

Malthus  hat  geglaubt,  den  Nachweis  führen  zu  können,  daß 


1)  5.  Kapitel  der  „Principles  of  political  econoiny“ , aacb  Cohn:  Nationalökono* 
mische  Stadien.  (Stuttgart  1886)  S.  664  fg. 

2)  Cohn:  STStem  der  Nationalökonomie.  I.  Bd.  (Stuttgart  1885)  S.  12. 
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die  Beschränktheit  des  Bodens  und  der  auf  ihm  erzeugbaren  Unter- 
haltsmittel gegenüber  der  unendlichen  Vermehrungsfähigkeit  des 
menschlichen  Geschlechtes  eine  feste  Grenze  bilde.  Dem  gegenüber 
bemerkt  Sismondi*),  daß  dieser  Satz  nur  wahr  sei,  wenn  man  ihn 
auf  die  ganze  Erde,  oder  aber  auf  ein  Land  an  wende,  das  nicht  in 
der  Lage  sei,  einen  Teil  seiner  Unterhaltsmittel  von  außen  her  zu 
beziehen;  der  auswärtige  Handel  ändere  ihn.  Aber,  was  wichtiger 
sei:  dieser  Satz  sei  nur  in  der  Abstraktion  wahr,  und  nur  in  einer 
Art,  welche  ihn  auf  die  Volkswirtschaft  als  unanwendbar  erscheinen 
lasse.  Niemals  habe  die  Bevölkerung  die  Grenzen  der  möglicherweise 
zu  erzeugenden  Lebensmittel  erreicht  und  werde  diese  auch  wahr- 
scheinlich nie  erreichen.  Allein  es  hätten  nicht  alle  diejenigen,  welche 
Unterhaltsmittel  bedürften,  die  Mittel  oder  das  Recht,  sie  von  dem 
Boden  zu  verlangen;  andererseits  hätten  jene,  welchen  das  Monopol 
der  Ländereien  zustehe,  keineswegs  immer  ein  Interesse  daran,  ihnen 
alle  Früchte  abzuverlangen , die  sie  erzeugen  könnten.  I^ange  bevor 
die  Bevölkerung  durch  die  Unmöglichkeit,  weitere  Nahrungsmittel  zu 
gewinnen,  aufgehalten  werden  könne,  werde  sie  gehemmt  durch  die 
Unmöglichkeit,  die  Nahrungsmittel  zu  kaufen. 

Wenn  man  die  Geschichte  des  menschlichen  Geschlechts,  so  be- 
merkt unser  Autor  an  einer  anderen  Stelle*),  zu  allen  Zeiten  und  an 
allen  Orten  studiert,  so  wird  man  sich  überzeugen  können,  daß  der 
Wille  des  Menschen,  oder  wenn  man  lieber  will,  die  Gesetzgebung, 
der  er  sich  unterworfen  hat,  allein  die  Vermehrung  der  Lebensmittel 
und  mit  ihr  des  menschlichen  Geschlechtes  aufgehalten  hat.  Unend- 
lich oft  sieht  man,  wie  unglückliche  Arbeiter  ihre  Arbeit  entweder 
ganz  vergebens  ausbieten,  oder  nur  gegen  unzureichenden  Lohn  an- 
bringen können;  man  sieht  sie  dulden,  Mangel  leiden  und  zu  gründe 
gehen ; niemals  aber  hat  man  es  in  einem  Lande  erlebt,  daß  die  ganze 
Bevölkerung,  wie  die  Bewohner  einer  belagerten  Festung  oder  eines 
gestrandeten  Schiffs  auf  halbe  Portionen  gesetzt  wären.  Man  hat  noch 
nicht  gesehen,  — wenn  wir  Mißernten  einmal  unberücksichtigt  lassen 
wollen  — , daß  es  wegen  der  Unmöglichkeit,  mehr  zu  erzeugen,  weni- 
ger Lebensmittel  gegeben  habe,  als  zu  reichlichem  Unterhalte  des 
lebenden  Geschlechtes  notwendig  sind,  selbst  nicht  zu  einer  Zeit,  wo 
dasselbe  wegen  eingetretener  Unglücksfälle  oder,  weil  man  den  arbeiten- 
den Klassen  nicht  genug  Arbeitslohn  verschafften  konnte,  mit  großer 
Schnelligkeit  abnahm.  Wie  noch  niemals  die  Bevölkerung  durch  die 
Unmöglichkeit,  neue  Früchte  in  ausreichendem  Maße  für  die  Bedürfnisse 
zu  erbauen,  aufgehalten  ist,  so  wird  sie  auch  nie  auf  dem  Punkte  an- 
kommen, wo  es  nicht  gelingen  sollte,  die  Erträgnisse  des  Bodens  in 
der  Progression  zu  vermehren,  die  dem  Anwachsen  der  Bevölkerung 
entspräche. 

Wie  somit  auf  der  einen  Seite  die  Vermehrung  der  Nahrungsmittel 
in  gewisser  Beziehung  abhängig  ist  von  dem  W’illen  des  Menschen,  so 


1)  N.  p.  livre  VII  ch.  111.  (11.  t.  p.  263  fg.) 

2)  H.  p.  II.  p.  272. 
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beeinflußt  auf  der  anderen  Seite  das  Einkommen  die  Bewegung  der 
Bevölkerung  bezw.  auch  hier  der  Wille,  der  jedoch  in  letzter  Linie 
wieder  vom  Einkommen  bestimmt  wird*). 

Man  kann  nun  vielleicht,  so  sagt  Sismondi,  sich  darüber  wun- 
dern, daß  gerade  diejenigen  Bevölkerungsklassen,  welche  nur  ein  ganz 
geringes  Einkommen  haben,  eine  besonders  starke  Vermehrung  auf- 
weisen. Die  Ursache  hiervon  liegt  aber  darin,  daß  der  Arme,  der  von 
allem  Eigentum  entblößt  ist,  sich  am  ehesten  über  sein  Einkommen 
täuscht;  deshalb  trägt  er  leicht  zur  Vermehrung  einer  Bevölkerung 
bei,  die  in  keinem  Verhältnis  zur  Nachfrage  nach  Arbeit  steht  und 
somit  ausreichende  ünterhaltsmittel  nicht  finden  kann.  Aber  was  be- 
sonders schlimm  ist:  der  heutige  Arbeiterstand,  wie  ihn  die  moder- 
nen Produktionsverhältnisse  ins  Leben  gerufen  haben,  ist  niemals  sei- 
nes Einkommens  gewiß.  Die  Fortschritte,  welche  der  Reichtum  da- 
durch gemacht  hat,  daß  die  Arbeiter  in  großen  Werkstätten  vereinigt 
wurden  und  ihre  Industrie  von  großen  Kapitalisten  geleitet  ward,  sind 
ihnen  in  dieser  Hinsicht  sehr  nachteilig  geworden;  sie  haben  ihnen 
alle  Möglichkeit  entzogen,  die  Nachfragen  des  Marktes,  für  welchen 
sie  arbeiten,  zu  berechnen,  da  sie  alle  Berührung  mit  den  Kon- 
sumenten , welche  ihrer  Arbeit  bedürfen , verloren  haben.  Solange 
die  Handwerker  in  kleine  Werkstätten  verteilt  waren  und  darauf 
rechnen  konnten,  die  Erzeugnisse  von  ihrer  Hände  Arbeit  in  der 
nächsten  Stadt  zu  verkaufen,  kannten  sie  selbst  ihre  Kunden  und  be- 
merkten bald,  eben  so  schnell  fast  als  diese,  wenn  ihr  Einkommen  sich 
verringerte,  wenn  daher  also  auch  für  sie  die  Nachfrage  nach  Arbeit 
sich  vermindern  mußte.  Gewiß!  Die  Zeiten  waren  roh;  der  Arbeiter, 
der  nur  die  Hälfte  der  Woche  hindurch  beschäftigt  war,  mußte  sich 
mannigfachen  Entbehrungen  unterwerfen.  Er  war  nicht  sonderlich 
geneigt,  sich  zu  verheiraten  oder  seine  Familie  zu  vermehren.  Aber 
seitdem  ungeheuere  Kapitalien  in  weiten  Fabrikräumen  nicht  mehr 
Handwerker  sondern  I^ohnarbeiter  vereinigen,  kennen  diese  die  Konsu- 
menten nicht  mehr,  die  vielleicht  mehrere  hundert  Meilen  von  ihnen 
leben,  sie  erfahren  nicht,  was  sie  wünschen,  sie  wissen  nicht,  ob  ihre 
Nachfragen  sich  vermindern,  es  sei  denn  in  dem  Augenblicke,  wo  ihr 
Herr,  vielleicht  nachdem  sie  soeben  geheiratet  oder  Kinder  erzeugt 
haben,  sie  auf  der  Stelle  verabschiedet*). 

Anders  in  den  besseren  Bevölkerungsschichten.  Hier  sind  es  ge- 
wisse gesellschaftliche  Verpflichtungen,  Rücksichten  auf  den  Stand,  in 
welchem  man  geboren  ist  und  in  dem  man  lebt,  welche  die  Bevölke- 
rungsbewegung beeinflussen.  Diese  Verpflichtungen  nicht  zu  erfüllen, 
unter  seinen  Stand  herabsteigen  zu  müssen,  sucht  man  auf  alle  Weise 
zu  vermeiden.  Ein  Mensch,  der  sich  verheiratet  und  nun  mit  dem. 


1)  „La  maldplication  de  l'esp^e  dopend  de  la  volonte,  c’est  dans  cette  volootd 
qa'elle  a ses  boroes“.  (N.  p.  II.  p.  252.)  „La  popolation  se  rbglera  donc  nniqaement 
sur  ie  revenu ; et , »i  eile  ddpasae  cette  proportion , c’est  tonjoars  lorsqae  les  p^res  se 
sont  tromp4s  sar  ce  qn’ils  croyaient  5tre  lear  revenu‘‘.  (id.  p.  254.) 

2)  Cf.  N.  pr.  II.  p.  261  fg. 
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was  früher  für  ihn  allein  bestimmt  war,  den  Unterhalt  mehrerer  be- 
streiten muß,  versetzt  sich  stets  in  eine  bedrängtere  Lage,  aber  er 
verliert  nichts  von  seinem  Ansehen  und  seinem  Range,  weil  die  Ge- 
sellschaft diese  Änderung  erwartet  und  ihm  nicht  mehr  die  nämlichen 
Verpflichtungen  auferlegt. 

Von  dem  Augenblicke  an,  wo  sein  Einkommen  nicht  mehr  hin- 
reicht, ihn  mit  seiner  Familie  in  dem  Stande,  in  dem  er  zu  leben  ge- 
wohnt ist,  zu  erhalten,  würde  er  die  ganze  Last  der  Dürftigkeit  em- 
pfinden, obgleich  ein  anderer,  der  in  der  Klasse,  zu  welcher  er  nun 
herabsteigen  müßte,  geboren  ist,  diese  nämliche  Lage  noch  als  Wohl- 
stand ansehen  würde.  Wir  sehen  niemals,  daß  große  Grundbesitzer 
ihre  Söhne  Pächter  und  Pächter  ihre  Söhne  Tagelöhner  werden  lassen ; 
wir  sehen  ebensowenig,  daß  ein  großer  Kaufmann  seinen  Sohn  Krämer 
werden,  ein  Künstler  den  seinen  ein  einfaches  Handwerk  erlernen 
läßt.  Wo  diese  Söhne  die  Wahl  haben,  entweder  unverheiratet  zu 
bleiben,  oder  eine  entschieden  niedrigere  Beschäftigung  als  die  ihrer 
Väter  wählen  zu  müssen , da  kann  man  versichert  sein , daß  sie  auf 
die  Verheiratung  verzichten.  Ein  jeder  ist  bemüht,  für  die  Existenz 
seiner  Frau  und  seiner  Kinder  standesgemäß  zu  sorgen;  diese  Sorge 
genügt,  sie  bestimmt  seinen  Willen.  Er  berechnet  beständig,  bevor 
er  sich  verheiratet,  bevor  er  Vater  wird,  sein  Einkommen,  das  er  mit 
seiner  Familie  teilen  kann,  das  Vermögen,  welches  er  nach  seinem 
Tode  den  seinigen  hinterlassen  wird. 

Das  Einkommen  ist  somit  in  der  Hauptsache  der  Regulator  der 
Volksvermehrung  ^ ). 

Vergegenwärtigen  wir  uns  nun  noch  einmal  diese  seine  Lehre,  so 
werden  wir  sie  in  vielen  Beziehungen  als  entschieden  richtig  bezeich- 
nen müssen.  Sismondi  ist  mit  Malthus  der  Ansicht,  daß  die  Be- 
völkerung fähig  ist,  in  rascher  Progression  sich  zu  vermehren*).  Er 
erkennt  ebenfalls  voll  und  ganz  die  Leiden  einer  Übervölkerung  an®); 
allein  die  Ursachen  dieser  Leiden  findet  er  nicht,  wie  Malthus,  in 
einem  Mangel  von  Subsistenzmitteln,  sondern  darin,  daß  es  einem  Teile 
der  Bevölkerung  an  den  Mitteln  fehle,  um  sich  den  erforderlichen 


1)  Cf.  N.  pr.  II.  p.  264  fg. 

2)  Er  sagt  (N.  p.  II.  p.  252) : „Si  tous  les  hommes  avaient  nn  grand  inl4rct  k 
elever  une  fainille,  si  tous  en  avaient  les  moyens ; s’ils  se  mariaient  tons  , et  tous  aussi 
jeunes  que  le  pennet  la  nature;  s'ils  coutinuaient  k avoir  des  enfans  jusqu’  aoz  approches 
de  la  vieillesso,  une  famille  deviendrait  bientot  une  nation,  et  une  nation  eonvrirait  bien- 
tet le  monde.  La  race  quadruplerait  sans  doute,  eile  d^cnplerait  peut-otre  dans  le  conrs 
d’une  seule  g4n4ration“. 

8)  „Si  la  Population  s’accroit  lorsque  les  moyens  de  la  maintenir  ne  s’accroissent 
pas,  la  nation  est  frappöe  de  la  plus  cruelle  des  calamit^s.  La  terre  consume  alors  ceux 
qu’elle  ne  pent  nourrir ; plus  les  naissances  sont  nombreuses , et  plus  la  roortalitd  doit 
ezcercer  de  ravages  pour  maintenir  toqjours  le  meme  niveau ; et  oette  mortalit4 , effet 
de  la  mi>öre  et  de  la  souffrance,  se  trouve  pr^c^dde  par  le  long  supplice,  non-senlement 
de  ceux  qui  pdrissent , mais  de  ceux  qui  ont  luUd  avec  eux  pour  Texistence**  (id. 

p.  266). 
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Lebensunterhalt  zu  verscbaffen.  Und  in  diesem  Punkte  muß  man 
Sismondi  zweifellos  beipflichten. 

Von  einem  objektiven  Mangel  an  Nahrungsmitteln  wird  man  in 
absehbarer  Zeit  nicht  sprechen  können.  Wir  kennen  noch  nicht  ein- 
mal den  höchstmöglichen  Grad  der  Intensität  des  Ackerbaues ; außer- 
dem sind  große  Gebiete  der  Erdoberfläche  noch  unbebaut.  Wenn 
trotzdem  sich  eine  Übervölkerung  zeigt,  und  hier  und  dort  das  Elend 
einer  solchen  sich  geltend  macht,  so  ist  sie  lediglich  auf  die  von  Sis- 
mondi bezeichneten  Ursachen  zurückzuführen,  d.  h.  auf  die  unge- 
nügende Verteilung  des  Einkommens. 

Gewiß  ist  auch,  daß  in  den  besseren  Bevölkerungsklassen,  daß 
überall  da,  wo  eine  höhere  Lebenshaltung  erreicht  ist,  jene  Erwägun- 
gen vielfach  Platz  greifen,  von  denen  Sismondi  spricht.  Die  ord- 
nende Vernunft  oder  um  seinen  Ausdruck  anzuwenden:  der  W’ille 
regelt  hier  die  Volksvermehrung.  Es  sind  psychologische  Motive, 
welche  auf  Einschränkung  der  möglichen  menschlichen  Fruchtbarkeit 
hinwirken , und  diese  sind  keineswegs  allein  auf  die  von  M a 1 1 h u s 
betonte  moralische  Enthaltsamkeit  zurückzuführen.  Wenn  aber  Sis- 
mondi die  hohe  Geburtsfrequenz  in  den  untersten  Schichten  vor- 
wiegend daher  ableiten  zu  können  glaubt,  daß  der  Arbeiter  sich  über 
sein  Einkommen  täusche,  da  er  die  Bedürfnisse  des  Marktes,  für  wel- 
chen er  produziere,  nicht  kenne,  so  ist  nur  eine  Ursache  für  die  über- 
aus traurigen  Verhältnisse,  die  sich  uns  hier  zeigen,  angegeben,  eine 
Ursache,  die  jedoch  mit  jener  anderen,  auf  welche  der  Hauptnachdruck 
zu  legen  ist,  und  welche  Sismondi  auch  keineswegs  übersieht,  wenn 
er  ihr  auch  nicht  die  Bedeutung  beimißt,  die  ihr  gebührt,  eng  zusam- 
menhängt 

Nicht  so  sehr  die  Unkenntnis  der  Lage  führt  in  diesen  Kreisen 
zu  der  starken  Vermehrung,  als  vielmehr  die  Unsicherheit  der  Exi- 
stenz und  die  Aussichtslosigkeit,  hierin  Wandel  zu  schaffen.  Der  auf 
die  unterste  Stufe  der  Lebenshaltung  gesunkene  Arbeiter  kann  irgend 
welche  höhere  Bedürfnisse  nicht  befriedigen,  er  kennt  solche  kaum. 
Branntwein  und  Beischlaf  sind  die  einzigen  Genüsse,  denen  er  fröbnt 
Er  weiß,  daß  er  nicht  tiefer  zu  sinken  vermag,  er  sieht  aber  auch 
keinen  Weg,  der  ihn  zu  besseren  Verhältnissen  führt.  Jene  ordnende 
Vernunft  findet  bei  ihm,  „der  nichts  liebt,  nichts  achtet  und  nichts 
zu  verteidigen  hat  als  sein  Elend^“),  keine  Stätte*). 


1)  „qai  n’aiment  rien  , qni  ne  respectent  rien , qui  n’oiit  & d^fendre  que 

leur  mis^re“.  (Revue  meusuelle.  II.  p.  128.) 

2)  Daß  S.  dieses  Moment  nicht  unbeachtet  gelassen,  geht  aus  folgenden  Worten 
hervor ; 

„Hsds , lorsqu'on  a pennis  qu’il  existftt  une  classe  dont  I’habitude  fQt  de  ne  rien 
avoir , dont  l’idöe  de  richesse  füt  simplement  d’exister,  dont  l'idöe  de  pauvrete  f&t  de 
mourir  de  faim ; lorsqu’on  a permis  que  sa  subsistance  füt  mesurde  si  juste  qu’on  ne 
püt  rien  en  retrancher;  cenx  qui  vivent  dans  cette  condition  ne  fonnent  pour  les  objets 
de  leur  affection  que  les  voeux  qu'ils  fonnent  pour  enx-mcmes.  S’ils  ont  v4cu  au  Jour 
le  jour,  ils  seront  contens  ponrvu  que  leurs  fils  vivent  an  jour  le  jour;  s’ils  n’ontjumais 
essay4  de  connaitre  le  roarch^  qui  r^clame  l'emploi  de  leur  travail,  ils  u’essaieront  poin 
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Es  ist  schon  oft  darauf  hingewiesen  worden , daß  man  die 
Malthus’sche  Bevölkerungslehre  nicht  dadurch  widerlegt  hat  oder 
widerlegen  kann,  daß  man  einzelne  Unvollkommenheiten  in  der  Dar- 
legung derselben  aufdeckt.  Wie  jene  Polemik,  die  an  die  Gegenüber- 
stellung der  geometrischen  und  arithmetischen  Progression  anknüpfte, 
sich  um  Nebensächliches  drehte  und  keineswegs  das  Wesentliche  der 
Mal thus 'sehen  Theorie  berührte,  so  haben  auch  die  Einwendungen 
Sistnondis  an  der  Wahrheit  der  M althus'schen  Sätze  nicht  zu 
rütteln  vermocht. 

Wenn  aber  unser  Autor,  wie  wir  sahen,  darauf  aufmerksam  machte, 
daß  die  Ursachen  der  schnellen  Vermehrung  der  niederen  Volks- 
schichten auf  sozialem  Gebiete  ruhen,  oder  spezieller:  auf  eine  unbe- 
friedigende Einkommensverteilung  zurückzuführen  seien,  so  war  er 
doch  weit  davon  entfernt,  anzunehmen,  daß  eine  gleiche  Güterverteilung 
die  Bevölkerungsfrage  aus  der  Welt  schaffen  würde.  Dieselbe  wird 
seiner  Ansicht  nach  vielmehr  immer  und  überall  vorhanden  sein;  es 
ist  daher  die  Aufgabe  des  Staates,  die  Bewegung  der  Bevölkerung 
eingehend  zu  verfolgen,  eine  den  Verhältnissen  entsprechende  Bevöl- 
kerungspolitik zu  treiben. 

Sind  nicht  genug  verfügbare  Hände  vorhanden,  um  das  Land  zu 
bebauen,  übersteigt  die  Nachfrage  nach  Industrieprodukten  das  Ange- 
bot derselben,  so  wird  die  Bevölkerung  sich  in  einem  Zustande  be- 
finden, in  dem  sie  einer  Vermehrung  bedarf.  Allein  ein  Eingreifen  der 
Regierung,  d.  h.  eine  künstliche  Nachhülfe,  um  das  Anwachsen  der 
Bevölkerung  zu  befördern,  wird  in  diesem  Falle  nicht  erforderlich  sein. 
Sismondi  glaubt  vielmehr,  und  zweifellos  mit  Recht,  daß  hier  die 
Bevölkerung  sich  am  besten  selbst  überlassen  bleibe,  daß  künstliche 
Einwirkungen  der  Regierung  nur  größere  Verwickelungen  zur  Folge 
hätten.  Daher  tadelt  er  die  Ermahnungen  der  Geistlichkeit  zur  Ver- 
ehelichung, die  aus  jenem  blinden  Vertrauen  hervorgehen,  daß  Gott 
schon  für  die  Kinder  Brot  schaffen  würdet);  nicht  minder  aber  ver- 
urteilt er  jene,  besonders  durch  das  Merkantilsystem  begünstigte  Be- 
völkerungspolitik der  Regierungen  •),  durch  welche  mit  den  verschieden- 
artigsten Mitteln  das  Anwachsen  der  Volkszahl  gefördert  werden  sollte. 


de  le  calculer  poar  lears  enfans.  Le  malhenreax  oavrier  de  ces  manofactures  qui  ne 
gagne  que  bait  sous  par  jour,  et  qni  souffre  sonvent  de  la  faim,  ne  se  refasera  pas  luU 
m^me  au  mariage:  on  l’a  accoutumd  k ne  point  connaitre  d’avenir  plus  dloignd  que  le 
samedi,  oü  Ton  paye  les  comptes  de  la  semaine ; on  a ainsi  dmouasd  en  lul  les  qualites 
morales  et  le  sentiment  de  Sympathie ; on  Ini  a trop  sonvent  fait  connaitre  la  doulenr 
presente,  pour  qu’il  soit  tr^s-offrayd  de  la  douleur  futnre  que  ponrront  dprouver  sa  femme 
et  ses  enfans:  si  sa  femme  gagne  aussi  huit  sous,  si  ses  enfans,  tant  qu'ils  sont  en  bas 
ftge,  sont  nn  titre  pour  Ini  pour  recevoir  quelques  secours  de  l’hupital,  de  la  charitd 
publique,  ou,  en  Angieterre,  de  sa  paroisse,  an  moyen  de  la  taxe  des  pauvres ; si,  arrivds 
& six  on  sept  ans,  ils  commencent  ddjk  k gagner  qnelque  chose , ses  enfans,  loin  de  di- 
minner  son  revenn,  paraitront  l’augmenter;  sa  famüle  deviendra  d’antant  plus  nombrense, 
qn’elle  sera  plus  k Charge  k la  socidtd;  et  la  nation  gemira  sous  le  poids  d’une  popula- 
tion  disproportionnde  avec  les  moyens  de  la  maintenir“.  (N.  p.  II.  p.  266  fg.) 

1)  N.  p.  U.  Uvre  VU.  ch.  V. 

2)  N.  p.  II.  livre  VO.  ch.  VI. 
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Zu  solchen  Mitteln  zählt  er  vor  allem  auch  die  künstliche  Förderung 
einer  Industrie,  die  sich  doch  nicht  halten  kann  und  welche,  sobald 
sie  wieder  eingegangen,  eine  große  Anzahl  von  Arbeitern  plötzlich  ins 
tiefste  Elend  stürzt.  Ähnlich  sei  auch  vielfach  die  Einführung  von 
Maschinen  zu  beurteilen,  welche,  indem  sie  Arbeitskräfte  erspare  die 
Masse  der  Überzähligen  vermehre  Ü-  Maschinen,  so  bemerkt  er,  sind 
nur  da  gut  und  nützlich,  wo  cs  noch  hinreichend  Mittel  giebt,  um  die 
durch  sie  müßig  gewordenen  Hände  auf  andere  Art  nützlich  zu  be- 
schäftigen oder  um  das  Geschäft  selbst,  in  welchem  die  Maschinen 
gebraucht  werden,  gehörig  zu  erweitern.  Wo  also  die  Nachfrage 
größer  ist,  als  das  Angebot,  da  ist  jede  neue  Erfindung  der  Technik 
oder  der  Kunst  eine  Wohlthat  für  die  Gesellschaft,  denn  sie  dient 
dazu,  die  vorhandenen  Bedürfnisse  zu  befriedigen.  Wo  indes  die  Pro- 
duktion schon  für  das  Bedürfnis  hinreicht,  da  ist  jede  derartige  Er- 
findung nur  ein  Unglück  für  das  Volk.  Sie  verschalt  zwar  den  Kon- 
sumenten mehr  oder  wohlfeilere  Waren,  vernichtet  aber  das  Leben 
der  Produzenten. 

Es  genüge  diese  Anschauung  Sismondis  im  Anschluß  an  die 
Bevölkerungslehre  zu  erwähnen,  ich  komme  weiter  unten  spezieller 
auf  sie  zu  sprechen. 

Wir  sehen  somit,  daß  die  Regierung  eine  die  Vermehrung  der 
Bevölkerung  befördernde  Politik  nicht  betreiben  soll,  wohl  aber  hat 
sie  unausgesetzt  ihr  Augenmerk  darauf  zu  richten,  daß  einer  Übervöl- 
kerung vorgebeugt  werde,  ln  dieser  Beziehung  muß  sie  durch  direkte 
und  indirekte  Maßregeln  das  Wohl  des  Ganzen  verfolgen.  Am  be- 
achtenswertesten sind  jene  indirekt  wirkenden  Mittel,  die  S i s m o n d i 
vorschlägt  * ). 

Sind  die  Landbebauer  zugleich  Landeigentümer,  so  findet  die  Be- 
völkerung des  platten  Landes  von  selbst  da  ihre  Grenze,  wo  die  Tei- 
lung der  Ländereien  so  weit  vor  sich  gegangen  ist,  daß  jeder  Bauer 
nur  so  viel  Grund  und  Boden  besitzt,  wie  er  bedarf,  um  sich  und 
seine  Familie  anständig  zu  ernähren  ®).  Wenn  dann  mehrere  Kinder 
vorhanden  sind,  so  erhält  der  älteste  Sohn  seiner  Zeit  das  Gut;  die 
jüngeren  verheiraten  sich  nicht,  sondern  dienen  als  Knechte,  bis  sie 
vielleicht  ein  Mädchen  finden,  das  ihnen  ein  Gut  zubringt;  auch  die 
Töchter  dürfen  nicht  anders  als  Bauernsöhne  heiraten,  die  für  eine 
Familie  sorgen  können.  Wird  aber  das  Land  nicht  auf  diese  Weise, 
sondern  durch  große  Landeigentümer  oder  Pächter  bewirtschaftet,  so 
werden  Handarbeiter  und  Tagelöhner  dazu  verwendet,  die  um  kärg- 
lichen Lohn  das  Einkommen  einer  Familie  vermehren  helfen.  Die 
ganze  soziale  Lage  dieser  nichts  besitzenden  Tagelöhner  ist  wesent- 
lich verschieden  von  jener  der,  wenn  auch  nur  über  kleinen  Grundbe- 


1)  N,  p.  II.  t livre  VII.  ch.  VII.  — Cf.  auch  unten  8.  872  fg. 

2)  N.  pr,  II.  p.  339  fg. 

3)  „II  sait  qn’nne  grande  famille  serait  ponr  Ini  une  grande  g3ne,  non  senlemeiit  au 
moment  de  la  naisaance  des  enfants,  mais  pendant  toute  leur  vie,  et  c’est  pour  lui  un 
avertissentent  salntaire.*'  (^t.  s.  l’4con.  pol.  I.  p.  259). 
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sitz  verfügenden  Arbeiter.  Während  diese,  wie  wir  sahen,  die  Ehe- 
schließung hinausschieben,  haben  jene  dazu  gar  keine  Veranlassung; 
sie  berechnen  ihr  wahrscheinliches  aber  unsicheres  Einkommen,  ver- 
heiraten sich  darauf  zumeist  noch  in  sehr  jungen  Jahren  und  geben 
einer  armseligen  Bevölkerung  das  Leben , die  ohne  Scham  auf  die 
unterste  Stufe  der  Lebenshaltung  sinkt  oder  in  die  Klasse  der  Bettler 
übergeht,  sobald  es  ihr  an  Beschäftigung  fehlt  oder  sie  nicht  mehr 
fähig  ist,  zu  arbeiten  1). 

Die  Regierung  muß  daher,  so  argumentiert  Sismondi,  dahin 
wirken,  daß  der  Arbeiter  zugleich  Eigentümer  des  Grund  und  Bodens 
werde;  das  kann  dadurch  erreicht  werden,  daß  die  Verkäuflichkeit 
und  Teilbarkeit  der  Grundstücke  auf  alle  Art  befördert  wird.  Wo  kei- 
nerlei Lehensverhältnisse  oder  anderweitige  Beschränkungen  des  Grund- 
besitzes bestehen,  wird  sich  eine  derartig  wünschenswerte  Verteilung  der 
Ländereien  mehr  oder  minder  von  selbst  vollziehen ; wo  indes  solche, 
den  allgemeinen  Fortschritt  hemmende  Institutionen  vorhanden  sind, 
da  ist  es  die  Pflicht  der  Regierung  direkt  einzugreifen  im  Interesse 
der  Lage  der  arbeitenden  Klassen,  d.  h.  im  Interesse  der  gesamten 
Nation.  So  könne  sie  z.  E.  bestimmen,  daß  kein  Arbeiterhaus  auf  dem 
Lande  gebaut  werden  dürfe,  ohne  daß  demselben  ein  bestimmter  Grund- 
b<;sitz  zugeschlagen  würde.  Das  könne  jedenfalls  schon  dem  Vorbeu- 
gen, daß  die  Arbeiter  einem  gänzlichen  Elende  anheimiielen. 

Weit  schwieriger  sei  es  jedoch,  den  in  Fabriken  beschäftigten 
städtischen  Arbeitern  zum  Eigentum  zu  verhelfen.  In  früherer  Zeit 
hätten  io  den  Städten  die  Zünfte  nach  dieser  Seite  hin  einen  sehr 
segensreichen  Einfluß  ausgeübt.  Jetzt  indes,  nach  Einführung  der 
Fabriken,  habe  der  in  diesen  beschäftigte  Arbeiterstand  sejne  Selbst- 
ständigkeit eingebüßt.  Er  verheirate  sich  ohne  weitere  Überlegung 
aufs  Ungewisse  hin  und  gerade  in  diesen  Kreisen  wachse  die  Bevöl- 
kerung über  das  Maß  an.  Hier  sei  es  nun  die  Pflicht  der  Arbeitgeber, 
ihre  Arbeiter  besser  zu  stellen,  vielleicht  in  der  Weise,  daß  sie  ihren 
Arbeitern  mit  guter  Führung  einen  gewissen  Anteil  am  Rein- 
gewinn zugeständen.  Man  dürfe  erwarten,  daß,  wenn  es  dem  indu- 
striellen Arbeiter  möglich  werde  mit  Hülfe  seiner  persönlichen  Ar- 
beitskraft sich  zu  einer  höheren  Stellung  bezw.  gesicherten  Beschäfti- 
gung emporzuarbeiten,  daß  er  dann  auch  seine  Eheschließung  bis  zu 
jenem  Zeitpunkte,  wo  er  in  eine  bessere  Lage  gekommen,  hinausschieben 
werde. 

Überhaupt  habe  der  Arbeiter  ein  Recht  auf  Garantie  seiner  Exi- 
stenz von  dem,  der  ihn  brauche.  Dieser  sehr  beachtenswerten  Er- 
wägung widmet  Sismondi  das  letzte  Kapitel  seiner  „nouveaux  prin- 
cipes^'.  Die  Absonderung  der  arbeitenden  lüasse  von  denen,  welche  die 
Früchte  ihrer  Arbeit  empfangen,  sei  keineswegs  von  der  Natur,  son- 
dern erst  künstlich  von  der  Gesellschaft  gemacht.  Alles  aber,  was 
unser  Werk  sei,  könne,  wenn  es  als  fehlerhaft  erkannt  werde,  auch 


1)  Cf.  auch  deo  Aufsatz  „de  la  richesse  territoriale“  in  der  „Revue  mensnelle“  II. 
p.  144  n 145. 
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von  uns  verbessert  werden.  Nach  der  jetzigen  Organisation  der  Ge- 
sellschaft werde  die  Arbeit  durch  das  Zusammenwirken  von  zwei  Klassen 
hervorgerufen ; die  eine  habe  den  Reichtum,  das  Land,  das  Kapital,  die 
andere  gebe  ihre  Arbeitskraft  her.  Kein  Produkt  entstände  ohne  eine 
Verbindung  beider.  Der  Arbeiter  brauche  den  Unternehmer,  dieser 
den  Arbeiter.  „L'un  fait  vivre  Tautre;  il  existe  donc,  il  devrait  du 
moins  exister  une  Sorte  de  solidarit^  entre  eux“  ^). 

Und  wo  diese  Solidarität  sich  nicht  finde,  da  müsse  sie  geschaffen 
werden;  Aufgabe  der  Regierung  aber  sei  es,  solches  anzubahnen.  Die 
Gesellschaft  könne  verlangen,  daß  der,  welcher  den  Arbeiter  beschäftige 
und  ihn  zu  seinem  Nutzen  gebrauche,  auch  ihn  ernähre,  und  daß  er  diese 
Last  nicht  anderen  Personen  aufbürde,  die  keinen  Nutzen  von  dem 
Arbeiter  gehabt  haben.  Auf  den  niederen  Kulturstufen,  wo  Sklaven- 
arbeit bestand,  habe  niemand  daran  gedacht,  die  nicht  mehr  voll 
leistungsfähigen  oder  kranken  Sklaven  einfach  fort  zu  jagen;  ein  jeder 
habe  gewußt,  daß  er  auch  die  kranken  und  alten  Sklaven  verpflegen 
müsse.  Ebenso  sei  im  Feudalsystem  die  Verpflichtung  des  Grund- 
herrn, für  die  Existenz  seiner  Hörigen  zu  sorgen,  stets  anerkannt  ge- 
wesen. Um  so  mehr  aber  müsse  man  heute  fordern,  daß  die  großen 
Eigentümer  und  Pächter  der  Ländereien  Anstalten  treffen,  daß  die  für 
sie  arbeitenden  Familien  nicht  nur  so  lange  von  ihnen  unterhalten  wer- 
den, als  sie  arbeiten  können,  sondern  auch  dann,  wenn  sie  ihre  Ar- 
beitskraft verloren  haben. 

Das  gleiche  gälte  mutatis  mutandis  von  den  industriellen  Ge- 
werben. Freilich  habe  man  hier  bei  einer  solchen  Organisation  mit 
weit  größeren  Schwierigkeiten  zu  kämpfen;  das  dürfe  aber  nicht  ab- 
halten, das  durchzuführen,  was  man  als  richtig  erkannt  habe,  zumal 
die  Not  hier  noch  größer  sei. 

Sismondi  schlägt  nun  vor,  jedes  Gewerbe  zunächst  zu  sondern; 
alsdann  sollen  die  ein  gleiches  Gewerbe  betreibenden  Fabrikanten  zu- 
sammentreten und  eine  Korporation  oder  um  einen  modernen  Aus- 
druck zu  gebrauchen,  eine  Berufsgenossenschaft  bilden,  lediglich  zu 
dem  Zwecke,  um  mit  gemeinsamen  Kräften  die  ihnen  im  Interesse 
der  Arbeiter  obliegenden  gemeinsamen  Aufgaben  zu  lösen.  Diese 
Genossenschaft  solle  einen  Fonds  für  Notfälle  zusammenbringen,  zu  dem- 
selben habe  jeder  Fabrikant  für  jeden  seiner  Arbeiter  einen  gewissen 
Beitrag  zu  zahlen.  Lasse  sich  das  verwirklichen,  so  werde  dem  Elende 
der  Arbeiterwelt  ein  Ziel  gesetzt  sein ; in  den  Fällen  der  Krankheit,  der 
Invalidität  und  des  Alters  werde  für  sie  gesorgt  sein. 

Sismondi  glaubt,  daß  eine  derartige  Veranstaltung  einen  über- 
aus segensreichen  Einfluß  ausüben  müßte.  Ein  festes  Band  würde 
den  Arbeitgeber  wieder  mit  seinen  Arbeitern  verknüpfen;  ersterer  würde 
vorsichtiger  in  allen  seinen  Unternehmungen  sein,  weil  eine  ganz  an- 
dere Verantwortlichkeit  auf  ihm  laste;  der  Uberspekulation  und 
fieberhaften  Produktionssucht  würde  ein  Halt  geboten.  — Der  Arbeiter 
aber,  der  äußersten  Not  entrissen  und  zu  einer  sicheren  Lebenshsd- 


1)  N.  pr.  II.  p.  848. 

N.  F.  Bd.  XIY.  23 
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tung  gehoben,  würde  höheren  Interessen  zugänglich  sein;  auch  die 
Bevölkerungsbewegung  in  dieser  Klasse  würde  sich  ändern,  die  ord- 
nende Vernunft  sich  auch  hier  geltend  machen.  Das  würde  allmäh- 
lich die  Folge  sein,  wenn  man  jenen  Grundsatz  erst  zur  Anerkennung 
gebracht  habe:  „rouvrier  a droit  ä la  garantie  de  celui  qui  l’emploie.“ 

Gegenüber  solchen  umfassenden  Vorschlägen  verschwinden  jene 
gelegentlich  von  Sismondi  empfohlenen  Maßnahmen,  die  dahin 
zielen,  gleichsam  auf  direktem  Wege  das  zu  rasche  Anwachsen  der 
Bevölkerung  zu  hemmen.  So  äußert  er  sich  beifällig  über  das  ehelose 
Leben  der  katholischen  Geistlichkeit  und  meint  sogar,  daß  es  zweck- 
mäßig sei,  den  Offizieren,  Richtern,  überhaupt  allen  denen,  die  von 
einem  Staatsgehalte  leben,  das  Heiraten  zu  verbieten^);  auch  findet 
sich  die  Bemerkung,  daß  es  vielleicht  ratsam  sei,  die  Eheschließenden 
zu  verpflichten,  ein  bestimmtes  Kapital  zum  Besten  der  zu  erwartenden 
Kinder  in  irgend  eine  Sparanstalt  vor  der  Trauung  einzuzahlen. 

Aber  wie  gesagt:  diese  Vorschläge  sind  von  ganz  untergeord- 
neter Bedeutung;  ich  erwähne  sie,  gleichsam  im  Vorübergehen , nur 
der  Vollständigkeit  wegen,  sie  treten  völlig  zurück  vor  jenem  seine 
ganze  Bevölkerungslehre  durchziehenden  Gedanken,  daß  nur  eine  durch- 
greifende soziale  Reform  zu  befriedigenden  Zuständen  auch  auf  diesem 
Gebiete  zu  führen  vermag*).  — 


2. 

ln  vielfacher  Beziehung  bedeutsam  sind  die  Ausführungen  Sis- 
mondis  über  die  Zustände  und  Erscheinungen  auf  landwirtschaft- 
lichem Gebiete. 

Die  Bebauer  des  Grund  und  Bodens,  so  führt  er  aus®),  seien 
bis  dahin  noch  am  wenigsten  von  der  alten  Lebensweise  abgelenkt, 
obgleich  auch  ihre  Arbeit  von  der  „Chrematistik“  ganz  anders  betrachtet 
und  beurteilt  werde,  als  im  Interesse  der  Gesamtheit  wünschenswert 
sei.  In  den  Augen  der  Smith’schen  Schule  — als  Autorität  führt 
er  S a y an  — sei  der  Ackerbau  ein  Gewerbe  wie  jedes  andere : man 
tausche  die  Produktionskosten  ein  gegen  die  Produkte,  welche  man 

1)  N.  pr.  II.  p.  811. 

2)  So  bemerkt  er  z.  E.  in  bezog  auf  die  traorigen  irischen  Znstknde:  „U  fant  donc 

favoriser  puissammout  par  la  legislation  la  fonnation  de  moeurs  nouveUes ; il  fant  qne  pen- 
dant  tm  temps,  da  moius,  les  m^tairies  soient  indivisibles,  quo  le  tenancier  sott  meme 
ezpos4  ä les  perdre  s’il  essayait  de  les  partager ; il  faat  multiplier  les  obstacles  aux 
mariages  improdents  et  pr4coces;  il  fnnt  renforcer  l’aatorit^  patemelle  et  celle  du  conseil 
de  famille,  pour  les  emp6cher;  il  faut  interposer  des  ddlais,  obliger  k une  publication  de 
bans  suivie  d’une  longno  attente ; il  faat  peat-Stre  enfin  exiger  des  dpoux  quelque  garantie, 
qaelqae  ddpöt  d’argent  dans  la  caisse  d’öpargnes  oa  la  boarse  de  la  paroisse,  destiud  aux 
enfants  k venir.  L’impr^voyance  actuelle  des  Irlandais  doit  ctre  combattae  par  toas  les 
moyens  qui  pouvent  se  concilier  avec  la  libertd  pabliqae , et  les  plas  efficaces  peut*etre 
sont  les  l^bitades,  les  coatnmes  locales,  qai  contiennent  l’imprdvoyance".  (Et.  s.  l’^con. 
pol.  1.  p.  260).  ^ 

3)  Cf.  N.  pr.  1.  UI.  livre.  p.  149  fg.  — I^t.  s.  l’dc.  pol.  t.  I.  u.  IL  1 iere  section 
Bevne  mensuelle.  t.  II  p.  123  fg;  besonders  p.  132  fg. 
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erziele,  und  dieser  Tausch  sei  um  so  vorteilhafter,  je  weniger  man  für 
das,  was  man  empfange,  opfere.  Dieses  Gewerbe  sei  somit  im  Fort- 
schreiten begriffen,  wenn  es  gelänge,  ein  größeres  Brauchbarkeitsquan- 
tum für  die  nämlichen  Kosten  zu  erzielen,  oder  wenn  das  gleiche 
Brauchbarkeitsquantum  mittels  geringerer  Kosten  gewonnen  würde’). 

Folglich  müsse,  wenn  diese  Auffassung  richtig  sei,  die  Blüte  der 
Landvrirtschaft  nach  dem  Reinerträge  bemessen  werden.  Sie  gewinne 
sowohl  dadurch,  daß  sie  mehr  produziere,  als  dadurch,  daß  sie  weniger 
Kosten  verursache;  ebenso  dadurch,  daß  sie  mehr  Produkte  verkaufe, 
wie  dadurch,  daß  sie  ihr  altes  Produktenquantum  um  höheren  Preis  an 
die  Konsumenten  absetze;  brauche  sie  eine  geringere  Zahl  von  Ar- 
beitern, so  sei  das  für  sie  vorteilhaft,  wie  es  andererseits  vorteilhaft 
sei,  wenn  der  an  die  Arbeiter  zu  zahlende  Lohn  sinke. 

Nach  eben  diesen  Grundsätzen  hätten  die  Grundeigentümer  der 
Grafschaft  Sutherland  gehandelt.  Sie  hätten,  nachdem  sie  erkannt, 
daß  der  Boden  dieser  Provinz  ihnen  nur  einen  Schilling  per  acre  ab- 
werfe, sich  weiter  nicht  darum  gekümmert,  daß  derselbe  mehreren 
Tausenden  von  Bauemfamilien  Nahrung  gebe,  sondern  diese  Familien 
vertrieben,  ihre  Häuser  eingerissen  und  die  Felder,  in  Brache  ver- 
wandelt, als  Schafweideplätze,  „sheep  walks“,  benutzt. 

Von  den  Tausenden  der  aus  ihren  alten  Wohnsitzen  vertriebenen 
Arbeiter  seien  die  einen  an  den  Küsten  der  Grafschaft  Sutherland 
Fischer  geworden;  andere  seien  nach  Amerika  ausgewandert,  noch 
andere  endlich  hätten  in  den  Städten  Schottlands  um  Arbeit  gebettelt 
oder  seien  dort  im  Elend  umgekommen*). 

Das  sei  von  Vielen  ein  Beispiel  der  fortschreitenden 
Landwirtschaft  der  chrematistischen  Schule,  die  den  Arbeiter,  welcher 
die  Produkte  der  Erde  hervorbringen  helfe,  nur  als  Mittel  zum  Zwecke 
betrachte.  Ganz  anders  urteile  hier  die  wahre  Wissenschaft  der 
Volkswirtschaft,  welche  nicht  so  sehr  auf  eine  möglichst  große  Pro- 
duktion als  vielmehr  auf  eine  alle  Klassen  der  Bevölkerung  befriedi- 
gende Verteilung  der  Güter  bedacht  sei.  Für  sie  gelte  es  vor  allem 
das  Wohlbefinden  der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung  zu  fördern, 
da  diese  bei  weitem  die  große  Mehrzahl  der  Nation  ausmache. 

Der  Gesetzgeber  müsse  deshalb  bemüht  sein,  eine  möglichst  große 
Anzahl  von  Bürgern  auf  dem  Lande  festzuhalten  und  diesen  den 
höchstmöglichen  Anteil  von  dem  zu  sichern,  was  sie  durch  ihre  Ar- 
beit produzieren ; die  Intelligenz  dieser  Bevölkerungsklasse  sei  zu  ent- 
wickeln, ihre  Moralität  zu  bilden  und  zu  kräftigen.  Um  dieses  Ziel 
nun  zu  erreichen,  müsse  man  der  Existenz  des  Landmannes  eine  ge- 
wisse Sicherheit  geben;  alle  Verträge,  die  ihm  ein  bleibendes  Recht 


1)  Say:  Cours  complet  d'^conomie  poliUque.  t.  1.  p.  24. 

2)  Cf.  Kcvuo  meiisuelle  II  t.  p.  132.  Et.  sur  l’ec.  pol.  I.  p.  1.50  fg.  — S.  citiert 
hier  James  Loch:  Lord  StaiTord’s  Improvcmcnts.  I.  1820.  — cf.  auch  t.  II.  p.  45. 
N.  pr.  I.  162.  S.  selb.st  hat  in  der  „Revue  encyclopddique“  weitere  Einzelheiten  Uber 
die  bez.  Vorgänge  in  Sutherland  mitgeteilt;  der  betr.  Aufsatz  war  mir  jedoch  nicht  zu- 
gänglich. — 
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auf  den  Boden  verliehen,  seien  zu  begünstigen,  jene,  die  seine  Stellung 
unsicher  machten,  zu  verwerfen. 

Man  dürfe  nicht  vergessen:  die  Bebauung  des  Landes  erheische 
harte  und  anhaltende  Arbeit.  Diese  Arbeit  könne  nur  von  solchen 
Personen  verrichtet  werden,  die  auf  die  höheren  Genüsse  des  Lebens, 
auf  Luxus  verzichteten.  Die  Sozialisten,  so  bemerkt  Sismondi*), 
speziell  diejenigen,  welche  die  Menschheit  durch  das  Kooperationssy- 
stem veredeln  wollen,  verfallen  in  eine  große  Albernheit,  wenn  sie 
denselben  Menschen  abwechsebd  bald  die  Genüsse  des  Luxus,  bdd 
die  niedrigsten,  mitunter  höchst  widerwärtigen  Arbeiten  zuweisen 
wollen.  Derjenige,  dessen  Aufgabe  am  Morgen  darin  bestand,  Mist 
zu  fahren,  werde  schwerlich  Neigung  verspüren,  am  Mittage  eine  Spazier- 
fahrt zu  machen  oder  abends  in  den  kostbarsten  Kleidern  einen  Ball 
zu  besuchen.  Aber  nicht  minder  abgeschmackt  sei  jene  Behauptung 
der  Chrematistiker,  daß  die  größere  Produktion  ohne  weiteres  allen  zu 
gute  käme.  In  Wahrheit  würde  bei  diesem  System  der  Arbeiterstand 
auf  das  Unentbehrlichste,  gleichsam  auf  ein  Darbeminimum  herabge- 
drückt, während  der  Mittelstand  verschwinde;  kolossale  Reichtümer 
häuften  sich  in  den  Händen  einiger  Großgrundbesitzer,  Großindustriel- 
ler und  Großkaufleute  an;  die  Kunstprodukte,  die  jedoch  nur  der 
Wohlhabende  kaufen  könne,  vermehrten  sich;  — aber  was  nütze  der 
Gesamtheit  diese  Art  der  Produktion,  wenn  man  diejenigen  Personen 
mehr  und  mehr  vertilge,  die  genußfähig  seien? 

Jenen  Wohlstand  und  jenes  Glück , die  sich  mit  rauher  Hand- 
arbeit vertragen,  müsse  man  dem  Bauer  zu  sichern  suchen ; mit  anderen 
Worten:  man  müsse  ihm  das  geben,  was  ihm  in  seiner  Wohnung,  in 
seiner  Kleidung  und  in  seiner  ganzen  Existenz  zur  Gesundheit  und 
zum  Wohlbefinden  diene.  Wenn  der  Landmann  so  gestellt  sei,  dann 
befinde  er  sich  glücklich;  dann  könne  er  mannigfache,  mit  seiner 
Lebensstellung  im  Einklänge  befindliche  Bedürfnisse  befriedigen,  ohne 
Mühe  seine  Steuern  zahlen  und  werde  mit  Lust  und  Liebe  zum  Nutzen 
der  ganzen  Gesellschaft  seine  Arbeit  verrichten.  Heute  aber  sei  das 
anders.  Man  habe  große  Besitzer  oder  reiche  Pächter,  die  die  Wirt- 
schaft leiten  und  nur  durch  ihr  Kapital  und  ihre  Einsicht  sich  an  der 
Produktion  beteiligen.  Sie  schaffen  nicht  mit  ihren  Händen,  sondern 
beaufsichtigen  nur  und  spornen  die  Arbeiter  an;  sie  kaufen  und  ver- 
kaufen, führen  die  Bücher,  kurz  bilden  ein  getreues  Abbild  der 
Kaufleute  und  Fabrikherrn.  Man  nennt  sie  daher  auch  in  Rom  ^mer- 
canti  di  tenute’  und  in  England  ^gentlemen  farmers’.  Je  mehr  man 
jedoch  die  Stellung  dieser  erhöht,  um  so  mehr  erniedrigt  man  die 
ihrer  Arbeiter.  Indem  jene  sich  das  W' ollen  und  die  Einsicht  Vorbehalten, 
verweigern  sie  dies  ihren  Tagelöhnern  und  ihrem  Gesinde;  von  diesen 
verlangen  sie  nur  die  Anwendung  ihrer  Muskelkraft  und  würdigen  sie,  so- 
weit als  möglich,  zu  bloßen  Arbeitsmaschinen  herab.  Es  ist  aber  immer 
nachteilig,  so  meint  Sismondi,  das  Interesse  derjenigen,  welche  die 
Intelligenz  und  den  Reichtum  besitzen,  mit  dem  Interesse  jener,  welche 

Cf.  Hevue  meosuelle;  a.  a.  O.  p.  138. 
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nur  über  die  Kraft  ihrer  Hände  verfügen,  in  Gegensatz  zu  bringen.’ 
Ersterc  drängen  daun,  um  sich  den  Gewinn  und  eine  möglichst  ge- 
sicherte Zukunft  zu  verschaffen,  die  letzteren  in  eine  immer  zweifel- 
haftere Lage,  ja  sie  sind  bemüht,  soweit  es  nur  irgend  durchführbar 
ist,  sich  ihrer  gänzlich  zu  entledigen. 

Was  unser  Autor  erstrebt,  ist  die  Bewahrung  des  Interesses  am 
Gelingen  und  Gedeihen  der  Arbeit  bei  all  denjenigen,  die  in  der  Land- 
wirtschaft thätig  sind.  Daher  meint  er,  daß  kein  anderer  Feldarbeiter 
mit  dem  Allodialbauern  vergleichbar  sei,  der  mit  dem  direktesten 
Interesse  seinen  Grund  und  Boden  bewirtschafte.  Der  Besitzer  eines 
Erbpachtgutes  arbeite  fast  mit  derselben  Liebe,  weil  er  wisse,  daß 
alles,  was  er  für  das  Land  thue,  wenn  nicht  ihm  selbst,  so  doch 
seinen  Erben  zu  gute  komme.  Dann  folge  der  Teilbauer;  erhalte 
dieser  auch  nur  die  Hälfte  der  Erzeugnisse,  so  habe  er  doch  an  der 
Produktion  fast  ein  ebenso  großes  Interesse  wie  der  Gutsherr  ‘ ).  Auf 
eine  gesunde  Grundeigen tumsverteilung  sei  vor  allem  Gewicht  zu  legen 
und  als  eine  solche  müsse  diejenige  bezeichnet  werden,  wo  das  I^and  vor- 
wiegend durch  kleine  Grundeigentümer  oder  durch  Teilbauern  kulti- 
viert werde. 

In  wirtschaftlicher  wie  politischer  Beziehung  sei  es  wünschens- 
wert, daß  ein  großer  Teil  der  Bevölkerung  auf  dem  I^ande  lebe;  das 
aber  erreiche  man  zumeist  durch  eine  derartige  Verteilung  des  Grund- 
eigentums. Keine  andere  Handarbeit  halte  die  Gesundheit,  die  Körper- 
kraft  und  den  Frohsinn  so  gut  aufrecht,  als  die  des  Ackerbaues ; keine 
schaffe  bessere  Soldaten  zur  Verteidigung  des  Vaterlandes;  keine  ent- 
wickele durch  die  Mannigfaltigkeit  der  Beschäftigung  so  viel  Intelli- 
genz. Beschränke  man  aber  die  landbebauende  Bevölkerung,  so  sei 
die  ganze  Lage  derjenigen  Familien,  die  nun  vom  Lande  nach  der 
Stadt  gedrängt  würden,  eine  in  mehrfacher  Beziehung  ungünstigere. 
Selbst  dann,  sagt  Sismondi,  wenn  es  ihnen  gelingt,  in  einer  Fabrik 
Beschäftigung  zu  finden,  sie  müssen  doch  auf  die  freie  Luft,  auf  die 
Strahlen  der  Sonne,  auf  freie  Bewegung,  auf  die  Freuden  des  Land- 
lebens, auf  die  Sicherheit  ihrer  Zukunft  verzichten.  Ihre  Stellung 
wird  unsicher  und  abhängig;  ihre  Moralität  gefährdet. 

Ein  hannoverscher  Richter  bemerkte  vor  einigen  Jahren  in  einer 
Schrift  über  das  Anerbenrecht:  „Man  glaubt  heutzutage  wohl  — und  zwar 
mit  Zittern  — an  die  soziale  Frage  in  den  großen  Städten ; aber  in  dem 
tiefen  Frieden  unserer  stillen  Haiddörfer  wird  sie  manchem  schier  wunder- 
lich Vorkommen.  Doch  darüber  täusche  man  sich  nicht,  sondern  blicke  in 
die  Geschichte.  Was  heute  die  Städte  beunruhigt,  kann  morgen  das 
platte  Land  treffen.  Zu  den  Zeiten  der  zwölf  Artikel  der  Bauern  des 
16.  Jahrhunderts  waren  es  die  Gutsherren  auf  dem  platten  I^ande,  nicht 


1)  Cf.  N.  pr.  1.  p.  189 — 203.  — In  der  Benrteilung  des  Teilbaas  zeigte  sich  Sis> 
m o n d i als  gründlicher  Kenner  speziell  des  italienischen  Agrarwesens.  Seinen  Ansichten 
wird  man  heute  noch  in  allem  Wesentlichen  zustimmen  müssen.  Siehe  such  Dietzel: 
Über  Wesen  und  Bedeutung  dos  Teilhaus  in  Italien  in  der  Zeitschr.  f.  d.  gos.  Staats- 
wissensebaft.  1884;  ebenso  Ehe  borg:  Agrarische  Zustände  in  Italien.  (Leipzig  1886) 
S.  124  fg. 
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die  reichen  Kaufherren  der  Städte,  welche  vor  der  sozialen  Frage 
zitterten.  Sehen  wir  uns  bei  Zeiten  vor,  oder  sie  könnten  über  Nacht 
einmal  beide  bedroht  werden 

So  auch  dachte  Sismondi.  Deshalb  empfahl  er  die  Ausbildung 
eines  kräftigen  Bauernstandes,  weil  er  in  ihm  — und  gewiß  mit  Recht  — 
die  festeste  Stütze  erblickte  für  Staat  und  Gesellschaft*). 

Die  Gefahr  einer  allzuweit  gehenden  Zerstückelung  des  Bodens 
hat  ihn  weniger  beschäftigt.  Seine  Sorge  war  vorwiegend  die,  daß  die 
Latifundienwirtschaft,  die  er  in  England  kennen  gelernt  hatte,  weiter 
um  sich  greifen,  daß  auch  auf  landwirtschaftlichem  Gebiete  das  ein- 
treten  könne,  was  auf  gewerblichem  Gebiete  sich  mehr  und  mehr  voll- 
zog. Allein  er  war  keineswegs  blind  gegen  die  Vorzüge  der  großen 
Güter,  erkannte  vielmehr  deren  Bedeutung  voll  und  ganz  an,  und  er- 
blickte das  Ideal  der  Grundeigentumsverteilung  in  einer  richtigen 
Mischung  von  großem,  mittlerem  und  kleinem  Besitz.  Seine  Aus- 
führungen über  große  Güter  sind  so  bedeutsam,  daß  ich  dieselben  im 
wesentlichen  hier  folgen  lasse,  und  das  um  so  mehr,  weil  wir  gerade 
aus  diesen  Betrachtungen  deutlich  ersehen,  daß  unser  Autor  vollständig 
auf  dem  Boden  der  heutigen  Wirtschaftsordnung  steht  und  hier 
keineswegs  sozialistischen  Ideen  huldigt. 

Sismondi  meint*),  man  könne  vielleicht  aus  dem,  was  er  über 
das  Vorteilhafte  der  selbstarbeitenden  Bauern  für  den  Staat  gesagt 
habe,  schließen,  es  sei  sein  Wunsch,  daß  alle  Bauern  Herren  des 
Bodens  wären,  den  sie  kultivierten,  und  daß  alle  Grundeigentümer 
selbst  Hand  anlegende  Bauern  wären;  dies  aber  — so  bemerkt  er  — 
ist  nicht  unsere  Meinung.  Wir  nehmen  die  menschliche  Gesellschaft 
so,  wie  sie  ist,  mit  ihren  Reichen  und  Armen,  und  halten  diese  Ver- 
schiedenheit der  Stände  zuträglich  für  das  Ganze.  Die  Reichen  sind 
notwendig,  weil  es  Kräfte  des  Geistes  und  der  Seele  giebt,  die  sich 
nur  bei  voUkommener  Muße  entwickeln,  weil  die  körperlichen  An- 
strengungen die  übrigen  Fähigkeiten  des  Geistes  abstumpfen,  weil  das 
unausgesetzte  Sinnen  auf  Gewinn  die  Regungen  des  Herzens  beein- 
trächtigt, weil  die  herrlichsten  Errungenschaften  des  menschlichen 
Geistes  nicht  um  des  Geldes  willen  erzielt  werden,  weil  eine  Nation, 
die  nur  aus  gleichen,  gutgenährten,  bequem  wohnenden,  gut  gekleideten 
Personen  bestände,  aus  Personen,  die  nur  gerade  so  viel  arbeiteten, 
als  für  ihre  Gesundheit  eben  zuträglich  wäre,  aber  von  keinem  Inte- 


1)  Cf.  Braun:  Das  Anorbenrecht.  Ein  Beitrag  zur  Abwehr  von  Angriffen  gegen 
die  Grundlagen  der  bäuerlichen  Hofeverfassnng  in  der  Provinz  Hannover.  Hannover 
1872.  S.  19. 

2)  Beachtenswert  sind  folgende  Worte  Sismondis:  „En  effet,  les  paysans  pro- 
prietaires  acquierent  les  vertus,  la  prudence,  l’amour  de  l’ordre  et  de  la  stabilite  d'une 
aristocratie,  tandis  que  la  m^diocritc  de  leur  fortune  les  empcche  d’en  auquerir  les  vices, 
de  se  livrer  comme  eUe  ä l'ivressc  des  plaisirs  on  ä la  dissipatiqn.  Si  Ton  comparait 
le  nombre  des  paysans  propri^taires  dans  chacun  des  diffärents  Etats  de  l’Europe,  on 
tronverait  non  seulement  la  niesure  du  bonheur  le  plus  g4neralement  r4pandu,  mais  oncore 
celle  de  l’att|u:henient  du  peuple  & l’ordre  Stabil , et  des  clcmcnts  de  durce  du  gouver* 
nement.“  (Et.  sur  l’4c.  pol.  I.  p.  251). 

3)  Cf.  Et.  sur  l’öcon.  pol.  L p.  120  fg.  — Revue  mensuelle.  U.  p.  146  fg.  — 
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resse  für  die  Wissenschaften  beseelt  wären,  uns  der  schönsten  und 
reinsten  Freuden  beraubt  erscheinen  würde,  welche  die  Vorsehung  den 
Menschen  bescheert  hat  Ja,  eine  solche  Nation  würde  sogar  außer 
Stande  sein,  die  Staatswissenschaften  so  weit  zu  erlernen,  daß  sie  sich 
auf  eine  gute  Verwaltung  und  Bewahrung  jener  Güter  verstände,  die 
sie  genießt.  Nicht  als  ob  wir  der  Meinung  wären,  daß  diejenigen 
Männer,  welche  der  Menschheit  vorangehen,  aus  der  Klasse  der  Eichen 
hervorgingen;  indes  diese  Klasse  allein  schätzt  sie,  sie  allein  hat  die 
Muße,  um  aus  deren  Arbeiten  Genuß  zu  schöpfen.  Die  Reichen  sind 
nach  der  Sprache  der  Nationalökonomen  die  Konsumenten  aller  geistigen 
Produkte.  Wenn  es  im  Volke  nicht  Leute  gäbe,  die  sich  der  Muße 
erfreuten,  so  bestünde , wie  groß  auch  immer  der  Wohlstand  der  ein- 
zelnen sein  möchte,  keine  Nachfrage  mehr  nach  dem,  was  Kunst  und 
Wissenschaft  hervorbrächten,  wenigstens  keine  Nachfrage,  die  über  den 
Grad  der  unmittelbaren  Nutzanwendung  hinausginge.  Diejenigen  aber, 
die  in  höherer  Weise  bemüht  wären,  die  schönsten  Fähigkeiten  des 
menschlichen  Geistes  zu  entwickeln,  würden  aller  Subsistenzmittel  beraubt 
sein.  Wir  sind  weit  davon  entfernt  zu  behaupten,  daß  die  Reichen  dazu 
nötig  seien,  die  Armen  zu  unterstützen,  denn  es  würde  bei  weitem 
besser  sein,  wenn  es  keine  Arme  gäbe;  indessen  die  Sorge  für  andere, 
die  Wohlthätigkeit  trägt  auch  ihre  guten  Früchte  und  fördert  Tugend 
und  Glück  der  Menschen ' ).  Soll  diese  aber  mit  Erfolg  ausgeübt 
werden,  so  muß  das  Elend  nur  selten  und  zufällig  sein.  Da,  wo  es 
sich  von  allen  Seiten  erzeugt,  wo  es  immer  und  überall  uns  entgegen- 
tritt, wo  es  unheilbar  erscheint,  läßt  die  Mildthätigkeit  ihren  Arm 
sinken  und  das  Herz  wird  gefühllos. 

Ist  es  nun  aber  von  Nutzen,  daß  es  Reiche  unter  dem  Volke 
giebt,  so  ist  es  auch  von  Nutzen,  daß  ein  Teil  dieser  Reichen  auf 
dem  Lande  lebt.  Vor  allem  wird  dies  auch  ihr  eigener  Wunsch  sein. 
Denn  es  ist  nur  zu  begreiflich,  daß  diejenigen,  für  welche  die  Ver- 
gnügungen der  großen  Welt  keinen  Reiz  mehr  haben,  sich  wenigstens 
die  Freuden  an  der  Natur  sichern  wollen,  die  wir  für  die  Unbemit- 
telten in  Anspruch  genommen  haben.  Indes  der  Grundbesitz  ent- 
wickelt bei  den  Reichen  zugleich  Eigenschaften,  an  deren  Erhaltung  der 
Nation  viel  gelegen  sein  muß.  Hier  auf  dem  Laude  sind  sie  inniger 
mit  dem  Volke  verbunden,  sic  kennen  dasselbe  besser;  sie  haben  ein 
lebhaftes  Interesse  für  das  Gedeihen  der  Provinz  und  des  Kreises, 
darin  sie  ansässig  sind.  Mit  der  Vergangenheit  wie  mit  der  Zukunft 
sind  sie  verknüpft.  Ihr  Eigentum,  das  von  der  einen  Generation  auf 
die  andere  übergeht,  giebt  ihnen  einen  Sinn  für  Beständigkeit,  wodurch 
sie  inmitten  der  täglichen  Neuerungen  bei  den  übrigen  Ständen  eine  ge- 
wisse Freude  am  Beharrenden  erhalten  und  so  die  Träger  des  konser- 
vativen Elements  werden.  Sie  beteiligen  sich  nicht  an  jenem  tollen  Wett- 
lauf um  materiellen  Gewinn,  sie  sind  nicht  von  Haß  und  Groll  gegen 


1)  Sismondi  sagt:  toutefois  cette  fonction  qui  lie  les  conditions  par  la 

charite  est  une  des  beautds  de  l’ordre  social,  et  une  des  sources  de  vertu  et  de  booheur 
poor  Thomme.**  (Bovue  mensuollo.  11.  t.  p.  148). 
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ihre  Mitmenschen  beseelt,  weil  sie  wissen,  daß  die  Unglücksfälle  von 
denen  sie  betroffen  werden,  vom  Himmel  kommen,  ihnen  nicht  von  den 
Intriguen  anderer  Menschen  bereitet  sind.  Und  vor  allem:  ihre  Ge- 
genwart auf  dem  Lande  trägt  dazu  bei,  Bildung  und  Sitte  zu  ver- 
breiten, jenem  Geschmack  und  jenem  Wohlbehagen  Eingang  zu  ver- 
schaffen, die  in  gewissem  Grade  Gemeingut  der  Nation  werden  können. 
Dazu  kommt,  daß  sie  alle  Fortschritte  auf  wissenschaftlichem,  beson- 
ders naturwissenschaftlichem  Gebiete  zum  Nutzen  der  Landwirtschaft 
anwenden  und  dem  kleinen  Besitzer  auf  diese  Weise  die  für  den 
Ackerbau  gemachten  neuen  Erfindungen  und  Entdeckungen  mitteilen 
werden  ^). 

Die  neueren  Untersuchungen  über  die  Gnindeigentumsverteilung, 
ich  denke  hier  ganz  besonders  an  die  schätzenswerten  Arbeiten  von 
Miaskowskis’),  gelangen  im  großen  Ganzen  zu  demselben  Ergeb- 
nis, zu  dem  der  Genfer  Volkswirt  vor  nun  länger  als  einem  halben 
Jahrhundert  kam.  Hier  wie  dort  findet  sich  das  gleiche  Streben,  den 
landwirtschaftlichen  Mittelstand  zu  sichern  und  zu  stärken. 

Die  Klasse  der  Großgrundbesitzer,  so  meint  Sismondi  lebe  von 
dem  Nettoprodukt  der  Ländereien;  das  sei  auch  das  einzige  Resultat 
der  Landwirtschaft,  welches  die  Chrematisük  in  Betracht  gezogen  habe. 
Die  auf  den  Boden  verwendete  Arbeit  produziere  mehr,  als  sie  ge- 
kostet habe.  Der  heftig  umstrittene  Ursprung  dieses  Überschusses 
sei  ein  unnützes  Problem;  seine  Existenz  aber  eine  nicht  bestrittene 
Thatsache.  Dieser  Überschuß  werde  unter  die  Arbeiter  und  Besitzer 
geteilt;  je  mehr  diese  davon  für  sich  behalten,  um  so  weniger  bleibe 
jenen  davon  übrig. 

Die  chrematistische  Schule  betrachte  nun  die  Arbeiter  einfach  als 
Zahlen  und  man  mache  sich  kein  Gewissen  daraus,  ganze  Menschen- 
klassen,  deren  man  bei  der  Reichtumsproduktion  entbehren  zu  können 
glaube,  einfach  hinwegzutilgcn,  wie  man  in  einer  algebraischen  Auf- 
gabe unbekannte  Größen  versetze,  um  sie  hinterher  verschwinden  zu 
lassen.  Der  wahre  Volkswirt  aber  dürfe  nicht  vergessen,  daß  auch 
die  Arbeiter  Menschen  seien,  ja  noch  mehr,  daß  gerade  die  beim  Land- 
bau thätigen  die  Mehrzahl  der  Nation  ausmachten.  Daher  müsse  die 
Staatsgewalt  die  landwirtschaftlichen  Verhältnisse  aufmerksam  verfol- 
gen, im  Notfälle  eingreifen,  und  das  um  so  mehr,  da  in  dem  Kampfe 
zwischen  dem  Reichen  und  dem  Armen  der  erstere  die  Macht  in  den 
Händen  habe,  somit  der  Reiche  den  ganzen  Überschuß  der  landwirt- 
schaftlichen Deduktion,  alle  Genüsse  und  alle  Muße  für  sich  behalten 
könne.  Welche  Aufgaben  Sismondi  dem  Staate  nach  dieser  Rich- 


1)  „Pour  que  l’agricultare  prospire  dans  un  pays,  poar  que  la  tarre  soit  cultiv^o 
avec  amoor  et  avec  intelligence,  il  faut  qae  deuz  classes  de  personnes  exerceut  sar  eile 
des  droits  perp^taela:  d’une  part,  les  riches  4claires  qai  ^tadient,  qui  perfectionneot  et 
qui  r^pandent  autour  d’eux  le  g6ut  des  ddcouvertes  et  des  amdliorations;  d’antre  part, 
les  hommes  de  peine,  laborieoz,  qa!  voient  de  plas  pris  la  natare,  et  qui  attach^s,  en 
g^n^ral,  aux  usages  antiques,  les  mettent  en  valeur  par  la  patience  et  r^conomie,  et  les 
dtifendeDt  contre  un  esprit  trop  actif  d’innovation.  ,Ces  deux  classes  d’agriculteurs  sont 
cgalement  essentielles  k la  prospörit^  nationale“.  (Et.  sur  l’dcon.  pol.  L p.  254/55). 

2)  Vergl.  vor  allem:  „Das  Erbrecht  und  die  Grundeigentumsverteilung  im  deutschen 
Beicbo“  1.  Abtlg.  (Lpzg.  1882). 
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tung  hin  zuschreibt,  habe  ich  zum  Teil  oben  schon  angedeutet,  wenn 
ich  darauf  hinwies,  daß  er  eine  Versorgung  der  alten,  invaliden  und 
kranken  Arbeiter  seitens  derjenigen  forderte,  welche  sie  beschäftigt 
haben.  Was  speziell  die  Maßnahmen  der  Regierung  hinsichtlich  der 
Grundbesitzverteilung  betrifft,  so  empfiehlt  er  solche  Gesetze,  welche 
dahin  zielen,  daß  jedes  Bauerngut  ein  solches  bleibe,  jedenfalls  nicht 
dauernd  mit  einem  herrschaftlichen  Gute  vereinigt  werden  dürfe  ^). 

Inwieweit  Sismondis  Anschauungen  von  der  Grundeigentums- 
verteilung mit  seiner  Bevölkerungslehre  Zusammenhängen,  habe  ich 
oben  gezeigt 

Nur  ein  Punkt  ist  hier  noch  zu  berühren,  ein  Gedanke,  den  Sis- 
m 0 n d i bereits  in  seinem  „Tableau  de  ragriculture  toscane“  entwickelt 
hat  und  auf  den  er  auch  in  seinen  späteren  Ausführungen  immer 
wieder  zurückkommt,  jener  Gedanke,  daß  die  großen  Güter  mehr  Rein-, 
die  kleinen  mehr  Roheinkommen  abwerfen,  daß  aber  ein  Volk  im  Gan- 
zen mehr  den  Rohertrag  schätzen  müsse  ^). 

Dieser  Satz  ist  in  dieser  Fassung  entschieden  anfechtbar  *).  Schon 
Schmoller  hat  denselben  in  seinem  Aufsatz  über  „die  Lehre  vom 
Einkommen  in  ihrem  Zusammenhänge  mit  den  Grundprinzipien  der 
Steuerlehre“*)  bekämpft,  indem  er  auf  die  mannigfachen  Unklarheiten 
in  der  Einkommenslehre  Sismondis  überhaupt  aufmerksam  macht 
und  speziell  an  jener  Behauptung  zeigt,  daß  er  hier  wieder  völlig  auf 
dem  Smith'schen  Standpunkt  stehe.  Wenn  wir  uns  indes  nicht  an 
die  Worte  anklammern,  sondern  berücksichtigen,  wie  er  zu  dieser  Auf- 
fassung gekommen,  welche  Erwägung  dem  Ganzen  zu  Grunde  liegt, 
so  wird  man  unserem  Autor  beipfiiehten  müssen. 

Wir  dürfen  nicht  vergessen:  durch  alle  Schriften  Sismondis 
zieht  sich  immer  wieder  und  wieder  der  eine  Gedanke  hindurch,  daß 
es  sich  nicht  um  die  Größe  des  nationalen  Reichtums,  sondern  um  die 
Verteilung  desselben  unter  die  verschiedenen  Volksklassen  handle. 
Daß  im  Hinblick  hierauf  zwischen  der  großen  und  kleinen  Landwirt- 
schaft ein  bedeutender  Unterschied  besteht,  ist  zweifellos. 

Die  ganze  Organisation  der  MTirtschaft  zwingt  den  Großgrund- 
besitzer auf  möglichste  Ersparung  an  menschlichen  Arbeitskräften  Be- 
dacht zu  nehmen^);  der  Großgrundbesitz  wird,  eine  gleich  große 
Fläche,  Intensität  des  Anbaus,  gleichen  Rohertrag  vorausgesetzt,  we- 
niger menschliche  Hände  beschäftigen,  wie  der  kleine  Besitz.  Während 
der  Kleingrundbesitzer  gleichsam  gezwungen  ist  zu  heiraten,  da  Frau 
und  Kinder  ihm  in  der  Wirtschaft  wertvolle  Unterstützung  leisten, 
sucht  der  große  Landwirt  sein  Gesinde  und  seine  Tagelöhner  von  der 
Verehelichung  möglichst  zurückzuhalten.  Es  wird  somit  unter  im 
übrigen  gleichen  Verhältnissen  die  ackerbauende  Bevölkerung  eines 


1)  Cf.  N.  pr.  I.  p.  210  a.  211  ;,p.  269  fg. 

2)  Cf.  N.  pr.  L p.  149  fg.  — Et.  sur  l’4c.  pol.  I.  p.  110. 

3)  Cf.  a.  a.  Roscher:  System  der  Volkswirtschaft.  2.  Bd.  § 51. 

4)  In  der  Tübinger  Zeitschrift.  l9.  Bd.  (1863)  S.  13. 

6)  Vergl.  u.  a.  von  der  Goltz:  Landwirtschaft  I.  Teil  in  Schönborg’s  Hand- 
buch. 2.  Aufl.  2.  Bd.  S.  77  fg. 
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Landes,  in  dem  sich  nur  große  Güter  befinden,  minder  zahlreich  sein, 
als  jene  eines  anderen  Landes,  in  welchem  der  kleine  Besitz  vorherrscht. 
Die  Folge  hiervon  ist,  daß  in  jenem  Lande  der  Überschuß  an  Boden- 
produktion  gi’ößer  ist,  wie  in  diesem;  somit  aber  wird  das  Reinein- 
kommen in  einem  Lande  mit  großen  Gütern  bedeutender  sein,  als  in 
einem  sonst  gleichen  mit  kleinen  Gütern. 

Wenn  nun  Sismondi  eine  derartige  Gestaltung  des  Einkom- 
mens als  für  das  Ganze  nicht  erwünscht  bezeichnet,  so  thut  er  das  in 
der  Voraussetzung,  daß  diese  Steigerung  des  Reineinkommens  nur  er- 
zielt ist  auf  Kosten  des  Wohlbefindens  einer  großen  Anzahl  von 
Menschen,  nur  durch  Verdrängung  des  kleinen  Besitzes. 

Es  ist  auch  hier  die  Verteilung  des  Reichtums,  woran  er  denkt. 


3. 

Keine  Menschenklasse  darf  einer  anderen  aufgeopfert  werden.  Das 
sei,  so  bemerkt  Sismondi ’)»  ein  Grundprinzip  der  gesellschaftlichen 
Ordnung.  Und  wie  er  diesem  Prinzip  auf  landwirtschaftlichem  Ge- 
biete Rechnung  zu  tragen  suchte,  so  auch  auf  gewerblichem. 

Überall,  wohin  wir  blicken,  so  führt  er  aus,  können  wir  jene  groß- 
artigen Fortschritte  der  Zivilisation  bewundern,  aber  gleichzeitig  auch 
wahmehmen,  daß  die  unteren  Bevölkerungsklassen  an  diesen  Errungen- 
schaften keinen  Teil  haben.  Die  in  den  Fabriken  beschäftigten  Ar- 
beiter haben  nicht  nur  kein  Eigentum,  sie  haben  nicht  einm^  irgend 
welche  Lebenssicherheit,  indem  sie  in  der  Regel  auf  die  kärglichste 
Nahrung,  auf  die  elendeste  W^ohnung  und  schlechteste  Kleidung  ange- 
wiesen sind.  Wenn  hie  und  da  eine  unerwartete  Nachfrage  nach  Ar- 
beit ein  unerwartetes  Steigen  ihres  Lohnes  herbeiführt,  ihnen  einen 
vorübergehenden  Mehrverdienst  verschaflt,  so  wissen  sie  andererseits, 
daß  schon  am  folgenden  Tage  jedwede  Nachfrage  nach  Arbeit  und  so- 
mit jeder  Lohn  aufhören  kann.  Alsdann  versinken  diese  Unglücklichen 
in  ^ößte  Armut  und,  sind  sie  Familienväter,  so  verdoppelt  die  Ver- 
zweiflung ihrer  Frauen  und  ihrer  Kinder  noch  ihre  eigene.  Aller 
Wohlthaten  der  Zivilisation  sind  die  Proletarier  baar  und  ledig.  Keine 
Erholung,  keine  Freude,  außer  seltenen  Orgien,  unterbrechen  ihre  ein- 
förmigen Arbeiten.  Die  Fortschritte  in  der  Technik,  weit  entfernt  ihre 
Arbeitszeit  zu  verkürzen,  haben  sie  nur  noch  verlängert.  Keine  Muße 
ist  ihnen  für  ihre  eigene  Weiterbildung  oder  für  die  Erziehung  ihrer 
Kinder  geblieben.  Kein  Genuß  ist  ihnen  im  Familienkreise,  in  welchem 
sie  sich  so  recht  ihrer  Leiden  bewußt  werden,  vergönnt;  so  erscheint 
es  ihnen  beinahe  als  das  Ratsamste,  sich  herabzu würdigen  und  dem 
Vieh  gleichzusetzen,  um  auf  diese  Weise  wenigstens  dem  Bewußtsein 
ihres  Elendes  zu  entgehen. 

Allein  damit  nicht  genug.  In  dem  Augenblick,  wo  sich  der  Not- 
stand dieser  Bevölkerungsklasse  vergrößert,  wächst  in  starker  Pro- 


1)  Cf.  zunächst  den  Aufsatz:  „Du  sort  des  ouvriors  dans  les  manufactures“  in  der 
Revue  mensuello.  111.  p.  1 — 32. 
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gression  der  Reichtum  der  Nation.  Während  dem  Arbeiter  fast  alles 
fehlt,  leben  die  höheren  Klassen  im  Überflüsse.  Gleichzeitig  aber  ver- 
breiten sich  jene  erhabenen  Prinzipien  über  die  Bestimmung  des  Men- 
schengeschlechts; das  Gefühl  für  Freiheit  und  Gleichheit  zieht  auch 
in  die  Brust  der  Arbeiter  ein,  auch  sie  wissen,  daß  sie  Rechte  haben. 

Folgen  wir  etwas  eingehender  den  diesbezüglichen  Ausführungen 
Sismondis. 

Ein  Teil  der  Industrieprodukte,  so  führt  er  aus,  wird  von  den  Hand- 
werken bereitet,  ein  Teil  von  den  Fabriken.  Nun  ist  aber  das  Leben 
des  Handwerkers  im  großen  Ganzen  ein  glückliches  und  bietet  alle 
Bürgschaften  dar,  die  wir  für  den  Arbeiter  verlangen  können.  Das 
Handwerk  erheischt  immer  eine  Lehrzeit;  und  wenn  nun  auch  die  alten 
Verordnungen,  welche  die  Dauer  dieser  Lehrzeit  festsetzten,  abgeschafift 
sind,  die  Lehrzeit  selbst  konnte  mau  damit  nicht  beseitigen.  Der 
Lehrling  tritt  in  die  Familie  seines  Lehrherm  kraft  eines  Vertrages, 
der  ihn  zumeist  auf  mehrere  Jahre  bindet;  er  gehört  zum  Hausstande, 
zur  Familie;  neben  der  Arbeit  hat  er  auch  freie  Zeit  zur  Erholung  und 
Belehrung,  vor  allem  aber  findet  er  Gelegenheit,  die  ganze  Kunstfer- 
tigkeit des  Meisters  zu  erlernen.  Nach  der  Lehrzeit  beginnt  die  Ge- 
sellenzeit. Der  Geselle  wandert  von  Stadt  zu  Stadt;  er  erweitert 
seinen  Gesichtskreis,  gewöhnt  sich  an  die  Unabhängigkeit;  er  lernt 
das  Verhältnis  zwischen  der  Bevölkerung  und  der  Nachfrage  nach  Ar- 
beit kennen  und  findet  endlich  den  Ort,  wo  er  sich  vorteilhaft  nieder- 
lassen kann,  durch  genügende  Arbeit  gesichert.  Hier  wird  er  Meister. 
Das  kleine  Kapital,  das  er  bis  jetzt  erspart,  wendet  er  dazu  an,  Werk- 
zeuge zu  kaufen,  seine  Werkstatt  einzurichten.  Er  nimmt  einen  Ge- 
sellen und  einen  Lehrling  an ; er  verheiratet  sich,  denn  seine  Existenz 
ist  nunmehr  gesichert.  Er  weiß  ziemlich  genau,  wieviel  Arbeit  der 
Bezirk,  in  dem  er  wohnt,  braucht,  wieviel  er  zu  liefern  vermag. 
Seine  Frau  hilft  im  Geschäft  nicht  mit,  sondern  ist  mit  der  Sorge  um 
ihren  Haushalt,  mit  der  Ordnung  des  Hauses,  mit  der  Erziehung 
ihrer  Kinder  beschäftigt.  Der  Eintritt  ins  Leben,  so  bemerkt  Sis- 
mondi, war  schwer  fiir  diesen  Mann;  nachher  aber  kam  er  auch 
stetig  vorwärts  und  so  in  immer  bessere  Verhältnisse. 

Heute  bestehen  nun  neben  diesen  handwerksmäßigen  Betrieben,  neben 
diesen  Zünften,  die  ehedem  die  ganze  gewerbliche  Arbeit  verrichteten, 
die  Fabriken.  Die  Fabrikherren  nehmen  in  der  Industrie  der  Städte  den- 
selben Platz  ein,  wie  die  Großgrundbesitzer  in  der  des  platten  Landes. 
Gleich  diesen  müssen  sie,  um  ihr  großes  Vermögen  noch  immer  zu 
vermehren,  hundert  oder  zweihundert  kleine  unabhängige  Besitzer  aus 
dem  Wege  räumen;  gleich  diesen  versetzen  sie  alle  Menschen,  welche 
für  sie  arbeiten,  in  einen  der  Sklaverei  nahe  kommenden  Zustand; 
gleich  diesen  bringen  sie,  infolge  der  mannigfachen  Hilfsmittel,  die 
ihnen  zu  geböte  stehen,  infolge  der  Arbeitsteilung,  der  Ersparnis  an 
Zeit  und  Aufsicht,  die  Technik  vorwärts,  das  Loos  der  Menschen  aber 
rückwärts  ^). 


1)  Revue  mensuelle.  Ul.  p.  11.  — Cf>  auch  £t.  sur  l’^o.  pol.  U.  p.  151  fg. 
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Wahrlich  man  kann  mit  Fug  und  Recht  darüber  staunen,  so  sagt 
Sismondi,  daß  ein  System,  welches  in  den  Grewerben  wie  in  der 
Landwirtschaft,  auf  die  Vernichtung  des  kleinen  Eigentums  abzielt, 
um  auf  der  einen  Seite  unermeßliche  Reichtümer,  auf  der  anderen  Seite 
Not  und  Elend  zu  erzeugen,  daß  ein  System,  welches  für  einige 
eine  grenzenlose  Macht  schafft,  für  andere  aber  absolute  Abhängigkeit, 
daß  dieses  System,  welches  der  Gleichheit,  die  gerade  in  unserem 
Jahrhundert  mit  solchem  Jubel  begrüßt  wurde,  direkt  entgegenarbeitet, 
derartige  Anerkennung  finden,  mit  solcher  Gunst  aufgenommen  werden 
konnte.  Die  Wunder  des  menschlichen  Geistes,  der  die  Elemente  be- 
zwingt, haben  wohl  die  Menschen  vergessen  lassen,  daß  der  Charakter 
jener  echten  Wunder,  die  von  Gott  kommen,  in  der  Menschenbe- 
glückung beruhe. 

Der  Kampf  der  alten  Handwerke  mit  den  neuen  Fabriken  ist  so 
ziemlich  durch  den  Sieg  dieser  letzteren  beendigt,  wenigstens  für  alle 
jene  Produkte,  wo  diese  beiden  Arten  der  Gewinnung  — handwerks- 
mäßiger und  fabrikmäßiger  Betrieb  — miteinander  in  Konkurrenz 
treten  konnten.  Allein  ein  neuer  Kampf  hat  sich  entsponnen  zwischen 
den  kapitalreichen  Fabriken  und  den  minder  reichen ‘);  jene  suchen 
diese  auszustechen.  Während  nun  eine  jede  bemüht  ist,  mit  allen  nur 
denkbaren  Mitteln  ihre  Existenz  zu  behaupten,  entbrennt  ein  Kampf 
auf  Leben  und  Tod.  Der  Fabrikherr  begnügt  sich  mit  einem  ge- 
ringen Gewinne;  oft  arbeitet  er  sogar  mit  Verlust:  nur  um  seinen 
Kredit  aufrecht  zu  erhalten.  Er  verzichtet  auf  jeden  Zins  aus  seinen 
Gebäuden  und  Maschinen,  er  beredet  seine  ausgehungerten  Arbeiter, 
sich  eher  mit  dem  elendesten  Lohne  zu  begnügen,  als  sich  verabschieden 
zu  lassen  und  so  alles  zu  verlieren.  Die  Fabrikherren,  auf  diese  Weise 
bestrebt,  sich  gegenseitig  die  Käufer  zu  entziehen,  bieten  ihre  Pro- 
dukte zu  immer  niedrigeren  Preisen  aus  und  treiben  so  ihre  Arbeiter 
in  immer  größeres  Feiend.  Sie  entziehen  ihnen  zuvörderst  alle  Behag- 
lichkeit, selbst  den  geringsten  Genuß.  Um  die  alleräußerste  Notdurft 
müssen  die  Unglücklichen  vom  frühen  Morgen  bis  zum  späten  Abend 
schaffen.  Aber  man  hat  die  Wahrnehmung  gemacht,  daß,  wenn  man 
das  Interesse  des  Arbeiters  lebhaft  anspornt,  daß  dann  auch  von  ihm 
ein  größerer  Aufwand  an  Muskelkraft  zu  erlangen  sei;  man  führt  des- 
halb den  Stücklohn  ein.  Indes  bald  verringert  die  Konkurrenz  auch 
den  Preis  der  Stückarbeit,  und  der  Arbeiter  gewinnt  jetzt  nicht  mehr 
dabei,  als  früher  bei  der  Taglohnarbeit.  Um  leben  zu  können,  muß 
nun  auch  seine  Frau  in  der  Fabrik  Arbeit  suchen.  Freilich  sollte  ihre 
Beschäftigung  lediglich  in  der  Haushaltung  beruhen,  vor  allem  auch 
in  der  Erziehung  der  Kinder,  denen  sie  die  Tugenden  ihres  Standes, 
die  Liebe  und  Anhänglichkeit  zu  ihren  Eltern  einflößen  müßte.  Allein 
in  diesem  Zustande  der  Herabwürdigung  giebt  es  für  den  Arbeiter 


1)  „ . . . . Mais  dans  le  fait  ceux  qui  commencent  avec  an  si  petit  capiUl,  avec 
600000  francs  de  France,  sont  sQrs  de  se  ruiuer:  le  mouopole  de  la  richesse  est  irre- 
sisüble  dans  les  manafactures.  La  voie  de  la  fortune  est  ouvertc  & ceux  qui  commen- 
cent  avec  quelques  centainos  de  mille  livres  sterling,  eile  est  ferm^e  k tous  les  autres“. 
(Et.  sur  l’econ.  pol.  11.  p.  158). 
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keinen  häuslichen  Heerd,  kein  Heim  mehr.  Öffentliche  Küchen  be- 
reiten Lebensmittel  für  alle ; Kleinkinderbewahraostalten  nehmen  schon 
die  kleinsten  Kinder,  welche  kaum  laufen  gelernt  haben,  auf,  und  be- 
halten sie  bis  ins  6.  oder  8.  Lebensjahr,  wo  man  alsdann  verlangt, 
daß  auch  sie  ihrerseits  beitragen  zum  Unterhalt  der  Familie  durch 
Arbeit,  welche  ihre  Gesundheit  zerstört,  ihre  geistige  Entwickelung 
beeinträchtigt.  „Telle  est  l’effrayante  progression  de  misere  qu’a  pro- 
duite  la  compötitiou  pour  le  plus  bas  prix  de  la  main-d’oeuvre.  Elle 
a ütö  au  pauvre  toutes  ses  joies,  tous  les  liens  de  famille  et  les  vertus 
qu'ils  engendrent,  toute  reconnaissance  des  enfans  pour  les  parens.  Ce- 
pendent  eile  ne  s’arrüte  pas;  le  pauvre  ouvrier  ne  pout  point  vivre 
pour  moins  que  ne  lui  donne  son  maitre;  mais  il  peut  mourir;  une 
nouvelle  machine  est  inventöe,  qui  peut  faire  dösormais  avec  cent  bras 
ce  qui  se  faisait  auparavant  avec  mille,  et  tous  ces  bras  surnumö- 
raires  sont  alors  cong6di6s“  *). 

Freilich  wäre  es  eine  große  Unbilligkeit,  so  führt  Sismondi 
weiter  aus,  nicht  minder  aber  eine  ernste  Gefahr  für  den  inneren 
Frieden  eines  Volkes,  zu  behaupten,  die  Fabrikherren  hätten  die  Ar- 
beiter in  diesen  Notstand  versetzen  wollen.  Gewiß,  sie  haben  einen 
Fehler  begangen,  als  sie  eine  Fabrikation  unternahmen,  die  das  Publi- 
kum nicht  verlangte;  sie  haben  eine  Hauptaufgabe,  die  ihnen  obliegt 
nicht  berücksichtigt,  haben  den  Zustand  des  Marktes  nicht  genau  er- 
forscht und  so  zu  einer  Überfüllung  desselben  mit  Waren  beigetragen, 
die  verhängnisvoll  für  das  Ganze  werden  mußte.  Mit  all  dem  haben 
sie  jedoch  nur  das  gethan,  was  alle  Schriftsteller  gelehrt;  sie  sind  in 
den  Irrtum  verfallen,  den  mit  ihnen  das  ganze  Publikum  teilt,  daß  es 
nur  auf  eine  möglichst  große  Produktion  ankomme  und  daß  alles  übrige 
sich  dann  gleichsam  von  selbst  zum  Nutzen  des  Ganzen  gestalten 
würde.  Überall  hat  man  den  Segen  der  freien  Konkurrenz  gepredigt, 
überall  hat  man  den  Glauben  zu  verbreiten  gesucht,  es  handle  sich 
lediglich  um  das  Interesse  des  Konsumenten,  dieses  sei  identisch  mit 
dem  der  Gesellschaft  und  die  Wohlfahrt  des  Produzenten  würde  sich 
von  selbst  ergeben. 

Daß  derartige  Maximen  aber  zu  überaus  traurigen  sozialen  Ver- 
hältnissen führen,  glaubt  unser  Autor  speziell  an  den  englischen  Zu- 
ständen nachweisen  zu  können.  Die  Behandlung  der  unteren  Klassen 
sei  auch  früher  vielfach  eine  menschenunwürdige  gewesen.  Allein  die 
gegenwärtig  wahrzunehmende  Auflösung  der  Familienbande,  die  Aus- 
beutung der  Kinder,  der  Mangel  an  Rücksicht  auf  die  körperliche  und 
geistige  Entwickelung  der  heranwachsenden  Generation  sei  in  erster 
Linie  ein  Produkt  der  modernen  Großindustrie.  Die  Ausführungen 
Sismondis  über  diesen  Punkt  zeigen,  daß  er  mit  klarem  Blick  die 
Vorgänge  im  Leben  verfolgte,  daß  er  den  Sitz  des  Übels  erkannte. 

Ich  lasse  ihn  nochmals  wieder  selbst  sprechen.  In  England,  so 
bemerkt  er*),  aber  auch  in  den  großen  Hauptstädten  des  Kontinents 


1)  Cf.  Rev.  mensoell«.  III.  p.  17.  , 

2)  Cf.  R«vQe  menaaelle.  II.  p.  125  fg.  — Et  sar  l’4c.  pol.  II.  p.  213  fg. 
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hat  sich  die  Zahl  der  Verbrechen,  besonders  gegen  das  Eigentum,  in 
erschreckender  Weise  vermehrt.  Die  Zahl  der  unehelichen  Geburten 
und  der  Findlinge  beweist  den  Rückgang  im  sittlichen  Leben,  die  £r- 
schlaflFuiig  der  P'amilienbande.  In  den  Fabriken  hat  der  Wettstreit 
der  Armen,  die  meiste  Arbeit  für  den  geringsten  Lohn  anzubieten, 
die  Unglücklichen  gezwungen,  ihre  Kinder  vom  zartesten  Alter  an 
mitarbeiten  zu  lassen,  um  ein  immer  größeres  Quantum  jener  Reich- 
tümer  zu  produzieren,  von  denen  man  ihnen  einen  kaum  zur  Lebens- 
fristung  nötigen  Bruchteil  gönnt.  Die  letzten  Untersuchungen  über 
die  factory  bill  haben  bestätigt,  daß  Kinder  von  8 bis  10  Jahren 
gewöhnlich  12  bis  14  Stunden  täglich  arbeiten;  solche  von  16  bis  18 
Jahren  werden  oft  20  Stunden,  zwei  Tage  hintereinander  beschäftigt, 
— erst  dann  folgt  eine  Ruhenacht;  es  wird  festgestellt,  daß  die  Luft 
mit  mephitischen  Ausdünstungen  geschwängert  und  oft  voll  ist  von 
höchst  schädlichen  Teilchen  von  Baumwolle,  Wolle  oder  verarbeiteten 
Metallen.  Um  nun  die  Kinder,  weiche  durchaus  kein  Interesse  an 
ihrer  Beschäftigung  finden  können,  arbeitsam  und  wach  zu  erhalten, 
muß  man  notwendig  zu  Schlägen  seine  Zuflucht  nehmen;  soeben  be- 
stätigt der  Gerichtshof  den  Tod  eines  unglücklichen  Kindes,  welches 
wie  sonst  der  Wacherhaltung  wegen  auf  den  Kopf  geschlagen  war, 
nur  dieses  Mal  zu  unmensclilich,  so  daß  es  nach  wenigen  Stunden 
starb.  Krankheiten  und  Gebrechen  sind  von  Kindheit  an  die  Begleiter 
dieser  schwächlichen  Arbeiter;  sie  wachsen  mit  ihnen  auf  und  raffen 
viele  frühzeitig  hinweg  als  junge  Greise;  gestatten  sie  ihnen  aber  ein 
längeres  Siechtum,  so  dient  dies  nur  dazu,  daß  sie  im  Mannesalter  der 
öffentlichen  Wohlthätigkeit  zur  Last  fallen,  da  ihnen  fortan  die  Kräfte 
mangeln,  ihren  Lebensunterhalt  selbst  zu  verdienen  *). 

Wer  aber  in  aller  Welt  hat  das  Recht  gehabt,  diesen  armen  Ge- 
schöpfen, die  nur  die  Mühsale  dieses  Lebens  kennen  gelernt,  ihren 
Anteil  an  Glück,  den  ein  Gott  gleichsam  als  eine  Bedingung  der 
Schöpfung,  einem  jeden  Menschen  Vorbehalten  hat,  zu  entziehen?  Wer 
hatte  das  Recht,  sie  der  Freuden  der  Kindheit,  der  freien  Bewegung 
und  der  Ruhe,  der  Luft  und  der  Strahlen  der  Sonne  zu  berauben? 
Zu  berauben  des  Anblicks  der  Natur,  der  Hoffnung,  der  Dankbarkeit 
und  all  jener  edleren  Gefühle,  die  für  die  Gesundheit  ihrer  Seele  noch 
wichtiger  sind?  Wer  hatte  das  Recht,  diese  Kinderopfer  zu  schlach- 
ten, schauderhafter  noch  als  diejenigen,  welche  die  Altäre  des  Moloch 
mit  Blut  tränkten? 

Man  hat  gemeint,  diesen  entsetzlichen  Übeln  durch  jene  Bemüh- 
ungen, den  Unterricht  allgemein  zugänglich  zu  machen,  die  W’^ohlthat 
der  Erziehung  über  alle  Stände  auszubreiten,  abzuhelfen;  aber  diese 
Bemühungen  sind  — bei  aller  Anerkennung,  die  man  ihnen  zollen 


1)  Sismondi  sagt  sui  einer  anderen  Stelle:  „ . . . . enfin,  le  sort  des  onvriers 
est  devenu  tellement  d^plorable,  les  privations  anxquelles  ils  sont  soumls,  la  destmetion 
de  lenr  santä,  la  corruption  de  leur  moralit^,  le  sacrifice  joumalier  de  lenrs  enfants,  pr^- 
sentent  une  teUe  compHcation  de  sonlTrance,  que  nous  repugnons  ä en  tracer  ici  le  ta- 
blean,  d’autant  plus  que  nons  devrions  l’empninter  aux  rapports  et  anx  enquStes  pariamen- 
taires,  non  & nos  propres  observations“.  (Et  snr  l'4con.  pol.  ü.  p.  SIS). 


I 


I 


Digitized  by  Google 


367 


J.  Ch.  L.  Simonde  de  SismondL 


muß  — in  letzter  Instanz  doch  unwirksam.  Damit  ist  wenig  erreicht, 
daß  die  Kinder  des  Volkes  Lesen  und  Schreiben  lernen,  wenn  man 
ihnen  die  Muße  nicht  läßt,  das,  was  sie  gelernt  haben,  von  neuem  zu 
überdenken  und  zu  benutzen.  Auch  dabei  gewinnen  sie  wenig,  wenn 
man  sie  in  einigen  Glaubensartikeln  und  Vorschriften  der  Religion 
unterweist,  wenn  man  ihnen  spricht  von  der  Güte  Gottes,  von  der 
Liebe,  die  alle  Geschöpfe  vereint,  von  den  Pflichten,  die  der  Wunsch 
nach  Annäherung  zur  Gottheit  und  nach  Vervollkommnung  uns  auf- 
erlegt, wenn  sie  gleichzeitig  nur  Leiden  erdulden  und  Rücksichtslosig- 
keit und  Härte  wahmehmen,  wenn  ihre  Väter  und  Herren,  jene  frühe- 
sten Stellvertreter  Gottes,  die  sie  auf  Erden  kennen  lernen,  sich  ihnen 
gegenüber  nur  habsüchtig  erweisen,  stets  darauf  bedacht,  sie  aller 
ihrer  Freuden  zu  berauben. 

Die  Erziehung  des  Lebens,  die  mächtiger  ist,  als  jene  der  Päda- 
gogen, nimmt  sie  völlig  in  Beschlag;  sie  zerstört  in  ihnen  alle  Ehr- 
furcht, alle  Zuneigung,  alle  Erkenntlichkeit,  sie  unterdrückt  in  ihnen 
alle  edleren  Regungen  und  läßt  nichts  übrig  als  Sinnlichkeit  und  Selbst- 
sucht. Der  Vater  und  die  Mutter,  die  ihr  Kind  verkauft  haben  und 
es  unter  ihren  Augen  hinwelken  sehen,  der  Jüngling  ohne  Hofinung, 
der  Greis  ohne  Erinnerung,  fühlen  das  Bedürfnis,  sich  über  ihr  Elend 
zu  betäuben ; sie  suchen  im  Rausche  der  Sinne  einen  momentanen  Genuß, 
den  Verstand  und  Herz  ihnen  verweigern“. 

Wir  sehen  Sismondi  wird  beredt,  indem  er,  von  glühender  Ge- 
rechtigkeitsliebe durchdrungen,  auf  jene  namenlosen  Schäden  der  mo- 
dernen industriellen  Entwickelung  hinweist.  Mit  bewundernswertem 
Mute,  mit  rückhaltloser  Offenheit  deckt  er  die  Übclstände,  die  er  wahr- 
genommen hat,  auf  und  tritt  jenem  Dogma  von  der  überall  sich 
geltend  machenden  Harmonie  der  Interessen  mit  aller  Entschiedenheit 
entgegen.  Er  geht  davon  aus,  daß  unsere  wirtschaftlichen  Maßnahmen 
im  Einklänge  stehen  müssen  mit  den  sittlichen  Forderungen  und 
daß  wirtschaftliche  Einrichtungen,  die  unser  Sitten-  und  Rechtsleben 
gefährden,  beseitigt  oder  reformiert  werden  müssen. 

Natürlich  drängt  sich  uns  hier  vor  allem  die  Frage  auf:  welche 
Mittel  schlug  denn  Sismondi  zur  Heilung  der  von  ihm  gekennzeich- 
neten Übelstände  vor?  Auf  welchem  Wege  meinte  er  die  Gesellschaft 
zu  allseitig  befriedigenden  Zuständen  führen  zu  können? 

Es  gehört  zu  jenen  Überlieferungen,  die  aus  einer  Schrift  in  die 
andere  übergehen,  daß  der  Genfer  Volkswirt  wohl  die  Leiden  der  Be- 
völkerung erkannt,  daß  er  aber  nicht  anzugeben  gewußt  habe,  wie  man 
denselben  begegnen  könne.  Man  citiert  stets  von  Neuem  jene  Worte 
aus  den  „nouveaux  principes“,  die  zu  einer  gewissen  Berühmtheit  gelangt 
sind,  jene  Worte:  „Je  Tavoue,  aprös  avoir  indiqu6  oü  est  ä mes  yeux 
le  principe,  oü  est  la  justice,  je  ne  me  sens  point  la  force  de  tracer 
les  moyens  d’cx6cution.  La  distribution  des  fruits  du  travail  entre 
ceux  qui  concourent  ä les  produire,  me  parait  vicieuse;  mais  il  me 
semble  presque  au-dessus  des  forces  humaines  de  concevoir  un 
6tat  de  propriöt4  absolument  difförent  de  celui  que  nous  fait  connaitre 
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rexp6rience Meines  Erachtens  geschieht  aber  Sismon di  bitter 
Unrecht,  wenn  man  ihn  mit  diesem  Hinweis  auf  seine  eigenen  Worte 
gleichsam  abfertigen  zu  können  glaubt  Gewiß,  er  hat  kein  Rezept 
angegeben,  nach  dem  man  sich  nur  zu  richten  habe,  um  alle  Not  und 
alles  Elend  mit  einem  Male  aus  der  Welt  verschwinden  zu  lassen. 
Er  war  sich  dessen  voll  und  ganz  bewußt,  daß  die  Aufgabe,  die  hier 
der  Gesellschaft  erwachse,  nicht  von  heute  auf  morgen  zu  lösen  sei. 
Aber  gerade  darin  liegt  die  Größe  dieses  Denkers,  daß  er  die  Trag- 
iveite  des  Problems  durchschaute  und  nicht  mit  irgend  einem  be- 
stimmten Mittel  die  gekennzeichneten  Übelstände  beseitigen  zu  können 
meinte.  Er  war  viel  zu  sehr  Historiker,  um  nicht  zu  wissen,  daß 
derartig  tiefgreifende  Wandlungen  im  wirtschaftlichen  und  sozialen 
Leben,  wie  sie  hier  erforderlich  waren,  sich  nur  allmählich  vollziehen. 

Und  können  wir  vielleicht  heute  von  uns  sagen,  daß  wir  nach 
dieser  Richtung  hin  wesentlich  weiter  gekommen  wären?  „Was  ist 
eine  soziale  Reform,  was  hat  sie  zu  leisten?*,  so  fragt  Schm  oller 
in  seinem  bekannten  Aufsatz  „über  einige  Grundfragen  des  Rechts 
und  der  Volkswirtschaft*).“  „Das  allgemeine  Ziel  ist  klar.  Es  be- 
steht in  der  Wiederherstellung  eines  freundlichen  Verhältnisses  der 
sozialen  Klassen  unter  sich,  in  der  Beseitigung  oder  Ermäßigung  des 
Unrechts,  in  der  größeren  Annäherung  an  das  Prinzip  der  verteilen- 
den Gerechtigkeit,  in  der  Herstellung  einer  sozialen  Gesetzgebung, 
die  den  Fortschritt  befördert,  die  sittliche  und  materielle  Hebung  der 
unteren  und  mittleren  Klassen  garantiert.  Wie  dieses  Ziel  im  Detail 
erreicht  werde,  das,  glaube  ich,  wird  man  nie  mit  vollständiger  Sicher- 
heit im  voraus  sagen  können.** 

Genau  so  dachte  Sismondi.  Nicht  ein  fertiger  Zukunftsplan 
nach  Art  der  Sozialisten  wird  von  ihm  vorgelegt,  sondern  er  bezeichnet 
nur  im  großen  Ganzen  die  Richtung,  in  der  die  Gesetzgebung  sich  zu 
bewegen  habe. 

Es  ist  dabei  bezeichnend  für  den  klaren  Blick,  den  er  nicht  nur 
für  die  wirtschaftlichen  und  sozialen  Verhältnisse  der  Gegenwart,  son- 
dern ebenso  für  jene  der  Vergangenheit  hatte,  daß  er  jede  Rückkehr 
zu  den  mittelalterlichen  Zuständen,  daß  er  z.  B.  die  Wiederherstellung 
der  Zünfte  und  Innungen  auf  das  Entschiedenste  von  der  Hand  weist 
Von  der  letzteren  Forderung  meint  er,  daß  sic  gleichsam  nur  erklärbar 
sei  durch  das  placet,  quia  absurdum  est*).  Nein,  sagt  Sismondi, 


1)  N.  pr.  II.  p.  364. 

2)  In  diesen  „Jahrbüchern“.  23.  Band  (1874)  S.  313. 

3)  N.  pr.  I.  p.  428.  — An  einer  anderen  Stelle  in  den  snr  l’^c.  pol.  schreibt 

er  Uber  diesen  Punkt : „ — Si  qnelque  autre  proposait  de  revenir  k l’organisation  antique 
des  arts  et  m4tiers,  sons  laquelle  il  noos  parait  certain  qne  les  artisans  jouissaient  de 
beauconp  plus  d’aisance,  de  securit^  et  de  consid^ration  que  ne  font  aiyourd’bni  les  fabri- 
cants,  nous  r4pondrions  que  le  monde  ne  reprend  jamais  les  entraves  qu’U  a d4posees : 
tous  les  Privileges  des  corporations  ont  4te  abolis  arec  des  cris  de  triomphe,  comme  si 
c’etait  une  victoire  que  les  classes  pauvres  remportaient  sur  les  riches , tandis  qu’en  effet 
ils  avaient  tous  4t4  inventes  pour  la  protection  des  pauvres  eux-memes  ne  consenüraient 
jamais  k un  monvement  rdtrograde,  et  peut  • etre  auraient  • ils  raison ; les  babitudes 
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nicht  um  eine  Wiederbelebung  jener  veralteten  Einrichtungen  kann  es 
sich  handeln,  die  ja  gewiß  in  früheren  Zeiten  ihre  guten  Dienste  ge- 
leistet, heute  aber  sich  überlebt  haben,  sondern  lediglich  darum,  auch 
den  arbeitenden  Klassen  zu  einem  gesicherten  Dasein  zu  verhelfen. 
Nicht  der  freien  Konkurrenz  galt  sein  Kampf,  sondern  nur  den  be- 
klagenswerten Auswüchsen  derselben. 

Statt  der  Regierung  zu  sagen,  „laß  alles  seinen  Gang  gehen,  wie 
nur  immer  es  gehen  mag“,  solle  man  ihr  vielmehr  empfehlen,  die 
Wage  zwischen  den  Interessen  der  Kapitalisten  und  Arbeiter  im 
Gleichgewichte  zu  erhalten.  Man  führe  eine  tüchtige  Gewerbepolizei 
ein  und  übertrage  diese  unparteiischen  und  billig  denkenden  Männern, 
welche  dieselbe  alsdann  zum  Nutzen  der  ganzen  Gesellschaft  ausüben 
werden.  Man  verständige  sich  nur  zunächst  über  das  Prinzip  und 
es  werden  auch  die  Mittel  zur  Ausführung  sich  finden  lassen. 

Eine  plötzliche  Beschränkung  der  Freiheit  würde  keine  Besserung 
herbeifübren ; diese  sei  nur  zu  erhoffen  von  indirekt  und  allmählich 
wirkenden  Maßnahmen.  Als  solche  empfiehlt  er  1)  Aufklärung  der 
öffentlichen  Meinung,  2)  Zurückhaltung  mit  den  mannigfachen  Förde- 
rungsmitteln des  Erwerbs-  und  Erfindungstriebs,  3)  endlich  Wegleitung 
der  großen  Kapitalien  von  den  industriellen  Unternehmungen  0-  Dabei 
verspricht  sich  Sismondi  den  meisten  Erfolg  noch  von  dem  zuerst 
genannten  Mittel.  Er  meint,  daß,  wenn  die  Anschauung  sich  erst 
Bahn  gebrochen  habe,  die  Überzeugung  erst  allgemein  verbreitet  sei, 
daß  die  Konsumtion  nur  wachsen  könne,  wenn  auch  das  Einkommen 
sich  vermehrt  habe,  daß  jener  oben  näher  gekennzeichnete  Wettkampf 
zwischen  den  verschiedenen  industriellen  Unternehmungen  ein  Sinken 
der  Preise,  der  Iiöhne  und  des  Untemehmergewinnes  herbeiführe,  so- 
mit allen  zum  Nachteil  gereiche,  daß  endlich  das  Ziel  der  politischen 
Ökonomie  und  die  Thätigkeit  der  Regierung  darin  zu  bestehen  habe, 
das  Glück  der  Menschen  und  zwar  aller  Menschen,  nicht  aber  die 
Anhäufung  von  Gütern  zu  befördern,  daß  dann  auch  friedlichere,  ge- 
sittetere, menschlichere  Beziehungen  im  industriellen  Leben  Platz 
greifen  würden.  „Nous  nous  confions“,  so  schreibt  er,  „dans  le  pou- 
voir  de  la  vöritö  et  de  la  raison,  pour  porter  remöde  aux  maux  acuels; 
nous  ne  l’invoquons  cependant  pas  seul“  *).  Es  müßten  auch  jene 
indirekten  aber  täglichen  Ermunterungen,  welche  die  Gesellschaft  dem 
System  der  freien  Konkurrenz  verleihe,  aufhören,  man  müsse  Abstand 
davon  nehmen,  immer  von  neuem  die  Industriellen  zu  weiterer  Aus- 
dehnung ihres  Geschäftes  anzutreiben  ®).  Ja,  selbst  wenn  eine  Krisis 
ausgebrochen  sei,  müsse  die  Regierung  überaus  vorsichtig  zu  W'erke 


sont  prises,  les  moenrs  sont  chang^ea,  de  nouveaux  intircts  se  sont  d4velopp^s,  et  une 
grande  soaffrance  menacerait  ceux  qai  se  verraient  toat  ä coup  fermer  l’entree  des  pro- 
fessions  aDjourd'hni  libres.“  (J^t  s.  l’dc.  pol.  II.  p.  254). 

1)  £)t.  sur  l’econ  pol.  II.  p.  255. 

2)  L.  c.  II.  p.  257. 

3)  N.  pr.  I.  p.  341  : „I.>e  gouvernement,  loin  de  pousser  indistinctement  k la  pro- 
duction,  parait  douc  devoir  veiller  k moddrer  un  zkle  aveugle“, 

N.  F.  Bd.  Xiy. 
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gehen  ^ ) ; sie  müsse  mit  Einsicht  dahin  arbeiten , die  Überproduktion 
zu  vermindern,  nicht  aber  sie  noch  zu  vermehren.  Es  sei  entschieden 
verkehrt,  wenn  in  solchen  Zeiten  der  Staat  eine  dem  Einsturz  nahe 
Fabrik  künstlich  stütze ; es  sei  immer  besser,  wenn  die  Arbeit  in  einer 
Unternehmung,  die  für  ihre  Produkte  keinen  Absatz  mehr  finde,  gänz- 
lich aufhöre.  Die  Regierung  müsse  den  Menschen,  nicht  aber  der 
Industrie  zu  Hülfe  kommen,  sie  müsse  ihre  Bürger,  nicht  das  Gewerbe 
retten.  Weit  entfernt,  den  Fabrikherm  mit  Geld  zu  unterstützen,  ihn 
somit  zu  ermutigen,  die  Produktion,  wenn  auch  mit  Verlust,  fortzu- 
setzen, müsse  sie  die  ihr  zur  Verfügung  stehenden  Mittel  vielmehr 
dazu  verwenden,  die  Arbeiter  von  einer  Beschäftigung  abzulenken,  die 
nur  den  Notstand  aller  ihrer  Mitbürger  vermehre.  Wohl  könne  es 
nützlich  sein,  wenn  unter  solchen  Verhältnissen  der  Staat  zur  Be- 
schäftigung der  brachliegenden  Arbeitskräfte  öfientliche  Arbeiten 
unternehme,  allein  die  Eegierung  müsse  auch  dann  stets  auf  die  Dauer 
und  das  Ende  solcher  Arbeit  hinweisen,  um  von  Anfang  an  jeden 
Gedanken  an  die  Beständigkeit  derselben  schon  im  Keime  zu  ersticken. 

Größere  Schwierigkeiten  bereitet  die  Verwirklichung  des  dritten 
Vorschlags,  die  Wegleitung  der  großen  Kapitalien  aus  den  industriellen 
Unternehmungen.  Allerdings  meint  Sismondi  nicht,  daß  man  dahin 
streben  müsse,  alle  großen  Betriebe  zu  unterdrücken,  es  schwebt  ihm 
vielmehr  auch  hier  ein  ähnliches  Ziel  vor,  wie  auf  dem  landwirtschaft- 
lichen Gebiete.  Wie  auf  diesem  eine  ausgedehnte  Latifundien wirth- 
schaft  von  Nachteil  sei,  so  auch  sei  es  verderblich,  wenn  lediglich 
wenige  Kaufleute  und  Industrielle,  im  Besitze  fast  aller  Kapitalien, 
Handel  und  Gewerbe  beherrschten.  Stets  würde  man  unter  zehn- 
tausend Familien  im  Wohlstände  eine  größere  Summe  Glückes  als 
unter  tausend  reichen  oder  unter  hundert  kolossal  b^üterten  an- 
treffen. Im  Interesse  der  Nation  müßten  daher  die  Regierungen  wei- 
tere Teilungen  der  Reichtümer  begünstigen,  da  die  menschliche  Hab- 
gier unaufhörlich  nach  deren  Zusammenhäufung  trachte.  Seitens  des 
Staates  könne  nach  dieser  Richtung  hin  Verschiedenes  geschehen. 
Einmal  empfehle  es  sich,  die  reichen  Kapitalisten  zu  Beschäftigungen 
heranzuziehen,  bei  denen  nicht  nur  ein  möglichst  hoher  Erwerb  das 
einzige  Ziel  sei,  man  müsse  aufhören,  gerade  die  Kaufleute  immer 
von  neuem  mit  Titeln  und  Ehren  zu  überhäufen ; ein  gleiches  Erbrecht 
der  Kinder  müsse  dann  weiterhin  verhindern,  daß  die  Anzahl  der 
großen  Einkommen  auf  Kosten  der  kleineren  oder  mittleren  Einkom- 
men sich  stetig  vermehre;  endlich  aber  ließe  sich  eine  im  Interesse 
des  Ganzen  wünschenswerte  Einkommensverschiebung  auch  durch  die 
Besteuerung  erreichen.  Von  den  kleinen  Einkommen  seien  weniger 
Steuern  als  von  den  großen  zu  erheben  oder , wie  Sismondi  sich 
ausdrückt:  eine  Million  Pfund  Sterling,  welche  tausend  Familien  ge- 
hört, muß  weniger  zahlen,  als  eine  Million,  welche  das  Kapital  einer 
einzigen  Familie  ausmacht*). 


1)  Cf.  hiorRber  auch  Hevue  mensuelle,  III.  p.  28  fg. 

2)  Cf.  Et.  8ur  l’ec.  pol.  II.  p.  260. 
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Freilich  erörtert  Sismondi  diese  Vorschläge  nicht  nach  allen 
Seiten  hin,  er  geht  nicht  in  alle  Einzelheiten  ein.  Er  bemerkt  aus- 
drücklich, daß  er  nur  die  Übelstände  kennzeichnen,  gleichzeitig  aber 
auch  angeben  wolle,  daß  es  Heilmittel  gegen  dieselben  gebe,  und 
zwar  Heilmittel,  die  nichts  Illegales,  nichts  unserer  Anschauungsweise 
Fremdes,  nichts  Revolutionäres  enthielten,  welche  keineswegs  auf  eine 
völlige  Neuorganisation  der  Gesellschaft  hinausliefen*). 

Man  mag  nun  über  diese  Reformvorschläge  denken,  wie  man  will, 
im  großen  Ganzen  wird  man  unserem  Autor  unbedingt  beipflichten 
müssen.  Man  wird  vor  allem  ihm  darin  Recht  zu  geben  haben,  daß 
bei  der  außerordentlich  regen  Wechselwirkung,  welche  zwischen  der 
öffentlichen  Meinung  und  den  Institutionen  des  Staates  besteht,  eine 
Reformation  der  ersteren  auch  in  einer  veränderten  staatlichen  Gesetz- 
gebung sich  wiederspiegeln  werde,  daß  daher  in  erster  Linie  alles 
darauf  ankomme,  auf  die  öfl'entliche  Meinung  einzuwirken. 

Wenn  aber  Sismondi  in  den  „^Itudes  sur  l’öconomie  politique“ 
nur  die  hier  genannten  drei  Mittel  angiebt,  mit  deren  Durchführung 
er  gesundere  soziale  Zustände  herbeiführen  zu  können  glaubt,  so  hat 
er  doch  keineswegs  damit  das  erschöpft,  was  er  in  seinen  übrigen 
Schriften  in  dieser  Beziehung  empfiehlt. 

Ich  habe  oben  bereits  (S.  352  fg.)  auf  jenen  überaus  beachtens- 
werten Gedanken  aufmerksam  gemacht,  den  er  im  Anschluß  an  seine 
Bevölkerungslehre  entwickelt  und  auf  welchen  hier  nochmals  hinge- 
wiesen werden  muß,  auf  jenen  Gedanken,  der  sich  in  dem  Satze  zu- 
sammenfaßt: L'ouvrier  a droit  ä la  garantie  de  celui  qui  Temploie. 
Nicht  gegen  die  Ungleichheit  in  den  Einnahmen  wendet  sich  Sis- 
mondi, sondern  gegen  die  Unsicherheit  in  der  Existenz  der  Arbeiter- 
klasse, worin  er  die  Hauptursache  der  Mißstände,  an  denen  diese 
krankt,  erblickt.  Das  gegenwärtige  Lohnsystem  soll  seinen  Bestand 
behalten,  die  Regelung  des  Lohnes  soll  weiter  auf  dem  Wege  des 
freien  Verkehrs  sich  vollziehen,  aber  es  soll  dieser  Arbeitslohn  nicht 
nur  eine  Vergeltung  der  Arbeit  nach  der  Stundenzahl  sein,  sondern 
sich  in  der  Weise  gestalten,  daß  er  die  Existenz  des  Arbeiters  sicher- 
stellt, daß  er  auch  ausreicht  für  die  Pausen  der  Arbeit,  für  Krankheit 
und  Alter *').  Wo  der  Lohn  für  diese  Zwecke  nicht  genügt,  da  soll 

1)  Et.  s.  l'4c.  pol.  II.  p.  261.  Hier  schreibt  S.  u.  a. : „II  nons  soffitsartoat  de  p4n4trer 
nos  lectears  de  l’idde  que  ce  qui  importe  au  progrös  de  la  Science,  c’est  de  connaitre  k fond 
la  vdrit4,  de  ne  jamais  craindre  de  la  contempler  dans  tonte  sa  nudit^,  parce  qn’elle  est 
afldigeante ; que  ce  qui  importe,  c’est  de  savoir  rdellement  quel  bien  ou  quel  mal  iait 
l’industrialisme  k Tbomme  industriel  : car  l’organisation  de  la  societd  humaine  est  notre 
ouvrage ; nons  sommes  toqjours  maitres  d’arrdter  son  action  quand  eile  cause  de  grandes 
souffrances,  et  il  ne  nous  est  point  permis  de  nous  rdsigner  k causer  le  malbeur  d’autrui, 
en  r^etant  la  responsabilit^  de  nos  actions  sur  une  mensongkre  fatalitd.“ 

2)  Cf.  N.  pr.  I.  p.  873  fg.  — „Le  salaire  n’est  pas  seulement  nne  compensation  du 
travail,  calcnlke  k tant  par  henre  d’aprks  sa  durke ; c’est  le  revenu  du  pauvre ; et  en 
consequence  il  doit  suffire  non-seulement  k son  entretien  pendant  l’activitd,  mais  anssi 
pendant  la  rkmission  tu  travail:  il  doit  pourvoir  k l’enfance  et  k la  vieillesse  corome  k 
l’kge  viril,  k la  maladie  comme  k ia  santd,  et  aux  jours  de  repos  ndcessaires  au  main- 
tien  des  forces,  on  ordonnes  par  1a  loi  ou  le  culte  public,  comme  aux  jours  de  travail.“ 
a.  a.  O.  p.  379.  — 
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der  Arbeitgeber,  d.  h.  der,  welcher  von  den  Kräften  des  Arbeiters 
Nutzen  zieht,  gezwungen  sein,  das  was  an  solchem  Lohne  fehlt,  hin- 
zuzufügen. Ich  habe  oben  schon  bemerkt,  daß  nach  Sismondis 
Plan  die  einzelnen  Untemehmerklassen  mit  dem  Unterhalte  ihrer  Ar- 
beiter belastet  werden  sollen;  wie  die  Grundbesitzer  und  Pächter  für 
die  Landarbeiter,  so  haben  die  Fabrikanten  für  die  Fabrikarbeiter, 
und  zwar  nach  den  verschiedenen  Branchen  getrennt,  Sorge  zu  tragen. 
Sismondi  hofift,  daß  eine  derartige  Einrichtung  die  Unternehmer 
dahin  führen  würde,  vorsichtiger  zu  handeln,  vor  allem  auch  ihren 
Arbeitern  von  Anfang  an  einen  reichlicheren  Lohn  zu  geben,  um  so 
sie  länger  kräftig  und  arbeitsfähig  zu  erhalten;  die  großen  Unter- 
nehmungen würden  alsdann  auch  mehr  den  mittleren  Betrieben  Raum 
machen,  da  ja  heute  die  enormen  Erträge  der  ersteren  hauptsächlich 
auf  Kosten  der  Arbeiter  gewonnen  würden. 

Es  ist  richtig,  die  Lösung  dieses  großartigen  Problems  ist  weder 
Sismondi  noch  seiner  Schule  gelungen;  aber  er  hat,  und  das  bleibt 
für  alle  Zeiten  mit  sein  größtes  Verdienst,  gerade  in  diesem  Punkte 
auf  das  Wesentliche  hingewiesen  und  den  Weg  der  Zukunft  im  großen 
und  ganzen  angezeigt.  — 

Daß  der  Staat  auch  insofern  die  Produktionsverhältnisse  zu  ver- 
folgen und  in  dieselben  einzugreifen  habe,  als  es  sich  um  den  Schutz 
der  Kinder  etc.  in  den  Fabriken  handle,  hat  er  verschiedentlich  be- 
tont. Auch  in  dieser  Beziehung  vermissen  wir  freilich  scharf  formu- 
lierte Vorschläge,  aber  diese  Gedanken  sind  dann  von  Villen euve*) 
aufgenommen  und  von  diesem  im  Sismondi'schen  Sinne  weiter 
entwickelt. 

Fassen  wir  nun  all  das  zusammen,  so  wird  man  zu  der  Über- 
zeugung gelangen  müssen,  daß  Sismondi  auch  auf  gewerblichem 
Gebiete  eine  positive  Richtung  verfolgt  hat,  und  daß  jene  Anschauung, 
er  habe  nur  auf  die  Übelstände  aufmerksam  gemacht,  ohne  Heilmittel 
für  dieselben  anzugeben,  entschieden  irrig  ist.  — 

Es  dürfte  hier  der  geeignete  Ort  sein,  um  noch  mit  einigen 
Worten  auf  Sismondis  Ansichten  über  die  Bedeutung  und  den 
Einfluß  der  Maschinen  auf  das  wirtschaftliche  Leben  zu  sprechen  zu 
kommen.  Ich  folge  hier  seinen  Ausführungen  in  den  „nouveaux  priu- 
cipes“.  Er  sagt*):  Die  Fortschritte  in  den  Künsten  und  in  der  In- 

1)  Villeneuve:  Economie  politiqoe  chr^tienne  ou  rechercbes  sar  la  nature  et  sur 
les  causes  du  pauperisme  en  France  et  en  Europe.  (Paris  1834).  V.  macht  in  bezug 
auf  die  Fabrikgesetzgebung  folgende  Vorschläge : Das  Gesetz  muB  verlangen , 1)  daß 
kein  Arbeiter  unter  12  Jahren  beschäftigt  werden  darf,  und  auch  nur  dann,  wenn  er 
lesen,  schreiben  und  rechnen  kann  und  gesundheitlich  Air  tauglich  erklärt  ist;  2)  daß 
die  Arbeitssäle  fOr  die  Gesundheit  zuträlich  eingerichtet  sind ; 3)  daß  Gewerbeschulen 
für  Erwachsene  begründet  werden ; 4)  daß  eine  Trennung  der  Geschlechter  in  den 
Fabriken  durchgeführt  wird;  6)  daß  Spar-  und  Versorgungskassen  seitens  der  Fabrikherreu 
für  die  Arbeiter  errichtet  werden ; 6)  endlich,  daß  die  Fabrikanten  sich  im  Hinblick  auf 
diese  verschiedenen  Bestimmungen  einer  obrigkeitlichen  Aufsicht  unterwerfen.  Er  fügt 
hinzu,  daß  diese  und  andere  ähnliche  Maßregeln  von  Sismondi  und  anderen  philan- 
thropischen Schriftstellern  empfohlen  seien. 

2)  N.  pr.  II.  p.  312  fg.,  vor  allem  p.  315  fg.  Cf.  auch  t I.  p.  394  fg. 
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dustrie,  unterstützt  durch  den  Fortschritt  des  Reichtums,  führen  zu 
Erfindungen,  deren  Zweck  es  ist,  alle  Erzeugnisse  der  Arbeit  mittels 
einer  geringeren  Zahl  von  Arbeitern  herzustellen.  Die  Tiere  vertreten 
bei  dem  Landbau  vielfach  die  Stelle  der  Menschen  und  die  Maschinen 
ersetzen  sie  in  fast  allen  Gewerbszweigen.  Solange  nun  der  Markt 
einer  Nation  groß  genug  ist,  um  allen  Produkten  einen  schnellen  und 
sicheren  Absatz  zu  verschaflen,  ist  jede  dieser  Entdeckungen  eine 
Wohlthat,  weil  sie,  anstatt  die  Zahl  der  Arbeiter  zu  vermindern,  die 
Summe  der  Arbeit  und  ihrer  Erzeugnisse  vermehrt.  Ein  solches  Volk 
kann  eine  lange  Zeit  hindurch  seinen  Markt  im  Verhältnis  zu  der 
Zahl  der  Hände  ausdehnen,  welche  eine  neue  Erfindung  erspart,  und 
so  die  Produktion  in  erwünschter  Weise  steigern.  Aber  endlich  kommt 
doch  der  25eitpunkt,  wo  die  gesamte  zivilisierte  Welt  den  Markt  bildet 
und  wo  es  unmöglich  ist,  bei  neuen  Völkern  neue  Kunden  zu  gewinnen. 
Die  Nachfrage  des  allgemeinen  Marktes  ist  dann  eine  bestimmte,  um 
welche  sich  die  industriellen  Völker  streiten.  Wenn  das  eine  einen 
größeren  Absatz  hat,  so  geschieht  das  auf  Kosten  der  anderen.  Der 
allgemeine  Absatz  kann  nur  durch  die  Fortschritte  des  allgemeinen 
Reichtums  oder  dadurch  zunehmen,  daß  die  früher  zu  dem  alleinigen 
Gebrauch  der  Wohlhabenden  bestimmten  Güter  nun  auch  den  ärmeren 
Klassen  zugänglich  werden. 

So  war  die  Erfindung  des  Strumpfwirkerstuhls,  vermittelst  dessen 
ein  einziger  Mensch  die  Arbeit,  welche  bis  dahin  von  hundert  Men- 
schen verrichtet  worden  war,  verrichten  kann,  zweifellos  eine  Wohlthat 
für  die  Menschheit;  aber  nur  darum,  weil  die  Fortschritte  der  Zivili- 
sation, die  Zunahme  der  Bevölkerung  und  des  Reichtums  die  Zahl  der 
Konsumenten  sehr  vermehrten.  Neue  Länder  nahmen  euroi>äische 
Sitten  an,  und  diese  Fußbekleidung,  sonst  ein  Privilegium  der  Reichen, 
verbreitete  sich  bis  in  die  untersten  Schichten  der  Gesellschaft.  Aber 
wenn  heutzutage  ein  Strumpfwirkerstuhl  erfunden  werden  würde,  der 
die  Arbeit  von  hundert  der  bisherigen  Stühle  verrichtete,  so  würde 
diese  Ei*tindung  ein  Nationalunglück  sein;  denn  die  Zahl  der  Konsu- 
menten kann  unmöglich  mehr  sehr  zuuehmeu,  weshalb  sich  die  der 
Produzenten  vermindern  müßte. 

Wm  man  sich  eine  richtige  Vorstellung  von  dem  Nutzen  machen, 
den  die  Gesellschaft  aus  jeder  derartigen  Erfindung  zieht,  bemerkt 
Sismondi  an  einer  anderen  Stelle*),  so  muß  man  jedesmal  den  Ver- 
lust berücksichtigen,  welchen  diese  über  die  ihretwegen  verabschiedeten 
Arbeiter  auf  so  lange  verhängt,  bis  dieselben  eine  gleich  gute  An- 
stellung gefunden  haben.  W’enn  mau  die  Produktivkraft  eines  Volkes 
überschlägt,  so  muß  man  das  Brachliegen  dieser  Arbeitskräfte  von  der 
Produktivität  der  Maschine  abzieheu;  will  man  aber  das  Einkommen 
desselben  berechnen,  so  ist  der  eingebüßte  Lohn  dieser  Arbeiter  gegen 
den  Gewinn,  den  die  Maschine  einträgt,  in  Anschlag  zu  bringen. 

Daß  diese  Unterscheidung  Sismondis  zwischen  gemeinschäd- 


1)  Cf.  Revue  meusuello  II.  p.  142. 
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liehen  und  nützlichen  Erfindungen  bezw.  Maschinen  absolut  unhaltbar 
ist,  braucht  an  dieser  Stelle  wohl  kaum  ausführlicher  gezeigt  zu  w'er- 
den.  Er  ist  vollkommen  blind  gegen  die  Lichtseiten  des  Maschinen- 
wesens und  hat  nur  noch  ein  Auge  für  dessen  Schattenseiten.  Er 
übersieht,  daß  doch  die  Fabrikation  der  Maschinen  selbst  Arbeiter  er- 
heischt, daß,  wenn  ein  Gewerbe  durch  Maschinenanwendung  einen  Auf- 
schwung nimmt,  dieses  meist  auch  das  Waclistum  anderer  Gewerbe 
nach  sich  zieht,  daß,  wenn  der  Preis  der  Waaren  infolge  der  neuen 
Erfindung  sinkt,  die  nunmehr  seitens  der  Konsumenten  gesparten  Summen 
anderweitig  Verwendung  suchen  und  finden.  Doch,  wie  gesagt,  es  ist 
heute  nicht  erforderlich,  das  im  einzelnen  darziilegen  und  zu  be- 
gründen. 

In  einem  Punkte  hat  Sismondi  Recht,  darin,  daß  die  Einfüh- 
rung neuer  Maschinen  mit  einer  verstärkten  Vermehrung  der  Arbeiter- 
bevölkerung zu  vergleichen  ist  und  daß  dadurch  ein  Teil  der  Arbeiter 
in  eine  bedrängte  Lage  wenigstens  so  lange  geraten  kann,  bis  eine 
weitere  Nachfrage  nach  Arbeit  sich  geltend  macht.  Es  handelt  sich 
aber  hier  — und  das  übersah  Sismondi  — nur  um  ein  Übergangs- 
stadium. 

Der  Hauptnachteil,  den  die  Maschinen  im  Gefolge  haben,  ist  ent- 
schieden der,  daß  der  Arbeiter  sich  wegen  der  Kostspieligkeit  der- 
selben nur  sehr  schwer  in  den  Besitz  einer  solchen  setzen  kann,  daß 
sich  infolgedessen  notwendig  die  Kluft  zwischen  Kapital  und  Arbeit 
erweitert.  Dazu  kommt,  daiß  ein  ^oßer  Teil  der  Maschinen  zum  Be- 
triebe nur  wenig  menschliche  Arbeit  erfordert,  daß  so  die  Frauen-  und 
Kinderarbeit  für  den  Unternehmer  vorteilhaft  ei-scheint,  daß  die  Heran- 
ziehung dieser  Arbeitskräfte  den  Lohn  der  erwachsenen  Arbeiter  drückt 
und  zur  Auflösung  des  Familienlebens  beiträgt.  Allein  diese  Leiden, 
an  deren  Beseitigung  man  unausgesetzt  arbeiten  muß,  rechtfertigen 
immer  noch  nicht  die  Angriffe  auf  die  Maschine  selbst,  welche  die 
Produktions-  und  damit  auch  die  Konsumtionsfähigkeit  der  Mensch- 
heit im  ganzen  verstärkt  und  somit  zum  Fortschritt  gereicht. 

Wenn  wir  daher  diese  Anschauung  Sismondis  als  durchaus 
irrig  entschieden  zurückweisen  müssen,  so  wollen  wir  doch  anderei*seits 
dabei  nicht  vergessen,  daß  er  gerade  in  der  ersten  Entwickelungs- 
periode der  heutigen  Großindustrie  lebte  und  daß  er,  als  er  jene  Zeilen 
schrieb,  zwei  große  Handelskrisen  mit  durchgemacht  hatte.  Das  schier 
unsägliche  Elend,  das  Sismondi  bei  dieser  Gelegenheit  in  England 
kennen  gelernt  hatte,  glaubte  er  nun  vorwiegend  der  Einführung  der 
neuen  Maschinen  mit  zuschreiben  zu  dürfen.  — 


4. 

Nachdem  ich  im  Vorhergehenden  Sismondis  Bevölkerungslehre 
und  seine  Ausführungen  über  die  Zustände  und  Erscheinungen  des 
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Agrikultur-  und  Gewerbelebcns  eingehender  behandelt  habe,  will  ich 
in  diesem  letzten  Abschnitt  noch  kurz  einige  weitere  Punkte,  besonders 
aber  seine  Lehre  vom  Einkommen  erörtern. 

Das  Einkommen  ist,  wie  wir  sahen,  nach  ihm  der  Regulator  der 
Bevölkerung;  der  Mangel  an  hinreichendem  Einkommen  bildet  die 
Quelle  aller  Leiden.  So  nun  mußte  Sismondi  vor  allem  die  Frage 
aufwerfen  und  beantworten : was  ist  denn  Einkommen  ? Er  sagt,  daß 
er  unter  diesem  Namen  den  Teil  des  Reichtums  verstehe,  der  über 
den  Betrag  der  von  jedem  einzelnen  gemachten  Auslagen  sich  all- 
jährlich von  neuem  erzeuge  und  jährlich  verzehrt  werden  könne,  ohne 
daß  derjenige,  welcher  ihn  verzehre,  dadurch  ärmer  werde.  Demnach 
sei  für  die  einen  das  Erzeugnis  von  den  Ländereien  ein  Einkommen, 
wenn  sie  zuvor  die  sämtlichen  Kulturkosten  davon  abgezogen  hätten; 
für  andere  handle  es  sich  um  den  Ertrag  des  umlaufenden  Kapitals, 
nachdem  eine  Vergütung  für  die  Mitwirkung  des  stehenden  Kapitals 
in  Abzug  gebracht  sei;  für  noch  Andere  sei  Einkommen  die  Vergütung, 
die  dem  stehenden  Kapital  verabreicht  werde,  und  endlich  sei  die  Kraft 
zu  arbeiten,  sofern  Arbeit  verlangt  werde,  ebenfalls  Einkommen.  Das 
Wesentliche  des  Einkommens,  wodurch  es  sich  von  jedem  anderen 
Teile  des  Reichtums  unterscheide  bestehe  darin,  daß  es,  wenn  es  auch 
ganz  verbraucht  werde,  dennoch  keine  Lücke  hinterlasse.  Der  Eigen- 
tümer, wenn  er  sich  mit  der  Grundrente  begnüge,  der  Kapitalist  und 
Kaufmann,  wenn  sie  sich  mit  ihren  Zinsen  und  ihrem  Gewinne  zufric- 
denstellen,  der  Arbeiter,  wenn  er  mit  seinem  Lohne  ausreiche,  schmä- 
lern, wenn  sie  auch  ihr  ganzes  Einkommen  verzehren,  daher  nicht  das 
Vermögen  einer  Nation.  Aber  wenn  der  Grundbesitzer  seine  Felder  ver- 
schlechtere, wenn  er  seine  Forsten,  anstatt  sie  unter  einem  geregelten 
Schlage  zu  halten,  vernichte,  sein  Vieh,  ohne  es  zu  ersetzen,  ver- 
äußere, seine  Weinberge  zu  Grunde  gehen  lasse,  seine  Felder  nicht 
dünge,  so  verzehre  er  einen  Teil  seines  Kapitals  als  Einkommen.  Der 
Kaufmann  verschwende  sein  Kapital,  wenn  er  seine  Ausgaben  seinen 
Gewinn  übersteigen  lasse,  wenn  seine  Schulden  anwüchsen,  ohne  daß 
sein  Gewinn  zunehme.  Alle  beide  schaden  nicht  allein  sich  selbst, 
sondern  die  ganze  Nation  verarmt  mit  ihnen  und  durch  sie.  Der  der 
Armut  weit  näher  stehende  Arbeiter  könne,  wenn  er  sich  auch  im 
vollen  Genuß  seines  Einkommens  befinde,  dennoch  durch  schlechte 
Anwendung  desselben  die  Nation  ärmer  machen,  wenn  er  es  nämlich 
auf  eine  solche  Art  verzehre,  die  seiner  Gesundheit  und  Arbeitsfähig- 
keit nachteilig  werde.  Bei  ihm  sei  das  Leben  selbst  die  reproduktive 
Kraft;  wenn  er  es  abnütze  oder  gar  verliere,  so  zerstöre  er  ein  Ka- 
pital, welches  notwendig  sei,  um  das  umlaufende  Kapital  in  Bewegung 
zu  setzen,  gegen  welches  der  Gebrauch  dieses  Lebens  selbst  ausge- 
tauscht werden  solle.  Wenn  der  Arbeiter  nun  als  Tauschmittel  gegen 
dieses  umlaufende  Kapital  nicht  nur  ein  Leben,  sondern  mehrere  ein- 
setze, wenn  er,  anstatt  allein  zu  arbeiten,  mit  mehreren  seiner  Kinder 
für  den  Lohn,  der  ihm  allein  bestimmt  war,  schaffe,  so  sinke  die 
reproduktive  mit  seinem  Leben  verbundene  Kraft,  oder  sein  Einkorn- 
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men  nehme  ab  wegen  der  Konkurrenz,  obwohl  seine  Arbeit  dieselbe 
bleibe  ^). 

Wir  sehen  somit,  daß  Sismondi  sich  von  dem  richtigen  Ein- 
kommensbegrifi  leiten  läßt.  Diejenige  Summe  von  wirtschaftlichen 
Gütern,  die  eine  Person  während  einer  bestimmten  Zeitperiode  ver- 
zehren kann,  ohne  ihr  Stammvermögen  anzugreifen,  bildet  ihr  Ein- 
kommen. Einkommen  ist  somit  für  jeden  die  Frucht  seiner  Arbeit 
oder  seines  Vermögens. 

Daß  er  weiterhin  rohes  und  reines  Einkommen  unterscheidet,  habe 
ich  oben  bereits  bemerkt.  Wenn  er  es  dabei  für  vorteilhafter  be- 
zeichnet, daß  das  rohe  Volkseinkommen  sich  vermehre,  nicht  das 
reine  *),  so  haben  wir  ebenfalls  gesehen »),  daß,  wie  bei  anderen  Schrift- 
stellern, so  auch  bei  ihm  diese  Anschauung  zurückzuführen  ist  auf 
den  Wunsch,  den  Lohn  der  niederen  Klassen  zu  steigern.  Gegen  die 
Reineinkommenslehre  Ricardos  wendet  er  sich  mit  jenem  bekauDtcn 
Diktum:  „Quoi  donc?  la  richesse  est  tout,  les  hommes  ne  sont  abso- 
lument  rien  ? Quoi  I la  richesse  elle-meme  n’est  quelque  chose  que  par 
rapport  aux  impöts?  En  v4ritö,  il  ne  reste  plus  qu’ä  dösirer  que  le  roi, 
dcmeurö  tout  seul  dans  Tile,  en  toumant  constamment  une  manivelle, 
fasse  accomplir,  par  des  automates,  tout  Touvrage  de  TAngleterre“**). 
Wie  ungerecht  dieser  Vorwurf  gegen  Ricardo  ist,  haben  andere  be- 
reits dargethan*). 

ln  den  „Stüdes  sur  röconomie  politique“  behandelt  Sismondi 
eingehend  das  Volkseinkommen  ^).  Dieses  „re venu  national  ou  social** 
besteht,  wie  er  ausführt,  aus  der  Summe  sämtlicher  Einzeleinkommen. 
Er  weist  darauf  hin,  daß  es  nicht  möglich  sei  anzugeben,  ob  etwas  als 
Kapital  oder  als  Einkommen  zu  bezeichnen  sei.  Was  der  eine  Ka- 
pital nenne,  sei  für  den  anderen  Einkommen,  und  umgekehrt.  Er 
unterscheidet  nun  in  dem  gesamten  Roherträge  eines  Volkes  drei 
Teile:  1.  reines  Kapital,  d.  h.  den  Reinersatz  der  Auslagen,  „la  resti- 
tution  des  avances  qui  avaient  öt4  faites  a Tagriculture  ou  ä Tindustrie, 
les  semailles  du  laboureur,  les  toisons  et  les  chanvres  du  tisserand**; 


1)  An  einer  anderen  Stelle  bezeichnet  S.  das  Einkommen  in  folgender  Weise : „Nous 
prenons  le  mot  de  revenu  dans  son  sens  le  plus  large,  et  comme  comprenant  toutc  cette 
partie  de  la  fortnne  qui  est  reproduite  annnellement,  en  sorte  que  celui  qui  en  dispose 
peut  la  consommer  tout  entiire,  l’employer  tout  entibre  k son  usage,  sans  en  demenrer  plus 
pauvre.  Nous  appelons  revenu  non  pas  seulement  la  rente  des  terres,  ou  des  eapiuux 
prct4s,  ou  des  maisons  donnces  k loyer,  mais  les  profits  de  toute  Industrie,  de  tout  com- 
merce, de  toute  agricultnre,  les  salaires  de  tout  travail,  les  gages  de  tout  serviteur  du 
public  ou  des  particnliers ; nous  appelons  revenu  le  gain  annnel,  quelqu’il  soit,  et  nous 
r^petons  que  la  premikre  question  en  economie  domestique  est  celle  que  le  peuple  fait  en 
effet  toujours  la  premikre : combien  cet  homme  a-t-il  k manger  par  an  ou  par  joor  ?“ 
(Revue  mensuelle.  IV.  p.  193.) 

2)  Cf.  n.  pr.  I.  p.  158  fg. 

S)  Cf.  oben  S.  361. 

4)  N.  pr.  U.  p.  381. 

5)  So  Cohn  schon  in  seinem  Aufsatz  über  Boisguillcbert  in  der  Tbgr.  Ztschfl. 
26.  Bd.  p.  407.  Vergl.  auch  : Nationalök.  Studien.  (Stnttg.  1886).  S.  657. 

6)  I.  p.  78 — 106.  (Dieser  Essai  „Du  revenu  social“  ist  ein  fast  wörtlicher  Abdruck 
des  gleichnamigen  Aufsatzes  in  der  Rev.  mens.  IV.  p.  193  fg.). 
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2.  einen  Teil,  welcher  Kapital  und  Einkommen  zugleich  ist  und  den 
Familien  als  Unterhalt  während  der  Arbeit  des  Jahres  dient;  „c’6tait 
un  revenu  commc  produit  de  Tannöe  pr^cedente,  mais  comme  produit 
accumul6,  qui  doit  se  retrouver  toujours  le  memo  au  commeucenient 
du  chaque  ann6e,  pour  recommencer  les  travaux,  et  pour  qu’ils  puis- 
sent  ctre  productife,  c’^tait  un  Capital“ ; endlich  3.  reines  Einkommen, 
d.  h.  den  Überschuß  der  Produktion  über  den  Verbrauch,  „c’est  la 
quantitö  materielle  dont  le  produit  de  Tannee  a surpasse  celui  de 
Tannee  precödente,  ou  le  profit  du  travail“*). 

Schm  oller  hat  nun  bereits  in  dem  oben  genannten  Aufsatz  „die 
Lehre  vom  Einkommen  etc.“  ®)  mit  Recht  betont,  daß,  wenn  auch  dieser 
Einteilung  Sismondis  die  dunkle  Idee  des  Richtigen  zu  Grunde 
läge,  doch  diese  Grenzbestimmung  gegenüber  dem  Kapitalbegriff  nicht 
das  ergebe,  was  Einkommen  sei ; „denn  beides  sind  nicht  an  die  Sache 
gekettete  Eigenschaften  der  Dinge,  sondern  nur  begriffliche  Beziehungen 
zur  Einzelwirtschaft,  die  sich  also  auf  volkswirtschaftlichem  Stand- 
punkte nicht  ausschließen,  sondern  höchstens  auf  privatwirtschaft- 
lichem“. Sismondi  weiß  dieses;  er  trägt  dem  andererseits  Rech- 
nung ^),  allein  er  ist  nicht  konsequent  und  verwickelt  sich  so  mehrfach 
in  Widersprüche.  Indes  derartige  Mängel  dürfen  uns  nicht  abhalten, 
auch  hier  anzuerkennen,  daß  er  der  richtigen  Einkommenslehre  sich 
um  ein  gut  Teil  genähert  hat.  Vermissen  wir  auch  vielfach  die  Schärfe 
in  der  l^griffsbestimmung,  Sismondis  Verdienst  wird  es  stets  blei- 
ben, jene  Ansicht,  die  sich  mehr  und  mehr  verbreitet  hatte,  daß  die 
arbeitenden  Klassen  gleichsam  nur  als  Werkzeug  des  Reichtums  anzu- 
seheu  seien,  auch  in  seiner  Einkommenslehre  unbeirrt  bekämpft  zu 
haben.  Denn  „wahrlich“,  so  ruft  er  aus,  „nicht  der  Reiche  ist  der 
Zweck  der  gesellschaftlichen  Ordnung.  Der  Reichtum  ist  für  die  Ge- 
sellschaft nur  insofern  wünschenswert,  als  er  dazu  dient,  das  Wohl- 
befinden über  alle  Klassen  der  Bevölkerung  auszubreiten“  ^). 

Bekanntlich  ist  über  jene  Frage,  wer  der  „Entdecker“  der  „Mehr- 
wert-Theorie“ sei,  ein  lebhafter  Streit  entstanden  zwischen  den  Anhän- 
gern von  Marx  und  Rodbertus.  Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  diese 
Frage  spezieller  zu  behandeln.  Wohl  aber  muß  hervorgehoben  werden, 
daß  Sismondi  im  Hinblick  auf  die  Einkommensverteilung  die  Lehre 
vom  Mehrwert  und  vom  arbeitslosen  Einkommen  entwickelt  hat.  Wie 
später  Rodbertus,  so  teilt  er  das  Einkommen  ein  in  Arbeitslohn  und 
Rente.  Er  sagt:  „Le  revenu  national  se  compose  seulement  de  deux 


1)  £t.  s.  r^con.  pol.  I.  p.  95. 

2)  In  der  Tübiuf'er  Zeitschrift.  19.  Bd.  (1863)  S.  14. 

3)  N.  pr.  L p.  87  fg.  So  sagt  er.  p.  90 : „ . . . . mais  la  partie  de  cc  reveua 
qa’il  a donnde  au  marchand,  est  devenue  pour  co  dernier,  portion  de  son  Capital". 

4)  N.  pr.  I.  p.  387.  — Weil  gerade  dieser  Gesichtspunkt  bei  der  Reichtumsbeschaf- 
fung so  völlig  aus  dem  Auge  gelassen  sei,  spricht  er  sich  tadelnd  gegen  die  Amerikaner 
aus : „Le  gain  k faire  est  devenu  la  premiöro  considöration  de  la  vie ; et,  dans  la  nation 
la  plus  libre  de  la  terrc,  la  libertö  olle-mcme  a perdu  de  son  prix,  comparöe  au  profit". 
(N.  pr.  1.  457). 
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parties,  Tune  coinprisc  dans  la  production  annuclle,  Tautre  qui  lui  est 
ötraiigcre : la  preiniöre  est  le  profit  qui  nait  de  la  richesse,  la  scconde 
est  la  puissauce  de  travailler  qui  nisulte  de  la  vie.  Sous  le  nom  de 
richesse,  nous  compreuons  cette  fois  la  propri6t6  territoriale  aussi-bien 
quc  les  capitaux;  et  sous  le  nom  de  profit,  nous  rangeons  aussi-bieu 
le  revenii  net  qui  sera  rendu  aux  propri6taires,  que  le  bdn^fice  du 
capitaliste“  *).  Nun  führt  er  weiter  aus,  daß  das,  was  der  Arbeiter 
produziere,  ihm  nicht  voll  und  ganz  zufalle.  Es  erfolge  vielmehr  eine 
mehr  oder  minder  ungleiche  Teilung  zwischen  dem  Kapitalisten  und 
dem  Arbeiter,  eine  Teilung,  bei  welcher  der  Kapitalist  bemüht  sei, 
dem  Arbeiter  nur  gerade  so  viel  zu  geben,  als  er  brauche,  um  sein 
Leben  zu  erhalten.  Der  Kapitalist  — gleichgültig  ob  in  der  Industrie 
oder  in  der  Landwirtschaft  — suche  stets  den  Arbeiter  auf  das  Not- 
wendigste zu  beschränken  und  den  Mehrwert  (S.  sagt:  mieux-value) 
sich  aiizueignen *).  So  gelangt  denn  auch  Sismondi  in  den  „fitu- 
des“3)  zu  einem  Ausspruche,  wie  dem  folgenden:  „der  römische  Prole- 
tarier lebte  fast  ganz  auf  Kosten  der  Gesellschaft  ....  Man  kann 
beinahe  sagen,  daß  die  moderne  Gesellschaft  auf  Kosten  der  Prole- 
tarier lebt,  von  dem  Arbeislohne,  den  sie  ihnen  entzieht“. 

Allein  wie  schroff  dieser  Satz  auch  klingen  und  wie  gut  er  sich 
auch  einfügeu  mag  in  jede  sozialistische  oder  kommunistische  Schrift, 
Sismondi  war  weit  entfernt  hiermit  die  Legitimität  der  Besitzrente 
überhaupt  anzweifeln  zu  wollen.  Er  wendet  sich  lediglich  gegen  das 
Zuviel  und  sein  ganzes  Sinnen  gilt  allein  der  Frage,  wie  man  unter 
den  heutigen  Verhältnissen,  unter  der  Herrschaft  von  Angebot  und 
Nachfrage  nach  Arbeit,  bei  Fortbestand  des  Privateigentums  und  der 
privaten  Unternehmungen  — denn  an  all  dem  will  er  nicht  rütteln  — 
dem  Arbeiterstande  zu  einem  angemessenen  Lohne  verhelfen  könne. 

Wir  haben  oben  gesehen,  durch  welche  Mittel  Sismondi  dieses 
zu  erzielen,  wie  er  eine  Besserung  überhaupt  herbeizuführeu  hofft ; nur 
im  Vorübergehen  habe  ich  dabei  der  Besteuerung  gedacht  Es  sei  mir 
gestattet  auf  seine  diesbezüglichen  Ansichten  hier  noch  ganz  kurz 
einzugehen  ^). 

Als  leitende  Grundsätze  für  das  Steuerwesen  stellt  Sismondi 
vier  Regeln  auf  “^),  die  seitens  der  Regierungen  beobachtet  werden 
müßten : 1.  Eine  jede  Steuer  dürfe  nur  auf  das  Einkommen,  nicht  auf 
das  Kapital  gelegt  werden ; würde  das  Kapital  besteuert,  so  würde  der 

1)  N.  pr.  1.  p.  104. 

2)  N.  pr.  I.  p.  103. 

3)  Et.  s.  l’ccoD.  pol.  I.  p.  24 : „Au  roste  lo  proletaire  romain  iio  travaillait  pas ; 
car  daiis  une  soci^te  qui  adtnet  Tcsclavago,  Ic  travail  est  dcshoiioraut  pour  Ics  hommes 
libres ; il  vivait  presquc  uniquemcut  aux  döpeus  de  la  sociütc,  des  distributions  de  vivres 
que  faisait  le  republique.  Ou  pourrait  dirc  prc.squo  quc  la  socictc  moderne  vit  aux  d4- 
pens  du  proletaire,  de  la  part  qu’elle  lui  retruuehe  sur  la  rccompense  de  son  travail“. 

4)  Cf.  N.  pr  II.  p.  152—248. 

.5)  N.  pr.  II  p.  169  u.  170. 
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Staat  das  vernichten,  wovon  die  einzelnen  und  somit  auch  <ier  Staat 
leben  müßten.  2.  Hierbei  sei  darauf  Acht  zu  geben,  daß  nicht  das 
jährliche  Bruttoprodukt  mit  dem  Einkommen  verwechselt  werde.  3. 
Ein  Existenzminimum  müsse  von  der  Besteuerung  frei  bleiben;  „il  ne 
doit  donc  jamais  atteindre  la  partie  du  revenu  qui  est  necessaire  a la 
vie  du  contribuable“.  4.  Diejenigen  Reichtümer,  welche  sich  leicht  von 
oinem  Ort  zum  anderen  bringen  ließen  (d’une  nature  plus  fugitive), 
also  die  der  Geldkapitalisten,  der  industriellen  Unternehmer,  Kaufleute 
etc.  sollten  schonender  behandelt  werden,  weil  diese  Kapitalien  sonst 
leicht  im  Auslande  eine  nutzbringendere  Anlage  suchen  würden. 

Am  bedeutsamsten  in  seiner  Steuerlehre  ist  einmal  die  Forderung 
der  Befreiung  eines  Existenzminimums,  dann  die  entschiedene  Verur- 
teilung der  indirekten  Steuern. 

Sismondi  betrachtet  die  Steuer  als  Tausch,  als  eine  Leistung, 
welche  der  einzelne  dem  Staate  als  Gegenleistung  für  die  ihm  ge- 
wordenen Dienste  des  Staates  macht.  Da  er  aber  den  Staatszweck 
nicht  nur  in  der  Rechts-  und  Sicherheitspflege  erkennt,  sondern  die 
Förderung  der  Wohlfahrt  aller  als  Hauptaufgabe  der  Staatsthätigkeit 
betrachtet,  so  kommt  er  von  diesem  Standpunkte  aus  zu  der  Forde- 
rung, daß  der  zur  Deckung  der  allerdringendsten  Lebensbedürfnisse 
notwendige  Betrag  steuerfrei  bleiben  solle.  Ja,  es  würde  geradezu 
lächerlich  scheinen,  so  meint  er,  von  dem  armen  Arbeiter,  welcher  die 
Wohlthaten,  die  das  gesellschaftliche  Zusammenleben  darbietet,  so  gut 
wie  nicht  kennt,  nun  zu  fordern,  daß  er  auch  seinerseits  dazu  beitrage, 
daß  diese  Genüsse  seinen  in  besserer  sozialer  Lage  befindlichen  Mit- 
bürgern geboten  werden  könnten.  Deijenige,  welcher  kaum  so  viel 
besitzt,  um  seinen  und  der  Seinigen  Hunger  zu  stillen,  darf  mit  Ab- 
gaben an  den  Staat  nicht  belastet  werden  0-  Da,  so  bemerkt  er  an 
einer  anderen  Stelle  *),  der  größte  Teil  der  staatlichen  Ausgaben  speziell 
dazu  verwendet  wird,  die  Wohlhabenden  gegen  die  Armen  zu  schützen, 
so  ist  es  nicht  mehr  wie  billig,  daß  der  Reiche  steuert  „non-seulement 
en  Proportion  de  sa  fortune,  mais  par  delä  meme  cette  proportiou‘\ 
um  auf  diese  Weise  zum  Bestände  einer  Gesellschaft  beizutragen,  die 
ihm  in  erster  Linie  dienlich  ist. 

Wie  Sismondi  so  auf  der  einen  Seite  bei  den  persönlichen 
Steuern  einen  gewissen  Mindestbetrag  des  Einkommens  steuerfrei  zu 
sehen  wünscht,  so  bekämpft  er  andererseits  im  Interesse  der  unteren 
Klassen  auf  das  Entschiedenste  die  auf  die  als  unentbehrlich  erkannten 
Waren  gelegten  Verbrauchssteuern^).  Wenn  man  sich,  so  führt  er 
aus  *),  der  Mühe  unterzieht  und  sich  die  verschiedenen  Teile  der  Ein- 


1)  Cf.  N.  pr.  II.  p.  164.  Cf.  auch  folgende  Stelle  p.  166:  „S'il  est  essentiel,  d’a- 
pres  an  principe  d’humanit^,  de  ne  jamais  pousser  l’imput  sur  le  revenu  de  teile  sortc, 
qu’il  ote  au  contribuable  uno  partie  de  sou  necessaire,  cur  il  serait  absurde  de  parier  h 
nn  homme  de  jouissances  de  l’ordre  public,  tandis  que  cet  ordre  public  Ic  condamnerait 
k mourir  de  faim“. 

2)  N.  pr.  II.  p.  155. 

3)  N.  pr.  U.  p.  206  fg. 

4)  N.  pr.  II.  p.  211  u.  212. 
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künfte  des  Reichen  vergegenwärtigt,  die  auf  diese  Weise  der  Steuer 
entzogen  sind,  so  wird  man  finden,  daß  höchstens  auf  dem  zehnten 
Teile  seiner  Ausgaben  irgend  welche  Konsumtionssteuem  ruhen,  daß 
diese  Steuern  immer  mehr  im  Verhältnis  zu  dem  Einkommen  anwachsen, 
je  mehr  man  zu  den  ärmeren  Klassen  herabsteigt,  und  daß  von  allen 
die  bei  weitem  unglücklichste  jene  der  Fabrikarbeiter  ist,  deren  Aus- 
gaben sich  fast  ausschließlich  auf  die  Lebensmittel  beschränken,  die 
in  den  Städten  gekauft  und  eingeführt  werden.  Diese  Leute  entgehen 
der  Steuer  auch  nicht  für  irgend  einen  Teil  ihres  Einkommens.  Es 
ist  somit  ein  sehr  ungerechter  und  sehr  unmenschlicher  Vorschlag, 
den  man  freilich  oft  wiederholt  hat,  alle  direkten  Steuern  aufzuhebeu 
und  die  gesamten  Staatseinnahmen  durch  indirekte  Konsumtionssteuern 
zu  beschaffen.  Ein  solcher  Vorschlag  ist  nahezu  identisch  mit  dem : 
alle  Reichen  von  allen  Steuern  zu  entbinden  und  die  Taxen  nur  von 
den  Armen  zu  erheben.  In  mehrfacher  Hinsicht  würde  das  heißen, 
in  das  alte  Feudalsystem  zurückzukehren,  wo  der  Adlige  nichts 
zahlte. 

Wir  sehen  somit,  wie  auch  in  der  Steuerlehre  Sismondis  die 
Sorge  für  die  unteren  Bevölkerungsschichten  eine  Hauptrolle  spielt 
Allerdings  erscheint  es  im  Hinblick  auf  den  hohen  Wert,  den  unser 
Autor  auf  den  Grundbesitz  und  die  landwirtschaftliche  Bevölkerung 
legt,  wunderbar,  daß  er  gerade  diese  Klasse  besonders  stark  zur  Be- 
steuerung heranzuziehen  empfiehlt*);  jedenfalls  war  die  Furcht,  die 
er  hegte,  daß  das  heimische  mobile  Kapital  ausländische  Anlagen 
suchen  möchte,  so  unberechtigt  dieselbe  auch  gewesen  sein  mag,  in 
diesem  Punkte  für  ihn  bestimmend. 

W'enn  Sismondi,  wie  wir  sahen,  die  Freilassung  eines  Existenz- 
minimums fordert,  so  will  er  doch,  daß  der  Arbeiter  in  demselben 
Augenblick,  wo  er  ein  solches  Einkommen  genießt,  daß  er,  zu  einer 
höheren  Lebenshaltung  gelangt,  unter  dem  Schutze  des  Staates  sich 
der  Früchte  seiner  Arbeit  erfreuen  kann,  nun  auch  zur  Besteuerung 
herangezogen  werde  *).  Daher  verlange  die  Finanzwissenschaft  ebenso 
wie  jeder  andere  Zweig  der  Volkswirtschaftslehre,  daß  der  Arme  für 
seine  Arbeit  ordentlich  belohnt  werde,  damit  er  seinerseits  auch  zum 
Staatsaufwande  beisteuern  könne. 

Wohin  wir  auch  immer  unseren  Blick  wenden,  schreibt  er,  überall 
tritt  uns  dieselbe  Forderung  entgegen : „Protögez  le  pauvre“ ; sie  muß 
das  wesentlichste  Studium  des  Gesetzgebers  und  der  Regierung  bilden. 
„Protögez  le  pauvre;  car,  par  une  consöquence  de  sa  condition  pre- 
caire,  il  ne  peut  lütter  avec  le  riche  sans  abaudonner  chaque  jour 
quelqu’un  de  ses  avantages;  protegez  le  pauvre,  afin  qu’il  tienne  de 
la  loi,  de  l’usage,  d’un  contrat  perpötuel,  la  part  que  son  travail  doit 


1)  N.  pr.  II.  p.  181  fg. 

8)  N.  pr.  II.  p.  155.  Hier  heißt  es  u.  a. : „L’impot  qu’il  paie  est  pour  lui  un  gage 
de  libertv;  il  a un  droit  sur  l’ordre  politique  qu’il  contribue  ä maintenir,  et  la  privation 
que  sa  contribution  lui  imposo,  est  le  justo  prix  de  la  jouissance  qu’il  doit  trouver  dant 
le  rögne  des  lois“. 
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lui  assurer  dans  le  revenu  national,  piutot  que  d^une  concurrence  qui 
nourrirait  des  rivalit6s  et  des  haines;  prot<^ez  le  pauvre,  car  il  a 
besoin  d'appui  pour  connaitre  quelque  loisir,  quelque  d^veloppement 
de  son  intelligence,  pour  avancer  dans  la  vertu;  prot^gez  le  pauvre, 
car  le  plus  grand  danger  pour  les  lois,  pour  la  paix  publique,  pour 
la  stabilit^,  c’est  la  croyance  du  pauvre  qu’il  est  opprimö  et  sa  haine 
contre  le  gouvernement;  protögez  le  pauvre,  si  vous  voulez  que  l’in- 
dustrie  fleurisse,  car  le  pauvre  est  le  plus  important  des  consomma- 
teurs;  prot^gez  le  pauvre,  si  votre  fisc  öprouve  des  besoins;  car,  apr6s 
que  vous  aurez  soign6  les  jouissances  du  pauvre,  vous  trouverez  que 
le  pauvre  est  encore  le  plus  important  des  contribuables.“  * ) 

Aus  der  Steuerlehre  Sismondis  habeich  nur  diejenigen  Punkte 
hervorgehoben,  die  in  engerer  Beziehung  stehen  mit  seinen  sozial- 
politischen Forderungen.  Es  würde  mich  zu  weit  führen  und  dürfte 
auch  kaum  von  größerem  Interesse  sein,  wollte  ich  hier  in  alle  Einzel- 
heiten eintreten.  So  lasse  ich  auch  seine  Ansichten  über  Geld-,  Bank- 
und  Kreditwesen  unberührt.  Gewiß  finden  sich  auch  in  den  diese 
Fragen  behandelnden  Kapiteln  seiner  Schriften  manche  beachtenswerte 
Ausführungen,  allein  die  Wiedergabe  und  Erörterung  derselben  würde 
die  Eigenart  seiner  Anschauung  nicht  weiter  hervorheben.  Auch  das, 
was  er  über  den  Handel  sagt,  bietet  nichts  besonders  Beachtens- 
wertes; er  war  stets  ein  Anhänger  der  Verkehrsfreiheit  Nur  die- 
jenigen können  sich  darüber  wundem,  welche  ihn  nicht  kennen,  welche 
meinen,  daß  er,  weil  er  die  zügellose  Konkurrenz  bekämpft  habe,  nun 
auch  die  Freiheit  habe  opfern  wollen. 

Die  Bedeutung  Sismondis  beruht  in  seinen  Lehren  über  das 
Bevölkerungs-,  Agrar-  und  Gewerbewesen.  Auf  diesen  Gebieten  hat 
er  sich  als  scharfer  Beobachter  gezeigt,  hier  auch  wahrhaft  neue 
Prinzipien  entwickelt;  ich  glaube  die  in  dieser  Beziehung  von  ihm 
vertretenen  Doktrinen  genügend  gekennzeichnet  zu  haben.  — 


Nur  wenige  W’orte  mögen  diesen  Aufsatz  beschließen. 

Man  hat  Sismondi  in  den  meisten  Schriften  in  die  Reihe  der 
Sozialisten  eingereiht.  So  behandelt  ihn  Hildebrand*)  zusammen 
mit  Louis  Blanc;  Roscher*)  sagt,  daß  er  von  den  neueren 
französischen  Nationalökonomen  dem  Sozialismus  am  nächsten  stehe; 
Knies*)  nennt  ihn  freilich  einen  der  „bedeutendsten  nationalökono- 
mischen Denker  Frankreichs“,  bemerkt  aber,  daß  auch  er  „hingerissen 
von  der  heißblütigen  Sorge,  den  Armen  von  oben  herab  aufzuhelfen, 
der  nationalen  Organisationsmanie,  den  sozialistischen  Schablonen  und 


1)  Revue  mensuelle.  Ul.  p.  31/32. 

2)  Die  Nationalökonomie  der  Gegenwart  und  Zukunft.  (Frankfurt  a/M.  1848) 
S.  140  fg. 

3)  Geschichte  der  Nationalökonomik  in  Deutschland.  (München  1874)  S.  845. 

4)  Die  politische  Ökonomie  vom  geschichtlichen  Standpunkte.  2.  Aufl.  (Braun- 
schweig 1883)  S.  322. 
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Schematismen“  verfalle.  Er  fügt  noch  hinzu:  „es  ist  ja  eben  eine 
pjigentümlichkeit  des  französischen  Sozialismus,  daß  er  vor  dem  Un- 
begreiflichen nicht  zurücktritt“. 

Die  drei  genannten  Autoren  und  mit  ihnen  viele  andere,  beson- 
ders aber  Knies,  der  Sismondi  entschieden  falsch  beurteilt,  über- 
sehen oder  scheinen  doch  nicht  zu  beachten , daß  Sismondi  sich 
von  den  Sozialisten  gerade  in  den  wesentlichsten  Punkten  scheidet. 
Es  ist  ja  richtig,  der  eine  wie  die  anderen  decken  die  Schäden  des 
modernen  Wirtschaftslebens  auf  und  wenden  sich  gegen  den  Grund- 
satz des  „laissez  faire  et  laissez  passer“,  aber  während  die  Sozialisten 
die  ganze  ueuzeitige  Wirtschaftsordnung  umzuwerfen  trachten  und 
von  ihnen  der  eine  mit  diesem  der  andere  mit  jenem  Organisations- 
plan hervortritt,  hält  Sismondi  an  der  Grundlage  und  den  Ein- 
richtungen dc's  heutigen  Gesellschaftslebens  fest,  immer  nur  bemüht 
durch  besonnene  Reformen  die  Teilnahme  aller  an  den  Kulturfort- 
schritten zu  fördern.  Mir  erscheint  das,  was  Sismondi  von  den 
Sozialisten  trennt,  weit  mehr  zu  sein,  als  das,  was  sie  verbindet.  — 

Die  Zeit,  in  der  Sismondi  seine  hier  besprochenen  Schriften 
verötfentlichte , war  nicht  günstig  für  die  Entfaltung  seiner  Lehre. 
Freilich  fand  sich  eine  kleine  Zahl  von  Schülern ; in  der  „Revue  men- 
suelle“  suchte  man  die  Anschauungen  des  Meisters  weiteren  Kreisen 
zugänglich  zu  machen.  Jndes  diese  Bemühungen  waren  mehr  oder 
minder  vergeblich.  Die  „Economic  politique  ä Rebours“,  wie  Bastiat 
höhnisch  die  Ansichten  Sismondi s bezeichnet  hatte,  wurde  teils 
durch  den  Liberalismus,  den  sie  zu  bekämpfen  suchte,  teils  durch  die 
immer  kühner  und  machtvoller  auftretende  sozialistische  Ideenbewegung 
verdrängt. 

Sie  wurde  verdrängt,  um,  wenngleich  in  vollendeterer  Art,  Jahr- 
zehnte später  auf  deutschem  Boden  in  Wissenschaft  und  Leben  zu 
voller  Anerkennung  zu  gelangen. 


I 
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Aug.  Mcitzen,  Geschichte,  Theorie  und  Technik  derSta- 
tistik.  Berlin.  1886.  214  SS.  Bespr.  v.  H.  von  Scheel. 

Selbst  wenn  das  Buch  nicht  einen  so  bedeutenden  Schritt  vorwärts 
in  der  theoretischen  Behandlung  der  Statistik  anzeigte,  wie  er  mit  dieser 
Arbeit  August  Meitzens  wirklich  gethan  ist,  so  würde  schon  der  Name 
des  Verfassers,  dem  wir  das  Werk  über  den  „Boden  und  die  landwirt- 
schaftlichen Verhältnisse  des  preußischen  Staats“  verdanken  und  der  ein 
Veteran  der  statistischen  Praxis  ist,  zur  besonderen  Beachtung  der  Schrift 
auffordern. 

Es  wäre  ein  Irrtum,  wenn  man  in  Anbetracht  der  Unmasse  desjeni- 
gen, was  schon  über  Statistik  und  insbesondere  über  den  Begriff  der  Sta- 
tistik geschrieben  worden  ist,  annehmen  wollte,  es  sei  in  der  Theorie 
derselben  bereits  Bedeutendes  geleistet. 

Über  Geschichte  der  Statistik,  die  auch  Meitzen  in  seine  Dar- 
stellung, unter  Beibringung  manches  Neuen,  cinschlicßt,  ist  allerdings  schon 
vieles  und  Gutes  zusammengetragen;  wenngleich  man  sich  offenbar  dabei 
nicht  immer  bewußt  war,  ob  man  die  Geschichte  statistischer  Aufnahmen 
oder  diejenigen  der  wissenschaftlichen  Beschäftigung  mit  den  Ergebnissen 
solcher  Aufnahmen  schreiben  wollte.  Im  letzteren  Sinne  hat  wohl  unbe- 
streitbar V.  John  in  seiner  noch  unvollendeten  „Geschichte  der  Statistik“ 
(I.  Bd.  Stuttgart  1884)  das  Beste  geleistet.  Die  Geschichte  hat  aber  mit 
der  Theorie  der  Statistik  keinen  unmittelbaren  Zusammenhang,  und  wir 
wollen  uns  mit  dem  geschichtlichen  Teil  des  Meitzenschen  Buchs,  der 
etwa  I des  Ganzen  (74  Seiten)  einnimmt,  hier  nicht  weiter  beschäftigen. 

Wenn  man  die  Theorie  der  Statistik  in  dem  Sinne  auffaßt,  in  wel- 
chem sie  für  den  Praktiker  derselben  hervorragendes  Interesse  hat,  näm- 
lich als  die  theoretische  Entwickelung  der  logischen  Grundlagen 
der  statistischen  Thätigkeit,  so  ist  darin  bisher  noch  sehr  wenig 
geleistet  worden.  Alles  andere,  was  man  mit  diesem  Namen  bezeichnet, 
ist  ja  auch  nicht  Theorie  der  Statistik,  sondern  Theoretisieren  über  sta- 
tistische Zahlen.  Das,  was  gewöhnlich  „Hand-  und  Lehrbuch  der  Stati- 
stik“ genannt  wird,  so  von  Haushofer,  Block,  Morpurgo,  ist  aber  auch  dieses 
Theoretisieren  nicht,  sondern  mehr  oder  weniger  systematische  Darstellung 
statistischer  Ergebnisse  mit  den  üblichen  Zuthaten  aus  der  Geschichte  und 
Philosophie  der  Statistik.  Diese  gehören  eigentlich  in  solche  Sammlungen 
ebensowenig  wie  Kechtsphilosophio  und  Rechtsgoschichte  in  eine  Samm- 
lung von  Gesetzen. 
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Von  den  älteren  Werken,  die  sich  als  „Theorie  der  Statistik“  bezeich- 
nen, hat  wohl  das  von  £.  A.  Jonak  (Wien  1856)  die  meiste  Anerkennung 
gefunden.  Die  oben  bezeichnete  Aufgabe  wird  aber  darin  kaum  gestreift. 
Jonak  geht  fast  ganz  in  Geschichte  und  ebenso  weitschweifige  als  frucht- 
lose Erörterungen  über  Begriif  und  Grenzen  der  Statistik  auf.  Seine  Er- 
klärung der  Aufgabe  der  Statistik:  „das  Leben  der  Menschheit  als  Dasein 
in  seiner  ruhenden  Wirklichkeit  aufzufassen“,  paßt  ungefähr  ebenso  gut 
auf  die  Malerei;  und  wenn  er  sie  später  dabin  erläutert,  daß  die  Aufgabe 
in  der  Darstellung  1.  der  Zustände  im  Leben  der  Menschheit,  2.  der  Kau- 
salitätsYcrhältnisse  dieser  Zustände  und  3.  der  Regelmäßigkeit  und  Gesetz- 
mäßigkeit derselben  bestehe,  so  wird  diese  Formulierung  der  Statistik  im- 
mer noch  so  wenig  gerecht,  daß  sie  etwa  auch  auf  die  Geschichte  paßt. 
Der  dritte  Punkt  ist  aber  gewiß  für  die  eine  wie  die  andere  gleich  irrig 
formuliert;  denn  es  wird  zwar  erfreulich  und  nützlich  sein,  Regelmäßig- 
keiten zu  entdecken,  aber  die  Aufgabe  ist  ebensowohl  anf  Unregelmäßiges 
gerichtet.  Über  die  Aufgabe  der  Statistik  ist  jedoch  überhaupt  keine  Klar- 
heit zu  gewinnen,  wenn  sie  nicht  über  die  Methode  besteht;  und  das  ist 
bei  Jonak  augenscheinlich  nicht  der  Fall.  Er  teilt  die  statistische  Methode 
in  eine  „acquisitive“  und  „kommunikative“,  letztere  als  „Methode  im  en- 
geren Sinne“  bezeichnend.  Über  die  erstere,  also  die  eigentliche  stati- 
stische Thätigkcit,  weiß  er  nichts  beizubringen  als  einige  Bemerkungen 
über  die  Quellen  der  statistischen  Zahlen. 

In  dieser  unzureichenden  Weise,  voll  leerer  Begriflfsspalterei  wurde 
früher  viel  über  Statistik  geschrieben.  Daneben  gingen  vortrefilicho  Spe- 
zial-Arbeiten, insbesondere  auf  dem  Gebiet  der  Bevölkerungsstatistik  her, 
die  jedoch  mit  der  Theorie  der  Statistik  als  Lehre  von  den  logischen 
Grundlagen  der  statistischen  Thätigkeit  nichts  zu  thun  haben. 

An  diese  letztere  Aufgabe  ist  in  neuerer  Zeit  wohl  zuerst,  nachdem 
G.  Rümelin  in  seinen  Aufsätzen  zur  Theorie  der  Statistik,  namentlich  im 
ersten,  schon  1863  geschriebenen  (beide  abgedruckt  in  „Reden  und  Auf- 
sätze“ Tübingen,  1875),  auf  den  rechten  Weg  gewiesen  hatte,  Ant  Ga- 
baglio  ernstlich  herangetreten  mit  seiner  Schrift  „Storia  o teoria  generale 
della  Statistica“,  die  1880  zu  Mailand  erschien.  Seine  Untersuchung 
schließt  sich  an  die  einzelnen  Stufen  der  statistischen  Thätigkeit  an  und 
will  die  Bedeutung  derselben  feststellen.  Wenn  man  aber  absicht  von 
seinen  in  das  Gebiet  der  Mathematik  gehörenden  Ausführungen  über  sta- 
tistische Reihen,  so  bleibt  doch  wenig  eigentlich  zur  Theorie  der  Statistik 
Gehöriges  übrig,  und  jedenfalls  ist  Gabaglios  Arbeit  durch  diejenige  von 
Mcitzen  überholt. 

Ehe  wir  von  dieser  weiter  sprechen,  wollen  wir  nur  anläßlich  der 
Erwähnung  Gabaglios  beiläufig  auf  ein  paar  andere  italienische  Arbeiten 
aus  neuester  Zeit  aufmerksam  machen,  die  sich  in  origineller  Weise  mit 
allgemeinen  statistischen  Fragen  beschäftigen , nämlich  auf  die  Studie 
Emilio  Pascalos  über  Uso  ed  abuso  della  Statistica  (Rom,  1885)  und  die 
kleine  Schrift  von  Ant.  Fleres  „La  Teoria  delle  forzo  e delle  forme.  In- 
troduzione  allo  Studio  della  Statistica“  (Turin,  1886). 

Was  nun  die  Schrift  von  Meitzen  selbst  betrifft,  so  ist  diese,  soweit 
sie  über  Theorie  der  Statistik  handelt,  folgendermaßen  eingeteilt:  Nach 
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einigen  allgemeinen  Erörterungen  über  Wesen  und  Stellung  der  Statistik 
werden  zuerst  die  Grundbedingungen  geprüft,  unter  denen  eine  metho- 
dische Zählung  überhaupt  eintreten  kann ; dann  die  Grundsätze  dargelegt, 
nach  denen  statistisch  gewonnene  Zahlen  zu  beurteilen  sind ; und  es  wer- 
den dann  die  Begcln  für  die  technische  Ausführung  statistischer  Opera- 
tionen entwickelt. 

Meitzen  geht  also  wirklich  auf  die  Sache  selbst  ein  und  begnügt  sich 
nicht,  wie  die’älteren  Schriftsteller  über  diesen  Gegenstand,  mit  mehr  oder 
weniger  unfruchtbaren  Spekulationen  über  Statistik.  Die  Gedrängtheit  der 
Darstellung  und  der  Mangel  au  veranschaulichenden  Beispielen  verursachen 
dem  Leser  mehr  Mühe  als  ihm  gerade  hätte  zugemutet  werden  müssen; 
und  demjenigen,  der  mit  der  statistischen  Praxis  nicht  vertraut  ist,  dürfte 
es  bisweilen  schwer  fallen,  sich  die  Bedeutung  der  aufgcstellten  Sätze  so- 
gleich klar  zu  machen.  Dies  darf  aber  auf  die  Würdigung  des  Gebotenen 
selbst  keinen  Einfluß  üben. 

Meitzen  bestimmt  die  Statistik  „als  ein  Verfahren,  Urteile  und  Schlüsse 
über  die  Beziehungen  einer  Masse  unübersichtlich  und  veränderlich  auf- 
tretender verschiedener  Dinge  durch  Zählung  charakteristischer  Erschei- 
nungen unter  ihnen  zu  gewinnen'^  Auch  glaubt  er  dasselbe  kürzer  mit 
dem  bekannten  Satz  ausdrücken  zu  dürfen,  sie  sei  die  Methode,  „Massen- 
erscheinungen aus  Zählungsergcbnissen  zu  beurteilen*'. 

Diese  Begriffsbestimmungen  sind  genügend,  wenn  man  auf  das  „Ur- 
teilen“ und  „Schlüsse  ziehen“  das  gehörige  Gewicht  legt  und  die  Aufgabe 
der  Statistik  dementsprechend  hoch  auffaßt;  wie  das  auch  in  der  Folge 
von  Meitzen  entwickelt  wird.  Beide  Begrifisbestimmungen  sind  aber  des- 
halb nicht  ganz  befriedigend,  weil  sie  zu  einseitig  auf  „Massen“  im  Sinne 
von  gleichzeitig  nebeneinander  vorhandenen  Zählungsgegenständen  hin- 
weisen,  während  doch  weder  die  Beobachtungseinheit,  z.  B.  ein  bestimm- 
ter Kreis  von  Personen,  noch  das  Zählungsergebnis,  z.  B.  die  aus  ihm 
hervorgehende  Zahl  von  Mördern,  gerade  massenhaft  aufzutreten  braucht, 
um  der  statistischen  Forschung  zugänglich  zu  sein.  Es  kann  sich  auch 
um  kleine  Beobachtungseinheiten  handeln,  die  man  im  gewöhnlichen  Sinne 
nicht  als  „Massenerscheinung“  bezeichnen  würde.  Wenn  diese  dauernd 
oder  in  bestimmten  Zwischenräumen  durch  Zählung  auf  ihre  Eigenschaften 
geprüft  werden,  so  ist  das  doch  auch  statistische  Untersuchung.  Es  wäre 
besser,  statt  des  Wortes  „Massenerscheinungen“ : Kollektiv-Einheiten  oder 
Gesamtheiten  zu  sagen. 

Meitzen  zeigt  nun  die  Zerlegung  der  statistischen  Operation  in  vier 
Stufen:  1)  methodische  Zählung,  2)  quantitative  Vergleichung  der  ge- 

wonnenen Zahlen  untereinander,  3)  Aufsuchen  ursächlicher  Beziehungen, 
4)  Beurteilung  der  sich  daraus  ergebenden  Regelmäßigkeiten  und  Wahr- 
scheinlichkeiten. 

Bei  Besprechung  dieser  letzten  Stufe  kommt  natürlich  auch  das  so- 
genannte „Gesetz  der  großen  Zahl“  zur  Sprache.  Es  wird  davon  gesagt: 
„Das  sogenannte  Gesetz  der  großen  Zahl  hat  man  vielfach  als  eine  den 
großen  Massen  innewohnende  Kraft  in  dem  Sinne  behandelt,  daß  sich  durch 
die  große  Zahl  eine  Gesetzmäßigkeit  herstelle.  — Die  richtige  Anschau- 
,ung  geht  nur  dahin,  daß  sich  in  der  großen  Zahl  die  wirklichen  Maßver- 
N.  F.  Bd.  XrV.  25 
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hältnisse  innerhalb  der  Mannigfaltigkeit  richtiger  ausdrücke,  als  in  der 
kleinen,  und  daß  deshalb  auch  aus  der  großen  die  Wahrscheinlichkeit  si- 
cherer beurteilt  werden  kann“. 

Hierbei  dürfte  das  Wort  „richtiger“  zu  beanstanden  sein.  Die  Sache 
liegt  nämlich  nicht  so,  daß  bei  kleinen  Beobachtungseinheiten  die  sta- 
tistisch beobachteten  Vorgänge  fehlerhaft  wären,  sondern  cs  kommt  ledig- 
lich darauf  an,  ob  die  Beobachtungseinheit,  das  Kollektivum  so  groß  ist, 
daß  alle  möglichen  Ursachen  in  ihr  wirksam  werden  können.  Zum  Bei- 
spiel : in  einer  großen  Bevölkerung  sind  alle  Altersabstufungen  vertreten 
und  diese  zusammen  bewirken  eine  gewisse  Sterblichkeit;  in  einer  kleinen 
Bevölkerung  fehlt  eine  Anzahl  der  möglichen  Altersstufen  und  darum  be- 
rechnet sich  für  sie  und  für  den  gleichen  Zeitraum,  z.  B.  ein  Jahr,  eine 
andere  Sterblichkeit;  aber  fehlerhaft  ist  weder  die  Sterblichkeit  noch 
die  Beobachtung  derselben.  Und  wenn  man  dann  die  kleinere  Einheit  in 
einem  so  langen  Zeitraum  beobachtet  hat,  daß  in  ihr  alle  Ursachen  sich 
zeigen  können,  die  in  der  größeren  gleichzeitig  oder  in  einem  kurzen 
Zeiträume  verkommen,  so  wird  sich  schließlich  dieselbe  Ziffer  ergeben; 
vorausgesetzt,  daß  die  Lebensbedingungen  beider  Einheiten  sonst  dieselben 
sind.  Daß  bei  großen  Beobachtungsoinheiten , z.  B.  Bevölkerungen,  die 
Zählungseinheiten,  z.  B.  die  Geburten,  sich  regelmäßiger  zeigen  als  bei 
kleinen,  rührt  also  daher,  daß  in  jenen  schon  in  kurzen  Zeiträumen,  z.  B. 
jährlich,  alle  möglichen  Ursachen  zur  Wirkung  kommen,  während  das  in 
kleineren  innerhalb  desselben  Zeitraums  nur  mit  einem  Bruchteil  der  Fall 
ist  und  im  Laufe  der  Zeit  andere  früher,  z.  B.  im  Vorjahre,  nicht  vor- 
handene Ursachen  wirken.  Wenn  aber  alle  möglichen  Ursachen,  z.  B.  in- 
nerhalb eines  Jahres,  in  der  Beobachtungseinheit  ihre  Wirkungen  üben, 
so  kommen  jährlich  dieselben  oder  ähnliche  Zahlen  zum  Vorschein,  weil 
sich  die  ganze  Masse  der  Ursachen  doch  nur  langsam  verändert  und  nur 
einzelne  fortfallen  oder  einzelne  neue  hinzutreten. 

Meitzen  führt  dann  in  die  Technik  der  Statistik  ein  und  giebt  eine 
sehr  gedrungene  Schilderung  der  Bedingungen  der  statistischen  Aufnahmen 
und  der  Dinge,  auf  die  es  dabei  ankommt,  sowie  der  Verarbeitung  des 
gewonnenen  Materials.  Er  spricht  dabei  aus  einer  langen  Erfahrung  und 
kann  vielfache  schätzbare  Winke  geben. 

M.  zeigt  in  dieser  Weise  die  Theorie  der  Statistik  als  „die  Lehre 
von  einem  streng  systematischen,  in  sich  selbst  begründeten  Verfahren  der 
Untersuchung,  welches  auf  jedes  reale,  in  seiner  Mannigfaltigkeit  und  Ver- 
änderlichkeit aufgefaßte  Objekt  angewendet  werden  kann  und  geeignet  ist, 
eine  auf  keinem  anderen  Wege  zugängliche  Erkenntnis  von  den  in  dieser 
wechselnden  Mannigfaltigkeit  herrschenden  Verhältnissen  und  Beziehungen 
zu  gewähren“.  — 

Bemerkenswert  ist  u.  A.  noch,  was  M.  über  die  Organisation  der  amtlichen 
statistischen  Thätigkeit  sagt.  Er  ist  entschieden  für  eine  Dezentralisation 
derselben,  für  Bildung  von  provinzialen  Verarbeitungsstellen  statt  der 
Zentralisierung  der  gesamten  statistischen  Thätigkeit  für  ein  großes  Land 
an  einer  Stelle.  Es  zielt  das  namentlich  auf  Preußen.  Dort  sind  unter 
E.  Engels  Leitung  die  Hauptgeschäfte  dieser  staatlichen  Zentralstelle,  die 
auf  die  Bevölkenmgs-  und  die  landwirtschaftliche  Statistik  bezüglichen 
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Arbeiten,  in  der  Weise  organisiert  worden,  daß  die  Bearbeitung  des  ganzen 
durch  die  Aufnahme  gewonnenen  Materials  dort  besorgt  wird  und  die  Yer- 
waltungsstellen,  insbesondere  die  der  Statistik  so  feindlichen  Landräte,  von 
den  ihnen  früher  obliegenden  Zusammenstellungsarbeiten  entlastet  wur- 
den. Deis  war  ein  sehr  geeignetes  und  radikales  Mittel,  um  die  Klagen 
wegen  „Überbürdung  mit  Statistik“  gegenstandslos  zu  machen;  aber  für 
die  Statistik  gerade  dieser  Zweige  wäre  es  gewiß  ungleich  förderlicher, 
wenn  nicht  das  gesamte  ürmaterial  aus  dem  großen  Staatsgebiet  an  einer 
Stelle,  sondern  wenn  es  durch  provinzielle  Stellen  bearbeitet  würde,  die 
dem  Ursprung  desselben  näher  stünden.  Solche  Provinzialbureaus  wür- 
den allerdings  etwas  teurer,  aber  intensiver  arbeiten  und  für  die  Landes- 
kunde viel  mehr  leisten,  als  der  staatlichen  Zentralstelle  allein  möglich 
ist.  Selbstverständlich  bleibt  deren  Notwendigkeit  außer  Frage,  und  für 
eine  Anzahl  anderer  Zweige  der  Statistik  hat  die  gänzliche  Zentralisation 
für  den  Staat  bzw.  das  Beich  nicht  nur  keine  Bedenken,  sondern  ledig- 
lich Vorzüge. 


25* 
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vm. 

Die  neuere  wirtsohaftliohe  Giesetzgebung  Frankreichs. 

Von  Frbrn.  von  Ueitzenstein,  Bezirkspräsideuten  z.  D. 

(Fortsetzung  von  N.  F.  Ili,  S.  489,  IV  S.  334  und  S.  504  fg. 

C.  Landwirtachaftliohe  Gesetzgebung. 

Zweiter  Artikel. 

((Fortsetzung  von  N.  F.  Bd.  XIV  S.  37  fg.  und  162  fg.) 

Inhalt.  II.  Materielle  Reformen.  B.  Maßnahmen  betreffend  die  Land- 
wirtschaft im  Allgemeinen.  3.  Erhöhung  des  Zollschutzes  für  land- 
wirtschaftliche Produkte  (Fortsetzung),  b.  Erhöhung  der  Getreide- 
und  Viohzölle.  Erstarken  der  Agitation  für  argrarische  Schutzzölle.  Professor 
Lecoutcux.  Graf  St.  Vallier  und  die  Krise  im  Aisne-Departement.  Einsetzung  einer 
Enquete-Kommission.  Symptome  der  Krisis.  Bericht  der  Kommission  a)  Feststellung 
des  Zustandes,  aa)  Unterstellt  gebliebene  Ländereien  und  Herabgehen  der  Pachtzinsen. 

Hypothekarische  Verschuldung  und  Zwangsverkäufe.  ß)  ErgcbniB.  aa)  Das 
Ilerabgehen  des  Pachtzinses  als  Rückschlag  gegen  die  frühere  Steigerung  desselben, 
ßß)  Verthenerung  der  Arbeitskräfte,  yy)  Sinken  der  Preise.  SS)  Acemtuierung  der 
Krise  seit  1882.  y)  Reformvorscbläge , Zollerhöhuugen , Ermäßigung  der  Eisenbahn- 
tarife, Herabsetzung  der  Grundsteuer,  Ermäßigung  der  Pachtzinse.  Die  Krise,  vor- 
zugsweise eine  Krise  der  Pachtungen.  Rückwirkung  dieser  Beurteilung  auf  die  Be- 
handlung im  Parlamente.  Zollerhöhuugen  vom  28.  März  1886.  Projekte  weiterer 
Erhöhung  der  Zölle  auf  Weizen,  Gerste,  Roggen,  Hafer.  Vorschlag  einer  Wieder- 
annäherung an  die  öchelle  mobile.  Möline  und  Dcvelle.  Projekte  der  Einführung 
von  Zöllen  auf  Mais,  Dari  und  Reis.  4)  Reform  des  landwirtschaft- 
lichen Kreditwesens.  Zeitweiliges  Zurücktreten  dieser  Reform.  Allmähliche 
Entwickelung  des  Reformbedürfnisses,  a)  Immobiliarkredit.  Wachsen  der  hypotheka- 
rischen Belastung.  Cr6dit  foncier.  Ausdehnung  seiner  Wirksamkeit  b)  Personal- 
uud  MobiliarkredJt.  a)  Betriebsvorschüsse  der  banque  de  France,  ß)  Änderungen. 
Zivilgesetzgebung.  Kommissionen  von  1866  und  1870.  y)  Gesetzentwurf  von  1882. 
Pfandbestellong  ohne  Übergabe  und  Kommerzialisation  der  landwirtschaftlichen  Schuld- 
titel. Bozerians  Gesetzentwurf.  S)  Enquete  der  sociötd  nationale  d’agriculturo.  Vor- 
schläge der  Gesellschaft.  Ergebnis.  Schluß. 

Wenn  es  bei  den  Beschlußfassungen  über  die  Keform  der  Zucker- 
stouer  und  der  Zuckerzölle  die  Aufgabe  war,  zwischen  einander  großen- 
teils widerstreitenden  Interessen  des  Mutterlandes  und  der  Kolonien,  der 
landwirtschaftlichen  bezw.  industriellen  Produktion  und  des  Handels 
eine  richtige  Mitte  zu  finden,  so  steht  die  Bewegung  wegen  Erhöhung  der 
Getreide-  und  Viehzölle  in  weit  ausschließlicherer  Weise  unter  dem 
Einflüsse  der  spezifisch  agrarischen  Anschauungen  und  Interessen ; in 
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weit  höherem  Grade  daher  wurde  hier  die  Stellung  der  Parteien  zu  den 
aufgeworfenen  Fragen  teils  durch  die  Beziehung  der  von  ihnen  ver- 
tretenen Bcvölkerungskreise  zu  jenen  Interessen,  teils  durch  Gesichtspunkte 
ihrer  allgemein  wirtsohaftspolitisohen  Auffassung  bestimmt.  Während 
dort  die  technische  Beurteilung  einen  größeren  Spielraum  hatte,  sind 
hier  die  Gegensätze  überwiegend  prinzipielle. 

Jene  große  amtliche  Enquete,  welche  in  den  Jahren  1866  bis  1870 
über  die  Lage  der  Landwirtschaft  zur  Ausführung  gebracht  wurde,  hatte 
einen  Aufschwung  konstatiert  und  die  Überzeugung  befestigt,  daß  der 
seit  dem  Jahre  1860  im  Sinne  der  Annäherung  an  die  Grundsätze  der 
Freihandelstheorio  in  der  Gesetzgebung  vollzogene  Umschwung  auch  für 
die  Entwickelung  der  Landwirtschaft  ein  heilsamer  gewesen  sei ; lange 
Zeit  blieb  diese  Überzeugung  ebenso  in  den  Kreisen  der  landwirtschaft- 
lichen Bevölkerung  wie  in  den  fachmännischen  Kreisen  die  herrschende; 
die  Stimmen,  welche  für  die  Erhöhung  der  Viehzölle  und  des  auf  einen 
bloßen  Finanz-  bezw.  statistischen  Zoll  herabgeminderten  Weizenzolles, 
sowie  für  die  Wiedereinführung  der  Zölle  auf  andere  Getreidearten  ein- 
Iraten,  blieben  vereinzelte:  noch  bei  den  Beratungen,  die  im  Jahre  1876 
im  conseil  supörieur  de  l’agriculture  et  du  commerce  stattfanden,  vermochten 
dieselben  kaum  sich  Beachtung  zu  verschaffen^);  erst  als  gegen  Ende  der 
siebziger  Jahre  die  Konkurrenz  der  amerikanischen  Produkte  eine  fühl- 
barere wurde,  erlangte  die  Bewegung  zu  gunsten  eines  den  inländischen 
Erzeugnissen  zu  gewährenden  erhöhten  Zollschutzes  größere  Di- 
mensionen; einesteils  erschienen  die  Verhandlungen,  die  aus  Anlaß  des 
von  der  llcgierung  vorgelegten  Entwurfs  eines  neuen  Zolltarifs  im  Jahre 
1879  geführt  wurden,  von  dieser  Strömung  beeinflußt,  anderseits  fand  dic- 
selbo  bei  der  um  dieselbe  Zeit  durch  die  societd  nationale  d’agriculture  ver- 
anstalteten Enquete  accentuierten  Ausdruck  *);  gleichwohl  blieb  bei  letzterer 
die  Erhöhung  des  Weizenzolls  in  der  Minorität,  wogegen  die  vorge- 
schlagene mäßige  Erhöhung  der  Viehzölle  allerdings  eine  Majorität  auf 
sich  vereinigte.  Der  Wortführer  der  Schutzzollpartei  war  Locouteux, 
Professor  der  Landwirtschaft  am  Konservatorium  der  Künste  und  Gewerbe 
und  am  Institut  national  agronomique  gewesen : in  seinem  Organ,  dem 
Journal  d’agriculture  pratique  setzte  er  den  Kampf  für  Erhöhung  der  Zölle 
auf  Getreide  und  Vieh  unermüdlich  fort;  teilweise  in  Anlehnung  an  die 
von  dieser  Zeitschrift  ausgehende  und  unterhaltene  Agitation  mehrten 
eich  die  von  Generalräten  und  landwirtschaftlichen  Vereinen  in  protektio- 
nistischem Sinn  an  die  Begierung  und  die  Kammern  gerichteten  Petitionen ; 
ihren  Gipfelpunkt  erreichte  die  agrarische  Strömung  1884  im  A i s n c departe- 
ment,  das  in  besonderem  Maße  von  der  Krise  betroffen  schien;  einem 
von  dem  inzwischen  verstorbenen  Sonatsmitglicdo,  Grafen  von  St.  V a 1 1 i e r 
vorbereiteten  Anträge  entgegenkommend  ordnete  die  Regierung  bezüg- 


1)  Siche  über  diese  Entwickelung  meine  Schrift  „Die  liandwirtschaft  und  ihre  Lage 
in  Frankreich“,  Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik,  Land  XXVII  S.  58  fg. 

2)  Enquete  sur  la  Situation  de  TAgricuIture  en  France  cn  1879  publido  par  Rarral, 
Tome  11,  S.  351  fg. 

3)  Siebe  die  Interpellation  desselben  in  der  Sitzung  des  Senats  vom  29.  Februar  1881. 
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Einsetzonc 

einer  Enquete- 
Kommission. 


Bericht  der 
Enquete- 
Kommission, 
flt)  Kestslel- 
long  dos  Zu- 
standes. 


lieh  der  Lage  der  Landwirtschaft  in  diesem  Departement  eine  Enquete 
an  auf  deren  Ergebnisse  hier  um  so  mehr  einzugehen  ist,  als  dieselben, 
obwohl  in  ihrer  Richtigkeit  von  den  Agrariern  und  namentlich  dem  Grafen 
von  8t.  Vallier  bestritten,  auf  die  Stellung  der  Regierung  zu  den  bezüg- 
lichen legislatorischen  Aufgaben  und  namentlich  zur  Frage  der  Zoller- 
höhungen von  wesentlichem  Einfluss  egewesen  sind.  Die  mit  der  Durch- 
führung der  Enquete  beauftragte  Kommission  wurde  aus  sechs  Fach- 
männern, fast  durchgehende  Autoritäten  ersten  Ranges^),  zusammengesetzt, 
deren  jeder  die  näheren  Feststellungen  für  eines  der  sechs  dem  Departe- 
ment angehörigen  Arrondissements  übernahm;  die  Darstellung  des  Ge- 
sammtresultats  bildete  den  Gegenstand  eines  von  dom  Direktor  des  agro- 
nomischen Instituts  Risler  im  Aufträge  der  Kommission  am  3.  Okt.  1884 
erstatteten  Berichts  *).  Durch  Gründlichkeit  und  Objektivität  haben  die 
Arbeiten  der  Kommission  das  ihnen  zu  teil  gewordene  Ansehen  voll- 
kommen verdient ; sie  begnügen  sich  nicht  damit,  den  Zustand  zu  kon- 
statieren, sondern  erörtern  auch  die  Ursachen,  die  ihn  hervorgerufen  haben, 
sowie  die  Mittel,  durch  welche  Abhülfe  zu  schaffen  sein  würde. 

Die  Symptome , in  welchen  die  ins  Aisnedepartement  eingetretene 
Krise  zum  Ausdruck  gelangte,  bestanden  nach  den  Ausführungen  des 
Grafen  St.  Vallier  vor  allem  in  einer  anßerordentlichen  Entwertung  des 
landwirtschaftlich  genutzten  Bodens  und  in  der  hiermit  in  Zusammenhang 
stehenden  Schwierigkeit  für  die  Eigentümer,  für  ihre  Grundstücke  Pächter 
zu  finden;  die  Zahl  der  trotz  hinreichender  Größe  und  Fruchtbarkeit  un- 
verpachtet  gebliebenen  Pachtgäter,  welche  schon  zwei  Jahre  vorher  650  be- 
tragen hatte,  war  nach  seiner  Angabe  inzwischen  auf  840  gestiegen,  in 
dem  fruchtbarsten  Arrondissement  des  Departements  war  es  mehrfach  vor- 
gekommen, haß  Grundherrn  gegen  die  bloße  Verpflichtung  zur  Entrich- 
tung der  Steuern  ihre  Grundstücke  vergeblich  zur  Verpachtung  ausgebo- 
ten hatten.  Der  Kommission  mußte  daher  vor  allem  die  Aufgabe  zufallen, 
das  Maß  festzustellen  , in  welchem  diese  Angaben  thatsächlich  begründet 
waren : wenn  diese  Feststellung  auch  zur  Konstatierung  umfangreicher 
Übelstände  führte,  so  haben  dieselben  doch  keineswegs  in  der  Ausdeh- 
nung, wie  sie  vom  Grafen  von  St.  Vallier  behauptet  waren,  nachge wiesen 
werden  können. 

Dies  gilt  vor  allem  von  den  Angaben  in  Betreff  des  Umfanges  der 
unverpachtot  gebliebenen  Ländereien.  So  wurden  im  Arrondissement 
Laon  nur  wenige  unbestellt  gebliebene  Ländereien  vorgefunden  und  auch  in 
Ansehung  dieser  kennzeichnete  sich  der  Zustand  als  ein  vorübergehender.  Im 

1)  Diese  Anordnuug  erfolgte  mittels  Dekrets  des  Ministers  für  Landwirtschaft  Mc- 
line  vom  17.  März  1884. 

2)  Es  waren  dies  außer  Herrn  Uislor  die  Herrn  Houze,  Generaliiispektor  der 
Landwirtschaft,  Vorsitzender,  Lecouteux,  Professor  am  Konservatorium  der  Künste 
und  Gewerbe  und  am  agronomischen  Institut,  Philippart,  Direktor  der  Staatsschuie 
für  Landwirtschaft  in  Grignou,  Menauli,  Inspektor  der  Landwirtschaft  und  Barral, 
ständiger  Sekretär  der  Soci6t(i  nationale  d’agriculturo.  Der  daukhareu  Erinnerung  an  da.s 
letztgenannte  inzwischen  verstorbene  Mitglied,  dessen  wohlwollende  Anleitung  und  lehr- 
reiche Mitteilungen  mir  das  Studium  des  Zustandes  der  französischen  Landwiriscliaft 
wesentlich  erleichtert  haben,  glaube  ich  hier  Ausdruck  geben  zu  dUrfen. 

3)  Mir  durch  die  Güte  des  Verfassers  mitgeteilt 
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Arrondissemont  von  Soissons  wurde  die  Zahl  der  in  Ermangelung  der  Go-  “«)  « nb»?- 

wiunung  von  Pächtern  durch  die  Eigentümer  selbst  betriebenen  Fermen  ih‘„c  i,indc- 
auf  29  ermittelt;  unbestellt  wurden  bei  einem  GesamtÜächeiiinhalt  von 
124411  Hektaren  nur  1144  vorgefunden;  ja  der  Professor  Lecouteux,  der  ra.-.hi- 
jener  so  eifrige  Verfechter  des  agrarischen  Protectionismus,  muHte  auor-  * 
kennen,  daß  er  in  dem  Arrondissement  von  St.  Quentin,  bezüglich  dessen  er 
mit  der  Leitung  der  Ermittelungen  beauftragt  war,  nur  wenige  unbebaute 
Ländereien  angetroffen  habe.  Im  Arrondissement  Vervins  wurden  keine, 
im  Arrondissement  Chateau-Thierry  nur  1056  Hektare  unbebauter  Län- 
dereien gefunden;  hier  war,  da  die  Enquete  von  1866  die  Brache  auf 
1500  bis  1600  Hektare  angegeben  hatte,  sogar  eine  Verminderung  ein- 
gelreten.  Was  die  behauptete  Entwertung  des  Grund  und  Bodens  an- 
langt, so  wurde  die  Thatsache  eines  Herabgehens  der  Pachtzinse 
aus  allen  Arrondissements  bestätigt,  wenn  auch  das  Verhältnis  der  Reduktion 
sich  örtlich  verschieden  gestaltet  hatte;  dasselbe  wurde  von  den  Notaren  je 
für  die  einzelnen  Gegenden  auf  12,  18,  30  bis  33  Prozent  angegeben,  ja 
es  fanden  sich  Stimmen,  welche  bei  schlechter  Lage  und  namentlich  für 
mit  Gebäuden  nicht  versehene  Pachtgrundstücke  — sogenannte  marches 
de  terre  — eine  Erweiterung  der  Differenz  bis  zu  50  Prozent  in  Aussicht 
stellten.  Nach  der  von  dem  Kommissionsmitgliede  Heuzd  vorgenomme- 
nen  Vergleichung  von  722  in  den  Jahren  1879  bis  1884  mit  den  ent- 
sprechenden in  früherer  Zeit  abgeschlossenen  Pachtverträgen  ergab  sich 
ein  Herabgehen  von  1 495  872  auf  1 325  780  Fr.,  also  um  14  Pro- 
zent; eine  von  dem  Kommissionsmitgliede  Philippart  gefertigte  Zusammen- 
stellung der  von  dem  Hospize  zu  Vervins  erzielten  Pachtorlöse  konsta- 
tierte für  die  vor  1874  vorgenommenen  Verpachtungen  einen  Betrag  von 
95,67,  für  die  nach  1874  vorgenommenen  einen  solchen  von  76,20  Fr.  pro 
Hektar,  was  einer  Reduktion  um  etwa  20  Prozent  gleichkommt*).  Es  zeigt 
sich  hier,  daß,  wo  ein  umfassenderes  Zahlenmaterial  die  Grundlage 
bildet,  der  Prozentsatz  der  eingetretenen  Minderung  sich  ermäßigt;  jene 
höheren  Prozentsätze  beziehen  sich  daher  offenbar  auf  Ländereien  von 
besonders  ungünstiger  Lage  oder  auf  solche,  die,  weil  sie  der  Gebäude 
ermangeln,  nur  von  den  in  nächster  Nähe  angesessenen  Landwirten  ge- 
nutzt werden  können:  großenteils  aus  Grundstücken  dieser  Art  setzt  sich 
die  Zahl  derjengen  Pachtgrundstücke,  die  noch  unverpachtet  geblieben 
waren,  zusammen;  wo  die  Wiederverpachtung  soloher  Grundstücke  gelang, 
wurde  dies  Ergebnis  meist  nur  mit  Hülfe  erheblicher  Herabsetzungen  des 
Pachtzinses  erzielt.  — 

Die  hypothekarische  Verschuldung  der  den  Pächtern  eigentüm- Pß)  Hypo- 
lich  gehörigen  Grundstücke  hat  im  allgemeinen  zugenommen;  wenn  auch vireth^dunt' 
unter  den  eingetragenen  Posten  die  älteren  meist  um  mehr  als  zehn  J^hre 
in  die  Vergangenheit  zurückzureichen  pflegen  und  wenn  diese  Posten 
häufig  dem  bei  Erneuerung  des  Pachtvertrages  hervorgetretenen  Kapital- 
bedürtnis  ihre  Entstehung  verdanken , so  erweisen  doch  daneben  zahl- 
reiche fernere  und  aus  neuerer  Zeit  herrührende  Eintragungen,  daß  der 
Druck  der  Lage  fortdauert:  den  Forderungen  der  Grundherrn  aus  den 


1)  Kisler,  Rapport  S.  8. 
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eingegangenen  Fachtverhältnissen  treten  häufig  Eintragungen  für  andere 
Gläubiger  hinzu.  Ungeachtet  dieser  im  grollen  und  ganzen  erheblichen 
Zahl  der  Eintragungen  sind  doch  die  Verkäufe  der  Grundstücke  im 
Wege  der  Execution  nicht  besonders  zahlreiche,  da  solche  sich  meist 
nur  schwierig  bewerkstelligon  lassen ; die  bei  solchen  Gelegenheiten  sich 
herausstellende  geringe  Nachfrage  hat  dazu  beigetragen,  den  Preis  der 
Grundstücke  noch  weiter  zu  drücken.  Auch  die  Zahl  der  gegen  Pächter 
ausgcbrachton  M obiliarbcschlagnahmen  hat  sich  neuerdings  wieder 
vermindert;  es  rührt  dies  daher,  daß  die  Eigentümer  nach  Maßgabe  der 
gemachten  Erfahrungen  danach  trachten,  ihre  bisherigen  Pächter  zu  be- 
halten und  daher  es  vermeiden,  sie  zum  äußersten  zu  drängen  ^). 

Es  war  hiernach  vor  allem  als  festgestellt  anzunehmen,  daß  die  von 
ß)  Ergebni».  den  Grundherrn  bezogene  Pachtrente  eine  nicht  unbeträchtliche  Schmä- 
leruug  erfahren  hat:  dieser  Kückgang  charakterisiert  sich  indessen,  wenn 
i'achuintü  eine  längere  Zeitperiode  in  Betracht  gezogen  wird,  wesentlich  als  ein  Rück- 
fchia«r  g'!gcn  ß 0 h 1 a g gcgi’nüber  der  erheblichen  Steigerung,  welche  die  I’achtzinse  in 
steiRcrunif*  Vorangegangenen  Dezennien  erfahren  hatten.  Als  besonders  lehrreich 
dmcibtiii.  in  dieser  Beziehung  erwies  sich  eine  Tabelle,  welcher  der  Verwalter  der 
Hospitalgüter  von  Soissons  über  die  Verkaufspreise  von  Weizen  und 
Roggen  und  über  die  Durchschnittserträgo  der  erzielten  Pachtzinse  auf- 
genommen hatte:  danach  ergab  sich  von  1831  bis  1880  eine  Steigerung 
der  Pachterträge  um  28,  von  da  bis  1883  ein  Rückgang  um  19  Prozent^); 
das  außerordentliche  Hinaufschnellen  der  Erträge  von  der  Mitte  der  vier- 
ziger bis  zur  Mitte  der  sechziger  Jahre  steht  in  offenbarem  Zusammenhang 
mit  der  Einführung  und  Ausbreitung  der  Zuckerrübenkultur,  die 
vom  Norden  her  in  das  Departement  ihren  Einzug  hielt  und  die  Er- 
zielung von  Erträgen  bis  zum  Betrage  von  800  bis  900  Er.  pro  Hektar 
auf  Ländereien,  die  bis  dahin  lediglich  als  Brache  benutzt  worden  waren, 
ermöglichte.  Aber  die  Gewinnung  solcher  Erträge  erforderte  eine  Ver- 
mehrung einerseits  des  Inventars  an  Zugvieh,  anderseits  der  Kapitalien 


1)  Rislor  a.  a.  O.  S.  9. 

2)  Ich  lasse  diese  interessante  Zasammenstollang  — Risler  S.  10  — hier  folgen  : 


Jahr 

Preis  de.s  Hektoliters 

Vereinnahmte 

Pachtzinse 

Fr. 

Weizen 
Fr.  Cts. 

Roggen 
Fr.  Cts. 

1831—1840 

19 

4 

II 

39 

87032 

1841—1850 

.8 

92 

II 

23 

84  944 

1851—1860 

22 

39 

14 

27 

98  555 

1861—1870 

21 

78 

14 

9 

108  391 

1871  — 1880 

22 

II 

14 

62 

107  985 

1881—1882 

22 

7 

16 

1 1 

95  873 

1883-1884 

l8 

27 

1 1 

81 

87  907 
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und  Arbeitskräfte:  die  hierau.s  und  aus  dem  gleichzeitigen  Aufschwünge 
der  Industrie  sich  ergebende  vergröl^erto  Nachfrage  nach  Arbeitskräften 
trieb  die  Löhne  in  die  Höhe,  wenngleich  anfangs  und  bis  etwa  1800  das 
Steigen  vorerst  nur  ein  langsames  war,  da  zugleich  die  Zuckerfabrikation 
es  ermöglichte,  durch  eine  mit  Hülfe  der  Rübenpresslinge  durchge- 
führte Yiehmästung  noch  höheren  Gewinn  zu  erzielen,  so  bildete  die  Zeit 
bis  zum  Ende  der  sechziger  Jahre  eine  Periode  enormer  Steigerung  der 
von  den  Pächtern  erzielten  Gewinne,  eine  Steigerung,  welche  die  Bildung 
erheblicher  Vermögen  bei  dieser  Kategorie  der  Landwirte  zum  Ergebnis 
hatte.  Diese  Steigerung  der  Pachtgewinne  mußte  nun  einerseits  einem 
Bestreben  der  Grundherrn,  sich  durch  Erhöhung  der  Pachtzinse  einen 
größeren  Anteil  an  jenem  Gewinn  zu  verschaffen,  zum  Anreiz  dienen, 
anderseits  die  Nachfrage  nach  derartigen  Pachtungen  vermehren:  eine 
Erweiterung  des  Kreises  der  Bewerber  erwuchs  namentlich  daraus,  daß 
flämische,  in  ihrer  Heimat  an  minder  günstige  Bedingungen  gewöhnte 
Pächter  in  die  Konkurrenz  eintraten  und  die  früheren  Inhaber  der  Pach- 
tungen durch  höhere  Gebote  verdrängten.  Eine  Zersetzung  und  Neu- 
formation dos  bisherigen  Pächterstandes,  wie  sie  für  die  soziale 
und  wirtschaftliche  Entwickelung  nicht  ohne  Folgen  bleilien  konnte,  bildete 
hiernach  das  Ergebnis  jener  Epoche,  indem  von  den  Familien,  welche  bis 
dahin  vielfach  Generationen  hindurch  die  Pachtungen  behauptet  hatten, 
zahlreiche  teils  in  Folge  der  ihnen  durch  neu  zugezogene  Elemente  ent- 
standenen Konkurrenz,  teils  aber  auch,  weil  sie  wohlhabend  geworden 
eine  minder  beschwerliche  Beschäftigung  suchten,  nach  den  Städten  zogen, 
wo  sie  das  gewonnene  Vermögen  häufig  durch  .\nlage  von  Effecten  nutz- 
bar zu  machen  und  zu  vergrößern  bestrebt  waren.  So  gingen  zahlreiche 
tüchtige  Kräfte  und  namhafte  Kapitalien  der  Landwirtschaft  verloren; 
für  die  neuen  Pächter  war  schon  wegen  des  geringeren  Betrages  des 
ihnen  zur  Verfügung  stehenden  Betriebskapitals  und  der  höheren  Anfor- 
derungen der  Grundherrn  die  Lage  von  Hause  aus  eine  schwierigere. 

Eine  weitere  erhebliche  Vermehrung  dieser  Schwierigkeiten  erwuchs  nun 
aber  aus  dem  seit  dem  Anfänge  der  sechziger  Jahre  in  starker  Pro- 
gression vor  sich  gehenden  Ansteigen  der  Löhne:  das  Sinken  der 
Preise  der  wichtigsten  landwirtschaftlichen  Produkte,  wie  es  in  den 
letzen  Jahren  eintrat,  konnte  daher  nur  den  Effekt  haben,  die  schon 
vorhandene  Bedrängnis  zu  einer  noch  vollständigeren  und  fühlbareren  zu 
gestalten. 

Wie  schon  bemerkt,  datiert  der  Prozeß  der  Verteuerung  derßp)  verteuo- 
landwirtschaftlichen  Arbeitskräfte^)  in  seinen  Anfängen  von 
der  zweiten  Hälfte  der  vierziger  Jahre:  vor  allem  war  es  der  im  Jahre 
1847  begonnene  Ausbau  des  ersten  Eisenbahnnetzes,  welcher  der 
Landwirtschaft  in  zunehmendem  Umfange  Arbeitskräfte  entlockte;  teils 
fanden  dieselben  bei  den  durch  die  Herstellung  der  Eisenbahnlinien  be- 
dingten umfangreichen  Bauarbeiton  Verwendung,  teils  erleichterte  es  ihnen 


1)  Siebe  Näheres  Uber  das  AnsteiKon  der  Lohnsätze  in  meiner  Schrift:  ,,Die  Land- 
wirtSi'haft  und  ihre  Lage  in  Frankreich“  Bd.  XXVII  der  Sehr,  dos  Vereins  für  Sozial- 
politik S.  21  fg. 
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die  durch  den  betrieb  der  Bahnen  gesicherte  leichtere  und  wohlfeilere 
Verbindung,  die  meist  unter  günstigeren  Lohnbedingungen  dargebotene 
Erworbsthätigkoit  in  den  Städten  und  sonstigen  industriellen  Zentren  auf- 
zusuchen ; gerade  der  un  den  Ausbau  der  Eisenbahn  sich  anschließende 
Aufschwung  der  Industrie  vervielfältigte  hier  die  Nachfrage  nach  Arbeit 
und  steigerte  die  Löhne;  in  noch  accentuiertorer  Weise  trat  dieser  Trozeß 
seit  dem  Eiulenken  in  die  Politik  der  Handelsverträge  hervor;  indem 
die  letzteren  der  Industrie  einen  Schutz  gewährten , welcher  der  Land- 
wirtschaft versagt  blieb,  trugen  sie  dazu  bei,  das  Verhältnis  z^dschen 
beiden  Zweigen  der  Produktion  zu  guusten  der  letzteren  zu  verschieben; 
dieselbe  entwickelte  sich  in  einer  Progression,  mit  welcher  die  Landwirt- 
schaft vielfach  nicht  Schritt  halten  konnte ; der  Zudrang  der  den  arbei- 
tenden Klassen  angehörigon  Bewohner  dos  platten  Landes  nach  den  Städten 
mußte  hierdurch  weiter  an  Umfang  gewinnen  *).  In  eminenter  Weise 
traten  diese  Erscheinungen  im  Aisnedepartement  hervor,  das  schon  durch 
die  dem  ersten  Eisenbahnnetze  angehörigen  Linien  sowohl  mit  Paris  als  mit 
den  industriellen  Alittelpunkten  des  Nordens  in  Verbindung  gebracht  wurde; 
die  Wirkungen,  zu  denen  dies  Zuströmen  der  ländlichen  Arbeit«rbevölke- 
rung  nach  den  Städten  in  betreff  der  Minderung  des  Angebots  an  Arbeits- 
kräften führte,  wurden  hier  wie  in  zahlreichen  anderen  Departements 
noch  dadurch  verschärft,  daß  auch  das  in  dem  Ueberschuß  der  Geburten 
über  die  Todesfälle  sich  darstellende  Verhältnis  der  natürlichen  Vermeh- 
rung der  Bevölkerung  zurückging.  Im  Durchschnitt  des  ganzen  Departe- 
ments ist  die  Bevölkerungszifter  ungefähr  die  gleiche  geblieben ; wäihrend 
sie  im  Arrondissement  St.  Quentin  sich  erhöht  hat,  ist  sie  in  den  anderen 
Arrondissements  herabgegangen;  so  wurden  im  Arrondissement  St.  Quentin 
im  Jahre  1852  71  856  und  im  Jahre  1881  70349  Einwohner  gezählt 

Endlich  hat  der  Kreis  der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung  sich  dadurch 
verengt,  daß  viele  landwirtschaftlichen  Arbeiter  selbst  Grundeigen- 
tümer geworden  sind  und  es  verziehen,  ihre  und  ihrer  Familien  Arbeits- 
kraft in  ihrer  eigenen  Wirtschaft  zu  verwerten.  Während  so  die  Pächter 
in  früheren  Zeiten  ausreichende  Arbeitskräfte  in  den  benachbarten  Ge- 
meinden zu  finden  pflegten,  ist  dies  jetzt  nur  noch  selten  der  Fall:  meist 
sind  die  Pächter  behufs  Ergänzung  der  Leistungen  ihres  ständigen  Ar- 
beitspersonals auf  nomadisierende  Arbeiter  angewiesen,  deren  gerade  für 
das  Aisnedepartement  das  angrenzende  Flandern  zalüreiche  liefert.  Die 
seit  dem  Jahre  1860  eingetretene  Lohnsteigerung  hat  die  Bowirtschaftungs- 
kostou  beträchtlich  erhöht;  es  ist  begreiflich,  daß  hierdurch  vor  allem 
dicjenigon  Pächter  in  eine  mißliche  Lage  gerieten,  die  vor  dem  Jahre 
1860  unter  Voraussetzung  günstigerer  Betriobsverhältnisse  in  das  Pacht- 
verhältnis eingetroten  waren. 

Weit  später  ist  das  Sinken  der  Preise*)  der  landwirtschaftlichen 

ut*r  Preise.  • * * • 

' Produkte  in  der  Reihe  derjenigen  Faktoren  eingetreten,  welche  für  die 
Verschlechterung  der  Lage  der  Pächter  bedingend  gewesen  sind;  als  Pro- 
dukte, deren  Proisentwickelung  vermöge  der  Massenhaftigkeit  ihrer  Er- 


1)  Itisicr  S.  14. 

2)  Kisler  8.  16  fg. 
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Zeugung  für  die  Lage  der  Landwirte  von  beeonders  großer  Bedeutung  ge- 
wiesen ist,  kommen  vor  allem  Getreide  insbesondere  Weizen,  Wolle,  Schaf- 
und  Rindvieh  sow'ie  Zucker  in  Betracht.  Was  den  Weizen  uulangt,  so 
ergab  sich  aus  den  von  der  Kommission  für  das  Departement  vorgenom- 
meuen  Feststellungen  zehnjähriger  Durchschnittspreise,  daß  von  1850  bis 
1882  der  Weizenpreis  im  großen  und  ganzen  ein  stabiler  geblieben  war: 
jener  Preis  genügte,  um  auch  noch  während  des  letzten  Jahrzehnts  jener 
Periode  die  Arbeit  der  Pächter  zu  einer  remuneratorischen  zu  machen. 
Jene  erhebliche  Erweiterung,  wie  sie  durch  die  Vervollständigung  der 
Transportmittel  und  Verkehrswege  in  Europa  und  demnächst  in  Amerika  die 
Konkurrenz  der  Getreide  produzierenden  Länder  erfuhr,  hatte  bis  zum  Jahre 
1882  nur  die  Wirkung  einer  größeren  Nivellierung  der  Preise  gehabt, 
dio  bei  lokaler  reichlicher  Ernte  nicht  mehr  das  frühere  starke  Sinken 
und  bei  lokalem  Mißwuchs  nicht  mehr  die  frühere  erhebliche  Steigerung 
der  Preise  gezeigt  hatten ; daß  bei  den  successiven  Mißernten  gegen  Ende 
der  siebziger  Jahre  jene  Steigerung  der  Preise  ausblieb,  hatte  zur  Folge, 
daß  solche  Pächter,  die  in  früheren  Jahren  Ersparnisse  nicht  hatten  an- 
sammeln können,  in  eine  mißliche  Lage  kamen ; diese  verschärfte  sich 
beträchtlich,  als  im  Jahre  1883  ein  erhebliches  und  unerwartetes  Sinken 
der  Preise  eintrat.  Indessen  sprechen  nach  der  Ansicht  der  Kommission 
entscheidende  Anzeichen  dafür,  daß  die  Konkurrenz  der  überseeischen  Länder 
ihren  Höhepunkt  bereits  erreicht  habe  und  daß  eine  fernere  ungünstigere 
Beeinflussung  der  Preise  durch  dieselbe  für  die  Zukunft  nicht  mehr  zu 
erwarten  sei;  die  Zunahme  der  Einführung  von  Getreide  aus  ALmorika 
linde  darin  ihre  Grenze,  daß  dortselbst  eine  Erschöpfung  der  den  großen 
Bahnlinien  nahe  gelegenen  Ländereien  eintrete,  für  die  entfernteren  Ackor- 
flächeu  aber  der  Getreideanbau  sich  kostspieliger  gestalte;  in  Indien  würde 
ein  großer  Teil  der  etwanigen  Erweiterung  der  Produktion  durch  die  in- 
folge der  Zunahme  der  Bevölkerung  wachsende  Konsumtion  absorbiert, 
überdies  stünden  einer  solchen  Erweiterung  die  beträchtlichen  Kapital- 
unforderungen  entgegen , deren  es  behufs  Urbarmachung  der  zur  Zeit 
mit  Junglos  bestandenen  Landflächen  bedürfen  würde;  in  Australien  und 
Nou-Seeland  bilde  die  Höhe  der  Arbeitslöhne  ein  Hindernis  für  erheb- 
liche Ausdehnung  der  Getreide  - Produktion.  Die  Preise  der  Wolle 
sind  seit  dem  Jahre  1860  etwa  um  50  Prozent  gewichen;  vielfach  wird 
seitens  der  Produzenten  dies  Herabgehen  auf  Rechnung  der  durch  das  Ge- 
setz vom  5.  Mai  1860  erfolgten  Aufhebung  des  Wertzolls  von  22  Pro- 
zent gesetzt,  mit  dem  bis  dahin  dio  Einfuhr  ausländischer  Wollen  belastet 
war;  die  Richtigkeit  dieser  letzteren  Ansicht  ist  indessen  eine  zweifel- 
hafte, da  die  aus  dem  Auslande  und  zwar  vorzugsweise  aus  Australien 
e'ngeführten  Wollen  bei  der  F'abrikation  häufig  anderen  Zwecken  als  die 
in  Frankreich  erzeugten  dienen;  an  dem  zeitigen  Niedergänge  scheint 
vielmehr  vor  allem  die  hauptsäclilich  durch  die  Überproduktion  erzeugte 
Stockung  in  dom  Absätze  von  Wollen fabrikation  Schuld  zu  haben.  Ob- 
wohl im  ganzen  die  neuere  Entwickelung  der  Landwirtschaft,  insbeson- 
dere die  Ausdehnung  des  Rübenbaus  eine  Einschränkung  der  Scliafvieh- 
haltung  zum  Ergebnis  gehabt  hat,  so  ist  doch  für  den  hiermit  in  der 
WoUproduktion  erwachsenen  Ausfall  großenteils  eine  Kompensation  da- 
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durch  ontstanden,  daß  das  Steigen  der  Fleischproiso,  das  ungeachtet  des 
niedrigen  EingangszoUes  — 2 Fr.  pro  Stück  Schafvioh  nach  dem  Tarif  von 
1881  — ein  konstantes  blieb,  für  solche  Pächter,  welche  sich  in  den  Besitz 
dos  nötigen  Betriebskapitals  zu  setzen  vermochten,  die  Erzielung  be- 
deutender Gewinne  im  Wege  der  Mästung  von  Schafvieh  ermöglichte; 
nur  durch  die  Vorwegnahrae  der  ebenfalls  beträchtlich  ansteigenden 
Handelsgewinne  erlitten  jene  Gewinne  dos  Produzenten  eine  Verkürzung; 
ein  weiteres  Mittel  zur  Erhöhung  des  Ertrages  der  Schafheordon  bot  für 
diejenigen  Landwirte,  welche  das  nötige  Kapital  und  die  erforderliche 
Sachkenntnis  zur  Herstellung  einer  rationellen  Fütterung  und  zum  An- 
kauf guten  Zuchtviehs  hessißon,  der  Verkauf  von  Böcken  und  Zuchtsohafen 
dar;  die  Aufzucht  solchen  Zuchtviehs  wie  die  Mästung  von  Schafen  bil- 
dete im  ganzen  Aisne-Departement  einen  umfangreichen  Erwerbszweig. 
Im  Gegensatz  zur  Schafviehhaltung  hat  die  Rindviehhaltung  be- 
trächtlich an  Ausdehnung  gewonnen ; insbesondere  im  Arrondissement 
von  Vervins  hat  die  Entwickelung  sowohl  der  Milchwirtschaft  als  die 
Mästung  von  Ochsen  den  größten  Umfang  erreicht;  fordernd  ist  dabei 
die  Ausdehnung  der  Zuckerfabrikation  gewesen , indem  die  Bübonpreß- 
linge  für  die  Fütterung  den  wichtigsten  Beitrag  leisteten.  — Don  be- 
deutendsten Faktor  in  der  Entwickelung  der  Landwirtschaft  dos  Departe- 
ments hat  die  durch  das  wachsende  Erfordernis  der  Zuckerfabri- 
kation bedingte  Erweiterung  dos  Bübenbaus  gebildet : den  Auf- 
schwung beider  Betriebszweige  vergegenwärtigt  die  Notiz,  daß  das  Er- 
gebnis der  llübonernto  im  Jahre  1877  auf  12  292  800  im  Jahre  1882 
auf  16  156  250  Meter-Zentner  geschätzt  wurde,  während  die  Produktion 
in  Zucker  sich  1857/58  auf  25  560  000,  1874/75  auf  110  290  000  und 
1882/83  auf  81  378  637  Kilogr.  belief;  den  stehenden  Preis  für  1000 
Kilogramm  Rüben  bildeten  in  den  Fabriken  lange  Zeit  20  Fr.;  gegen- 
wärtig pflegt  dieser  Preis  nur  gezahlt  zu  werden , wenn  der  Zuckerge- 
halt der  Rüben  5,5  Prozent  beträgt,  eine  Qualität,  welche  zu  erzielen 
die  Bodonbeschaffenheit  im  Aisne-Departement  an  sich  zwar  geeignet  ist, 
der  jedoch  Mangels  genügender  Kapitalien  zur  Düngerbeschaffung  und 
ungenügender  Kenntnis  der  Düngerverwendung  von  den  Landwirten  viel- 
fach nicht  erreicht  wird;  in  den  Verträgen  über  Lieferung  der  Rüben 
sichert  der  Verkäufer  in  der  Regel  sich  den  Rückkauf  der  Preßlinge  aus 
hydraulischen  Pressen  gewöhnlich  zu  dem  Satze  von  6 Fr.  pro  Tonne ; 
die  Diffussion  liefert  ein  größeres  Gewicht  au  Residuen,  die  aber  weniger 
wertvoll  sind  und  einer  steten  Ergänzung  durch  Ölkuchen  und  Trockon- 
futtor  bedürfen.  Auch  zur  Destillation  finden  in  neuerer  Zeit  Rüben  Ver- 
wendung. 

Sonach  haben  bis  zum  Jahre  1881  sich  die  Preise  der  namhaf- 
testen landwirtschaftlichen  Produkte  im  Durchschnitt  auf 
gleicher  Höhe  erhalten;  die  Minderproduktion  an  Wolle  und  das  Sinken 
der  WoUpreiso  war  großenteils  durch  die  Mehrproduktion  an  Fleisch  und 
das  Steigen  der  Fleisohpreiso  ausgeglichen  worden;  erst  im  Jahre  1883  fiel 
der  Weizenpreis  auf  17,  später  auf  16  Fr.,  die  Zuckerpreiso  erlitten  einen 
starken  Rückgang,  so  daß  die  Fabrikanten  20  Fr.  für  zehn  Zentner  Rüben 
nicht  mehr  zahlen  wollten;  wenn  die  Verichiebung  der  Verhältnisse,  wie  sie 
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im  Laufe  der  Zeit  allmählich  eingetreten  war,  bis  dahin  noch  ertragen  wer- 
den konnte,  so  mußte  sie  nunmehr  zu  einer  ernsten  Krise  werden.  Der 
frühere  Aufschwung  der  Landwirtschaft  ist  vor  allem  zwei  Klassen  der 
ländlichen  Bevölkerung  zu  gute  gekommen,  zuerst  den  Grundherrn,  welche 
die  Faohtzinso  gesteigert  hatten,  sodann  den  Arbeitern,  deren  Löhne 
allmählich  eine  Steigerung  um  durchschnittlich  fünfzig  Prozent  erfuhren ; 
die  Erhöhung  des  Anteils,  welche  diesen  beiden  Klassen  vom  Ertrage 
bezogen,  mußte  selbstverständlich  den  Anteil  der  Pächter  schmälern, 
welche  zumal  dann  in  einer  üblen  Lage  waren,  wenn  die  Eingehung 
ihres  Pachtverhältnisses  in  eine  Zeit  zurückreichte,  in  der  andere  Voraus- 
setzungen hinsichtlich  der  Lohnverhältnisse  maßgebend  gewesen  waren. 
Es  war  daher  natürlich,  daß  sie  bei  Erneuerung  ihrer  Pachtverträge  eine 
Herabsetzung  des  Pachtzinses  durchzusetzen  suchten;  diesen  Eorderungen 
haben  einzelne  Grundherrn  sich  akkommodiert,  während  andere  — meist 
solche,  die  fern  von  ihren  Gütern  lebten  und  die  zum  Grunde  liegenden 
Ursachen  nicht  kannten  sich  ablehnend  verhielten  und  demnächst  in  Er- 
mangelung einer  Gelegenheit  anderweitiger  Verpachtung  die  Güter  zurück- 
zunehmeu  genötigt  waren;  bei  marchös  de  terre,  bei  denen  die  Verpach- 
tung nicht  füglich  an  andere  als  an  die  mit  Gebäudeangesessenen  benach- 
barten Grundeigentümer  erfolgen  konnte,  war  dieser  Fall  ein  besonders 
häutigerer.  Soweit  der  Ablauf  des  Pachtvertrages  nicht  in  diese  Periode 
traf  imd  die  Pächter  zu  bleiben  genötigt  waren,  mußten  sie  in  ihren 
Aufwendungen  für  Dünger,  Inventar  u.  s.  w.  nachlassen  und  überdies 
meist  zur  Aufiaahme  von  Vorschüssen  ihre  Zullucht  nehmen,  die,  wenn 
nicht  etwa  ein  wohlgesinnter  Grundherr  oder  Gläubiger  half  oder  Nach- 
sicht übte,  öfter  zu  Zwangsvollstreckungen  führte;  um  dieser  Sachlage  zu 
entsprechen,  sahen  zahlreiche  Eigentümer  sich  zur  Bewilligung  weiterer 
Herabsetzungen  des  Pachtzinses  getrieben;  das  Herabgehen  der  Einnahme 
aus  dem  etwaigen  sonstigen  Vermögen  von  anderen  Objekten  verschärfte 
für  sie  diu  mißliche  Lage,  deren  Hereinbrechen  nur  zu  oft  mit  Unrecht 
den  Maßregeln  der  Regierung  zur  Last  gelegt  wird. 

Darüber,  ob  eine  wesentliche  Besserung  dieser  Lage  von  der  Er- 
höhung bezw.  Neueinführung  agrarischer  Zölle  zu  erraten  sei,  konnte 
eine  völlige  Übereinstimmung  der  Ansichten  in  der  Kommission  nicht 
erreicht  werden;  nur  darin  trafen  die  Meinungen  überein,  daß  von  einer 
Erhöhung  der  Zölle  keineswegs  eine  dem  Betrage  dieser  Erhöhung  ent- 
sprechende Erhöhung  der  Verkaufspreise  von  Produzenten  zu  erwarten 
sei  ^).  Am  meisten  günstig  zeigte  die  Kommission  sich  einer  mäßigen 
Erhöhung  der  Viehzölle;  gegen  eine  zu  erhebliche  Steigerung  derselben 
fand  sie  dagegen  ein  Bedenken  darin,  daß  dies  eine  Vermehrung  der  Ein- 
führung geschlachteten  Viehs  zur  Folge  haben  werde,  da  solches  nach 
den  erst  1892  ablaufenden  Handelsverträgen  nicht  höher  als  mit  3 Fr. 
per  Eälogr.  belastet  werden  dürfe.  Zweifelhaft  äußert  sich  die  Kommission 
in  Ansehung  der  Getreidezölle;  wenn  sie  auch  an  denselben  eine  nam- 
hafte Verteuerung  des  Brotes  nicht  befürchtet,  so  will  sie  doch  ander- 
seits die  durch  die  industrielle  Krise  erschütterte  Lage  der  arbeitenden 
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Klassen  nicht  unbeachtet  lassen;  sie  überläßt  die  Entscheidung  der  Re- 
gierung; für  den  Fall  der  Erhöhiing  des  Weizenzolls  hält  sie  eine  ent- 
sprechende Erhöhung  des  Mahlzolls  für  geboten.  Weit  einmütiger  tritt 
die  Kommission  für  die  Ermäßigung  der  Eisenbahntarife  für 
landwirtschaftliche  Produkte,  tür  Herabsetzung  der  Grundsteuer 
von  dem  im  Vergleich  zum  bebauten  zu  hoch  belasteten  unbebauten 
Gruudeigentiun,  sowie  für  landwirtschaftliche  Kreditbanken,  endlich 
für  die  Verallgemeinerung  des  landwirtschaftlichen  Unter- 
richts und  rationeller  Kul  turmethoden  ein;  insbesondere  rät 
sie  zu  thunlichster  Ausdehnung  der  künstlichen  Wiesen  und  des  Futtcr- 
bauB  an  Stelle  des  den  Boden  aussaugenden  Weizen-  und  Kübenbaus; 
die  hierdurch  zu  gewinnende  größere  Menge  von  Dünger  werde  den  Er- 
trag der  den  beiden  letzteren  Kulturarten  gewidmet  bleibenden  Ländereien 
erhöhen;  in  betrefi  der  von  den  Höfen  zu  entfernt  belegenen  march^s  de 
terre  wird  die  Wiedorbewaldung  empfohlen;  für  unerläßlich  endlich 
erachtet  die  Kommission  ein  noch  allgemeineres  und  weiteres  Vorgehen 
der  Grimdherrn  mit  Pachtzinsherabsetzungen;  ihre  Vorschläge  berühren 
sich  hier  mit  denjenigen,  welche,  wie  oben  erwähnt,  Baudrillart  betreffs 
der  Reform  des  mötayage  angeregt  hat;  aber  auch  im  übrigen  bedarf 
es  einer  Reform  der  Pachtverträge  vor  allem  in  dem  Sinne,  daß  dem 
Pächter  der  Ersatz  seiner  Meliorationskosten  gesichert  werde;  wenn  im 
Gegensatz  zu  den  vom  Teilbau  und  vom  Kleinbetriebe  eingenommenen 
Gebieten,  in  welchen  ähnliche  Mißstände  sich  nicht  fänden,  das  Aisne- 
Departement  von  einer  Krise  heimgesucht  sei,  so  beruhe  dies  großenteils 
auch  auf  der  nicht  sachgemäßen  Art  der  Regelung  des  Pachtverhältnisses; 
gerade  bei  der  in  diesem  Departement  vorhandenen  erheblichen  Zahl 
größerer  Pachtgüter  und  der  intensiven  Kultur  bedürfe  es  wohlunter- 
richteter und  reicher  Pächter.  Die  Krise  sei  daher  recht  eigent- 
lich als  eine  Krise  der  Pachtungen  zu  bezeichnen ; auch  der  Umstand, 
daß  das  Departement  eine  besonders  große  Zahl  von  marchds  de  terre  — 
wie  oben  bemerkt  Ländereien  ohne  Gebäude  — besitze,  trage  dazu  bei, 
der  hier  obwaltenden  Notlage  einen  besonderen  Charakter  zu  geben. 

Durch  Erwägungen  dieser  Art,  welche  der  Lage  der  Zollgesetzgebung 
nuckwirkung nur  eine  verhältnismäßig  eingeschränkte  Bedeutung  in  der  Entwicklung 
tviiuns;  auf  der  Verhältnisse  beimaßen,  konnte  der  Strom  der  einmal  eingeleiteten 
lunc  'ItnT’ar-  »grarisch  protektionistischen  Bewegung  nicht  wieder  eingedämmt  werden ; 
lamßntc.  Zoll- 08  ist  bemerkt  worden,  wie  seitens  des  Grafen  v.  St.  Vallier  den  Ergeb- 
nissen  der  Enquete  widersprochen  wurde;  in  der  Sitzung  des  Senats  vom 
1885.  26.  März  1885  bezog  er  sich  zur  Rechtfertigung  der  früher  von  ihm  ge- 

machten Angaben  auf  die  vom  Generalrat  des  Departements  veranstaltete 
Gegenenquete  ^);  noch  mehr  als  vorher  war  seit  dem  Herbst  1884  die 
Regierung  mit  Anträgen  auf  Erhöhung  der  Getreide-  und  Viehzölle  be- 
stürmt worden,  ja  einige  Handelskammern  wie  die  von  Toulouse,  St. 
Quentin,  St.  Omer  und  die  Syndikatskammer  des  Getreide-  und  Mehl- 
handels in  Paris  schlossen  der  Bewegung  sich  an;  diesem  Ansturm  gegen- 
über vermochte  der  von  Leon  Say  und  anderen  freihändlerischcn  Volks- 

1)  Das  Material  derselben  vermochte  ich  mir  nicht  zugänglich  za  machen. 
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wirten  unternommene  Versuch,  die  antiprotektionistischen  Elemente  be- 
hufs Bekämpfung  jener  Richtung  in  der  Organisation  einer  ligue  contre 
le  rencherissement  du  pain  et  de  la  viande  zusammenzufassen, 
das  Oleiohge wicht  nicht  herzustollen.  Dem  Verhältnis  der  im  Lande  vor- 
handenen, einander  entgegenstehenden  Strömungen  entsprach  es  daher, 
wenn  die  Kommission  der  Deputiertenkammer,  welche  mit  der  Prüfung 
der  aus  der  Mitte  der  Kammer  henorgegangenen  Anträge  auf  Erhöhung 
des  Getreidezolles  betraut  war,  konstatierte  *),  daß  von  der  großen  Mehr- 
heit der  ländlichen  Bevölkerung  und  ihrer  Vertreter  eine  solche  Erhöhung 
verlangt  werde  und  wenn  sie  in  Übereinstimmung  mit  den  bezüglichen 
Kundgebungen  sich  für  eine  Vermehrung  des  Zollsohutzes  für  die 
inländische  G e t r e i d o Produktion  entschied;  indessen  sollte  diese  Ver- 
mehrung nicht  in  eine  Ausschließung  des  ausländischen  Getreides 
übergehen,  sie  sollte  vielmehr  nur  zu  dem  Zwecke  erfolgen,  die  Einfuhr 
inländischen  Getreides  auf  das  durch  den  inländischen  Verbrauch  ge- 
gebene Maß  zu  beschränken : die  Zollgrenze  sollte  einem  Netze  gleichen, 
dessen  Maschen  hinlänglich  weit  wären,  um  das  für  den  inländischen 
Konsum  erforderliche  Getreide  eindringen  zu  lassen ; als  diesen  Gesichts- 
punkten entsprechende  Zollsätze  empfahl  die  Kommission  solche  im  Be- 
trage von  3 Fr.  pro  100  Kilogr.  vom  Weizen,  Spelt  und  Mengkom,  7 Fr. 
vom  Mehl  der  gleichen  Getreidearten,  2 Fr.  von  Roggen  und  Gerste, 
1 Fr.  50  Cts.  vom  Hafer,  Sätze,  welche  die  Kammer  mit  der  geringen 
Ermäßigung  des  Weizenmehlzolles  auf  6 Fr.,  des  Zolles  von  Roggen  und 
Gerste  auf  1 Fr.  50  Cts.  (1  Fr.  90  Cts.  vom  Mehl)  annahm;  in  dieser 
Höhe  stellte  das  in  Ausführung  jenes  Beschlusses  erlassene  Gesetz  vom 
28.  März  1885  die  Sätze  fest.  Stärker  trat  die  freihändlerische  Auf- 
fassung in  der  von  Frederic  Fassy  geleiteten  Kommission  der  Deputierten- 
kammer zu  Tage,  welche  mit  der  Prüfung  der  von  der  Regierung  wegen 
Erhöhung  der  Viehzölle  am  14.  August  gemachten  Vorlage  betraut 
war;  sie  konstatierte  zunächst  die  Geringfügigkeit  der  Vieheinfuhr  über- 
haupt, welche  seit  der  im  Jahre  1881  angenommenen  Erhöhung  der  Vieh- 
zölle  in  Ansehung  der  Ochsen  im  Jahre  1883  sogar  sich  ein  wenig  ge- 
mindert, in  betreff  der  Kühe  jedoch  nur  aus  dem  Grunde  sich  etwas  ver- 
mehrt hatte,  weil  magere  Kühe  in  den  nördlichen  Gegenden  Frankreichs 
selten  waren;  die  Viehpreise  seien  in  den  letzten  Jahren  in  die  Höhe 
gegangen,  der  Futterbau  sei  von  den  verschiedenen  Zweigen  der  Land- 
wirtschaft derjenige,  welcher  am  wenigsten  gelitten  habe,  die  Fortschritte 
der  Viehzucht  erhellten  aus  der  verbesserten  Qualität  des  zum  Verkauf 
gebrachten  Viehs;  es  komme  aber  ferner  auch  in  Betracht,  daß  der  Staat 
für  Armee,  Flotte  und  Institute  selbst  ein  großer  Konsument  sei  und 
unter  der  Verteuerung  der  Fleischpreise  leiden  werde,  daß  aber  sodann 
ein  Austausch  bestimmter  Viehgattungen  mit  gewissen  benachbarten  Teilen 
angrenzender  Länder  durchaus  den  Anforderungen  einer  gesunden  wirt- 
schaftlichen Entwickelung  entspreche.  Mit  sechs  gegen  fünf  Stimmen 
beschloß  die  Kommission  der  Kammer  die  Ablehnung  der  Vorlage  zu 

IJ  Sietie  den  Bericht  des  Deputierten  Grause  über  die  von  ihm , sowie  von  dem 
Deputierten  Edmond  Robert  und  Ganault  gestellten  Anträge  auf  Abänderung  des  Zoll- 
tarifs, Annexe  3354  zur  Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  15.  Dez.  1884. 


Projekt  wegen 
weUerer  Er- 
höhung der 
Zhlle  auf 
Weizen,  Ger- 
ate, Roggen, 
Hafer.  Vor- 
schlag wegen 
Wlcderan- 
nührning  an 
die  echelle 
mobile  Meline 
und  Develle. 
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empfelüon  ^).  Eine  günstigere  Aufnalime  fand  dieselbe  indessen  bei  den 
Kammern,  welche  die  Erhöhung  dergestalt  beschlossen,  daß  der  Zoll  für 
Ochsen  auf  26  (statt  bisher  15),  Kühe  und  Stiere  auf  12  (statt  8),  junge 
Stiere  auf  8 (statt  5),  Kälber  auf  4 (statt  1,50),  Schafe  auf  3 (statt  2), 
Lämmer  und  Ziegen  auf  1 (statt  0,50),  Schweine  auf  6 (statt  3),  Fer- 
kel auf  1 (statt  0,50)  Fr.  normiert  wurde.  Ein  Oesetz  rom  28.  März  1885 
hat  diese  Erhöhung  in  Vollzug  gesetzt. 

Mit  dieser  Maßnahme  der  Gesetzgebung  schien  die  Bewegung  in 
Ansehung  der  Viehzölle,  welche  erst  in  neuester  Zeit  wieder  einen 
Impuls  erhalten  hat  ^),  vorläufig  zur  Buhe  gekommen  zu  sein ; nicht  das 
Gleiche  galt  von  den  auf  die  Erhöhung  der  Getreidezölle  gerichteten 
Bestrebungen,  da  die  Ergebnisse,  welche  mit  den  durch  das  Gesetz  von 
1 885  festgesetzten  Erhöhungen  erzielt  wurden,  hinter  den  in  den  agra- 
rischen Kreisen  gehegten  Erwartungen  zurückblieben;  es  konnte  nicht 
ausbleiben,  daß  bei  dieser  Sachlage  die  Kommunen  mit  Anträgen  auf 
weitere  Steigerung  befaßt  wurden.  Solche  Anträge  wurden  in  der  Depu- 
tiertenkammer u.  a.  von  den  Abgeordneten  Baucarne-Leroux,  Milochau 
und  Barouille  gestellt:  die  zur  Prüfung  derselben  eingesetzte  Kommission 
kennzeichnete  ihre  Stellung  zur  Sache  demnächst  dadurch,  daß  sie  den 
früheren  Laudwirtschaftsminister  Mdline  und  den  Marquis  de  Boys  — 
beides  hervorragende  Vertreter  jener  Bichtung  — zu  Berichterstattern 
wählte;  sie  erachtete  im  Prinzip  das  Bedürihis  einer  Erhöhung  für  be- 
gründet, indem  sie  die  Wirkungen  der  Erhöhungen  von  1885  als  zwar 
günstige  aber  nicht  ausreichende  bezeichnete;  jenen  Erhöhungen  sei  es 
zuzuschreiben,  daß  die  Differenz  zwischen  den  auf  dem  Londoner  Markt 
und  in  Frankreich  erzielten  durchschnittlichen  Weizenpreisen  in  den  drei 
Monaten,  die  dem  Gesetz  von  1885  folgten,  gegen  die  entsprechenden 
drei  Monate  des  Vorjahres  zu  gunsten  Frankreichs  von  2 Fr.  22  Cts. 
auf  8 Fr.  12  Cts.,  also  um  90  Cts.  erhöht  hat;  ferner  seien  durch  diesel- 
ben gewisse  Operationen  der  Speculanten,  welche  sonst  die  Baisse  der 
Getreidepreise  zur  Ansammlung  eines  die  Preise  nachhaltig  drückenden 
Vorrats  zu  benutzen  pflegten,  erschwert  worden;  immer  indessen  belaufe 
sich  die  Differenz,  um  welche  die  erzielten  Marktpreise  hinter  den  Pro- 
ductionskosten  zurückblieben,  noch  auf  etwa  drei  Franken.  Sie  schlägt  dem 
entsprechend  vor,  den  Zollsatz  für  Weizen  auf  fünf  Franken  zu  erhöhen, 
einen  Satz,  den  sie  für  normale  Jahre  als  nicht  zu  hoch  bezeichnet. 
Allerdings  erkennt  die  Kommission  am,  — werde  in  Jahren  des  Fehl- 
schlagens der  Ernte  ein  solcher  Satz  die  Zufuhr  des  zur  Ergänzung  der 
im  Inlande  produzierten  Quantitäten  ausländischen  Getreides  behindern 
und  hierdurch  eine  möglicherweise  zur  Wiederaufhebung  des  Zolles  füh- 
rende Gegenbewegung  hervorrufen  können ; um  einer  solchen  Agitation 


1)  Siehe  weiter  unten  Anmerkung  3 auf  Seite  404.  Nachdem  im  Mürz  1887  ein« 
weitere  Erhöhung  der  Getreidezülle  bei  den  Kammern  zur  Annahme  gelangt  war,  wurde 
auch  eine  entaprcchendo  Erhöhung  der  Viohzölle  — für  Ochsen  auf  38  Fr.,  Schafvieh 
auf  5 Fr.  pro  Stück,  für  frisches  Fleisch  auf  12  Fr.  pro  100  Kilogr.  — beschlossen. 
Das  Gesotz  lag  mir  zur  Zeit  der  Korrektur  noch  nicht  vor. 

2)  Siehe  den  Bericht  des  Deputierten  Kaoul  Duval,  Annexe  No.  3294  zur  Sitzung 
der  Deputiertenkammer  vom  8.  Dezember  1884. 
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von  vornherein  die  Spitze  abzubrechen,  schlägt  die  Kommission  vor,  für 
Zeiten,  in  denen  der  Weizenpreis  den  Betrag  von  25  Franken  für 
100  Ellogramm  übersteige,  den  festen  Zollsatz  durch  eine  bewegliche 
Skala  zu  ersetzen,  dergestalt,  daß  bei  einem  Preise  von  25  bis  26  Fr. 
der  Zoll  4 Fr.,  bei  26  bis  27  Fr.  3 Fr.,  bei  27  bis  28  Fr.  2 Fr.  betrage: 
steigt  der  Weizenpreis  über  28  Fr.,  so  soll  der  Schutzzoll  ganz  wegfallen 
und  lediglich  durch  den  früheren  statistischen  Zoll  von  60  Cts.  pro 
100  Kilogramm  ersetzt  werden.  Daß  diese  Einrichtung  eine  Wiederan- 
näherung an  die  frühere  Institution  der  dchelle  mobile,  welche  sich  so 
wenig  bewährte  und  der  Ausbeutung  der  Bevölkemng  durch  die  Getreide- 
spekulation so  erheblichen  Vorschub  leistete,  verhehlt  die  Kommission 
sich  nicht;  sie  glaubt  indessen,  daß  einer  solchen  mißbräuchlichen  Aus- 
nutzung dadurch  würde  vorgebeugt  werden  können,  daß  die  der  Be- 
messung des  Zolls  zu  Grunde  zu  legenden  Normalpreise  nach  den  Preisen 
einer  großen  Anzahl  von  Märkten  vierteljährlich  festgestellt  würden:  um 
der  Bevölkerung  eine  Kenntnis  und  Kontrolle  zu  ermöglichen,  sollen  in 
jeder  Gemeinde  von  mehr  als  1500  Einwohnern  die  im  Departement  kon- 
statierten Durchschnittspreise  durch  öffentlichen  Aushang  bekannt  gemacht 
werden.  Entsprechend  der  Erhöhung  des  Weizenzolls  und  mit  einer  die 
Ermäßigung  desselben  für  den  Fall  über  25  Fr.  steigender  Preise  analogen 
Beduktion  wird  eine  Erhöhung  des  MehlzoUs  auf  8 Franken  beantragt; 
eine  Erhöhimg  des  Koggen-  imd  Gerstezolls  wird  nicht  für  nötig  erachtet, 
wohl  dagegeneine  Erhöhung  des  Zolls  auf  Hafer,  der  mit  Kücksicht  auf 
die  Konkurrenz,  welche  die  aus  dem  Auslande  eingeführten  wohlfeileren 
Qualitäten  Hafer  den  in  Frankreich  erbauten  besseren  Sorten  machen,  auf 
drei  Franken  zu  normieren  von  der  Kommission  vorgeschlagen  wird  *). 
Insofern  das  Projekt  der  Kommission  die  Bückkehr  von  dem  System  der 
fixierten  zu  dem  der  teilweise  wandelbaren  Zölle  zum  Inhalt  hat, 
setzt  es  sich  in  den  entschiedensten  Gegensatz  zur  bisherigen  Richtung 
der  Gesetzgebung  und  zu  den  Konsequenzen,  die  bis  dahin  aus  den  mit 
der  ^helle  mobile  gemachten  Erfahrungen  gezogen  worden  waren.  Durch 
keine  Form  ihrer  Anträge  konnte  die  Kommission  schlagender  dokumen- 
tieren daß  sie  selbst  von  der  Haltbarkeitdes  von  ihr  vorgeschlagenen  Zolles 
nicht  überzengt  sei ; die  Blöße,  die  sie  sich  hierdurch  gab,  bot  denn  auch 
die  Achillesferse  dar,  an  der  die  Vorlage  zum  vorläufigen  Scheitern  ge- 
bracht wurde.  Wenn  auch  bei  der  Beratung  der  Deputiertenkammer 
der  von  Frederio  Passy  eingebrachte , den  Konsequenzen  der  radikalen 
Freihandelstheorie  entsprechende  Antrag,  das  Gleichgewicht  zwischen 
Landwirtschaft  und  Industrie  durch  Aufhebung  der  den  Schutz  der 
letzteren  bezweckenden  Zölle  herzustellen,  mit  überwiegender  Majorität 
verworfen  wurde,  so  gelang  es  doch  dem  Minister  der  Landwirtschaft 
Develle,  gegenüber  den  Ausführungen  seines  Amtsvorgängers  M^line  und 
des  Eeferenten  de  Boys  den  Nachweis  zu  führen,  daß  die  Zollerhöhimgen 
des  Gesetzes  von  1885  bereits  eine  erhebliche  Besserung  der  Lage  der 
Landwirtschaft  zur  Folge  gehabt  habe  und  daß  die  über  die  Getreide- 


1)  Bericht  des  Deputierten  Marquis  de  Boys  Annexe  Nr.  785  zur  Sitzung  der  De- 
. putiertenkammer  vom  21.  April  und  8.  Juni  1886. 

N.  F.  Bd.  XIV. 
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Produktion  Amerikas,  Indiens,  Australiens,  der  La  Plata  Staaten  vorge- 
nommeuen  Ermittelungen  zu  der  Befdrclitung  einer  weiteren  Außdelinung 
der  Konkurrenz  dieser  Länder  zur  Zeit  keinen  Anla«  gäben;  indem  er  sich 
gleichwohl  im  Prinzip  auf  den  Boden  der  protektionistischen  Anschauung 
der  Kammer  stellte,  bezeichneto  er  doch  die  Entscheidung  über  die  Frage 
der  Zollerhühung  als  eine  nicht  eilige.  Mit  besonderem  Erfolge  aber 
machte  er  geltend,  daß  der  zur  Zeit  ihm  zur  Verfügung  gestellte  admi- 
nistrative Apparat  ihn  nicht  befähige,  mit  derjenigen  Verant- 
Av Örtlichkeit,  wie  sie  das  Projekt  ihm  auferlegen  wolle,  eine  Fest- 
stellung der  Normalpreise  vorzunchmen:  er  verlangte,  daß  ihm 
Zeit  gelassen  werde,  die  Möglichkeit  einer  solchen  Feststellung  zu  stu- 
dieren. Mit  Rücksicht  hierauf  beantragte  er  die  Rückverweisuug  des  die 
Krhöhung  des  M'eizonzolls  aussprechenden  Art.  1 an  die  Kommission 
Sie  wurde  mit  273  gegen  264  Stimmen  beschlossen  und  damit  die  ge- 
plante Erhöhung  des  üetreidezolles  zunächst  noch  vereitelt  *).  Die 
anderw'oitigcn  parlamentarischen  Stürme,  welche  das  französische  Stuats- 
lobcn  bewegten,  haben  es  bisher  zur  Wiederaufnahme  der  Diskussion 
über  den  Gegenstand  in  den  Kammern  nicht  kommen  lassen ; wie  im 
Augenblick,  wo  diese  Zeilen  geschrieben  *)  werden,  verlautet,  beabsichtigt 
die  Regierung  eine  weitere  Erhöhung  des  Zolls  auf  den  festen  Betrag  von 

4 Franken  — also  um  einen  Franken  — zu  concedieren  ^). 

Pn>j«kt  «itT  Neben  jenen  Vorschlägen  der  Erhöhung  der  Zölle  vom  eigentlichen  Ge- 
treide  her  gingen  Anträge  auf  Mais,  Dari  ‘)  und  lleis;  nach  dom  Generaltarif 
auf  Mats.  sind  alle  diese  Artikel  zollfrei,  ausgenommen  der  Reis,  der  einer  sur tax o 
und  Ktis.  YQu  3 30  unterworfen  ist.  Von  diesen  Artikeln  ist 

der  Mais,  was  die  Massenhuftigkeit  der  Einfuhr  anlangt,  der  wichtigste. 

Ein  vom  Deputierten  Robert  gestellter  Antrag,  diesen  Artikel  dem 
Zolle  zu  unterwerfen,  wurde  in  der  Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom 
12.  Februar  1885  verworfen,  da  von  einer  solchen  Maßregel  Nachteile 
für  die  Destillation  und  die  Stärkemehlfabrikation  befürchtet  wunlen. 
Weitere  aus  Anlaß  von  Petitionen  der  landwirtschaftlichen  Vereine  sowie 
der  Syndikatskammer  dos  Bronn ereigewerbes  gestellten  Anträge  brachten 
jedoch  die  Angelegenheit  von  neuem  in  Anregung;  über  dieselbe  wurde 
namens  der  mit  der  Prüfung  betrauten  Kommission  von  dem  Deputierten 
in  der  Sitzung  vom  21.  April  1880  Bericht  erstattet^):  derselbe  hält  die 
Einführung  des  Zolls  aus  dem  Grunde  für  nötig,  weil  die  Maisoiufuhr 
einmal  dem  Konsum  und  Absatz  anderer  im  Inlande  erzeugter  Zorealion, 
anderntoils  aber  der  Verwendung  der  Zuckerrüben  und  sonstiger  in  Frank- 
reich angebauter  Wurzelgewächse  zur  Destillation,  Fütterung  u.  s.  w. 

1)  Sitzung  der  Deputiertonkainmer  vom  10.  Juli  1886. 

2)  Anfang  Januar  1887 

3)  Inzwischen  liabcn  die*  Kammern  eine  weitere  Erhöhung  des  VVeizcnzolles  auf 

5 Fr,  dos  Weizenmehlzolles  auf  8 Fr.,  des  Uaferzolles  auf  3 Fr.  beschlossen;  das  be- 
zügliche Gesetz  ist  mir  jedoch  gegenwürtig  im  Augenblick  der  Korrektur  noch  nicht  zu- 
gegangen; ich  behalte  mir  vor,  auf  dasselbe  in  einem  Nachtrag  zuriiekzukoramen. 

4)  Eine  in  Kleinasicn  und  Syrien  gebaute  Ilirseart,  auch  Durra  oder  Mohrhirse  ge- 
nannt, hauptsächlich  zur  Verproviantierung  der  Schilfe  dienend. 

b)  Siehe  den  Bericht  des  Deputierten  V’’iger,  Annexe  zur  Sitzung  der  Deputierten- 
kaunncr  vom  21.  April  1886. 
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eine  nachteilige  Konkixrrenz  mache:  sie  schlägt  einen  Maiszoll  von  3 Fr. 
und  einen  Maismehlzoll  von  4 Fr.  50  Cts.  pro  100  Kilogramm  vor; 
gleiche  Sätze  sollen  auf  Dari  Anwendung  finden;  für  den  Reis  werden 
ebenfalls  3 Fr.,  für  Roismehl  8 Fr.  50  Cts.  vorgeschlagen;  zur  Verhand- 
lung im  Plenum  ist  dieser  Bericht,  soweit  ich  zu  ermitteln  vermochte, 
bisher  nicht  gelangt^). 

Unter  der  einseitigen  Zuspitzung,  die  durch  den  Charakter  jener 
schutzzöllncrischen  Agitation  die  agrarische  Bewegung  neuerdings  erhalten  Kr«iu.  /mi- 
hat,  ist  das  Interesse  für  die  Reform  der  das  landwirtschaftliche  ''rildantoa' 
Kreditwesen  betreffenden  Institutionen  zur  Zeit  anscheinend  mehr 
zurückgetreten,  als  die  umfangreichen  Arbeiten,  welche  dem  Studium  dieser 
Reform  in  den  letzten  Jahren  gewidmet  worden  sind,  hätten  erwarten 
lassen.  Diese  Arbeiten  stellen  eine  neue  Phase  der  bereits  durch  mehrere 
Jahrzehnte  sich  hinziehenden  Bemühungen  dar  *),  welche  auf  die  Ver- 
breiterung jener  Institutionen  und  zwar  in  neuerer  Zeit  besonders  darauf 
gerichtet  waren,  die  Benutzung  des  Kredits  auch  den  mittleren  und 
kleineren  landwirtschaftlichen  Betrieben  in  wachsendem  Maße  zugäng- 
lich zu  machen.  Ebenso  in  den  Bestrebungen,  welche  der  Reform  des 
immobiliaren  wie  in  denen,  w'elchc  der  Reform  des  mobiliaren  und  per- 
sönlichen landwirtschaftlichen  Kredits  gewidmet  waren,  ist  dieser  Grund- 
zug erkennbar  gewesen. 

Nur  sehr  allmählich  hat  die  Frage  des  landwirtschaftlichen 
dits  in  Frankreich  sich  zu  einer  großem  Bedeutung  entwickelt.  So-  dl«  R«'fonii- 
langc  die  Landwirtschaft  sich  in  den  alten  typischen  Formen  bewegte, 
war  die  Nachfrage  nach  Leihkapitalien  naturgemäß  eine  beschränkte  und 
zwar  dies  um  so  mehr,  als  bei  dom  die  Bevölkerung  Frankreichs  charakteri- 
sierenden Zuge  der  Wirtschaftlichkeit  und  Sparsamkeit  vor  allem  in  dem 
landwirtschaftlichen  Teil  derselben  das  Bestreben,  mit  eigenem  Kapital  zu 
wirtschaften,  ein  sehr  vorwiegendes  war;  die  etwa  notwendigen  Vorschüsse 
pflegten  Pächtern  oder  Metayern  vom  Grundherrn  gereicht  zu  worden. 

Insbesondere  hat  die  Inanspruchnahme  des  Immobiliarkredits 
lange  Zeit  nur  ein  langsames  ‘ Wachsen  gezeigt.  Ich  habe  die  Ursachen 
dieser  Erscheinung  an  anderer  Stelle^)  darzulegen  versucht;  sie  beruhen a) 
hauptsächlich  darin,  daß  bei  der  in  Frankreich  die  gesetzliche  Regel  bil- 
denden Naturalteilung  der  Erbschaften  und  bei  der  großen  Zersplitterung 
des  Grundbesitzes,  die  beim  Grunderwerbe  meist  einen  allmählichen,  dem 
Verhältnisse  der  Mittel  folgenden  Ankauf  ermöglicht,  die  Voraussetzungen 
für  das  Bedürfnis  eines  Erwerbskredits  seltener  als  in  Deutschland  zur 
Entstehung  kommen ; daneben  trug  die  Unübersichtlichkeit  des  Hypotheken- 
weseus  und  die  Kostspieligkeit  der  bezüglichen  Operationen  dazu  bei,  in 

1)  Inzwischcu  ist  die  Angclegeuheit  wieder  aufgenommen  nnd  von  der  Zollkom- 
missioii  der  Antrag,  den  Maiszoll  auf  3 Fr.  zu  erhöhen,  wiederholt  worden,  dieser  Antrag 
jedoch  — März  1887  — in  der  Deputiertenkanmier  mit  einer  Minorität  von  6 Stimmen 
gefallen. 

2)  Siehe  die  Geschichte  dieser  Hemühungen  vor  allem  in  Victor  Üorie,  Etüde  sur 
le  Cr4dit  agricolc  et  le  Credit  foncier  en  France  et  ä l’titranger.  Paris,  librairie  Agricole 
und  Guillaumin  et  Comp.  1877. 

3)  Siehe  meine  Schrift:  „Die  Landwirtbschafl  und  ilire  Lage  in  Frankreich“, 

Schriften  des  Vereines  für  Sociaipolitik  Bd.  XXVIl,  S.  30  fg. 
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der  Bevölkerung  die  Tendenz  möglichster  Einschränkimg  der  hypotheka- 
rischen Anlehen  zu  erhalten.  Erst  mit  der  Vermehrung  des  Kapitalbedarfs, 
wie  solche  durch  den  Uebergang  zu  intensiverem  Betriebe  und  zur  Auf- 
nahme einer  Anzahl  von  Industrien  in  den  Kreis  der  Landwirtschaft  ge- 
schaffen wurde,  erweiterte  sich  auch  das  Kreditbediirfuis ; da  indessen  der 
große  und  mittlere  Besitz  zum  überwiegenden  Teil  durch  Pächter  oder 
Teilbauern  bewirtschaftet  wurde,  waren  es  großenteils  diese  letzteren,  auf 
welche  dos  Kreditbedürfhis  entfiel.  Dasselbe  gestaltete  sich  daher  zum  An- 
lasse einer  immobiliaren  Belastung  nur  dann , wenn  die  Pächter  bezw. 
Teilbauern  eigne  Grundstücke  besaßen,  mit  denen  sie  für  die  aufzunehmon- 
den  Anlchen  Sicherheit  zu  bestellen  in  der  Lage  waren.  Ungeachtet  die- 
ser einschränkenden  Elemente  ist  die  hypothekarische  Belastung  in  neuerer 
■"Zeit  nicht  unbeträchtlich  gewachsen:  während  die  Summen  der  inskribier- 
ten Hypotheken  im  Jahre  1840  sich  auf  12  544  098  600  Fr.  belaufen  hatte, 
hatte  dieselbe  am  1.  Januar  1882  einundzwanzig  Milliarden  erreicht,  Beträge, 
die  indessen  die  bereits  zurückgezahlten  Posten  und  die  nur  formellen  Ein- 
tragungen mit  in  sich  begreifen ; der  reelle  Betrag  der  Belastung  wurde 
zum  ersteren  Zeitpunkte  auf  acht,  zum  zweiten  auf  vierzehn  bis  vierzehn- 
undeinhalb  Milliarden  angenommen ; in  dem  zwischen  beiden  Terminen 
liegenden  zweiundvierzigjährigen  Zeiträume  hat  sich  daher  die  Belastung 
noch  bei  weitem  nicht  verdoppelt ').  Es  würde  indessen,  um  von  dem 
Wachstum  der  auf  dem  ländlichen  Grundeigentum  haftenden  Hypotheken 
ein  Bild  gewinnen  zu  können,  erforderlich  sein  zu  wissen,  in  welchem 
Maße  jene  Ziffern  sich  auf  städtisches  und  ländliches  Grundeigentum  ver- 
teilen; hierfür  fehlt  es  jedoch  an  genügenden  Anhaltspunkten;  nach  den 
Angaben  Lavergnes  entfielen  von  jenen  8 Milliarden  ein  Zehntel  auf  das 
Seinedepartement  und  wenigstens  fünf  Zehntel  auf  die  anderen  Städte  und 
die  verschiedenen  Kategorien  des  bebauten  Eigentums;  den  auf  das  länd- 
liche Grundeigentum  entfallenden  Anteil  schätzte  dieser  Schriftsteller  auf 
zwciundeinehalbe  Milliarde.  Auch  in  Ansehung  des  für  1882  ermittelten 
Betrages  ist  es  wahrscheinlich,  daß  der  bei  weitem  größte  Teil  desselben 
auf  städtisches  Grundeigentum  entfalle’);  wird  in  betracht  gezogen,  daß 
nach  den  amtlichen  Erhebungen  der  Jahre  18^  der  Gesamtwert  des 
landwirtschaftlich  benutzten  Grundeigentums  in  Frankreich  sich  auf 
91  583  966  076  Fr.  berechne  ’),  so  scheint  dies  zu  dem  Schlüsse  zu  berech- 
tigen, daß  auch  jetzt  noch  im  großen  und  ganzen  und  im  Durchschnitt  die 
reale  Belastung  eine  übermäßige  Höhe  nicht  erreicht  habe. 

So  erklärt  es  sich,  daß  das  Bedürfnis  lange  Zeit  in  jener  Kreditver- 
mittelung  seine  Befriedigung  fand,  welche  einen  wichtigen  Zweig  der 
Thätigkeit  der  französischen  Notare  bildet  und  zuweilen  sogar  ihren 
prinzipalen  Beruf  als  Urkundspersonen  in  den  Hintergrund  gedrängt  hat; 
dieselben  pflegten  einen  großen  Teil  der  ihnen  zur  Verwaltung  über- 


1)  Siehe  die  vorstehenden  Zahlenangaben  in  Josseau,  traitd  da  Crddit  foncier  Sme 
Edition,  Paris,  Marchal,  Billard  et  Comp.  1884,  Introduction,  S.  XXVII,  XCIV. 

2)  L.  de  Lavergne,  dconomio  rarale  de  la  France  4me  ed.  S.  445  fg. 

3)  Allerdings  würde  diese  Summe,  der  die  Ertragsverbältnisse  des  jenen  Feststellun- 
gen vorangegangenen  Jahrzehnts  zam  Grunde  liegen,  bei  einer  auf  der  Basis  der  gegen- 
wärtigen Rentabilität  stattfindenden  Sehätzung  nicht  mebr  erreicht  werden. 


DIgitized  by  Google 


NatioiuüökoDomische  Gesetzgebung. 


405 


gebenun  ersparten  bczw.  sonstigen  Kapitalien  gegen  hypothekarische  Sicher- 
heit auf  städtischen  oder  ländlichen  Grundstücken  unterzubringen ; erst 
in  neuerer  Zeit  hat  diese  Art  der  Anlegung  durch  die  Zunahme  der  An- 
käufe von  Wertpapieren  als  französischer  Staatsrenten,  Industrie-  und 
Bank-Aktien  bezw.  Obligationen  vor  allem  aber  ausländischer  Effekten 
eine  größere  Einschränkung  erfahren.  Erst  sehr  allmählich  bildete  dieser 
Thätigkeit  der  Notare  gegenüber  eine  Konkurrenz  des  Hypotheken- 
bankwesens  sieh  aus ; zur  Zeit  ist  ein  solches  ausschließlich  durch 
das  in  Paris  bestehende,  in  seinem  örtlichen  Wirkungsgebiet  ganz  Frank- 
reich umfassende  Institut  des  Crddit  foncier  vertreten,  das  allmählich 
alle  anderen  konkurrierenden  Institute  und  zwar  sowohl  diejenigen,  welche 
ihre  Thätigkeit  auf  gewisse  Departements  beschränkten  als  diejenigen, 
welche  ihre  Wirksamkeit  auf  ganz  Frankreich  ausdehnten,  in  sich  aufge- 
nommen hat;  nachdem  schon  im  Jahre  1854  die  Gesellschaften  von  Ne- 
ve r s und  Marseille  dem  Crddit  foncier  einverleibt  worden  waren, 
übernahm  derselbe  1878  das  in  Liquidation  befindliche  Institut  des  Crddit 
agricole  und  wurde  mit  ihm  schließlich  im  Jahre  1882  auch  die  unter 
dem  Namen  der  banque  hypothecaire  in  Paris  bestehende  Gesell- 
schaft vereinigt.  Die  Privilegien,  mit  denen  der  Staat  das  Institut  aus- 
gestattet hat,  haben  ein  entsprechendes  Maß  von  Einfluß  auf  die  Geschäfts- 
führung der  Gesellschaft  zum  Korrelat,  zn  dessen  Ausübung  dem  Staat  vor 
allem  die  ihm  vorbehaltene  Ernennung  des  Leiters  — gouverneur  — des 
Instituts  eine  Handhabe  gewährt.  Mit  der  Gewährung  von  Hypotheken- 
darlehen hat  der  Crddit  foncier  auch  die  Gewährung  von  Darlehen  an  Ge- 
meinden, Departements,  Syndikate  sich  zur  Aufgabe  gemacht ; auch  andere 
Bankoperationen,  wie  die  Beteiligung  an  der  ogyptischen  Anleihe  hatte  der- 
selbe in  den  Bereich  seiner  Thätigkeit  gezogen.  Die  Anlehen  werden, 
nachdem  die  desfallsige  Praxis  mehrfach  gewechselt  hat,  seit  einer  Keihe 
von  Jahren  nicht  mehr  durch  Aushändigung  der  Schuldtitel  sondern  in 
barem  Gelde  gewährt ; die  Zinsen  nebst  dem  Amortisationsbetrage  sind  seit 
der  nach  zeitweiliger  Ermäßigung  im  Jahre  1883  wieder  stattgehabten  Er- 
höhung auf  fünf  Prozent  normiert,  denen  als  Beitrag  zu  den  Verwaltungs- 
kosten 80  Cts.  — drei  Zehntel  Prozent  — hinzu  treten. 

Der  Gesamtbetrag  der  vom  Crddit  foncier  in  Frankreich  ausgeliehencn 
Hypothekenkapitalien  war  einschließlich  der  für  Rechnung  des  Staates  zum 
Zwecke  von  Drainagoanlagen  ausgeliehenen  Beträge  von  zusammen 

1 194  393  Fr.  nach  achtzehnjähriger  Wirksamkeit  des  Instituts  — Endo 
1870  — auf  1 092  727  602  Fr.  berechnet  werden,  einen  Betrag,  der  sich 
bis  zum  31.  Dezember  1882  weit  mehr  als  verdoppelt  hat;  die  Summe 
der  bis  zum  letzteren  Datum  realisierten  Darlehen  bezifferte  sich  auf 

2 273  000  000  Fr.');  lange  Zeit  hindurch  waren  indessen  diese  Auslei- 
hungen weit  vorwiegend  dem  Seinodepartement  bezw.  der  Stadt  Paris  zu- 
gutegekommen: soweit  dieselben  sich  auf  das  übrige  Frankreich  erstreckten, 
participierten  an  ihnen  ebenfalls  die  städtischen  Grundstücke  und  dem- 


1)  Josseaa  a.  a.  O.  Introd.  S.  XCIV.  Zar  VerToUständigung  des  Bildes  and  der 
Wirksamkeit  des  Instituts  sei  hier  erwähnt,  daß  za  dem  gleichen  Zeitpunkt  der  Betrag 
der  durch  dieselbe  realisierten  kommunalen  Anleben  sich  auf  1360000000  Fr.  belief. 
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nächst  die  größeren  ländlichen  Besitzungen  mit  einem  beträchtlichen  An- 
teil; die  Ursache  dieses  für  den  kleinern  ländlichen  Besitz  ungünstigen 
Beteiligungsverhältnisses  beruht  teils  darin,  daß  es  in  den  Departements 
an  für  die  Vermittelung  der  Geschäfte  geeigneten  und  dem  Publikum  leicht 
zugänglichen  Organen  der  Gesellschaft  fehlte,  teils  darin,  daß  bei  der 
Eigentümlichkeit  der  französischen  Grundbuchs-  und  Hypothekenverfassung 
die  Beschaffung  der  Legitimationspapiere  und  die  Erfüllung  der  erfor- 
derlichen Formalitäten  mit  einem  für  den  kleineren  Besitzer  oft  kaum  er- 
schwinglichen Kostenaufwande  verbunden  war;  als  Aufgabe  der  Leitung 
des  Instituts  mußte  es  daher  erscheinen,  wenigstens  den  ersteren  Nachteil 
durch  entsprechende  Ausbreitung  der  Organisation  möglichst  auszugleichen; 
cs  geschah  dies  durch  die  großenteils  im  Jahre  1879  durchgeführte  Er- 
richtung von  Sukkursalen  für  die  Zirkumskriptionen  der  einzelnen  Appel- 
lationsgerichte, Sukkursalen,  denen  die  Ermächtigung  eingeräumt  war,  für 
die  einzelnen  Departements  wieder  Unteragenturen  zu  ernennen.  Wesent- 
lich auf  Rechnung  dieser  aus  der  Initiative  des  gegenwärtigen  Gouverneurs 
der  Anstalt,  Herrn  Christo  fl e,  hervorgegangenen  Reform  ist  es  zu  setzen, 
daß  schon  1882  das  Verhältnis  der  Beteiligung  einerseits  zwischen  Paris 
und  den  Departements,  anderseits  zwischen  den  einzelnen  Besitzesklassen 
sich  wesentlich  anders  gestaltete;  im  genannten  Jahre  wurden  7398  Dar- 
lehen mit  einem  Gesamtbeträge  von  330  213  214  Fr.  realisiert;  2316  Dar- 
lehen mit  einem  Gesamtbetrag  von  79  169  910  Fr.  kamen  auf  das 
Seinedepartement,  5082  mit  einem  Gesamtbetrag  von  151  043  304  Fr.  auf 
die  anderen  Departements;  die  Darlehen  unter  5000  Fr.  erreichten  die 
Zahl  von  1581  mit  einem  Gesamtbetrag  von  5 404  171  Fr.,  während  die 
Dahrlehen  von  5000  bis  10  000  Fr.  sich  auf  1419  mit  einem  Gesamtbe- 
trag von  11  507  776  Fr.  beliefen;  die  Zahl  der  kleinen  Darlehen  hatte 
sich  gegen  die  Durchschnittsziffer  der  Vorjahre  verfünffacht  ^).  Leider 
lassen  die  angegebenen  Zahlen  nicht  erkennen,  wie  die  Zahl  der  kleinen 
Darlehen  sich  auf  Paris  und  die  Departements  und  wie  der  Gesamtbetrag 
der  realisierten  Darlehen  sich  auf  städtischen  und  ländlichen  Besitz  ver- 
teilt; cs  bleibt  daher  nur  eine  Vermutung,  daß  auch  der  ländliche  kleine 
Besitz  an  jenem  Anwachsen  der  Ziffern  entsprechenden  Anteil  genommen 
habe. 

Wenn  hiernach  die  Erweiterung  der  Veranstaltungen  für  die  Gewäh- 
kr«iu.  I mng  von  Immobiliarkredit  keineswegs  außer  Augen  verloren  worden  ist, 
a)  j{otri«b*-go  gind  doch  in  der  Hauptsache  die  Reformbostrebungen  darauf  gerichtet 

vorscnussc 

der  biui(iue  gcwcscn,  dem  persönlichen  und  Mobiliarkredit  der  Landwirte 
de  irancc.  größere  Ausdehnung  zu  geben ; vor  allem  durch  den  Umstand,  daß, 

wie  bemerkt,  einesteils  die  behufs  der  Einschreibung  erforderten  Formali- 
täten seitens  der  kleineren  Landwirte  nur  mit  großen  Schwierigkeiten 
oder  unverhältnismäßigen  Kosten  zu  erfüllen  waren,  andernteils  aber  ein 
großer  Teil  der  die  Wirtschaft  persönlich  betreibenden  Landwirte  und 
Pächter  aus  Metayern  beshiud,  die  zur  Hypothekbestellung  mit  dom  Pacht- 
gut keine  Berechtigung  besaßen,  hat  die  Bestrebungen  in  diese  Richtung 
gewiesen.  Als  hierher  gehörig  können  zunächst  die  Bemühungen  bezeichnet 

1)  Josscau  a.  a.  0.  lutrod.  S.  LXXXIl. 
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werden,  die  Beteiligung  der  banque  de  Franco  im  Gebiete  der  land- 
wirtschaftlichen Kreditgewährung  zu  erweitern  ^);  sic  sind  wesentlich 
lokaler  Natur  gewesen  und  verdanken  ihre  Erfolge  teils  der  Einsicht  und 
Geschicklichkeit,  mit  der  einzelne  Leiter  der  Bunksukkursalen  in  ihren 
Bezirken  vorgingen,  teils  dem  Maße  der  Selbstthätigkeit,  mit  der  die  Be- 
teiligten Landwirte  diesen  Versuchen  entgegenkamen.  Von  diesen  Ver- 
suche haben  namentlich  die  im  N i e v r e departement  gemachten  besondere 
Anerkennung  gefunden:  sie  bezweckten,  den  dortigen  Landwirten  zum  Be- 
huf der  Operationen  der  Viehmästung  gegen  auf  drei  Monate  ausgestell- 
ten und  dreimaliger  Verlängerung  unterliegenden  Schuldschein  den  erfor- 
derlichen Kredit  zu  gewähren.  Derartige  Schuldscheine  eskomptierte  die 
Sukkursale  in  Nevers  in  Gemäßheit  einer  gegen  das  Jahr  1867  ihrem 
Direktor,  welcher  die  Verhältnisse  der  Viehmäster  einem  eingehenden  Stu- 
dium unterzogen  hatte,  erteilten  Ermächtigung,  wenn  sie  die  Unterschrift 
dreier  als  zahlungsfähig  anerkannter  Landwirte  trugen;  im  Wege  der  Ver- 
ständigung zwischen  diesen  letzteren  wurde  dafür  gesorgt,  daß  er  an  der 
Möglichkeit,  jene  Voraussetzungen  zu  erfüllen,  nicht  fehle;  an  dem  Auf- 
schwung der  Viehmästung  in  gedachtem  Departement  hatte  diese  Organi- 
sation des  Kredits  den  wesentlichsten  Anteil.  Ähnliche,  zum  Teil  in  ihrem 
Ursprung  noch  weiter  in  die  Vergangenheit  zurückreichende  Versuche  sind 
mit  ebenfalls  gutem  Erfolge,  wiewohl  in  geringerer  Ausdehnung  in  Caen 
und  Bourges  unternommen  worden. 

Auf  eine  weit  allgemeinere  Wirkung  angelegt  sind  die  Projekte,  welche  (i)  Xndenm- 
Änderuugen  der  Zivilgesotzgebung  im  Sinne  der  Erleichterung  raobi- gpwURobuag, 
liarer  Sicherheitsbestellung  und  der  Anbahnung  der  Zirkulationstähigkeit^Kom^»»io-^_ 
der  von  den  Landwirten  ausgestellten  Effeckten  sowie  der  Errichtung  von  uud  i87a. 
Anstalten  für  örtliche  Organisation  des  landwirtschaftlichen  Kredits  be- 
zwecken; umfassende  Vorschläge  dieser  Art  sind  in  den  letzten  Dezennien 
und  namentlich  seit  dem  Jahre  1879  Gegenstand  eingehenden  Studiums 
gewesen,  ohne  daß  sie  jedoch  über  das  Stadium  vorbereitender  Beratung 
hinausgekommen  wären. 

Im  allgemeinen  haben  für  die  Änderungen,  welchen  man  die  Zivil- 
gesetzgebung  zu  unterwerfen  beabsichtigte,  die  Zielpunkte  sich  bereits 
im  Jahre  1866  fixiert:  eine  damals  von  der  Kegierung  berufene  Kommission, 
deren  Berichterstatter  Josseau  war,  befürwortete  abgesehen  von  einer  Re- 
form des  choptel  die  Ermöglichung  einer  Pfaudbestellung  ohne  Über- 
gabe, die  Begründung  eines  Vorzugsrechts  an  den  geernteten  Gegenständen 
zu  gunsten  der  Verkäufer  von  Dünger  und  die  Ausdehnung  der  Zuständig- 
keit der  Handelsgerichte  auf  von  Landwirten  ausgestellte  Schuldscheine; 
zugleich  sprach  die  Kommission  sich  dahin  aus,  daß  die  Schafi'ung  der 
für  das  Funktionieren  des  landwirtschaftlichen  Kredits  nötigen  Anstalten 
der  Privatbeteiligung  zu  überlassen  sei  und  daß  diese  Anstalten  behufs  Be- 
günstigung ihrer  Betriebes  auf  Abänderung  des  gemeinen  Rechts  nicht  zu 
rechnen  hätten.  Die  damals  ohne  praktische  Folge  gebliebenen  Verhand- 


1)  Siehe  über  diosolbeu:  Jacques  Vulserres,  lo  Crddit  agricole  et  la  Hanquo  de 
France,  Paris,  Guillaumiu  et  Comp.,  1882  S.  35.  fg.  und  Rapport  ct  Proces  Verhaux  de 
lu  Commission  d’examon  des  quostious  ralaüves  i\  la  nögociation  des  valeurs  agricolcs, 
Paris,  impr.  nationale  1882  B.  8 fg. 
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lungen  wurden  durch  eine  weitere  im  Jahre  1879  berufene  außerpar- 
lamentarische Kommission  wieder  aufgenommen,  welche  neben 
anderen  Sachkennern  auch  die  Leiter  der  banque  de  France  und  des  Cre- 
dit foncicr  angehörten:  auch  diese  Kommission^)  erklärte  sich  mit  Ent- 
schiedenheit gegen  jede  vom  Staat,  den  Departements  oder  den  Gemeinden 
ausgehende  Einmischung  in  die  Kreditoperationen  irgend  welchen  Erwerbs- 
zweiges; sie  widerriet  nicht  bloß  jede  staatliche  Beteiligung  an  den  im 
Interesse  der  Landwirtschaft  begründeten  Kreditanstalten  sondern  auch  jede 
staatliche  Ueberwachung  und  Kontrolle  dieser  Institute;  dagegen  befür- 
wortete sie  die  Abschaffung  der  noch  bestehenden  Bestimmungen  betr. 
die  Zinsbeschränkungen  und  die  Wiederaufnahme  der  Projekte  der  Hypo- 
thekenreform, endlich  eine  den  Yorschriften  der  englischen  Gesetzgebung 
analoge  Regelung  der  Kostentragung  in  Fällen  von  Bodenmeliorationen 
dauernder  Art;  vor  allem  aber  stellte  sie  einen  detaillierten  Entwurf  über 
die  herbeizuführenden  Abänderungen  der  Zivilgesetzgebung  auf;  in  drei 
Abteilungen  behandelte  derselbe  die  Modifikation  der  Pfandbestellung 
über  den  cheptel,  die  Pfandbcstcllung  mit  hängenden  Früchten,  Emtevor- 
räten,  landwirtschaftlichen  Gerätschaften  und  zum  Wirtschaftsbetriebe  ge- 
haltenem Vieh,  endlich  die  Unterwerfung  der  aus  landwirtschaftlichen  Schuld- 
urkunden herrührenden  Streitsachen  unter  das  Handelsrecht;  er  bildet  die 
Grundlage  der  von  der  Regierung  im  Sommer  1882  im  Senat  ein- 
esetzesvorlage*),  welche  sich  auf  die  Regelung  der 
1888,  rand- Pfandbestellung  mit  landwirtschaftlichem  Mobiliar  und  die  Kommerziali- 
o^e*übcM  sation  der  landwirtschaftlichen  Schuldtitel  beschränkt  und  welche  wieder 
Ml.  durch  die  mit  der  Prüfung  betraute  Kommission  des  Senats  manche 
Mtion  land- Abänderungen  erfahren  hat.  Während  nach  der  Regierungsvorlage 
urtor*&hSd-  es  sich  um  die  Ermöglichung  der  Pfandbestellung  lediglich  von  bestimmten 
urkunden.  Kategorien  der  den  landwirtschaftlichen  Betrieben  angehörigon  Gegen- 
stände handelte,  ist  im  Kommissionsentwurf  der  Inhalt  des  Gesetzes  zu 
einer  Regelung  der  Pfandbestellung  mit  beweglichen  Gegenständen  über- 
haupt erweitert  worden;  dieselbe  geschieht  im  allgemeinen  durch  schrift- 
liche Erklärung  und  Einregistricning,  ohne  daß  es  einer  Besitzübertragung 
an  den  Gläubiger  bedarf;  an  hängenden  Früchten,  an  Erntevorräten,  Holz- 
schlägen und  an  Utensilien  oder  Vieh,  das  von  einem  Mieter,  Pächter, 
Kolonen,  Teilbauem  oder  sclbstbetreibenden  Eigentümer  mit  dem  Grund- 
stücke in  Yerbindung  gebracht  worden  ist,  soll  aber  auch  das  Pfandrecht 
durch  Einschreibung  bei  dem  Hypothekenbewahrer  begründet  worden 
können,  in  welchem  Falle  das  Yorzugsrecht  des  Gläubigers  auf  zwei  Jahre 
erhalten  wird;  das  Yorzugsrecht  des  Yerpächters  wird  auf  die  Paohtzins- 
raten  der  beiden  letztverflossenen  Jahre,  des  laufenden  und  eines  folgen- 
den Jahres  beschränkt.  Schliesslich  wird  jede  auf  den  Inhaber,  sei  es 
von  Kaufleuten,  sei  es  von  Nichtkaufleuten  ausgestellte  Anweisung  für 
eine  Handelsurkunde  erklärt  und  werden  die  Handelsgerichte  als  zustän- 
dig zur  Entscheidung  über  die  aus  ihr  hervorgehenden  Streitigkeiten  be- 
ll Der  Bericht  nebst  der  abge&nderten  Gesetzesvorlage  ist  enthalten  im  Annexe 
No.  464  zur  Senatssitzong  vom  31.  Joii  1883,  Berichterstatter  war  Labiche. 

2)  Aktenstück  No.  407  des  Senats,  Session  1882,  Annexe  zur  Sitzung  vom  20. 
Juli  1882. 
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zeichnet.  Bei  der  Beratung  im  Senat  wurde  indessen  der  erste  die  Zu- 
lässigkeit der  Ffandbestellung  ohne  Besitzübertragung  im  Prinzip  aus- 
sprechende  Artikel  abgelehnt  und  fiel  damit  das  ganze  Gesetz.  Wenn 
auch  die  Kommission  in  ihrer  Mehrheit  die  Intervention  der  Gesetzgebung 
behufs  Schaffung  landwirtschaftlicher  Kreditanstalten  nicht 
für  angezeigt  erachtet  hatte,  so  war  doch  unter  den  Mitgliedern  auch  die 
entgegengesetzte  Ansicht  vertreten  gewesen;  ihren  Ausdruck  hatte  diese 
divergierende  Ansicht  in  einem  von  dem  Senats-Mitgliede  Bozerain  •)  ein- 
gebrachten  Gesetzentwurf  gefunden,  welcher  namentlich  auch  die  Regelung  warf, 
der  V oraussetzungen  für  die  Errichtung  sogenannter  landwirtschaft- 
licher Banken  und  die  Aufstellung  von  Normen  für  ihre  Geschäfts- 
führung sich  zur  Aufgabe  setzte.  Diese  je  ein  oder  mehrere  Departements 
in  ihrem  örtlichen  Wirkungskreise  umfassenden  Spezialbanken  sollten  den 
Landwirten  teils  für  kürzere  Fristen  Personal-  teils  gegen  Verpfändung 
von  hängenden  Früchten  oder  Ernte  Vorräten  M o biliar  kredit,  teils  end- 
lich, soweit  es  sich  um  die  Beschaffung  der  Mittel  zu  Meliorationen 
handeln  würde,  hypothekarischen  Kredit  gewähren.  Auch  dieser  Ö)  Eoqaete 
Entwurf  gelangte  nicht  zur  Annahme;  der  Widerstand,  welchen  ihr  Vor- 
gehen  gefunden,  gab  der  Regierung  Anlaß,  zunächst  noch  die  luformation  d’»«rfcuiuire. 
dadurch  zu  vervollständigen,  daß  sie  die  Angelegenheit  der  Begutachtung 
der  sociötd  nationale  d’agriculture  überwies  und  diese  zur  Veranstaltung 
einer  Enquete  über  den  landwirtschaftlichen  Kredit  aufforderte,  einer 
Enquete,  die  ein  umfassendes  Material  em  Vorschlägen  allgemeiner  wie 
lokaler  Reformen  zu  Tage  gefördert  hat;  inländische  wie  auswärtige  Mit- 
glieder der  Gesellschaft  waren  unter  Zugrundelegung  eines  bestimmten 
Fragebogens  zur  Begutachtung  aufgefordert  worden;  auch  die  landwirt- 
schaftlichen Gesellschaften,  Kreditinstitute  u.  s.  w.  wurden  gehört.  Ihren 
Abschluß  hat  diese  Enquete  in  den  Beratungen  gefunden,  mittete  deren 
die  Gesellschaft  nach  Maßgabe  jenes  Materials  die  Antworten  auf  die 
vorgelegten  Fragen  festgesetzt  hat.  Sachlich  nimmt  sie  in  denselben  den 
Standpunkt  ein,  welcher  bereits  in  den  vorher  geschilderten  Beratungen 
der  amtlichen  und  der  Senatskommission  überwogen  hatte  ^). 

Die  Gesellschaft  stellt  zunächst  fest*),  daß  in  der  Mehrzahl  der  ^^J^***^ 
Ackerbau  treibenden  Gegenden  der  der  Landwirtschaft  gewährte  Kredit  schaft. 
ein  unzureichender  und  daß,  um  ihm  die  dem  Bedürfnis  entsprechende 
Ausdehnung  zu  geben,  ein  Gesetz  erforderlich  sei,  welches  die  seiner 
Entwickelung  zur  Zeit  entgegenstehenden  Hemmnisse  beseitige.  Diesem 
Zwecke  würde  es  förderlich  sein,  wenn  die  Vorschrift  des  Art  2076  des 
Code  civil  eine  Abänderung  erführe  und  dem  Pächter  gestattet  würde, 
mit  den  gesetzlich  als  Pfandobjekt  für  die  Sicherheit  der  Pachtzinsen 

1)  Sitzongen  des  Senats  yom  24.  and  31.  Januar  1884. 

2)  Siebe  Aktenstück  No.  486  des  Senats , Session  1882  Annexe  zur  Sitzung  vom 
27.  Juli. 

3)  Die  Verhandlungen  der  Enquete  sind  herausgegeben  unter  dem  Titel:  Sociötd 
nationale  d’agriculture.  Enquete  sur  le  credit  agricole  faite  sur  la  demandc  de  M.  lo  Ministre 
de  Tagricalture  et  publide  par  les  soins  de  J.  A.  Burral  el  Louis  Passy.  2 vol.  Paris, 

1884/86. 

4)  Siehe  die  Beschlüsse  der  Oesellscfaalt  Band  II  der  Enqueteverhandlungen  S.  401 
folgende. 
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dienenden  Gegenständen  ohne  Besitzubertragung  Pfand  zu  be- 
stellen. Die  gleiche  Berechtigung  sei  dem  seine  Grundstücke  selbst  be- 
wirtschaftenden Eigentümer  einzuräumen ; sei  eine  so  weit  gehende 
Änderung  der  Gesetzgebung  unthunlich,  so  sei  dem  Kapitalisten,  der  dem 
Landwirte  Vorschüsse  gemacht  habe,  nach  Analogie  der  belgischen  Ge- 
setzgebung wenigstens  ein  Vorzugsrecht  einzuräumen ; derartige 
Pfand-  bezw.  Vorzugsrechte  seien  in  ein  besonderes  vom  Enregistrements- 
Einuehmer  geführtes  Register  einzutragen:  denselben  hätten  die  Rechte 
des  Verpächters  jedoch  lediglich  in  Ansehung  der  Pachtzinsen  der  letzten 
zwei  Jahre,  des  laufenden  und  des  folgenden  Jahres,  vorzugehen ; andere- 
gegenüber  sei  das  Vorzugsrecht  des  Verpächters  nicht  zu  beschränken. 
Im  Falle  der  Nichterfüllung  der  Verbindlichkeiten  des  Darlehnsnehmers 
soll  das  Pfand  auf  Bestehen  des  letzteren  ohne  gerichtliches  Ur- 
teil zwei  Monate  nach  fruchtlos  gebliebener  Aufforderung  meistbietend  ver- 
kauft werden  können.  Endlich  sei  jeder  Landwirt,  welcher  Anweisungen  auf 
den  Inhaber  ausgestellt  habe,  der  H andel  s g e ric  h t s b ar  k ei  t zu 
unterwerfen,  ohne  daß  deshalb  die  Vorschriften  des  Handclsgosctzbuch’s 
über  Konkurse  auf  ihn  Anwendung  finden.  Es  ist  nicht  bekannt  gewor- 
den, daß  an  dies  Gutachten  der  Gesellschaft  sich  die  Aufstellung  eines 
neuen  Gesetzentwurfs  an  geknüpft  habe. 

Wenn  hiernach  auch  die  Reformideen  durch  die  Verhandlungen  der 
Gesellschaft  unleugbar  eine  präcisere  Formulierung  erhalten  haben, 
so  hat  sich  ihr  materieller  Inhalt  durch  denselben  doch  wesentlich 
verengt:  ob. mit  der  Durchführung  der  Beschlüsse  das  bestehende  Bedürf- 
nis in  einer  einigermaßen  wirksamen  Weise  Abhülfe  erfahren  werde,  w'ird 
mindestens  in  Zweifel  gezogen  werden  dürfen;  es  ist  vor  allem  zu  be- 
denken, daß  es  sich  bei  den  Objekten  der  neueinzuführenden  Pfandrechte 
und  Vorzugsrechte  um  schwer  und  meist  nicht  ohne  erhebliche  Härten 
zu  realisierende  Sicherheiten  handelt,  deren  Wert  bei  dem  Pächter  über- 
dies sehr  wesentlich  durch  das  Maß  bedingt  ist,  in  welchem  letzterer  dem 
Verpächter  gegenüber  die  kontraktlichen  Verpflichtungen  erfüllt;  ander- 
seits ist  von  der  den  Landwirten  zu  verleihenden  Befähigung,  Anweisungen 
auf  den  Inhaber  mit  der  Eigenschaft  von  Handelspapieren  auszustcllen, 
eine  erhebliche  Erweiterung  des  Zirkulationsgebicts  dieser  Papiere  nur 
unter  ausnahmsweise  besonders  günstigen  örtlichen  Voraussehungen  zu  er- 
warten. Die  Hauptsache  bleibt  immer  die  Beurteilung  der  individuellen 
Leistungsfähigkeit  und  der  Kreditwürdigkeit  des  Ausstellers,  für  welche 
die  Anweisung  selbst  Anhaltspunkte  kaum  gewähren  kann.  Jene  Anord- 
nungen werden  daher  im  allgemeinen  nur  insoweit  nützen,  als  durch  die- 
selben die  Beteiligung  lokaler,  zur  Beurteilung  der  individuellen  Kredit- 
würdigkeit befähigter  landwirtschaftlicher  Kreditinstitute,  wie 
sie  vor  allem  im  Wege  genossenschaftlicher  Bildungen  be- 
gründet werden  können,  eine  breitere  und  zuverlässigere  Grundlage  erhält. 
Die  Formulierung  der  Vorbedingungen  für  die  Schaffung  derartiger  Insti- 
tute ist  es  aber  gerade,  welche  von  dom  Programm  der  Enquete  völlig  aus- 
geschlossen geblieben  ist;  auch  ist  nicht  zu  leugnen,  daß  die  Herausbildung 
derartiger  Einrichtungen  in  dom  fast  ausschließlich  auf  die  kommerziellen 
Bedürfnisse  berechneten  Schematismus  der  banque  de  France,  in  der  dem 
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Sparkassenwesen  und  der  Belegung  der  Sparkassengelder  gegebenen  Zen- 
tralisierung und  in  der  Stellung,  welche  die  Notare  im  Gebiete  der  land- 
wirtschaftlichen Kreditvermittolung  einnehmen,  erheblichen  Hindernissen 
begegnet.  Eine  wirksame  Hülfe  würde  daher  nur  im  Wege  einer  um- 
fassenderen, die  Verbesserung  des  Hypotheken wesens  und  die  Her- 
stellung der  Basen  für  eine  entsprechende  Organisation  lokaler  Kredit- 
institute einschließcnden  Reform  erwartet  werden  können.  Daß  eine  solche 
umfassende  Reform  nicht  in  Aussicht  steht,  ist  ein  Übelstand,  der  um 
BO  schwerer  wiegt,  als  die  Erhaltung  der  Konkurrenzfähigkeit  der  fran- 
zösischen Landwirtschaft  auf  eine  nur  im  Wege  intensiveren  Betriebs  mög- 
liche Erhöhung  ihrer  Produktivität  hinweist,  wie  sie  ohne  größere  Kapital- 
verwendungen und  einen  billigeren,  den  verschiedenen  Richtungen  des 
Kapitalbedürfnisscs  sich  anpassenden  Kredit  nicht  gedacht  werden  kann. 

Die  vielseitige  Reformthätigkeit,  wie  sie  in  neuerer  Zeit  auf  dem  Ge- 
biet der  landwirtschaftlichen  Gesetzgebung  Frankreichs  entwickelt  worden 
ist,  hat  hiernach  nur  teilweise  zu  positiven  Resultaten  geführt:  sie  ist  im 
allgemeinen  da  von  Ergebnissen  begleitet  gewesen,  wo  es  sich  um  Organi- 
sation einen  präventiven  Schutzes  oder  allgemeiner  administrativer  Ver- 
anstaltungen handelte,  wie  dies  im  Bereich  der  Veterinärpolizei  und  des 
landwirtschaftlichen  Unterrichts  der  Fall  war;  insoweit  dagegen  eine  mate- 
rielle Umgestaltung  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  erzielt  wurde,  hat  sie 
meist  nur  da  in  positiven  Akten  der  Gesetzgebung  ihren  Abschlufs  ge- 
funden, wo  wie  bei  den  agrarischen  Zöllen  das  Interesse  weiter  Kategorien 
der  Bevölkerung  als  Stimulus  diente : Reformen  so  allgemeiner  Bedeutung 
wie  die  Kodifikation  des  Lundwirtschaftsrechts  und  die  Organisation  des 
landwirtschaftlichen  Kredits  sind  nur  wenig  vorgerückt.  Offenbar  ist  die 
Lösung  dieser  Probleme  dadurch  beeinträchtigt  worden,  dafs  das  Interesse 
der  gesetzgebenddn  Körperschaften  durch  Fragen  allgemeiner  politischer 
Natur  absorbiert  wurde  und  dafs  der  rasche  W'echsel  der  leitenden  Per- 
BÖnliclikeiten  und  der  mafsgebenden  Ansichten  ein  Hemmnis  für  die  För- 
derung von  Arbeiten  bildete,  welche  nur  bei  gesicherter  Kontinuität  der 
Behandlung  zu  erfolgreichem  Abschluss  geführt  werden  können  ^). 


IV. 

Das  Beiohsgesetz, 

betreffend  die  Fürsorge  für  Beamte  und  Personen  des  Soldaten- 
Standes  infolge  von  Betriebsunfällen, 
vom  15.  Mai  1886. 

Von  Dr.  Zeller,  Großherzogi.  hess.  Regierungsrat. 

Das  Uufallversicherungsgesetz  vom  6.  Juli  1884  und  das  sogenannte 
Ausdehnungagesetz  vom  28.  Mai  1885  unterwarfen  einen  weiten  Kreis 

1)  In  den  nächsten  Artikeln  hoffe  ich  die  das  Bergwesen,  die  Industrie  und  den 
□andel  betreffende  Gesetzgebung  zur  Darstellung  zu  bringen. 
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industrieller,  gewerblicher  Arbeiter  und  kleinerer  Betriebsbeamten , den 
gesamten  Betrieb  der  Post-,  Telegraphen-  und  Eisenbahnverwaltungen, 
sämtliche  Betriebe  der  Marine-  und  Heeresverwaltungen,  die  sonstigen 
Transportgewerbe  und  gewisse  mit  Unfallgefahr  verbundene  Hilfsgewerbe 
des  Handels  der  Unfallversicherung.  Auf  Personen  des  Soldatenstandes 
erstreckten  sich  jene  Gesetze  gar  nicht,  auf  die  in  unfallversicherungs- 
pflichtigen Betrieben  beschäftigten  Reichs-,  Staats-  und  Eommunalbeamten 
nur  dann,  wenn  diese  ohne  festes  Gehalt  und  ohne  Pensionsberechtigung 
beschäftigt  waren  und  entweder  ein  Jahreseinkommen  von  höchstens 
2000  M.  bezogen  oder  bei  höherem  Einkommen  durch  besondere  statu- 
tarische Bestimmungen  einer  Berufsgenossenschaft,  bezw.  durch  Ausfuh- 
rungsvorschriften  der  zuständigen  Reichs-  oder  Staatsbehörden  der  Ver- 
sicherungspflicht  unterworfen  wurden.  Alle  übrigen  Reichs-,  Staats-  und 
Eommunalbeamten  und  deren  Hinterbliebenen  hatten  bei  Eintritt  eines 
Unfalles  mit  Dienstunfahigkeit  einen  rechtlichen  Anspruch  auf  Entschä- 
digung bezw.  Fürsorge  (abgesehen  von  den  unzureichenden  Bestimmungen 
des  Haftpflichtgesetzes  vom  7.  Juni  1870  oder  sonstigen  civilrechtlichen 
Schadensersatzforderungen)  nur  nach  Med'sgabe  der  dienstpragmatischen  Pen- 
sions-,  Witwen-  und  Waisen  Versorgungsgesetze  oder  besonderer  Dienst- 
verträge. Die  auf  diesen  Grundlagen  ruhenden  Ansprüche  und  Aussichten 
auf  Fürsorge  mufsten  aber  im  Verhältnis  zu  den  durch  das  Unfallver- 
sioherungsgesetz  gewährleisteten  Beihülfen  und  Entschädigungen,  wenn 
auch  die  in  Betracht  kommenden  Verhältnisse  in  den  einzelnen  Staaten 
in  meist  verschiedener  Weise  geregelt  sind  und  vereinzelt  auch  ausreichende 
Fürsorge  für  die  unter  das  Unfallversicherungsgesetz  nicht  fallenden  Staats- 
beamten getroffen  sein  mag,  doch  im  ganzen  als  xingenügend  erachtet 
werden.  Denn  die  gesetzlichen  oder  statutarischen  Pensions-,  Witwen- 
und  Waisengelder,  welche  im  Reichsdienst,  sowie  von  den  meisten  Bundes- 
staaten und  Eommunalverwaltungen  gewährt  werden,  erreichen  im  all- 
gemeinen nicht  die  im  Unfallvers.-Gesetze  vorgesehenen  Beträge. 

Was  insbesondere  den  Reichsdienst  betrifft,  so  richten  sich  hier  die 
Pensionen  der  Beamten  nach  dem  Dienstalter,  die  Witwen-  und  Waisen- 
gelder nach  den  Pensionen.  Erst  im  44.  Dienstjahr  erreicht  die  Pension 
eines  Beamten  ’/j  seines  Gehaltes,  während  dieser  Prozentsatz  des  Ein- 
kommens nach  dem  Unf.-Vers.-Gesetz  bei  völliger  Erwerbsunfähigkeit  stets 
zu  gewähren  ist.  Dabei  wird  allerdings  der  Betrag  des  Jahreseinkommens, 
welcher  der  Prozentberechnung  zu  Grunde  liegt,  verschieden  berechnet. 
Denn  nach  den  §§  42 — 45  des  Reichsbeamtengesetzes  vom  31.  März  1873 
kommt  der  Gehalt  bis  12000  M.  ganz  und  der  Mehrbetrag  zur  Hälfte 
in  Ansatz,  während  nach  dem  Unf.- Vers. -Ges.  (§§  3,  5)  das  Jahresein- 
kommen nur  bis  zu  4 M.  für  den  Arbeitstag,  also  bis  zu  1200  M.  für 
das  Jahr  ganz,  der  Rest  nur  mit  ‘/s  in  Berechnung  gezogen  wird.  An- 
derseits fällt  nach  § 36  des  R.  B.-Ges.  während  der  ersten  zehn  Dienst- 
jahre jeder  Pensionsanspruch  fort,  wenn  der  Unfall  durch  eigenes  Ver- 
schulden des  Beamten  verursacht  wird.  Das  Unf.-Vers.-Ges.  kennt  weder 
eine  solche  Earenzzeit , noch  die  Beschränkung  des  Anspruchs  durch 
eigenes  Verschulden  eingetretener  Erwerbsunfähigkeit. 

Auch  an  Witwen-  und  Waisengeldem  wird  den  Hinterbliebenen  eines 
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Beiohsbeamten  auf  Grund  des  Eeichsgesetzes  yom  20.  April  1881  ein 
weit  geringerer  Teil  des  Gehaltes  des  Verstorbenen  gewährt,  als  nach  dem 
Unfallvers.-Ges.  zu  gewähren  sein  würde.  Ähnlich  wie  hei  Beiohsbeamten 
liegen  die  Verhältnisse  bei  den  Militärpersonen  und  deren  Hinterbliebenen 
nach  dem  Beiohsgesetze  vom  27.  Juni  1871,  und  auch  durch  die  für 
äufsere  Dienstbeschädigungen  vorgesehenen  Verstümmelungszulagen  werden 
die  nach  dem  Unf.-Vers.-Ges.  zustehenden  Beträge  nicht  immer  erreicht. 
Den  Hinterbliebenen  der  Militärpersonen  aber  steht,  falls  der  Tod  des 
Ernährers  nicht  durch  Krieg  herbeigeführt  ist,  ein  Bechtsanspruoh  auf 
Fürsorge  überhaupt  nicht  zu*). 

Schon  bei  den  Beratungen  des  Ünf.-Vers.-Ges.  wtirde  es  als  Bedürf- 
nis anerkannt,  die  verschiedenartige  Behandlung  in  der  Fürsorge,  welche 
zwischen  den  unfallversicherungspflichtigen  Arbeiterkategorien  und  den  in 
gleichen  Betrieben  beschäftigten,  von  der  Versicherung  aber  ausgeschlosse- 
nen Beamten  und  Personen  des  Soldatenstandes  bestand,  zu  beseitigen 
und  hierdurch  die  Anwendbarkeit  des  Haftpflichtgesetzes  thunlichst  aus- 
zusohliefsen.  Das  in  der  II.  Session  1885/86  vorgelegte  B.-Gesetz  betr. 
die  Fürsorge  für  Beamte  und  Personen  des  Soldatenstandes  u.  s.  w.  sucht 
jene  allseitig  anerkannte  Lücke  auszufüllen;  es  hat  für  die  Beichsbeamten 
und  die  Armee  eine  Unfallentschädigung  gesetzlich  durchgeführt,  für  die 
Staats-  und  Eommunalbeamten  der  Bundesstaaten  die  erforderliche  reichs- 
gesetzliche Basis  für  eine  solche  gegeben.  In  dem  ursprünglichen  Ent- 
würfe war  die  fragliche  Fürsorge  für  jede  infolge  eines  bei  Aus- 
übung oder  in  Veranlassung  des  Dienstes  erlittenen  Un- 
falls eingetretene  Dienstunfähigkeit  zugesichert,  während  sich  der  aus 
den  Beratungen  der  Bundesratsausschüese  hervorgegangene  und  zum  Ge- 
setze erhobene  Entwurf  streng  an  die  im  Unfallvers.-Gesetze  gezogene 
Grenze  der  Unfallversicherung  anschlofs.  Hiernach  müssen  die  der  Wohl- 
thaten  des  Gesetzes  teilhaftigen  Personen  in  der  Unfallversiche- 
rung unterliegenden  Betrieben  beschäftigt,  die  Dienstun- 
fähigkeit eine  Folge  des  im  Dienst  erlittenen  Betriebsunfalles  sein. 
Das  Gesetz  beschränkte  sich  auf  die  Ausgleichung  der  oben  hervorge- 
hobenen Verschiedenheiten  zwischen  versicherungspflichtigen  Arbeiter- 
katogorien  u.  s.  w.  und  den  Beamten  und  sah  von  jeder  weiteren,  mit 
dem  Unfallvers.-Gesetze  nicht  in  Zusammenhang  stehenden  Fürsorge  ab. 

Dieser  Intention  entsprechend,  trifft  das  Gesotz  vom  15.  März  1886 
folgende  Bestimmungen: 

1)  In  den  §§  1 — 7 ist  festgesetzt,  unter  welchen  Voraussetzungen,  in 
welcher  Art  und  Höhe  den  Beamten  der  Beichs-Zivilverwaltung , des 
Beichsheeres,  der  Kaiserlichen  Marine  und  Personen  des  Soldatenstandes, 

1)  Vergl.  du  B.-Ges.  betr.  die  FQrsorge  für  Beamte  und  Personen  des  Soldaten- 
standes infolge  von  Betriebsunfällen  vom  15.  März  1886.  Mit  einer  Einleitung,  sowie 
einer  Darstellung  der  Prinzipien  des  Gesetzes  auf  Grund  der  Motive,  Kommissionsberichte 
und  Reichstagsverhandlungen,  mit  Noten  herausgegeben  von  Dr.  W.  Zeller,  Grossh.  hess. 
Regierungsrat.  Nördlingen,  Verlag  der  C.  II.  Beck’schen  Buchhandlung  1886. 

Erläuterungen  des  Gesetzes  enthält  weiter:  Du  Unfallvers.-Ges.  vom  6.  Juli  1884 
nebst  den  Gesetzen  vom  28.  Mai  1885  und  vom  15.  März  1886  von  Dr.  Landmann, 
Reg.-Rat  im  KönigL  Bayr.  Staatsministerinm  des  Innern.  S.  202  — 330.  Nördlingen, 
Verlag  der  C.  H.  Beck’schen  Buchhandlung  1886. 
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sowie  den  Hinterbliebenen  aller  dieser  Personen,  wenn  sie  in  reichsgosetz- 
lich  der  Unfallversicherung  unterliegenden  Betrieben  beschäftigt  sind  und 
infolge  eines  im  Dienste  erlittenen  Betriebsunfalles  di cnstun fällig  worden, 
Pensionen  und  Entschädigungen  gewährt  werden; 

2)  ln  den  §§  8 bis  11  sind  die  Konsequenzen  der  in  den  §§  1 — 7 
getroffenen  Fürsorge  bestimmt,  insbesondere  bezüglich  des  Wegfalles  ander- 
weiter  Ansprüche  auf  Schadensersatz  dahin,  dafs  die  in  §§  1 und  2 be- 
zeichneten  Personen  Anspruch  auf  Ersatz  dos  durch  den  Unfall  erlittenen 
Schadens  gegen  die  Betriebsverwaltung  überhaupt  nicht  und  gegen  den 
Betriebsleiter,  Kepräsontanten  u.  s.  w.  nur  im  Falle  einer  vorsätzlichen 
Herbeiführung  des  Unfalles  und  nur  auf  den  Mehrbetrag  über  den  nach 
diesem  Gesetz  zustehenden  Anspruch  geltend  machen  können.  Ferner, 
dafs  die  Ansprüche  der  Verletzten  undL  deren  Hinterbliebener  aus  dem 
Haftpflichtgesetz  auf  die  Betriebsverwaltung  in  Höhe  der  von  ihr  ge- 
leisteten bezw.  zu  leistenden  Pensionen,  Kranken-,  Sterbegelder  u.  s.  w. 
übergehen ; endlich,  dafs  die  reichsgesetzlichen  Bestimmungen  über  Unfall 
auf  die  in  §§  1 und  2 bezeichneten  Personen  keine  Anwendung  finden; 

3)  in  § 12  folgt  die  Bestimmung,  dafs  nach  Eintritt  einer,  dem  Um- 
fange der  §§  1 — 5 mindestens  gleichkommenden  Fürsorge  alle  anderen 
reichsgesetzlichen  Vorschriften  über  Unfallversicherung  und  Ansprüche  auf 
Schadensersatz  beseitigt  sind  und  ein  reichsgesetzlioher  Anspruch  nur  nach 
Malsgabe  der  §§.8 — 11  dieses  Gesetzes  bestehen  soll.  — Bei  Bearbeitung 
des  neuen  Gesetzes  bestanden  die  eigenartigen  Schwierigkeiten  wesentlich 
darin,  dafs  es  zweierlei  auf  verschiedenen  Grundsätzen  aufgebaute  Ma- 
terien: das  Beamtenpensionswesen  und  die  Unfallfürsorge 
betraf.  Bei  ersterem  liegt  der  Grund  des  Pensionsanspruches  in  einer 
länger  andauernden  Dienstzeit,  bei  der  Unfallfürsorge  ist  die  Zahlung  einer 
Entschädigung  lediglich  Folge  des  Eintritts  eines  Unfalles  und  der  da- 
durch herbeigoführten  Erwerbsunfähigkeit. 

Aus  (Hosen  abweichenden  Grundsätzen  folgt  eine  verschiedenartige 
Behandlungsweise  der  Ansprüche  inaktiver  Beamten  in  dem  einen  oder 
dem  anderen  Falle,  und  es  handelte  sich  darum,  den  neutralen  Punkt 
zwischen  beiden  Gesetzesmaterien  zu  finden.  Von  den  beiden  Wegen: 
Ausdehnung  des  Unfallversioherungsgosetzes  auf  Beamte  oder  Erlafs  be- 
sonderer dienstpragmatischer  Vorschriften  mit  erhöhten  Pensionen,  Witwen- 
und  Waisengeldern  schlug  der  Gesetzentwurf  den  letzteren  ein  und  fand 
die  Zustimmung  der  Mehrheit  der  Kommission. 

Nach  § 1 des  Ges.  erhalten  Beamte  der  Reichszivilverwaltung,  des 
lleichsheeres  und  der  Kaiserlichen  Marine  und  Personen  des  Soldaten- 
staudes,  falls  sie,  in  der  Unfallversicherung  unterliegenden  Betrieben  be- 
schäftigt, einen  mit  dauernder  Dienstunfähigkeit  verbundenen 
Unfall  erleiden,  als  Pension  66 ihres  jährlichen  Diensteinkommens, 
soweit  ihnen  nicht  nach  anderer  reichsgesetzlicher  Vorschrift  ein  höherer 
Betrag  zusteht. 

Bei  nicht  dauernder  Dionstunfuhigkeit , jedoch  beeinträchtigter 
Erworbsfähigkeit  erhalten  die  Berechtigten  bei  der  Entlassung  aus 
dem  Dienste  als  Pension: 

1.  bei  völHger  Erwerbsunfähigkeit  für  deren  Dauer  obige  66^/3 
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2.  bei  teilweieer  Erwerbsunfähigkeit  für  die  Dauer  derselben  einen 
nach  der  verbliebenen  Erwerb sfahigkeit  zu  bemessenden  hruchteil. 

Aufserdem  werden  nach  dem  Wegfall  des  Diensteinkommens  die  dem 
Verletzten  entstehenden  Kosten  des  Heilverfahrens  (im  weiteren  Sinne, 
wie  Badereisen  u.  s.  w.)  vergütet. 

Der  Ausdruck  Keichsboamte  umfafst  neben  den  Beamten,  welchen  eine 
ctatsmüfsige  Stelle  definitiv  verliehen,  auch  die  diätarisoh  und  kommissarisch 
Beschäftigten,  ohne  liücksicht  auf  das  Geschlecht.  Es  entscheidet  sich  nach 
allgemeinen  dienstpragmatischen  Vorschriften,  ob  ein  in  Staatsbetrieben 
Beschäftigter  Beamter  ist  oder  nicht  ^).  Unter  Personen  des  Soldaten - 
Standes  sind  diejenigen  Kategorien  zu  verstehen,  welche  — abgesehen  von 
den  ausdrücklich  genannten  Militär-  und  Marinebeamten  — nach  Absch. 
III  § 38  fgd.  des  Reichsgesetzes  v.  2.  Mai  1874  zum  aktiven  Heere  ge- 
hören, und  die  Müitärpersonen  der  .Kaiserlichen  Marine  •). 

Ob  der  Betrieb  schon  nach  bestehendem  Rechte  unter  die  Unfall- 
versicherung fällt,  oder  derselben  durch  spätere  Gesetze  unterworfen  wird, 
ist  ebensowenig  von  Bedeutung,  wie  der  Umstand,  ob  der  Verletzte 
Pension  zu  beanspruchen  hat  oder  nicht  ^).  Keine  Fürsorge  trifft  das 
Gesetz  für  vorübergehend  dienstunfähig  gewordene  Reichsbeamte  u.  s.  w., 
wie  auch  hier  die  Unfallvers.-Gesetze  keine  Anwendung  finden  (§  11). 
In  den  meisten  derartigen  Fällen  mufs  der  Gehalt  ohnehin  weiter  bezahlt 
werden  oder  bestehen  besondere  Unterstützungsfonds  ^). 

Die  Entschädigung  dos  § 1 trägt  den  Charakter  einer  „Pension“;  sie 
stellt  sich  bei  auf  Grund  anderer  Gesetze  Pensionsansprücho  Besitzenden 
im  allgemeinen  als  eine  Erhöhung  derselben  dar;  wo  reichsgesetzlich 
höhere  Pensionen  zu  gewähren,  fiillt  sie  weg.  Voraussetzung  des  Pen- 
sionsanspruches ist  der  Eintritt  der  Dienstunfiihigkeit -^).  Sucht  ein  Be- 
amter gegen  den  Antrag  seiner  Vorgesetzten  Behörde  aus  Anlafs  dos  Un- 
falls um  Versetzung  in  den  Ruhestand  nach,  so  ist  hierüber  in  dem  durch 
die  Pensiousgesetzo  vorgoschriebenen  Verfahren  zu  entscheiden  *’).  In 
welcher  Weise  das  Dionsteinkommen  zu  berechnen  und  bei  einem  Betrage 
von  über  12000  M.  zu  kürzen  ist,  ergibt  sich  aus  § 7 dieses  Gesetzes 
in  Verbindung  mit  § 42  des  R.-Beamtengesetzes,  bezw.  aus  den  §§  10,  11 
des  R.-Militärpens.-Gesetzes  ^).  — 

Die  Hinterbliebenen  der  infolge  eines  Betriebsunfalles  im 
Dienste  Verstorbenen  (§  1)  erhalten  nach  § 2 d.  Ges.: 

1.  als  Sterbegeld  (falls  nicht  ein  Anspruch  auf  Gnadonquartal  oder 
Gnadenmonat  zusteht)  den  Betrag  des  einmonatigen  Diensteinkommens 
bezw.  der  einmonatigen  Pension  des  Verstorbenen,  jedoch  mindestens  30  M. 
' 2,  eine  Rente;  dieselbe  beträgt 

a.  für  die  Witwe  bis  zum  Ableben  oder  der  Wiedervorheiratung  20 


1)  Vergl.  Zeller  1.  c.  S.  11,  12,  Landmane  S.  306,  307. 

2)  s.  Zeller  1.  c.  S.  12—14. 

3)  S.  Zeller  1.  c.  S.  14. 

4)  s.  Landmann  1.  c.  8.  308,  309. 

.*>)  s.  Zeller  1.  c.  S.  16,  Landmann  1.  c.  S.  309. 

6)  s.  Zeller  1.  c.  S.  16,  Landmann  1.  c.  S.  309. 

7)  s.  Landmann  1.  c.  8.  309. 
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des  jährlichen  Diensteinkommens  des  Verstorbenen,  jedoch  nicht  unter 
160  und  nicht  über  1600  M., 

b.  für  jedes  Eind  bis  zum  vollendeten  18.  Lebensjahr  oder  bis  zur 
etwaigen  früheren  Verheiratung,  sofern  die  Mutter  lebt,  75®/o 
Witwenrente,  sofern  die  Witwe  nicht  lebt,  die  volle  Witwenrente, 

c.  für  Aszendenten  des  Verstorbenen,  wenn  dieser  ihr  einziger  Er- 
nährer war,  für  die  Zeit  bis  zu  ihrem  Tode  oder  bis  zum  Wegfalle 
der  Bedürftigkeit  20  ®/o  des  Diensteinkommens  des  Verstorbenen, 
mit  der  Minimal-  und  Mazimalgrenze  von  160  bezw.  1600  M.  Bei 
Vorhandensein  mehrerer  derartig  Berechtigter  gehen  Eltern  den 
Grofseltem  vor. 

Die  Kenten  dürfen  zusammen  60  des  Diensteinkommens  nicht 

übersteigen.  Ergibt  sich  ein  höherer  Betrag,  so  haben  die  Aszendenten 
nur  insoweit  einen  Anspruch,  als  durch  die  Kenten  der  Witwe  und  der 
Kinder  der  Höchstbetrag  nicht  erreicht  wird.  Soweit  die  Kenten  der 
Witwe  und  Kinder  den  zulässigen  Höchstbetrag  überschreiten,  erfolgt 
eine  Kürzung  in  gleichem  Verhältnisse. 

Die  Witwen-  und  Waisenrenten  eind  hiernach  nach  Analogie  dos 
Unf.-Vers.-Gesetzes  fixiert,  jedoch  unter  Übernahme  der  in  § 8 Abs.  2 des 
Kelictengesetzes  vom  20.  April  1881  vorgesehenen  Unter-  und  Ober- 
grenzen der  Witwenrenten  und  mit  der  Abänderung,  dafs  die  Waisen- 
renten statt  bis  zum  15.  bis  zum  18.  Jahre  zu  gewähren  sind,  sofern 
nicht  vorher  Verheiratung  der  Berechtigten  erfolgt.  Den  durch  § 6 Abs. 
4 des  Unf.-Vers.-Ges.  den  Witwen  bei  der  Wiederverheiratung  gewährten 
Anspruch  auf  Kapitalabfindung  kennt  das  Gesetz  nicht 

§ 3 Abs.  1 enthält  denselben  Grundsatz  wie  § 5 Abs.  5 dos  Unf.- 
Vers.-Ges.,  wonach  der  Bezug  des  durch  den  Unfall  Geschädigten  wenig- 
stens dasjenige  erreichen  soll,  was  sich  für  den  gewöhnlichen  Tagearbeiter 
nach  dem  Unf.-Vers.-Ges.  berechnet  Abs.  2 § 3 behandelt  den  Fall, 
dafs  im  Vorbereitungsdienst  ohne  oder  mit  geringem  Gehalt  beschäftigte 
Personen  in  Anwendung  des  § 3 Abs.  1 eine  unverhältnismäfsig  kleine 
Pension  bezögen,  welche  mit  deren  sonstiger  Beamtenstellung  nicht  in 
Einklang  stehen  würde  Solchen  Beamten  soll  mindestens  die  Pension 
zu  teil  werden,  welche  der  niedrigst  besoldeten  von  denjenigen  Stellen 
cntfpricht,  in  welche  sie  zuerst  mit  Pensionsberechtigung  würden  einrücken 
können.  Nach  dem  gleichen  Prinzipe  bemifst  sich  eventuell  das  Sterbe- 
geld und  die  Rente  der  Hinterbliebenen. 

Der  Pensiousbezug  beginnt  mit  dem  Wegfall  des  Diensteinkommens, 
der  Bezug  der  Witwen-  und  Waisenrente  mit  Ablauf  des  Gnadenquartals 
oder  Gnadenmonats  — soweit  solche  nicht  gewährt  werden  — , mit  dem 
auf  den  Todestag  des  Verunglückten  folgenden  Tage.  Zur  Vermeidung 
des  Bezugs  der  vollen  Pension  neben  etwaigem  Krankengeld  ist  bei,  einer 
Krankenkasse  oder  der  Gemeindekrankenversicherung  angehörenden  Ver- 
letzten (§§  1.  3 des  Krankenvers.-Ges.  v.  15.  Juni  1883)  die  Pension  und 
der  Ersatz  der  Kosten  des  Heilverfahrens  um  den  Betrag  der  geleisteten 
Krankenunterstützung  gekürzt.  Wird  von  der  Krankenkasse  auch  nach 

1)  Vergl.  Zeller,  1.  c.  S.  21,  22,  Landmann  L c.  S.  313.  314. 
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Ablauf  der  ereten  13  Wochen  Erankenunteretützung  geleistet,  so  geht, 
übereinstimmend  mit  § 8 des  Unl-Vers.-Ges.  vom  Beginn  der  14.  Woche 
ab  die  Pension  und  der  Anspruch  auf  Ersatz  der  Kosten  des  Heilver- 
fahrens bis  zum  Betrage  dieser  etwaigen  Mehrleistungen  auf  die  Kranken- 
kasse über.  Als  Wert  der  in  § 6 Abs.  1 Ziffer  1 des  Kranken vers.-Ges. 
bezeichneten  Leistungen  (freie  ärztliche  Behandlung,  Arznei,  sowie  Brillen, 
Bruchbänder  und  ähnliche  Heilmittel)  gilt  auch  hier,  wie  bei  dem  Unf.- 
Yers.-Ges.,  die  Hälfte  des  gesetzlichen  Mindestbetrages  des  Krankengeldes. 
Der  Anspruch  der  £«likten  auf  Sterbegeld  geht  unter  allen  Umständen 
bis  zum  Betrage  des  von  den  Krankenkassen  gezahlten  Sterbegeldes  auf 
die  Krankenkasse  über.  Diese  für  Krankenkassen  im  Gesetze  (§  4)  aus- 
gesprochenen Grundsätze  finden,  wie  regierungsseitig  bei  den  Beratungen 
konstatiert  wurde,  auch  auf  freie  Hilfekassen  Anwendung,  welchen  Beamte 
auf  Grund  gesetzlicher  oder  statutarischer  Versicherungspfiicht  beige- 
treten sind. 

Ein  Anspruch  auf  die  gesetzlichen  Bezüge  besteht  nicht,  wenn  der 
Verletzte  den  Unfall  vorsätzlich  oder  durch  ein  Verschulden  herbeigeführt 
hat,  wegen  dessen  auf  Dienstentlassung  oder  auf  Verlust  des  Titels  und 
Pensionsanspruchs  gegen  ihn  erkannt  oder  wegen  dessen  ihm  die  Fähig- 
keit zur  Beschäftigung  in  einem  öffentlichen  Dienstzweig  aberkannt  wurde 
(§  5).  Nach  Wortlaut  und  Sinn  dieser  letzteren  Bestimmung  mufs 
ein  förmliches  auf  Dienstentlassung  oder  Verlust  des  Titels  und  Pensions- 
anspruches  gerichtetes  Erkenntnis  vorliegen  und  im  Disziplinarurteile 
festgestellt  sein,  dafs  die  Dienstentlassung  schon  allein  wegen  der  Fahr- 
lässigkeit, welche  auch  den  Unfall  herbeigeführt  hat,  gerechtfertigt  wäre. 
Wegen  des  Pensionsanspruches  steht  dem  entlassenen  Beamten  gcmäfs 
§ 149  ffgd.  B.-Beamtenges.  nach  Erschöpfung  des  Disziplinarverfahrens 
der  Rechtsweg  zu. 

Die  zweijährige  Anmeldefrist  für  alle  Ansprüche  entspricht  dem  § 59 
des  Unf.- Vers.-Ges.  Spätere  geltend  gemachten  Anmeldungen  sind  nur  zu- 
löfsig,  wenn  glaubhaft  bescheinigt  wird,  dafs  die  Folgen  des  Unfalls  erst 
nachträglich  bemerkbar  geworden  und  der  Berechtigte  von  der  Verfolgung 
seines  Anspruchs  durch  auiserhalb  seines  Willens  liegende  Verhältnisse 
abgehalten  wurde.  Jeder  Unfall  wird  sofort  untersucht  (§  6). 

Weil  die  Entschädigungen  die  Pension  des  Verletzten  darstellen,  fin- 
den auf  sie  die  Bestimmungen  der  Pensionsgesetze  insoweit  Anwendung, 
als  sie  nicht  dieses  Gesetz  abgeändert.  Dies  gilt,  insoweit  Beichsbeamte 
in  Frage  kommen,  insbes.  von  den  §§  42  ff.  des  B.-Beamtenges.,  welche 
von  dem  Unf. -Vers.- Gesetze  abweichende  Grundsätze  darüber  enthalten,  in 
welcher  Weise  das  der  Berechnung  der  Pension  zu  Grunde  zu  legende 
Diensteinkommen  in  Ansatz  zu  bringen  ist  Weiter  von  den  §§  56  ff., 
die  von  der  Fälligkeit,  Kürzung,  Einziehung  und  Wiedergewährung  der 
Pension  handeln,  ebenso  von  den  §§  6 und  19  bezüglich  der  Vorrechte 
der  Pension. 

Für  die  Bezüge  der  Hinterbliebenen  sind  allgemein  die  Bestim- 
mungen des  für  die  Beichsbeamten  der  Zivil  Verwaltung  geltenden  Belikten- 
gesetzes  (R.-Ges.  vom  20.  April  1881)  mafsgebend,  weil  für  die  der  Armee  und 
Marine  angehörenden  Personen  eine  gesetzliche  Regelung  der  Bechts- 
N.  F.  Bd.  XIV.  27 
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ansprüche  der  Hinterbliebenen  im  allgemeinen  noch  nicht  erfolgt  ist.  Der 
Berechnung  des  Diensteinkommens  des  Verstorbenen,  von  welchem  die 
Kenten  der  Witwen  und  Waisen  einen  Prozentsatz  darstellen,  werden 
dagegen  die  Pensionsgesetze  zu  Grunde  gelegt.  Die  Festsetzung  erfolgt 
zunächst  im  Administrativwege  durch  die  zuständigen  Behörden.  Für 
Hinterbliebene  der  dem  aktiTcn  Heere  angehörenden  Personen  ist  die 
Anweisung  der  Kenten  der  obersten  Militärverwaltungsbehörde  des  Kon> 
tingents  übertragen  (§  7).  In  Streitfällen  entscheiden  die  Gerichte. 

Die  §§  8 — 10  entsprechen  den  §§  96,  97,  98  des  Unf.-Vers.-Ges. 
und  behandeln  wie  diese  die  anderweiten  Schadensersatzansprüche,  welche 
den  auf  Grund  dieses  Gesetzes  zu  entschädigenden  Personen  aus  Anlafs 
des  Unfalls  zustehen.  Gegenüber  den  Betriebsverwaltungen  sind  alle  An- 
sprüche, welche  aus  Veranlassung  eines  Unfalles  nach  bisherigem  Rechte 
(gemeines  Recht,  Haftpflichtgesetz,  französisches  Recht)  erhoben  werden 
konnten,  beseitigt.  Gegen  Betriebsleiter,  Bevollmächtigte  oder  Repräsen- 
tanten, Betriebs-  oder  Arbeitsaufseher  ist  eine  Entschädigungsklage  nur 
dann  zidässig,  wenn  eine  strafrechtliche  Verurteilung  wegen  vorsätzlicher 
Herbeiführung  des  Unfalls  vorliegt,  oder  falls  diese  Feststellung  durch 
Straf erkenntnis  wegen  des  Todes  oder  Abwesenheit  des  Betreffenden  oder 
aus  einem  anderen  in  der  Person  desselben  liegenden  Grunde  nicht  er- 
folgen kann. 

Die  Haftpflicht  dritter  inkl.  anderer  bei  dem  Unfall  konkurrierender 
Betriebsverwaltungen  des  Reiches,  in  deren  Dienst  der  Verletzte  nicht 
gestanden,  bemifst  sich  nach  dem  allgemeinen  Rechte,  jedoch  tritt  die 
entschädigende  Verwaltung  in  die  Forderung  dos  Verletzten  und  seiner 
Hinterbliebenen  ein,  soweit  sie  auf  Grund  dieses  Gesetzes  Entschädigung 
erhalten.  Auf  Grund  des  Haftpflichtgesetzes  v.  7.  Juni  1871  gegen  Unter- 
nehmer von  Eisenbahnbetrieben  zustehende  Ansprüche  gehen  auf  die  Be- 
triebsverwaltung, welche  dem  Verletzten  oder  dessen  Hinterbliebenen  auf 
Grund  dieses  Gesetzes  oder  anderweiter  reichsgesetzlicher  Vorschrift  Pen- 
sionen, Kosten  des  Heilverfahrens,  Renten  oder  Sterbegelder  zu  zahlen 
hat,  in  Höhe  dieser  Bezüge  und  vorbehaltlich  des  Art.  8 des  Posteisenb.- 
Ges.  vom  20.  Dezember  1876  über.  Letzteres  bestimmt:  „Wenn  bei  dem 
Betriebe  einer  Eisenbahn  ein  im  Dienst  befindlicher  Postbeamter  getötet 
oder  körperlich  verletzt  worden  ist  und  die  Eisenbahnverwaltung  den  nach 
den  Gesetzen  ihr  obliegenden  Schadensersatz  dafür  geleistet  hat,  so  ist  die 
Postverwaltung  verpflichtet,  derselben  das  Geleistete  zu  ersetzen,  falls 
nicht  der  Tod  oder  die  Körperverletzung  durch  ein  Verschulden  des 
Eisenbahnbetriebs-Unternehmens  oder  einer  der  im  Eisenbahnbetrieb  ver- 
wendeten Personen  herbeigeführt  worden  ist.“  Weitergehende  Ansprüche 
als  auf  diese  Bezüge  stehen  dem  Verletzten  und  dessen  Hinterbliebenen 
gegen  das  Reich  und  die  Bundesstaaten  nicht  zu.  Anders  liegt  das  Ver- 
hältnis bei  auf  Privatbahnen  sich  ereignenden  Unfällen.  Ein  Beamter, 
der  auf  einer  Privatbahn  verunglückt,  hat  den  Anspruch  gegen  die  Privat- 
eisenbahn aus  dem  Haftpflichtgesetz  nach  wie  vor,  nur  mit  der  Mafsgabe, 
dafs  er  bis  zum  Betrage  der  Pension  u.  s.  w.  auf  den  die  Pensionslast 
tragenden  Fiskus  übergeht. 

Da  sich  das  Gesetz  nur  auf  Reich sbeamte  bezieht,  daher  die  reiche- 
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gesetzlichen  Bestimmungen  über  ünfallyersicherung  und  Haftpflicht  nur 
für  diese  beseitigen  konnte,  mufste  die  Frage  entstehen,  wie  zu  verfahren 
sei,  wenn  die  Landes-  oder  Statutargesetzgebung  für  ihre  Beamten  den- 
selben Weg  einschlüge,  wie  ihn  das  Reich  für  seine  Beamten  betreten 
hat.  Für  diesen  Fall  setzt  § 12  die  Gesetze  über  Haftpflicht  und  Un- 
fallversicherung auTser  Anwendung,  da  sonst  doppelte  Ansprüche  zuständon. 
Die  landes-  oder  statutarrechtliche  Fürsorge  mufs  jedoch  eine  den  Yor- 
schrifton  dieses  Gesetzes  mindestens  gleichkommende  sein,  was  von  Fall 
zu  Fall  zu  entscheiden  ist  Als  völlig  äquivalent  wird  übrigens  eine  solche 
Fürsorge  nur  dann  zu  erachten  sein,  wenn  der  Beamte  einen  Rechtsan- 
spruch auf  dieselbe  hat.  In  Bajem  kommt  das  am  15.  März  1886  in 
Kraft  getretene  Gesetz  nach  näherer  Bestimmung  des  Bündnisvertrages 
vom  23.  November  1870  sub  III  § 5 zur  Anwendung  (§  13). 


V. 

Die  wirtschaftliche  Gesetzgebung  des  deutschen  Reichs 

im  Jahre  1886. 

A.  Land-  and  Forstwirtschaft  eto. 

Vakat. 

B Gewerbe. 

B.,  betr.  die  Beschäftigungen  von  Arbeiterinnen  und  jugendlichen  Arbeitern  in  Draht- 
ziehereien mit  Wasserbetrieb  v.  6.  Fcbr.  (Wo  regelmäBige  Schichten  nicht  innegelialteii 
werden  können,  dürfen  Kinder  zwischen  12  und  14  Jahren  und  Arbeiterinnen  bei  der 
Herstellung  des  Drahtes  nicht  beschäftigt  werden.  Männliche  jugendliche  Arbeiter  von 
14 — 16  Jahren  dürfen  in  der  Woche  nicht  mehr  als  60  Stunden  arbeiten  etc.) 

H.,  betr.  eine  Abänderung  des  Verzeichnisses  der  gewerblichen  Anlagen , welche 
einer  bes.  Genehmigung  bedürfen  v.  15.  Jan.  (Cellulosefabriken).  B.  v.  16.  Juni  (An- 
lagen, in  welchen  Albuminpapicr  hergestellt  wird). 

B.,  betr.  die  Einrichtung  und  den  Betrieb  der  Bleifarben-  und  Blcizuckerfabriken 
V.  12.  April.  (In  den  betr.  Anlagen  dürfen  jugendliche  Arbeiter  und  Frauen  nicht  be- 
schäftigt werden , Männer  nur  auf  Grund  ärztlicher  Gesundheitszeugnisse.  Vorschriften 
für  Arbeitsräume  etc.  und  SchutzmaBregeln,  Kleider,  Respiratoren,  Mundschwämme  etc. 
für  die  Arbeiter.) 

G.,  betr.  die  Abänderung  der  Gewerbeordnung  v.  23.  April  1886.  (Hinter  § 104g 
der  Gew.-Ordn.  wird  eingeschaltet:  durch  Beschluß  des  Bnndesrates  kann  Innungsver- 
bänden die  Fähigkeit  beigelegt  werden,  unter  ihrem  Namen  Rechte,  insbes.  Eigentum 
etc.  zu  erwerben , Verbindlichkeiten  einzugehen  etc.  Der  Innungsverband  ist  befugt, 
Einrichtungen  für  in  der  Gew.-Ordn.  angegebene  Zwecke  gemeinsam  für  die  ihm  aiige- 
hörenden  Innungen  zu  treffen.  — Der  Innungsverband  unterliegt  vorbehaltlich  der  Vor- 
schrift des  § 104e,  der  Aufsicht  der  hohem  Verwaltungsbehörde,  in  deren  Bezirk  der 
Vorstand  seinen  Wohnsitz  hat  etc.) 

C.  Handel  und  Verkehr. 

Vakat 

D.  Münz-,  Bank-,  Spturkaasen-  und  Versioherungswesen. 

G.,  betr.  die  Ausprägung  einer  NickolmUnze  zu  20  Pf.  v.  1.  April. 

G.,  betr.  die  Unfall-  und  Krankenversicherung  der  in  land-  und  forstwirtschaftlichen 
Betrieben  beschäftigten  Personen  v.  5.  Mai. 

B.,  betr.  die  Unfallversicherungspflicht  von  Arbeitern  und  Betriebsbeamten  in  Betr., 
welche  sich  auf  die  Ausführung  von  Bauarbeiten  erstrecken  v.  27.  Mai. 
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Preahon. 

naycrn. 

Württemberg. 


Sachfon. 


Raden. 
Reure  J.  I. 


B.,  betr.  den  Anteil  der  Reichsbank  an  dem  Gesamtbeträge  des  steuerfreien  unge- 
deckten Notenumlaufs  v.  25.  Juli.  (Nachdem  die  Kommerzbank  in  Lübeck  auf  das  Recht 
der  Notenausgabe  verzichtet  hat,  fallen  der  Reicbsbank  959  000  Mk.  steuerfreien  Noten- 
umlanfs  zu,  sodafs  ihr  Gesamtbetrag  sich  jetzt  auf  274  834  000  Hk.  erhöht.) 

E.  Finanzweieu. 

G.,  betr.  die  Heranziehung  von  Militärpersonen  zu  den  Gemeindeabgaben  v.  28.  März. 
(Die  Verordn,  v.  22.  Dez.  1868  tritt  insoweit  aufser  Kraft,  als  dieselbe  der  Heranziehung 
des  aufserdienstlichen  Einkommens  der  im  Offizierrang  stehenden  Militärpersonen,  sowie 
der  Pension  der  zur  Disposition  gestellten  Offiziere  zu  den  Gemeindeabgaben  entgegen- 
steht. Über  die  betr.  Heranziehung  Bestimmungen  zu  treffen , wird  der  Landesgesetz- 
gebnng  überlassen.) 

G.,  die  Besteuerung  des  Zuckers  betr.  v.  1.  Juni.  (Bd.  13  S.  163.) 

F.  Bonitige  Gebiete. 

G.,  betr.  die  Fürsorge  für  Beamte  und  Personen  des  Soldatenstandes  infolge  von 
Betriebsunfällen  v.  15.  März. 

G.,  betr.  die  Abänderung  des  Militärpensionsgesetzes  v.  27.  Juli  1871  v.  21.  April. 

G.,  betr.  die  Abänderung  des  Reichsbeamtengesetzes  und  des  G.,  betr.  die  Fürsorge 
für  die  Wittwen  und  Waisen  der  Reichsbeamten  der  Zivilverwaltnng  v.  20.  April  1881, 
V.  21.  April, 


VI. 

Die  wirtsohafbliohe  Gesetzgebung  der  deutschen  Bundesstaaten 

im  Jahre  1886. 

A.  Land-  und  Foritwirtachaft  eto. 

Landgüterordnnng  für  die  Provinz  Schleswig-Holstein  v.  2.  April. 

Flnrvereinigungsgesetz  v.  29.  Mai  1886. 

G.,  betr.  die  Abänderung  einiger  Bestimmungen  des  Hypothekengesetzes  v.  29.  Mai. 

G.,  betr.  Änderung  der  Bestimmungen  Uber  die  Zwangsvollstreckung  in  das  unbe- 
wegliche Vermögen  v.  29.  Mai.  V.  v.  22.  Dez. 

G.,  betr.  die  Feldvereinigung  v.  30.  März.  Verf.  v.  19.  Juli. 

Verf.,  betr.  den  Verkehr  mit  Milch  v.  24.  April.  (Milch  von  Kühen,  welche  inner- 
halb der  letzten  5 Tage  gekalbt  haben,  schleimige,  bittere,  blanfleckige  Milch  darf  als 
Nahrungsmittel  nicht  verkauft  werden.  Das  Gleiche  gilt  von  der  Milch  von  Kühen, 
welche  an  Maul-  und  Klauenseuche,  Milzbrand,  an  Krankheiten  des  Enters,  Bauchbrand, 
Perlsncht,  Pocken,  Gelbsucht,  Pyämie,  Ruhr  etc.  leiden.  — In  Gefafsen  von  Zink  oder 
Rupfer  darf  Milch  zum  Zweck  des  Verkaufs  nicht  aufbewahrt  oder  ausgemessen  werden.) 

G.,  betr.  die  Gewährung  von  Entschädigung  für  infolge  von  Milzbrand  gefallene 
oder  getötete  Rinder  v.  17.  März. 

G.,  betr.  die  Bildung  von  Znchtgenossenscbaften  und  die  Körung  von  Zuchtbullen 
V.  19.  Mai.  (Die  Besitzer  von  Kühen  und  Uber  ein  Jahr  alten  Kälbern  in  einer  Stadt- 
oder Landgemeinde  können  zur  Errichtung  von  Zuchtgenossenschaften  vereinigt  werden. 
Wenn  mindestens  3 Besitzer,  welchen  wenigstens  30  Stück  gehören,  dies  bei  der  Orts- 
behörde antragen,  ist  eine  Versammlung  sämtlicher  Viehbesitzer  anzuberaumen.  Für 
jede  Kuh  wird  eine  Stimme  gewährt,  aber  niemand  kann  über  ein  Drittel  aller  Stim- 
men haben.  Wer  selbst  Bullen  hat,  ist  nicht  zum  Beitritt  gezwungen.  Beschlufsfähig- 
keit  ist  bei  Anwesenheit  der  Hälfte  der  Berechtigten  vorhanden.  Es  entscheidet  die 
Minorität.  Die  Genossenschaft  darf  nur  Bullen  benutzen , die  von  einer  Körkommission 
für  gut  befunden  sind.) 

G.,  betr.  die  Katastrierung  neu  angelegter  Waldungen  v.  29.  März.  (Sie  sind  20 
Jahre  von  der  Grundsteuer  befreit.) 

G.,  betr.  die  Untersuchung  der  Zuchtstiere  v.  10.  Jan.  1887.  (Gemeinde  und  Ge- 
nossenschaften sollen  nur  von  Prüfungskommissionen  für  gut  erklärte  Tiere  benutzen.) 
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Allgezneiae  Bergpolizei-Verordnang  ▼.  12.  Febr. 

Hinisterialbekanntmachang , betr.  die  Abknderung  des  unter  dem  24.  Juli  1867 
landesherrlich  bestimmten  Statuts  der  deutschen  Grundkreditbank  v.  18.  Nov.  1885  v. 
25.  Jan. 


B.  Gewerbe. 

V.,  betr.  die  Fabrikinspektoren  (Änderung  der  V.  v.  17.  Fcbr.  1879.  Es  sollen 
4 Fabrikinspektoren  angestellt  werden)  v.  8.  Juli. 

C.  Handel  und  Verkehr. 

Bek.  zum  Vollzüge  des  Reichsgesetzes  v.  25.  Febr.  1876,  betr.  die  Beseitigung  von 
Ansteckungsstoffen  bei  Viebbeförderung  auf  Eisenbahnen. 

V.,  betr.  den  Betrieb  von  Wirtschaften  und  den  Kleinhandel  mit  Branntwein  und 
Spiritus  V.  10.  Nov.  (Die  Erlaubnis  des  Kleinhandels  d.  i.  Verkauf  bis  unter  2 Liter, 
sowie  zum  Betrieb  einer  Gastwirtschaft  bei  Orten  mit  weniger  als  15  000  Einwohnern, 
bei  gröfsem,  wo  dies  das  Ortsstatnt  verlangt,  soll  nur  erteilt  werden,  wenn  ein  Bedürf- 
nis nachgewiesen  ist.) 

G.,  betr.  Abänderung  des  Handelskammergesetzes  v.  11.  Dez.  1878  v.  26.  April. 

D.  Mfina*,  Bank*,  Sparkassen*  and  Versioherungswesen. 

Vakat. 


E.  Finanzen. 

G.,  betr.  Abänderung  einiger  Bestimmungen  des  G.  über  das  Gebübrenwesen  v. 
29.  Hai. 

G.,  betr.  Aufhebung  des  Qoittungs-  und  Abtretungsstempels  nach  G.  v.  13.  Nov.  1876 
v.  17.  März. 

G.,  betr.  Abänderung  des  Gewerbesteuergesetzes  v.  9.  März  1885  v.  26.  April. 

G.,  betr.  die  Fleiscbsteuer  v.  29.  April.  (Der  Verbrauch  des  Fleisches  von  Rind- 
vieh mit  Ausnahme  der  Milchkälber  unterliegt  der  Fleiscbsteuer.  Dieselbe  wird  bei  der 
Schlachtung  nach  der  Stückzahl  des  Schlachtviehs,  bei  der  Einfuhr  von  Fleisch  in  das 
Grofsherzogtum  nach  dem  Gewicht  erhoben.  Für  jedes  SlOck  unter  200  Kilo  Schlacht- 
gewicht 4 Mk.,  von  200 — 250  Kilo  inkl.  6 Mk.,  250  Kilo  und  mehr  11  Mk.,  bei  Kühen 
und  Farren  nur  6 Mk.,  Kopf,  Fttfse,  Eingeweide,  Unschlitt,  Haut  bleiben  aufser  betracht. 
Für  ausgeschlachtetes  Fleisch  sind  beim  Import  8 Pf.  pro  Kilo  zu  zahlen.) 

G.,  betr.  die  Einführung  einer  Einkommensteuer  und  einer  festen  Grundsteuer  v. 
14.  Mai.  (An  Stelle  der  bisherigen  Ergänzungssteuer  tritt  eine  klassifizierte  Einkommen- 
steuer und  eine  feste  Grundsteuer.  Befreit  von  der  Einkommensteuer  sind  alle  natür- 
lichen und  juristischen  Personen,  deren  Jahreseinkommen  600  Hark  nicht  übersteigt. 
Jeder  Steuerpflichtige  ist  bei  Verlast  des  Einspruchs-  und  Reklamationsrechtes  gehalten, 
der  zuständigen  Behörde  auf  deren  Verlangen  die  zur  Einschätzung  erforderlichen  Nach- 
weisungen über  sein  Einkommen  zu  geben.  Pflichtige,  deren  Einkommen  auf  mehr  als 
1500  Mk.  veranschlagt  ist,  werden  zur  Deklaration  anfgefordert.  Das  Einkommen  wird 
von  Jahr  zu  Jahr  eingeschätzt  durch  Einschätzungskommissionen.  Bezirkseinsebätzungs- 
kommissionen  übernehmen  die  Einschätzung  für  die  4 Hauptstädte  sämtlicher  Steuer- 
pflichtigen, in  den  übrigen  Bezirken  der  Einkommen  von  30^0  Mk.  und  darüber.  Die 
übrigen  fallen  den  Kreiseinschätzungskommissionen  zu.  Die  erstem  werden  von  dem 
Kreisdirektor  oder  einem  ev.  Kommissar  als  Vorsitzenden  und  je  4 — 8 Mitgliedern  ge- 
bildet. Dieselben  werden  vom  Gemeinderate  oder  der  Gemeindeversammlung  ans  den 
Einkommensteuerpflichtigen  auf  3 Jahre  gewählt.  Die  Kreiseinschätzungskommissionen 
werden  aus  dem  Kreisdirektor  als  Vorsitzenden  und  je  8 Mitgliedern  zusammengesetzt. 
Die  Wahl  derselben  erfolgt  durch  den  Kreistag  aus  der  Zahl  der  Kreisangehörigen, 
welche  ein  steuerpflichtiges  Einkommen  von  mehr  als  3000  Hk.  haben. 

Die  Steuer  wird  nach  Klassen  erhoben.  Die  Steuereinheit  ist  von 
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Mark 

inkl. 
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II 
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II 
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II 
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II 
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II 
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II 
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II 

II 
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II 
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S.-Koburg- 

Gotha. 

Bayern. 

Bayom. 

Hessen. 

Baden. 

Bayern. 

Sachsen. 

Baden. 
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Lübeck. 

S.-Meiniagen. 

Schaumburg- 

Lippe. 


Freufsen. 


Sachsen. 


Uamburg. 

S.-Koburg- 

(iotba. 

Lübeck. 


das  Einkommen  um  je  1000  Mk.,  der  Steuersatz  um  je  1 Hark  steigend.  Bei  Einkorn* 
men  unter  6000  Hk.  können  die  Leistungsfähigkeit  vermindernde  Umstände  berücksich- 
tigt werden.  Die  Zahl  der  für  jedes  Eta^abr  zu  erhebenden  Einheiten  wird  durch  das 
Etatgesetz  bestimmt.  Von  der  bisher  erhobenen  Steuer  aus  dem  Grundeigentum  von 
Häusern  gelangen  in  Zukunft  als  feste  Grundsteuer  jährlich  3 Einheiten  zur  Erhebung). 

G.,  betr.  Ermittelung  des  Nutzungswertes  der  Grundstücke  und  Gebäude  v.  13  Nov. 

G.,  betr.  die  Besteuerung  der  Eisenbahnen  v.  4.  Nov. 

V.,  betr.  Fortführung  der  GrundsteuerbUcher  und  Karten,  sowie  der  Heberollen  als 
Ergänzung  zum  G.  v.  20.  Jan.  1885  betr.  die  Einführung  der  gleicbmäPsigen  Grund- 
steuer V.  1.  April  und  1.  Juli. 


F.  Sonstige  Gebiete. 

6.,  betr.  die  Errichtung  und  Unterhaltung  von  Fortbildungsschulen  in  Westpreufsen 
und  Posen  v.  4.  Hai. 

G.,  betr.  die  Bestrafung  der  Schulversäumnisse  v.  6.  Hai. 

G.,  betr.  die  Anstellung  und  das  Dienstverhältnis  der  Lehrer  und  Lehrerinnen  an 
den  öffentlichen  Volksschulen  in  Posen  und  Westpreufsen  v.  15.  Juli. 

Kreisordnung  für  die  Provinz  Westfalen  v.  3.  Juli. 

G.,  betr.  die  Einführung  der  Provinzialordnung  v.  29.  Juni  1879  in  der  Provinz 
Westphalen  v.  1.  Aug. 

G.,  betr.  die  Beförderung  deutscher  Ansiedlnngen  in  den  Provinzen  Westpreufsen 
und  Posen  v.  26.  April.  (100  Hill.  Hk.  zur  Verfügung  der  Regierung  gestellt.) 

G.  , betr.  die  Befugnis  der  Polizeibehörden  zum  Erlafs  von  Aufcnthaltsverbotcu 
gegenüber  von  bestraften  Personen  v.  15.  April. 

G.,  betr.  die  Aufhebung  einer  Bestimmung  der  Armenordnung  v.  22.  Okt.  1840  v. 
15.  April.  (Verpflichtung  der  Orts-  und  Landarmenverbände , Schulgelder  zur  Hälfte 
zu  zahlen.) 

Expropriationsgesetz  v.  5.  Hai. 

G.,  betr.  die  Zwangserziehung  schulpflichtiger  Kinder  v.  16.  Juli. 

Unterrichtsgesetz  v.  20.  Okt.  1885. 


VII. 

Die  wirtsohaftliche  Qesetzgebung  Oesterreioh-Ungarn’s  L J.  1880. 

Erlaß  vom  22.  Hai,  betr.  die  HaBstäbe  für  die  Bausuhalirung  der  Rübenzuckersteuer 
in  der  Betriebsperiode  1886/87,  ferner  das  Haß  der  Sicherstellung  für  die  allfällige  Rübeu- 
zuckcrsteuer-Nachzahlnug. 

V.  V.  5.  Juni , betr.  d.  Gestattung  der  Verwendung  von  jugendlichen  Hilfsarbeitern 
zwischen  dem  vollendeten  14.  und  dem  vollend.  16.  Lebensjahre  u.  von  Franonpersonen 
überhaupt  zur  Nachtarbeit  (für  Seidenabtäll-Spinnerei  und  zwar  mit  Beschränkung  auf  die 
Spinnerei-  und  Zwirnerei-Abteilung  V.  v.  27.  Hai  1885  bis  11.  Juni  1888  verlängert). 
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vm. 

Eisen-Produktion  und  Manufaktur  der  Vereinigten  Staaten. 

Von  Prof.  E.  K e y e r. 


I.  Eisen-Produktion;  Roheisen,  Scbmiedcisou ; die  Eisenkrise,  Stahl  und  Schienen. 

II.  Eisen -Manufaktur:  Schmiedgewerbe,  Nagelmanufaktur,  Drahtmauufaktur, 

Schneidwerkzeuge. 

III.  Menschen-  und  Maschinenkraft  der  gesamten  amerikanischen  Industrie 
und  der  Eisenbranche.  Kraftaufwand  der  einzelnen  Industrien.  Die  wichtigsten 
Kraftstaaten.  Sieg  der  Dampf-  über  die  Wasserkraft.  Ersatz  der  Menschen-  durch 
Maschinenarbeit. 

IV.  Import  und  Zoll. 


I.  Eisen-Produktion. 

Roheisen.  Im  Jahre  1886  beziffert  sich  die  jährliche  Froduktions- 
fähigkeit  (Kapazität)  sämtlicher  Hochöfen  der  Vereinigten  Staaten  auf 
9 Mill.  t. , die  1475  Walzstrafsen  hatten  eine  jährliche  Kapazität  von 
nahezu  7 Mill.  t.  und  die  27  Bessemerwerke  mit  58  Konvertern  konnten 
3,7  Mill.  t.  produzieren.  1880  beschäftigte  die  gesamte  Eisenproduktion 
141,000  Arbeiter,  welche  55  Mill.  Doll.  Lohn  bezogen;  das  in  den  Eisen- 
und  Stahlwerken  angelegte  Kapital  wurde  1880  auf  231  Mill.  D.  geschätzt 
(eine  Summe,  welche  den  Wert  der  englischen  Eisenwerke  weit  übertrifft), 
der  Wert  der  Eisen-  und  Stahlproduktion  endlich  beziffert  sich  1880  auf 
303  Mill.  D.,  hievon  89  Roheisen,  147  Schmiedeisen  und  67  Mill.  D. 
Stahl.  Von  dieser  gewaltigen  Produktion  deckte  Pennsylvanien,  welches 
doch  nur  9 der  gesamten  Einwohnerschaft  der  Vereinigten  Staaten  be- 
herbergt, nahezu  die  Hälfte.  Wie  Michigan  der  erste  Holzstaat,  Illinois 
der  gröfste  Sohlächtereistaat  und  Massachusetts  der  bedeutendste  Textil- 
staat, so  ist  Pennsylvanien  der  herrschende  Eisenstaat. 


1)  Die  amerikanischen  Gewichte  sind  auf  Metertonnen  umgerechnet,  nur  in  der 
altern  Zeit  gebe  ich  die  Daten  in  gr.  t.  unverändert,  da  die  gr.  t.  so  wenig  von  der 
Metertonnc  abweicht,  dafs  dieser  Felder  verschwindet  im  Vergleiche  zu  den  Defekten  der 
altern  Statistik.  Die  Wertangaben  beziehen  sich  auf  Golddoli. ; demgomüfs  sind  die  An- 
gaben des  Censns  1870  um  20**Jg  reduziert. 
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Die  Anfänge  der  Roheisenproduktion  in  den  Vereinigten 
Staaten  fallen  in  das  17.  Jahrhundert.  1717  exportiert  Amerika  seine 
ersten  3 t.,  1750  aber  bereits  3000  t.  Roheisen  nach  England,  welches 
damals  seine  Steinkohlen  noch  nicht  verwertete  und  auf  seine  spärlichen 
Wälder  und  die  teure  Holzkohle  angewiesen  war.  England  schützte  sich 
gegen  die  besorgniserregende  Produktion  seiner  Kolonien  durch  einen  Zoll. 

Doch  stieg  der  Roheisenexport  Amerikas  in  den  Jahren  1765,  1767 
auf  4300  bezw.  7500  t.  Die  Eisenmanufaktur  wurde  aber  gröfstenteils 
im  Lande  verbraucht.  Wie  gewichtig  der  amerikanische  Export 
jener  Zeit  war,  erhellt,  wenn  man  ihn  mit  den  englischen  Produktionsziffern 
vergleicht  1740  produzierte  England  nur  17  000  t,  die  Vereinigten 
Staaten  aber  exportierten  im  Jahre  1750  nach  England  3000  t und  1767 
erreichte  der  amerikanische  Roheisenexport  sogar  7500  t 

Während  des  Freiheitskrieges  hatte  das  amerikanische  Eisengewerbe 
vollauf  zu  thun  und  es  breitete  sich  entsprechend  aus;  nach  dem  Kriege 
aber  waren  die  Verhältnisse  wesentlich  geändert:  der  inländische  Bedarf 
wurde  reduziert.  England  hatte  infolge  der  Anwendung  seiner  Steinkohlen 
eine  herrschende  Stellung  errungen  und  cs  war  demzufolge  von  einem  Ab- 
satz der  amerikanischen  Produkte  nach  England  nicht  mehr  die  Rede. 
Da  brach  über  das  amerikanische  Eisengewerbe  die  erste  große  Krise  her- 
ein. Die  amerikanische  Eisenproduktion  blieb  nun  bedeutungslos  bis  in 
die  40or  Jahre  unseres  Jahrhunderts;  da  gelang  es  den  Anthracit  zu 
verwerten  und  seitdem  tritt  Amerika  wieder  in  den  internationalen  Wett- 
bewerb ein. 

Der  Sieg  der  Mineralkohle  über  die  Holzkohle,  welcher 
in  der  technischen  Kulturgeschichte  eine  so  große  Rolle  spielt,  hat  sich 
bez.  der  Eisenproduktion  in  England  vor  einem  Jahrhundert  vollzogen. 
Die  übrigen  Staaten  folgten  erst  ein  halbes  Jahrhundert  später,  (ln  Bel- 
gien unterliegen  die  Holzkohlen>Hochöfen  erst  zu  Ende  der  30er  Jahre, 
in  Frankreich  ein  Dezennium  später,  in  Amerika  und  Preußen  anfangs 
der  50er  Jahre.) 

Bezüglich  der  Produktion,  des  Importes  und  Konsums  gebe 
ich  die  folgenden  charakteristischen  Stichproben. 


Roheisen.  Ver.  St.  (Mill  t),  pro  Einwohner  x kg 


Jahr 

Produktion  Import 

Summe  Produktion 

Import  Summe 

l8lO 

0,05 

— 

0,05 

7 

— 

7 

1840 

0.S8 

0,005 

0,33 

19 

0,3 

19 

1860 

0,9 

0,09 

1,0 

29 

3 

32 

1871 

1,7 

0,44 

2,14 

44 

II 

55 

1872 

2,58 

0,49 

3,07 

64 

12 

76 

1875 

2,1 

0,1 

2,8 

48 

2 

50 

1880 

3.» 

1,8 

5,2 

78 

26 

104 

1882 

4,7 

0,7 

5,4 

89 

18 

102 

Ein  Blick 

in  die 

Produktionsgeschichte 

der  vier 

größten 

Eisenstaaten 

(vgl.  die  folgende  Tabelle)  zeigt,  wie  Englands  Roheisenproduktion,  welche 
noch  um  die  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  damiedergelegen,  im  ersten 
Dezennium  unseres  Jahrhunderts  mit  Mill.  t.  den  ersten  Rang  be- 
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hauptet;  Frankreioh  riTalisiert  mit  England,  dann  folgen  Rußland  und 
Skandinavien,  Belgien  und  Österreich,  endlich  Deutschland  und  die  Ver. 
Staaten  (mit  je  40  000  t.). 


Roheisenproduktion  der  größten  Produzenten.  (Mill.  t). 


Jahr 

EogUnd 

Frankreich 

Deutschland 

Ver.  Staaten 

1807  f. 

0,25 

(0,2) 

0,04 

0,04 

1840 

1,4 

0,34 

? 

0,32 

>854 

2,8 

0,5 

0,3 

(0,7) 

1866 

4,« 

? 

1,0 

1,2 

»873 

6,67 

1,37 

2,24 

2,6 

1874 

6,09 

1,4 

1,4 

2,44 

1880 

7,87 

1,73 

2,73 

3,9 

1882 

8,63 

2,03 

3-38 

4.7 

In  den  40er  Jahren  hat  England  alle  Konkurrenten  bereits  weit  über- 
flügelt (mit  1,4  Mill.  t),  Frankreich  produziert  nur  0,34  Mill.  t.,  ist  aber 
mit  dieser  Zahl  doch  nooh  immer  der  größte  Produzent  des  europäischen 
Kontinentes.  Die  Yer.  Staaten  kommen  Frankreich  nahe.  Anfangs  der 
80er  Jahre  endlich  erringen  die  Yer.  Staaten  auf  die  Dauer  die  zweite 
Stelle,  unmittelbar  gefolgt  yon  Deutschland;  beide  Mächte  haben  Frank- 
reich überflügelt  Belgien,  Österreich,  Skandinavien,  welche  zu  Anfang 
unseres  Jahrhunderts  unmittelbar  nach  Frankreich  gefolgt  waren,  sind  im 
Wettbewerb  zurückgeblieben. 

Die  gesamte  Roheisenproduktion  der  wichtigsten  Eisen- 
staaten (Europa  und  Yer.  Staaten)  betrug  anfangs  unseres  Jahrhunderts 
1 Mill.  t,  Ende  der  60er  Jahre  10  Mill.  t,  um  das  Jahr  1880  aber 
20  Mill.  t.  In  den  zwei  Dezennien  von  Anfang  der  60er  bis  Anfang  der 
80er  Jahre  haben  England  und  Frankreich  ihre  Roheisenproduktion  auf 
das  Doppelte,  Deutschland  und  die  Yer.  Staaten  aber  haben  ihre  Produk- 
tion in  gleichen  Zeiträumen  auf  das  Yier-  bis  Fün^ache  gesteigert. 

England,  welches  zu  Anfang  unseres  Jahrhunderts  etwa  ein  Drittel, 
in  den  60er  Jahren  aber  sogar  die  Hälfte  der  amerikanisch-europäischen 
Roheisenproduktion  gedeckt  hatte,  liefert  1883  nur  noch  40  und  wird 
zuversichtlich  in  Zukunft  einen  immer  geringeren  Prozentsatz  der  gesam- 
ten Produktion  bestreiten.  Dagegen  ist  Deutschland,  welches  zu  Anfang 
des  Jahrhunderts  nur  etwa  4 gedeckt,  in  den  letzten  zwei  Dezennien 
rasch  von  8 auf  16  ^/g  vorgedrungen,  und  die  Yer.  Staaten,  welche  zu 
Anfang  des  Jahrhunderts  gleichfalls  nur  4 ^/g  lieferten,  sind  im  gleichen 
Zeiträume  von  9 auf  22  ^/g  vorgegangen. 

Die  folgenden  Staaten  deckten  x^/g  der  europ.-amerik. 


Roheisenproduktion: 

Jahr 

England  Dentschland 

Frankreich 

Ver.  Staat 

1861 

53 

8 

12 

9 

1870 

50 

12 

9 

14 

1873 

44 

15 

9 

17 

1880 

43 

15 

9,4 

21 

1883 

40 

16 

9,6 

22 

Der  nächste  Schritt  ist  sicher 

der  Sieg  der  Yer.  Staaten 
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land  und  in  fernerer  Zeit  mag  wohl  auch  Deutschland  den  alten  Eiaen- 
köuig  überwinden;  die  Produktionsbedingungen,  die  Volkszahl  und  der 
historische  Verlauf  der  Produktionsziffern  lassen  dies  erwarten.  Englands 
Superiorität,  welche  zwei  Menschenaltern  unabänderlich  schien,  ist  auch 
schließlich  nur  eine  kurze  Episode  in  der  Weltgeschichte  gewesen. 

Die  Entfaltung  der  Schmiedeisenproduktion  der  Ver. 
Staaten  ist  aus  dem  folgenden  ersichtlich  (Walzwerke  = W;  Hammer- 
werke = H.),  in  welcher  vor  allem  der  riesige  Umschwung  der  60er  Jahre 
auffällt. 


Schmiedeisenproduktion  der  Ver.  Staaten. 


Jahr 



X Betriebe 

X 1000  Mann 

Lohn  (Mill.D.) 

Material  (M.  D.) 

Prod.  (Mill.D.) 

W. 

H. 

W. 

H. 

Summe 

W. 

H.  1 Sa. 

W. 

n. 

Sa. 

W. 

H. 

Sa. 

1850 

64 

376 

3 800 

7 800 

II  600 

1.4 

2,3  ! 3,7 

4.3 

5.. 

9,7 

7 

9 

16 

1860 

256 

146 

19300 

2 700 

22  000 

6,5 

0,9  ! 7,4 

*9 

3 

22 

32 

4 

36 

1880 

324 

118 

80  100 

2 900 

83000 

34 

* ! 35 

f 

88 

2,5 

90,6 

»37 

4 

141 

Diese  Zusammenstellung  macht  uns  vertraut  mit  einem  zweiten  wich- 
tigen Momente  der  technischen  Kulturgeschichte  d.  i.  mit  dem  Siege 
der  Walzwerke  über  die  alten  un ö k o n o mi sc h e n Hammer- 
werke, ein  Vorgang,  welcher  sich  in  Amerika  in  den  60er  Jahren  voll- 
zog, nachdem  er  in  England,  Belgien,  Frankreich,  Deutschland  und  Öster- 
reich schon  zu  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  und  in  den  zwei  ersten 
Dezennien  unseres  Jahrhunderts  Platz  gegriffen  hatte. 

Die  rasche  Entfaltung  des  Eisenbahnnetzes  steigerte  die  Schmiedeisen- 
produktion der  Ver.  Staaten,  welche  zu  Anfang  unseres  Jahrhunderts  kaum 
2*/j  kg  per  Kopf  betragen  hatte,  rasch  über  10  und  in  den  folgenden 
Dezennien  1860 — 80  von  20  auf  30  und  40  kg.  Betrachtet  man  das 
Verhältnis  zwischen  Produktion  und  Konsum,  so  findet  man, 
daß  die  Ver.  Staaten  in  der  ersten  Hälfte  unseres  Jahrhunderts  meist  etwa 

ihres  Bedarfes  vom  Ausland  beziehen  mußten,  1860  und  anfangs  der 
70er  Jahre  wird  sogar  wiederholt  nahezu  die  Hälfte  des  Bedarfes  durch 
Import  gedeckt:  1871  mußten  zu  der  Schmiedeisenproduktion  von  32  kg 
per  Kopf  noch  28  kg  importiert  werden,  um  den  gewaltigen  Konsum  von 
60  kg  per  Kopf  zu  decken. 

In  der  folgenden  Zeit  der  Depression  hielt  sich  die  heimische  Pro- 
duktion etwa  auf  30  kg  per  Kopf,  während  der  Import  auf  ein  Minimum 
fiel,  so  daß  der  gesamte  Schmiedeisenkonsum  pro  Kopf  im  Jahre  1875  sich 
nur  auf  34  kg  stellte.  Anfangs  der  80er  Jahre  aber  hat  sich  der  Konsum 
wieder  auf  60  kg  per  Kopf  gehoben,  er  steht  also  nur  um  niedriger, 
als  der  enorme  Verbrauch  des  Jahres  1871.  Der  Unterschied  zwischen 
beiden  Fällen  liegt  aber  darin,  daß  im  Jahre  1871  trotz  fieberhafter  ein- 
heimischer Thätigkeit  nahezu  die  Hälfte  des  Bedarfes  vom  Ausland  be- 
zogen worden  mußte,  während  anfangs  der  80er  Jahre  nur  noch  wenige 
Prozent  des  Konsums  importiert  wurden.  Amerika  ist  also  aus  den  Not- 
jahren gekräftigt  hervorgegangen;  es  produzierte  anfangs  der  80er  Jahre 
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bereits  so  viel  Schmiedeisen  wie  England  und  hat  sich  in  diesem  Zweig 
vom  Ausland  im  wesentlichen  emanzipiert.  Nur  in  Bezug  auf  Weißblech, 
von  welchem  in  den  70er  Jahren  etwa  100  OOü  t.,  jetzt  aber  die  doppelte 

Schmiedeisen  in  den  Ver.  Staaten  per  Einwohner  x kg 


Jahr 

Produktion 

Geaamt-lmport 

Konsum 

(aamt  Schienen) 

(samt  Schienen) 

Produkt.  + Imp. 

l8lo 

2,4 

0,9 

3.3 

1830 

8,5 

3.5 

12 

1850 

12 

8 

20 

1870 

32 

28 

OO 

>875 

33 

0,7 

34 

1882 

43 

3.* 

46 

Menge  importiert  wird,  sind  die  Ver.  Staaten  bisher  von  England  voll- 
ständig abhängig;  die  Ver.  Stauten  verbrauchen  etwa  die  Hälfte  der  ge- 
samten englischen  Wcißblechproduktion.  Man  bemerkt  in  der  folgenden 
Zusammenstellung,  daß  England  binnen  kurzem  in  mehreren  Artikeln 
seines  Exportes  nach  den  Ver.  Stauten  eingebüßt  hat,  im  Weiß- 
blech aber  nicht  gewichen  ist. 

Englands  Eisenexport  nach  den  Vor.  Staaten  (M.  t.). 


Jahr  1882 

1884 

Schmiedeisen  .... 

0,02 

„ für  Bahnen 

0,02 

WeiBblecfa 

0,21 

Die  Eisenkrise. 

Besonders  interessant  ist  jene  Zeit  gewaltiger  Flut  und  Ebbe,  welche 
der  jetzigen  konsolidierten  Periode  voranging.  Ein  internationaler  Wett- 
streit und  eine  Überproduktion  sondergleichen  hatte  zu  Ende  der  60er  Jahre 
begonnen.  Die  Kohlen-  und  Eisenproduktion  aller  modernen  Kulturländer 
schwoll  an,  sämtliche  Industrien  arbeiteten  mit  voller  Kraft;  die  Eisen- 
bahn-Unternehmungen schossen  so  rasch  empor,  dass  die  Produktion  den 
Bedarf  nicht  decken  konnte.  Die  Roheisenpreise  von  Philadelphia  stiegen 
von  1870 — 72  von  33  auf  48  D.  per  Tonne,  Schmiedeisen  ging  von  70 
auf  120  und  trotzdem  machten  viele  Unternehmungen  schlechte  Geschäfte, 
weil  sie  ihre  Kontrakte  zu  einer  Zeit  abgeschlossen  hatten,  in  der  die 
Preise  und  Löhne  niedriger  standen. 

Am  18.  September  1878  trat  die  Krise  ein.  Die  Unternehmungen, 
insbesondere  die  Bahnbauten  stockten,  der  Kredit  schwand,  die  Preise 
stürzten,  die  Löhne  wurden  1873 — 76  um  30  reduziert.  Viele  ver- 
ließen Handel  und  Gewerbe  und  wendeten  sich  dem  Ackerbau  zu,  ein 
Strom  brotloser  Arbeiter  wanderte  westwärts.  Die  Entwertung  der  amerika- 
nischen Eisenbahnpapiere  allein  belief  sich  im  Zeiträume  1873 — 77  auf 
eine  Milliarde  Doll. ; eine  temporäre  Wertverminderung  von  600  Mill.  D. 
wurde  durch  den  Rückgang  der  Kurse  verursacht,  400  Mill.  aber  gingen 
definitiv  (großenteils  durch  Fallimente)  verloren.  Die  Roheisenproduktion 
der  großen  Eisenstaaten,  welche  von  1870 — 1873  von  12,6  auf  15  Mill.  t 


DIgitized  by  Google 


428 


Misxelien. 


aogeschwollen  war,  betrug  im  Jahre  1878  nur  18,9  Mill.  t.  1876  exi- 
stierten in  den  großen  europäisch-amerikanischen  Eisenstaaten  2500  Hoch- 
öfen, von  welchen  1200  feierten.  Sämmtliche  Öfen  hatten  eine  Leistungs- 
fähigkeit von  20  Mill.  t.,  sie  produzierten  aber  im  Jahre  1876  nur  13,7  MilL  t 

Die  amerikanische  Boheisenproduktion  sank  von  1873  bis  1876  von 
2,6  auf  1,9  Mill.  t,  die  Schmiedeisenproduktion  sank  in  der  gleichen  Zeit 
von  1,7  auf  1,4  Mill.  t.  Der  Import  von  Schmiedeisen  und  Schienen 
hörte  fast  ganz  auf.  1878,  1879  zeigten  sich  — und  zwar  zuerst  in  den 
Yer.  Staaten  — Symptome  der  Erholung  und  in  den  folgenden  Jahren 
belebte  sich  das  Geschäft  wieder.  Während  im  Zeiträume  1873  bis  1878 
in  den  Ver.  Staaten  durchschnittlich  pro  Jahr  Bankerotte  mit  200  MilL  D. 
Schulden  sich  ereignet  hatten,  betrugen  die  Passiva  der  Bankerotte  im 
Jahre  1879  nur  98  und  im  folgenden  Jahre  nur  65  Mill.  D.  Die  Eoh- 
eisen Produktion  der  wichtigsten  Eisenstaaten,  welche  im  Jahre  1878  kaum 
14  Mill.  t.  betragen  hatte,  hob  sich  im  Jahre  1882  auf  20,5  Mill.  t.  Die 
amerikanische  Roheisenproduktion  von  50  kg  per  Kopf,  welche  im  Jahre 
1873  krankhaft  war,  wurde  anfangs  der  80er  Jahre  normal  und  haltbar; 
die  Schmiedeisenproduktion  der  Ver.  Staaten  wuchs  rasch  und  holte  die 
britische  Produktion  im  Jahre  1881  ein.  Nach  überstandener  Krise  steht 
das  amerikanische  Eisengewerbe  mächtiger  da  als  je. 

Die  Weltstellung  Amerikas  unter  den  großen  Schmie  d- 
eisen-Produzenten  ist  aus  folgendem  ersichtlich  (Mill.  t.). 

Jahr  1882 


England 2,47 

Ver.  Staaten 2,26 

Deutschland I,S7 

Frankreich 1,0  9 

Belgien 0,6 


Stahlprodukti 

on  der 

Ver.  S t a 

aten  (M. 

Jahr 

Zement  und 
TiegeUtahl 

Besseemr 

Siemens 

Summe 

1810 

0,001 

0 

0 

0,001 

1850 

(0,01) 

0 

0 

(0,01) 

1867 

(0,03) 

0,003 

0 

0,03 

1872 

0,045 

0,09 

0,003 

0,14 

1875 

0.04 

0,34 

0,008 

0,39 

1880 

0,07 

1,09 

0,10 

1,26 

1885 

0,06 

1,54 

0,18 

1,73 

Addiert  man  Stahlproduktion  und  Import,  so  erhält  man  den  Stahl- 
konsum, welcher  sich  pro  Einwohner  folgondermaßen  entfaltet  hat : In  den 
ersten  Dezennien  unseres  Jahrhunderts  wurde  in  den  Ver.  Staaten  im 
Durchschnitt  etwa  0,2  kg  pro  Kopf  (und  zwar  fast  ausschließlich  Zement- 
stahl) konsumiert,  in  den  50er  Jahren  wird  1 kg  Zement-  und  Gußstahl 
verbraucht,  in  den  60er  Jahren  hebt  sich  der  Konsum  (bei  fortwährender 
Steigerung  der  einheimischen  Gußstahlproduktion),  bis  endlich  zu  Ende  der 
60er  Jahre  mit  Einführung  des  Bessemer- Verfahrens  der  epochemachende 
Umschwung  eintritt.  Seit  Anfang  der  70er  Jahre  hat  sich  der  Stahlkon- 
sum der  Ver.  Staaten  pro  Kopf  von  3 bis  über  30  kg  gehoben,  und  so 
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stetig  ist  der  Fortschritt  in  dieser  Richtung,  daß  man  bestimmt  behaupten 
kann,  der  Stahlkonsum  werde  in  der  nächsten  Zeit  den  Schmiedeisen- 
koDsum  überflügeln. 

Bis  in  die  60er  Jahre  hatte  der  Zementstahl  die  Alleinherrschaft 
behauptet,  dann  kam  eine  kurze  Zeit,  in  welcher  der  0 u fest  ah  1 die  Herr- 
schaft zu  erringen  versprach,  indem  er  den  ungleichmäfsigen  und  unver- 
läfslichen  Zementstahl  verdrängte;  mit  der  Bessemer-Ära  aber  büfst 
der  Qufsstahl  quantitativ  wieder  seine  dominierende  Stellung  ein,  während 
der  Siemensstahl  als  jüngster  Konkurrent  auftritt  Schon  anfangs  der 
70er  Jahre  deckte  der  Bessemerstahl  die  halbe  Produktion,  jetzt  aber  be- 
herrscht er  nahezu  der  gesamten  Stahlproduktion.  Der  Rest  wird 

gröfseren  Teil  durch  Siemens,  zum  kleineren  Teil  durch  Qufsstahl  gedeckt. 
Der  Zementstahl , welcher  bis  Anfang  der  60er  Jahre  allein  geherrscht 
hatte,  ist  durch  die  jüngeren  Konkurrenten  endgiltig  beseitigt 


Es  erübrigt  das  Verhältnis  der  Ver. 

Staaten 

ZU  den  übrigen  grofsen 

Stahlproduzenten  zu  skizziren: 

Gesamte  Stahlproduktion 

(MilL  t). 

Jahr  1870 

1880 

1881 

Ver.  Stuten  . . . 0,074 

1,86 

1,61 

England 0,35 

1,41 

1,86 

Deutschland  . . . 0,17 

0,76 

1,08 

Die  Bessemer-Produktion  allein  stellt  sieh 

folgendermafsen 

(Mill.  t.); 

Jahr  1870  1880 

1881 

1884 

1885 

Ver.  Stuten  . . 0,034  i,09 

1,4 

1,4 

1,54 

England  . . . 0,8 1 1,0 

1,67 

1,8& 

*,3 

Deatschland 


0,18 


0,69 


0,99 


I,*  — 


Mitte  der  70er  Jahre  hatten  die  Ver.  Staaten  Deutschland  eingeholt 
und  Frankreich  überflügelt,  standen  aber  noch  weit  hinter  England  zu- 
rück. Es  produzierten  damals  (1876)  England  25  kg,  Belgien  13  kg, 
Deutschland,  die  Ver.  Staaten  und  Frankreich  8,8  bezw.  8,6  und  6,3  kg. 
In  bezug  auf  Siemens-Produktion  behauptet  England  noch  heute  die  Su- 
periorität,  während  es  in  den  andern  Zweigen  der  Stahlproduktion  bereits 
vor  Amerika  gewichen  ist 

Schienen-Produktion  und  Konsum  der  Ver.  Staaten  sind  aus 
folgender  Tabelle  ersichtlich  (Mill.  t.): 


Jahr 

Schienen-Prodnktion 
Eisen  | Stahl  | Summe 

Schie 
Eisen  | 

nen>Import 
Stahl  1 Summe 

Konsum 
Produkt. 
+ Import 

1840 

0.0 

0,0 

0,0 

0,03  I 

00 

0,03 

0,03 

1850 

0,04 

0,0 

0,04 

0,16  ' 

0,0 

0,16 

0,8 

1860 

0,8 

0 

0,8 

0,15  1 

0,0 

0,15 

0,3f* 

1870 

0,53 

0,03 

0,56 

0,36  1 

(snb.  Fe) 

0,36 

0.9:f 

1872 

0,88 

0,09 

0,91 

0,34 

0,14 

0,48 

1,39 

1876 

0.4 

0,4 

0,8 

0,001  1 

0,0 

0,0: 

0,8 

1880 

0,45 

0,8K 

1,33 

0, 1 8 1 

0,14 

0,8  ; 

1,59 

1885 

0,01 

0,98 

0,99 

0,0  1 

0,0 

0,0 

1,0 
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Man  sieht,  dafs  bis  Anfang  der  60er  Jahre  die  überwiegende  Menge 
des  Schienenbodarfes  durch  Import  gedeckt  wurde,  dann  folgt  eine  kurze 
Zeit,  in  welcher  die  heimische  Produktion  der  Nachfrage  nahezu  gerecht 
wird,  anfangs  der  60er  Jahre  und  anfangs  der  70er  Jahre  wächst  die 
Nachfrage  so  enorm,  dafs  durchschnittlich  fast  */g  des  Konsums  durch 
Import  gedeckt  werden  mufs.  Mitte  der  70er  Jahre  versiegt  der  Import 
fast  vollständig;  er  belebt  sich  nochmals  anfangs  der  80er  Jahre,  ist  aber 
in  letzter  Zeit  wieder  auf  ein  Minimum  gesunken.  Wenn  nicht  die  Zölle 
wesentlich  herabgesetzt  werden,  dürften  die  amerikanischen  Walzwerke 
von  nun  an  wohl  auch  den  stärksten  Anforderungen  nachkommen. 

Zu  Ende  der  60er  Jahre  hatten  die  Ver.  Staaten  nur  halb  so  viel 
Schienen  produziert  als  England,  seit  Ende  der  70er  Jahre  rivalisieren 
beide  Staaten  und  bereits  wird  England  in  einzelnen  Jahren  Uberboten, 
wie  die  folgenden  Zahlen  ausweisen: 


Qesamte  (Eisen  und  Stahl)  Schiene  n - P rodukti  on.  xlOOO  t. 


Jahr 

England 

Ver.  Staaten 

Deut&chland 

1871 

1200 

703 

450 

1875 

900 

718 

470 

1880 

980 

»325 

432 

i88( 

1230 

1670 

530 

Die  Verdrängung 

der  Eisenschionen 

d urch  die  Stahl - 

schienen  hat  sich  in 

der  ersten 

Hälfte  der 

70er  Jahre 

bereits  in 

Deutschland  und  England  vollzogen. 

während  die  Ver.  Staaten 

ihre  Eisen- 

schienen-Produktion  erst  in  den  letzten  Jahren  auf 

ein  Minimum  reduziert 

haben,  wie  die  folgenden  Produktionsziffern  zeigen 

• 

• 

Eisenschienen-Produktion. 

X 1000  t. 

Jahr 

England 

Ver.  Staaten 

Deutschland 

1871 

1000 

668 

321 

»875 

300 

454 

227 

1880 

170 

447 

45 

1883 

— 

60 

1885 

— 

10 

— 

England  hat  den  gröfsten  Teil  seiner  Eisenschienen  schon  zu  Ende 
der  70er  Jahre  ausgewechselt,  während  das  Eisenbahnnetz  der  Ver.  Staaten 
dieses  Stadium  erst  in  unsern  Tagen  erreicht. 

1881  hatten  sämtliche  Bahnen  x Mill.  t. 

EUensefaieneu  StAlilscIiicncu 

in  England I,9S  2,4 

in  den  Ver.  Staaten  . , 7,0  5,0 

Da  die  Ver.  Staaten  ein  Eisenbahnnetz  besitzen,  welches  so  grofs  ist 
wie  jenes  von  ganz  Europa,  steht  zu  erwarten , dafs  die  Stahlschienen - 
Produktion  der  Ver.  Staaten  in  nicht  allzu  ferner  Zeit  jener  Europas  nach- 
kommen wird.  Wie  rasch  die  Ver.  Staaten  in  den  letzten  Jahren  das 
Versäumte  uachgcholt  haben,  zeigt  folgender  Vergleich, 
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Stahlschienen-Produktion.  x 1000  t. 


Jahr 

England 

Ver.  Staaten 

1871 

200 

35 

>875 

400 

264 

1880 

810 

878 

1882 

1240 

1320 

1885 

680 

980 

Während  die  Ver.  St.  noch  zu  Anfang  der  70er  Jahre  weit  hinter 
England  und  Deutschland  zurückstanden,  überholen  sie  Mitte  der  70er 
Jahre  bereits  Deutschland  und  schlagen  zu  Ende  der  70er  Jahre  bereits 
England. 


II.  Elsen-Mannfaktur. 

Das  Grobschmied-Gewerbe. 

Der  Zensus  berücksichtigt  bekanntlich  nur  jene  Betriebe,  welche  jähr- 
lich mindestens  500  D.  Produkt  liefern.  Die  durch  diese  Verfügung  be- 
dingten Lücken  des  Zensus  sind  bedeutend  in  Gewerben,  welche  wie  das 
vorstehende  Gewerbe  naturgemäfs  zum  Betriebe  im  kleinen  neigen  und 
angeblich  in  einzelnen  Betrieben  weniger  als  500  D.  produzieren.  Die 
Statistik  des  Schmiedegewerbes  weist  in  dieser  Beziehung  die  bedenklich- 
sten Lücken  auf;  obwohl  in  Wirklichkeit  nicht  viele  Schmieden  existieren 
dürften,  welche  jährlich  weniger  als  500  D.  Produkt  liefern,  ignoriert  die 
Gewerbestatistik  des  Jahres  1880  doch  139  000  Grobschmiede.  Trotz 
dieser  gewaltigen  Defekte  kann  man  die  Angaben  der  Gewerbestatistik 
verwerten,  indem  man  dieselben  durch  jene  der  Berufsstatistik  ergänzt. 
Wir  erhalten  dann  die  folgenden  Ergebnisse.  (Schätzungen  stehen  in 


Klammern) 

X Grobschmiede- 
WerksUtten 

X Hann 

X Pferdekraft 

die  Ver.  Staaten  hatten  1870 

(100  000) 

142  000 

I 300 

DenUchland  batte  1875 

80  000 

135000 

J 340 

Die  Differenzen  sind  nicht  wesentlich;  vor  allem  überrascht  die  ge- 
ringe Zahl  der  verwendeten  Pferdekräfte  in  Amerika,  dagegen  dürfte  aller- 
dings der  amerikanische  Schmied  im  Durchschnitt  dem  deutschen  durch 
Anwendung  arbeitsparender  Vorrichtungen  überlegen  sein  und  demgemäfs 
mehr  Produkt  liefern. 

Die  unvollständigen  Daten  für  das  Jahr  1880  besagen,  dafs  34  000 
Schmiede  in  namhaften  Betrieben  44  Mill.  D.  Wert  produzierten;  aus 
einem  Vergleich  mit  der  Berufsstatistik  entnimmt  man,  dafs  aufserdem 
139  000  Grobschmiede  in  kleineren  Betrieben  beschäftigt  waren  (Summe 
= 173  000).  Veranschlagt  man  die  Jahresproduktion  eines  Schmiedes  im 
kleinen  Betrieb,  wirklich  (wie  der  Zensus  wohl  irrtümlich  behauptet)  auf 
weniger  als  500  D.,  so  erhält  man  doch  noch  immer  etwa  100  Mill.  Doll, 
als  gesamten  Produkt! ons wert  der  Grobschmiedbranche.  Die  Zahl  der 
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Pferdekräfte  in  diesem  Gewerbe  dürfte  im  Jahre  1880  etwa  2000  betra- 
gen haben. 

Die  Nagelmanufaktur  war  infolge  der  Einführung  der  Nagel- 
schneidemaschinen schon  in  den  ersten  Dezennien  unseres  Jahrhunderts 
bedeutend  und  in  den  40er  Jahren  war  das  Gewerbe  schon  fast  gänzlich 
zum  Grofsbetrieb  übergegangen,  während  in  England  zu  jener  Zeit  noch 
ganze  Landschaften  in  elender  Weise  vom  Nagelschmieden  im  Kleinbe- 
triebe lebten.  1840  exportierten  die  Ver.  St.  bereits  1100  t Nägel;  eine 
gute  Maschine  produzierte  damals  30  000 — 60  000  Blechnägel  per  Teig, 
leistete  also  so  viel  wie  30 — 60  geübte  Nagelschmiede  der  alten  Zeit. 
Die  Produktionswerte  der  wichtigsten  Nagelstaaten  stellt 
sich  folgen dermafsen  (Mill.  Doll.) 


Jahr 

Ver.  Staaten 

Pa. 

Mass. 

1810 

? 

0,76 

0,6 

1850 

7,7 

1,9 

2,7 

1860 

9,9 

2,3 

3,3 

1870 

20  (Gold) 

5,0  (G.) 

4,9  (Q-) 

Diese  Zählungen  beziehen  sich  wohl  auf  Nagel-  und  einschlägige 
Branchen;  der  Zensus  1880  veranschlagt  die  Nagelproduktion  der  Yer.  St. 
(im  engeren  Sinn)  auf  nur  5,6  Mill.  Doll.^).  1885  produzierten  die  Ver. 
St.  6,7  Mill.  Keg  (ä  45  kg)  geschnittener  Nägel;  Üervon  deckten  Pa., 
Ohio,  W.  Virginia  und  Mass.  2,46,  0,92,  0,78  und  0,65  Mill.  Keg. 

Die  Produktionsgeschichte  der  Nagelbranchen  (samt  ein- 
schlägigen Branchen)  stellt  sich  für  die  Ver.  St  folgendermafsen. 


Jahr 

X Betrieb 

X Arbeiter 

X Mill.  Doll.  Produkt 

1810 

410 

— 

1,9 

1850 

87 

5200 

7.7 

i8to 

100 

6900 

9,9 

1870 

142 

7800 

20 

1880 

(182) 

(9570) 

(18)*) 

Ein  Arbeiter  der  Nagelbranche  produzierte  im  vorigen  Jahrhunderte, 
solange  das  Gewerbe  grofsentcils  als  Nebenbeschäftigung  betrieben  wurde, 
einen  Wert,  welcher  kaum  den  Lebensunterhalt  deckte,  1850  produzierte 
ein  Arbeiter  1500  Doll.  Wert  1870  stieg  diese  Zahl  bei  hohen  Preisen 
auf  2800  Doll.  (Gold),  1880  produzierte  ein  Arbeiter  (bei  niederen  Prei- 
sen) 1900  Doll.  Wert. 

Die  jährlichen  Pro duktionswerte  einer  Nagelschmiede 
bez.  Fabrik  betrugen 

im  Jahre  x looo  Doll. 

i8io  3 

1850  100 

1870  136  (Gold) 

1880  90 


1)  Die  gesamte  Nagel-,  Nieten-  und  Schraubenbranche  beschäftigte  1880  9600  Mann 
und  produzierte  18  Hill.  Doll.  Werte  (hiervon  2,2  Schrauben).  Möglicherweise  ist  diese 
Summe  mit  den  20  Mill.  Doll,  des  Jahres  1870  vergleichbar. 

2)  1880  addiere  ich  die  Nagel-,  Nieten-  und  Schraubenbranche. 
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Vergleicht  man  die  Beziehungen  dieser  Industrie  mit  deutschen  Ver- 
hältnissen, so  fällt  auf,  dafs  die  Ver.  St  schon  längst  zum  Fabriksbetrieb 
übei^egangen  sind,  während  bei  uns  noch  der  kleine  Betrieb  herrscht 
Nach  der  Statistik  des  Jahres  1876  hatte  Deutschland  nahezu  11  000  An- 
stalten, in  welchen  Nägel,  Schrauben  und  Ketten  produziert  wurden,  die 
Ver.  St  hatten  dagegen  1870  nur  142  Nagelfabriken.  Deutschland  be- 
schäftigte 22  000  Arbeiter,  während  die  Ver.  St  nxir  7 800  Arbeiter  zähl- 
ten. Eine  deutsche  Nagelschmiede  hatte  nur  2 Arbeiter,  während  eine 
amerikanische  Fabrik  im  Durchschnitte  55  Arbeiter  beschäftigte.  Sämt- 
liche deutsche  Werkstätten  verfügten  nur  über  3 300  Pferdekraft,  während 
die  amerikanischen  Nagelschmieden  im  Jahre  1870  mit  13  000  Pferdekraft 
arbeiteten.  Die  Nagelpreise  sind  seit  Anfang  des  Jahrhunderts  auf 
ein  Viertel  gesunken , wie  die  folgende  Zusammenstellung  zeigt  (x  Cent, 
pro  Pfund) 


Jahr 

Geschnittene  Nägel 

l8l0 

10—12 

1828 

7-8 

1830 

5-6 

1840 

6—4 

18^ 

3 

1870 

3-4 

1880 

2.&— 3 

1885 

2,3 

Zu  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  belief  sich  der  Nagelkonsum 
in  den  Ver.  St.  pro  Kopf  auf  etwa  0,5  kg.,  wovon  die  Hälfte  importiert 
wurde;  in  den  70er  Jahren  hob  sich  die  Produktion  der  geschnitte- 
nen Nägel  allein  auf  4 — 5 kg.,  im  Jahre  1883  aber  sogar  auf  6 kg. 
pro  Kopf  (Maximum). 

Die  Drahtmanufaktur  ist  im  Gegensätze  zur  Nagelproduktion 
erst  in  den  letzten  Dezennien  bedeutungsvoll  geworden.  1870  wurde 
Draht  im  Werte  von  4 Mill.  Doll.  (Gold)  erzeugt  wovon  Maas,  allein  die 
Hälfte  deckte.  1880  ist  der  Produktions  wert  auf  10,8  Mill.  Doll,  gestie- 
gen (Maas.  = 4,5,  Ohio  1,9),  überdies  wurde  in  den  Ver.  St  1870  und 
1880  an  Drahtprodukten  geliefert  2,4  M.  Doll.  (Gold)  bez.  9 Mill.  Doll, 
(von  letzterem  Betrage  entfiel  auf  111.  2,7  und  auf  Ohio  2 Mill.  D.).  1880 

beschäftigten  die  40  Drahtwerke  der  Ver.  St  6 200  Mann,  die  305  Draht- 
verarbeitungs-Anstalten  aber  4 400  Mann.  Die  10  600  Arbeiter  des  ge- 
samten Drahtgewerbes  produzierten  also  etwa  einen  Wert  von  20  Mill. 
Doll.  1883  schätzte  man  die  Produktion  der  Drahtwerke  auf  100  000  t. 
(ihre  Leistungsfähigkeit  betrug  etwa  das  Dreifache),  nahezu  200  000  t. 
Draht  wurden  importiert  und  der  Konsum  belief  sich  demnach  auf 
300  000  t Die  Hauptmasse  des  Drahtes  wird  für  Zäune  verwendet, 
geringere  Mengen  für  Aufzüge  und  Transmissionen,  Telegraphen,  Siebe,  Fe- 
dern, Matrazen  und  Sitze;  in  neuester  Zeit  werden  auch  die  Getreidegar- 
ben und  die  Bücher  mit  Draht  gebunden.  Wie  enorm  die  Zaundraht- 
produktion der  Ver.  St.  im  Laufe  eines  Dezenniums  sich  entfaltet  hat, 
ist  aus  den  folgenden  Angaben  ersichtlich.  1870  war  die  Zaundraht- 
Produktion  noch  kaum  nennenswert,  dagegen  betrug  sie 

N.  F.  Bd.  XIV.  28 
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1878  : 12  OCX)  t 
1880  : 36000  t. 

1883  : 90700  t 

Deutsohland,  dessen  Brahtproduktion  in  den  letzten  Jahren  so 
rapid  zunimmt,  liefert  insbesondere  Zaundrähte  für  den  amerika- 
nischen Westen.  Hüben  und  drüben  wird  das  Eisen  auch  in  diesem 
Gebiete  durch  den  Stahl  verdrängt 

Die  Schneidewerkzeuge,  insbesondere  Äxte  wurden  nach  dem 
Freiheitskriege  (trotz  hohen  Einfuhrzolles)  vorwiegend  von  England  bezo- 
gen. Erst  Collins  Hackenfabrik  (1826)  und  Bartons  Werkzeugfabrik  (1832) 
machte  diesen  Zweig  der  Stahlmanufaktur  konkurrenztüchtig.  Wie  überall, 
ist  natürlich  auch  in  diesem  Industriezweige  die  Konzentration  des 
Gewerbes  rasch  vor  eich  gegangen.  Zu  Anfang  des  Jahrhunderts  gab 
es  noch  in  Pa.  allein  110  Schneidewerkzeug-Schmieden,  dagegen  besafis 
dieser  Staat  im  Jahre  1880  nur  61  Schneidewerkzeug-Fabriken,  welche 
2,6  M.  D.  Wert  produzierten.  Zu  Anfang  des  Jahrhunderts  erzeugte  eine 
derartige  Anstalt  jährlich  im  Mittel  nur  1000  D.  Werte,  jetzt  produziert 
ein  Betrieb  in  den  wichtigsten  Staaten  je  20  000  bis  60  000  Mill.  D. 
1880  zählte  man  in  den  Ver.  St.  429  Sohneidewerkzeug-Fabriken  mit 
10  600  Arbeitern  und  11,7  MilL  D.  Froduktionswert.  Die  New-Eng- 
land  und  Mittelstaaten  beherrschen  diesen  Industriezweig 
fast  vollständig.  (Conn.,  Pa.,  Mass.,  New  York  produzierten  im  Jahre 
1880  je  2,7,  2,6,  2,1,  1,7  Mill.  D.  Werte). 

Eine  andere  Spezialität  der  New-England-Staaten  ist  die  Branche  der 
gemischten  Stahlwaren  „Hardware*'.  Der  gesamte  Froduktionswert 
dieser  Branche  betrug  im  Jahre  1880  = 22,6  Mill.  D.,  von  welcher  Summe 
der  kleine  Staat  Conn.  allein  10,4  Mill.  D.  deckte.  Die  Ver.  St.  produ- 
zierten in  den  beiden  genannten  Industriezweigen  x Mill.  D. 


Jahr 

Hardware 

Schneidewerksenge 

1860 

12 

9 

1870 

17,6  (Gold) 

? 

1880 

22,6 

11,7 

m.  Die  in  der  Eisenprodoktion  und  Mannfaktur  im  Jahre  1880  rerwendete 

Menschen-  nnd  Maschinenkraft 

ist  aus  folgendem  ersichtlich  (Schätzungen  in  Klammer) 


Gewerbe 

Roheisen 

Schmiedeisen 

suhl 

X 1000  Mann 

42 

83 

16 

X 1000  Pferdekraft 

Gesamte  Eisenprod.  . . . 

141 

397 

Maschinen 

*54 

100 

Grobscbmiedgewerbe  . . 

m 

(?) 

Andere  reine  Eisengewerbe 

70 

(40) 

Summe  

540 

540 
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Die  Eisenprodnktion  beschäftigte  also  141000  Mann,  dazu  kamen 
154  000  in  der  Maschinenbranche,  173  000  Grobschmiede  und  70  000  Ar- 
beiter in  andern  Eisen  gewerben;  die  Eisenprodnktion  verfügte  über  nahezu 
400  000  Mann,  die  Maschinenbranche  über  100  000  Pferdekraft.  Das 
gesamte  Eisengewerbe  aber  beschäftigte  (abgesehen  von  den  Eisen- 
bergleuten, der  Transportmannschaft  und  den  Handelsleuten)  540  000  Mann 
und  ebensoviele  Maschinenpferdekräfte.  Das  Verhältnis 
dieser  grofsen  Qewerbsgruppe  zur  gesamten  Industrie  ist 
aus  dem  folgenden  ersichtlich.  Die  Ver.  St.  verwendeten  im  Jahre 
1880 


in  allen  Indnstrien,  in  der  gesamten  Eisenbranche 
zHill.  Mann  . . 3,gi  0,54 

X Mill.  Pferdekraft  3,4 1 0,54 


Die  gesamte  Eisenproduktion  und  Manufaktur  beschäftigt  also  im  Jahre 
1880  etwa  14  der  gesamten  Industrialbevölkerung  und 
16  der  gesamten  Industrialpferdekraft.  Von  dieser 
Schätzung  abgesehen,  bespreche  ich  im  folgenden  nur  die  Eisenpro- 
duktion (inkL  Walzwerke),  da,  wie  gesagt,  die  Daten  des  Zensus 
1880  einen  eingehenden  Vergleich  des  gesamten  Eisengewerbes  mit  den 
Verhältnissen  desselben  in  früheren  Epochen  nicht  gestattet.  Die  Ver.  St. 
verwendeten  in  allen  Industrien  im  Jahre  1870  2,35,  1880  aber 
3,41  Mill.  Pferdekraft.  Die  Holzsägerei  und  die  Müllerei  bean- 
spruchen zusammen  etwa  die  Hälfte  sämtlicher  den  Industrien  zur  Veriu- 
gung  stehender  Pferdekräfte.  Die  Eisen-  und  Stahlproduktion  allein  ver- 
fügt im  Jahre  1870  über  7,3  ®/g,  im  Jahre  1880  aber  bereits  11,7  ®/g 
der  gesamten  Pferdekraft,  ist  also  als  Kraftkonsument  an  dritte  Stelle  ge- 
rückt (während  im  Jahre  1870  noch  die  Textilindustrie  in  bez.  auf 
Zahl  der  Pferdekräfte  der  Eisenproduktion  noch  überlegen  war  und  un- 
mittelbar nach  der  Holzsägerei  und  Müllerei  zu  stehen  kam. 

:her  Indu- 


In  den  folgenden  Gewerben  wurden 
strialpferdekraft  verwendet. 

*“/o 

s äm  t 

Jahr 

1870 

1880 

Säge-  und  Hobelmdiutrie 

27  « 

84  ■§ 

Müllerei 

24.6 

32,6 

Eisen*  and  Stahlprodoktion 

7.8 

11,7 

Baumwolle  1 

6,8  1 

8.1 

Schafwolle  J 

3,8  i 

3,1  . 

Die  Maschinenkraft,  welche  ursprünglich  in  den  New-England  und 
Mittelstaaten  konzentriert  war,  breitet  sich  in  den  letzten  Dezennien  rasch 
westwärts  aus.  Die  Industrie  von  Pa.  und  New  York  verfügt  im  Jahre 
1880  über  je  15  bez.  13®/g  der  gesamten  Industriekraft  der  Ver.  St. 
Dann  folgt  Maas,  mit  9 Ohio  mit  7,7  ®/g,  Michig.  und  Hl.  mit  4,8  bez. 

1870  und  1880  verfügten  die  folgenden  wichtigsten  Indu- 
str ialstaaten  über  xMill.  Pferdekräfte: 


28* 
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1870 

1880 

Pa.  . . . 

. 0,36 

0,51 

NewYork 

0,33 

0,45 

Mass.  . . 

• Of  1 8 

0,31 

Ohio  . . 

. 0,17 

0,86 

Illinois  . . 

0,09 

0,14 

Ver.  Staaten 

. 2,35 

3.41 

Bedeutungsvoll  ist  das  Yerhältnis  zwischen  Wasser-  und 
Dampfkraft  Sämtliche  Industrien  der  Ver.  St  arbeiteten  Ende  der 
60er  Jahre  mit  je  1 Mill.  Dampf-  bez.  Wasser-Pferdekraft  Im  J.  1880 
war  die  Zahl  der  Wasserpferdekräfte  wenig  gröfser,  während  die  Zahl  der 
Dampfpferdekräfte  sich  auf  das  doppelte  gehoben  hat,  wie  die  folgenden 
Zahlen  ausweisen. 

xMUl.  Pferdekraft 

Jahr  Wasserkraft  Dampfkrait  Somme 

1870  1,13  1,83  2,35 

1880  1,88  2,18  3,41 

Im  Zeiträume  1870 — 1880  hatte  sich  die  Dampfpferdekraft  sämtli- 
cher Industrien  der  Ver.  St  um  91  die  Wasserpferdekräfte  nur  um 
9®/^  vermehrt:  auf  je  einen  Wassermotor  entfiel  in  den  Jahren  1870 
and  1880  22  Pferdekraft,  eine  Dampfmaschine  dagegen  hatte  in  den  Jah- 
ren 1870  und  1880,  im  Mittel,  30  bez.  38  Pferdekraft 

Die  Wasserkraft  deckte  in  den  Jahren  1870  und  1880  in  den 
folgenden  Staaten  der  gesamten  Industrialkraft  (Rest-Dampf- 
kraft) 

Jahr  1870  1880 


DL  ...  . 

• *5 

12 

Pa 

• 39 

21 

Hass.  . . . 

57 

45 

New  York  . . 

. 62 

48 

Ver.  Staaten  . 

. 48 

56 

Man  sieht,  dafs  Maas,  und  New  York  noch  etwa  zur  Hälfte  mit  Was- 
serkraft arbeiteten  (indem  sie  das  Gefälle  der  östlichen  Appalachien  ver- 
werten), während  Pa.  79  ®/(,  und  111.  sogar  88®/^  seiner  gesamten  In- 
dustrialpferdekraft  aus  seinen  Heizmaterialien  gewinnt;  die  geologischen 
Verhältnisse,  sowie  das  Relief  des  Landes  sind  in  einzelnen  Staaten  ent- 
scheidend. Aufserdem  ist  allwärts  das  Bestreben  ersichtlich,  sich  von 
der  un verläfslichen  Wasserkraft  möglichst  zu  emanzipie- 
ren, wie  die  folgende  Zusammenstellimg  zeigt 

Die  folgenden  Gewerbe  verwendeten  in  den  Jahren  1870  und  1880 
X ®/q  Wasserkraft. 

1870  1880 

MQllerei 71^  6l^ 

Säge-  and  Hobslindostrio  . . 51  34 

Bsnmwolle 68  54 

Eiten-  and  SUhlprodakt  . . . 9,7  4,1 
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Bei  der  Müllerei,  eowie  bei  der  Baumwolleinduetrie,  welche  seit  der 
ältesten  Zeit  die  verläXsliohsten  Wasserfälle  belegt  haben,  ist  dies  weniger 
augenfällig,  als  bei  den  übrigen  Gewerben.  Die  Holzsägerei , welche 
im  Jahre  1870  noch  zur  Hälfte  mit  Wasserkraft  betrieben  wurde,  arbeitet 
jetzt  bereits  zu  mit  Dampfkraft  (da  sie  genug  wertloses  Heizmaterial 
zur  Verfügung  hat).  Andere  Gewerbe  wenden  mit  Vorliebe  Dampfkraft 
an,  weil  die  meisten  noch  disponiblen  Gefälle  in  bezug  auf  Konstanz  der 
Waasermenge  unverläfslich  sind.  Am  auffallendsten  ist  das  rasche  Ab- 
sterben der  Wasserkraft  bei  den  Eisenwerken,  welche,  zu  Aji- 
fang  des  Jahrhunderts  noch  ausschliefslich  mit  Wasserkraft  be- 
trieben im  Jahre  1870,  nur  noch  ihrer  Kraft  von  Gefällen  bezie- 
hen und  jetzt  fast  ausschliefslich  mittels  Kohlenkraft  be- 
trieben werden,  eine  Thatsache,  welche  sich  zur  Genüge  erklärt,  wenn 
man  bedenkt,  dals  das  Eisengewerbe  naturgemäXs  sich  an  kohlenreiohe 
Gebiete  hält. 

Interessant  ist  das  Verhältnis  der  Arbeiterzahl  zur  Ma- 
schinenkraft. Die  Ver.  St.  verwendeten  im  Jahre  1880  2,74  Mill. 
Manu  und  3,41  MilL  Pferdekraft,  also  auf  einen  Arbeiter  1,25  Pferdekraft, 
und  zwar  brauchten  1880  unter  den  verschiedenen  Industrien:  die  Mül- 
lerei 13  Pferdekraft  pro  Arbeiter,  die  Sägerei  5,6,  Eisenproduktion  2,8 
und  die  Baumwollemanufaktur  1,5  Pferdekraft.  Die  folgenden  Industrien 
verbrauchten  in  den  Jahren  1870  und  1880  pro  Arbeiter  x Pferde- 
kraft: 


Durchgehends  bemerkt  man  eine  Zunahme  der  Pferdekräfte,  einen  Er- 
satz der  Men Bchenarbeit  durch  Maschinenarbeit.  Im  Jahre 
1870  kam  in  sämtlichen  Industrien  auf  einen  Arbeiter  niir  1,14,  1880 
dagegen  1,25  Pferdekraft  Die  Müllerei  brauchte  1870  pro  Arbeiter  kaum 
10,  jetzt  aber  über  13  Pferdekräfte.  Die  Eisenproduktion  beanspruchte 
1870  pro  Arbeiter  2,2,  1880  aber  bereits  2,8  Fferdekraft.  Viele  Mani- 
pulationen, insbesondere  Lastbewegungen,  welche  anderwärts  durch 
Arbeiter  verrichtet  wurden,  leistet  heute  die  Maschine.  (Bessemer  etc.). 

Schliefslich  erwähne  ich  das  Verhältnis  zwischen  Menschen- 
arbeit und  Produkt:  die  gesamte  Eisenproduktion  beschäftigte  1880 
397  000  Pferdekraft  und  141  000  Arbeiter,  von  den  letzteren  kommen 
auf  Roheisen  42  000,  auf  Schmiedeisen.  (Eisen-  und  Stahlwalzwerke  und 
Hämmer)  83  000  und  auf  die  Stahlproduktion  16  000.  Ein  Arbeiter  pro- 
duzierte in  seiner  Branche  pro  Jahr 

82  t Roheisen, 

80  t.  Bessemer  a.  Siemens-Stahl, 

26  t.  Walzeisen  (bez.  Stahl). 

Am  auffälligsten  ist  jedenfalls  die  hohe  Stahlproduktion  pro 
Arbeiter,  welche  sich  zur  Genüge  erklärt  aus  der  allseitigen  Verwen- 


1870  1880 


Hiillerei  .... 
Sägerei  .... 
Eisen-  and  Stahlprod 
Baumwolle  . . . 


9.9  *3.9 

4.8  5.« 
2,2  2,8 
1,1  1,5 
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düng  mechanischer  Kraft  behufs  Lokomotion.  Der  Kontrast  amerikani- 
scher und  europäischer  Verhältnisse  föUt  in  dieser  Branche  besonders  auf: 

Es  produzierte  im  Jahre  1886  ein  Arbeiter 

in  Deatflchland  . , 33  t.  Bessemerstahl 
Belgien  ....  48  t.  ,,  „ 

Ver.  Staaten  . . 82  t.  „ „ und  Siemens. 


lY.  Import  und  Zoll. 

Zu  Anfang  des  vorigen  Jahrhunderts  haben  die  Ver.  St.  sowohl 
Boh-  als  auch  Schmiedeisen  exportiert  und  zwar  waren  da- 
mals die  Süd-  und  New-England  - Staaten  mafsgebend.  Yii^.  und  Marry- 
land  haben  in  der  besagten  Epoche  wiederholt  1000  t.  Boheisen  und 
New-England  einige  100  t.  Schmiedeisen  an  das  Ausland  abgegeben.  An- 
fangs der  40er  Jahre  tritt  ein  Stillstand  ein,  zu  Ende  der  40er  und  50er 
Jahre  des  vorigen  Jahrhunderts  erreichte  aber  der  Boheisenexport  die  für 
jene  Zeit  bedeutende  Ziffer  von  2000 — 3000  t.  In  den  60er  Jahren  des 
vorigen  Jahrhunderts  hält  sich  der  Boheisenexport  der  Ver.  St.  auf  der 
alten  Höhe  (einmal  wird  sogar  ein  Export  von  7500  t.  verzeichnet)  und 
der  Schmiedeisenexport  übersteigt  in  einer  Beihe  von  Jahren  2000  t., 
die  amerikanische  Eisenproduktion  florierte  damals  in  einer  für  England 
bedenklichen  Weise.  In  den  70er  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  aber 
erfolgte  der  grofse  Umschwung  und  die  Herstellung  einer  neuen  Sachlage, 
welche  sich  durch  ein  Jahrhundert  erhalten  hat.  England  eröffnet  seine 
Laufbahn  als  grofser  Eisenindustrieller,  der  amerikanische  Export  versiegt 
und  der  vom  Mutterland  emanzipierte,  amerikanische  Staat  sieht  sich  ge- 
zwungen, seine  durch  England,  Schweden  und  Ruisland  bedrohte  Eisen- 
produktion zu  schützen. 

Die  weitere  Entwicklung  wird  veranschaulicht  durch  die  folgenden 
Stichproben,  aus  welchen  das  Verhältnis  zwischen  Produktion, 
Import  und  Konsum  zu  entnehmen  ist. 


Jahr 

Eisanprod.  der  Ver.  St 
pro  Einwohner  z kg. 

Eisenkonsnm  der  Ver.  St 
pro  Einwohner  z kg. 

Roheisen 

Schmiede- 
eisen u.  Stahl 

(hiervon 

Stahl) 

Roheisen 

Schmiede- 
eisen n.  Stahl 

1810 

7 

2,5 

(0,14) 

7 

3,5 

1850 

24 

12 

(0,5) 

27 

XI 

1870  f. 

40 

30 

(2) 

50 

(60) 

i88of. 

70 

(25) 

100 

(80) 

Wir  sehen , wie  die  Boheisenproduktion  pro  Kopf  seit  Mitte  des 
Jahrhunderte  sich  zuerst  binnen  2 Dezennien  nahezu  verdoppelt  und  im 
letzten  Dezennium  abermals  auf  die  doppelte  Höhe  hebt  Der  Import 
welcher  in  der  alten  Zeit  nicht  ins  Gewicht  flel,  ist  anfangs  der  70er  und 
80er  Jahre  namhaft. 


DIgitized  by  Google 


Miszellen. 


439 


Schmiedeisen  und  Stahl  (Fabrikate  inbegriffen)  -wurden  in  früherer 
Zeit  immer  in  bedeutender  Menge  importiert,  anfangs  der  70er  Jahre  hal- 
ten sich  Import  und  heimische  Produktion  die  Wage.  Damals  erreichte 
der  englische  Eisenexport  sein  Maximum,  indem  er  12 — 15  der  ge- 

samten britischen  Exportwerte  deckte;  dann  folgte  die  grofse  Krise,  welche 
den  amerikanischen  Import,  wie  den  englischen  Export  so  wesentlich  re- 
duziert hat  (Vgl.  die  folgenden  Daten) 


X der  englischen  Exportwerte  wurden  gedeckt  durch 


Jahr 

Textilprodukte 

Eisen 

l86l 

44  % 

9.5  8 

1870 

45 

12 

1873 

37 

14i8 

1875 

39 

II, s 

1877 

40 

10,2 

Wenn  wir  nur  die  Masse 

berücksichtigen. 

kann  man  den  amerikani- 

sehen  Export  früherer  Jahre  füglich  vernachlässigen;  berücksichtigt  man 
aber  die  Werte,  so  findet  man,  dafs  Amerika  seit  langem  bereits  einen 
Export  aufzuweisen  hat,  welcher  einen  nicht  unbeträchtlichen  Teil  der 
Importwerte  deckt  Die  folgende  Zusammenstellung  zeigt  das  Verhält- 
nis des  amerikanischen  Eisen  im p ortes  und  -Exportes 


(Stahl-  und  Eisenmanufakturen  inbegriffen) 

in  Mül.  DolL 

Jahr 

Eisenexport 

Eisenimport 

1820—30 

? 

2-3 

1840 

1,2 

7 

1850 

2,1 

17 

*855 

5,2 

26 

1861 

5 

17 

1865 

II 

12 

1870 

13 

33 

1871 

12 

57 

1872 

10 

76 

1873 

12 

60 

1874 

15 

38 

•875 

16 

27 

1876 

12 

20 

1878 

»3 

18 

1879 

12 

33 

1880 

12 

80 

1881 

16 

82 

Rohmaterial  und  Schienen  werden  importiert,  dazu  kommt  der 
gewaltige  Weifsblechimport  (1883  = 18  MUL  D.),  welchen  England 
aosschliefslich  beherrscht;  dagegen  exportieren  die  Ver.  St  bedeu- 
tende Werte  an  Maschinen,  Werkzeugen  und  Waffen,  welche 
durch  keine  entsprechenden  Importwerte  neutralisiert  werden,  (1883  be- 
trugen die  MascKinenexportwerte  14  Mill.  D.,  die  entsprechenden  Im- 
portwerte dagegen  nur  3 MiU.  D.). 

Nach  diesem  allgemeinen  Überblick  erübrigt  die  Betrachtung  der  Z o 1 1 - 
Verhältnisse:  Wie  erwähnt,  war  England  im  vorigen  Jahrhundert, 
solange  die  Holzkohlen  das  herrschende  Heiz-  und  Reduktionsmaterial 
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waren,  gegen  seine  holzreichen,  amerikanischen  Kolonien 
im  Nachteil;  es  schützte  seine  Eisenindustrie  demgemäis  durch  einen 
Zoll.  Um  die  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  wurde  zwar  der  Schutz- 
zoll gegen  amerikanisches  Roheisen  aufgehoben,  dagegen  der  Zoll  gegen 
amerikanisches  Schmiedeisen  erhöht.  1679  hatte  England  von  importier- 
tem Schmiodeisen  £.  SterL  erhoben,  1710  stieg  der  Zoll  auf  2 
zu  Ende  des  vorigen  und  zu  Anfang  unseres  Jahrhunderts  erhöhte  England 
diesen  Schutzzoll  sogar  auf  3 — 5^/^  £.  Während  sich  Englands  Eisen- 
industrie unter  dem  Schutze  dieser  hohen  Zölle  entfaltete,  entwickelten 
sich  die  amerikanischen  Kolonien  so  rasch,  dafs  deren  Eisenindustrie  nicht 
nachkommen  konnte;  der  Export  hörte  auf  und  Import  trat  an  seine 
Stelle. 

Mit  dem  Freiheitskriege  trat  die  amerikanische  Industrie  in  eine  neue 
Phase  ein.  Nicht  blofs  die  Nordoststaaten,  sondern  auch  Maryland  ge- 
dachten ihre  aufblühende  Industrie  durch  Zölle  zu  schützen.  Die  Mehr- 
zahl der  Südstaaten  hatte  zwar  nicht  dasselbe  Interesse,  doch  gaben  sie 
aus  finanziellen  Gründen  nach. 

Madison,  im  Prinzip  ein  Freihändler,  befürwortete  die  Zölle  einfach 
aus  dem  Grunde,  weil  der  Staat  Geld  brauchte  und  die  Erhebung  von 
Zöllen  weniger  Widerstand  hervorrief,  als  eine  andere  finanzielle  Mafsregcl. 
Zunächst  wurden  (1879)  nur  6 ®/q  des  Wertes  der  zollpflichtigen  Waren 
erhoben,  dieser  Zollsatz  steigerte  sich  aber  infolge  der  politischen  Verwick- 
lungen rasch  auf  17  und  schliefslich  auf  30  ®/q.  Mit  wiederholten  Schwan- 
kungen (Reduktion  zu  Ende  des  zweiten  Dezenniums,  Kulmination  zu  Ende 
der  20er  Jahre)  erhielt  sich  der  Zollsatz  beiläufig  auf  dieser  Höhe  bis  in 
die  zweite  Hälfte  der  40er  Jahre,  zu  welcher  Zeit  die  Südstaaten  ihrer 
wachsenden  politischen  Bedeutung  und  ihrem  freihändlerischen 
Interesse  gemäfs  nach  heftigen  Debatten  eine  anhaltende  Reduktion 
der  Zölle  erzwangen;  mit  dom  Sklavenkrieg  beginnt  aber  eine  zweite 
Ära  der  hohen  Zölle,  welche  bis  in  unsere  Tage  anhält.  Das  Verhält- 
nis des  Zolles  zum  gesamten  Net-Import  (Konsum-Import)  sowie 
das  Verhältnis  des  Zolles  zum  Wert  der  zollpflichtigen  Waren  ist  aus  der 
folgenden  Zusammenstellung  ersichtlich;  die  zweite  Tabelle  aber  ergiebt 
die  Zollgeschichte  der  wichtigsten  Mineralprodukte  im  Vergleich  zu  Baum- 


wolle  und  Branntwein.  Der  Zoll  betrug: 

Jahr  des  Wertes  des  gesamten 

Konsum-Importes. 

z % des  Wertes  der  zoll- 
pflichtigen Artikel. 

1789-91 

— 

5—7,5 

1794—1808 

— 

12 — 17 

1812—1815 

— 

30 

1816—1819 

— 

0 

1 

0 

rO 

1820  f. 

24 

33 

1828  r. 

36 

43 

>833 

16 

32 

1842  f. 

23 

33 

1846  f. 

18—15 

22 

1862 

34 

41 

1870 

(30) 

41 

1875  f- 

28 

45 
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Der  Zoll  betrug  in  den  Vereinigten  Staaten: 


Jahr 

1 

Roheisen 

oder 

DoU.  p.  t. 

Schmiedeisen 
x8  oder  Doll, 
per  Tonne 

Suhl 
Doll.  p. 
Tonne. 

Kohle 
X Doll, 
p.  Tonne 

Branntwein 
xCent 
p.  Oallone. 

Kaffee 
X Cent, 
per  Pfund. 

Baumwolle 

Manufaktur. 

8 od.  ct.  p.  yd. 

1789—1791 

5-7.5  8 

5—7,5  8 

10—15  D. 

0,6  — 1 D. 

8 — 40  ct. 

*— 3 

7.5  8 

1798—1798 

10% 

10  8 

20  D. 

1,2  D. 

25—50  ct. 

4 

7.5 

1794—1808 

15-178 

*5-*7  8 

20  D. 

1,6  D. 

25—50  ct. 

5 

12—17 

1818—1815 

35  8 

35  8 

40  D. 

3,*  D- 

0,5  — 1 D. 

10 

35 

1816—1819 

10  D. 

33-35  D. 

20  D. 

1,6  D. 

0,4— 0,7  D. 

5 

25 

1824—1888 

12  D. 

66  D. 

30  D. 

1,6— 1,9  D. 

0,4— 0,9  D 

5-10 

25 

1848  f. 

9 D. 

20 — 25  D. 

40  D. 

1,75  D. 

0,6 — I D. 

0 

21 

1846  f. 

308 

308 

308 

308 

1008 

0 

0 

1857—1860 

248 

248 

248 

248 

308 

0 

0 

1861—1862 

6—9  D. 

15—20  D. 

30—40  D. 

0,5—1  D. 

0,4— 1,2  D. 

2-5 

I — 4 ct.  p.  y. 

1864 

9 D 

20—30  D. 

48-77  D. 

0,4— 1,2  D. 

1-3  D. 

5 

5 ct.  p.  yard. 

1870 

7 D. 

22-55  D. 

45  D 

0,4  - 1,2  D. 

2 D. 

3 

5 ct.  p.  yard. 

1883 

6,6  D. 

22 — 26  D. 

25  D. 

— 

0,9—1  D. 

— 

— 

Wahrend  des  Befreiungskrieges  hatte  die  Industrie  der  V.  St.  den 
Vorteil  eines  mäßigen  Zolles  genossen  und  sich  unter  diesem  Schutze 
rasch  entwickelt.  Als  die  Politiker  nach  beendetem  Kriege  die  Reduktion 
der  Zölle  y ersuchten,  erfolgte  eine  industrielle  Krise,  welche  endlich 
solche  Dimensionen  annahm,  daß  man  sich  gezwungen  sah,  die  Zölle 
wieder  zu  erhöhen.  Die  Konflikte  der  Jahre  1811  f.  führten  notge- 
drungen zu  einer  noch  namhafteren  Steigerung  der  Zollsätze,  deren  Ver- 
hältnis zum  gesamten  Konsum-Import  aus  der  folgenden  Zussunmenstellung 
ersichtlich  ist.  Die  Zölle  betrugen  in  den  folgenden  Jahren  des  ge- 
samten Konsum-Importes. 


1811  : 368 
1818  : 13,, 
1813  : 69,, 


1814  : 47  % 

1815  ; 7 „ 

1816  : 28  „ 


Da  der  Krieg  den  Zoll  erhöhte  und  überdies  den  Import  auf  ein 
Minimum  reduzirte,  stiegen  die  Preise  der  Manufakturen  so  bedeutend, 
daß  die  heimische  Industrie  zu  einer  fieberhaften  Entfaltung  yeranlaßt 
wurde.  Da  mit  Beendigung  des  Krieges  die  Zölle  wieder  reduziert  wur- 
den und  der  Import  wuchs,  erfolgte  abermals  eine  finanzielle  Krise.  In 
manchen  Gebieten  wurde  ein  Drittel  der  Arbeiter  entlassen,  in  Philadel- 
phia allein  waren  20,000  Menschen  brotlos.  Nach  langen  Kämpfen  wurde 
anfangs  der  20er  Jahre  wieder  eine  Erhöhung  der  Zölle  (33^,  später 
sogar  43  der  zollpflichtigen  Waren)  durohgesetzt.  In  den  30er  Jahren 
erfolgte  die  Reaktion.  Unter  den  Südstaaten  hatten  in  alter  Zeit  Mary- 
land und  Virg.  namhafte  Industrien,  weshalb  die  schutzzöllnerisohen  Ten- 
denzen der  Mittel-  und  Nordstaaten  von  dieser  Seite  wiederholt  imter- 
stützt  worden  waren , nun  hatten  aber  die  Südstaaten  ihre  In- 
‘ dustrien  größtentheils  eingebüßt,  während  die  Bodenpro- 
duktion (Baumwolle)  im  Süden  eine  wachsende  Bedeutung  gewann.  New 
York  und  andere  Städte  hatten  ein  wesentliches  Interesse  an  dieser 
Entfedtung,  weil  sie  den  Export  beherrschten,  und  demgemäß  verloren 
die  SohutzzöUner  im  Süden  allen  Halt,  während  sie  zugleich  auch  in 
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einigen  wichtigen  Gebieten  des  Nordens  Stimmen  einbiißten.  Dieser  ver- 
änderten Sachlage  entsprechend  begann  in  den  30er  Jahren  eine  anhal- 
tende Reduktion  der  Zölle.  1833  betrug  der  mittlere  Zollsatz  nur  noch 
22^  und  im  selben  Jahre  wurde  beschlossen,  alle  Zölle,  welche  mehr 
als  20^  des  wahren  Wertes  betrugen,  sollten  von  2 zu  2 Jahren  um 
ein  Zehntel  reduziert  werden,  bis  sie  die  Norm  von  20  ^ erreicht  hätten. 
Mit  geringen  Schwankungen  hielt  sich  diese  Reduktion  der  Zölle  bis  An- 
fang der  60er  Jahre.  Der  Sklavenkrieg,  welcher  den  Nordstaaten  wieder 
die  Herrschaft  sicherte,  schuf  enorme  Finanzzölle,  welche  der  siegenden 
Partei  zugleich  auch  als  Schutzzölle  willkommen  waren. 

In  den  ersten  Jahren  des  Krieges  wurden  zum  Teil  so  maßlose 
Zölle  festgesetzt  (50 — 70,  für  einige  Waren  sogar  über  100^  des  Wertes), 
daß  die  Zolleinnahmen  infolgedessen  im  selben  Maße  schwanden  als  der 
Schmuggel  blühte 

Selbst  die  fanatischsten  Schutzzöllner  mußten  einlenken  und  nach 
beendetem  Kriege  wurden  weitere  Reduktionen  erzielt;  im  großen  Ganzen 
behauptet  der  amerikanische  Schutzzoll  noch  heute  eine  Höhe,  welche 
für  einen  anderen  Kulturstaat  abnorm  ist.  Um  die  Mitte  der  70er  Jahre 
betrugen  die  Zölle  in  den  folgenden  Staaten: 


der  gesamten  Importwerke. 


V.  Staaten 
Spanien  . 
RuBland 
Italien 
Frankreich 


England  . . 

^ Dentscbland  . 
* Österreich  . . 

Belgien  . . 


4-4 

3.8 

1,5 


Während  die  Zölle  der  meisten  europäischen  Kulturstaaten  4 — 6^ 
der  gesamten  Importwerte  betrugen , belaufen  sie  sich  in  Amerika  auf 
28^.  Während  Deutschland  1820  f,  von  Sohmiedeisen  pro  t.  60  Mark 
Zoll  erhob , forderten  die  V.  St.  zur  selben  Zeit  vom  Sohmiedeisen  den 
vierfachen  Zoll;  während  Deutschland  zu  Ende  der  70er  Jahre  24  Mark 
pro  t.  Schmiedeisen  erhob,  beträgt  der  amerikanische  Zoll  pro  t.  80  Mark, 
die  besseren  Stahlsorten  zahlen  sogar  mehr  als  die  Hälfte  ihres  Wertes 
als  Zoll  u.  s.  1 

Dass  so  maßlose  Zölle  weder  dem  Volk  als  Ganzem,  nach  der  In- 
dustrie forderlich  sind,  ist  klar.  Trotz  des  enormen  Zolles  klagt  die 
amerikanische  Eisenindustrie  nicht  weniger  als  die  nur  unbedeutend  ge- 
schützte Eisenindustrie  Europas. 

Die  inländische  Konkurrenz  wird  durch  den  Zoll  nicht  be- 
seitigt, vielmehr  in  ungesunder  Weise  entwickelt,  indem  ab- 
norme Produktionsverhältnisse  künstlich  geschaffen 
werden.  Heute  wird  Eisen  in  vielen  Gebieten  Amerikas  produziert, 
welche  die  Rohmaterialien  aus  Entfernungen  beziehen,  die  uns  fabelhaft 
erscheinen.  Offenbar  ist  ein  solches  Verhältnis  unhaltbar  und  die  betreffende 
Industrie  wird  in  solchen  Gebieten  voraussichtlich  zu  Grunde  gehen,  sobald 
eine  namhafte  Zollreduktion  eintritt.  Der  ferne  Westen  ist  gezwungen, 
sein  Eisen  zu  Liebhaberpreisen  zu  kaufen,  und  trotzdem  bleibt  den  öst- 
lichen Produzenten  in  vielen  Fällen  nur  ein  sehr  mäßiger  Gewinn.  Ka- 
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lifomien  zahlt  unter  den  beetehebenden  Yerhältnissen  für  seine  Schie- 
nen 16  D.  mehr,  als  es  bei  Freihandel  für  europäisches  Fa- 
brikat zählen  würde,  und  trotz  dieser  enormen  Zumutung  bleibt  den 
pennsylvanischen  Produzenten  von  jeder  nach  Kalifornien  verkauften 
Tonne  Schienen  nur  der  minimale  Gewinn  von  ^ Doll.  Das  Unhaltbare 
und  Krankhafte  solcher  Verhältnisse  liegt  auf  der  Hand  und,  ohne  dem 
Freihandel  das  Wort  zu  reden,  wird  man  doch  eine  mäßige  und  anhal- 
tende Zollreduktion  befürworten  müssen.  Mögen  infolge  einer  solchen 
Maßregel  immerhin  einige  künstlich  gezüchtete  Produktionsgebiete  unserer 
Tage  siechen  und  absterben , die  tüchtigen  und  natürlich  begünstigten 
Produzenten  werden  doch  gedeihen  und  das  ganze  Volk  wird  durch  dio 
Beform  gewinnen.  In  der  That  sinken  die  Eisenpreise  in  neuester  Zeit 
infolge  der  Konkurrenz  so  rasch , daß  der  Import  unter  den  gegebenen 
Zollverhältnissen  bald  ausgeschlossen  sein  wird,  und  dann  dürfte  wohl 
die  Zeit  für  eine  angenommene  Zollreduktion  gekommen  sein. 
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XI. 

Der  Sohlu&bericht  der  Trade  DepresBion  Comission. 

Von  Prof.  Dr.  Engen  von  Philippovich. 

Nach  anderthalbjähriger  Thätigkeit  hat  die  königliche  Kommission 
zur  Untersuchung  der  Ursachen  des  Niederganges  von  Handel  und  In- 
dustrie endlich  im  Jänner  dieses  Jahres  ihren  Schlußbericht  erstattet  und 
so  einen  Überblick  ermöglicht  über  die  AuHassungen,  welche  man  wenig- 
stens in  einem  Teile  der  leitenden  Kreise  des  öffentlichen  Lebens  in 
England  über  dessen  volkswirtschaftliche  Lage  hegt  *).  Baß  die  Anschau- 
iingen  abgeschlossene,  einheitliche,  von  einfachen  Prinzipien  aus  zu  dis- 
kutierende wären,  kann  man  nicht  sagen.  Es  ist  ja  bekannt,  daß  die 
Kommission  sich  in  einem  wichtigen  Punkte  geradezu  für  inkompetent 
erklärt  und  die  Einsetzung  einer  Spezialkommission  zur  Untersuchung  der 
Währungsfrage  durchgesetzt  hat,  indem  sie  den  Schwankungen  im  Wert- 
verhältnisse der  beiden  Edelmetalle  Gold  und  Silber  allerdings  einen  maß- 
gebenden Einfluß  auf  die  Krisis  der  letzten  Jahre  zuschrieb,  ohne  zu  ver- 
suchen, die  Größe  und  Sichtung  derselben  zu  bestimmen.  Ich  würde 
es  nicht  wagen,  aus  diesem  Beschlüsse,  eine  Spezialuntersuohung  der  Wäh- 
rangsfrage  einzuleiten,  irgend  einen  Schluß  auf  die  von  der  Kommission 
selbst  vertretene  Ansicht  zu  ziehen.  Meiner  Ansicht  nach  haben  wir  es 
mit  einer  Unfahigkeitserklärung  zu  thun,  die  schwierige,  durch  mannig- 
fache Erörterungen  ungemein  vertiefte  Frage  nach  dem  Einflüsse  der 
Schwankungen  im  Werte  des  Preismessers  auf  die  Warenwerte  im  Schoße 
der  Kommission  selbst  einer  befriedigenden  Beantwortung  zuzuführen. 
Denn  das  kann  doch  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  es  innerhalb  des 
Aufgabenkreises  jener  Männer  lag,  welche  die  Ursachen  des  Niederganges 
von  Handel  und  Industrie  in  England  zu  erforschen  hatten,  festzustellen, 
ob  und  inwieweit  die  als  eine  Ursache  der  Krisis  bezeichneten  Ver- 
änderungen im  Werte  des  Preismessers  als  solche  aufzufassen  waren  oder 
nicht.  Die  neueingesetzte  Kommission  wird  die  geschehene  Arbeit  in 
mancher  Richtung  zu  wiederholen  haben.  Sie  wird  die  festgestellten  That- 
sachen  der  Lage  der  englischen  Volkswirtschaft  als  Unterlage  ihrer  For- 
schungen annehmen  und  mit  Bezug  auf  die  Währungsverh^tnisse  einer 
Prüfung  unterwerfen.  Daß  eine  solche  einseitige  Betrachtung  realer  ge- 
sellschaftlicher Verhältnisse  befriedigende  Resultate  zu  Tage  fördern  sollte, 
wo  es  sich  um  praktische  und  nicht  um  theoretische  Probleme  handelt, 
ist  nioht  zu  denken.  Mit  dieser  Ausscheidung  einer  wichtigen  wirtschaft- 
lichen Erscheinring  von  bedeutenden  Wirkungen  aus  ihrem  Beobach- 
tungsfelde hat  daher  meines  Erachtens  die  Trade  Depression  Commission 
einen  großen  Fehler  gemacht. 

Weniger  bedeutsam  als  diese  eine  große  Lücke  des  Schlußberichtes 
als  eines  Ganzen  sind  die  Mannigfaltigkeit  der  Standpunkte  in  demselben, 

1)  Final  Report  of  the  Royal  Commission  appointed  to  inqaire  into  tbe  Depression 
of  Trade  and  Indostry.  P.  P.  1886  Nr.  4893  Fol.  139  8.  8.  Vergl.  die  Anzeige  der 
früheren  Berichte  im  XII,  Bd.  dieser  Jahrh.  8.  363  und  im  XIII.  Bd.  8.  171  und  561. 
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das  versohiedene  Betonen  des  einen  oder  anderen  Punktes,  die  Abweich> 
ungen  der  Meinungen  der  einzelnen  Mitglieder  in  bezug  aiif  zahlreiche 
zur  Sprache  gekommene  wirkliche  oder  yermeintliche  Übelstände, 
Ursachen  volkswirtschaftlichen  Bückganges  und  Mittel  zur  Abhülfe. 

Es  wurden  zwei  Hauptberichte  erstattet,  von  welchen  jener  der 
Majorität  von  18  Kommissionsmitgiiedern  gezeichnet  ist,  während  für 
den  Minoritätsberioht  nur  4 Mitglieder  eintreten.  Ein  Mitglied  O’Connor 
hat  ein  Separatvotum  abgegeben.  Allein  auch  diese  Scheidungen  geben 
noch  kein  Bild  der  Meinungsverschiedenheiten,  da  noch  1 1 Spezialerklärungen 
vorliegen,  in  welchen  disseniierende  Mitglieder  der  Majorität  und  eines 
der  Minorität  ihre  von  den  Hauptberichten  in  einzelnen  Punkten  abwei- 
chenden Meinungen  begründen.  Man  darf  sich  darüber  wohl  nicht  ver- 
wundern, wenn  man  das  ungeheuere  Objekt  der  Untersuchungen  der 
Kommission  ins  Auge  faßt.  Thatsächlich  waren  ihre  Aufgaben  ja  so  weit 
gesteckt,  wie  die  Fragen  der  ökonomischen  Wissenschaft,  und  wenn  sie 
sich  auch  naturgemäß  auf  besonders  wichtige,  zu  tage  liegende  Verhält- 
nisse in  ihrer  Untersuchung  beschränken  mußte,  so  war  doch  auch 
hier  bei  Betrachtung  der  Wechselwirkung  zwischen  Yerkehrseinrichtungen 
und  allgemeinen  Wirtschaftsverhältnissen,  der  Beziehungen  der  einzelnen 
Wirtschaftszweige  zu  einander,  der  Wirkung  der  Wirtschadteorganisation 
in  den  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung,  des  Verhältnisses  von 
Kapital  und  Arbeit,  insbesondere  der  Wirkung  der  Fabrikgesetzgebung 
und  der  Organisation  der  Arbeiter,  endlich  der  alles  überragenden  Frage 
von  der  Bedeutung  staatlicher  Unterstützung  und  Einwirkung  in  den 
verschiedenen  erfahrungsgemäß  gegebenen  Richtungen  eine  schwer  zu 
vereinigende  Anzahl  von  auseinandergebenden  Ansichtsrichtungen  gegeben. 
Zieht  man  noch  in  Erwägiing,  daß  die  Kommission  sich  nicht  mit  der 
Feststellung  von  Wechselwirkungen  zwischen  anerkannten  Thatsachen, 
sondern  auch  mit  der  Feststellung  dieser  Thatsachen  selbst  zu  beschäf- 
tigen hatte,  BO  gewinnt  mau  erst  ein  richtiges  Bild  von  der  Größe  der 
ihr  gestellten  Aufgabe.  Von  einer  vollständigen  Lösung  derselben  kann 
dabei  natürlich  keine  Bede  sein.  Es  kann  sich  nur  um  die  Gewinnung 
eines  für  praktische  Zwecke  hinlänglich  gesichteten  Thatsachenmateriales 
handeln  und  um  die  Aufdeckung  der  Hauptrichtungen , in  welchen 
durch  die  Selbstthätigkeit  der  Einzelnen  oder  durch  Eingriffe  der  Regierung 
eine  Besserung  von  erkannten  Übelständen  zu  erwarten  ist.  Allen  Er- 
hebungen wird  daher  eine  gewisse  Unvollständigkeit  innewohnen  und  aus 
diesem  Grunde  wird  es  auch  nicht  zu  vermeiden  sein,  daß  subjeotive 
Meinungen  die  Urteile  beeinflussen.  Meiner  Ansicht  nach  hat  der  Bericht 
der  Minorität  den  Thatsachen,  welche  im  Laufe  der  Verhandlungen  der 
Kommission  vorgeführt  worden,  mehr  Rechnung  getragen.  Jedenfalls 
zeigt  er  von  einer  größeren  Schärfe  des  Urteils  und  Entschiedenheit  der 
Ansichten.  Ich  werde,  soweit  es  nicht  nötig  ist,  den  gegensetzlichen  Stand- 
punkt der  beiden  Parteien  hervorzuheben,  mich  auf  die  Ausführungen  des 
Minoritätsberichtes  stützen. 

Keine  wesentliche  Verschiedenheit  besteht  in  den  Berichten  in 
bezug  auf  die  Aiiffassung  der  thatsächlichen  Lage  der  englischen 
Volkswirtschaft.  Nach  den  übereinstimmenden  Anschauungen  aller  Mit- 
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glieder  der  Eommission  ergaben  die  gehörten  Zeugenaussagen  iind  yorge- 
legten  schriftlichen  Berichte: 

Daß  Handel  und  Industrie  im  Lande  sich  in  einem  Zustande  befin- 
den, welcher  als  „gedrückt“  bezeichnet  zu  werden  verdient; 

Daß  unter  diesem  gedrückten  Zustande  zu  verstehen  ist  eine  Ver- 
minderung, in  einzelnen  Fällen  ein  vollständiges  Fehlen  der  Gewinne  mit 
einer  entsprechenden  Verminderung  in  der  Beschäftigung  der  arbeitenden 
Klassen ; 

Daß  weder  der  Umfang  des  Handels  noch  der  Betrag 
des  in  demselben  angelegten  Kapitales  sich  wesentlich  vermindert  hat, 
wenn  auch  das  letztere  in  vielen  Fällen  in  seinem  Werte  zurück- 
gegangen ist; 

Daß  dieser  gedrückte  Zustand  von  Handel  und  Industrie  ungefähr 
mit  dem  Jahre  1875  beginnt  und,  mit  Ausnahme  einer  kurzen  Periode 
der  Prosperität^von  1880 — 83  für  einzelne  Gewerbe,  gleichmäßig  im  Um- 
fange imd  der  Größe  des  Druckes  andauert. 

Einig  ist  man  auch  darüber,  daß  die  wirtschaftliche  Not  sich  am 
fühlbarsten  mache  in  der  Landwirtschaft  und  den  Bergwerksbetrieben, 
daß  von  der  allgemeinen  Gewinnlosigkeit  der  Untemehmiingen  die  Detail- 
händler ausgenommen  sind  und  daß  in  hervorragenden  Gewerbebetrieben 
eine  Verminderung  oder  unregelmäßige  Beschäftigung  der  Arbeiter  statt- 
findet. Für  die  Lage  der  letzteren  ist  es  insbesondere  bezeichnend,  daß 
die  Zahl  der  Arbeiter,  welche  in  der  Landwirtschaft  Beschäftigung  fibaden, 
seit  1874  ungemein  abgenommen  hat,  die  Aufsaugungsfähigkeit  der  großen 
Industrien,  insbesondere  der  Textilindustrie,  aber  ebenfalls  zurüokge- 
gangen  ist 

Während  im  Jahre  1874  noch  3 der  Gesamtbevölkerung  in  der 
Textilindustrie  beschäftigt  waren,  sinkt  das  Verhältnis  im  Jahre  1885  auf 
2,7  ®/ß.  Gegenwärtig  finden  991  863  Personen  ihr  Unterkommen  als  Ar- 
beiter in  diesem  Gewerbezweige,  während  im  Verhältnis  zur  Bevölkerung 
nach  dem  Maßstabe  der  früheren  Jahre  1 094  993  Personen  Unterkommen 
sollten.  Dabei  besteht  ein  Bückgang  der  in  der  Landwirtschaft  Beschäf- 
tigten in  England  imd  Wales  von  14,2  ®/q  auf  11,5  in  Schottland 
von  17,3  ®/q  auf  14,2  ®/q  der  Bevölkerung  in  den  Jahren  1871  bezw. 
1881,  dem  der  ganz  geringe  Aufschwung  in  Irland,  von  40,7  auf  41,1  ®/q, 
nicht  das  Gleichgewicht  halten  kann.  Es  sind  keine  Anzeichen  dafür 
vorhanden,  daß  die  auf  diese  Weise  frei  gewordenen  Arbeitermengen  von 
anderen  Wirtschaftszweigen  aufgenommen  worden  wären.  Steigt  doch  die 
Zahl  der  beschäftigungslosen  Arbeiter  in  einzelnen  Erwerbszweigen,  wie 
im  Schiffsbau,  bis  zu  50  ®/g ! Angesichts  dieses  Umstandes  ist  es  zu 
verwundern,  daß  die  Löhne  im  allgemeinen  sich  auf  der  in  der  günstigen 
Zeit  zu  Beginn  der  siebziger  Jahre  erreichten  Höhe  erhalten  haben.  Die 
Unsicherheit  wad  Mangelhaftigkeit  der  Beschäftigung  trägt  aber  natürlich 
trotzdem  dazu  bei,  die  Lebensstellung  der  Arbeiter  zu  verschlechtern. 

Unter  den  Ursachen,  welchen  der  gedrückte  Zustand  von  Handel 
und  Gewerbe  zugesohrieben  wird,  nehmen  die  folgenden  die  erste  Stelle 
ein:  1.  Überproduktion.  2.  Der  andauernde  Preisfall  infolge  der  Ver- 
schiebung des  Wertverhältnisses  von  Gold  und  Silber.  3.  Die  Schutz- 
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Zölle  und  Exportprämien  fremder  Staaten.  4.  Ausländische  Konkurrenz 
in  England,  wie  auf  neutralen  Märkten.  5.  Billigere  Transportkosten  im 
Auslande.  6.  Die  Arbeiterschutzgesetzgebung  in  England.  7.  Die  bessere 
technische  Erziehung  der  Arbeiter  im  Auslande.  Dieser  letztere  Fuukt 
erhält  mit  Becht  im  Bericht  der  Minorität  eine  allgemeinere  Fassung, 
indem  auch  die  Unternehmer  durch  mangelhafte  kaufmännische  und  handels- 
geographische Bildung  vielfach  das  Obsiegen  fremder  Konkurrenz  ver- 
schulden. Als  Nebenursachen  werden  dann  noch  angeführt:  das  Anwach- 
sen der  Steuerlasten,  der  Mangel  eines  genügenden  Marken-  und  Muster- 
schutzes, unzureichende  Information  über  die  Bedür&isse  der  ausländischen 
Märkte,  über  die  Änderungen  fremder  Zolltarife  imd  anderer  die  Einfuhr 
von  Waren  in  ausländisches  Gebiet  betreffender  Satzungen. 

Auch  in  bezug  auf  die  Mittel  zur  Abhülfe  herrscht  unter  den 
beiden  Parteien  in  einer  Beihe  von  Fragen  große  Uebereinstimmung. 
Yon  allen  Seiten  wird  in  den  Vordergrund  geschoben  die  Notwendigkeit, 
eine  Produktionskosten  Verminderung  herbeizuführen,  soweit  dies  thunlich 
ist  ohne  eine  Schädigung  der  arbeitenden  Klassen.  Es  wird  den  eng- 
lischen Kaufleuten  und  Industriellen  die  größte  persönliche  Sorgfalt  und 
Kräfteanspannung  zur  Überwindung  der  fremden  Konkurrenz  empfohlen. 
Großes  Gewicht  wird  gelegt  auf  die  Erschließung  neuer  Märkte  und  auf 
weitgehendste  Anpassung  an  die  bei  den  Konsumenten  hervortretenden  Be- 
sonderheiten in  den  Bedürfiaissen  und  die  Art  ihrer  Befriedigung.  Mit 
dem  Wunsche  einer  Hebung  der  technischen  und  kommerziellen  Erzie- 
hung wendet  man  sich  bereits  an  die  Begierung,  während  das  Erlernen 
fremder  Sprachen  noch  in  den  Eireis  des  durch  Selbstthätigkeit  zu  Ge- 
winnenden gehört.  Ein  Eingreifen  der  Gesetzgebung  wird  gewünscht  mit 
Bücksicht  auf  eine  Erweiterung  des  Marken-  und  Musterschutzes,  zur 
Verhinderung  der  Gründung  schwindelhafter  Aktiengesellschaften,  wie  zur 
besseren  Überwachung  derselben,  zur  Beförderung  von  Kanalbauten  in 
England,  zur  Einflußnahme  auf  den  Bau  neuer  Eisenbahnen  uud  von  Ka- 
nälen. Verbesserung  der  heimischen  Industrie-  und  Handelsstatistik  wird 
der  Begierung  empfohlen,  desgleichen  eine  solche  der  Berichterstattung 
der  diplomatischen  und  konsularen  Vertreter  Englands  in  bezug  auf  Wirt- 
schaftsverhältnisse. Nur  in  einer  Frage  sind  Majorität  und  Minorität 
nicht  einig  und  diese  betrifft  die  gegen  die  fremde  SchutzzoUgesetzgebung 
zu  ergreifenden  Maßregeln.  Der  Bericht  der  Majorität  berührt  diesen 
wichtigen,  vielleicht  wichtigsten  Punkt  gar  nicht,  der  der  Minorität  und 
einige  Spezialerklärungen  wünschen  einen  Betorsionszoll. 

Zu  den  bemerkenswertesten  Thatsachen,  welche  aus  diesem  allgemei- 
nen Ergebnisse  der  Verhandlungen  und  Beobachtungen  der  kgl.  Kommission 
hervorgehen,  gehört  meiner  Ansicht  nach  jene,  welche  zur  Charakterisie- 
nmg  der  gegenwärtigen  Lage  der  englischen  Volkswirtschaft  an  die  Spitze 
gestellt  wurde.  Es  ist  keine  oder  doch  keine  wesentliche  Verminderung 
im  Umfange  der  Produktion  und  des  Handels  zu  bemerken,  es  ist  die 
Gütermenge  nicht  gesunken,  welche  der  Befriedigiing  menschlicher 
Bedürfnisse  zugeführt  werden  kann.  Es  hat  im  Gegenteile  in  vielen  Fällen 
ein  andauerndes  Wachstum  der  produzierten  oder  vom  Handelsverkehre 
bewältigten  Gütermengen  stattgefunden,  das  stetig  das  Maß  des  Bevölke- 
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rungswachstams  überholt  hat.  Es  ist  somit  die  objektive  Möglichkeit  einer 
Yerbessernng  der  allgemeinen  Lage  gegeben.  Allein  diese  steigende  Güter- 
masse  trifft  mit  einer  Einkommensverteilung  zuseunmen,  die  das  Ergebnis 
vorausgegangener  Wirtschaftsperioden  und  anderer  Produktionsverhältnisse 
ist  Innerhalb  der  einzelnen  das  Einkommen  beziehenden  Wirtschaften 
findet  die  Zuwendung  der  Einkommensteile  zur  Bedürfnisbefriedigung  nach 
hergebrachtem  Maße  statt.  Es  ist  klar,  daß  die  sofortige  Aufnahme  der 
vermehrten  Gütermengen  unter  diesen  Umständen  nicht  stattfinden  kann, 
daß  vielmehr  erst  durch  eine  Wertverminderung  derselben  ihre  Einreihung 
in  den  hergebrachten  Einkommens-  und  Bedtirfhisrahmen  erfolgt.  Diese 
Wertverminderung,  welche  im  Preisfall  der  Güter  ihren  Ausdruck  findet, 
übt  nun  aber  einen  Rückschlag  aus  auf  die  Produzenten,  der  sich  in  zwei 
Richtungen  zu  äußern  vermag,  ln  vielen  Fällen  fuhrt  die  Wertverminde- 
rung des  Produktes,  der  Preisrückgang  zur  Unmöglickeit,  die  Produktion 
weiterzuführen.  Der  Produzent  findet  seine  Produktionskosten  nicht  ge- 
deckt und  erleidet  einen  Verlust,  der  unter  Umständen  seinen  Bankerott 
bedeutet.  Wenn  er  aber  selbst  diesem  entgeht,  so  ist  er  doch  nicht  in 
der  Lage  weiter  zu  produzieren,  wenn  nicht  die  Produktionsmittel  der 
Wertsenkung  des  Produktes  folgen,  mithin  seine  Produktionskosten  sich 
erniedrigen.  Dies  ist  aber  regelmäßig  nur  bei  einem  Teile  seiner  Pro- 
duktionsmittel, namentlich  bei  dem  nur  in  dieser  Produktion  zu  verwen- 
denden''Rohmaterial  der  Fall.  Die  übrigen,  wie  Arbeitskräfte,  gewisse 
Werkzeuge  u.  s.  w.,  welche  auch  in  anderen  Produktionsrichtungen  Ver- 
wendung finden,  setzen  einer  solchen  Wertverminderung  kürzeren  oder 
längeren* Widerstand  entgegen,  ln  anderen  Fällen  wird  zwar  die  Produk- 
tion fortgefdhrt,  ohne  daß  aber  die  Berechnung  eines  Gewinnes  auf  das 
in  der  Produktion  stockende  Kapital  stattfinden  könnte.  In  einem  solchen 
Falle  tritt  eine  Wertverminderung  des  Kapitals  ein,  welche  zu  einer  Ver- 
änderung der  Produktion,  zu  einem  wirklichen  Verluste  bei  stattfindender 
Veräußerung  des  Unternehmens  führt.  Alle  diese  Umstände  nun  bewirken 
aber  natürlich  eine  Einkommensverschiebung,  deren  Tendenz  man  damit 
bezeichnet,  daß  man  sagt,  die  Lage  der  Personen  mit  einem  festen  Ein- 
kommen, sowie  jener  mit  einem  Arbeitseinkommen  verbessere  sich  durch 
die  Verbilligung  der  Produkte,  die  der  Produzenten,  sowie  — durch  Über- 
tragung — der  Kapitalrentner  verschlechtere  sich.  Natürlich  treten  mannig- 
fache Hindernisse  der  glatten  Ausgleichung  in  diesem  Sinne  entgegen, 
namentlich  ist  es  ja  bekannt,  daß  die  Arbeiter  während  des  stets  längere 
Zeit  dauernden  Übergangsstadiums  in  die  schwersten  Nachteile  versetzt, 
werden.  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  betrachtet,  würde  sich  England 
nur  im  Übergange  in  einen  billigeren  Prodnktionszeitraum  befinden. 

In  der  That  zeigt  ein  Blick  auf  die  Bewegung  des  Volkseinkommens, 
daß  ein  Rückgang  desselben  im  Ganzen  nicht  zu  bemerken  ist,  also 
nur  Verschiebungen  innerhalb  der  einzelnen  Klassen  stattgefunden  haben. 
Es  betrug  das  gesamte  zur  Incometax  veranlagte  Einkommen  in  Groß- 
britannien 
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im  Jahre 

auf  den  Kopf 
der 

Bevölkerung  £ 

im  Jahre 

auf  den  Kopf 
der 

Bevölkemng  £ 

im  Jahre 

auf  den  Kopf 
der 

Bevölkerung  £ 

1870 

14.4 

1875 

17,6 

1880 

16,9 

1871 

14.9 

1876 

17.7 

1881 

17.0 

187* 

15.» 

1877 

17.8 

1882 

17.* 

1873 

16,1 

1878 

17.3 

1883 

17.4 

1874 

17.1 

1879 

17.1 

1884 

17.6 

Darchschnitt 

15.6 

Durchiichnitt 

17.4 

Durchschnitt 

17,8 

In  den  Jahren  1885  und  1886  zeigt  sieh  eine  Stetigkeit  der  £in- 
kommenshöhe.  Sie  bleibtauf  dem  Durchschnitte  von  17,6  £ auf  den  Kopf 
der  Bevölkerung.  Überblicken  wir  die  Entwickelung,  so  sehen  wir  einen 
großen  Aufschwung  bis  zur  Mitte  der  siebziger  Jahre,  dann  einen  Bück- 
schritt,  von  welchem  England  sich  aber  gegenwärtig  bereits  wieder  erholt 
hat.  Der  Stillstand,  welcher  in  der  Einkommensbewegung  in  den  letzten 
Jahren  eingetreten  ist,  läßt  sich  mit  gutem  Grunde  aus  dem  Preisfall  er- 
klären und  kann  daher  zu  einer  ungünstigen  Auslegung  der  Zahlen  wohl 
nicht  benützt  werden.  Zudem  müßte  eine  Erhöhung  der  Ziffern  vom  Jahre 
1876  an  vorgenommen  werden,  da  seit  diesem  Jahre  die  Einkommen 
zwischen  100  und  150  £ steuerfrei  sind,  mithin  diese  Kategorie  von 
Einkommen  zwar  in  den  früheren  Jahi^ängen,  nicht  aber  in  den  späteren 
enthalten  ist. 

Das  zur  Incometax  herangezogene  Einkommen  wird  bekanntlich  in 
fünf  Klassen  veranlagt.  Innerhalb  derselben  ist  die  Bewegung  eine  durch- 
aus verschiedene.  Schedula  A umfaßt  das  Einkommen  aus  Grund  und 
Boden.  Während  nun  die  Landwirtschaft  ein  fortwährend  sinkendes  Ein- 
kommen aufweist,  so  daß  die  Veranlagung  im  Jahre  1885  mit  65  Mill.  £ 
bereits  um  5 Mill.  hinter  jener  des  Jahres  1880  zurticksteht  und  auf  den 
Stand  des  Jahres  1872  gesunken  ist,  ergiebt  der  Häuserbesitz  ein  stetig 
wachsendes  Einkommen,  das  von  88  Mill.  £ im  Jahre  1872  auf  128,4MilL^ 
im  Jahre  1886  steigt.  Diese  Steigerung  in  der  Einkommensgröße  des 
Häuserbesitzes  hebt  aber  keineswegs  den  Bücksohritt  der  Landwirtschaft 
auf.  Sie  wird  zu  einem  nicht  unbeträchtlichen  Teile  auf  ein  Wachstum 
der  Häuserrente  zurückzuführen  sein,  bedeutet  also  keine  Steigerung  der 
Produktionskraft  der  Nation.  Der  Bückschritt  der  Landwirtschaft  aber  ist 
eine  Schwächung  derselben.  Hier  könnte  man  es  nun  mit  einer  Verschie- 
bung der  Produktions-  und  Einkommensverhältnisse  zu  gunsten  der  Indu- 
strie zu  thun  haben.  Allein  die  letztere  klagt  ebenfalls  über  Bückschritte  und 
zwar  nicht  mit  Unrecht.  Dadurch  tritt  eine  Verschiebung  in  den  Produk- 
tions- und  Einkommensverhältnissen  zu  tage,  die  sich  nicht  bloß  innerhalb 
Englands  vollzieht,  sondern  über  dasselbe  hinaiis  in  andere  Länder  und 
Erdteile  greift.  Die  Schwächung  der  englischen  Landwirtschaft  führt  nicht 
zu  einer  in  gleichem  Maße  vor  sich  gehenden  Produktionssteigerung  der 
englischen  Industrie  behufs  Beschaffung  der  Agrarprodukte,  denn  dieser 
Produktionssteigerung  legen  sich  hemmend  die  ausländische  Konkurrenz, 
Schutzzölle  u.  s.  w.  in  den  Weg.  Was  von  dem  Bückgang  der  englischen 
Landwirtschaft  für  England  zurückbleibt,  ist  wesentlich  die  Abnahme  der 
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Kaufkraft  der  ländlichen  Bevölkerung,  Pächter  und  Landeigentümer.  Wir 
sehen  bereits  hier,  daß  der  entscheidende  Funkt  in  der  gegenwärtigen 
Lage  nicht  in  der  Verschiebung  innerer  Wirtsche^verhältnisse,  sondern  in 
den  Beziehungen  zum  Auslande  gelegen  ist 

Schedula  B veranlagt  die  Pächtergewinne.  Da  dies  aber  nach 
einem  bestimmten  Verhältnis  zu  den  Veranlagungen  des  landwirtschaftlichen 
Einkommens  unter  Schedula  A geschieht,  die  thatsächlichen  Verhältnisse 
daher  keine  Berücksichtigung  finden,  sind  die  betreffenden  Angaben  wert- 
los. Unter  Schedula  C werden  die  Zinsen  und  Jahresrenten  aus 
öffentlichen  Kassen  versteuert.  Sie  erreichten  1884  eine  Höhe  von  41  Mill.i^ 
gegen  42  Mill.  £ im  Jahre  1874,  weisen  somit,  namentlich  unter  Berück- 
sichtigung der  Bevölkerungsvermehrung  einen  Abgang  auf.  Schedula  E 
umfaßt  das  Einkommen  von  Personen  in  öffentlichem  Dienstver- 
hältnis. Dasselbe  ist  von  30  Mill.  £ im  Jahre  1877  auf  38  Mill.  £ 
im  Jahre  1885  gestiegen.  Diese  Zunahme  ist  für  die  Lage  der  Volks- 
wirtschaft natürlich  unmaßgeblich. 

Die  wichtige  Kategorie  des  gewerblichen  Einkommens, 
welches  unter  Schedula  D veranlagt  wird,  umfaßt  beinahe  die  Hälfte  des 
ganzen  steuerbaren  Einkommens  und  ist  bei  dem  überwiegenden  Handels- 
und  industriellen  Charakter  der  englischen  Volkswirtschaft  von  ausschlag- 
gebender Bedeutung  für  die  Beurteilung  der  Gesamtlage.  Die  Bewegung 
des  Einkommens  in  dieser  Gruppe  wird  nach  ihrer  absoluten  Größe,  wie 
nach  ihrem  Verhältnisse  zur  Bevölkerungsgröße  durch  die  folgende  Über- 
sicht dai^ethan. 

Es  betrug  das  nach  Schedula  D veranh^te  Einkommen 


im  Jahre 

Mill. 

£ 

auf  d.Kopf 
der  Be- 
völkerung 
£ 

im  Jahre 

Mill. 

£ 

aof  d.  Kopf 
der  Be- 
völkerung 

£ 

1866—69 

168 

5,6 

1880 

249 

7.8 

(Durchschnitt) 

1881 

255 

7,4 

1870 

178 

5i8 

1882 

267 

7,7 

1872 

203 

6,4 

1883 

279 

7,9 

1874 

250 

7,8 

1884 

291 

8.» 

1870—74 

210 

6,7 

1880—84 

268 

7,7 

(Durchschnitt) 

(Durchschnitt) 

1876 

272 

8,3 

1885 

293 

8,1 

1878 

261 

7,8 

1879 

257 

7,6 

1876—79 

263 

7,9 

(Durchschnitt) 

Das  Ergebnis  ist  hier  im  ganzen  dasselbe,  wie  bei  Betrachtung  des 
Gesamteinkommens.  Nach  einem  Bückschritte  zu  Ende  der  siebziger  Jahre 
scheint  eine  Periode  der  Erholung  eingetreten  zu  sein  und  die  relative 
Größe  des  gewerblichen  Einkommens  nähert  sich  wieder  jener  des  obenan- 
stehenden Jahres  1876.  Aber  die  Progression  des  Fortschrittes  ist  nicht 
mehr  dieselbe.  Während  der  Durchschnitteertrag  von  1875 — 79  den  des 
vorangegangenen  Quinquenniums  um  25,2  übersteigt,  beträgt  das  Wachs- 
tum der  letzten  fünf  Jahre  nur  1,9  Die  Einkommensgröße  muß  natür- 
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lieh,  wenigstens  verhältnismäBig,  zurückgegangen  sein,  da  ja  der  PreisMl 
der  Waren  im  letzten  Qmnqaennium  ein  bedeutender  gewesen  ist  und  im 
Einkommen  der  gewerblichen  Unternehmer,  Bohstoffproduzenten  u.  s.  w.  zum 
Ausdruck  kommen  muß.  Ich  gebe  im  folgenden  eine  Übersicht  über  die 
Ausfuhrwerte  und  Ausfuhrmengen  einer  Reihe  Ton  Waren  in  den  Zeit- 
räumen  1865 — 69  und  1880 — 84  unter  Berechnung  der  prozentuellen  Zu- 
nahme bezw.  Abnahme  der  Mengen  und  Werte.  Bas  MißTerhältnis  ist 
ein  augenfälliges. 


G^etiatand 

der 

Ausfuhr 

I j"i  - -p  r Ti— ~TT~i  r 

Durchschnitts  menge 

+ 1 
s s 

Durch. 

Schnitts* 

wert 

1865—  1880— 
69  ‘ 84 

4)  ^ 

s a 

M J= 

I86Ö— 69 

1880—84 

Ott 

c 5 
N < 
i“  "/a 

et  et 

= 5 

S 

N < 

i«  •/, 

Baiunwulleitgarne 

150.91 

Mill.  Pfund 

248,88  Mill.  Pfund 

+ 64,9 

13.64 

13,05 

— 3,6 

Baum  wollen.*)  tofTc 
Bedruckte  Bauinwol- 

1769.0» 

,,  Ellen 

3122,»»  „ Ellen 

+ 76,6 

t^,46 

34.28 

+ 9,0 

lenstoffe 

00 

c 

1371.00  n 1. 

■+-  56,9 

19.37 

21,05 

+ 8,7 

Lciiienstoflc 

218, K8 

ti 

156,73  „ 

— 25,7 

6,81 

4.56 

- 3:1,0 

Wollstoffe 

227, Of> 

n 

1 93,11 

— 14,8 

13.40 

7.64 

- «,0 

Roheisen 

575  Tausend  Tonnen 

1541  Tausend  Tonnen 

+ 168,0 

1,68 

4.26 

+i5:{,6 

Eiserne  Schienen 

597 

1t  ?t 

830  „ n 

+ 39,0 

4.90 

5.46 

+ 11,4 

Verzinntes  Eisenblech 

80 

>»  1? 

257  M H 

+221.3 

1,97 

4,54 

+ 130,5 

Nur  wenige  der  Oüteigruppen , wie  Leinen-  und  Wollstoffe  zeigen 
einen  Abfall  im  Umfang  der  Ausfuhr.  Die  meisten  weisen  vielmehr  eine 
bedeutende  Steigerung  auf;  aber  die  Wertsteigerung  hält  mit  der  Produk- 
tionsausdehnung nicht  Schritt  Am  auffallendsten  ist  dies  wohl  in  der 
Baumwollenindustrie,  bei  der  eine  Ausdehnung  der  Ausfuhr  im  Durchschnitt 
der  Jahre  1880 — 84  um  drei  Viertel  der  Ausfuhnnengen  im  Zeitraum 
1865 — 69  eine  Wertsteigerung  von  nur  einem  Siebentel  hervorruft  Hier 
übertrifft  das  Wachstum  der  Quantität  um  das  Fünffache  das  Wachstum 
des  Wertes.  Im  Durchschnitt  ergiebt  sich  für  sämtliche  oben  angeführte 
Erzeugnisse  ein  Wachstum  der  Ausfuhrmengen  um  73  während  der 
Wert  nur  um  29  zunimmt.  Es  wäre  natürlich  eine  oberflächliche 
Übertragung  eines  für  manche  Einzel  kommen  richtigen  Prinzipes,  wenn 
man  den  Geldaasdruck  des  gesamten  gewerblichen  Einkommens  nach 
Maßgabe  der  etwa  ermittelten  durchschnittlichen  Wertverminderung  aller 
Waren  erhöhen  wollte;  allein  sicherlich  müßte  diesem  Umstande  Rechnung 
getragen  werden,  wollte  man  eine  exakte  Vei^leichung  der  Einkommens- 
größe durchführen.  Es  kann  daher  das  geringe  prozentuelle  Verhältnis  der 
Zunahme  des  gewerbUchen  Einkommens  im  letzten  Quinquennium  keineswegs 
den  Maßstab  abgeben  für  die  wirkliche  Entwickelung  der  gewerblichen 
Thätigkeit  Die  letztere  ist  günstiger,  als  die  Ziffern  es  darthun. 

Eine  Auflösung  des  ganzen  unter  Schedula  D zusammengefaßten  Ein- 
kommens wäre  außerordentlich  wünschenswert,  denn  es  liegt  ja  klar  zu 
tage , daß  die  einzelnen  Handels-  und  Gewerbsrichtungen  entgegengesetzte 
Bewegungen  aufweisen  können  und  auch  thatsächlich  aufweisen.  Es  ist 
aber  nur  in  beschränktem  Maße  möglich,  dieselben  zu  verfolgen.  Nur  als 
Beispiel  für  die  Verschiedenheit  der  Entwickelung  möge  die  unten  stehende 
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Tafel  dienen,  welche  die  Zahl  der  Unternehmungen,  die  Hauptaumme  des 
Einkommens  und  die  durchschnittliche  Größe  des  letzteren  für  Bergwerke, 
Eisenwerke  und  Gaswerke  vergleicht 


Bergwerke 

Eisenwerke 

■ - j-  — - 

Gaswerke 

Jahr 

Haupts. 
Mill.  £ 

Zahl  d. 
Veraul. 

Durch- 
sehn.  E. 
£ 

Haupts. 
Hill.  £ 

Zahl  d. 
Veranl. 

Dureb- 
sebn.  E. 
£ 

Haupts. 
Mill.  £ 

Zahl  d. 
Veranl. 

Durch- 
schn.  E. 
£ 

1865—69 

5.3 

— 

— 

2,0 

_ 

— 

2,0 

— 

(Durchtchnitt) 

1874 

10,5 

3064 

3441 

7.2 

335 

21546 

2,7 

1449 

*839 

1876 

14,6 

3067 

4765 

3.9 

306 

12600 

3.0 

1491 

2032 

1878 

12,9 

2777 

4645 

2,3 

r3o6 

7565 

3.9 

*555 

2522 

1880 

7.5 

2488 

3015 

1,7 

286 

6016 

4.2 

*585 

2634 

1882 

6,7 

2527 

2662 

2,9 

254 

"435 

4.6 

1607 

2887 

1884 

7.1 

2432 

2904 

3.0 

292 

10310 

4,9 

1616 

3010 

1885 

7.3 

— 

— 

2,8 

— 

— 

5.0 

— 

— 

Bergwerke  und  Eisenwerke  zeigen  einen  bedeutenden  Rückgang  in 
der  Zahl  der  Unternehmungen  und  dennoch  auch  im  Durchschnittseinkom- 
men der  verminderten  Anlagen  eine  Abnahme,  während  die  Gaswerke  eine 
Vermehrung  der  Unternehmungen  und  eine  Verbesserung  der  durchschnitt- 
lichen Lage  derselben  aufweisen.  Gegenüber  dem  Höchststand  des  Einkom- 
mens aus  Berg-  und  Eisenwerken  in  den  Jahren  1874  und  1876  zeigen 
sie  in  der  Gegenwart  eine  Abnahme  um  70  und  50  Bei  der  hohen 

absoluten  wie  symptomatischen  Bedeutung  für  die  Lage  zahlreicher  anderer 
gewerblicher  Unternehmungen,  welche  der  Kohlen-  und  Eisenproduktion  in 
England  zukommt,  ist  die  Thatsache  einer  Verschlechterung  ihrer  Lago 
von  Wichtigkeit.  In  der  Quantität  der  Produktion  ist  eine  Verminderung 
erst  in  den  letzten  Jahren  bemerkbar.  Es  wurden  gewonnen 


im 

Durchschnitt 

der 

Jahre 

Kohle 

Eisen 

Gesamte 

Produktions- 

menge 

Mill.  Tonnen 

Auf  den 
Kopf  der 
Bevölkerung 

Tonnen 

Gesamte 

Produktions- 

menge 

Mill.  Tonnen 

Auf  den 
Kopf  der 
Bevölkerung 
Tonnen 

1866—59 

66 

4.00 

3.5 

0,13 

1860—64 

85 

2,91 

4.1 

0,14 

T866— 69 

103 

3.39 

4.9 

0,16 

1870—74 

120 

3.79 

6,4 

0,20 

1875-79 

*33 

3.97 

6,4 

0,19 

1880—84 

*56 

4.43 

8,1 

0,83 

Die  Zahlen  zeigen  einen  bedeutenden  Fortschritt  in  der  absoluten 
Größe  der  Produktion,  sowie  mit  Rücksicht  auf  das  Bevölkorungswachstum. 
In  der  That  aber  ist  die  Kohlen-  und  Eisengewinnung  seit  dem  Jahre  1883 
bezw.  1882  im  Rückgänge.  Es  betrug  die  gewonnene  Menge  in  Millionen 
Tonnen 
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Kohle 

Eisen 

1882 

*56 

8,6 

1883 

164 

8,5 

1884 

161 

7.8 

1886 

159 

7.8 

1886 

->) 

6,7 

Diese  Abnahme  ist  um  so  beachtenswerter,  als  sie  kein  Seitenstück  in 
der  ganzen  Produktionsbewegung  seit  1855  hat.  Es  kommen  zeitweilig 
kleinere  Rückschritte  vor,  dooh  niemals  hält  die  abnehmende  Tendenz  durch 
vier  oder  fünf  Jahre  an.  Es  waren  kleine  Unterbrechungen  in  dem  all- 
gemeinen Fortschrittsgange.  Es  ist  kaum  zulässig  diese  optimistische  Auf- 
fassung, gleich  dem  „Economist^*,  auch  von  der  oben  konstatierten  Rück- 
wärtsbewegung zu  hegen.  Die  englische  Industrie  wird  in  dem  Maße 
weniger  elastisch  und  ausdehnungsfähig,  als  sie  äußeren  Hemmnissen  stär- 
keren Grades  begegnet  Ein  solches  Hemmnis  ist  vor  allem  der  energische 
und  organisierte  Mitbewerb  anderer  Nationen  in  den  wirtschaftUohen  Be- 
ziehungen. Es  äußert  sich  in  dem  verhältnismäßig  rascheren  Wachstum 
der  Produktionsmengen  in  fremden  Staaten.  Dies  zeigt  in  bezug  auf  Kohle 
die  Gegenüberstellung  der  im  Jahre  1870  und  der  im  Jahre  1885  gewon- 
nenen Mengen,  wie  sie  die  folgende  Tafel  giebt 


Produktionsgebiet 

1870 
in  Mill. 

1885 

Tonn. 

Zu- 

nähme 

in 

“/a 

Produktionsgebiet 

1870 
in  Mill. 

1885 

Tonn. 

Zu- 

nahme 

in 

0/ 

10 

Grofsbritannien 

109,0 

>59.3 

46 

Frankreich 

13.3 

21,0 

57 

Vereinigte  Staaten 

35.4 

96,9 

173 

Belgien 

13.« 

17.3 

27 

Deutschland 

26,3 

60,0 

128 

Österreich 

4.2 

7.i>) 

69 

Nur  Belgien  steht  daher  in  dem  Maße  des  Fortschrittes  hinter  Eng- 
lemd  zurück , alle  anderen  Staaten  zeigen  ein  verhältnismäßig  stärkeres 
Wachstum  ihrer  Produktionsmengen.  Absolut  allerdings  hält  England  noch 
immer  den  beiden  ihm  am  nächsten  kommenden  Staaten,  Deutschland  und 
den  Vereinigten  Staaten,  zusammengenommen  das  Gleichgewicht.  Allein 
die  Stärke  des  Emporwachsens  dieser  zeigt  an,  daß  ihre  Produktionsföhig- 
keit  eine  große  ist.  Die  Monopolstellung,  welche  es  England  in  früherer 
Zeit  möglich  mfmhte,  sich  von  Produktionsrückgängen  rasch  wieder  zu  er- 
holen, ist  gebrochen.  Die  Weltmärkte  sind  nicht  mehr  ein  Operations- 
gebiet der  englischen  Industriellen  allein,  sie  finden  in  ihrem  Ausdehnungs- 
bestreben den  Widerstand  der  Produktionskräfte  anderer  Staaten,  welche 
den  gleichen  Raum  auszufüllen  bem^t  sind. 

Zum  Teil  haben  diese  Staaten  den  Kampf  erfolgreich  bestanden  auf 
dem  Gebiete  der  Eisenindustrie.  Die  Jahre  1878 — 1883  bezeichnen  die 
Zeit  der  gewaltigen  Ausdehnung  der  Eisenindustrie.  Von  13,9  Mill.  Tonnen 
stieg  die  Eisenproduktion  auf  21  Mill.  Tonnen,  also  um  50  in  den 
bedeutensten  eisenproduzierenden  Staaten  der  Erde.  Seither  hat  eine 


1)  Nach  dem  Supplement  to  the  Economist  1887  No.  2269  S.  29.  beträgt  die 
Ausbeute  1886  wahrscheinlich  wieder  etwas  weniger  als  im  Jahre  1885. 

2)  Angabe  für  das  Jahr  1884. 
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Minderung  stattgefunden  um  etwa  12,5  indem  die  Gewinnung  im 
Jahre  1885  auf  18,7  Mill.  Tonnen  geschätzt  wird.  England  hat  in  der- 
selben Zeit  aber  seine  Produktion  um  14,3  verkürzt,  sie  fiel  von 

8,4  Mill.  Tonnen  auf  7,2  Millionen.  Dieser  Rückgang  beträgt  also  un- 
gefähr 50  der  allgemeinen  Einschränkung,  so  daß  dieselbe  wesentlich 
auf  Kosten  Englands  vor  sich  ging.  Seither  ist  eine  weitere  Produktions- 
verminderung eingetreten,  während  in  anderen  Staaten,  namentlich  in  den 
Vereinigten  Staaten  eine  bedeutende  Ausdehnung  stattgefunden  hat  Es 
betrug  die  Produktion  in 


1870 

1882 

1883 

1884 

1885 

1886 

Orofsbritannien 

5.9 

8,4 

8,4 

7,6 

7.» 

6,2 

HUI. 

Tonnen 

Vereinigte  Staaten 

1,6 

4,9 

4.5 

4,0 

4,0 

S16 

M 

11 

Deutschland 

1,3 

3.1 

3.3 

3.6 

3.8 

3,4 

1» 

Die  Vereinigten  Staaten  stehen  heute  etwa  da,  wo  England  im  Jahre 
1870  stand.  Darüber  hinaus  ist  England  nur  um  etwa  13,5  ge- 
wachsen, während  die  Vereinigten  Staaten  ihren  Standpunkt  im  Jahre  1870 
um  250  überschritten  haben.  Deutschland  hat  gegenwärtig  ungefähr 
die  Produktionsmenge  Englands  im  Jahre  1855,  ist  aber  über  1870  doch 
umrund  170  gewachsen.  Diese  Beispiele  werden  dargethan  haben,  daß  der 
auch  in  den  Einkommensteuerveranlagungen  festzustellende  Rückgang  der 
Berg-  und  Eisenwerke  mit  dauernd  wirkenden  Ursachen  zusammenhängt, 
welche  nicht  lokal  begrenzt  sind.  Auch  in  diesem  Falle  werden  wir  auf 
die  internationalen  Wirtschaftsbeziehungen  hingewiesen,  deren  großartige 
Steigerung  England  in  seinem  wirtschaftlichen  Fortschritte  bedrängt  Es 
tritt  eine  Verschiebung  in  den  Produktionsverhältnissen  ein,  welche  nicht 
Hebung  einer  Klasse  der  Gesellschaft  auf  Kosten  der  anderen  bedeutet, 
sondern  Schwächung  oder  doch  Hemmung  der  Fortschrittsentwickelung 
englischer  Produktionskraft  zu  gunsten  anderer  Staaten. 

Eine  verhältnismäßig  große  Stetigkeit  weist  das  Einkommen  der  Eisen- 
bahngesellschaften auf.  Nicht  in  seiner  absoluten  Größe,  denn  es  wächst 
bis  zum  Jahre  1883  ununterbrochen,  allein  mit  Bezug  auf  das  angelegte 
Kapital.  Es  betrug  für  sämtliche  Eisenbahnen 


im  Darchschnitt 
der  Jahre 

die  Rein- 
einnahme 

des  an- 
gelegten 

im  Jahre 

die  Rein- 
einnahme 

o/o  des  an- 
gelegten 

Mill.  £ 

Kapitals 

Mill.  £ 

Kapitals 

1870—74 

25,93 

4,65 

1882 

33,2 

4,3« 

1875—79 

29,04 

4,31 

1883 

33,69 

4.39 

1880—84 

33,81 

4,29 

1884 

33,3 

4,16 

1886 

32,76 

4,01 

Im  Jahre  1886  wird  eine  weitere  Senkung  der  Einnahmen  der  Eisen- 
bahngcsellschaften  eingetreten  sein,  wenigstens  ist  nach  dem  Economist 
vom  19.  Februar  1887  für  das  genannte  Jahr  ein  Rückgang  bei  fünfeehn 
der  bedeutendsten  englischen  Eisenbahnen  fostgostellt  Man  wird  aus  den 
angeführten  Zahlen  allerdings  noch  nicht  an  eine  große  Abnahme  des  Ver- 
kehrs denken  können.  Es  betrug  die  beförderte  Tonnenmenge  im 

1B81  1888  1883  1884  1885 

Eisenbahnverkehr  247  256,2  266,3  259,3  257,2  Millionen  Tonnen. 
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Ein  Abfall  ist  ja  zu  konstatieren.  Wenn  man  aber  bedenkt,  daß  der 
Frachtverkehr  in  den  zehn  Jahren  1873 — 1883  um  40  ®/(,  gestiegen  war, 
wird  man  der  Verminderung  der  letzten  Jahre  an  und  für  sieh  keine 
allzugroBe  Bedeutung  beizumessen  geneigt  sein.  Noch  weniger  als  im 
Eisenbahnverkehr  ist  ein  starkes  Zurückweiohen  des  Frachtverkehres  auf 
den  Wasserwegen  zu  bemerken.  Der  Schiffsverkehr  bewältigte 

1881  1882  1883  1884  1885 

49«5  52,5  SSt^  53)^  54i0  Millionen  Tonnen. 

Diese  Zahlen  sind  ein  Anzeichen  dafür,  daß  die  Masse  des  Umsatzes 
sich  nicht  wesentlich  verringert  hat.  Es  ist  dies  gewiß  als  ein  günstiges 
Zeichen  für  die  Lage  der  gesamten  Volkswirtschaft  aufzufassen,  wie  anderer- 
seits als  ein  Beweis  dafür,  daß  eine  gedrückte  Lage  der  Verkehrsanstalton 
in  anderen  Verhältnissen  als  in  dem  Geschäftsumsatze  ihren  Grund  haben 
müsse.  Von  einer  solchen  wird  übrigens  nur  seitens  der  Schiffseigentümer 
gesprochen,  während  die  Eisenbahngesellschaften  in  den  Verhandlungen 
der  Kommission  stets  mehr  die  Rolle  des  Angeklagten  spielen.  Es  hat 
vor  kurzem  Nasse  an  dieser  Stelle  die  Klagen  englischer  Rheder  unter 
anderem  auch  auf  Grund  des  von  der  königl.  Kommission  gebotenen  Ma- 
teriales untersucht  und  hierbei  gezeigt,  wie  gerade  auf  diesem  Gebiete 
es  vor  allem  die  Überproduktion  an  Transportmaterial  gewesen  ist,  welche 
zu  dem  starken  Sinken  der  Frachtsätze  und  der  Entwertung  des  Schiffs- 
eigentums führte^).  Ich  kann  dem  vollkommen  zustimmen.  Allein  da- 
neben muß  man  der  Erwägung  Raum  geben,  und  sie  wird  ja  durch  von 
Nasse  angeführte  Thatsachen  unterstützt,  daß  eine  Emanzipation  des  Sce- 
verkehres  der  Nationen  von  der  englischen  Marine  stattündet,  wie  sie  ja 
schon  durch  das  Zurücktreten  der  Stellung  Englands  im . Zwischenhandel 
zum  Ausdruck  kommt  ^).  Es  tritt  hier  die  immer  und  immer  wieder  zu 
betonende  Erscheinung  hervor,  daß  die  in  Englands  Volkswirtschaft  zu 
bemerkenden  Rückschritte  an  und  für  sich  betrachtet  noch  keinen 
besorgniserregenden  Charakter  angenommen  haben,  ihren  Emst  vielmehr 
erst  durch  das  daneben  fortschreitende  Emporwachsen  jugendlicher  Volks- 
wirtschaften erhalten. 

Da  die  Verkehrsmittel  und  ihre  Ausnützung  ja  nicht  bloß  das  Resul- 
tat günstiger  Wirtsohafts Verhältnisse  sind,  sondern  auch  umgekehrt  zur 
Entwicklung  derselben  beitragen,  so  ist  es  erklärlich,  daß  die  Stellung 
der  Sebiffsrheder  und  Eisenbahngesellschaften  auch  nach  dieser  Richtung 
hin  Gegenstand  der  Prüfung  seitens  der  Kommission  gewesen  ist.  Gegen 
den  Schiffsverkehr  konnte  hierbei  nichts  eingewendet  werden.  Die  un- 
günstige Lage  der  Rheder  bei  niedrigen  Frachtsätzen  liegt  zu  tage.  Wohl 
aber  werden  den  Eisenbahngesellschaften  Vorwürfe  von  den  verschiedensten 
Seiten  und  zwar  vornehmlich  in  den  folgenden  zwei  Richtungen  gemacht. 
Es  wird  behauptet,  1)  daß  die  Gesellschaften  die  Gütertarife  so  feststcllen, 
daß  dadurch  ein  Bezirk  oder  ein  Ort  oder  ein  Gewerbe  gegenüber  den 
übrigen  besonders  bevorzugt  werde;  2)  daß  die  Höhe  der  Tarife  bei  weitem 

1)  „Ein  Blick  auf  die  kommerzielle  und  industrielle  Lage  Englands“,  S.  97  dieses 
Bandes  der  Jahrb. 

2)  Vergl.  Nasse  a.  a.  O.  insbes.  8.  102  fl. 
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die  in  anderen  Ländern  übertrifft  und  noch  daduroh  zu  ungunsten  der 
englischen  Produzenten  sich  gestalte,  daß  importierte  Güter  zu  niedrigeren 
Tarifsätzen  von  den  Hafenstädten  in  das  Land  transportiert  werden  als  an 
Ort  und  Stelle  erzeugte  Waren.  Also  übermäßige  absolute  Höhe  der  Tarife 
und  ungerechte  Differentialtarife.  Die  Klage  über  die  letzteren  ist,  nament- 
lich soweit  sie  inländische  Frachten  anbelangt,  in  den  letzten  zwanzig 
Jahren  oft  erhoben  worden,  aber  stets  ohne  Erfolg.  Wir  sind  darüber 
durch  Cohn  hinlänglich  unterrichtet^).  Die  Differentialtarife  im  Lande 
selbst  werden  mit  eben  den  Gründen  verteidigt,  aus  welchen  sie  angegrif- 
fen werden,  mit  den  Rüchsichten  nicht  bloß  auf  die  finanzielle  Lage  der 
Gesellschaften,  sondern  auf  den  allgemeinen  Verkehr.  Das  Prinzip  gleicher 
Meilensätze  würde  mehr  Interessen  schädigen,  als  die  Begünstigung  der 
durch  Differentialtarife  jetzt  Benachteiligten  nützen  würde.  So  hat  sich 
die  Kommission  daher  auch  diesmal  für  Nichtintervention  in  dieser  Rich- 
tung entschieden. 

Allein  auch  die  differentielle  Behandlung  ausländischer  Frachten,  sowie 
die  die  Tarife  im  Auslande  übersteigende  Höhe  der  inländischen  bietet  für 
die  Kommission  keine  Veranlassung,  eine  Änderung  zu  empfehlen,  aus  dem 
allgemeinen  Grunde,  weil  die  von  den  Eisenbahngesellschaften  realisierten 
Gewinne  keine  solche  Höhe  erreichen,  daß  ein  auf  Verminderung  derselben 
hinzielendes  Einschreiten  der  Regierung  und  Gesetzgebung  für  wünschens- 
wert erachtet  werden  könnte.  Was  in  dieser  Hinsicht  empfohlen  wird, 
beschränkt  sich  auf  den  Zwang  zur  Veröffentlichung  der  Tarife  und  der 
Einzelnen  eingeräumten  Vorteile,  sowie  auf  Herbeiführung  eines  billigen 
und  wirksamen  Gerichtsverfahrens  zur  Entscheidung  der  aus  Tarifabmach- 
ungen entspringenden  Rechtsstreitigkeiten.  Daneben  wird  die  möglichste 
Förderung  von  Wasserwegen  unter  vollständiger  Unabhängigkeit  von  Eisen- 
bahnleitungen,  sowie  die  Errichtung  von  Sekundärbahnen  und  Tramways 
als  Wunsch  ausgesprochen. 

An  der  Hand  der  amtlichen  Publikationen  ist  eine  weitergehende 
Verfolgung  der  Einkommensverhältnisse  einzelner  Gewerbszweige  leider 
nicht  möglich.  Hingegen  sind  einige  wertvolle  Übersichten  gegeben, 
welche  einen  Blick  auf  die  allgemeine  Entwickelung  der  Gewerbe,  ausschließ- 
lich der  bisher  betrachteten,  sowie  auf  die  Verteilungsverhältnisse  ermög- 
lichen. Die  folgende  Übersicht  faßt  die  Zahl  der  Veranlagungen,  die  abso- 
lute Größe  und  die  durchschnittlich  auf  eine  Veranlagung  entfallende  Größe 
des  Einkommens  der  Rubriken  „Handel  und  Gewerbe'*  sowie  „öffentliche 
Gesellschaften"  zusammen.  Hier  fließt  die  große  Masse  der  gewerblichen 
Einzel-  und  Gesellsohaftseinkommen  zusammen,  während  die  Rohproduktions- 
zwoige,  Eisenbahnen  u.  s.  w.  gesondert  betrachtet  werden. 


1)  „Zar  BeortAilong  der  englischen  Eisenbahnpolitik“,  Leipzig,  1876  S.  400  ff.  Auch 
das  Select  Committee  on  Railways  1882  hat  in  dieser  Beziehnng  nichts  wesentliches 
geändert. 


Digitized  by  Google 


Miszellen. 


459 


. ( J ■ . » 1 

JahrJ 

'Ai  ' . ’ ' 

J,.  ' 

Hzodel  und  Gewerbe 

ÖffmÜiehe  Gesellschaften 

Ziihl  der 
Veran- 
lagungen 

Haupt- 
summe 
des  Einb 
MUl.  £ 

Durch- 

schnitt 

;ommens 

£ 

Zahl  der 
Veran- 
lagungen 

Bhiupt- 
summe 
des  Eink 
MUl.  £ 

Durch- 
schnitt 
ommens 
£ . 

1877 

401  137 

164 

40916 

2695 

24 

8777,0 

> 1878 

417433 

168 

402,8 

2861 

23 

8i97,Si 

. 1879  , 

420  87 1 

167 

396,0 

2911 

23 

7967,1 

1880 

418  179 

161 

385,8 

2989 

23 

773*,3 

1881 

421  683 

164 

389,« 

3«39 

• 24 

7725,5 

1888 

425  695 

169 

397,0 

3302 

27 

8223,4 

' 1883 

437  566 

176 

403.0 

3802 

30 

79”i7 

1884 

447  768 

181 

404,3 

4380 

34 

7747,8 

' Die 

etzten  Jahre 

zeigen  nach  obiger  Tafel  einen  entschiedenen  Fort- 

schritt  in  den  Einkommensverhältnissen  der  betrachteten  Gruppen.  In  der 
zweiten  nur  absolut,  in  der  ersten  auch  relativ.  Wenn  man  aber  die 


große  Steigerung  in  der  Zahl  der  Gesellschaften  beachtet  — sie  wächst  in 
zwei  Jahren  um  1000  — so  wird  man  die  Verminderung  des  Durch- 
schnittseinkommens mit  gutem  Grunde  auf  die  steigende  Konkurrenz  zu- 
rückführen und  sie  nicht  als  Reflex  allgemeiner  ungünstiger  Wirtschafts- 
verhältnisse betrachten.  Auch  im  Verhältnis  zum  Bevölkerungswachstura 
zeigen  die  Einkommen  der  beiden  Gruppen  einen  großen  Fortschritt. 
Wenn  man  einen  weiter  zurückliegenden  Zeitraum,  den  Durchschnitt  der 
Jahre  1865 — 69  mit  dem  letzten  Quinquennium  1880 — 84  vergleicht,  so 
ergiebt  eich  ein  Bevölkerungswachstum  um  16,88  dagegen  eine  Zu- 
nahme des  Einkommens  in  „Handel  und  Gewerbe“  um  41,79  ®/q,  der 
öffentlichen  Gesellschaften  um  80,03  ®/q.  Die  Größenverhältnisse  der 
Durchschnittseinkommen  sind  natürlich  nur  kennzeichnend  für  die  allge- 
meine Lage,  sie  geben  uns  noch  keinen  Maßstab  für  die  wirklich  bezoge- 
nen Einkommen  und  würden  jedenfalls  einen  ungesunden  Zustand  ver- 
verhüllen,  wenn  sie  sich  aus  sehr  großen  und  sehr  kleinen  Einkommen 
zusammensetzten.  Daß  dies  in  der  Rubrik  „Handel  und  Gewerbe“  nicht 
der  Fall  ist,  beweist  die  folgende  Zusammenstellung  der  Zahlen  der  in 
dieser  Gruppe  zur  Veranlagung  gekommenen  Personen  mit  den  jeweiligen 
Größenziffern  ihres  Einkommens.  Es  wurden  veranlagt 


mit  einem  Einkommen 

im  Jahre 
1874—75 

Personen 

im  Jahre 
1879—80 

Personen 

im  Jahre 
1884—86 

Personen 

Zunahme 
(+ ) oder 
Abnahme 
(— ) ln 
1884—85 
gegenfiber 
1874—76 

Verhältnis 
der  Zu- 
odor 

Abnahme 
i“  ®/o 

von  200  £ bis  looo  £ 

162  435 

197  775 

215790 

+ 53  355 

+ 3 2,85 

»4  1000  2000  ^1 

II  944 

12  OII 

13403 

-f  1 459 

+ 12,21 

„ 2000  „ ,,  3000  ,, 

3 797 

3604 

4038 

-1-  241 

+ 6,34 

,,  3000  „ ,,  4000  „ 

1857 

I 664 

I 914 

+ 57 

+ 3,07 

,,  4000  ,,  ,,  5000  „ 

1003 

898 

1074 

+ 71 

+ 7,07 

„ 5000  „ „ lOOOO  „ 

2035 

I 671 

1 928 

— 107 

- 5,28 

„ 10000  „ und  mehr 

I 283 

I 020 

I 220 

— 63 

— 4,91 

im  ganzen 

184354 

218643 

239367  1+  SS  013 

+ 29,84 
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Erfreulicherweise  haben  nach  diesen  Angaben  die  Einkommen  von 
200  bis  1000  £ um  mehr  als  30  in  den  letzten  zehn  Jahren  zu- 
genommen bei  einem  Wachstum  der  Bevölkerung  von  ungefähr  10 
das  nur  noch  überholt  wird  von  der  zweiten  Klasse  der  Einkommen  von 
1000  bis  2000  £,  während  die  sehr  großen  Einkommen  relativ  und  ab- 
solut zurückgehen.  Man  wird  hierin  noch  nicht  einen  siegreichen  Dezen- 
tralisationsprozeß erblicken,  aber  doch  die  Tendenz  einer  Stärkung  der 
wohlhabenden  Mittelklassen  erkennen.  Das  Ergebnis  der  Beobachtung 
dieser  Hauptgruppen  ist  durchaus  günstig.  Zur  Beurteilung  der  that- 
sächlichen  Lage  der  englischen  Volkswirtschaft  wäre  aber  noch  ein  tieferes 
Eindringen  in  die  Verhältnisse  der  einzelnen  Gewerbe-  und  Handelszweige 
nötig.  Dies  beabsichtigte  die  Kommission,  indem  sie  ihre  Bemühungen 
darauf  richtete,  durch  Zeugenaussagen  die  Lage  der  Kohlen-  und  anderer 
Bergwerke,  der  Eisenwerke,  des  Schiffsbaues,  die  ich  bereits  betrachtet 
habe,  dann  aber  auch  der  Weil-,  BaumwoU-,  Jute-,  Leinen-,  Seide-,  Papier-, 
Leder-  und  Zuckerindustrie  zu  ermitteln.  Von  ausschlaggebender  Bedeu- 
tung für  die  englische  Volkswirtschaft  sind  die  Eisen-  und  die  Textil- 
industrie ^).  Die  allgemeine  Lage  derselben  wird  gekennzeichnet  durch 
die  Erklärung,  daß  der  Umfang  der  Produktion  sich  erhalten  habe  oder 
sogar  gewachsen  * sei,  die  Gewinne  aber  bedeutend  vermindert  oder  selbst 
vollständig  verschwunden  seien.  Daneben  aber,  und  dieses  daneben  ist 
ausschlaggebend  für  die  Beurteilung,  tritt  zu  tage,  dafs  Englands  Anteil 
am  Weltverkehr  in  diesen  Industrien  nicht  mehr  der  alte  ist  Im  Jahre 
1884  verarbeitete  England  um  84  mehr  Eisen  als  im  Jahre  1870,  aber 
die  anderen  Staaten  um  ungefähr  138  ®/q.  Baumwolle  wird  1881 — 84 
um  52,9  mehr  verarbeitet  als  1866 — 70,  auf  dem  europäischen  Kon- 
tinent aber  um  102  Vereinigten  Staaten  um  130,6  °/q.  Der 

Schafwolleverbrauoh  steigt  in  England  von  1876  auf  1884  um  3^/^  ®/q, 
in  Deutschland,  Frankreich  und  den  Vereinigten  Staaten  um  46  ®/q. 
Dazu  tritt  ein  verminderter  Export  und  ein  vermehrter  Import  wenig- 
stens in  einer  Reihe  der  wichtigsten  Waren.  Es  ist  daher  unzweifelhaft, 
dafs  das  günstige  Gesamtresultat  sich  aus  entgegengesetzten  Ghröfsen 
im  einzelnen  zusammensetzt. 

Unter  denjenigen  Erwerbszweigen,  welche  unter  dem  allgemeinen 
Druck  nicht  zu  leiden  hatten,  befinden  sich  Detailhandel  und  Import- 
faandel.  Es  wäre  dankenswert  gewesen,  die  Stellung  des  Detailhandels 
näher  zu  untersuchen,  da  ja  die  Rentabilität  desselben  vielfach  auf  dem 
Festhalten  von  Detailpreisen  beruht,  die  durch  die  Preise  im  grofsen 
nicht  gerechtfertigt  sind,  was  den  Vorteil  der  Preissenkung  in  einem 
ganz  anderen  Licht  erscheinen  läfst,  als  es  gewöhnlich  der  Fall  zu  sein 
pflegt.  Doch  giebt  der  Bericht  der  Minorität  nur  einen  allgemeinen  Ein- 
druck wieder,  wenn  er  erklärt:  „Die  Detailhändler  sowohl  der  heimischen 
wie  importierten  Waren  haben  geringe  Klagen  aufser  in  einzelnen  be- 
sonders damiederliegenden  Bezirken;  sie  waren  im  Gegenteil  in  vielen 


1)  Gensaere  Angsbon  Uber  die  Lage  dieser  beiden  Industriezweige  bei  Nasse  a. 
a.  O.  S.  140  (ftir  die  BaumwoUenindustrie)  und  in  meinem  Aufsätze  in  den  preufs.  Jabrb. 
1887  Maiheft:  „Zur  gegenwärtigen  Lage  der  britischen  Volkswirtschaft“. 
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Fällen  in  der  Lage  sehr  hohe  Gewinne  zu  realisieren  infolge  der  aufser- 
ordentlich  niedrigen  Preise,  zu  welchen  sie  ihre  Einkäufe  machten.**  Die 
Handelsbewegung  im  ganzen  läfst  vom  Standpunkte  der  Händler  gleioh- 
falls  nur  eine  günstige  Beurteilung  zu.  Eine  Berechnung  der  Ein-  und 
Ausfuhrmengen  des  Jahres  1883  nach  den  Preisen  des  Jahres  1873  und 
eine  Vergleichung  der  beiden  Zahlen  ergiebt  ein  Wachstum  der  Einfuhr 
\un  38  der  Ausfuhr  um  36,6  bei  einer  gleichzeitigen  Bevölke- 
rungszunahme von  etwa  10  Vom  volkswirtschaftlichen  Standpunkte 

aus  ist  die  Zunahme  der  Handelsbewegung  schlechtweg  allerdings  noch 
kein  günstiges  Zeichen.  Und  wenn  wir  erfahren,  dafs  z.  B.  in  der  Ein- 
fuhr der  genannten  Jahre  die  der  landwirtschaftlichen  Produkte  trotz  des 
Preisfalles  von  74  Mill.  £ in  1873  auf  122  Mül.  £ in  1883  gestiegen 
ist,  während  gleichzeitig  die  landwirtschaftliche  Statistik  einen  Abfall  in 
bebautem  Boden,  in  der  Gröfse  der  Viehherden  darthut,  welcher  einem 
Ausfall  im  Ertrage  von  48  Mül.  £ gleichkommt,  so  wird  man  dies  mit 
Rücksicht  auf  die  bedrängte  Industrie  bedenklich  finden. 

Die  Einfuhr  von  BaumwoUwaren  steigt  im  Durchschnitt  der  Jahre 
1880 — 84  gegen  1870 — 74  um  68,1  ®/q,  während  die  Ausfuhr  nur  um 
1 zunimmt.  Die  Einfuhr  von  Scha^oUwaren  wächst  im  gleichen 
Zeitraum  um  60  ®/q,  die  Ausfuhr  fäUt  um  30,3  ®/q.  In  der  Ausfuhr 
nehmen  ein  immer  gröfseres  Verhältnis  in  Anspruch  Rohmaterialien, 
Kohlen,  Eisen,  SchafwoUe,  dann  Maschinen,  also  die  Hilfsmittel  der  Pro- 
duktion, welche  im  Auslande  verwertet  werden.  Die  genannten  Waren 
hatten  in  der  Ausfuhr  in  den  fünf  Jahren  1865 — 69  einen  Wert  von 
56  Mül.  £.  Im  Zeitraum  1880 — 84  repräsentierten  sie  einen  Wert  von 
114  Mül.  also  um  102,46  ®/g  mehr.  In  derselben  Zeit  stieg  der 

Wert  der  fertig  gesteUten  und  ausgeflihrten  Waren  der  Bekleidungsindu- 
strie von  459  Mill.  £ auf  497  Mül.  £,  wuchs  also  nur  um  8,21  ®/j,. 
Auch  hier  zieht  man  wieder  Vergleiche  mit  andern  Nationen  und  findet, 
dafs  ihr  Export  im  Verhältnis  stärker  zugenommen  hat.  So  zeigt  die 
folgende  Übersicht  das  Wachstum  der  Ausfuhr  in  verschiedenen  Staaten; 


Land 

1865 

1883 

Zunahme 

Millionen 

£ 

5“  “/o 

Orofsbritannien 

165,8 

240,0 

44, 7 f, 

Österreich 

75.0 

116,10 

Belgien 

24.0 

53,7 

123,8s 

Frankreich 

123,.»^ 

138,0 

11,8 

Holland 

28,0 

56,9 

103,57 

Italien 

22,0 

47,2 

M3,63 

Bufsland 

32,0 

97,8 

206,8 

Vereinigte  Staaten 

28,6 

167,0 

496,42 

Nur  Frankreich  hat  demnach  ein  geringeres  Wachstum  aufzuweisen. 
Alle  anderen  Staaten  bekunden  bedeutende  Anstrengungen.  Zieht  man 
näher  gelegene  Zeitperioden  heran,  so  ändert  sich  das  Verhältnis  ein 
wenig.  Es  betrugen  die  Ausfuhrwerte  für 

Zunahme  4- 
1888  1885  Abnahme  — 


Orofsbritannien 

Deutschland 

Frankreich 

Belgien 


Millionen  £ in 


241,5 

213,0 

— 11,3 

»59,5 

143,0 

— 10,0 

143,0 

123,5 

— 14,0 

53,0 

48,0 

— 10,0 
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Demnach  ist  die  Stellung  Englands  nicht  wesentlich  ungünstiger  als 
die  bedeutender  Industriestaaten  auf  dem  Kontinent,  entschieden  aber 
besser  als  die  Frankreichs.  Seine  ganze  wirtschaftliche  Macht  zeigt  sich 
aber  bei  einer  Vergleichung  seiner  Ausfuhrwerte  mit  jenen  der  bedeutend- 
sten Staaten  des  Kontinents  (Österreich-Ungarn , Belgien , Frankreich, 
Deutschland,  Holland,  Dänemark,  Italien,  Norwegen,  Schweden,  Portugal, 
Spanien,  Rufsland)  in  ihrer  Gesamtheit.  Sie  betrug: 


1876  1879 

Mill.  £ 

Zunahme + 
Abnahme — 

1882 

Zunahme  -f 
Abnahme — 
gegen  1879 

1886 

Zunahme -f 
Abnahme — 
gegen  1882 

Kontinent 

558.2 

575.1 

in  «Io 
+ 3.0 

656,8 

in 

+ 14.1 

596,:. 

in  “/o 

— 9.1 

Grofibritaiinien 

200,6 

I9I.5 

— 4.S 

241.4 

+ 26,1 

213.0 

— 11.7 

Die  Gesamtstellung  des  englischen  Ausfuhrhandels  hat  sich  seit  1879 
nach  obigen  Zahlen  gebessert.  Die  englische  Ausfuhr  umfafst  mehr 
als  ein  Drittel  der  kontinentalen.  Dabei  beträgt  Englands  Beyölkerung 
nur  ein  Siebentel  der  Beyölkerung  der  in  betracht  gezogenen  Staaten. 
Trotz  aller  Schwankungen  in  den  Ertragsyerhältnissen  einzelner  Gewerbe, 
in  den  Handelsbeziehungen,  in  der  relatiyen  Entwickelung  anderen  Staaten 
gegenüber  nimmt  es  daher  noch  immer  eine  überragende  Stellung  ein. 

Ich  habe  im  Vorhergehenden  einige  Thatsachen  nach  den  Berichten 
der  Kommission,  hier  und  da  ergänzt  nach  dem  Statistical  Abstract  oder 
Angaben  des  Economist,  zusammengestellt,  um  wenigstens  einiges  Licht 
auf  die  Lage  der  englischen  Volkswirtschaft  zu  werfen  und  die  Anschau- 
ungen der  Kommission  zu  illustrieren,  welche  in  dem  Majoritätsberichte 
ausgesprochen  sind:  „Wenn  die  Gesamtheit  der  produzierten  Güter  im 
Wachsen  begriffen  ist  und  in  einem  stärkeren  Mafse  zunimmt  als  die  Be- 
yölkerung, können  wir  die  gedrückte  Lage  in  einzelnen  Industrien  oder 
innerhalb  einzelner  Klassen  yon  Produzenten  nicht  als  ein  Zeichen  eines 
entsprechenden  nationalen  Verlustes  ansehen.  Dennoch  müssen  wir  aber 
unsere  Augen  nicht  yerschliefsen  yor  den  Beschwerden,  welche  selbst  in 
einer  Zeit  allgemeiner  Prosperität  gewisse  Klassen  yon  Produzenten  zu 
ertragen  haben*^  Darnach  wäre  die  Lage  der  englischen  Volkswirtschaft 
nur  günstig  zu  beurteilen  und  der  Bericht  widerspricht  sich  selbst,  wenn 
er  sein  edlgemeines  Urteil  doch  wieder  dahin  zusammenfafst,  dafs  die 
Gesamtlage  eine  gedrückte  sei.  Dieser  Anschauung  treten  allerdings  bereits 
unter  den  Mitgliedern  der  Majorität  yielfach  abweichende  Meinungen 
gegenüber,  welche  in  der  Ansicht  ihren  Ausdruck  finden,  dafs  die  Ge- 
winnlosigkeit jeder  Unternehmung,  welche  zu  einer  Verminderung  des 
Einkommens  des  Unternehmers  und  zur  Entwertung  oder  doch  Wert- 
yerminderung  seines  Kapitales  Bihrt,  als  ein  nationaler  Verlust  anzusehen 
ist.  BUer  ist  der  Bogen  entschieden  nach  der  andern  Seite  zu  straff  ge- 
spannt. Es  deutet  weder  die  Reichlichkeit  der  Erzeugnisse  an  und  für 
sich  auf  einen  glücklichen  Zustand  der  Volkswirtschaft,  noch  ist  die  Wert- 
senkung des  Kapitals  unbedingt  ein  Verlust  für  dieselbe.  Ich  habe  schon 
bei  Betrachtung  der  einzelnen  Thatsachen  aus  der  Einkommens-,  Produktion- 
und  Handelsstatistik  darauf  hingewiesen,  dafs  sie  insgesamt  erst  yom  in- 
ternationalen Standpunkt  aus  ihre  wahre  Bedeutung  erlangen.  Der  Be- 
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rieht  der  Majorität  wäre  im  Recht,  wenn  es  sich  um  ein  isoliertes  Eng- 
land handelte,  für  diesen  Fall  hätte  man  es,  wie  ich  bereits  früher  be- 
tonte, nur  mit  einer  Übergangsperiode  zu  thun , in  welcher  der  Wert- 
ausgleich sich  mehr  oder  weniger  gewaltsam  durchsetzte.  Allein  alle 
die  Einkommensverminderungen  und  alle  die  Wertsenkungen  der  Kapi- 
talien sind  Rückwirkungen  eines  Prozesses , der  seinen  Ausgangspunkt 
nicht  in  England,  sondern  in  jenem  unbestimmten  Gebiete  hat,  welches 
man  den  Weltmarkt  nennt.  Die  Preise,  welche  auf  diesem  festgestellt 
werden,  sind  mafsgebend  für  den  Absatz,  den  englische  Produkte  finden, 
demnach  für  den  Geldausdruck  des  hierauf  beruhenden  Teiles  englischen 
Nationaleinkommens,  für  die  Wertschätzung  der  Produktionsmittel,  des 
Kapitales,  das  zur  Hervorbringung  jener  Güter  dient.  Ist  der  Preisfall 
ein  andauernder,  aber  doch  noch  ein  solcher,  welcher  überhaupt  noch 
einen  Gewinn  über  die  Produktionskosten  ermöglicht,  so  mufs  sich  der 
englische  Produzent  Einkommensminderung  und  Kapitalwertminderung  ge- 
fallen lassen.  Ein  Verlust  für  die  englische  Volkswirtschaft  ist  nicht 
vorhanden,  denn  die  Konsumenten  geniefsen  den  Vorteil  jener  Verluste 
einzelner  Produzenten.  Ist  der  Preisfall  ein  andauernder,  aber  auch  so 
weitgehender,  dafs  er  die  Produktionskosten  nicht  mehr  ersetzt,  dann 
hört  natürlich,  wenn  nicht  diese  eine  Minderung  z.  B.  Senkmg  der 
Löhne  vertragen,  die  Produktion  in  England  auf  und  geht  auf  ein 
anderes  Land  über.  In  diesem  Falle  ist  in  der  That  ein  Verlust  für 
die  englische  Volkswirtschaft  gegeben.  Aber  nicht  blofs  die  Preise 
des  Weltmarktes  sind  für  Englands  Beteiligung  am  Welthandel  mafsgebend. 
Auch  die  Organi s ation  des  Absatzes,  die  handelstechnische  Ge- 
schicklichkeit der  Kaufleute,  die  Anpassungsfähigkeit  der  Fabrikanten 
an  lokale  Bedürfnisse,  Sprach-  und  Marktkenntnisse,  endlich  nicht  zum 
wenigsten  aber  das  Verhalten  der  Regierungen  in  den  einzelnen  Staaten 
werden  ausschlaggebend  für  den  wirklichen  Absatz  selbst  bei  einer  im 
allgemeinen  lohnenden  Preishöhe.  Nur  zum  Teil  ist  hierbei  für  die 
Selbstthätigkeit  der  englischen  Unternehmer  ein  Wirkmgsgebiet  gegeben. 
Darauf  richtet  sich  ja  ein  Teil  der  gemachten  Vorschläge  (in  bezug  auf 
technische  Erziehung,  Entwickelung  der  Handelsgeographie,  Vermehrung 
der  Spraohkenntnisse  u.  s.  w.)>  Allein  gerade  in  den  wichtigsten  Be- 
ziehungen beherrschen  die  Angehörigen  der  einzelnen  Volkswirtschaften 
nicht  die  Ursachen  ihres  eigenen  Fortschrittes  und  so  sieht  sich  Eng- 
land, das,  durch  lange  Zeit  ohne  nennenswerten  Rivalen,  gewohnt 
war,  sich  als  Herren  seiner  Geschicke  zu  fühlen,  auf  einmal  abhängig  von 
den  Mafsnahmen,  die  in  fremden  Staaten  getroffen  werden.  Von  den 
Handelskammern  und  industriellen  Korporationen,  welche  unter  anderem 
die  Frage  zu  beantworten  hatten,  was  sie  als  Ursache  der  gegenwärtigen 
gedrückten  Lage  ansähen,  hat  die  gröfste  Zahl  vor  allem  die  aus- 
ländischen Schutzzölle  angeklagt.  Als  zweite  Ursache  reiht  sich  dann  die 
ausländische  Konkurrenz  an,  in  dritte  Linie  wird  die  Fabrikgesetzgebung 
gestellt,  ln  bezug  auf  die  Letztere  entscheidet  natürlich  auch  nur  die 
Rücksicht  auf  die  im  internationalen  Wettbewerb  dadurch  beeinflufste 
Lage.  So  sind  es  durchwegs  die  Verhältnisse  zu  anderen  Volkswiitschaften, 
welche  in  erster  Linie  verantwortlich  gemacht  werden  für  die  Hemmung, 
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welche  das  englische  Wirtschaftsleben  gegenwärtig  empfindet.  Nasse  hat 
bereits  an  dieser  Stelle  auf  die  erwähnten  Momente  als  die  wesentlichsten 
Ursachen  hingedeutet  und  sie  eingehend  behandelt.  Die  englischen  Politiker 
befinden  sich  denselben  gegenüber  in  einer  schwierigen  Lage,  da  sie  sich 
mehr  oder  weniger  ihrem  Einflüsse  entziehen.  Die  ausländische  Konkurrenz, 
das  Kesultat  der  Erstarkung  nationaler  Wirtschaftskräfte,  wird  so  lange 
vorhanden  sein  als  in  schwächeren  Staaten  ein  Schutz  derselben  statt- 
findet, in  stärkeren  die  Energie  der  Wirtschaftenden  nicht  erlahmt.  Die 
Fabrikgesetzgebung,  der  Stolz  der  englischen  Gesetzgebung,  könnte  nur 
mit  Yerläugnung  einer  grofsen  Vergangenheit  und  der  besseren  Über- 
zeugungen der  Gegenwart  abgeschafPt  werden.  Es  mufs  rühmend  hervor- 
gehoben  werden,  dafs  nur  Prof,  Bonamy  Price  sich  dafür  ausspricht.  Wie 
soll  sich  aber  England  den  Schutzzöllen  anderer  Staaten  gegenüber  verhal- 
ten*? Da  der  Bericht  der  Majorität  den  Gedanken  an  eine  Einführung  dersel- 
ben verwirft,  hat  er  in  seiner  Darlegung  merkwürdigerweise  einer  Darstel- 
lung der  internationalen  Beziehungen  Englands  wenig  Baum  gewidmet,  so 
dafs  gerade  das  wichtigste  Moment  in  den  Hintergrund  tritt.  Indem  der 
Bericht  der  Minorität  mit  Hecht  gerade  diese  Verhältnisse  als  die  mafs- 
gebendeu  betont,  ist  er  auch,  gleich  einzelnen  Dissentierenden  der  Majorität, 
genötigt  zu  der  aufgeworfenen  Frage  Stellung  zu  nehmen.  Man  bekommt 
da  aus  dem  Lande  der  klassischen  Nationalökonomie  ganz  interessemte 
Dinge  zu  hören:  „Kein  System  menschlicher  Politik  oder  Ökonomie  kann 
absolut  wahr  sein;  es  kann  nur  relativ  wahr  sein  im  Verhältnis  zu 
den  Umständen  und  den  Bedingungen  der  GeseUschaft , auf  welche  es 
angewendet  wird.  . . . Keine  Untersuchung  könnte  daher  nützlicher  und 
gewinnbringender  mit  Bezug  auf  die  gedrückte  Lage  unserer  nationalen 
Industrie  sein,  als  die  Untersuchung,  ob  die  Verhältnisse  von  1886  in 
jeder  Beziehung  wie  jene  des  Jahres  1846  geeig^net  sind  zur  Annahme 

und  Anwendung  des  Freihandels Es  ist  die  erste  Pflicht,  welche 

der  Staat  seinen  Bürgern  schuldet,  seine  Industrien  vor  dem  Eindringen 
fremder  Waren  zu  schützen  und  eine  Regierung,  welche  ihre  Unfähigkeit 
eingesteht  oder  ihren  Widerwillen,  diese  Pflicht  zu  erfüllen,  verzichtet  auf 
eine  ihrer  ersten  Funktionen.**  An  hohe  Schutzzölle  wird  dabei  nicht 
gedacht.  Es  sollen  keineswegs  solche  Zölle  auf  fremde  Waren  gelegt 
werden,  welche  dazu  führen,  den  Produzenten  durch  Ermöglichung  allzu- 
hoher Preise  im  Inlande  eine  Exportprämie  zu  gewähren.  Es  soll  nur 
diesen  durch  die  Schutzzölle  fremder  Staaten  den  Industrien  derselben 
gewährten  Vorteilen  entgegengewirkt  werden  durch  einen  10 — 15  prozen- 
tigen  Wertzoll.  Der  heimische  Markt  soll  den  englischen  Industriellen 
erhalten  bleiben.  Aber  England  arbeitet  vor  allem  für  den  Export.  Auf 
neutralen  Märkten  wäre  der  Vorteil  nicht  grofs.  Aber  doch  so  weit,  als 
die  Industriellen  an  ihrem  heimischen  Markt  einen  Rückhalt  haben.  So- 
dann sollen  die  Kolonien  und  Indien  enger  an  das  Mutterland  gefesselt 
werden  durch  einen  Differentialzoll  zu  gunsten  der  von  ihnen  eingeführten 
Nahrungsmittel,  indem  alle  von  anderen  Staaten  eingeführten  einen 
10  prozentigen  Wertzoll  zu  zahlen  hätten.  Dafs  die  Kolonien  zu  gunsten 
Englands  Zölle  einführen  sollten,  ist  wohl  die  stillschweigende  Annahme. 
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Es  ist  wohl  sehr  tmwahrscheinlich  dafs  England  diesen  Bruch  mit  seiner 
Freihandelspolitik  begehen  wird.  Meiner  Ansicht  nach  könnte  es  unter 
den  gegenwärtigen  Verhältnissen  darauf  eingehen,  denn  thatsäohlich  befindet 
es  sich  als  einziger  Freihandelsstaat  in  einer  ungünstigen  Lage  und  es  ist, 
solange  man  keine  anderen  Forderungen  stellt  als  die  eines  Yerteidigungszolles 
gegen  Waren,  die  auf  Grund  des  Schutzzolles,  den  ihre  Produzenten  ge- 
niefsen,  oft  unter  den  Kosten  eingeführt  werden,  auch  ein  prinzipieller 
Bruch  nicht  gegeben.  Allein  es  bleibt  ferner  fraglich,  ob  damit  für 
England  der  grofse  Nutzen  gewonnen  wäre,  den  die  Minorität  der  Kom- 
mission sich  davon  erwartet.  Wenn  auch  die  Kolonien  darauf  eingingen, 
einen  Differentialzoll  zu  gunsten  der  Fabrikate  des  Mutterlandes  einzu- 
führen, dann  wäre  für  England  allerdings  ein  grofsartiges  Operationsgebiet 
gesichert.  Allein  zur  Durchführung  eines  solchen  Planes  dürften  die  Eng- 
länder doch  zu  sehr  der  Schulung  unseres  kontinentalen  Verwaltungs- 
Staates  entbehren.  Damit  fiele  aber  das  einzige  energische  Mittel,  welches 
die  Kommission  der  Begiemng  empfohlen  ha^  hinweg  und  es  bleiben  nur 
die  Mahnungen  an  die  Thatkraft  der  Unternehmer  und  einige  wenige 
Reorganisationen  im  Inneren  von  geringer  weltwirtschaftlicher  Tragweite. 
So  liegt  denn  der  Wert  der  Berichte  der  Kommission  weniger  in  dem, 
was  sie  vorschlägt,  sondern  vielmehr  in  dem,  was  sie  aufdeckt,  in  der 
Eröffnung  eines  Einblickes  in  den  gewaltigen  Kampf  den  Orofsbritannien 
mit  den  erstarkten  Volkswirtschaften  der  Erde  führt.  In  dieser  Richtung 
wird  man  viel  des  Interessanten  in  den  fünf  veröffentlichten  Foliobänden 
finden.  Eine  im  Schlufsbande  enthaltene  systematische  Analyse  sämtlicher 
Zeugenaussagen,  der  Antworten  der  Handelskammern  und  industrieller 
Korporationen,  sowie  der  Berichte  der  auswärtigen  Vertreter  erleichtert 
wesentlich  die  Übersicht. 


N.  F.  Bd.  xrv. 
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Übersicht  über  die  neuesten  Publikationen  Deutschlands 

und  des  Auslandes. 

1.  Gesohiohte.  Enoyklop&disohes.  Lehrbücher.  Spezielle  theoretUohe 

Untersnohimgen. 

Lorena  von  Stein,  Lehrbuch  der  Finanzwissenschaft.  Zweiter  Teil.  Die 
Finaiizverwaltunf;  Europas.  Mit  spezieller  Vergleichung  Englands,  Frankreichs,  Deutsch- 
lands, Österreichs,  Italiens,  Rufslands  und  anderer  Lknder.  Dritte  Abteilung.  Das 
Staatsschuldenwesen.  Fünfte,  neu  bearbeitete  Auflage.  Leipzig,  F.  A.  Brockhaus. 
1886.  XXIII,  427  S. 

Der  vorliegende  Band  bildet  den  Schlnfs  der  Neubearbeitung  von  L.  v.  Steins 
Finanzwissenschaft , welche  wir  bereits  in  diesen  Jahrbüchern  (N.  F.  XIII)  besprochen 
haben.  Auch  in  diesem  letzten  Teile  hat  Stein  für  die  Fruchtbarkeit  seiner  Gedanken 
und  für  die  Heranziehung  neuen  Materials  erweiterten  Raum  gefunden.  Auch  hier  wieder 
begegnen  wir  dem  bekannten  Reichtum  an  neuen  und  kühnen  Konzeptionen,  die  als  Qäh- 
rungsstoff  für  die  Fortentwicklung  des  wissenschaftlichen  Denkens  dienen  werden,  jedoch 
viel  weniger  für  eine  relativ  abscbliefsende  Darstellung  des  Wissens  zu  brauchen  sind, 
wie  sie  ein  Lehrbuch  zunächst  bieten  soll.  Die  Empfindung , die  uns  fortwährend  bei 
der  Lektüre  beherrscht,  ist  neben  der  Bewunderung  eines  gleichsam  sich  niemals  er- 
schöpfenden geistigen  Rausches  die  Unruhe  über  die  Haltbarkeit  des  hiermit  Gegebenen. 
Im  einzelnen  wie  im  ganzen,  in  den  zahllosen  Aper9us  wie  in  dem  Aufbau  des  Systems, 
verblüfft  uns  der  niemals  nachlassende  Sprudel  der  Ideen , während  wir  zugleich  das  Be- 
wufstscin  nicht  los  werden  können  , es  könnte  alles  auch  ganz  anders  sein.  Wenn  wir 
etwa  am  Schlüsse  des  V’orwortes , welches  an  sich  eine  Merkwürdigkeit  gegenüber  der 
gewohnten  Bestimmung  der  Vorreden  ist,  die  Behauptung  finden,  dafs  die  „HeuUgeldfrage 
die  rein  uationalökonomische  Seite  des  Geldwesens  enthält,  das  Papiergeld  aber  dazu  be- 
stimmt scheint , die  soziale  Seite  der  Geldfrage  aus  sich  zu  entwickeln**  — so  haben  wir 
statt  vieler  ein  klassisches  Beispiel  von  jenen  zahlreichen  grofsen  Worten  , die  überaus 
anregend  sind  , aber  keinerlei  Hülfe  für  das  endlose  Nachdenken  gewähren , zu  welchem 
sie  den  Leser  verleiten  wollen. 

Und  trotzdem  mufs  es  immer  wiederholt  werden : man  nehme,  nachdem  man  Steins 
Werk  aus  der  Hand  gelegt.  Raus  Lehrbuch  wieder  hervor  und  man  wird  zwar  nicht 
ohne  Wehmut  über  die  verschlungenen  Pfade  des  wissenschaftlichen  Fortschritts , doch 
mit  Dankbarkeit  auch  diesen  grofsen  Fortschritt  empfangen. 

Der  vorliegende  Band  enthält  zunächst  eine  Einleitung  über  den  ,, Staatskredit** 
(S.  1 — 39)  und  zerlegt  dann  das  „System  des  Staatskreditwesens**  in  drei  Gebiete  und 
zwar:  der  Fiuanzkredit  (S.  60 — 98);  das  Papiergeldwesen  (S.  98 — 211);  das  Staats- 
scbuldenwesen  (S.  211 — 404),  welches  letztere  wiederum  zerfällt  in  „die  Staatsschuld** 
und  „die  Staatsschulden  Verwaltung“. 

Sehr  dankenswert  ist  das  Sachregister,  welches  den  Inhalt  der  gesamten  vier  Bände 
zugänglicher  macht.  G.  C. 

Wilhelm  Wundt,  Ethik.  Eine  Untersuchung  der  Thatsachen  und  Gesetze  des 
sittlichen  Lebens.  Stuttgart,  Verlag  von  Ferd.  Enke.  1886.  XI,  577  S.  Lex.  8**. 

Dafs  wir  an  dieser  Stelle  W u n d t s neuestes  Werk  zur  Anzeige  bringen,  hat  seinen 
Grund  nicht  nur  in  der  allgemeinen  Erwägung  von  der  Bedeutung  einer  solchen  philoso- 
phischen Leistung  für  die  Nationalökonomie,  wie  sie  aus  dem  Charakter  und  der  neueren 
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Entwickluni^  unserer  Wissenschaft  folgt.  Eine  besondere  Rechtfertigung  liegt  in  dem 
Umstande,  dafs  es  überhaupt  heutzutage  wenige  Philosophen  gibt,  welche  so  wie  Wundt 
von  dem  entgegengesetztesten  Ende  der  Philosophie  her  zu  dem  uns  berührenden  Grenz- 
gebiete fortgeschritten  sind.  Keiner  der  andern  ist  zunächst  so  durchaus  von  naturwis- 
senschaftlichen Forschungen  ausgegangen  , dafs  er  sogar  eine  längere  Reihe  von  Jahren 
im  akademischen  Lehramt  für  ein  naturwissenschaftliches  Fach  gewirkt  hat.  Aber  noch 
viel  weniger  ist  einer  der  andern  (wenn  wir  etwa  Lotze  ausnehmen , der  ja  nun  längst 
nicht  mehr  zu  den  Lebenden  gehört)  über  die  naturwissenschaftliche  Seite  der  Philosophie, 
die  er  einmal  zu  seinem  Arbeitsfelde  erkoren , so  weit  hinausgeschritten.  Im  Gegenteil 
— was  wir  je  länger  je  mehr  bei  den  jüngeren  Philosophen  bemerken,  ist  etwas  Analoges 
au  dem,  was  die  gesamte  neueste  Entwicklung  der  Naturwissenscbait  uns  zeigt:  der  in- 
tensive Anteil  an  den  Fortschritten  der  Physik,  Chemie,  Physiologie  absorbiert  das  eigent- 
lich wissenschaftliche  Interesse  des  Philosophen  — gelegentlich  in  einem  solchen  Grade, 
dafs  die  ganze  andere  Hälfte  des  Wissensgebietes,  Geschichte , Staat , Wirtschaft , Recht, 
kurz  alles,  was  man  neuerdings  als  Geisteswissenschaften  bezeichnet,  als  der  „exakten 
Forschung'*  unzugänglich  und  daher  als  Tummelplatz  eines  Dilettantismus  erklärt  und 
behandelt  wird. 

Ganz  verschieden  von  diesen  bedauernswerten  Abirrungen  unserer  heutigen  Arbeits- 
teilung ist  Wundt  aus  den  naturwissenschaftlichen  Gebieten  vorwärtsgesebritten  von 
Stufe  zu  Stufe  aufwärts,  bis  er  jetzt  bei  der  Ethik  angeiangt  ist.  Als  Denkmale  auf 
diesem  Wege  stehen  die  Werke  über  Physiologie,  Psychologie,  Logik  und  Methodologie, 
endlich  jetzt  die  Ethik. 

Den  Standpunkt,  welchen  W.  einnimmt  in  der  Behandlung  der  Ethik,  legt  er  selber 
in  folgenden  Worten  dar  : An  spekulativen  wie  an  psychologischen  Bemühungen  hat  es 
anf  diesem  Gebiete  nicht  gemangelt.  Aber  beide  haben  zum  Ziele  nicht  führen  können : 
die  spekulative  Metaphysik  nicht,  weil  es  umgekehrt  die  Ethik  ist,  welche  zu  den  Funda- 
menten einer  allgemeinen  Weltanschauung  die  wichtigsten  Grundsteine  beizutragen  habe. 
Die  Psychologie  ferner  sei  zwar  ein  wichtiges  Hülfsmittel  ethischer  Untersuchungen,  je- 
doch die  Bestrebungen  dieser  Richtung  seien  zu  sehr  in  dem  Gesichtskreis  der  In^vidual- 
psychologie  befangen  geblieben.  Als  die  eigentliche  Vorhalle  zur  Ethik  betrachtet 
Wundt  dagegen  die  Völkerpsychologie,  der  neben  anderen  Aufgaben  auch  die 
znkommt,  die  Geschichte  der  Sitte  und  der  sittlichen  Vorstellungen  unter  psychologischen 
Gesichtspunkten  zu  behandeln. 

ln  diesem  Sinne  baut  W.  sein  Werk  auf  „die  Tbatsachen  des  sittlichen  Lebens“  auf 
(S.  15 — 23S)  — die  Sprache  und  die  sittlichen  Vorstellungen  — die  Religion  und  die 
Sittlichkeit  — die  Sitte  und  das  sittliche  Leben  — die  Natur-  und  Kulturbedingungen 
der  sittlichen  Entwicklung. 

Es  folgt  als  zweiter  Hauptabschnitt  (S.  234 — 371),  die  Kritik  der  bisherigen  philo- 
sophischen Moralsysteme,  welche  zur  Befestigung  und  Vervollständigung  der  gewonnenen 
eigenen  Anschauungen  zu  dienen  bestimmt  ist:  insbesondere  hat  die  erst  neuerdings  mehr 
beachtete  englische  Moralphilosophie  solche  Dienste  geleistet,  allerdings  vorwiegend  in 
negativem  Sinne. 

Der  dritte  Abschnitt  (S.  372 — 510)  behandelt  die  „Prinzipien  der  Sittlichkeit“  — 
also  den  eigentlichen  Gegenstand  der  Ethik ; der  vierte  Abschnitt  endlich  die  Anwendung 
der  gewonnenen  Prinzipien  auf  „die  sittlichen  Lebensgebiete“  (S.  611 — 677)  — die  Ein- 
zelpersünlicbkeit  in  Besitz , Beruf,  bürgerlicher  Stellung  u.  s.  w.  — die  GesellschaA  — 
der  Staat  — die  Mensebheit. 

Wie  eine  Methodenlehre  für  die  einzelnen  F'achwissenschaften  die  Prinzipien  der 
Logik  auf  den  mannigfaltig  gesonderten  Stoff  der  Erkenntnis  überträgt,  so  bliebe  es  von 
unserem  besonderen  Standpunkte  aus  ein  Wunsch,  dafs  der  Inhalt  des  vierten  Abschnitts 
eine  reichhaltigere  und  speziellere  AnsfUbmng  finden  möge  in  der  Annäherung  an  die 
Gegenstände  des  sozialen  und  politischen  Lebens. 

Aber  möchte  unterdessen  dieses  schöne  Werk  in  den  entsprechenden  Kreisen  viel- 
fältige Beachtung  finden;  möchte  der  besonnene  Emst,  der  Reichtum  des  Wissens,  die 
Schönheit  der  Darstellung  zum  gründlichsten  Studium  anregen  und  ein  Förderungsmittel 
für  die  Bestrebungen  auch  innerhalb  unserer  Wissenschaft  werden.  G.  C. 

Schönberg,  Gustav,  Handbuch  der  politischen  Ökonomie  in  Verbindung  mit 
B.  Benccke,  J.  Conrad,  F.  U.  Geffcken,  Frelh.  v.  d.  Goltz,  J.  A.  R.  v.  Helferich,  L.  Jolly, 
F.  Kleinwächter,  K.  Klostermann,  W.  Lexis,  E.  Löning,  T.  Lorey,  A.  Meitzen,  Th  Mit- 
boff,  Georg  Meyer,  E.  Nasse,  Pr.  J.  Neumann , Freih.  v.  Reitzenstein,  v.  Riecke,  G.  v. 
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Uümelin,  Emil  Ssix,  K.  F.  Schall,  H.  v.  Scheel,  M.  Scydel,  A.  Wagner  herausgegehen. 
Zweite,  stark  Tcrmehrte  Auflage,  Tübingen  1885 — 1886.  Verlag  der  H.  Lauppseben 
liuchhandlung.  Erster  Band:  XII,  734  S.  Zweiter  Baud:  XllI,  1007  und  27  S.  Drit- 
ter Band:  XI,  1015. 

Schon  der  kurze  Zwischenraum , nach  welchem  dieses  hervorragende  Unternehmen 
neu  erscheint,  und  der  bedeutend  angewachsene  Umfang  der  neuen  Bearbeitung  sind  An- 
zeichen des  grofsen  Erfolges,  dessen  sich  dasselbe  erfreut  hat  und  erfreuen  wird.  Statt 
der  früheren  zwei  Bände  sind  es  jetzt  drei  geworden,  deren  erster  die  allgemeine  Volks- 
wirtschaflslelire , der  zweite  die  spezielle  Volkswirtscfaaflslchre , der  dritte  die  Fiuanzwis- 
sensclmft  und  Verwaltungslehre  enthält. 

Di^cnigcn,  welche  die  erste  Ausgabe  im  Jahr  1882  als  erwünscht,  zcitgemäfs  und 
dankenswert  begrüfst  haben,  wie  es  in  diesen  Jahrbüchern  geschehen  ist,  dürfen  in  der 
überraschend  schnellen  Aufnahme  einer  ungewöhnlich  grofsen  Auflage  und  eines  so  vo- 
luminösen Werkes  die  gehäufte  Bestätigung  ihrer  Erwartung  erkennen. 

Der  Ilcrr  Herausgeber  hat  mit  seinem  grofsen  Fleifse  sich  bestrebt,  durch  erhebliche 
Erweiterung  und  Verbesserung  an  allen  Enden  des  Werkes  nachzuhelfen,  neue  Mitarbeiter 
hcranzuzichen  (Conrad,  v.  Reitzenstein,  Lorey,  M.  Seydel)  — die  alten  Beiträge  zu  er- 
weitern (so  besonders  die  von  A.  Wagner,  Schönberg,  J.  Neumann)  — die  einzelnen 
Bc.'.tandtcilc  in  höherem  Qradc  in  Einklang  mit  einander  zu  setzen,  als  es  bei  der  ersten 
Au.sgaho  möglich  gewesen  war.  Mancherlei  Winke  und  Wünsche,  die  in  der  Besprechung 
der  ersten  Ausgabe  geäufsert  worden  waren,  sind  dabei  berücksichtigt  worden.  Alles  in 
allem  ist  das  Werk  auf  diese  Weise  jetzt  da.sjenige  noch  mehr  geworden,  was  es  von 
Anfang  an  sein  sollte:  die  Darstellung  dos  Gesamtstandos  unserer  Wisscuschaft  durch  die 
Hand  einer  Reihe  kompetenter  Fachmänner. 

So  grofs  nun  der  äufsere  Erfolg  und  die  fortgesetzte  Anstrengung  bei  diesem  Unter- 
nehmen gewesen  ist,  so  darf  darum  doch  noch  nicht  behauptet  werden , cs  sei  damit  der 
Beweis  für  die  innere  Berechtigung  desselben  geliefert.  Wer  bisher  daran  gezweifelt  bat, 
dafs  bereits  der  passende  Augenblick  gekommen  sei,  um  solch  eine  Darstellung  des  Oe- 
samtstandes  unserer  Wissenschaft  zu  gewinnen,  der  wird  schwerlich  durch  diesen  äufseren 
Erfolg  eines  anderen  belehrt  worden  sein. 

Indessen  scheint  uns  bei  diesem  Zweifel  doch  ein  Mifsverständnis  obzuwalten.  Der 
verstorbene  Lotze  pflegte  gelegentlich  zn  klagen , die  Beschäftigung  mit  der  Philosophie 
sei  nichts  weiter  als  eine  endlose  Selbstquälerei.  Wäre  er  bei  dem  Studium  seiner  Ju- 
gendjahrc,  bei  der  Medizin,  stehen  geblieben  und  hätte  er  es  womöglich  zn  dem  schwung- 
haften Betriebe  einer  klinischen  Professur  gebracht,  er  würde  von  solcher  Selbstquälerei 
nichts  gewufst  haben.  Unsere  heutigen  Naturforscher  wissen  in  der  That  nichts  davon. 
Unablässig  schnurrt  der  Werkstuhl  ihrer  ,, exakten  Forschung*'  weiter  und  das  Behagen 
an  den  „bahnbrechenden  Entdeckungen“ , welche  wie  die  reifen  Früchte  mit  der  Jahres- 
zeit gleichsam  von  selber  abfallen,  ist  das  zuverlässige  Schutzmittel  gegen  alle  Unzufrie- 
denheit, wie  sie  dem  Manne  entsteht,  der  da  sieht,  dafs  „wir  nichts  wissen  können“. 

Das  Glück  dieser  Behagens  an  sich  selber  und  an  seiner  eigenen  Arbeit  ist,  wie  die 
Erfahrung  uns  zeigt,  nicht  unbedingt  auf  den  Naturforscher  beschränkt.  Die  harte  Müh- 
sal jeder  Methode  der  Geisteswissenschaften  — jeder  Methode  um  dessentwiiien,  weil 
der  Stoff  des  geistigen  Daseins  zu  spröde  ist,  um  eine  zuverlässige  Methode  zn  gestatten 
— die  harte  Mühsal  und  die  daraus  folgende  Verzagnis  wird  durch  subjektive  Em- 
pfindungen überwunden,  welche  der  Naturforschung  nacheifernd  den  Geist  in  einen  ähn- 
lichen Zustand  der  Zuversicht  versetzen.  Aus  diesem  subjektiven  Gesichtskreise  entsteht 
dann  eine  Vorstellung , wie  wenn  es  nur  einer  (obenoin  vorher  abgezählten  Reihe)  von 
Jahreszeiten  bedürfte,  bis  die  Früchte  sich  angebäuft  haben  zur  Unterlage  einer  turmhohen 
Gewifsheit  Bis  au  die  Sterne  weit! 

Dies  subjektive  Glück  ist  beneidenswert.  Objektiv  ändert  eine  solche  Empfindung 
auch  nicht  das  Geringste  an  der  unabänderlichen  Beschaffenheit  des  Stoffes.  Es  ist  so 
und  es  bleibt  dabei,  dafs  jede  künftige  wie  jede  heutige  Codifikation  des  Gesamtbestandea 
unserer  Wissenschaft  nichts  weiter  leisten  kann  als  eine  Darstellung  vorläufiger 
Wahrheiten  in  denjenigen  Grade  der  Unvollkommenheit,  welchen  sie  bis  zur  Stunde 
eben  errreicht  haben.  Weil  diese  vorläufigen  Wahrheiten  oder  mit  anderen  Worten  der 
zeitweilige  Stand  der  wissenschaftlichen  Erkenntnis,  bei  aller  eigenen  Gebrechlichkeit 
doch  dem  gemeinen  Verstände  des  Alltagslebens  bedeutend  überlegen  sind,  so  können  sie 
sich  zu  jeder  Zeit,  wie  sie  sind,  nicht  nur  sehen  lassen,  sie  sind  auch  erforderlich,  um 
der  Praxis  voranzuleuchten,  um  für  die  weiterdringende  Forschung  einen  Anlialt  an  dem 
bisher  geleisteten  zu  bieten. 
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Das  ist  so  gewesen  und  das  wird  so  bleiben.  Die  souveräne  Kritik  ist  auch  eine 
Beschäftigung  und  sie  pflegt  da  am  üppigsten  zu  gedeihen , wo  die  eigene  Sterilität  am 
gröfsten  ist,  aus  einfachen  Gründen  — die  Wissenschaft  geht  ihren  Gang  weiter , immer 
viel  unvollkommener  als  jene  mangels  eigener  Arbeit  nicht  verantwortliche  Kritik  ver- 
langt, und  doch  wiederum  viel  vollkommener,  als  man  von  ihr  am  Mafsstabe  eines 
verkehrten  Ideals  behauptet. 

So  viel  über  die  neue  Bearbeitung  ganz  im  allgemeinen.  Wie  schwer  es  ist,  über 
das  einzelne  eines  solchen  Werkes  zu  reden,  haben  wir  schon  bei  der  Besprechung  der 
ersten  Ausgabe  an  dieser  Stelle  bemerkt.  Beschränken  wir  uns  darauf,  den  Männern  zu 
danken,  welche  das  Werk  in  seiner  neuen  Gestalt  bereichert  haben  — also  namentlich 
dem  Herrn  Herausgeber  selber,  welcher  nicht  nur  die  grofse  Mühe  der  neuen  Ge- 
samtbearbeitong  in  erster  Reibe  geleistet,  sondern  auch  den  Abschnitt  des  speziellen  Teils 
der  Volkswirtschaftslehre  über  „die  Gewerbe“  jetzt  in  seinen  b e i d e n Hauptbestandteilen 
geliefert  hat  Dann  Ad.  Wagner,  welcher  seine  ganz  hervortretende  Mitarbeit  an  dem 
Werke,  wie  kaum  ein  anderer  , einer  Revision  und  Erweiterung  unterzogen  hat.  Ferner 
J.  Conrad,  welcher  einen  neuen  Bestandteil  geliefert  hat  (Landwirtschaft,  UI.  Teil; 
staatliche  Mafsregeln  mit  Bezug  auf  die  Preise  der  ländlichen  Erzeugnisse  — Ägrar- 
zölle).  Weiterhin  Freiherm  von  Reitzenstein,  welcher  „das  kommunale  Finanz- 
wesen“ mit  gewohnter  Ausführlichkeit  und  Gründlichkeit  (Band  III  S.  559 — 684)  zum 
Bestandteile  der  Fiuanzwissenschaft  gemacht  und  dank  der  Natur  dieses  Handbuches  dem 
neuen  Bestandteile  einen  so  selbständigen  Platz  verschafft  hat,  wie  es  bei  einheitlicher 
Systematik  aus  der  Hand  eines  einzigen  Schriftstellers  gar  nicht  möglich  wäre.  Vou 
F.  J.  Neumann  sind  wir  seit  Jahren  gewohnt,  in  jeder  unserer  Fachzeitschriften  einen 
ersten  Abschnitt  zu  einer  gründlichen  Arbeit  über  Preis  und  Steuer  zu  ffnden , dessen 
Fortsetzung  dann  abermals  in  einem  ersten  Abschnitt  wiederum  einer  andern  Zeitschrift 
sich  uns  vorstellt  oder  doch  mittelbar  darin  zu  suchen  ist.  Die  Beiträge  zu  dem  vor- 
liegenden Handbuch  und  zumal  deren  Erweiterung  in  der  neuen  Auflage  wollen  natur- 
gemäfs  jene  zerstreuten  Ansätze  einigermafseu  zusammenfassen ; es  wird  aber  natürlich 
abermals  auf  eine  künftig  erst  erscheinende  Arbeit  verwiesen.  Es  ist  begreiflich  und  der 
Verfasser  hätte  es  sich  selbst  sagen  können,  dafs  solche  Vorarbeit  zu  einer  Zusam- 
menfassung io  den  Rahmen  eines  solchen  Handbuches  am  wenigsten  hineingehört.  Sein 
Fleifs  und  sein  Scharfsinn  stehen  aufser  Frage;  aber  Neumann  wende  beide  Eigenschaften 
einmal  auf  die  Form  des  Stoffes,  welchen  er  bietet,  auf  die  Form,  die  bei  ihm  in  jedem 
Sinne  zu  kurz  kommt:  sei  es  nun  die  Art,  wie  er  den  Gegenstand  für  seine  Fachgenossen 
oder  gar  den  weiteren  Kreis  der  Leser  klar  macht , sei  es  die  Art  seiner  Anmerkungen, 
sei  es  die  Beschaffenheit  seiner  Schreibweise,  sei  es  der  Ton  seiner  Polemik  mit  den 
obligaten  drei  Ausrufnngszeichen  u.  dgl.  m. 

Von  den  zahlreichen  neuen  Ergänzungen  kleineren  Umfanges  reden  wir  heute  nicht. 
Wir  scheiden  vielmehr  von  der  neuen  Gestalt  des  trefflichen  Gesamtwerkes  mit  den  fer- 
neren besten  Wünschen.  G.  C. 

Felix,  Ludwig , Der  Einflufl  der  Sitten  und  Gebräuche  auf  die  Entwickelung  des 
Eigentums.  Leipzig,  Dnncker  & Humblot,  1886.  XI.  u.  462  SS. 

Sagte  uns  nicht  der  Titel , dafi  das  vorstehend  bezeichnete  Buch  den  zweiten  Teil 
einer  , .Entwicklungsgeschichte  des  Eigentums  unter  kulturgeschichtlichem  und  wirt- 
schaftlichem Gesichtspunkte“  bilden  soll , der  Leser  würde  ans  dem  Inhalte  schwerlich 
darauf  kommen.  Er  würde  vielleicht,  wenn  ihm  ein  Exemplar  des  Bandes  ohne  Titel 
in  die  Hände  fiele , versucht  sein , es  als  „Kollektaneeu  zur  Kulturgeschichte“  oder 
ähnlich  zu  bezeichnen.  Vom  Eigentum  ist  auf  den  ganzen  462  Seiten  nur  sehr  wenig 
die  Rede  und  noch  viel  weniger  von  der  Entwickelung  dieser  historisch-rechtlichen  Ein- 
richtung. Hatte  schon  der  erste  Teil  des  Werkes , der  den  Einfluß  der  Natur  auf  die 
Entwicklung  des  Eigentums  zur  Darstellung  bringen  wollte,  vielfach  die  Beziehung  der 
zahllosen  vom  Verf.  zusammengebrachten  Notizen  auf  das  Eigentum  vermissen  lassen 
und  hätte  man  ihn  vielleicht  lieber  als  den  „Einfluß  der  Natur  auf  die  Wirtschaft“ 
oder  ,,auf  das  Menschenleben“  überhaupt  bezeichnet  gesehen , so  führten  doch  die  re- 
sümierenden Schlußworte  jedes  Abschnittes  dem  Leser  wieder  zu  Gemüte,  daß  er  es  — 
freilich  nicht,  wie  der  Verf.  zu  glauben  scheint,  mit  einer  vergloichend-rechtsgeschichtlichen 
Untersuchung  über  das  Eigentum,  aber  doch  mit  Erörterungen  über  das  Verhalten  der 
Menschen  zur  wirtschaftlichen  Gütcrwelt,  oder  etwas  genauer;  über  Bildung,  Verteilung 
und  Zerstörung  von  Vermögen  zu  thun  habe.  Im  zweiten  Teile  fehlen  solche  zu- 
sammonfassendo  Bemerkungen,  mit  welchen  der  Verf.  sich  und  den  Leser  aus  der  Flut 
beziehungsloser  Einzelheiten  auf  einen  überschauenden  Standpunkt  zu  retten  sucht,  fast 
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vollständig.  Nur  in  der  Vorrede  erklärt  er  uns  seine  Absicht,  dareulegen,  in  welcher 
Weise  die  Sitten  und  Gebräuche  an  dem  „Entwicklungswerke“  der  Hervorbringung  und 
des  Verbrauches  des  Eigentums  teilnähmen.  Unter  den  Sitten  werdhn,  wie  die  Ein- 
leitung weiter  ausführt , die  „sittlichen  Eigenschaften“  verstanden.  Wie  sehr  diese 
letzteren  die  menschliche  Thätigkeit  beeinfluBten , lasse  sich  leicht  nachweisen,  und  aus 
der  Arbeit  entspringe  der  überwiegend  größte  Teil  des  Eigentums.  Nicht  bloß  die  un- 
mittelbar mit  dem  Eigentum  zusammenhängenden  sittlichen  Eigenschaften,  wie  Redlich- 
keit, Sparsamkeit , Fleiß  , kämen  hierbei  in  Betracht , sondern  auch  diejenigen , bei 
welchen  ein  solcher  Zusammenhang  nicht  so  augenscheinlich  sei,  wie  die  Familien- 
innigkeit, das  Wohlwollen,  die  Wahrhaftigkeit,  die  Massigkeit,  der  Ordnungssinn. 
Noch  mehr  freilich  oft  die  entgegengesetzten  unsittlichen  Eigenschaften : Unredlichkeit, 
Betrag,  Unmässigkeit,  Verschwendung,  Habsucht,  Geiz  u.  s.  w.  Demgemäß  will  der 
Verf.  „eine  geschichtliche  Darstellung  der  sittlichen  Zustände,  soweit  sie  aufs  Eigentum 
bedeutenden  Einfluß  nehmen“,  geben.  Er  möchte  freilich  dabei  keinen  absoluten  Maß- 
stab der  Sittlichkeit  an  die  früheren  Zustände  anlegen;  aber  die  Natur  des  Gegen- 
standes bringt  es  mit  sich,  daß  er  sich  mehr  mit  den  Lastern  der  Völker  beschäftigen 
muß  als  mit  ihren  Tugenden , und  es  wäre  ihm  nicht  allzusehr  zu  verdenken  , daß  er 
statt  des  gegenwärtigen  später  doch  einen  historischen  Maßstab  des  Sittlichen  nicht  zu 
finden  vermag,  wenn  er  sich  nur  streng  an  seinen  Gegenstand  gehalten  und  uns  gezeigt 
hätte,  in  welcher  Weise  jene  „unsittlichen  Zustände“  der  Vergangenheit  das  Eigentum 
(bezw.  das  ^'erhaltcn  der  Menschen  zu  den  Gütern)  beeinflußt  haben.  Das  ist  aber 
nur  selten  und  dann  immer  bloß  in  ganz  allgemeinen  Andeutungen  geschehen  , indem 
gesagt  wird,  irgend  ein  sittliches  oder  unsittliches  Verhalten  der  Menschen  habe  auf  die 
Entwicklung  des  Eigentums  „wobltbätig“  oder  „nachteilig“  eingewirkt.  Und  um  dieses 
winzige  Resultat  zu  erreichen,  werden  Abschnitt  für  Abschnitt  die  Ergebnisse  einer 
aasgebreiteten  Belesenheit  in  zahllosen,  lose  verbundenen  Notizen  aneinaudergereiht  — 
illustrierende  Anmerkungen  zu  einem  Texte , der  fehlt.  Daß  z.  B.  Genußsucht  und 
Müßiggang  die  Entwicklung  des  Eigentums  hemmen  (in  dem  Sinne , wie  der  Verf.  die 
Worte  Entwicklung  und  Eigentum  versteht ) , Stiftungen  für  Bildungszwecke  einen 
„wohlthätigen  Einfluß“  auf  dieselbe  ausUben , ist  — in  dieser  Allgemeinheit  ausge- 
sprochen — eine  Binsenwahrheit.  Um  sie  zu  beweisen,  zeigt  uns  der  Verf.  nicht  etwa, 
wie  unter  diesen  Einflüssen  die  Vermögensverteilung  bei  bestimmten  Völkern  sich  gestaltet 
hat,  sondern  er  gibt  uns  eine  breite  Schilderung  der  Schwelgerei  bei  Griecheu, 
Römern  etc.,  der  Widmung  von  Privatvermögen  zu  gemeinnützigen  Zwecken  im  Mittel- 
alter  und  in  der  Neuzeit  An  einer  anderen  Stelle  wird  das  Verhalten  des  ma.  Ritter- 
tums zu  den  Frauen  geschildert;  durch  dasselbe  seien  nicht  nur  die  Sitten  gemildert, 
die  Schwachen  beschützt,  ,, sondern  auch  ungeahnte  psychische  Kräfte  insbesondere  der 
Frauenwelt  geweckt  und  zur  vollen  Geltung  gebracht“  worden,  „wodurch  dis  Erhaltung 
wie  die  Entwicklung  des  Eigentums  aufs  mächtigste  gefordert  ward.**  Ist  io  diesen 
Fällen  immer  noch  hier  und  da  ein  schwaches  Fädchen  erkennbar,  das  jenes  mühsam 
znsammengelesene  Notizenwerk  an  den  Vorwurf  der  Darstellung  knüpft,  so  fehlt  oft 
Dutzende  von  Seiten  hindurch  auch  dieses , und  man  kann  nur  sagen , daß  hier  der 
Verfasser  auf  76  Seiten  von  der  Sklaverei  und  Leibeigenschaft  bei  verschiedenen 
Völkern  handelt,  dort  auf  56  Seiten  von  der  Stellung  der  fVaueu  u.  s.  w. 

Zweifellos  enthält  das  Buch  über  die  Gegenstände,  an  welchen  der  Verf.  seinen 
Sammeleifer  bethätigt  hat,  viel  interessantes  ethnographisches  Material,  und  wer  sich  mit 
den  betr.  Dingen  beschäftigt,  wird  es  mit  Nutzen  zu  Rate  ziehen.  Eine  kurze  Inhalts- 
angabe mag  deshalb  manchem  willkommen  sein,  und  sie  bewahrt  uns  auch  am  besten 
vor  der  Gefahr,  dem  Bienenfieiße,  von  dem  der  Band  Zeugnis  ablegt,  nicht  gerecht  zu 
werden.  Der  Stoff  ist  in  drei  Teile  verteilt.  Der  erste  Teil  („Entwicklung  der 
sittlichen  Zustände**)  beschäftigt  sich  in  vier  Abschnitten  (Urzeit,  Altertum,  Mittelalter, 
neue  Zeit)  mit  sehr  verschiedenen  Arten  des  Verhaltens  der  Menschen  zu  einander  und 
zu  der  Güterwelt  Hier  eine  Auslese  der  Stichwörter,  unter  welchen  in  den  beiden 
ersten  Abschnitten  die  Objekte  der  Darstellung  zusammengefaßt  werden : Ranb  und 
Diebstahl,  List  und  Betrug,  Habsucht,  Veruntreuungen,  Bestechlichkeit,  Sykophantentum, 
Kriege  als  Folgen  der  Habsucht,  Aufstände  gegen  Reiche,  Zeugen  und  Bürgschaften, 
Prozeßsucht,  Betrug,  Spielsucht,  Bestechlichkeit,  Wucher  und  Schuldenwesen,  Genuß- 
sucht, Parasitik,  Freigebigkeit.  Diese  Kategorien  wiederholen  sich  z.  T.  im  zweiten  und 
dritten  Abschnitt ; außerdem  kommen  noch  folgende  bemerkenswerteren  neuen  vor.  Im 
Mittelalter:  Mut  und  Rittertum,  Zugeständnisse  an  die  Volksleidenschaft  bei  TodesnUlen, 
Seeraub,  Fehden,  Vandalismus , Schülerrohheit,  Lehrerrohheit , betrügerische  Bettler, 
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UrkundenfälschunKi  Verpfündunf;  von  Landschaften  und  Regierungsrechten,  UnmäBigkeit, 
Macht  des  Beispiels,  Wohlthätigkeitssinn,  Gastlichkeit,  Förderung  von  Kunst  und  Wissen- 
schaft. ln  der  Neuzeit:  das  Zeitalter  der  Renaissance,  Banditentum,  Seeräuber,  Anar- 
chisten, Kipper  und  Wipper,  Raffinement  der  Fälschungen,  Falschspieler,  Unterschleife 
beim  Heere,  Schmuggel,  Bestechlichkeit,  kaufmännische  und  gewerbliche  Umsitten,  Chi- 
caneu  u.  dgl , Monopolisierungen  und  Koalitionen,  Börseuspiel,  Gründungen,  frühzeitige 
Ehen , Trunksucht , Wirkungen  des  Ehrgefühls , Menschlichkeit  und  Sittenveredlung, 
Volkserziehung.  — Der  zweite  Teil  („die  Schwachen  und  Gedrückten  und  ihre  Be- 
freiung*')  handelt  in  5 Abschnitten  Uber  das  Verhalten  der  Völker  zu  den  Unfreien, 
den  Frauen,  den  Greisen,  den  Fremden  und  den  „Naturvölkern“,  der  dritte  und  letzte 
von  den  „Bedürfnissen  und  dem  Luxus“,  ihrem  Umfang  bei  verschiedenen  Nationen, 
ihren  mannichfachon  Arten  und  ihren  Folgen. 

GewiÜ  ein  sehr  reicher  Inhalt,  eine  unabsehbare  Fülle  von  Thatsacben , Beleg- 
stellen, lllustrationsmatorial , hier  und  da  auch  eine  ansprechende  eigene  Bemerkung 
oder  SchluBfolgerung  des  Verfassers,  eine  beachtenswerte  Auffassung,  eine  neue  Grup- 
pierung von  Thatsacben , die  sonst  unter  andere  Gesichtspunkte  gestellt  zu  werden 
pflegen.  Für  den  Ethnographen  und  Kulturhistoriker  wird  das  Buch  eine  Fundgrube 
bilden,  die  ihm  manchmal  eignes  Schürfen  ersparen  kann  ; der  Rechts-  und  Wirtschafts- 
historiker wird  es  enttäuscht  ans  der  Hand  legen , oder  er  wird , wo  er  es  benutzen 
kann,  doch  erst  aus  dem  Rohmateriule  selbst  etwas  machen  müssen.  Kritik  im  einzelnen 
zu  üben,  wäre  nicht  am  Platze;  der  Verfasser  selbst  hat  sie  an  seinen  Quellen  nirgends 
geübt,  und  an  Irrtümern  und  Versehen,  an  bedenklichen  Zusammenstellungen  zeitlich 
und  örtlich  auseinanderliegender  Thatsacben  fehlt  es  auch  nicht.  Aber  wo  wären 
diese  zu  vermeiden  bei  einer  Arbeit,  die  so  viele  Völker  und  Zeiten,  so  manche  Kultur- 
stufen umspannt!  Derartiges  würde  Jeder  Leser  gern  entschuldigen,  wenn  der  Vorfa.ssor 
sich  nur  selbst  Uber  seinen  Gegenstand  klar  geworden  wäre  und  ihn  domgemäB  auch 
anderen  klar  zu  machen  verstanden  hätte. 

Basel.  K.  Bücher. 

Wirminghaus,  Dr.  Alexander,  Zwei  spanische  Merkantilisten  (Gerönimo  de 
Uztariz  und  Bernardo  de  Ulloa).  Ein  Beitrag  zur  Geschichte  der  Nationalökonomie. 
Jena,  Verlag  von  Gustav  Fischer,  1886.  8.  88  S8.  (Auch  unter  dem  Titel:  ,, Samm- 

lung nationalökunomischor  und  statistischer  Abhandlungen  des  staatswisseuschaftlichen 
Seminars  zu  Halle  a/S. , herausgegeben  von  Dr.  Joh.  Conrad,  Professor  in  Halle  a/S. 
IV.  Bd.  2.  Heft“.) 

Die  seiner  Zeit  speziell  von  der  Freihandelsschnle  mit  groBem  Nachdruck  vertretene 
Anschauung,  daB  das  sog.  Merkantilsystem  ein  kolossaler  Irrtum,  eine  Verirrung  des 
Geistes  gewesen  sei , daB  es  auf  einer  totalen  Unkenntnis  oder  Verkennung  der  einzig 
wahren  und  ewigen  „Gesetze“  des  Wirtschaftslebens  beruht  habe  u.  dgl.  m. , ist  heute 
glücklicherweise  eine  überwundene.  Wir  sind  bescheidener  geworden ; wir  glauben  nicht 
mehr,  daB  wir  allein  im  Besitze  der  einzig  wahren  Kenntnisse  sind,  und  daB  nur  das- 
jenige, was  wir  thun,  das  allein  Richtige  sei,  sondern  sind  zu  der  Überzeugung  gelangt, 
daB  die  Menschen,  die  vor  uns  gelebt  haben,  auch  imstande  waren,  die  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  ihrer  Zeit  richtig  zu  beurteilen  und  diejenigen  MaBregeln  im  Staats-  und 
Wirtschaftsleben  zu  ergreifen,  die  den  Bedürfnissen  jener  Epoche  entsprachen.  Mit  einem 
Worte:  wir  haben  einsehen  gelernt,  daB  diejenigen  Schritte,  welche  die  verschiedenen 
Regierungen  unter  der  sog.  „Herrschaft  des  Merkaiitilsystems“  unternahmen , um  die 
Volkswirtschaft  ihres  Volkes  auf  eine  höhere  Stufe  emporzuheben,  ihre  relative  Berech- 
tigung hatten.  Wenn  wir  jedoch  auf  die  Frage,  was  unter  dem  „Merkantilsystem“  zu 
verstehen  sei,  eine  ganze  präzise  und  erschöpfende  Antwort  geben  sollen,  so  müssen  wir 
zu  unserer  Beschämung  gestehen,  daß  wir  dies  nicht  vermögen.  Die  Tradition  der 
Schule  hat  uns  zwar  einen  Komplex  von  Lehrsätzen  und  Meinungen  überliefert,  die  von 
den  verschiedenen  Lehr-  und  Handbüchern  der  Nationalökonomie  als  der  Inbegriff  der 
Lehrmeinungen  des  sog.  Merkaiitilsystems  bezeichnet  werden , aber  ob  dies  auch  voll- 
kommen richtig  ist,  muB  dahingestellt  bleiben,  weil  jenes  System  bekanntlich  nicht  — 
wie  Minerva  dem  Haupte  Jupiters  — einem  einzigen  Kopfe  entsprang,  sondern  erst  all- 
mählich im  Laufe  der  Zeiten  sich  teils  in  der  Praxis  der  Staaten,  teils  in  der  national- 
ökonomischen Litteratur  herausbildete.  Mit  vollem  Rechte  sagt  Wirminghaus  in 
seiner  vorliegenden  Schrift  (S.  4):  „Ein  vollkommen  klares  Bild  vom  Merkantilsystem 
wird  man  aber  erst  dann  erhalten , wenn  alle  in  Frage  kommenden  Autoren  einer  ge- 
nauen Prüfung  unterzogen  worden  sind.“  Die  beiden  spanischen  Nationalökonomon  des 
18.  Jahrhunderts,  die  uns  der  Verf.  vorführt,  beweisen  thatsäcblich  die  Richtigkeit  der 
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eben  citierten  Behauptung.  Uztaiis  und  Ulloa,  wenn  sie  auch  in  der  Hauptsache  jenen 
Anschauungen  huldigen,  die  dem  traditionellen  BegrifTe  des  Merkantilsystems  entsprechen, 
weichen  nämlich  in  einigen  untergeordneten  Punkten  von  demselben  ab,  indem  sie  bei- 
spielsweise — allerdings  immer  nur  im  Hinblick  auf  die  spanischen  Verhältnisse  ihrer 
Zeit  — mäßige  Einfuhrzölle  auf  die  Rohstoffe  empfehlen,  um  die  heimische  Urproduktion 
zu  begünstigen,  oder  umgekehrt  die  Ausfuhr  einzelner  Rohprodukte  (feine  Wolle)  im 
Hinblicke  auf  die  fehlenden  betreffenden  Manufakturen  freigeben  wollen,  indem  sie  sich 
gegen  die  OrUndung  großer  privilegierter  spanischer  Handelskompagnien  aussprechen 
n.  dgl.  m.  Die  frisch  und  prächtig  geschriebene  Schrift  beschränkt  sich  nicht  darauf, 
die  theoretischen  Lehrmeinungcn  der  in  Rede  stehenden  Autoren  wiedersugeben  und  ge- 
wissermaßen auf  ihren  merkantilistischen  Gehalt  zu  prüfen,  sondern  gewährt  allerorts 
lehrreiche  Ausblicke  auf  die  Entwickelung  der  volkswirtschaftlichen  Verhältnisse  des  da- 
maligen Spaniens. 

Czemowitz.  Fried r.  Kleinwächter. 

Philippovich,  Dr.  Eugen  von,  a.  o.  Prof,  der  Nationalökonomie  und  der 
Finanz  Wissenschaft  an  der  Universität  Freiburg:  Über  Aufgabe  und  Methode  der  politi- 
schen Ökonomie.  Eine  akademische  Antrittsrede.  Freiburg  i/Br.  1886.  Akademische 
Verlagsbuchhandlung  von  J.  C.  B.  Mohr  (Paul  Siebeck).  8.  65  SS. 

Philippovich  bat  sich  bereits  in  seiner  Erstlingsscbrift:  „Die  Bank  von  England  im 
Dienste  der  Finanzverwaltung  des  Staates'*  (Wien,  1886)  als  ein  klarer  Kopf  erwiesen, 

der  eben  so  scharf  zu  denken  als  elegant  zu  schreiben  versteht.  Beide  Vorzüge  treten 

auch  in  der  vorliegenden  kleinen  Schrift  hervor.  Dieselbe  behandelt  den  modernen 

Streit  zwischen  der  „historischen“  und  der  sog.  „exakten“  — richtiger  gesagt  „ab- 
strakten“ — Methode  und  nimmt,  wie  vorauszusehen  war,  eine  vermittelnde  Stellung 
ein.  Eine  erschöpfende  Erörterung  und  Erledigung  der  in  Rede  stehenden  Frage 
innerhalb  des  Rahmens  einer  „akademischen  Antrittsrede“  ist  nicht  wohl  möglich, 

allein  was  Philippovich  zur  Begründung  seiner  Meinung  vorbringt,  scheint  mir  richtig. 
Ich  ad  personam  — und  der  Rezensent  kann  ja  nicht  anders  als  subjektiv  urteilen  — 
wäre  allerdings  geneigt  anznnehmen , daß  Philippovich  in  der  Wertschätzung  der  sog. 
exakten  oder  abstrakten  Methode  zu  weit  geht,  indessen  ist  ein  derartiges  Bedenken, 
wie  gesagt,  ein  rein  subjektives  und  hier  nicht  der  Ort,  meine  Anschauung  über  die  vor- 
liegende Frage  per  longum  et  latum  auseinander  zu  setzen. 

Czemowitz.  F r i edr.  K le  i n wäch  te  r. 

Clark,  JohnB. , The  philosophy  of  wealth.  Economic  principles  nearly  formn- 
lated.  A.  M. , professor  of  history  and  political  Science  in  Smith  College , Lectures  on 
political  economy  in  Amberst  College.  Boston  1886.  V u.  236  S. 

In  seinem  geistreichen  Essay  über  die  Nationalökonomie  Nordamerikas  hat  Cliffe 
Leslie  die  Bedeutung  und  den  eigentümlichen  Charakter  der  amerikanischen  National- 
ökonomie eingehend  erörtert.  Mehr  auf  das  praktische  Leben  und  seine  Ansprüche  ge- 
richtet, haben  die  Amerikaner  die  Nationalökonomie  und  deren  Entwickelung  nur  wenig 
beeinflußt  und  noch  weniger  gefordert;  im  großen  Ganzen  begnügte  sich  Amerika  mit 
dem  Import  enropäischer  und  namentlich  englbcber  Wissenschaft,  wenn  es  sich  auch 
wesentliche  Abweichungen  erlaubte,  welche  in  den  eigentümlichen  Verhältnissen  ihre  Er- 
klärung finden,  ln  neuerer  Zeit  scheint  aber  auch  drüben  eine  tiefergehende  Bewegung 
sich  Geltung  zu  verschaffen,  welche  auf  die  Weiterentwickelung  der  Wissenschaft  gewiß 
nicht  ohne  Erfolg  bleiben  wird.  In  die  Reihe  der  hierher  zählenden  Momente  gehört 
jedenfalls  das  vorliegende  Buch,  welches  in  engem  Rahmen  die  anspruchsvolle  Aufgabe 
einer  „Nenbegründung  der  Prinzipien“  sich  steckt  und  jedenfalls  das  Verdienst  hat, 
Selbständigkeit  in  der  Exposition  und  eine  gewisse  ethische  Höhe  in  den  Gesichtspunkten 
zu  verraten.  Der  Verfasser  besitzt  eine  besondere  Fähigkeit  der  Abstraktion  und  der 
Analyse  wirtschaftlicher  Erscheinungen,  welche  ihn  befähigt,  dieselben  auf  ihren  ein- 
fachsten Ausdruck  zurückzufübren , ohne  dabei  unklar  und  abstrus  zu  werden , welches 
letztere  Darwin  als  eine  spezielle  Eigentümlichkeit  volkswirtschaftlicher  Werke  bezeicb- 
nete.  Große  leitende  Gedanken  und  charakteristische  treffende  Ausdrücke  für  Bezeichnung 
der  Thatsachen  gehören  zu  den  Vorzügen  des  Werkes.  Clark  ist  ein  Gegner  der  alten 
Nationalökonomie,  welche  auf  falsche  Voraussetzungen  mehr  denn  auf  Thatsachen  aufge- 
bant  ist  und  darum  zu  unbefriedigendem  Resultat  führt.  Er  sucht  eine  dem  geistigen 
Wesen  des  Menschen  entsprechende  Definition  der  Güter , er  studiert  das  Prinzip  der 
Konkurrenz  und  gelangt  zu  der  Theorie  der  ,,None-competing  groups“ , er  studiert  die 
Arbeiter-  und  Kapitalsvereinigungen  und  sucht  die  Gesetze,  welche  die  zukünftige  Ge- 
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staltung  der  industriellen  Gesellschaft  beherrschen  werden.  Wir  sehen,  das  Werk  ver- 
dient die  Aufmerksamkeit  der  Wissenschaft,  und  so  wollen  wir  in  kurzem  den  Inhalt 
desselben  skizzieren. 

Über  das  erste  Kapitel  haben  wir  nicht  viel  zu  bemerken.  Es  kXmpft  gegen  die 
enge  AnfTassung  der  Güter  als  materieller  Dinge;  die  GQterwelt  umfaUt  auch  die  im- 
materiellen Güter.  Dagegen  schlieBt  es  Fihigkeiten , Geschicklichkeiten  von  dem  Be- 
griffe der  Güter  ans.  Im  zweiten  Kapitel  wird  wesentlich  der  Irrtum  widerlegt,  welcher 
die  geistigen  Beschäftigungen  improdnktiv  nennt.  Gleichzeitig  wird  der  Satz  widerlegt, 
daß  aller  Reichtum  aus  Arbeit  entstehe.  Das  dritte  Kapitel  bandelt  von  „der  Basis  des 
ökonomischen  Gesetzes“.  Wir  erhalten  hier  eine  geistreiche  Widerlegung  jener  Theorie, 
welche  das  wirtschaftliche  Leben  auf  den  Egoismus  zurÜckfUhrt.  Auch  die  Erfolglosig- 
keit jener  Theorie,  welche  andere  Motive  zuläßt,  aber  bloß  als  „distnrbing  canses“  wird 
nachgewiesen.  Die  Wissenschaft  muß  eben  von  einem  richtigen  Begriffe  des  Menschen 
nnd  der  Gesellschaft  ansgehen,  und  diesen  zu  konstruieren,  ist  die  Aufgabe  der  Zukunft. 
Hier  bietet  sich  dem  Verfasser  Gelegenheit,  näher  auf  die  Natur  der  menschlichen  Be- 
dürfnisse einzngeben ; in  diesem  Teile  des  Abschnittes  finden  wir  eine  scharfe  Beobach- 
tung, eine  logische  Anseinanderbaltnng  nnd  Analyse,  die  uns  sehr  an  Menger  erinnert 
hat.  Im  vierten  Kapitel  „die  Elemente  des  gesellschaftlichen  Dienstes“  werden  Produk- 
tion, Konsumtion,  Umlauf  und  Distribution  untersucht,  deren  Bedeutung  und  gegenseitige 
Beziehung  erläutert  nnd  auch  bereits  das  Prinzip  der  Konkurrenz  betont.  C.  hebt  her- 
vor, daß  man  nnrichtiger  Weise  Konkurrenz  gleichgesotzt  hat  mit  Kampf.  In  unserer 
Zeit  ist  der  wirtschaftliche  lutercssenkampf  im  Zunehmen,  weil  die  wahre  Konkurrenz 
im  Abnehmen  ist.  Das,  was  die  Basis  der  Ricardoschen  Theorie  bildet,  ist  gerade  auf 
Punkten,  wo  es  am  notwendigsten  wäre,  verschwunden  und  der  Zustand  der  Gesellschaft 
infolgedessen  ein  anormaler,  gefährlicher,  der  nach  der  Anwendung  eines  neuen  Prinzipes 
hindrängt,  da  das  kompetitive  Prinzip  gefÜbcht  ist.  Der  Konzentration  des  Kapitals 
folgt  die  der  Arbeit  in  Arbeiterverbänden  und  es  stehen  sieb  zwei  Parteien  ohne  Kon- 
kurrenz gegenüber,  wodurch  ein  Element  des  Kampfes  in  das  wirtschaftliche  System  ein- 
geführt  wird,  wofür  wir  in  einem  wirklich  kompetitiven  System  vergeblich  eine  Analogie 
suchen.  Diesem  wiVtschaftlichen  Kampfe  müßte  die  Gesellschaft  zum  Opfer  fallen,  wenn 
es  nicht  ein  neues  Prinzip  gäbe,  das  die  Verteilung  zu  leiten  hat.  Dieses  Prinzip  ist 
eigentlich  nur  eine  neue  Erscheinungsform  jenes  moralischen  Prinzips,  welches  tbätig 
war,  solange  das  System  der  Konkurrenz  vollkommen  gesund  war.  Indem  der  Verfasser 
auf  die  Untersuchung  dieses  Prinzips  übergeht , erledigt  er  vorher  im  fünften  Kapitel 
die  Werttheorie.  Die  Theorie  das  Wertes  kann  nur  gelöst  werden,  wenn  wir  einerseits 
unsern  Blick  weit  genug  ausdehnen,  um  den  ganzen  sozialen  Organismus  zu  umfassen, 
aber  auch  soweit  einzuschräuken  verstehen , um  die  Natur  der  sozialen  Atome  zu  er- 
kennen. Auch  hier  bewährt  übrigens  der  Autor  die  Schärfe  logischer  Untersuchnng. 
Wenn  man  so  häufig  Wert,  Nützlichkeit,  Wertgröße,  Preis  nicht  zu  unterscheiden  wußte, 
so  liegt  dies  im  Mangel  der  Separierung  der  Begriffe:  denn  wenn  auch  diese  Begriffe 
nahe  neben  einanderliegen  und  miteinander  unzertrennlich  verbunden  sind,  so  sind  es 
doch  verschiedene  Dinge.  Wenn  wir  von  Wert  sprechen,  so  denken  wir  immer  an  einen 
bestimmten  Gegenstand,  an  eine  Eigenschaft  dieser  Gegenstände  nnd  an  ein  quantitatives 
Maß  dieser  Eigenschaft,  die  aber  alle  vom  Werte  selbst  verschieden  sind.  Noch  größer 
ut  der  Unterschied  zwischen  dem  Wert  in  dem  Wertausdruck.  Der  Preis  ist  nämlich 
eine  Art  des  Wertausdruckes.  Der  Wert  selbst  aber  ist  das  quantitative  Maß  der  Nütz- 
lichkeit. In  dem  Begriffe  des  Werts  liegen  aber  zwei  sehr  verschiedene  Bedentungen. 
Wir  verstehen  darunter  im  allgemeinen  Nützlichkeit,  Kraft,  unsere  subjektiven  Verhält- 
nisse zu  verbessern.  Nun  ist  diese  aber  verschieden.  In  dem  einen  Falle  ist  es  eine 
absolute  Nützlichkeit,  wie  die  des  Luftmeeres,  das  notwendig  ist,  von  dem  aber  ein  be- 
stimmtes Quantum  für  unser  Wohl  keine  Bedeutung  hat,  weil  die  Luft  in  unendlicher 
Menge  vorhanden  ist,  also  keine  effektive  Nützlichkeit  besitzt.  Effektive  Nützlichkeit 
ist  nnr  die,  die  imstande  ist,  unser  Wohlsein  zu  beeinfiussen.  Die  Messung  des  Wertes 
geschieht  durch  die  Gesellschaft;  jeder  produziert  für  die  Gesellschaft  und  verkauft 
seine  Produkte  nn  die  Gesellschaft.  Nach  einigen  Untersuchungen  über  Angebot  und 
Nachfrage  gelangt  C.  im  VII.  Kapitel  zum  Verteilungsproblem.  Er  betrachtet  die.ses  als 
eines  der  wichtigsten  unserer  Zeit.  Eine  richtige  Lösung  sichert  die  friedliche  Weiter- 
entwickelung; eine  unrichtige  führt  zum  Kommunismus;  ungelöst  führt  sie  zu  Agitation 
und  sozialer  Gefahr.  Eigentlich  beschäftigt  er  sich  nur  mit  der  Teilung  zwischen  Kapital 
und  Arbeit.  Die  Verteilung  kann  weder  ganz  auf  wilde  Konkurrenz,  noch  ganz  auf  den 
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Solidarismus  beider  Klassen , d.  h.  der  Vereinigunt;  zu  getrennten  Kampfparteien  basiert 
werden.  Unter  dem  KlinfliiB  einer  eingehenden  Konkurrenz  werden  unzählige  Existenzen 
vernichtet  und  die  Revolution,  wclrhe  der  Einführung  der  Maschine  auf  dom  Fuße  folgte, 
erstreckte  sich  auf  drei  Sphären,  auf  den  Produktionsprozess,  die  Reziebungen  der  sozia- 
len Klassen  zu  einander  und  die  Moral  des  Verkehrs.  Was  aber  den  Einfluß  der  Kom- 
binationen der  Arbeiter  betrifft,  so  ist  derselbe  gleichfalls  mit  großen  Nachteilen  ver- 
bunden. Wenn  die  kleinen  Unternehmer  in  einem  Orte  verschwinden  und  ein  großer 
Unternehmer  an  deren  Stelle  tritt,  anderseits  die  Arbeiter  sich  zu  einem  Bunde  ver- 
einigen, dann  würden  Störungen  zu  gefährlicher  Art  eintreten,  als  daß  sie  geduldet  wer- 
den könnten  und  dann  müssen  Schiedsgerichte  in  verbindlicher  Form  eingroifen.  Das 
Problem  der  Zukunft  hängt  von  der  Ausbreitung  der  herrschenden  Bewegung  ab , die 
höchst  revolutionären  Charakters  ist;  der  gegenwärtige  Zustand  der  Gesellschaft  ist  vor- 
übergehend chaotisch.  Auf  beiden  Seiten  herrscht  Irregularität.  Die  Konkurrenz  ist  in 
weiten  Gebieten  des  wirtschaftlichen  Lebens  verschwunden  und  mußte  verschwinden, 
denn  sie  war  unfähig,  die  soziale  Gerechtigkeit  zu  realisieren.  Der  alternative  Regulator 
ist  die  moralische  Kraft  und  diese  ist  auch  schon  in  Thätigkeit.  Sie  vollendet  viel,  ob- 
wohl sie  noch  in  ihrer  Kindheit  ist  Die  individuelle  Konkurrenz  war  eine  geduldete 
und  geregelte  Herrschaft  der  Kraft;  die  Solidarität,  selbst  in  ihrem  gegenwärtigen  rohen 
Zustande,  bezeichnet  den  Anfang  der  Herrschaft  des  Gesetzes.  Sehr  lehrreich  ist  das 
folgende  Kapitel  Uber  die  herrschende  Moral  des  heutigen  Wirtschaftslebens.  C.  zeigt 
die  Folgen  des  Ricardoseben  Systems  und  die  Ursachen  seiner  Beliebtheit  unter  den 
Sozialisten.  An  Stelle  dieses  Systems  muß  das  moralische  Prinzip  treten,  das  eigentlich 
sehr  alt  ist.  Mit  den  Schiedsgerichten  wird  dasselbe  kommen,  und  wenn  auch  die  Löhne 
unter  Umständen  niedrig  sein  werden,  so  wird  doch  die  Todeslinie  als  ,, natürliche^* 
Grenze  des  Lohns  verschwinden  (Ricardo).  Im  folgenden  Kapitel  geht  der  Autor  auf 
die  Frage  der  zukünftigen  Organisation  der  Industrien  über.  Mit  einem  historischen 
Resümee  beginnend,  welches  die  Thatsache  zur  Anschauung  bringt,  daß  sich  die  Ge- 
schichte in  Cyklen  und  Epicyklen  bewegt,  konstatiert  der  Verfasser,  daß  sich  die  euro- 
päische GeselI.schaft  in  der  letzten  Phase  ihrer  Entwickelung  vom  kommunistischen 
Prinzip  immer  mehr  entfernt  hat,  bis  es  im  Aphelion  jenes  Systems  bis  zum  äußersten 
Individualismus  gelangte.  Da  beginnt  aber  auch  schon  wieder  eine  Bewegung  in  ent- 
gegengesetzter Richtung.  Als  Adam  Smith  sein  Werk  schrieb,  da  war  die  wirtschaftliche 
Weit  an  der  äußersten  Grenze  des  Individualismus  angelangt.  Der  Charakter  der  nächst- 
folgenden Periode  muß  nun  eine  Bewegung  bilden,  deren  Zweck  nicht  etwa  die  Schwä- 
chung oder  Abschaffung  des  Privateigentums  ist,  sondern  die  Übertragung  desselben 
mehr  auf  Organisationen  als  auf  Individuen ; sind  an  diesen  Organisationen  die  Arbeiter 
beteiligt,  so  haben  wir  eine  Form  der  Kooperation  vor  uns.  Die  Fabriksarbeiter  operieren 
gegenwärtig  wie  eine  Einheit,  die  keine  Selbständigkeit  besitzt,  denn  sie  sind  dem  Unter- 
nehmer untergeordnet  Es  ist  natürlich , daß  hier  ein  Emanzipationskampf  entstehen 
muß , ein  Kampf  um  Unabhängigkeit  auf  einer  höheren  Stufe  des  organischen  Lebens. 
Die  Art  und  Weise,  wie  dies  geschehen  kann,  ist  sehr  verschieden,  immer  aber  wird  es 
zur  Folge  haben  müssen,  daß  bei  der  Teilung  der  Produkte  die  Gerechtigkeit  mehr  als 
die  Gewalt  maßgebend  werde.  Eine  Form,  in  welcher  dies  Prinzip  nach  Verwirklichung 
strebt,  ist  die  Bestimmung  der  Löhne  durch  Schiedsgerichte.  Die  Einführung  derselben 
bezeichnet  eine  neue  Ära  in  der  moralischen  Evolution  der  Gesellschaft.  Trotzdem  ist 
dies  kein  ideales  System.  Der  fundamentale  Fehler  desselben  liegt  darin,  daß  die  Auf- 
merksamkeit beider  Parteien  doch  immer  darauf  gerichtet  ist,  sich  einen  möglichst  hohen 
Anteil  zu  sichern,  der  Antagonismus  besteht  also  weiter,  wird  nur  auf  freundschaftliche 
Weise  ausgosöhnt;  die  höchste  Krafientwickeluug  auf  dem  Gebiete  der  Produktion  findet 
in  diesem  System  keine  Garantie.  Ganz  anders  die  Kooperation.  Bei  ihr  vereinigt  »ich 
der  Gedanke  und  die  Energie  aller  auf  die  Produktion,  die  Interessen  sind  identisch. 
Die  Kooperation  steigert  die  Produktion , die  Arbeiter  beziehen  höhere  Einkünfte , aber 
auch  die  Unternehmer  und  das  Gefühl  der  Solidarität  ist  die  Folge , da  der  Stoff  gänz> 
lieh  beseitigt,  der  Zwietracht  verursachen  könnte.  Eine  Vorstufe  der  Kooperation  ist 
die  Beteiligung  der  Arbeiter  am  Gewinn,  welches  System  auch  den  Vorteil  für  sich  hat, 
daß  es  gradatim  entwickelt  werden  kann.  So  haben  wir  denn  vier  Systeme,  von  denen 
das  beste  die  andern  überleben  wird.  Degeneriert  das  Konkurrenzsystem  , dann  wird 
das  System  der  Schiedsgerichte  es  überleben.  Konzentriert  sich  bei  diesem  System  die 
Aufmerksamkeit  zu  sehr  auf  die  Teilung,  dann  wird  das  Bonussystem  ihm  folgen.  Und 
wenn  auch  hier  der  Streit  um  das  Maß  der  Beteiligung  fortdauert,  dann  wird  auf  vielen 
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Gebieten  die  Kooperation  die  endgiltige  Form  sein.  Eine  bessere  wirtschaftliche  Orga- 
nisation verdrängt  stets  die  weniger  gute , sowie  ein  vollkommenerer  mechanischer  Pro- 
seB  den  inferioreren  verdrängt,  ln  der  Rivalität  der  erwähnten  Systeme  hängt  also  die 
Zukunft  der  Kooperation  von  den  endgiltigen  Resultaten  — nebenbei  bemerkt,  nicht 
von  den  Schwierigkeiten  und  Nichterfolgen  des  Anfangs  — ab.  Jones  System  wird  erst 
kommen , welches  sich  einem  unvollkommeneren  Zustand  der  Gesellschaft  ansehmiegt, 
jenes  anlcUt,  welches  einen  hohem  voraussetxt.  Damm  wird  das  System  der  Schieds- 
gerichte jedenfalls  vorerst  die  raschesten  Fortschritte  machen  und  kann  das  Lohnsystem 
in  dieser  rationelleren  Form  überhaupt  in  weiten  Gebieten  des  wirtschaftlichen  Lehens 
sich  immer  erhalten.  Ja  es  ist  überhaupt  möglich,  daB  alle  drei  neuern  Systeme  neben- 
einander fortdauern  werden : „that  System  will , in  each  particular  Seid , survive  and 
continue  which,  in  that  field,  is  permanently  the  best  As  different  fiolds  offer  diflerent 
conditions,  it  is  improbable,  that  any  one  method  of  industry  will  become  universal. 
The  three  general  systems  may  continue,  each  in  the  field  to  which  it  is  specially  ad- 
apted.*‘  Das  soziale  Ideal  kann  nur  Schritt  für  Schritt  verwirklicht  werden  Ungeduld 
führt  zum  Sozialismus,  der  vielleicht  verwirklicht  werden  könnte,  wenn  die  Menschen 
vollkommen  wären,  der  aber  unter  allen  Umständen  unerträglich  wäre.  Vor  dem  Mil- 
lenium ist  er  nicht  zu  crreicheu , im  Millenium  bedürfen  wir  dessen  nicht.  So  würde 
also  der  Sozialismus  gewaltthäcig  über  Nacht  verwirklicht  werden  können , aber  am 
Morgen  schon  würde  die  eintretende  Anarchie  dem  Experiment  ein  Ende  machen.  Dies 
in  Kürze  der  Inhalt  dieses  Kapitels,  eines  der  gediegendsten , das  wir  über  national- 
ökonomische  Fragen  gelesen  haben.  In  dem  folgenden  Kapitel:  Non  competitive  eco- 
nomics  geht  C.  näher  auf  den  Beweis  dessen  ein,  daB  das  Prinzip  dar  Konkurrenz  nie- 
mals ein  Noli  me  tangere' war  und  daB  in  der  Neuzeit  die  Gesellschaft  bereits  auf  meh- 
reren Gebieten  dieses  Prinzip  beseitigt  (,,displacement  of  competition“).  DaB  in  einem 
amerikanischen  Exkurs  Über  Nationalökonomie  ein  Kapitel  über  Religion  und  Kirche 
nicht  fehlen  darf,  ist  selbstverständlich,  und  dieses  schlieBt  den  interessanten  kleinen 
Band  , dem  wir  viel  Anregung  verdanken  und  der  an  der  Gedankenarbeit  unsrer  Zeit 
nicht  spurlos  Vorbeigehen  darf.  Die  klare  Erfassung  der  Erscheinungen  unserer  Zeit, 
die  scharfe  Beurteilung  der  verschiedenen  Strebungen  und  Bewegungen,  die  stete  Berück- 
sichtigung des  Gesamtlebens  und  der  gesamten  Kulturinteressen , die  ideale  Auffassung 
der  Gesellschaft  und  des  Wirtschaftslebens , trotz  dem  Femhalten  jeder  Phantasterei, 
Mangel  jeder  Scholasterei  und  Wortglauberei,  werden  auf  jeden  Leser  wohlthätig  wirken. 

Földes. 

Publications  of  the  american  economic  association.  Baltimore  1886.  Vol.  I 
No.  1 : Report  of  the  Organisation  of  the  american  economic  association  by  Richard  T. 
E 1 y , secretary.  No.  2 n.  3 : The  relation  of  the  modern  municipality  to  the  gas  snpply 
by  Edmond  J.  James,  professor  of  public  finance  etc.  university  of  Pennsylvania. 

Das  erste  Heft  erzählt  uns  die  Geschichte  der  Gründung  der  amerikanischen  volks- 
wirtschaftlichen Gesellschaft.  Auch  jenseits  des  Ozeans  hat  sich  die  Unzufriedenheit  mit 
der  älteren  nationalökonomiscben  Theorie  geltend  gemacht  und  so  haben  sich  Vertreter 
dieser  Wissenschaft  vereinigt,  um  durch  gemeinsames  Streben  die  Wissenschaft  zu  fördern. 
Die  Mitteilungen,  welche  in  diesem  Hefte  geboten  werden,  sind  sehr  interessant  Scharfe 
AuBerungen  über  die  Mangelhaftigkeit  der  herrschenden  Theorien,  Mitteilungen  Über  den 
Mangel  an  Vertrauen,  ja  über  die  weite  Kreise  beherrschende  Apathie  gegenüber  der 
älteren  Lehre  finden  wir  in  groBer  Zahl.  Das  Programm  der  Gesellschaft  enthält  eine 
Verwahrung  gegen  das  Prinzip  des  laissez  faire , betont  die  Notwendigkeit  der  Staats- 
thätigkeit  und  deV  Verwirklichung  ethischer  Prinzipien  auf  dem  Gebiete  des  wirtschaft- 
lichen Lebens.  Die  Notwendigkeit  historischer  und  statistischer  Untersuchungen  bei  Er- 
forschung volkswirtschaftlicher  Erscheinungen  wird  besonders  betont.  Wir  sehen,  es 
sind  leitende  Prinzipien,  wie  sie  etwa  in  dem  Programm  des  Vereins  für  Sozialpolitik 
ihren  Ausdruck  fanden.  An  der  Organisation  des  Vereins  haben  sich  die  bedeutendsten 
Vertreter  der  Sozialwissenschaft  in  Amerika  beteiligt.  Präsident  ist  Francis  A.  Walker, 
Massachusetts  Institute  of  Technology,  erster  Vizepräsident  Henry  C.  Adams,  University 
of  Michigan  and  Cornell  University,  Vizepräsident  Edmund  J.  James,  University  of  Penn- 
sylvania. 

Das  zweite  Heft  giebt  eine  gründliche  Studie  über  die  Organisation  der  Gasbeleuch- 
tung und  kommt  zu  dem  Resultate,  daB  die  entsprechendste  Organisationsform  die  öffent- 
liche ist.  Földes. 
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Supino,  Cam. , U Capitale  nell’  organismo  economico  e nell’  economia  politica. 
Milano,  U.  lioopli,  1886.  8°.  134  pp. 

In  den  socbs  Kapiteln  des  Buches  (I.  II  concetto  del  capitale.  II.  Formazionc  del 
cap.  III.  II  cap.  nella  produzione.  IV.  II  cap.  nella  circolazione.  V.  II  cap.  nella 
distribuzione.  VI.  II  diritto  del  lavoro)  erörtert  der  Herr  Verf.  den  Begriff  und  das 
Wesen  des  Kapitals  als  ökonomischer  und  historisch-rechtlicher  Kategorie  und  sodann 
das,  was  dermalen  mit  dem  Worte  kapitalistische  Organisation  der  Volkswirtschaft  be- 
zeichnet wird.  Die  Darstellung  basiert  auf  flüssigem  und  einsichtsvollem  Studium  beson- 
ders der  deutschen  Litteratur  (Marx,  Lassalle,  Schaeffle,  Lange,  Kodbertus  u.  a.)  und 
zeichnet  sich  mehr  durch  ihre  Klarheit,  Kürze  und  Nüchternheit,  als  durch  Originalität 
ans.  Uns  mutet  besonders  das  letzte  Kapitel  an,  welches  die  Lage,  in  welche  die  Herr- 
schaft dos  Kapitals  die  Arbeit  bringt,  schildert  und  die  Notwendigkeit  der  allmählichen 
Umbildung  des  heutigen  romanistischen  „Eigentumsrechtes**  in  ein  „Arbeitsrecht“  (jedoch 
Hand  in  Hand  mit  der  Umbildung  der  Sitten)  nachwoist. 

Prag.  J.  K a i z 1. 

Oucken,  Dr.  August,  Prof,  der  Nationalökonomie  an  der  Universität  Bern : „Die 
Maxime  Laissez  faire  ct  laissez  passer,  ihr  Ursprung,  ihr  Werden.  Ein  Beitrag  zur  Ge- 
schichte der  Freihandelslehre.“  Bern,  Druck  und  Verlag  von  K.  J.  Wusz.  1886.  (Auch 
unter  dem  Titel:  ,, Berner  Beiträge  zur  Geschichte  der  Nationalökonomie  Nr.  2**).  8*. 

131  SS. 

Fast  jede  „Schule“  hat  bekanntlich  ihre  Tradition,  die  freilich  nicht  immer  ganz 
beglaubigt  ist.  So  auch  die  Nationalökonomie,  zu  deren  Überlieferungen  es  gehört , daß 
der  Ausspruch  „laissez  faire  et  laissez  passer**  vom  „alten  Qournay**  herrühre.  Oncken 
hat  sich  der  Mühe  unterzogen,  der  Entstehung  dieses  „geflügelten  Wortes“  — das  aller- 
dings, weil  es  ein  ganzes  nationalökonomisches  Programm  repräsentiert,  weit  mehr  i»t 
als  ein  bloBes  „geflügeltes  Wort**  — nachzuspUren  , und  gelangt  hierbei  zu  folgendem 
Resultate : „Die  Stammform  tritt  zuerst  in  einer  Versammlung  von  Kaufleuten  auf,  welche 
Colbert  zusammenberufen  hatte,  um  über  die  Mittel  zu  beraten,  wie  dein  Handel  aufzu- 
holfeu  sei.  Die  bald  sprichwörtlich  gewordene  Antwort  seitens  eines  Mitgliedes  der  Ver- 
sammlung, Legendre  mit  Namen,  lautete:  laissez-nous  faire.“  Nach  einer  in  der  Schweiz 
bestehenden  Tradition  hat  jene  Versammlung  zu  Lyon  stattgefunden,  und  zwar  glaubt 
Oncken  als  Zeitpunkt  für  dieselbe  ungefähr  das  Jahr  1680  annelimen  zu  sollen. 

Die  übliche  Form  ,, laissez  faire**  erscheint  in  der  nationalökonomischen  Litteratur 
zuerst  1761  in  einer  anonymen,  jedoch  vom  Marquis  d’Argenson  horrührenden  Ab- 
handlung im  „Journal  Oeconomique.**  Von  d’Argensou  rührt  auch  der  Satz:  puur  gou- 
verner  mieux,  il  faut  gouvemer  moins**,  der  später  in  der  abgekürzten  Form:  „pas  trop 
gouveruer**  vielfache  Verbreitung  fand. 

Der  ältere  Mirabeau  hat  sodann  den  Satz  „le  monde  va  de  lui  ineme**  in  Über- 
tragung des  italienischen  „il  mondo  va  da  se“  in  die  physiokratischc  Litteratur  eingeführt, 
und  zwar  in  seiner  „Philosophie  rurale**  vom  Jahre,  1763.  Die  Ergänzung  des  „laissez 
faire“,  nämlich  das  Wort  „laissez  passer“  endlich  wird,  und  zwar  gleichfalls  vom  älteren 
Mirabcau  (in  einem  im  Jahrgange  1768  der  Zeitschrift  „Ephem^rides  du  citoyen**  ver- 
öffentlichten Briefe)  dem  Pariser  Handebintendanten  Gournay  in  den  Mund  gelegt. 

Das  vorliegende  Werkchon  ist  prächtig  geschrieben  und  entwickelt  eine  außer- 
ordentliche Belesenheit.  Aus  demselben  geht  hervor,  daß  der  Verfasser  mit  dom  ein- 
gehenden Studium  der  physiokratischen  Litteratur  beschäftigt  ist  und  ein  derartiges  Stddium 
zu  einem  anderen  Zwecke  läßt  die  Publikation  des  in  Rede  stehenden  Schriftchens 
erklärlich  erscheinen.  Im  entgegongesotzten  Falle  würde  sich  nämlich  unwillkürlich  die 
Frage  aufdrängen , ob  es  wohl  „wirtschaftlich**  genannt  werden  kann , Jahre  emsigen 
Studiums  aufzuwonden  und  ganze  Bibliotheken  durchzustöbem,  um  die  Entstehung  eines 
Satzes  aufzuhellen,  dessen  Urheber  — wenn  auch  der  Satz  selbst  ein  ganzes  Programm 
bedeutet  — streng  genommen  nicht  nur  der  ,.ganzen  Menschheit**,  sondern  auch  der  be- 
treffenden Wissensebaft  ziemlich  gleichgültig  sein  kann. 

Czornowitz.  Fried  r.  Kleinwächter. 

Losch,  11. , Volksvermögen,  Volkseinkommen  und  ihre  Verteilung.  Leipzig,  Dunckcr& 
H. , 1887.  8.  110  SS.  M.  2,60.  (A.  u.  d.  T. : Staats-  und  sozialwissenschaftliche 

Forschungen,  hrsg.  von  G.  Schmoller.  Band  VII,  Heft  1.) 

V.  No  r d e n f 1 y c h t , F.  O.  (F'rh.),  Die  französische  Revolution  von  1789.  Dar- 
legung ihrer  Anlässe,  ihrer  Ziele  und  ihrer  Mittel.  Berlin,  Wiegandt  & Grieben,  1887. 
8.  VI— 226  SS.  M.  3. 
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Schmidt,  C.,  Der  natürliche  Arbeitslohn.  Jena,  Fischer,  1887.  gr.  8.  87  SS. 

M.  2. — . (A.  u.  d.  T. : Staatswissenschaftliche  Studien,  hrsg.  von  L.  Elster.  Band  1, 
Heft  1.) 

Daniel,  A.,  L*ann4e  politique  1886.  Avec  un  index  raisonn4,  une  table  chrono- 
logique,  des  notes,  des  documents  et  des  piices  justificatives.  XllI«  Ann4e.  Paris, 
Charpentier,  1887.  8.  VII — 367  pag.  fr.  3,60. 

L a m b e 1 , C h.,  Essai  snr  les  röformes  n^cessaircs.  Politique.  Beligion.  Soci^td. 
Paris,  Ohio,  1887.  8.  250  pag.  Fr.  3,50.  (Table  des  matidres : Les  partis  politi- 

ques.  — Le  suffrage  universel.  — Paris  capitale.  — La  province.  — Des  ministres.  — 
Le  fuuctionnarisme.  — La  ddcoration.  — Ln  religion.  — Le  manage  des  pretres.  — 
Le  luxe.  — Du  mariage.  — Les  cnfants.  — Le  pdre  et  la  mdre.  — Les  frdres  et 
soeurs.  — Les  amis.  — La  classe  ndcessiteuse.  — Les  musiciens.  Les  hommes  de 
lettres.  — ) 

Louis 'Paul,  Refurmes.  Paris,  Fischbacher,  1887.  8.  III — 442  pag.  fr.  5. 

(Table  des  matidres:  La  famille,  base  de  la  socidtd  et  de  l'^tat.  La  loi  de  Malthus.  — 

De  la  propridte.  — Aristocratrie , Oligarchie , ddmocratie.  — Organisation  et  reprdsen- 
tation  des  forces  sociales.  — Organisation  ddpartementale  et  communale.  — Les  g^ands 
rouages  administratifs.  — La  forme  de  gonvernement.  — Paris.  — De  l’esprit  public 
et  de  ses  manifestations.  — Les  forces  agricoles.  — Les  forces  industrielles.  — Les 
forces  commerciales.  — Les  6nances.  — La  marine.  — L’armde.  — L'instruction.  — 
La  diplomatio.  — Le  clergd.  — La  magistrature.  — Les  chfttiments.  — Les  fonction- 
naires.  — La  politique  nationale.  — L’Algdrie.  — Utilisation  des  richesses  nationales.  — 
La  crise  dconomique.  — Voies  de  communication.  — Uygidne.  — Mddiocrites.  — La 
libdralisme.  — etc.) 

E 1 y , K.  T.,  Report  of  the  Organization  of  the  American  Economic  Association. 

Baltimore,  Murphy  & C,  1886.  8.  3 and  46  pp.  f 0,60.  (Publications  of  the  Ame- 

rican Economic  Assoc.  Vol.  I.  1.  Contents:  The  encouragement  of  economic  research. 
— The  publication  of  economic  monograpbs.  — The  encouragement  of  perfect  freedom 
in  all  economic  discussion.  — Establishment  of  a Bureau  of  informatiou  dcsigned  to 
aid  all  meinbers  with  friendly  counsels  in  their  economic  studies.) 

Maine,  H.  S.,  Ancient  Law:  its  Connection  with  the  early  History  of  Society  and 
its  relation  to  Modern  Ideas.  llOi  cdition.  London,  Murray,  1887.  8.  386  pp.  12/. — . 

Marx,  C.,  Capital:  a critical  analysis  of  Capitalist  Production;  from  the  German 
by  S.  Moore  and  £.  Aveling.  2 vols.  New  York,  Scribner  & Welford,  1887.  8.  cloth. 

I 12.—. 

Spencer,  H.,  Principes  de  sociologie.  Traduit  de  l’anglais  par  M.  E.  Cazelles. 
Tome  IV.  Paris,  Alcan,  1887.  8.  221  pag.  fr.  3,75. 

Statesman’s  Year  book:  a Statistical  and  historical  annual  of  the  States  of  the 
civilised  world  for  the  year  1887.  Edited  by  J.  Scott  Keltie  (librarian  to  the  Royal 
Geographica!  Society).  XXlVth  year  of  publication.  London,  Macmillan , 1887.  8. 

10/.6. 

Geramellaro  Rnsso,  C.,  Sulla  legge  economica  del  salario  e del  profltto:  osser- 
vazioni.  Catania,  tip.  di  E.  Coco , 1886.  16.  128  pp.  Indice:  Genesi  del  salario  e 

del  profitto.  — Legge  economica  del  salario.  — Legge  economica  del  profittn.  — Con- 
guaglianze  e divergenze  tra  la  legge  economica  dol  salario  e quella  del  proütto.  — Di 
alcune  idee  socialiste  intorno  al  capitale  ed  al  lavoro.) 

2.  Oeiohiohte  und  Darstellung  der  wirtsohaftUohen  Kultur. 

Mandello,  Dr.  Karl.  Rückblicke  auf  die  Entwicklung  der  Ungar.  Volkswirtschaft 
im  Jahre  1885.  (Separatabdruck  aus  dem  „Pester  Lloyd“.)  8^.  208  SS.  Budapest,  1886. 

In  diesem  periodischen  Werk,  dessen  Redaktion  von  Dr.  Mandello  besorgt  ist,  wird 
eine  interessante  Rückschau  auf  die  wirtschaftlichen  und  kommerziellen  Verhältnisse 
Ungarns  im  Jahre  1885  geboten.  Die  Börse  wird  von  Anton  Deutsch  in  Kapitel  II,  die 
Handels-  und  Kreditgesetzgebung  von  P.  v.  N4meth  in  Kap.  III,  das  Verkehrswesen  von 
K.  Storch  in  Kap.  IV,  die  österr.-nngar.  Bank  von  Mandello  in  Kap.  V behandelt.  Im 
VI.  Kapitel  werden  Berichte  einzelner  Firmen  über  den  Ge.HchIftsgang  der  verschiedenen 
Handelszweige  ahgedmekt.  Die  Industrie  wird  im  Vll.  Kapitel , allerdings  etwas  zu 
knapp,  besprochen,  während  in  Kap.  VIII  der  Warenverkehr  Ungarns  in  kurzen  Zügen 
dargestellt  wird.  Das  Zahlenmaterial  ist  in  21  Tabellen  auf  2 Tafeln  vereinigt  und  am 
Schluß  angehängt. 
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Die  Einleitung  des  Ganzen  bildet  eine  „allgemeine  Charakteristik''.  Dr.  Mandello 
giebt  hier  zunächst  — freilich  in  einer  dem  Feuilletonstile  sehr  nabekommenden  Form  — 
ein  Gesamtbild  der  Situation,  die  er  mit  den  Worten  „Verschwommenheit  oder  Zerfahren- 
heit" drastisch,  aber  nicht  unrichtig  kennzeichnet.  Im  Anschluß  hieran  skizziert  er  die 
einzelnen  Faktoren  des  Wirtschaftslebens.  Wir  erfahren  hierbei,  daß  der  Staatshaushalt 
keinen  Fortschritt  auf  der  Bahn  zur  Herstellung  des  Gleichgewichts  gemacht,  daß  die 
wirtschaftliche  Gesetzgebung  nur  wenig  bemerkenswertes  geleistet  und  daß  namentlich  die 
Handels-  und  Kreditgesetzgebung  sich  auf  das  allbescbeidenstc  Maß  beschränkt  hat.  Der 
Geldmarkt  war  ,,mehr  durch  geringeren  geschäftlichen  Bedarf  abundant,  als  durch  ange- 
häiifte  Ersparnisse".  Der  Börsenverkehr  war  meist  unbedeutend.  Die  Warenhandels- 
uiul  Geschäftsverhältnisse  waren  ungünstig.  Von  dem  Gebiete  des  Verkehrswesens 
(Stromregulierungsarbeiten,  Vervollständigung  des  Eisenbahnnetzes)  kann  Befriedigendes 
berichtet  werden.  Die  Industrie  schreitet  langsam  fort  und  die  älteren  Unternehmungen 
geben  zufriedenstellende  Resultate.  Das  Versicherungsgeschäft  hat  an  Ausdehnung  ge- 
wonnen ; das  materielle  Resultat  in  den  Elemontarbranchen  ist  weniger  befriedigend. 

Das  Werk  sei  der  Beachtung  namentlich  der  deutschen  Geschäftswelt  dringend 
empfohlen.  R.  v.  d.  B. 

Baränski,  A.,  Geschichte  der  Tierzucht  imd  Tiermedizin  in  Altertum.  Wien, 
W.  Braumüller,  1886.  8.  VIII— ‘245  SS. 

Herold,  J.,  Die  tausendjährige  Geschichte  des  Gemeinwesens  Herzfeld.  Mit  bisher 
noch  nicht  gedruckten  Urkunden.  Paderborn,  Druck  von  F.  Schöningh,  1886.  8.  VU  — 
148  SS.  M.  3,60. 

Vatke,  Th,  Kulturbilder  aus  Alt-England.  Berlin,  Kühn,  1887.  8.  XVI— 326  SS. 
mit  2 Kupfern.  M.  6. — . (Darin  enthalten:  Das  Haus.  — Die  Zimmer  nnd  ihre  Ein- 
richtung. — Of  the  Food  and  Diet  of  the  English.  — Laden  und  Werkstatt  in  Shakes- 
peare’s  London.  — Der  Citizen  in  Shakespeare’s  London.  — etc.) 

Wiese,  H.  F.,  Nachrichten  von  dem  Kirchspiel  Schönkirchen,  insbesondere  von 
dem  Kirchdorf  selbst.  Schönkirchen,  Selbstverlag  des  Verfassers,  1886.  gr.  8.  VllI — 
368  SS.  Mit  38  Abbildungen  nnd  6 Karten,  geb.  M.  10. — . (Inhalt:  Aus  der  Zeit 
des  Mittelalters  bis  zur  Gründung  der  Kirche  und  des  Dorfes  Schönkirchen.  — Zustände 
der  Einwohner  Schönkircheus  im  17.  und  18.  Jahrhundert.  — Die  Feldmark  in  alter 
Zeit , Teilung  nnd  Einkoppelung  der  Ländereien.  — Das  Erdbnch  von  1632  , 1709  und 
1765,  soweit  es  Schöukircben  betrifft.  — ) 

Ziegler,  J.,  Prenzlau,  die  ehemalige  Hauptstadt  der  Uckermark.  Prenzlau,  Biller. 

1886.  gr  8.  XV — 208  SS  M.  3,60.  (Seite  59 — 192  enthält  die  kulturhistorische  Ab- 
teilung und  darin  die  Artikel : die  Bildungsanstalten.  — Der  Handel.  — Gewerbe  nnd 
Industrie.  — Die  Verkehrsanstalten.  — Wasserverbindung.  — Geldinstitute,  Banken.  — 
Steuern.  Das  Hauptsteueramt.  — Die  Baninspektionen.  — Katasteramt.  — Die  Ver- 
waltung des  Landkreises.  — Die  Stadtverwaltung.  — ete.) 

Bonnemöre,  E.  , Histoire  des  paysans.  IV  e Edition.  3 vols.  Paris,  Fisch- 
bacher, 1887.  18.  fr.  10,60.  (Tome  I:  Le  servage.  — Tome  II:  Les  Jacqueries.  — 
Tome  111:  La  commune  agricole.) 

Dunoyer  de  Noirmont,  La  chasse  en  France  depuis  les  temps  les  plus  recnlAs 
jusqu'ä  la  Revolution.  3 vols.  Paris,  A.  Labitte , 1887.  8,  fr.  30.-.  (Tome  I:  Chroni- 
ques  de  la  chasse.  — Tome  11 : Droit  de  chasse , gibier , chiens , vdnerie.  — Tome  III : 
Lnuveterie,  faucounerie,  chasse  ä tir,  chasses  diverses.) 

Jonbert,  A.,  La  vie  agricole  dans  le  Haut-Maine  au  XIV«  siöcle,  d’aprös  le 
rouleau  iuedit  de  Mm«  d’Olivet  (1335—1342).  Marners,  Fleury  & Dangin , 1887.  8. 

55  pag. 

Andrews,  C.  C. , Brazil ; its  condition  and  prospects.  New  York , Appleton, 

1887.  12.  clotli.  352  pp.  1,50. 

Barry,  W.,  Venezuela:  A visit  to  the  Gold  Mines  of  Guyana,  and  voyage  up  the 
River  Orinoco,  during  1886.  With  a brief  sketch  of  the  Mineral  Wealth  and  resources 
of  Venezuela,  and  its  History  of  the  present  time.  London,  Marshall,  1887.  8.  240  pp. 
6/.-. 

Del  Mar,  A.,  Money  and  Civilization : or , a History  of  the  Monetary  Laws  and 
Systems  of  varions  States  since  the  Dark  Ages,  and  their  influence  upon  Civilization. 
London,  G.  Bell  & Sons,  1886.  gr.  in-8.  XVI— 432  pp.  14/.  --.  (Contents:  The  Dark 
Ages  of  Europe.  — The  Arabians.  Revival  of  Commerce.  — Veuice.  Origin  of  the 
Bank  in  1687.  etc.  — Geuoa.  Bank  of  St.  George,  etc.  — The  Easterlings.  — Cbarle- 
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magne.  — Milan.  — The  Renaissance.  — The  Discovery  of  America.  — Spain:  (Earliest 
eztant  Honeys  to  1874.)  — Portugal.  — Brazil.  — The  Renaissance  of  the  North.  — 
France,  feudal  and  medieval.  — France:  Halcyon  period.  — ' France  since  the  Rovo< 
lution.  — Russia.  — Austro-Hungary.  Early  Moneys  of  Hungary  to  the  present  time.  — 
History  of  Honey  in  Turkey.  — Modern  Japan.  First  Silver  Mines  a.  D.  670  to  the 
present  time.  — The  tbird  Renaissance : The  failure  of  the  European  placers  led  to  the 
decay  of  Roman  Civiliaation.  Arabian  Mining  and  Commerce  exercised  a more  eflectaal 
inOnence  (to)  Pinnder  of  Enrope  by  Napoleon.  Bankruptcies  of  1835 — 45.  — Discovery 
of  the  California  placers.  etc.) 

Statement  exhibiting  the  Moral  and  Material  progress  and  condition  of  India 
during  the  year  1884—86.  XXI*t  number  of  the  publication.  London,  printed  by 
Hansard  & Son,  1887.  Folio.  90  pp.  l/.l. 

8.  Bevdlkemngslehre  nnd  Bevölkernngspolitik. 

War  neck,  Dr.  Gust.  Welche  Pflichten  legen  uns  unsere  Kolonien  auf?  Ein- 
Berufung  an  das  cbristl.  Deutsche  Gewissen.  8 *>.  198  SS.  (Heft  3/4.  Bd.  XI  der  Zeite 
fragen  des  christlichen  Volkslebens.)  lleilbronn  1885,  Gebr.  Henninger. 

Mit  der  Thatsacbe,  daS  Deutschland  überseeische  Besitzungen  erworben  hat,  ist  zu 
rechnen,  auch  seitens  der  Kolonialopposition  in  Deutschland  und  der  eifersüchtigen  Eng- 
länder (I.).  Keine  der  jetzigen  Kolonien  wird  sich  voraussichtlich  zu  Ackerbaukolonien 
eignen,  schon  des  Klimas  wegen.  Dagegen  sind  dieselben  als  Kultivationsgebiete  nnd 
zum  Teil  auch  als  Ausgangspunkte  wichtiger  Handelswege  von  grofier  Bedeutung  (II.). 
Das  koloniale  Besitz-  nnd  Herrscbaftsrecht,  welches  im  Grunde  nur  das  Recht  des 
Stärkeren  ist,  legt  dem  deutschen  Volke  die  dreifache  Pflicht  des  Schutzes,  der  Er- 
ziehung und  Christianisierung  der  Eingeborenen  anf  (III.).  Der  christlichen  Mission  wird 
infolge  der  Kolonialpolitik  eine  erhöhte  Bedeutung  l^igemessen.  Doch  ist  nicht  zu  über- 
sehen, duB  dieselbe  nicht  die  allgemein  menschliche  Kulturaufgabe,  sondern  die  speziflsch 
christliche  Aufgabe  der  Bekehrung  und  Evangelisierung  hat  (IV.).  Deshalb  kann  und 
darf  auch  die  deutsche  Mission,  deren  Entwicklung  und  Bedeutung  in  Kap.  V.  kurz  dar- 
gestellt wird,  nicht  in  den  Dienst  der  kolonialpolitischen  Interessen  gestellt  werden, 
sondern  muß  ihrem  internationalen  Charakter  treu  bleiben.  Sie  hat  zunächst  nur  die 
Aufgabe,  die  von  anderen  Missionen  noch  nicht  besetzten  oder  aber  wieder  verlassenen 
Gebiete  in  Angriff  zu  nehmen , muß  sich  aber  dabei  vor  Zersplitterung  durch  Bildung 
vieler  neuer  Missionsgeselbchaften  hüten  (VI.).  Die  Eingeborenen  müssen  zur  Arbeit 
erzogen  werden,  aber  unter  Vermeidung  jeglicher  offener  oder  versteckter  Sklaverei  und 
unwürdiger  Behandlung.  Sie  müssen  zur  Bildung  erzogen  werden  , aber  unter  genauer 
Anpassung  an  ihre  Aufnahmefähigkeit  für  die  europäische  Bildung.  Auf  Volkssitte  und 
Volkssprache  muß  bei  der  Erfüllung  der  sittlichen  nnd  sozialen  Kulturaufgabe  thunl  ebst 
Rücksicht  genommen  werden  (VII.)  Der  Mission  ist  von  der  Regierung  möglichst  Unter- 
stützung zu  gewähren.  Nur  wahrhaft  christlich  gesinnte  Beamte,  deren  Lebenswandel 
als  Vorbild  dienen  kann,  sind  von  der  Regierung  nach  den  Kolonien  zu  entsenden.  Die 
Branntweineinfubr  ist  möglichst  zu  beschränken  (VIU.).  Der  Großhandel , dem  durch 
die  Mission  so  große  Vorteile  erwachsen , muß  der  letzteren  ebenfalls  thatkräffige  Hilfe 
leisten  und  bei  der  Auswahl  seiner  Hilfskräfte  sittlich  bedenkliche  Elemente  ganz  aus- 
schließen (IX.)  Der  Johanniterorden  muß  sich  durch  Krankenhäuser,  Plantagenbau,  Er- 
richtung von  Industrieschulen  etc.  an  der  großen  Kulturaufgabe  beteiligen,  die  uns  der 
Kolonialbesitz  auferlegt  (X.). 

Dies  ist  der  Hauptinhalt  der  Schrift,  die  mit  stilistischer  Gewandtheit  eine  auf- 
richtige und  warme  Begeisterung  nnd  doch  auch  zugleich  eine  besonnene  Auffassungsweise 
verbindet.  R.  v.  d.  B. 

Arendt,  Dr.  0.  Ziele  Deutscher  Kolonialpolitik.  8 <*.  38  SS.  Berlin,  1886, 
Walther  & Apolant. 

Der  Verf.  stellt  die  Deutsche  Kolonisation  in  Ostafrika  als  sehr  zukunftsreich  dar 
nnd  plaidiert  für  eine  Unterstützung  derselben  durch  Zinsgarantie  seitens  des  Reiches. 
Er  empfiehlt  weiter  den  Freunden  Deutscher  Kolonialpolitik  den  Eintritt  in  die  Gesell- 
schaft für  Deutsche  Kolonisation  und  den  Übergang  vom  Deutschen  Kolonialverein  zu 
der  Kolonisationsgesellschaft.  Gegen  den  Kolonialverein  polemisiert  der  Verf.  heftig; 
derselbe  habe  die  leitende  Stellung  in  der  kolonialpolitischeu  Bewegung  nicht  behaupten 
können , da  den  Männern , die  an  der  Spitze  standen , die  „Befähigung“  hierzu  fehlte, 
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Daß  ihm  bei  dieser  Polemik  persönliche  Gehässigkeiten  femgelegen,  glaubt  der  Verf.  am 
Schluß  noch  besonders  versichern  zu  müssen. 

ln  rein  sachlicher  Beziehung  — den  polemischen  Teil  der  Schrift  berühren  wir  hier 
absichtlich  nicht  weiter  — bietet  der  Verf.  nichts,  das  nicht  schon  ans  anderen  Schriften 
bekannt  wäre.  H.  v.  d.  B. 

Bender,  J.,  Topographisch-historische  Wanderungen  durch  das  Passargegebiet. 
Ein  Beitrag  zur  Kolonisationsgescbichte  Preußens.  Braunsberg,  Huye’s  Buclihdi.,  1887. 
gr.  8.  82  SS.  M.  1,80. 

Breitenbach,  W.,  Die  deutsche  Auswanderung  und  die  Frage  der  deutschen 
Kolonisation  in  Südbrasilien.  Leipzig,  Duncker  & H.,  1887.  8.  71  SS.  M.  1,40.  (Sonder- 
ulidriick  ans  Schmoliers  Jahrbuch.  XI.  Jahrg.  1.  Heft.) 

Geißler,  A.,  Die  Sterblichkeit  und  Lebensdauer  der  sächsischen  Arzte.  Nach 
individual-statistischer  Methode  untersucht.  Leipzig,  G.  Thicme,  1887.  8.  55  SS.  M.  1,50. 

V.  Henneberg,  (Frh.)  Die  Geseilscliaft  für  innere  Kolonisation.  Ihre  Ziele  und 
Bestrebungen  erläutert.  Leipzig,  Duncker  & H. , 1887.  8.  39  SS.  Nebst  Plan  zu 

einer  Ansiedlung  (in  folio).  H.  1,20. 

Peters,  K.,  Deutsch-national.  KolonialpoliUsche  Aufsätze.  Berlin,  Walther  & Apo- 
lant,  1887.  8.  186  SS.  M.  4.—. 

Schoen,  Max,  Innere  Kolonisation.  Denkschrift  herausgegeben  von  der  Gesell- 
schaft für  innere  Kolonisation  zu  Berlin.  Im  Aufträge  des  Präsidiums  bearbeitet.  Leip- 
zig, Duncker  & U.,  1887.  Imp.-8.  24  SS.  M.  0,80. 

Ddnombrement  de  la  population.  1886.  Paris,  impr.  nationale,  1887.  8. 

870  pag.  (Publication  du  Ministhre  de  i’int4ricur.) 

Notice  sur  la  transportation  ä la  Guyane  fran9aise  et  ä la  Nouvelle-Caledonie  ponr 
l’annee  1884.  Paris,  impr.  nationale,  1887.  4.  519  pag.  et  2 cartes. 

Pauliat,  L. , La  politique  coloniale  sons  Tancien  rdgime,  d'aprbs  des  ducuments 
empruntös  aux  archives  coloniales  du  minist^re  de  la  marine  et  des  colonies.  Paris, 
C.  L<5vy,  1887.  12.  XV— 332  pag.  fr.  3,50. 

4.  Bergbau.  Land-  und  Forstwirtiobaft  Fisohereiweaen. 

Ausbildung  und  Prüfung  der  preußischen  Landmesser  und  Kulturtechniker.  Ver- 
ordnungen und  Erlasse,  zusammengestellt  im  Aufträge  des  Ministeriums  für  Landwirt- 
schaft, Domänen  und  Forsten.  Berlin,  P.  Parey,  1887.  gr.  8.  VIII — 86  SS.  geb. 
M.  2.—. 

Beschreibung  der  Bergreviere  Siegen  I.,  Siegen  II.,  Burdach  und  Müsen.  Be- 
arbeitet im  Aufträge  des  königl.  Oberbergamts  zu  Bonn  von  den  Bergräten  Theodor 
Hundt  und  Georg  Gerlach  zu  Siegen,  Friedrich  Roth  zu  Bnrdach  und  Wilhelm  Schmidt 
zu  Müsen.  Bonn,  A.  Marcus,  1887.  gr.  8.  280  SS.  nebst  einer  Lagerstättenkarte  und 
8 Blättern  mit  Skizzen  der  interessanteren  Erzlagerstätten. 

Hansen,  Job.,  Untersuchungen  über  den  Preis  des  Getreides  mit  besonderer 
Rücksicht  auf  den  Nährstoffgehalt  desselben.  Jena,  Fischer,  1887.  gr.  8.  79  SS.  mit 

3 iitb.  graphischen  Tafeln.  M.  2. — . (A.  u.  d.  T. : Staatswissenschaflliche  Studien,  hrsg. 
von  L.  Elster.  Band  1 Heft  2.) 

Heberle,  F.,  Die  Feldbereinigung  in  Württemberg  nach  dem  Gesetz  vom  80.  März 
1886.  2.  And.  (mit  der  Vollzugsverfügung  vom  19.  Juni  1886  zum  Gesetz  vom  30.  März). 

Tübingen,  Osiander,  1887.  kl.  8.  X — 192  SS.  M.  1,20. 

H u c h 0 , H.,  Die  Mittel  zur  Hebung  der  sächsischen  Rindviebzucht.  Leipzig , H. 
Voigt,  1887.  gr.  8.  54  SS.  M.  1.—. 

Jahrbuch  der  deutschen  Landwirtschaftsgesellschaft.  Heraasgegeben  vom  Direk- 
torium. Band  I.  1886.  Berlin,  Parey,  1887.  Roy.-8.  881  SS.  M.  6. — . 

L e u t h o 1 d , C.  £.,  Das  österreichische  Bergrecht  in  seinen  Gmndzügen  dargestellt. 
8.  X— 278  SS.  M.  4,80. 

Seydel,  F.,  Das  Gesetz  über  die  Enteignung  von  Grundeigentum  vom  17.  Juni 
1874.  Hit  Benutzung  der  Akten  des  kgl.  Ministeriums  der  öffentlichen  Arbeiten.  2.  neu 
bearbeitete  Aufl.  Berlin,  C.  Heymann,  1887.  gr.  8.  284  SS.  M.  6. — . 

Almanach  de  Tagricnlture  fondd  par  Barral,  publid  pour  1887  par  H.  Sagnier. 
XXIe  Annde.  Paris,  Massen,  1887.  12.  165  pag.  Nombreuses  g^ravures.  Fr.  0,60. 

Fdraud-Giraud,  L.  J.  D.,  Code  des  mines  et  minenrs.  Manuel  de  Idgislation, 
d’administration , de  doctrine  et  de  jurisprndence , concemant  les  mines , miniöres  et 
carriöres,  le  personnel  de  leur  exploitation  et  ses  institutions.  3 vols.  Paris,  Durand 
& Pedone-Lanriei,  1887.  12.  fr.  15. — . 
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Onärin,  Le  r4gime  snccessoral  et  l’4tat  de  la  propriätd  fonciire  en  Angleterre. 
Paris,  impr.  Lev^,  1887.  8.  25  pag. 

Crew,  B.  J.,  A practical  treatise  on  Petroleum , comprising  its  origin , geology, 
geographical  distribntion,  history , cbemistry  , mining , technology  , uses  , and  transporta- 
tlon  ; witb  a description  of  gas  wells , tbe  application  of  gas  as  fnel , etc. ; with  an 
appendix  ou  the  prodnct  and  ezhaustion  of  tlie  oil  regions , and  the  geology  of  natural 
gas  in  Pennsylvania  and  New  York,  by  C.  A.  Ashburner.  Philadelphia,  II.  Carey  Baird 
& C**,  1887.  8.  508  pp.  witli  illustrations  and  plates.  cloth.  ^ 4,50. 

H i g g i n s , C. , Home  Rule ; or , the  Irish  Land  Question : facts  and  argumenta. 
Chicago,  Rand,  McNally  & C* , 1887.  12.  32-9-172  pp.  cloth.  ^ 1. — . (Contents: 

Absonteeism , its  effects  and  remedies.  — Attitüde  of  the  press , its  influencea  für  good 
and  evil.  — Eviction , its  horrors  and  tendencies.  — Peasant  Proprietary,  its  beneficial 
results.  — Peasant  Proprietary,  its  necessity  for  Ireland.  — The  Clergy,  views  on  the 
Land  Question.  — Land  Leagne , facts  and  arguments  thereon.  — Coercion  and  the 
unwritten  law.  — Obstmction  and  Restrinction.  Qraphic  description  of  Outrages.  — 
Appeal  to  tbe  EngUsh  people.  — ) 

Report,  the  LXIV.,  of  the  Commissioners  of  Her  Majesty’s  Woods,  Forests,  and 
Land  Reveuues,  etc.  (for  the  years  1885—86.)  London,  printed  by  Hansard  & Son, 
1887.  folio.  186  pp.  2/.1.  (Parliamentary  paper.) 

Ercolani  Ercolano,  Deila  caccia  e della  pesca  secondo  l’italiana  legislazione 
e ginrispmdenza : brevi  appunti.  Codogno,  dp.  di  A.  G.  Cairo,  1887.  8.  XIV — 216  pp. 
1.  3.  — (Contiene : Della  caccia.  — Della  caccia  considerata  dal  lato  economico  e sto- 
rico.  — Della  caccia  considerata  dal  lato  giuridico.  — Della  pesca  considerata  dal  lato 
economico  e storico.  — etc.) 

Notizie  intorno  alle  condizioni  dell’  agricoltura.  J cond  culturali  del  frumento. 
Roma,  eredi  Botta,  1887.  Boy.  in-8.  XXIV — 239  pp.  (Pubblicazione  del  Ministero  di 
agricoltura,  industria  e commercio.) 

6.  Gewerbe  und  Induatrie. 

Cech,  Dr.  C.  O.  Rufilands  Industrie.  8**.  X.  u.  382  SS.  Moskau  1885,  Gross- 
mann & Knobel. 

Der  allgemein  gehaltene  Titel  entspricht  nicht  ganz  dem  Inhalt.  Die  Schrift  befafit 
sich  nicht  nur  mit  der  Industrie,  sondern  auch  mit  der  Landwirtschaft  nnd  Hausindustrie. 
Eine  wissenschaftlich  erschöpfende  Darstellung  dieser  grossen  Gebiete  erwerbbringender 
Thidgkeit  kann  das  Werk  nicht  genannt  werden , prätendiert  das  aber  auch  nicht.  Es 
ist  hervorgegangen  aus  Studien , die  der  Verf.  s.  Z.  ans  Anlafi  der  ersten  russisch- 
nationalen Industrieausstellung  zu  Moskau  v.  J.  1882  im  „St  Petersburger  Herold“  ver- 
üffeiitlicht  hat  und  die  nunmehr  zu  einem  Gesamtbilde  amgearbeitet  sind.  Dem  ent- 
spricht es,  dafi  das  Werk  in  erster  Linie  ein  übersichtlicher  und  erschöpfender  Bericht 
Uber  die  genannte  Ausstellung  ist;  im  Anschlufi  daran  giebt  der  Verf.  in  kurzen  Zügen 
einen  Überblick  über  die  Landwirtschaft,  Hausindustrie  und  Industrie  Rufilands  überhaupt, 
der  in  erster  Linie  bestimmt  ist,  dem  grofien  Publikum  die  Kenntnis  der  rassischen 
Erwerbsthätigkeit  zu  vermitteln. 

Diesem  Zwecke  wird  das  Werk  durch  seine  klare  nnd  verständliche  Darstellungs- 
weise vollkommen  gerecht  Es  ist  durchaus  geeignet , die  Eigentümlichkeiten  der  in 
vielen  Richtungen  schon  weit  vorgeschrittenen  und  noch  weit  mehr  entwicklungsfähigen 
russischen  Industrie  und  Landwirtschaft  dem  Nichtrassen  zu  veranschaulichen  und  die 
Bedeutung  derselben,  von  der  auch  die  Antwerpener  Weltausstellung  manchen  trefSichen 
Beweis  enthielt  klarznleg^n. 

Man  darf  das  Werk  um  so  mehr  mit  Anerkennung  und  Dank  annehmen,  als  über  die 
Moskauer  Ausstellung  ein  amtlicher  Bericht  in  deutscher  Sprache  nicht  veröffentlicht 
werden  wird. 

Wer  sich  für  einige  neuere  Zahlenangaben  über  die  russische  Industrie  interessiert, 
mag  das  Januarheft  des  Deutschen  Handelsarcbivs  für  1887  (II.  Teil,  S.  11  u.  ff.)  nacb- 
lesen.  Allerdings  besitzen  diese  Zahlen  ebensowenig  grofien  Wert,  als  die  vom  Verf. 
gebrachten,  da  die  desfallsige  Statistik  in  Rufiland  noch  äufierst  mangelhaft  ist  nnd  die 
vom  Verf.  häufig  geübte  Kritik  vollauf  verdient.  R.  v.  d.  B. 

Benedetti,  J.  de,  Brevi  cenni  intomo  alla  legislazione  per  la  protesione  della 
proprietä  industriale  nei  principali  paesi  del  mondo.  Roma.  8.  86  SS. 

Cercando  il  vero  ist  zwar  nicht  der  Wahlsprach  des  Herrn  Verf.  — denn  es  han- 

N.  F.  Bd.  XIV.  31 
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delt  sich  vor  allem  nm  eine  Reklame  für  seine  CflScio  intemasionaie  per  brevetti  d’in- 
venzione  — nichtsdestoweniger  mag  jedoch  die  Publikation  immerhin  auch  solchen, 
welche  nicht  gerade  in  der  Lage  sind , das  Ufficio  des  Herrn  Verf.  in  Anspruch  zu 
nehmen,  von  Matzen  sein,  insofern  sie  eine  Sammlung  von  Auszügen  aus  den  Patent- 
gesetzeii  — nicht  den  Marken-  und  Masterschatzgesetzen  — der  enroplüschen  Staaten 
und  der  Ver.  Staaten  enthält. 

Prag.  J.  Kaizl. 

Berichte  der  Lübeckischen  Qewerbekammer  für  die  Jahre  1882 — 1885.  Lübeck, 
Druck  von  Rahtgens,  1887.  kl.  4.  82  SS.  u.  Anlagen  65  SS. 

Fan  kl  in,  A.,  La  vie  privde  d’antrefois.  Arts  et  mdtiers,  modes,  moears,  usages 
des  Parisiens  du  Xlle  au  XVIII«  siöcle , d'aprhs  des  documents  originauz  oa  inddits. 
2 vols  Paris,  Pion,  Noarrit  & C«,  1887.  12.  Avec  gravures.  (Tome  I:  L'annonce 
et  la  rdclame , los  cris  de  Paris ) M.  3,50.  Tome  II : Les  soins  de  toilette , le  savoir- 
vivre.) 

de  Girancourt,  A.,  Nouvelle  dtude  sar  la  verrerie  de  Rouen  et  la  fabrication 
da  cristal  k la  fa^on  de  Yenise  aaz  XVI«  et  XVIle  sikcles.  Rouen , impr.  Cagniard, 
1887.  8.  125  pag.  (Tird  k 120  exemplaires  numdrotds.) 

Dennis,  R.,  Industrial  Ireland : Snggestions  for  a practical  policy  of  ,4reland  for 
tbe  Irish.‘*  London,  J.  Murray,  1887.  8.  6/. — . (Contents:  Depression  and  its  caases.  — 
Com  and  other  Food  Crops.  — Live  and  Dead  Meat.  — The  Butter  Trade.  — The 
Fisheries.  — Plants  used  in  Manufactures.  — Mines  and  Quarries.  — Timber  and  Peat. 
— Textile  and  Leather  Trades.  — Pottery,  Glass,  Metal  Working.  — Paper  and  Flour 
Mills.  — A group  of  minor  trades.  — Cottage  Industries.  — Land  Improvemeut.  — 
Motive  Power  and  Hachinery.  — The  Irish  Railways.  — The  Financial  System.  — etc.) 

6.  Handel  und  Verkehr. 

Fitger  E. : Die  Seehäfen  Englands  und  ihre  Ausrüstung  mit  Rücksicht  auf  die 

Ilafenhttuten  beim  ZollanscbluB  Hamburgs  und  Bremens  (Heft  55/56  der  „Volkswirt- 
schaft!. Zeitfragen“).  8 <*.  76  SS.  Berlin  1886,  Leonhard  Simion. 

Der  große  Hafenbau,  den  aus  Anlaß  des  2!ollanschlusses  die  Stadt  Bremen  vorzu- 
nehmen begonnen  hat,  veranlaßte  die  Entsendung  einer  Kommission  zur  Besichtigung 
der  englischen  Häfen  und  ihrer  Speicher,  Schuppen,  Geleispläne  etc. 

Der  Verf.  begleitete  diese  Kommission  im  Aufträge  der  „Weser-Zeitnng(*‘ ; das  Er- 
gebnis seiner  Beobachtungen  auf  dieser  Rundfahrt  ist  in  der  vorstehend  genannten  Schrift 
niedergelegt.  Dieselbe  giebt  eine  klare  und  übersichtliche  Schilderung  der  Hafenanlagen 
zu  London,  Liverpool,  Glasgow,  Newcastle,  Hüll,  die  bei  dem  Mangel  einer  zusammen- 
fasseuden  Behandlung  der  staunenswerten  Wasser-  und  Hochbauten  in  England  der  Be- 
achtung sicher  sein  darf  und  mit  Dank  angenommen  werden  muß. 

Adler,  H.  (Landwirt),  Zur  Erneuerung  der  Handelsverträge.  Wien,  W.  Frick, 
1887.  8.  56  SS.  M.  1. — 

Postcarriere,  die,  Ein  Notschrei  ans  den  Reihen  der  Postassistenten.  Von  ? ? ? 
Leipzig,  Ronge,  1887.  8.  100  SS.  M.  1/. — . 

Schiffahrtskanäle,  die  projektierten  neuen,  im  Mordwesten  Deutschlands 
(Dortmund-Emshäfen  und  Nord-Ostsee-Kanal)  mit  besonderer  Beziehung  auf  den  Hafen 
vom  Enden  und  den  Ems- Jade-Kanal.  Emden,  Haynel , 1887.  8.  67  SS.  (Separat- 
abdruck von  dem  Anhang  zum  Adreß-  und  Qeschäftsbandbuch  der  Stadt  Emden  für  das 
Jahr  1887.) 

Übersicht  über  die  Qeschäflsthätigkeit  der  Aichongsbehörden  während  des  Jahres 
1885.  Hrsg,  von  der  kaiserl.  Normal-Aichungskommission.  Berlin , Schade's  Buch- 
druckerei,  1886.  Roy.-4.  20  SS. 

Zusammenstellung  der  Resultate  der  von  dem  Verein  deutscher  Eisenbahnver- 
waltungen  in  der  Zeit  vom  1.  Oktober  1883  bis  dahin  1884  mit  Eisenbahnmaterial  an- 
gestellten  Qualitätsproben.  Mit  einem  Hefte  Qraphika.  Wiesbaden,  Kreidel,  1887.  8.  u.  4. 
M.  14.—. 

C 0 u i 1 1 a r d , E.,  Le  canal  des  deuz-mers,  ses  avantages  au  point  de  vue  polidque, 
commercial  et  industriel  de  la  France.  Paris,  A.  Ghio,  1887.  12.  48  pag.  fr.  1. — . 

Fuchs,  E.,  Equivalent  commercial  du  travail,  ou  thdorie  des  priz  proportionnels 
de  vente  dans  les  Industries  k produits  variables  et  k frais  entikrement  nu  partieltement 
fixes : Repräsentation  graphique  de  ces  priz ; diagrammes  et  baremes  commerciaux ; appli- 
cation  de  la  thdorie  auz  priz  de  fa9on  et  auz  droits  d’entrke.  Nancy , Berger-Levrault, 
1887.  gr.  in-8.  63  pag.  et  tableaux. 
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Pendri6,  H.,  Nos  chemins  de  fer  et  lenr  r4fonne  radicale.  Paiis,  A,  Ghio,  1887. 
8.  XXVII — 151  pag.  avec  une  carte  des  nouveauz  r^seauz.  fr.  5.  — (Sommaire : Les 
abns  des  grandes  compagnies.  — Suppression  de  leur  monopole.  — Uacbat  et  nonvelle 
dirision  des  r^seauz.) 

Statistiqne  g^n^rale  du  service  postal  dans  les  pays  de  l’Union  postale  univer- 
selle, publik  par  le  Bureau  international  des  postes.  Ann^  1885.  Berne,  impr.  Suter 
St  Lierow,  1887.  Folio.  20  pag. 

Forney,  H.  N.,  Locomotive  and  Locomotive  Building;  being  a brief  Sketch  of 
the  growth  of  the  Railroad  System , and  of  the  varions  improvements  in  Locomotive 
Building  in  America ; together  with  a History  of  the  origin  and  growth  of  the  Rogers 
Locomotive  and  Hachine  Works,  Paterson,  N.  ¥.,  from  1831  to  1886.  New  York, 
Gottsberger,  1886.  4.  cloth.  44 — 200  pp.  with  illnstr.  and  portr.  $ 2. — . 

7.  Finanzwesen. 

Neymarck,  Alfred,  Les  dettes  publiques  europdennes.  Paris,  Guillanmin  & Cie., 
1887.  gr.  in-8.  100  pag.  Fr.  2,50. 

Neymarck,  der  sich  durch  swei  bedeutende  finanz-  und  wirtscbaftsgeschichtliche 
Werke  Ober  Colbert  und  Tnrgot  bekannt  gemacht,  auBerdem  eine  ganze  Reihe  von  Stu- 
dien über  die  wichtigsten  Tagesfragen,  die  Währungsfrage,  die  Organisation 
des  Geldmarktes  in  Frankreich  und  dem  Auslande,  die  Erneuerung 
des  Privilegiums  der  Bank  von  Frankreich  n.  s.  w.  veröflfentlicht  hat  und 
eine  sehr  geachtete  Zeitung,  „le  Rentieres  leitet,  läfit  neuerdings  im  Verlage  von  Gnillan- 
min  eine  Monographie  über  die  öffentlichen  Schulden  Europas  erscheinen. 

Es  ist  eine  Darstellung  der  Lage  nicht  nur  der  groBen,  sondern  auch  der  kleinen 
Staaten  Europas  in  Bezug  auf  ihre  Verschuldung  Ende  1885  oder  zu  Beginn  des  Jahres 
1886.  Neymarck  hat  sich  ansschlieBlich  ofSzieller  Aktenstücke  bedient,  die  ihm  von 
den  Finanzministem  und  den  GeneralcUrektoren  der  Statistik  der  auswärtigen  Regierungen 
zur  Verfügung  gestellt  wurden.  Zunächst  berichtet  er  über  das  Nominalkapital  der 
öfiisntlichen  Schuld,  die  einzelnen  Kategorien  derselben,  die  verschiedene  Art  ihrer  Emis- 
sion, sowie  ihre  Verteilung  auf  die  groBen  und  kleinen,  in-  und  ausländischen  Besitzer 
der  Titel.  Die  Studie  ist  sehr  vollständig,  besonders  in  Ansehung  des  pariser  Marktes, 
da  Neymarck  genauere  Nachweisungen  über  die  dort  gehandelten  Titel  hinzugefügt  hat. 

Zur  bequemeren  Vergleichung  ist  alles  in  Franks  nmgerechnet  worden.  Da  der  Autor 
den  nominellen  Parikurs  zu  Grunde  legt,  so  ist  er  zu  einigen  falschen  Ergebnissen  gelangt, 
z.  B.  in  Bezug  auf  Rußland.  Er  setzt  die  Rreditmbel  zum  Kurs  von  4 Frks.  an,  ob- 
wohl seit  fast  acht  Jahren  der  Rubel  um  2,50  Frks.  herum  schwankt  Infolgedessen  er- 
giebt  sich  Ihm  als  russische  Schuld  (Metall-  und  Papiergeld)  ein  Gesamtbetrag  von  18 
Milliarden  Franks.  U.  E.  ist  dies  Verfahren  nicht  genau,  wenn  es  auch  bequemer  sein 
mag.  Man  hat  den  mittleren  Wechselkurs,  den  von  2,50  Frks.  für  den  Rubel  in  Betracht 
zu  ziehen;  alsdann  stellt  sich  ein  Betrag  von  nicht  mehr  als  18  Milliarden  Frks.  her- 
aus, was  der  Wirklichkeit  entspricht.  Desgleichen  beziffert  der  Verf.  mit  Unrecht  das 
Kriegs-  und  Marinebudget  Rußlands  auf  982  Millionen  Frks.  (243  Millionen  Rubel);  das- 
selbe beläuft  sich  in  Wahrheit  nur  auf  600  Millionen  Frks.  Auch  täuscht  er  sich  in  der 
Annahme,  dafi  die  seit  1873  anfgenommenen  Anleihen  sämtlich  dem  orientalischen  Kriege 
und  seinen  Folgen  gedient  hätten.  Er  übersieht  dabei,  daB,  wenn  dieser  Krieg  eine 
Milliarde  Rubel  gekostet,  Rußland  für  seine  Eisenbahnen  Anleihen  aufgenommen  hat.  Die 
gesamte  russische  Schuld  ist  durch  die  Einverleibung  in  das  gewöbnliche  Budget  um  die 
800  Millionen  Rubel,  welche  zur  Rückkaufsoperation  bestimmt  sind,  verg^röfiert  worden. 
Die  Zinsen  derselben  belaufen  sich  jährlich  auf  40  bis  50  Millionen. 

Was  Frankreich  anbetrifil,  so  glaubt  Neymarck  den  Nominalbetrag  der  öffent- 
lichen Schuld,  abgesehen  von  der  dette  viagöre,  auf  81  Milliarden  veranschlagen 
zu  dürfen.  Seit  1870  beläuft  sich  die  Vermehrung  des  Nominalbetrages  der  Schuld 
auf  12  Milliarden.  Die  Verzinsung  der  öffentlichen  Schuld  und  der  auf  Lebens» 
zeit  erforderte  am  1.  Januar  1887  1336  Millionen;  es  bedeutet  dies  eine  Vermehrung  von 
854  922  000  Frks.  gegenüber  dem  Budget  von  1869.  Der  Betrag  der  verschiedenen  seit 
1870  anfgenommenen  Anleihen  übersteigt  die  Summe  von  11*/,  Milliarden,  für  welche 
Frankreich  an  Zinsen  und  Amortisation  schon  mehr  als  10  Milliarden  gezahlt  hat.  Fast 
alle  Renten  befinden  sich  in  französischen  Händen  nnd  sind  in  Papieren  von  den  nie- 
drigsten Beträgen  zerstreut.  Am  1.  Januar  1882  gab  es  3 867  801  Renteninskriptionen, 
welche  eine  jährliche  Rente  von  743  815  760  Frks.  repräsentieren,  so  daB  im  Mittel  un- 

31* 


Digitized  by  Google 


484  t3b«r8icbt  Qb«r  die  neuesten  Pnblikationen  Dentschlanda  and  des  AnsUndes. 

((eflihr  200  Prks.  Rente  auf  jede  Inskription  entfallen.  Keiner  einzigen  französischen 
Anleihe  ist  ein  besonderes  Pfand  in  Gestalt  einer  Steuer  oder  sonstigen  Einnahme  ange- 
wiesen; die  Anleihen  werden  vielmehr  durch  die  allgemeinen  Einnahmequellen  des  Bud- 
gets garantiert,  wie  sie  sich  aus  den  budgetmäBigen  Rechnungen  ergeben.  Sp&ter,  um 
die  Mitte  des  nächsten  Jahrhunderts,  wenn  nach  Ablauf  der  Konzessionen  die  Eisen- 
bahnen in  das  Eigentum  des  Staates  Qbergegangen  sind,  wird  derselbe  Uber  eine  bedeutende 
Reserve  verfügen.  Nach  den  Bilanzen  der  Gesellschiiften  hat  jenes  Eigentum  einen  Wert 
von  zwölf  Milliarden. 

Seit  1870  hat  allein  England  durch  die  Tilgung  der  Annuitäten  seine  Schuld  um 
1850  Millionen  vermindern  können.  Das  Übrige  Europa  hat  seine  Schuldenlast  um  etwa 
vierzig  Milliarden  vermehrt,  während  Frankreich  in  sechzehn  Jahren  elf  Milliarden  für 
sein  Kricgsbndget  ausgegeben  bat. 

Der  Nominalbetrag  der  europäischen  Schuld  beläuft  sich  auf  117  Milliarden,  die  jähr- 
lich ö^/,  Milliarden  an  Zinsen  und  Amortisation  erfordern.  Die  Ausgaben  für  den  Krieg 
und  die  Marine  betragen  jährlich  4*/,  Milliarden.  (U.  E.  haben  die  auf  RuBland  bezüg- 
lichen Zahlen  eine  Abänderung  zu  erfahren.)  Neymarck  hebt  mit  groBem  Nachdruck 
die  unerhörten  Opfer  hervor,  welche  ein  solcher  Zustand  der  Dinge  der  Bevölkerung  auf- 
erlegt, aus  dem  allein  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  die  ohne  stehendes  Heer 
sind,  Nutzen  ziehen  mttssen.  A.  Raffalovich. 

Roscher,  Wilhelm,  System  der  Volkswirtschaft.  Ein  Hand-  und  Lesebuch  für 
Geschäftsminner  und  Studierende.  Vierten  Bandes  erste  Abteilung:  System  derFi- 
n an zwissen Schaft.  Stuttgart,  Verlag  der  J.  G.  Cottaschen  Buchhandlung.  1886. 
X,  699  S. 

Es  ist  sehr  charakteristisch  fUr  Roschers  Eigenart  und  Richtung,  dafs  trotz  eines 
zeitlichen  Zwischenraums  von  mehr  als  dreifsig  Jahren  der  letzte , lauge  erwartete  Band 
seines  Lehrbuches  dem  ersten  Oberaus  ähnlich  ist,  ja  dafs  die  entscheidenden  GrundzOge 
desselben  bereits  in  dem  1848  erschienenen  „Gmndrifs  zu  Vorlesungen  über  die  Staats- 
wirtschafl“  zu  finden  sind. 

Wenn  die  Roscher  eigentümliche  (und  eigentümlich  gebliebene)  Behandlungsweise 
gar  keinen  andern  Wert  für  die  Wissenschaft  hätte,  so  ist  sie  unverkennbar  eine  anfser- 
ordentlich  geschickte  Verbindung  verschiedener  Elemente  zur  Herstellung  eines  Lehrbuches, 
welches  einerseits  möglichst  viel  von  den  schlichten  Lehrsätzen  der  alten  Theorie  fest- 
hält, anderseits  die  Trockenheit  dieses  Vortrages  durch  zahlreiche  historische  und  litte- 
rarische  Amönitäten  belebt  — und  welches  auf  diese  Weise  für  die  Ausbreitung  der 
Theorie  in  weiten  Kreisen  vorzugsweise  geeignet  gewesen  ist.  Der  embryonische  Ansatz, 
in  welchem  das  historische  Moment  dieser  Methode  fortdauernd  verharrt,  ist  angesichts 
jenes  Zweckes  der  Popularisierung  gerade  das  Brauchbare.  Jede  tiefer  greifende  Umge- 
staltung der  Nationalökonomie  und  ihrer  einzelnen  Teile , insbesondere  auch  der  Finanz- 
wissenschaft, wie  sie  durch  die  neueren  historischen  und  philosophischen  Bemühungen 
angebahnt  worden  ist,  macht  die  populäre  Darstellung  zu  einem  Gegenstände  von  eigen- 
tümlicher Schwierigkeit,  und  alle  bisherigen  Versuche  in  dieser  Richtung  (Stein,  Scbäffie, 
A.  Wagner)  haben  Werke  hervorgebracht,  deren  grofses  Verdienst  für  diesen  populären 
Zweck  wenig  Hülfe  bringt.  Daher  denn  die  Beständigkeit , mit  welcher  die  Verbreitung 
von  Roschers  Lehrbuch  ein  Menschenalter  lang  sich  bewährt  hat  und  sich  auch  wohl 
noch  weiterhin  eine  Zeitlang  bewähren  wird. 

R.  teilt  den  Stoff  seiner  Finanzwissenschafl  in  sechs  Bücher:  1.  Ganz-  und  halb- 
privatwirtschaftlicbe  Staatseinnahmen,  8.  Steuern  im  allgemeinen,  3.  Steuern  im  einzelnen, 
4.  Staatsausgaben,  5.  Gleichgewicht  zsrischen  Staatseinnahmen  und  Staatsaasgaben,  6.  Fi- 
nanzverwaltung. 

Ein  Blick  auf  diese  Einteilung  beweist,  dafs  die  Seelenruhe  der  kameralistischen 
Finanzwissenschaft,  wie  sie  Roscher  von  Rau  überkommen  hat,  durch  die  neueren  gro- 
fsen  Bewegungen  in  unserem  Fache  keineswegs  gestört  worden  ist.  Für  den  Zweck  die- 
ses Lehrbuches  ist  das  im  Sinne  des  oben  Bemerkten  ein  Vorteil. 

Die  Anlehnung  an  die  alte  Tradition  ist  eine  so  innige , dafs  nicht  nur  (wie  man 
erwarten  mufste)  z.  B.  die  Regalien  ihren  alten , seit  Justi  ihnen  zugewiesenen  Platz  be- 
hauptet haben , sondern  dafs  der  „älteren  Regalwirtschaft“  in  einem  andern  Kapitel 
„Handels-  und  Industriegeschäfte  des  Staates“  folgen , in  welcher  neben  den  Transport- 
unternehmungen das  Münzregal  (!),  Branntweinregal,  Regal  der  Glücksspiele,  Tabakregal, 
Salzreg^al  erscheinen. 

Bezeichnend  ist  ferner  für  die  Anordnung  des  Stoffes,  dafs  für  die  Behandlung  der 


DIgitized  by  Google 


Übersicht  über  die  neuesteu  Pablikstioueu  Deutschleads  und  des  Auslandes.  485 

sonstigen  öffentlichen  Haushaltungen  — neben  dem  Staate  — (Gemeinde,  Reich  u.  s.  w.) 
überhaupt  kein  anderer  Platz  sich  findet,  als  in  einem  ,, Anhang“  : (wie  es  für  das  ganze 
System  von  Roschers  Volkswirtschaft  bezeichnend  ist,  dafs  für  das  Armen  wesen  ganz  und 
gar  blos  ein  „Anhang“  übrig  bleibt.) 

Wir  brauchen  dann  wohl  nicht  hervorzuhebeu , wieviel  Schönes  und  Wohlbedachtes, 
wieviel  Fleifsiges  und  Geistreiches  sich  im  einzelnen  des  neuen  Bandes  findet.  Das  sind 
wir  bei  Roscher  gewohnt. 

Man  wird  immer  wieder  überrascht  durch  die  Masse  des  polyhistorischen  Wis- 
sens, durch  die  geschickte  Kombination  der  verschiedenartigsten  Lesefrüchte  mit  den 
alten  Lehrsätzen,  durch  den  geschmackvollen  bequemen  Ton  der  Darstellung , durch  den 
verbältnismälsig  grofsen  Eifer,  einen  Teil  der  neueren  wissenschaftlichen  Arbeiten  für  das 
alte  System  in  Exzerpten  und  Citaten  zu  verwerten. 

Es  giebt  gewifs  wenige  Werke  der  Wissenschaft , welche  so  sehr  die  Merkmale  der 
Gelehrsamkeit  tragen  und  zugleich  so  anspruchslos  sind  in  der  Erwartung  dos  Leser- 
kreises, an  den  sie  heranreichen.  G.  C. 

Compafl,  Finanzielles  Jahrbuch  für  Österreich-Ungarn.  Gegründet  von  G.  I^eon 
hardt.  1887.  Hrsg,  von  S.  Heller.  Jahrgang  XX.  Wien,  A.  Hölder,  8.  XXXI — 1084  SS. 

V o c k e , W.,  Die  Abgaben , Auflagen  und  die  Steuer  vom  Standpunkte  der  Ge- 
schichte und  der  Sittlichkeit.  Stuttgart,  Cotta,  1887.  gr.  8.  XXVI — 685  SS. 

Humbert,  G.,  Essai  sur  les  finances  et  la  comptabilite  publique  cbez  les  Romains, 
a vuls.  Paris,  E.  Thorin,  1887.  gr.  in-8.  540  et  508  pag.  fr.  18.  (Table  des 

matiöres : Des  origines  de  la  comptabilite  sous  les  rois  et  sous  la  Röpublique  romaine. 
— Ij€8  finances  et  la  comptabilitö  publique  de  l’Empire  Romain.  — Des  finances  ot  de 
la  comptabilite  sous  le  Bas-Empire:  1.  Du  pouvoir  lögislatif  au  point  de  vue  financier 
au  Bas-Empire.  8.  De  radministration  de  {'Etat  et  des  communes  au  point  de  vue 
financier.  S.  Du  contröle  des  finances  de  l’Etat  et  des  communes.) 

Reglement  definitif  du  Budget  de  l’Empire  pour  l’exercice  1886.  Rapport  prö- 
sentö  au  Conseil  de  l’Empire  par  le  controleur  de  l’Empire.  St.  Petersbourg,  impr. 
Trenkö  & Fusnot,  1887.  Roy.  in-8.  68  pag. 

D a c 0 s t a , T.,  The  Financial  Situation  in  India , as  exposed  in  the  Budget  State- 
ment for  1886 — 87.  London,  P.  8.  King  & Son,  1887.  8.  39  pp.  /.0,6. 

Everett,  R.  L.,  Tithes:  their  History,  use  and  future.  London,  J.  Clarke,  1887. 

8.  60  pp.  /.0,6. 

K 0 o 1 e n , P. , En  woord  naar  aanleiding  van  het  outwerp  eener  belasting  op  het 
inkumen,  te  Utrecht.  Utrecht,  F.  B.  v.  Ditmar,  1887.  8.  fl.  0,15. 

A z i e n d a dei  Tabacchi.  Relazione  e bilancio  industriale  per  l’esercizio  lo  semestre 
1884  e per  l’exercizio  dal  lo  luglio  1884  al  30  giugno  1885.  8 voll.  Roma , Upogr. 

eredi  Botta , 1885 — 86.  Roy.  in-4.  XL — 248  pp.  e XL— 881  pp.  (Pubblicazione  del 
Ministero  delle  finanze,  Direzione  generale  delle  gabelle.) 

Correra,  L.,  Di  alcune  imposte  dei  Romani:  Studio.  Torino,  fVatelli  Bocca,  1887. 
8.  76  pp.  (Contiene:  Le  societk  dei  pubblicani.  — La  vicesima  hereditatium.  — Cen- 

tesima  remm  venaliom.  — Quinta  et  vicesima  venalium  mancipiorum.  — Imposte 
diverse.  — ) 

8.  Geld-,  Bank*  und  Kreditwesen.  Versioherangswesen. 

Ehrenzweig,  A. , Assekuranz-Jahrbuch.  VIU.  Jahrgang.  Wien  1887.  169  u. 

828  n.  440  SS. 

Das  uns  schon  länger  bekannte  Jahrbuch  entwickelt  sich  fortdanomd  in  erfreulicher 
Weise.  Wir  weisen  in  dem  vorliegenden  Jahrgang  in  dem  I.  Th.,  der  das  Versiche- 
mngsrecht  betrifft,  besonders  auf  den  sehr  ruhig  und  verständig  geschriebenen  Artikel 
des  Herausgebers  über  die  Staatsaufsicht  hin,  deren  UnerläBlichkeit  der  Verf.  nachweist, 
allerdings  aber  auch  auf  die  Schwierigkeit  der  Durchfübrnng  aufmerksam  macht,  indem 
er  an  der  bisherigen  Handhabung  ders.  besonders  in  Amerika  und  Österreich  Kritik  übt. 
Eine  Ergänzung  dazu  liefert  Prof.  Cesare  Vivante  aus  Parma  in  dem  Art.  „über 
die  Notwendigkeit  eines  Spezialgesetzes  für  die  Lebensversicherungs-Unternehmungen, 
der  sowohl  den  juristischen  wie  volkswirtschaftlichen  Standpunkt  vertritt.“  Dr.  E.  v. 
Herzfeld  liefert  einen  Beitrag  zur  Kodifikationsgeschichte  des  österr.  Vorsichernngs- 
rechtes.  Dr.  K.  Koziol  und  Ad.  Rüdiger  behandeln  Rechtsentscheidungen  über 
Versicherungsfragen  bei  dem  österr.  Verwaltungsgerichtsbofe  und  dem  deutschen  Reichs- 
gericht. 
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In  dem  II.  Th.  bietet  Ottiker-Demarais  aus  Paris  in  einer  Abhandlung:  die 
wirtschaftliche  Wertbestimmung  von  Leben  und  Gesundheit,  Krankheit  und  Tod, 
eine  Zusammenstellung  interessanten  Materiab  über  die  Frage.  Den  Wertaufstellongen 
selbst  vermögen  wir  freilich  keine  hohe  Bedeutung  beizumessen.  Harald  Wester- 
gaard  berichtet  über  die  Hesultato  einer  Untersuchung  Uber  die  Sterblichkeit  in  den 
verschiedenen  Gesellschaftsklassen  der  Landbevölkerung  Dänemarks,  die  zum  erstenmalo 
auf  dem  Lande  Lebende  und  Gestorbene  in  Beziehung  bringt 

Die  Organisation  der  Altersversicherung  bespricht  Marco  Besso.  E.  Engel  da- 
gegen bringt  das  Kodizill  des  Kommerzienrats  W.  Borchert  znm  Abdruck,  in  dem  die 
Altersversorgung  der  ehemaligen  Beamten  und  Arbeiter  seiner  Hessingwerke  infolge 
eines  Vertrages  mit  der  Allg.  Versich.-Ges.  in  Magdeburg  auch  über  seinen  Tod  hinaus 
gesichert  wird. 

Besonders  reich  ausgostattet  ist  wieder  der  statistische  Theil,  der  von  keiner  andern 
Publikation  an  Vollständigkeit  erreicht  wird. 

Leonhard,  Gustav:  Der  Warrant  als  Bankpapier.  (Studie  Ober  die  Stellung 

des  Warrants  in  dem  Geschäftsverkehrs  der  Zettelbanken).  8°.  ISS  SS.  Wien  1886, 
Alfr.  Holder. 

Seit  einigen  Jahren  macht  sich  in  Oesterreich-Ungarn  eine  lebhafte  Bewegung  zu 
gunsten  der  BankfKhigkeit  des  Warrants  bemerkbar,  die  dazu  geführt  hat,  daß  die 
österreichisch-ungarische  Bank  von  dem  österr.  Finanzministerium  um  eine  gutachtliche 
Äußerung  ersucht  wurde.  Aus  dieser  Veranlassung  ist  die  vorstehend  genannte  Schrift 
entstanden,  deren  Verf.  als  Generalsekretär  der  össerr.-ung.  Bank  mit  völlig  hinreichender 
Sachkenntnis  ausgestattet  war.  Seine  Darlegungen  beanspruchen  trotz  ihrer  speziellen 
Veranlassung  ein  allgemeineres  Interesse,  da  sie  sich  als  eine  eingehende  Studie  über 
die  Warrants  überhaupt  darstellen  und  eine  schnelle  Orientierung  Uber  den  Gegenstand 
ermöglichen.  Namentlich  dürften  die  Zusammenfassung  der  einschlägigen  Gesetzgebung  in 
Österreich,  Ungarn,  Deutschland,  Holland,  Frankreich,  Belgien  und  Italien  sowie  die 
Mitteilungen  Uber  die  Praxis  der  Notenbimken  bei  Beleihung  von  Waaren  und  W’arrants 
und  über  Lagerhäuser  und  Warrants  in  Österreich-Ungarn  interessieren. 

Die  Darstellung  ist  fließend  und  klar,  die  Anschauungsweise  des  Verf.  ruhig  und 
besonnen,  so  daß  die  Schrift  wohl  empfohlen  werden  kann.  R.  v.  d.  B. 

Osius  Dr.  Rud. : Die  kommunalständiscbe  Landeskreditkasse  zu  Kassel,  ihre 

Geschichte  und  Organisation.  (Separatabdruck  aus  Schmollers  Jahrbuch  für  Gesetzgebung 
und  Volkswirtschaft.)  8 <*.  61  SS.  Leipzig  1885,  Duncker  und  Hnmblot. 

Die  Landeskreditkasse  zu  Kassel  entstand  1832  zu  dem  Zwecke,  den  Einwohnern 
die  Abtragung  älterer  Schulden  zu  erleichtern  und  ihnen  zur  Verbesserung  ihres  Nahrungs- 
staudes,  namentlich  mittelst  Ablösung  der  auf  ihrem  Grundbesitz  ruhenden  Lasten,  die 
erforderlichen  Kapitalien  zu  billigen  Zinsen  und  ohne  kostspielige  Mitwirkung  dritter 
Personen  zu  verschafibn,  zugleich  aber  denen,  die  ihre  Kapitalien  auf  längere  oder 
kürzere  Zeit  verzinslich  anzulegen  wünschen,  vollkommene  Sicherheit  zu  gewähren.  Die 
Kasse  ist  diesem  Zweck  vollkommen  gerecht  geworden  und  hat  zur  Konsolidierung  der 
Kroditvorhältnisse  im  Kasseler  Bezirk  sehr  viel  beigetragen.  Ohne  Betriebs-  und  ohne 
Reservefond,  lediglich  durch  das  Privileg  der  Ausgabe  von  Schuldverschreibungen  anf 
den  Inhaber  ist  die  Kasse  unter  schwierigen  Verhältnissen  zu  großer  Bedeutung  gelangt, 
ohne  die  ihr  zustehende  Staatsgarantie  in  Anspruch  zu  nehmen.  Die  selbständige  Stellung 
der  Kasse,  der  Mangel  einengender  Normativbestimmungen,  die  freie  Beweglichkeit  bei 
ihren  Operationen  und  die  strenge  Aufrechterhaltung  des  Charakters  der  hjpothokarischen 
Kreditanstalt  sind  nach  dem  Verf.  die  Ursachen  dieser  bemerkenswerten  Erscheinung. 

An  die  interessante  Darstellung  der  geschichtlichen  Entwicklung  knüpft  der  Verf. 
eine  Übersicht  über  die  Gesebäftsgebahrung  der  Kasse,  um  am  Schluß  die  Realkredit- 
verhältnisse im  Reg.-Bez.  Kassel  zu  besprechen.  In  zwei  angehängten  Tabellen  werden 
die  Ausleihungen  von  Jahr  zu  Jahr  imd  die  Ausgabe  von  Obligationen  dargestellt. 

R.  V.  d.  B. 

Schmidt,  Hermann,  The  sUver  question  in  its  social  aspect.  An  inqnirjr  into 
the  caisting  depression  of  trade,  and  the  present  position  of  bi-metallic  controversj. 
London,  Efflngham  Wilson,  1886.  93  pp. 

Eine  neue  Streitschrift  für  den  Bimetallismus.  Je  leidenschaftlicher  aber  der  Verf. 
vorgebt,  je  ausschließlicher  er  alle  wirtschaftlichen  Mißstände  mit  der  Goldwährung  in 
Verbindung  bringt,  je  ausschweifendere  Hoffnungen  er  au  jeden  kleinen  von  seinen  Ge- 
sinnungsgenossen erzielten  Erfolg  knüpft , — umsoweniger  ist  anzunehmen , daß  sein« 
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Darstellung  unter  dem  unbefangenen  Publikum  Proselyteu  gewinnen  wird.  Besonders 
müssen  die  Widersprüche  in  seinen  Deduktionen  Bedenken  erregen , und  indem  er 
schwachen  Argumenten  Wert  beimiBt,  versäumt  er,  denjenigen  Punkten  den  gehörigen 
Nachdruck  au  geben,  die  mit  einer  gewissen  Berechtigung  zu  gunsten  der  von  ihm  ver- 
tretenen Sache  sich  anführen  lassen.  Was  vollends  seine  Anschauungen  Uber  empfehlens- 
werte praktische  MaBnabmen  betrifft,  so  dürften  dadurch  auch  bei  solchen,  die  einiger- 
maBen  mit  seinen  Tendenaen  sympathisieren,  ernste  Bedenken  erregt  werden.  Der  Verf. 
meint  nämlich,  daB  auch  ohne  internationale  Vereinbarung  ein  einzelner  gröBerer  Staat 
ohne  Gefahr  und  Schaden  ohne  weiteres  zur  vollen  Doppelwährung  mit  Prägefroiheit 
übergehen  könne,  und  hofft,  entweder  England  oder  Amerika  würden  zu  diesem  kühnen 
Schritt  sich  überreden  lassen.  £.  L. 

Dorn,  A. , Die  Erneuerung  des  Bankprivilegiums.  Wien,  A.  Uölder,  1886.  8. 

66  SS.  H.  1 

Seifert,  W.,  Zur  Währungsfrage  in  Deutschland.  Ein  Vortrag.  Dresden,  v.  Zahn 
& Jaensch,  1887.  gr.  8.  48  SS.  M.  1.—. 

Stupp,  M. , Handbuch  zur  Unfallversicherung.  Beschlüsse  und  Entscheidungen, 
etc.  auf  diesem  Gebiete  bis  Ende  1885.  München,  J.  Roth,  1887.  8.  4 und  250  SS. 

M.  3.—. 

de  Boissondy,  B. , Assurances  snr  la  vie:  des  röglements  de  sinistres.  Paris, 
Wamier,  1887.  12.  36  pag. 

Humbert,  L. , Circulation  monötaire  et  fiduciaire  en  France,  en  Alg4rie  et  daus 
les  colonies.  Paris,  Berger-Levrault , 1887.  gr.  in-8.  fr.  2,50.  (Sommaire:  Mouuaies 
admises  dans  la  circulation.  — Emploi  de  ces  monnaies.  — Circulation  des  billets  de  la 
Banque  de  France.) 

W e s s 1 a n , O.  £.,  Rational  Banking  (the  Remedy  for  Depression  in  Trade)  versus 
Bank  Monopoly.  Edit.  by  Bancroft  Cooke.  London,  Elliot  Stock,  1887.  8.  64  pp. 

II.-. 

9.  Soziale  Frage. 

Oberwind  er,  Heinrich,  Sozialismus  und  Sozialpolitik.  Ein  Beitrag  zur  Ge- 
schichte der  soaialpolitischen  Kämpfe  unserer  Zeit.  Berlin,  Elwin  Staude,  1887.  163  S. 

Die  Schrift  kann  in  der  Hauptsache  in  zwei  Teile  zerlegt  werden.  Im  ersten  Teil 
wird  die  soaialistische  Bewegung  in  Deutschland,  wie  sie  von  Lassalle  geschaffen  wurde, 
behandelt  und  im  weiteren  Verlaufe  dargelegt,  was  sie  unter  der  Hand  seiner  Nachfolger 
geworden  ist  Der  Verfasser  gehört  der  gemäBigteren  Richtung  der  Sozialdemokratie 
an  und  versucht  eine  Ehrenrettung  Lassalles,  der  den  „praktischen  Sozialismus'*  erst 
geschaffen  habe,  Uber  welchen  aber  bekanntlich  die  Marxisten,  Internationalisten,  Anar- 
chisten längst  zur  Tagesordnung  Ubergegangen  sind  und  den  sie  als  einen  Reaktionär, 
als  einen  königlich  preuBischen  Sozialisten  darzustellen  suchen.  Doch  ist  das,  was  der 
Verfasser  in  dieser  Beziehung  sagt,  groBenteils  bekannt,  wenn  es  auch  nicht  uninteressant 
ist,  von  einem  Beteiligten  selbst  ziemlich  unbefangene  Urteile  Uber  die  nachmaligen 
Führer  der  Bewegung  zu  hören.  Von  gröBerer  Wichtigkeit  scheint  uns  aber  der  folgende 
Inhalt  der  Schrift  Uber  die  Arbeiterbewegung  in  Österreich,  an  der  der  Verfasser  selbst 
— solange  sie  nicht  in  anarchistische  Bahnen  gedrängt  wurde  — hervorragenden  Anteil 
genommen  hat,  und  deren  Verlauf  in  seinen  Einzelheiten  weniger  bekannt  ist  An  der 
Hand  seiner  Erlebnisse  erzählt  der  Verfasser,  welche  Kämpfe  die  gemäBigte  Richtung 
und  ihr  Organ  „der  Volkswille'*  gegenüber  den  extremen  Elementen  durchzufechten 
batte , welche  unlauteren , selbstsüchtigen  Motive  innerhalb  des  sozialistischen  Lagers 
selbst  in  Österreich  maBgebend  waren  und  welche  Mittel  man  in  Verbindung  mit  der 
klerikal-feudalen  Partei  aussann,  um  dem  extremen  Sozialismus  eine  zeitlang  die  Ober- 
hand gewinnen  lassen,  wie  aber  dieser  selbst  sehr  bald  von  seinen  früheren  Verbündeten 
im  Stich  gelassen  wurde  und  in  Versumpfung  enden  muBte.  Verstehen  wir  den  Verfasser 
recht,  so  will  er  zeigen,  daB  nur  die  praktische  Bethätigung  des  Sozialismus  in  lang- 
samer organischer  Entwickelung  Aussicht  auf  Erfolg  habe;  dann  ist  es  aber  nicht  recht 
begreiflich,  daB  er  die  Internationale  nur  als  eine  etwas  abweichende  spätere  Richtung 
desselben  bezeichnet  (S.  29).  Für  alle  Freunde  gesetzlicher  Ordnung  mag  die  Schrift 
recht  beruhigend  insofern  wirken,  als  sie  zeigt,  wie  wenig  regierungsfähig  doch  eigent- 
lich die  Rtcbtnng  der  Sozialdemokratie  ist,  welche  den  Boden  „praktischer  Poiitik“ 
verläBt.  Dr.  Adler. 
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Soetbeer,  Dr.  Heinr. : Die  Stellung  der  Socialisten  zur  Maltbus’schen  Be- 

völkernngslebre.  Eine  von  der  philosophischen  Fakultät  der  Georg-Augusts-Universität 
zu  Göttingen  gekrönte  Preisschrift.  4 117  SS.  Berlin  1886,  Puttkammer  and 

Mülilbrecht. 

Die  Einleitung  der  vorstehend  genannten  Schrift  stellt  zunächst  in  klarer  und  zu- 
treffender Weise  die  nach  Malthns  benannte  Bevölkerungslehre  dar,  um  alsdann  die  Vor- 
gänger des  Malthus  und  die  Stellung  der  neueren  Nationalökonomen,  soweit  sie  nicht 
Socialisten  sind,  zu  dessen  Lehre  zu  besprechen. 

ln  der  Behandlung  des  Hanptthemas  nimmt  der  Verf.  folgenden  Gang.  Mit  den 
englischen  Socialisten  Godwin,  Owen  und  Thompson  beginnend,  bespricht  er  im  II.  Ka- 
pitel die  französischen  Socialisten  (Saint-Simonisten,  Gäbet,  Leroux,  Lamenais,  Fourier, 
L.  Blanc,  Prondhon),  und  im  III.  Kapitel  die  deutschen  (Marx,  Engels,  Lassalle,  Lieb- 
knecht, Bebel,  Rodbertus,  Mario,  DUbring,  Kautsky  und  8 Anonymi  C.  A.  S.  nnd  K.  H.), 
während  das  IV.  Kapitel  dem  jetzt  so  viel  besprochenen  Amerikaner  Henry  George  ge- 
widmet ist. 

Diese  Revue  ist  im  höchsten  MaBe  anziehend  zunächst  durch  die  nQchteme  ond 
eingehende  Würdigung  der  Stellung,  welche  die  einzelnen  Vertreter  des  Socialismus  zur 
Halthus’schen  Lehre  eingenommen  haben  und  weiter  durch  den  Umstand,  daB  diese 
Stellungnahme  eine  sehr  verschiedenartige  ist.  Der  eine  Teil , wie  Thompson , Blanc, 
Mario,  Kautsky,  erkennt  die  Maltbus’sche  Lehre  an  und  sucht  in  der  verschiedensten 
Weise  die  Lösung  des  groBen  Problems  zu  erreichen.  Der  andere  Teil  ignoriert  dieselbe, 
oder  bekämpft  sie , häufig  auf  Grund  einer  ganz  miBverständlichen  Auffassung , and 
findet  sich  hierbei  zusammen  mit  ökonomischen  Optimisten  und  mit  „frommen  Männern, 
welche  aus  religiösen  Gründen  das  Gewünschte  für  wahr  halten,  das  sie  sonst  nicht  zu 
stützen  vermögen.“ 

Der  Verf.,  der  mit  klarem  Blick  die  Blängel  und  Lücken  der  Malthus’schen  Beweis- 
führung erkennt,  ist  im  Princip  mit  Malthus  im  Einklang.  Er  stellt  in  der  SchluBbe- 
trachtung  in  kurzen  klaren  Worten  die  Konsequenzen  des  Bevölkerungsgesetzes  dar; 
aber  er  läBt  die  Frage  offen,  in  welcher  Weise  die  Blenschheit  diesen  Konsequenzen 
Vorbeugen  kann.  Er  findet  keinen  Ausweg  in  dem  Dilemma,  ob  Enthaltung  von  der 
Ehe  oder  Enthaltsamkeit  bezw.  anderweitige  Beschränkung  der  Kinderzahl  innerhalb  der 
Ehe  das  richtige  Mittel  ist.  Gegen  beides  liegen  ja  auch  tbatsächlich  schwere  Bedenken 
vor  und  beides  kann  groBe  Gefahren  für  die  Moralität  nnd  die  Gesundheit  des  Volks- 
lebens nach  sich  ziehen.  Übel  auf  beiden  Seiten,  das  ist  kein  Zweifel;  die  Frage,  die 
zu  lösen  bleibt,  ist  die,  auf  welcher  Seite  das  geringere  Übel  liegt.  Der  Verf.  gesteht 
es  ehrlich  ein,  daB  er  eine  Lösung  noch  nicht  gefunden.  Sein  Verdienst  aber  ist  es, 
daB  er  die  Notwendigkeit  einer  Lösung  dieser  Frage  durch  seine  klar  durchdachten 
Ausführungen  von  neuem  unserer  Zeit  vor  Augen  gehalten  hat. 

Dr.  R.  van  der  Borght. 

Steinmann-Bucher,  Arnold:  Die  Nährstände  nnd  ihre  zukünftige  Stellung 
im  Staate.  Ein  Beitrag  zur  Reform  der  industriellen,  kleing^ewerblichen  und  landwirt- 
schaftlichen Interessenvertretung.  8 285  SS.  II.  Auflage.  Berlin  1886,  R.  v.  Decker’s 

Verlag. 

Die  II.  Auflage  der  vorstehend  genannten  Schrift  schlieBt  sich  vollkommen  an  die 
erste  Auflage  an,  sodaB  alles,  was  wir  auf  S.  268 — 272  in  Bd.  XII.  der  Neuen  Folge 
dieser  Jahrbücher  bezüglich  der  letzteren  angeführt,  auch  für  die  II.  Auflage  zutriSt. 

Colajanni,  Dr.  Nap.,  L’alcoolismo,  sue  conseguenze  morali  e sue  cause.  Catania, 
Fil.  Tropea.  1887.  8.  208  pp. 

Skeptizismus  und  liberistischer  Optimismus  kennzeichnen  den  Herrn  Verf.  dieser 
interessanten  Studie  über  den  Alkoholismus , wenigstens  insoweit  die  zwei  Gegenstände 
seiner  Untersuchungen:  die  Wirkungen  des  Alkohols  und  sodann  die  Ursachen  and  die 
Bekämpfung  des  Alkoholismus  in  betracht  kommen.  Was  die  Wirkungen  des  Alkohols 
betrifft,  gelangt  der  Herr  Verf.,  ein  tüchtiger  Kenner  der  italienischeu  statistischen  and 
kriminalistischen  Litteratnr  zu  dem  Ergebnisse  (’S.  186):  „Bei  dem  Alkoholismus  einerseits 
nnd  den  Verbrechen  und  Selbstmorden  andererseits  fehlt  die  Konstanz,  die  RegelmäBigkeit 
nnd  die  Universalität  der  Relation,  des  Nebeneinander-  und  des  Nacbeinanderseins ; es  ist 
sohin  nicht  zulässig,  für  dieselben  nach  den  Gesetzen  der  Statistik  das  Verhältnis  zwischen 
Ursache  nnd  Wirkung  festzuhalten.“  Der  in  Anbetracht  der  ganzen  Entwickelung  der 
Menschheit  unbestreitbare  wirtscbaftlicbe  und  intellektuelle  Fortschritt  sind  dem  Herrn 
Verf.  die  einzigen  Mittel  zur  Bekämpfung  des  Alkoholismus.  Ob  da  doch  nicht  bei  dem 
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weiten  Ausblick  auf  Menschheit  und  Jahrtausende  vieles  übersehen  wird,  was  im  kleinen 
Raume  und  in  kleiner  Zeit  von  Bedeutung  und  Erfolg  gewesen  ist  und  au  sein  vermag? 


Anarchismus,  der,  und  seine  Träger.  Enthüllungen  aus  dem  Lager  der  An- 


Berlin,  Neufeld  & Mehring,  1887.  8.  V — 211  SS.  M.  3. — . 

Arbeiterbelegschaft,  die,  der  konigl.  Steinkohlengruben  bei  Saarbrücken 
nach  dem  Ergebnisse  der  statistischen  Erhebungen  vom  1.  Dezember  1885.  Saarbrücken, 
Druck  von  Gebr.  Hofer,  1887.  4.  7 Tabellen  auf  67  SS. 

Lassen,  A.,  Armenwesen  und  Armenrecht.  Berlin,  Simion,  1887.  gr.  8.  38  SS. 
M.  1. — . (A.  u.  d.  T. : Volkswirtschaftliche  Zeitfragen,  brsg.  von  der  volkswirtschaft- 

lichen Gesellschaft  in  Berlin  etc.  Heft  66). 

Märker,  O.,  Vagabnndennot,  Arbeiterkolonien  und  Verpfleg^tationen.  Heilbronn, 
Gebr.  Henninger,  1887.  8.  48  SS.  M.  1. — . (A.  u.  d.  T.:  Zeitfragen  des  christlichen 

Volkslebens.  Band  XII  Heft  4 ) 

B 0 u i 1 1 i e r , Fr.,  (Membre  de  l’Institut)  Nouvelles  4tudes  familiäres  de  Psychologie 
et  de  morale.  Paris,  Hachette,  1887.  16.  fr.  3,60.  (Sommaire:  De  la  justice  histo- 

rique.  — Comment  va  le  monde,  ou  4tude  sur  la  lächetä.  — Corruption  de  la  langue 
par  la  mauvaise  foi.  — De  Toubli.  — Patriotisme  et  fetes  pnbliques,  on  enseignement 
historique  populaire.  — Amour  de  soi,  amour  des  autres.) 

Dartigues,  J.  P.,  De  l’amour  expörimental  on  des  caases  d'adnltire  cbez  la 
femme  au  XIX«  siäcle.  ^tude  d'hygibne  et  d'economie  sociale,  rdsultant  de 
l'ignorance , du  libertinage  et  des  fraudes  dans  Taccomplissement  des  devoirs  conjugaux. 
Paris,  A.  Litzelimann,  1887.  8.  fr.  4,25. 

Gibon,  A.,  La  soci4t4  coop4rative  de  consommation  des  forgerons  de  Cemmentry, 
annexe  au  rapport  du  22  mai  1882.  Paris,  impr.  Lev4,  1887.  8.  16  pag.  et  tablean. 

Hurtrel,  A.  (Mme),  La  Femme,  sa  condition  sociale  depuis  Tantiquitd  josqu’ä  nos 
jours.  Paris,  impr.  Unsinger,  1887.  4.  281  pag.  avec  planches  hors  texte  en  noir 

et  eu  coulenr  et  gravnres.  fr.  20. — . 

Lanr,  F.,  Essais  de  socialisme  experimental:  la  mine  aux  mineurs.  Paris,  Dentu, 
1887.  32.  XIV— 142  pag. 

R o b i n , E.,  Hospitalite  et  travail , on ; des  moyens  preventifs  de  combattre  la 
mendicitd  et  le  vagabondage.  Paris,  Munnerat,  1887.  8.  XIV — 196  pag.  fr.  3,60. 

S c u d d e r , M.  L.,  The  Labor-value  fallacy.  Chicago , published  for  the  Patriots 
League,  by  Jeffery  Print  C®,  1886.  12.  16 — 95  pp.  $ 0,10. 

Shaw,  A.,  Cooperation  in  a Western  city.  Baltimore,  Murphy  & C** , 1886.  8. 

106  pag.  $ 0,76.  (American  Economic  Association.  Vol.  I,  N®  4.  Contents  a history 
of  the  successful  working  of  several  cooperative  enterprises  among  the  coopers  of  Min- 
neapolis.) 

Stepniac,  The  Russian  Storm-Cloud;  or,  Russia  in  her  relations  to  neighbouring 
countries.  London,  Sonnenschein,  1886.  gr.  in-8.  cloth.  IV — 273  pp.  12|6.  (Con- 
tents: The  Russian  Storm-Cloud:  1.  What  do  the  Nibilists  want?  2.  What  are  the 
forces  the  Russian  Revolution  commands?  3.  Why  Russia  is  a couquering  country. 
4.  The  political  form  of  the  Russia  of  the  future.  — The  Russian  Army  and  its  Com- 
missariat.  — Toung  Poland  and  Russian  Revolution.  — Terrorism  in  Russia  and  Terro- 
rism  in  Europa.  — European  Socialism  and  the  Dynamits  Epidemie.  — A Revolt  or  a 
Revolution?  — ) 

T i d m a n , P.  F. , Money  and  Labonr : An  address  on  the  Currency  Question  deli- 
vered  at  the  Working  Men’s  Conference  in  the  Colonial  and  Indian  Exhibition.  London, 
Paul,  Trench  & C®,  1887.  8.  81  pp.  1/.6. 

Merlino,  Fr.  Saverio,  Socialismo  o monopolismo? : saggio  critico  del  sistema 
economico  vigente ; dad  scientifici  del  socialismo ; schizzo  d’un  ordinamento  comunistico- 
anarcbico  : confutazione  delle  obiezioni  in  voga  contro  il  socialismo.  Napoli,  tip.  Aniello 
Eugenio,  1887.  16.  287  pp.  I.  3. — . (Contiene:  II  passato  del  monopolio.  — 11 
monopolio  nell’  economia  moderna.  — La  teoria  del  monopolio.  — Fallacie  degli  econo- 
misti.  — Colpe  del  monopolio.  — Profili  d’un  possibile  organamento  socialistico.  — 
Obiezioni  in  voga  contro  il  sacialismo.  — Contro-obiezioni.  — Conclnsione : l’evoluzione 


Prag. 


J.  Kaizl. 


(Verfasser  der  Londoner  Briefe  in  der  „Kölnischen  Zeitung^*). 


sociale.  — 
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10.  Gesetsgebong. 

Gegenwart  und  Zukunft  des  deutschen  Juristenstandes.  Ein  Wort  aus  der  Praxis. 
Berlin,  Hettler,  1887.  gr.  8.  H.  1. — . 

Kreisordnung,  die,  für  die  Provinzen  Ost-  und  Westprcuften , Brandenburg, 
Poinniern,  Schlesien  und  Sachsen  von  1872/81  nebst  Gesetz,  betreffend  die  Erhebung  der 
auf  das  Einkommen  gelegten  direkten  Koromunalabgaben  vom  27.  Juli  1886.  Mit  Er- 
läuterungen und  Anmerkk.  Berlin,  Haack , 1887.  8.  94  SS.  M.  1. — . (Einzelabdruck 
aus  „llling’s  Handbuch  fOr  preufi.  Verwaltungsbeamte.“  4.  Aufl.) 

Rechenschaftsbericht,  LV. , des  Obergericbtes  und  des  Kassationsgerichtes 
an  den  h.  Kantonsrat  des  Kantons  ZUrich  Uber  das  Jahr  1885.  Winterthur,  Geschwister 
Ziegler,  1886.  8.  171  u.  66  SS.  (Nebst  den  Hauptergebnissen  der  früher  als  beson- 

dere Arbeit  des  statistischen  Bfireaus  publizierten  kantonalen  Justizstatistik  für  1885.) 

Vering,  P.  H.,  Geschichte  und  Pandekten  des  römischen  und  heutigen  gemeinen 
Privatrecbts.  6.  Auflage.  Mainz,  Kirchheim , 1887.  gr.  8.  XVI — 906  SS.  M.  12,80. 

Zelle,  B. , Die  Städtoordnung  von  1863  in  ihrer  heutigen  Gestalt.  Mit  Anmer- 
kungen. Berlin,  Springer,  1887.  8.  86  SS.  M.  1. — . 

Borde,  C.,  Droit  romain : Des  temples,  des  dglises,  et  de  leurs  biens ; droit  fran^ ais : 
Des  droits  et  des  obligations  rdciproques  des  communes  et  des  fabriqnes  snr  les  ddifice.s 
affectds  au  culte  paroissial.  Paris,  Larose  & Porcel,  1887.  8.  CLV — 602  pag. 

Fusier,  R. , Les  alidnds:  capacitd  juridiqne  et  libertd  individuelle.  Chambdry, 
impr.  Drivet  & Ginet,  1887.  8.  XVI — 412  pag. 

R e m y , E.,  Dos  enfants  abandonnds , en  droit  romain  et  en  droit  fran^ais.  Dijon, 
impr.  Damongeot,  1887.  8.  216  pag. 

11.  Staats-  und  Yerwaltimgsreoht. 

Bienemann,  Die  Statthalterschaftszeit  in  Liv-  und  Estland  (1783 — 1796).  Ein 
Kapitel  aus  der  Regenteuprazis  Katharinas  II.  Leipzig,  Duncker  & H. , 1886.  gr.  8. 
471  SS.  M.  9. — . (Inhalt:  Die  Statthalterscbaflsverfassung.  — Das  Jahr  ihres  An- 
bruchs. — Die  Einführung.  — Die  Wirksamkeit  der  ersten  Jahre.  — Die  Stadtordnung 
und  die  Adelsordnnng  von  1786.  — Unterm  Hochdruck  der  Satrapen.  — Unter  dem 
Fürsten  Ropnin.  — Die  Folgen  des  Systems.  — Die  Restitution.  — etc.) 

Föhr,  F. , Basels  Bürgerschaft  unter  besonderer  Berücksichtigung  der  Wirkungen 
der  in  diesem  Jahrhundert  erlassenen  Bürgorrecbtsgesetze  dargestellt  auf  den  1.  Januar 
1883  und  nach  den  zuverlässigsten  Quellen  bearbeitet  Basel,  Schwabe,  1886-  Roy.  in-4. 
31  SS.  M.  1,60. 

Hlrth,  G. , Deutscher  Parlamentsalmanach.  16.  Ausgabe:  März  1887.  klfinchen, 
G.  Hfrth,  1887.  12.  geb.  IV— 226  SS.  M.  3.—. 

Neukamp,  E.,  Die  Staats-  und  Selbstverwaltung  Westfalens.  Ein  Wegweiser  zur 
Einführung  in  die  neuen  Verwaltungsgesetze  Westfalens.  Bochum,  Stumpf,  1887.  8- 

Vlll — 146  SS.  nebst  6 Zuständigkeitstabellen  in  Imp.-folio  (gefalzt  in  8*>).  Text  geb. 
Tabellen  in  steif.  Umschlag.  M.  4. — . 

Pann,  A.,  Das  Recht  der  deutschen  Schutzherrlichkeit  Eine  staats-  und  völker- 
rechtliche Studie.  Wien,  Manz,  1887.  gr.  8.  84  SS.  M.  3. — . 

PreuB,  H. , Friedenspräsenz  und  Reichsverfassung.  Eine  staatsrechtliche  Studio. 
Berlin,  Rosenbaum,  1887.  8.  VI — 97  SS.  M.  1,50. 

Berencreutz,  F.  A.  G.,  Pr4ois  du  droit  constitutiounel  du  royaume  de  Suöde; 
prdcödä  d’un  aper^u  g4n4ral  du  pays  et  de  la  population,  etc.  Stockholm,  Nilssoii, 
1887.  gr.  in-8.  fr.  6. — . 

Glasson,  E.,  Histoire  du  droit  et  des  institutions  de  la  France.  Tome  1:  La 
Gaule  celtique,  la  Gaule  romaine.  Paris,  Cotillon,  1887.  8.  fr.  10. — . (Das  komplete 

Werk  ist  auf  6 bis  7 Bände  berechnet.) 

H i b e r n i a Pacata ; or , Irish  Antonomy  viewed  and  considered  from  a new  and 
original  standpoint  as  an  Imperial , Irish , Religions  and  practical  question , by  a priest 
of  the  Alt-CaUiolic  Irish  Church.  Dublin,  Hodges,  1887.  8.  66  pp.  1/. — • 

Taddei,  A. , Roma  e i suoi  municipi:  studi  di  diritto.  Firenze,  tip.  dell’  Arte 
della  stampa , 1886.  8.  160  pp.:  (Contiene : Dei  popoli  preesistenti  alle  origini  di 

Roma.  — Le  nazioni  ariano  e loro  carattere  storico.  — Le  origini  die  Roma  e del  suo 
diritto  pubblico.  — I rapporti  esterni  di  Roma.  Prima  epoca  dei  municipi.  — Seconda 
epoca  dei  municipi.  — I municipi  italiani  durante  l'impero.) 
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12.  Btattstik. 

Movimento  dei  presii  di  alcuni  generi  alimentari  dal  1862  al  1885.  p.  Dire- 
zione  generale  della  statietica.  Roma  1886.  XLVIll  n.  106  88. 

Die  italienische  Statistik  hat  durch  die  vorliegende  Arbeit  eine  wertvolle  Ergänzung 
erfahren.  Zwar  sind  einzelne  Teile  derselben  bereits  früher  in  den  Annali  di  statistica 
veröffentlicht , aber  sie  sind  hier  vervollständigt  und  in  Zusammenhang  gebracht , sodaB 
wir  eine  umfassende  Preisstatistik  Italiens  für  mehr  als  zwei  Dezennien  erhalten.  Von 
1869 — 8i  sind  die  italienischen  Weisenpreise  mit  denen  an  verschiedenen  Hauptmarktorten 
dos  Auslandes  verglichen.  Die  italienischen  Preise  (88, OS  L.  Qold  pro  1 Quintale  = 
100  Kilo)  stehen  im  Durchschnitte  niedriger  wie  in  Paris,  Rohrschach,  Brüssel  und 
London,  aber  höher  wie  in  Berlin  (26,09),  Wien  (21,58),  Pest  (24,75  in  Gold),  New-York 
(25,63). 

Wie  für  Weizen  sind  die  Preise  auch  für  Mais,  Reis,  01  und  Wein,  Rindfleisch  im 
Durchschnitte  der  Hauptmarktorte  für  das  ganze  Land  berechnet  und  zwar  in  Gold  wie 
in  Papier  für  die  einzelnen  Jahre  der  Periode.  Für  Weizen  und  Mais  sind  sie  für  das 
ganze  Jahrhundert  zusammengestellt.  Die  höchsten  Weizenpreise  Anden  sich  1816  (49,16), 
1817  (41,97)  und  1801  (41,68),  die  niedrigsten  1825  (12, SS),  1884  (14,oi),  1886,  dann 
1895  (15,85)  gegen  1885  (28, Ol).  Der  Mais  schlieBt  sich  den  Schwankungen  im  groBen 
Ganzen  an  und  sinkt  bis  auf  8,49  i.  J.  1819,  1885,  1826,  steigt  aber  auch  1817  auf 
37,50,  während  er  1885  14,io  zeigt  Im  Durchschnitt  von  10  Jahren  konnten  wir 
folgende  Zahlen  berechnen: 


in 

Italien 

PreuBen 

Halle  a/s. 

1 Quintale 

(100  KUo) 

Müs 

Weisen 

L. 

L. 

M. 

M. 

1801/10 

16,59 

26,18 

• 

33.6O 

1811/20 

20,47 

30.99 

* 

23.70 

1821/30 

13.18 

18,49 

15.38 

15,64 

1831/40 

14.41 

20,16 

17,30 

16,88 

1841/50 

14.91 

22,89 

26,49 

20,98 

26,48 

19.58 

1851/60 

18,93 

i6,85 

25.14 

1861/70 

26,77 

25.50 

25.O8 

1871/80 

21,59 

32.8O 

27,90 

27.04 

1881/85 

18,19 

24.8 1 

22,98 

25,46 

Es  ergibt  sieh,  daB  die  Schwankungen  in  Italien  noch  gröBer  waren,  wie  in  PreuBen. 
Die  zwanziger  Jahre  fielen  noch  schroffer  gegen  die  vorhergehenden  Perioden  ab,  wie 
ebenso  die  achtziger  Jahre  gegen  die  siebziger.  Im  grofien  Ganzen  ist  die  Entwickelung 
aber  dieselbe. 

Mit  den  Getreidepreisen  sind  dann  die  Löhne  verglichen,  die  für  die  meisten  Landes- 
teile und  für  die  verschiedensten  Kategorien  1847,  59,  66  und  74,  dann  pro  1862,  74 
und  1881 — 83  erhoben  und  einigermaBen  vergleichbar  gemacht  sind. 

Das  Resultat  der  Untersuchung  ist,  daB  von  1847 — 84  der  Lohn  in  Italien  etwa 
um  70  o/g  gestiegen,  während  Robert  Giffen  für  England  in  50  Jahren  eine  Ver- 
doppelung annimmt  und  für  weniger  prosperierende  Gewerbe  um  50  <*/q.  Eine  genauere 
Untersuchung  des  Wertes  des  Verdienstes  ist  für  die  Jahre  von  1862 — 85  durchgeführt. 
Es  ist  berechnet,  in  wie  viel  Stunden  ein  Arbeiter  im  Mittel  von  27  Beschäftigungsarten 
1 Quint.  Weisen  und  eine  Quint.  Mais,  also  von  den  beiden  die  hauptsächlichste  Nah- 
rung der  Bevölkerung  ansmachenden  Getreidearten,  in  den  einzelnen  Jahren  verdient 
bat.  Je  nach  den  Preisschwankungen  ergeben  sich  natürlich  in  den  einzelnen  Jahren 
erhebliche  Abweichungen,  so  gehörten  dazu  1862:  864  Stunden,  1863:  297,  1867:  366, 
1878:  264,  1885:  168.  Bestimmte  Gegensätze  ergeben  sich  aber  in  gröBern  Perioden: 

von  1862 — 70:  3x1  Stunden 

„ 1871—75:  312  „ 

„ 1876—80:  257  „ 

„ 1881—85:  188  „ 

Die  Besserung  der  Arbeiterverhältnisse  scheint  hiernach  erst  in  nenerer  Zeit,  dann  aber 
energisch  vor  sich  gegangen  zu  sein,  und  sie  ist  in  der  letzten  Periode  ebenso  sehr  auf 
die  Verbilligung  der  Nahrung,  wie  auf  die  Erhöhung  der  Löhne  zurücksuführen. 

In  den  folgenden  Tabellen  sind  die  Preise  in  Udine  für  die  Zeit  von  1600 — 1875, 
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für  Brescia  von  1685 — 1882,  für  Milano  und  andere  Städte  von  1700  ab  zusammenge- 
stellt.  Sehr  interessant  sind  dann  die  graphischen  Darstellungen  der  wöchentlichen  Ent- 
wickelung der  höchsten  und  niedrigsten  Preise  pro  Hekt. , für  Weizen  und  Mais  in  den 
hauptsächlichsten  Marktorten  des  Landes  von  1862  bis  jetzt,  sowie  der  Jahrespreise. 

J.  C. 

V.  Koschmann-Hörburg.  Der  Bodenwert  Österreichs.  Eine  volkwirtschaft- 
liche Studie.  8 <>.  VL  u.  74  SS.  Wien,  1885,  Alfr.  Hölder. 

In  dieser  zuerst  in  der  österreichischen  „statistischen  Monatsschrift“  veröffentlichten 
Arbeit  entwickelt  der  Verf.  zunächst  die  Wichtigkeit  der  Beantwortung  der  Frage  nach 
dem  Werte,  den  Grund  und  Boden  eines  I.4inde8  für  dessen  Volk  hat.  Hieran  knüpft 
sich  ein  historischer  Rückblick  auf  die  Versuche  zur  Beantwortung  dieser  Frage. 

Im  nächsten  Abschnitt  stellt  der  Verf.  die  „nationalökonomischen  Grundsätze  für 
die  Bodenbewertung“  dar. 

Nach  diesen  vorbereitenden  Abschnitten  bespricht  der  Verf.  dann  die  Bodenkultur 
und  deren  Reinertrag,  den  „spezifischen“  Bodenwert  (d.  i.  „Kapitalwert  eines  Joches 
jeder  Kultur“),  den  Bodenwert  im  ganzen  , den  Gebäudewert  und  den  Realitätenwert  im 
ganzen  in  Österreich  au  der  Hand  eines  iu  17  Tabellen  vereinigten  Zablcnmaterials. 

Die  Grundlagen  dieses  Materials  bilden  die  „Katastralreinerträge  aller  landwirtschaA- 
lieh  benutzten  Kulturen  und  die  erhobenen  wirklichen  und  präsumierten  Zinserträge 
aller  der  Hauszins-  und  Hausklassensteuer  unterworfenen  Gebäude“.  Die  Zahlen  sind 
amtlicher  Natur. 

Der  Verf.  geht  davon  aus  (S.  5—6),  dafi  Grund  und  Boden  „Kapital“  sei,  wie 
irgend  ein  anderes  Produktionsmittel.  Denn  die  Produktionsmittel , ohne  Rücksicht  auf 
ihren  Ursprung,  sind  als  Kapital  nach  Ansicht  des  Verf  anzusehen.  Ob  die  Herrmamrsche 
Definition  des  Begriffs  Kapital,  welcher  der  Verf.  folgt,  zutreffend  ist  oder  nicht,  braucht 
hier  nicht  erörtert  zu  .werden;  nur  ist  es  nötig,  sich  diese  Grnndanschauung  des  Verf. 
bei  der  Lektüre  der  recht  interessanten  nnd  fleißig  geschriebenen  Arbeit  stets  zu  ver- 
gegenwärtigen. R.  V.  d.  B. 

Ferraris,  Carlo  F.,  La  statistica  nelle  nniversitä  e la  statistica  delle  universitk. 
Verona.  Padova  1886. 

Nach  dem  Tode  Emilio  Morpugos  auf  den  Lehrstuhl  der  Statistik  nach  Padua  be- 
rufen, inaugurierte  F.  sein  Lehramt  mit  dem  vorliegenden  schwungvoll  gehaltenen  Vortrag, 
der  sich  mit  zwei  verschiedenen  Gegenständen  beschäftigt,  einmal  mit  dem  Begriff  der 
an  den  Universitäten  gelehrten  statistischen  Disziplin  (,, statistica  nelle  universitk“),  daun 
mit  der  Statistik  der  Universitäten  („statistica  delle  universita“),  eine  Analyse  der  deut- 
schen Universitäten  — auf  Grundlage  Conrads  — und  der  italienischen.  In  der  Auf- 
fassung der  Statistik  schließt  er  sich  der  neuen  Schule  an.  F ö 1 d e s. 

Rauchberg,  Dr.  Heinr.  Die  Erkrankungs-  nnd  Sterblicbkeitsverbältnisse  bei 
der  Allgemeinen  Arbeiterkranken-  und  Invalidenkasse  in  Wien.  8 37  SS.  Wien,  1886, 

Alfred  Kölder. 

Die  vorstehend  genannte  Arbeit,  die  zuerst  in  der  österrelcbiscben  „statistischen  Monats- 
schrift“ erschienen  ist,  enthält  20  Tabellen,  die  folgende  Gegenstände  veranschaulichen. 
Allgomoinc  Verhältnisse  des  Verbandes  der  Arbeiterkranken-  nnd  Invalidenunterstützungs- 
vercine  Österreichs  ; die  Bewegung  im  Mitgliederstande  der  „Allgemeinen  Arbeiterkranken- 
und  Invalidenkasse  zu  Wien“  und  die  Zusammensetzung  desselben;  die  Verteilung  des 
Mitgliederstandes  nach  Berufen ; die  Erkrankungs-  und  Sterblichkeitsverhältnisse  während 
des  Bestandes  der  Kasse,  die  Erkrankung^frequenz,  das  von  den  Verstorbenen  erreichte 
Lebensalter,  die  Dauer  der  Mitgliedschaft  der  verstorbenen  Vereinsmitglieder;  die  Zahl 
der  Erkrankungen,  Krankheitstage  nnd  Todesfälle  nach  den  verschiedenen  Krankheits- 
formen ; die  Morbilitätsverhältnisse  in  den  Jahren  1868 — 1885;  die  Morbiditäts-  und 
Mortalitätsverbältniase  in  den  Jahren  1868 — 1885  ; die  Zahl  der  Erkrankungen,  Krank- 
heitstago  und  Todesfälle  bei  den  einzelnen  Berufsarten ; die  Erkranknngsfrequenz  und 
Krankhoitsdauer  nach  Berufsarten ; die  Mortalität  nach  Berufsarten ; die  Erkrankungen 
bei  den  einzelnen  Berufen ; die  Todesfälle  bei  den  einzelnen  Berufen ; die  Morbilität  bei 
den  einzelnen  Berufen;  die  Morbidität  und  Mortalität  bei  den  einzelnen  Berufen;  Ver- 
hältnis der  Todesfälle  zu  den  Erkrankungen  nach  Berufsarten.  Anzahl  der  Erkrankungen 
und  Krankheitsdauor  nach  Berufsarten  pro  1884  und  1885 ; durchschnittliche  Krankheits- 
dauer  in  Tagen  bei  den  einzelnen  Berufen  pro  1884  und  1885. 

Das  sehr  interessante  Material,  auf  dessen  Einzelheiten  unmöglich  eingegangen  werden 
kann,  sei  der  Beachtung  dringend  empfohlen.  R.  v.  d.  B. 
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Statistica  delle  lasse  commanali  applioate  negli  anni  1881 — 84.  Roma,  Tipo- 
grafift  MetasUsio,  1886.  XXXVII,  473. 

Diese  vortreffliche  Publikation  der  unermüdlichen  Generaldirektion  der  Statistik 
bringt  zum  ersten  Male  die  rechnnngsmüBigen  Einnahmen  der  italienischen  Gemeinden, 
wUirend  man  sich  bisher  mit  den  Budgetzahlen  begnügen  mußte.  Doch  begreift  der 
vorliegende  Band  nur  die  selbständigen  Gebühren  und  Steuern  der  Kommunen, 
nicht  die  Zuschläge  zu  don  direkten  und  indirekten  Staatssteuern.  Dem  statistischen 
Tabellenwerk  geht  eine  dankenswerte  Darstellung  dieser  selbständigen  Kommunalsteuem 
voraas.  Es  folgt  dann  die  Statistik  der  im  Jahre  1881  erhobenen  Gebühren  und  Stenern, 
während  in  einem  dritten  Abschnitte  die  Ergebnisse  der  Familiensteuer  zu  einem  Über- 
blick Uber  die  Einkommens-  und  Woblbabenbeitsverhältnisse  verwertet  werden.  In  einem 
vierten  Abschnitt  endlich  werden  die  Zahlen  der  einzelnen  Gebühren  and  Steuern  für 
die  Jahre  1876 — 84  nach  den  Budgets  gegeben.  Es  wird  gewiB  von  Interesse  sein,  wenn 
wir  wenigstens  die  llauptzahlen  für  das  ganze  Königreich  an  dieser  Stelle  mitteilen.  Es 
ergab:  die  Familien-  oder  Herdsteuer  15  109  235  1.,  die  Mietsstener  1 275  331  1.,  die 
Privatfuhrwerkssteuer  1 225  780  1.,  die  Dienstbotenstener  780  855  1.,  die  Hundesteuer 
391  530  1.,  die  Steuer  auf  Zugtiere  1 866  785  1.,  die  Steuer  auf  Viehhaltung  8 626  874  1., 
die  Steuer  auf  öffentliches  Fuhrwerk  239  727  1. , die  Gewerkesteuer  3 555  201  1. , Ge- 
bühren für  kommunale  Leistungen  312  501  I , Gebühren  für  Messung  und  Wägung 
775  806  1. , Gebühren  für  Verpachtung  von  Baden  und  öffentlichen  Verkaufsstellen 
2 082  820  1.,  Schlachtsteuer  1 155  937  1.,  Wassersteucr  242  850  1.,  die  Schilder-  und 
Photographiensteuer  2 675  1.  Der  Gesamtbetrag  aller  dieser  Abgaben  ist  37  633  907  1. 
Mithin  spielen  diese  selbständigen  Kommunalsteuem  doch  nur  eine  unbedeutende 
Rolle  im  Gemeindehaushalt,  wenn  wir  berücksichtigen,  daB  die  gesamten  Einnahmen 
der  italienischen  Kommunen  sich  im  Jahre  1881  budgetmäßig  auf  323  211  946  1.  beliefen. 

R.  F. 

Zimmermann,  Dr.  Herrn.  Über  Dienstnnfähigkeits-  und  Sterbensverhältnisse. 
Im  Aufträge  des  Vereins  Deutscher  Eisenbahnverwaltnngen  zu  der  DienstunfKbigkeits- 
und  Sterbensstatistik  desselben  vom  Jahre  1884  verfaßt.  8".  109  SS.  Berlin,  1886, 
Puttkammer  & MUlilbrecht. 

Nachdem  seit  1873  keine  Tafeln  über  die  Dienstnnfähigkeits-  and  Sterbensverhält- 
nisse auf  den  Deutschen  Eisenbahnen  berechnet  worden  waren , hat  der  Verfasser  nnn- 
mehr  das  ganze  seit  1868  bis  1884  gesammelte  Material  zur  Aufstellung  entsprechender 
Tafeln  benutzt.  Um  eine  genaue  Kontrolle  seiner  Resultate  zu  ermöglichen,  verbreitet 
sich  der  Verf.  in  Kapitel  II  ausführlich  über  die  Formeln  für  die  Dienstunfähigkeits-  and 
Sterbenswahrscheinlichkeiten,  uro  in  Kapitel  III  die  Methode  der  Bearbeitung  einer  ein- 
gehenden Behandlung  zu  unterziehen.  In  Kapitel  IV  werden  dann  die  berechneten 
Tafeln,  nämlich  die  Sterbenstafei  für  Dienstunfähige  (Pensionierte),  die  Aasscheideordnung 
für  Diensttaugliche,  die  Dienstunfähigkeitstafel  und  verw.  sowie  die  allgemeine  Sterbens- 
tafel für  das  gemischte  Personal  hinsichtlich  ihres  praktischen  Wertes  besprochen. 

Die  Arbeit  empfiehlt  sich  durch  Fleiß  und  Gewissenhaftigkeit.  R.  v.  d.  B. 

Allgemeines. 

Eddy,  R.,  The  Universalist  Register;  giving  Statistics  of  tlie  Universalist  Church, 
and  other  denominational  Information , etc.  for  1887.  Boston,  Universalist  Publ.  House, 
1887.  12.  104  pp.  $ 0,25. 

Deutsches  Reich. 

Beiträge  zur  Statistik  Mecklenburgs.  Vom  großherxogl.  statistischen  Büreau  zu 
Schwerin.  Band  X Heft  4.  Schwerin,  Stiller,  1887.  Roy.-4.  319  SS.  (Inhalt:  Die 
Berufszählung  vom  5.  Juni  1882  in  Mecklenbnrg-Schwerin : 1.  Gewinnung  und  Bearbei- 
tung des  Urmaterials  nebst  Anlagen.  2.  Ergebnisse  der  Berufsstatistik  von  (Prof)  W. 
Stieda  (in  Rostock).  3.  Übersichten.) 

G 0 1 b e i m , Statistik  der  oberschlesischen  Berg-  and  Hüttenwerke  für  das  Jahr 
1886.  Hrsg,  vom  oberschlesiscben  Berg-  und  hüttenmännischen  Verein.  Kattowitz, 
Selbstverlag  des  Vereins,  1887.  4,  XXIV — 69  SS. 

Jahrbuch,  statistisches,  des  deutscb-israelitiscben  Gemoindebundes  1887.  Hrsg,  vom 
Büreau  des  D.  I.  O.  B.  Berlin,  Druck  von  Preuß,  1887.  gr.  Lex.-8.  62  SS.  M.  1. — . 

Lohanfi,  L.,  Die  Wahlen  für  den  Deutschen  Reichstag  von  1871  bis  1887  stati- 
stisch und  graphisch  dargestellt.  Berlin,  Beackert  & Radetzki,  1887.  Imp. -8.  1 Blatt 
Text  und  16  graphische  Darstellungen.  M.  1,50. 
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H u k a , E.,  Statistika  Inziskich  Serbow.  WobÜMnje  a wopisanje  hornjoa  deln- 

joluzickebo  Serbowstwa  w letacb  1880 — 1885.  Bautzen  1886.  8.  VI — 502  pp.  (Sta- 
tistik der  lausitzer  Serben  (Wenden)  in  den  Jahren  1880  — 1885,  mit  Sammlungen  von 
Orts-  und  Familiennamen , historischen  und  kulturhistorischen  Notizen , nebst  ethnogra- 
phischer Karte.) 


Frankreich. 

Marga,  A.,  (Commandant  du  g4nie)  Geographie  militaire : B^partie:  GeneralUes 
et  la  France.  2 tomes  et  alias.  IV«  ödition.  Paris,  Berger-Levrault , 1885 — 86.  gr. 
in  8 et  4.  VIII — 384  et  VIII— 448  pag. , avoc  alias  de  133  cartes  et  plans  en  noir  et 
eu  coulenrs.  Fr.  35. — . (Contenant;  G4neralites  sur  la  geographie  et  sur  l'Europe.  — 
France:  Frontieres  de  terre.  Frontieres  maritimes.  Plateau  central.  Statistiqne  militaire. 
Alg^rie  et  colonies.) 

England. 

Bartholomew,  J.,  Gazetter  of  the  British  Isles.  Topographical  and  Statistical. 
Edinburgh,  A.  & Ch.  Black,  1887.  Imp.-8.  920  pp.  illustrated  with  29  specially  prepared 
maps.  hf.-bound  morocco.  36/. — . (Contents  descriptions  and  statistics  of  all  the  cities, 
towns,  villages , hamlets , parisbes  (6000  places) , and  other  territorial  divisions  in  the 
British  Isles ; also  all  the  railway  stations , postal  and  telegraph  offices,  the  chief  county 
seats,  and  the  principal  mills  and  mines,  etc.) 

Whitaker,  J.,  An  Almanack  for  the  year  ef  our  Lord  1887.  London,  Wbitaker's 
Almanack  OfBce , with  Supplement  632  pp.  hf.-bd.  2/6.  (Containing  a large  amount  of 
Information  respecting  the  Government , Finances , Population , Commerce  and  general 
Statistics  of  the  British  Empire  throughont  the  World,  etc.) 

Österreich. 

Hock,  G. , Statistisches  Handbuch  für  Kärnten.  Nach  amtlichen  Quellen  znsam- 
meugestellt.  Jahrgang  1.  (1886.)  Kiagenfurt,  v.  Kleinmeyer,  1887.  8.  68  SS.  M.  1. — . 

österreichische  Statistik,  brsg.  von  der  k.  k.  statistischen  Zentralkommission. 
Band  XI  Heft  3:  Ergebnisse  der  Strafrechtspflege  in  den  im  Keicbsrate  vertretenen  König- 
reichen und  Ländern  im  Jahre  1883.  Wien,  k.  k.  Hof-  und  Staatsdruckerei,  1887.  Boy. 
in-4.  XXV— 227  SS.  fl.  3,80. 

Romstorfor,  O.  A.  und  H.  Wiglitzky,  Vergleichende  graphische  Statistik  in 
ihrer  Anwendung  auf  das  Herzogtum  Bukowina  und  das  österreichische  (cisleithaniscbe) 
Staatsgebiet.  Wien,  W.  Frick,  1886.  Folio.  49  SS.  nebst  grapbisch-sutist.  Doppeltafel 
und  13  statistischen  Tabellen.  M.  4. — . 

R u B 1 a n d. 

Bidrag  tili  Finlands  officiela  Statistik  X.  Statistik  öfver  folkundervisningen  (Volks- 
schulunterricht) i Finland,  N®  11:  Statistik  för  läseliret  1885 — 1886.  ^ 80  pp.  XII. 
Faugvarden  4.  (Finläud.  GefängnUistatistik  für  1885.)  94  pp.  — XIX.  Öfverstyrelsen 

för  väg-och  vattenkonunnnikationerna , är  1885.  (Re^enschaftsbericht  über  die  öffent- 
lichen Arbeiten  in  Finland  für  das  Jahr  1885.)  Helsingfors  1886 — 87.  4. 

CiaxHCTUHecKiH  BpeMcinmK'fc  PocciMCKoir  uMnopiH.  Cepüi  III,  BtinycKi.  10, 
12,  14.  C.-IIeTcp5ypn»  1886.  gr.  in-8.  (Statistisches  Jahrbuch  des  russischen  Kaiser- 
reichs. Serie  III  Heft  10:  Grundeigentumsstatistik  des  Europäischen  RuBlands  für  die 
Jahre  1877—78.  LXXX — 147  SS.  u.  Kartogramme.  — Heft  12:  Russische  Rekrutie- 
rungsstatistik für  die  Jahre  1874 — 1883  (incl.  Erhebungen  Uber  Erziehung  und  Kultus 
der  Rekruten).  LXIll — 319  SS.  — Heft  14 : Statistische  Erhebungen  über  die  Grund- 
eigentumsverhältnisse im  Weichsel-Gouvernement.  XXH — 239  SS.) 

Italien. 

Statistics  dell’  emigrazione  italiana  all’  estero  nel  1886.  Roma.  Folio.  6 pp. 
(Estratto  dalla  Gazzetta  nfflciale  del  Regno  d’ltalia  dell’  8 marzo  1887.  N®  55.) 

Australien.  (Neu-Seeland.) 

Statistics  of  the  Colouy  of  New  Zealand  for  the  year  1885;  with  abstracts  from 
the  Agricultural  Statistics  of  1886.  Wellington,  G.  Didsbury  print.,  1886.  folio.  LIII — 
842  pp.  (Contents:  Statistical  Summary , 1853 — 1886.  — Australaaian  Statistics.  — 
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Immif^ation  and  Emigration  Summary,  1870  — 1885.  — Blue  Book  (Governors,  Parlia- 
ments,  etc.)  — Population  and  Vital  Statistics.  — Trade  and  Interchange.  — Finance, 
Accumulation,  Production.  — Law,  Crime,  Education.  — etc.) 

18.  Veriohiedenea. 

Handbuch  des  Grundbesitses  im  Deutschen  Keiche.  Nach  amtlichen  und  authen- 
tischen Quellen  bearbeitet  von  P.  E 1 1 e r h o 1 z.  Berlin  (Nicolaiscbe  Verl.-Buchhandlnng). 

Der  Grundbesitz  in  der  Prov.  Hannover  von  L.  Danger  und  C.  Manz.  Hannover 
(Carl  Meyer)  1886,  620  88. 

Handbücher,  wie  die  vorliegenden,  sind  nach  verschiedenen  Richtungen  von  Be- 
deutung. Einmal  als  Adreflbücher  für  den  praktischen  Gebrauch  der  Landwirte,  be- 
sonders für  diejenigen , welche  sich  ankaufen  wollen  und  sich  über  ihnen  angebotene 
Güter  zu  informieren  wünschen,  für  Kapitalisten,  welche  Gelder  hypothekarisch  anlegen 
wollen  etc.,  dann  für  die  Verwaltnngsbeamten  der  betr.  Provinz,  für  Kaufleute,  In- 
dustrielle etc.  zur  Ännoiicenversendung  n.  dergl. ; und  sicher  wird  in  dieser  Richtung 
der  buchhändlerische  Absatz  zu  suchen  sein.  Daher  mufi  die  Einrichtung  des  Werkes 
den  Ansprüchen  dieser  Leser  in  erster  Linie  genügen.  AuBerdem  aber  können  sie 
auch  für  die  Wissenschaft  als  statistische  Grundlage  einen  Wert  haben , und  in  dieser 
Hinsicht  interessieren  sie  uns. 

Bereits  im  Jahre  1857  erschien  ein  Adrefibuch  des  in  den  prenfibchen  Staaten 
mit  Rittergütern  angesessenen  Adels  und  eine  Handmatrikel  der  in  sämtlichen  Kreisen 
des  preuBischen  Staates  auf  Kreis-  und  Landtagen  vertretenen  Rittergüter  von  K.  Fr. 
Rauer.  Das  letztere  Werk  kann  als  Vorbild  der  vorliegenden  angesehen  werden  und 
bietet  Gelegenheit  zur  Vergleichung  der  Gmndbesitzverhältnisse  in  der  damaligen  und 
der  jetzigen  Zeit.  Doch  fehlt  bei  Rauer  jede  Angabe  über  Ausdehnung  und  Wert  des 
einzelnen  Grundstücks.  Dazu  hat  die  Katastrierung  des  Landes  von  1861—64  erst  die 
Grundlage  geboten. 

Es  war  ein  dankenswertes  Unternehmen  der  Herren  P.  Ellerholz  und  Sodemann 
(Verlag  des  landwirtsch.-statist.  Bureaus),  in  der  zweiten  Hälfte  der  siebziger  Jahre  die 
Resultate  jener  Katastrierung  zu  einem  Handbuch  des  GroBgrundbe.sitzes  für  die  Provinz 
PreuBen  zu  verwerten. 

DaB  das  Unternehmen  Erfolg  gehabt,  ergicbt  die  Thatsache,  daB  jetzt  bereits  eine 
zweite  Auflage  erscheint,  welche  die  inzwischen  eingetretenen  Veränderungen  verwertet 
und  das  ältere  Verzeichnifi  berichtigt. 

Uns  liegen  bereits  Ost-,  WestpreuBen,  Posen,  Pommern  und  Provinz  Sachsen  in 
dieser  zweiten  verbesserten  Auflage,  jetzt  in  der  Hand  der  Nicolalschen  Verlagshandlung, 
vor.  Inzwischen  ist  von  anderer  Seite  in  ganz  ähnlicher  Weise  die  Provinz  Hannover 
bearbeitet.  Als  Einleitung  ist  eine  gedrängte  geographisch-statistische  Beschreibung  der 
Provinz  jedem  Bande  beigegeben , und  ebenso  ist  eine  solche  für  jeden  Kreis  gegeben, 
die  indessen  etwas  dürftig  ausgefallen  ist,  was  um  so  mehr  zu  verwundern  ist,  da  die 
Agrarstatistik  in  neuerer  Zeit  dazu  sehr  schönes  leicht  zugängliches  Material  geliefert 
hat.  In  dem  Bande  für  Hannover  ist  allerdings  etwas  mehr  geschehen,  doch  vermissen 
wir  auch  da  z.  B.  die  Resultate  der  Anbau-  und  Betriebsstatistik,  die  gerade  hier  sehr 
angebracht  wären.  In  allen  Ausgaben  sind  nun  die  Namen  der  Güter,  die  Fläche  — für 
Hannover  leider  nur  die  Gesamtfläche,  während  für  die  anderen  Provinzen  auch  Acker- 
land, Wiesen  etc.  geschieden  werden  — und  der  Grundstenerreinertrag  angegeben.  Dann 
der  Name  des  Besitzers.  Für  die  östlichen  Provinzen  sind  die  Namen  der  Pächter  und  Ad- 
ministratoren in  einer  besonderen  Rubrik  aufgefübrt,  was  ein  Vorteil  ist  Für  Hannover 
heiBt  es  Besitzer  resp.  Pächter,  was  auch  durch  den  Satz  der  Einleitung  nicht  genügend 
aufgeklärt  ist;  letztere  bei  Privatbesitzungen  nur,  wo  es  besonders  gewünscht  wurde. 
Es  scheint  indessen  der  Besitzer  stets  aufgeführt,  der  Pächter  dagegen  nur  noch  aus- 
nahmsweise hinzugefUgt  an  sein.  Es  ist  dagegen  von  entschiedenem  Interesse,  ersehen 
zu  können,  wo  Verpachtung  vorliegt,  und  ebenso,  wo  selbständige  Administration  statt- 
flndet  Leider  haben  wir  uns  überzeugt,  daB  die  letztere  Angabe  nicht  immer  aus  dem 
gleichen  Gesichtspunkte  gemacht  ist,  mitunter  ein  Administrator  angegeben  ist,  wo 
der  Besitzer  auf  dem  Gute  wohnt  und  die  Leitung  selbständig  in  der  Hand  hat,  der 
Administrator  daher  nicht  selbständig,  sondern  nur  eine  Hilfe  ist,  während  in  solchen 
Fällen  im  allgemeinen  — und  mit  Recht  — ein  Administrator  nicht  genannt  ist.  Ebenso 
scheinen  uns  die  Angaben  über  ViebzUcbtnng  nur  mit  Vorsicht  aufzunehmen,  während 
die  Uber  gewerbliche  Anlagen  sicher  den  Verhältnissen  entsprechen. 
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Wenn  es  in  dem  Vorbericht  des  älteren  Unternehmens  heiSt , es  sei  die  Absicht, 
eine  Darstellnug  des  gesamten  Grundbesitzes  zu  geben,  so  verheifit  er,  wie  auch  der 
Titel,  mehr,  als  das  Werk  bietet  und  bieten  kann.  Es  werden  Güter  aufgefUbrt  bis  auf 
bescheidene  GrüBen  herab,  doch  sind  die  kleinen  bäuerlichen  fortgelassen  und  mit  Recht. 
Man  hätte  nur  bestimmt  angeben  sollen , nach  welchem  Prinzip  man  verfuhr.  KUr 
Hannover  ist  das  geschehen.  Es  sind  nur  Güter  mit  Katastralreinertrag  von  1200  Mk. 
aufwärts  berücksichtigt. 

In  allen  Werken  ist  es  unterlassen  , für  die  Kreise , Regierungsbezirke  und  Pro- 
vinzen die  Summen  zu  ziehen,  was  eine  leichte  Mühe  gewesen  wäre  und  zur  Abrundung 
des  Ganzen  wesentlich  beigetragen  hätte. 

Die  Hauptaufgabe  des  Unternehmens  liegt  darin,  jedes  Gut  nnd  jeden  Besitzer  mit 
absoluter  Bestimmtlieit  festzustellen.  Leider  ist  das  Letztere  bei  einigen  der  älteren 
preuBischen  Provinzen  nicht  ganz  gelungen,  indem  ab  und  zu  der  Vorname  fehlt,  was 
bei  einigen  Familiennamen,  wie  von  Kleist,  Bonin,  Arnim  etc.  zu  großer  Ungewißheit 
führt,  mit  wem  man  es  zu  thun  hat.  Im  übrigen  ist  die  Sorgfalt  der  Durchführung  nur 
lobend  anznerkennen , sowie  die  Übersichtlichkeit  der  Anordnung , die  Aufstellung  des 
Registers  etc.,  so  daß  wir  die  Schriften  mit  gutem  Gewissen  empfehlen  können.  Unsere 
Ausstellungen  sollten  nur  dazu  dienen,  den  Verlegern  wie  Herausgebern  Winke  zu  geben, 
um  in  den  neuen  Auflagen  Verbesserungen  vornehmen  zu  können.  J.  C. 

Tuch,  Gustav.  Der  erweiterte  deutsche  Militärstaat  in  seiner  sozialen  Bedeutung- 
Leipzig.  Duncker  & Humblot  1886.  481  S. 

Der  Grundgedanke  dieser  sehr  lesenswerten  nnd  in  mehr  als  einer  Beziehung  treff- 
lichen Arbeit  ist  der,  daß  zur  Beseitigung  der  sozialen  Schäden  unserer  Zeit  der  Militär- 
staat in  der  Weise  erweitert  werden  soll , daß  die  gesamte  Jugend  des  dienstpflichtigen 
Alters  drei  Jahre  ununterbrochen  in  die  Armee  eingestellt  werden  soll  und  daß  dieser 
nicht  bloß  die  militärische  Schulung,  sondern  auch  zum  Teil  die  politische,  moralische 
nnd  wirtschaftliche  Ausbildung  Zufällen  soll.  Die  Mehreinstellung  würde  nach  der  Be- 
rechnung des  Verfassers  687  800  Mann  gegenüber  der  jetzigen  Friedonspräsenzstärke  nnd 
das  Mehrerfordemis  gegenüber  der  jetzigen  Höhe  des  Militäretats  rund  606  Millionen 
Mark  betragen.  Die  Aufbringung  einer  solchen  Summe  zu  der  bereits  bestehenden  Be- 
lastung der  Staatsbürger  erscheint  dem  Verfasser  nicht  zu  schwer. 

An  der  Hand  der  an  dieser  Stelle  ebenfalls  besprochenen  Witte’schen  Schrift  rechnet 
er  den  Ertrag  der  dort  empfohlenen  Kohlen-  und  Maschinensteuer  bei  mäßiger  Belastung 
auf  circa  200  Mill.  Mark  heraus  und  den  Rest  läßt  er  durch  erhöhte  Tabaks-,  Bier-, 
Branntweinbesteuemng  etc.  aufbringen.  Der  Gegensatz  zwischen  diesem  theoretischen 
Optimismus  nnd  der  praktischen  Staatspolitik  kann  wohl  nicht  schärfer  gekennzeichnet 
werden , als  w’enn  man  an  die  jüngsten  Vorgänge  im  Deutschen  Rüchstag  erinnert , wo 
ea  sich  doch  nur  um  eine  Vermehrung  der  Friedenspräsenzstärke  um  46000  Mann  handelt 
und  die  Militärvorlage  in  einer  Zeit  eingebracht  wurde,  in  der  sicherlich  das  Vertrauen 
zu  den  Führern  der  deutschen  Politik  und  des  Heeres  in  höchstem  Maße  entwickelt  sein 
müßte.  Der  Herr  Verfasser  ist  ein  treuer  Anhänger  der  konstitutionellen  Monarchie  und 
der  deutschen  Reichs  Verfassung.  Um  so  mehr  ist  es  zu  verwundern,  daß  er  an  die  Mög- 
lichkeit der  Durchführung  seiner  Pläne  auf  konstitutionellem  Wege  selbst  für  die  ent- 
ferntesten Zeiten  denken  kann.  Denn  gegenüber  der  durch  seine  Heeresreform  bedingten 
ungeheueren  Belastung  des  Volkes  müßten  die  Erfolge , die  er  allerdings  in  Aussicht 
stellt,  ganz  anders  verbürgt  sein,  als  dies  lediglich  durch  deduktive  Schlußfolgerung  der 
Fall  ist.  Schon  der  Satz,  daß  infolge  der  dre^ährigen  allgemeinen  Heereepfiieht  der 
Arbeitslohn  bedeutend  steigen  müsse,  kann  nicht  als  unanfechtbar  gelten.  Wie  viele 
Einflüsse  giebt  es  nicht,  welche  eine  Steigerung  des  Lohnes  aufhalten  oder  ganz  illusorisch 
machen  können. 

Dem  Einwand,  daß  durch  die  Entziehung  so  vieler  produktiver  Kräfte,  wie  sie  mit 
der  geplanten  Erweiterung  des  Armeedienstes  verbunden  sein  müßte,  der  Wirtschaft  großer 
Schaden  zngefttgt  werde,  sucht  der  Herr  Autor  allerdings  dadurch  zu  begegnen,  daß  er 
mit  dem  Militärdienst  zugleich  eine  berufliche  Ausbildung  der  Mannschaft  verbindet  und 
letztere  namentlich  in  der  Übergangszeit  zu  landwirtschaftlichen  Arbeiten  direkt  ver- 
wenden läßt.  Aber  es  fragt  sich  doch  sehr,  ob  unsere  Heeresverwaltung  im  Interesse 
der  militärischen  Disziplin  und  Tüchtigkeit  zu  einer  solch  erweiterten  Aufgabe  des 
Soldatenstandes  ihre  Zustimmung  geben , und  ob , wenn  dies  geschähe  — was  wir  be- 
zweifeln — der  Erfolg  mit  den  Opfern  im  Einklang  stehen  würde.  Es  ist  gewiß  für  die 
Freunde  der  Staatserhaltnng  eine  recht  erfreuliche  Wahrnehmung,  daß  durch  den  Heeres- 
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dienst  das  EJbr-  und  PflichtgefBhl  geweckt,  der  Geist  der  Ordnung  und  des  Gehorsams 
so  gepflegt  wird,  daß  ein  nachhaltiger  moralischer  EinfluB  nicht  ausbleiben  kann;  aber 
es  wird  schwer  sein  , das  Volk  davon  zu  fiberzeugen , daB  der  Zweck  der  Armee  ein 
anderer  als  lediglich  der  sein  soll,  dem  Vaterland  tüchtige  Soldaten  zu  erziehen. 

Ein  besonderes  Interesse  erregte  uns  das  Buch  dadurch , daB  es , allerdings  mit  Be- 
ziehung auf  den  leitenden  Grundgedanken,  fast  alle  wichtigen  Sozialfragen  der  Gegenwart 
mit  Leidenschaftslosigkeit  zur  Besprechung  bringt,  und  daß  namentlich  die  modernen 
Vorschläge  der  Bodenreform,  wie  sie  von  der  sogen,  deutschen  Landliga  ansgehen,  eine 
eingehende,  sachliche  und  gerechte  Abfertigung  erfahren. 

Gm  so  auffallender  erschien  es  uns,  daB  der  Herr  Verfasser  sich  eines  gewissen  ein- 
seitigen Standpunktes  bezüglich  des  Einflusses  der  Wähmngsverhältnisse  auf  die  Zustände 
der  Landwirtschaft  nicht  entscblagen  konnte  und  daB  er  bei  Besprechung  der  landwirt- 
schaftlichen Schutzzölle  nur  das  seinem  Standpunkt  entsprechende  Material  benutzt  hat. 

Dr.  Adler. 

Macneill,  J.  G.  J. , English  Interference  witb  Irish  Industries,  London,  Cassell 
& Cie.  1886.  1 vol. 

Die  irische  Krisis,  welche  vor  einiger  Zeit  den  Sturz  des  Kabinets  Gladstone  her- 
beiffihrte,  hat  zur  Folge  gehabt,  daB  auf  die  verschiedenen  Seiten  der  Frage  bezüglich 
des  Verhältnisses  zwischen  GroBbritannien  und  seiner  Schwesterinsel  die  Aufmerksamkeit 
gelenkt  wurde.  Das  jetzige  Problem,  dessen  Losung  so  schwierig  und  heikel  ist,  berührt 
nicht  allein  geschichtliche  Verhältnisse,  vielmehr  sind  zugleich  auch  nationale,  agrarische 
und  politische  Interessen  im  Spiel.  Es  erscheint  daher  natfirlich,  dafs  die  Litteratnr  seit 
einigen  Monaten  um  eine  beträchtliche  Menge  von  Studien  und  Skizzen  bereichert  wird, 
die  älteren  Werken  als  Ergänzung  dienen. 

Die  eine  der  beiden  groBen  Schwierigkeiten  , welche  England  hinsichtlich  seiner 
Beziehungen  zu  Irland  zu  überwinden  trachtet,  besteht  in  der  Verteilung  des  Grundeigen- 
tums und  dem  Verhältnis  zwischen  Eigentümern  und  Pächtern.  England  hat  die  Ge- 
fahren und  Unznträglichkeiten  der  gegenwärtigen  Lage  dadurch , daB  es  einst  seine 
Macht  mißbrauchte , zum  groBen  Teile  sich  selbst  geschaffen.  „Ireland“ , so  drückt 
Pro  u de  sich  aus,  „was  regarded  as  a colony  to  be  administercd  not  vor  her  own  be- 
nefit, but  for  the  convenience  of  the  mother  conntry".  Daher  ist  es  gekommen,  daß 
England  während  anderthalb  hundert  Jahren  schonungslos  alle  Anstrengungen  vereitelt 
hat,  welche  die  Irländer  machten,  um  ihre  Hilfsquellen  zu  entwickeln  und  zu  Wohlstand 
zu  gelangen.  Den  Ackerbau  allein  ließ  man  ihnen,  während  man  nach  und  nach  ihren 
Handel , ihre  Marine , ihre  Industrie  zu  gründe  richtete.  Durch  seine  geographischen 
Verhältnisse,  seine  bequemen  Buchten,  seine  reiche  Kfistenbildung  war  Irland  von  vorn- 
herein auf  den  Handel  hingewiesen;  der  ÜberfiuB  an  Wasserzfigen  sicherte  ihm  die  Be- 
nutzung mächtiger , hydraulischer  Kräfte  zu  indnstriellan  Zwecken  vor  der  Einffihrnng 
der  Dampfkraft.  Die  Bewohner  Württembergs  oder  Badens  würden  noch  heute  daraus 
Nutzen  zu  ziehen  wissen.  Ohne  gerade  reich  an  Steinkohlen  zu  sein , besitzt  Irland 
doch  das  Becken  von  Leinster,  welches  118  Millionen  Tonnen  birgt,  gegenwärtig  aber 
• kaum  eine  Ausbeute  von  83  000  Tonnen  pro  Jahr  liefert ; im  Norden  , auf  Coal  Island, 
befindet  sich  ein  Lager,  dessen  Reichtum  auf  30  Millionen  Tonnen  geschätzt  wird.  Zur 
Zeit  der  Furcht  vor  Kohlenmangel  richteten  die  Engländer  ihre  Blicke  auf  die  noch 
jungfräulichen  Reichtümer  Irlands.  Wer  aber  denkt  bei  dem  Mangel  an  Industrie  und 
Kapital  daran,  die  irischen  Steinkohlenlager  auszubenten ! Hat  England  nicht  mit  eige- 
nen Händen  die  Industrie  der  Schwesterinsel  vernichtet?  Die  Geschichte  der  wenig 
großmütigen  Wirtschaftspolitik  Englands  ist  schon  oft  dargestellt  worden.  Macneill 
bringt  neue  Urkunden  und  Einzelheiten  herzu,  welche  er  den  sichersten,  zeitgenössischen 
Quellen  verdankt. 

Im  ersten  Kapitel  schildert  er  die  politischen  Verhältnisse,  welche  die  von  England 
Irland  gegenüber  ergriffenen  Maßnahmen  notwendig  machten ; in  dem  zweiten  ffihrt  er 
kurz  die  vom  englischen  Parlament  votierten  Gesetze  an ; im  dritten  bespricht  er  di« 
Opposition  der  Londoner  Regierung  gegen  die  vom  Dubliner  Parlament  zur  Förderung 
des  Handels  und  der  Industrie  der  Heimat  gemachten  Anstrengungen  ; das  vierte  Ka- 
pitel behandelt  die  unmittelbaren  Wirkungen  der  englischen  Gesetzgebung;  das  fünfte, 
sechste  und  siebente  Kapitel  widmet  der  Verf.  dem  Vorgehen  der  irischen  Freiwilligen 
und  dem  free  trade,  den  handelspolitischen  Maßnahmen  von  1782  bis  1800  und  den  durch 
die  Unionsakte  herbeigeführten  Veränderungen.  A.  R, 

N.  F.  Bd.  XIV. 
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Fuchs,  Dr.  Max.  Die  geographische  Verbreitung  des  Kaffeebaumes.  Eine  pflansen* 
geographische  Studie.  8 <*.  70  SS.  Leipzig  1886,  Veit  & Co. 

Die  Schrift  behandelt  zunächst  die  allgemeine  Beschaffenheit  und  die  Heimat  des 
Kaffeebaumes  sowie  den  Unterschied  zwischen  Coffea  arabica  und  coffea  liberica,  welche  allein 
die  fruchtbare  Kaffeebohne  liefern.  Die  Kultur  und  die  Ertragsfahigkeit  dieser  beiden 
Arten  in  Afrika,  Asien,  Australien  und  in  der  SUdsee,  sowie  in  Amerika  wird  im 
zweiten  Kapitel  geschildert  Das  dritte  Kapitel  behandelt  die  Existenzbedingungen  des 
Kaffeebaumes , das  vierte  die  Ertragsfäbigkeit  desselben  im  allgemeinen , während  im 
letzten  die  geographischen  Grenzen  der  Verbreitung  der  genannten  Kaffeebaumarten  über- 
sichtlich erörtert  werden. 

Die  Arbeit  verrät  g^oBen  FleiB  und  umfassende  Litteraturkenntnis.  Ihr  Stil  ist  klar 
und  präzis.  R.  v.  d.  B. 

Klinghardt,  H.,  Das  höhere  Schulwesen  Schwedens  und  dessen  Reform  in  mo- 
dernem Sinne.  Leipzig,  Klinkhardt,  1887.  gr.  8.  X — 168  SS.  M.  2. — . 

Tischler,  J.  F. , Das  ländliche  Volksschnihaus  vom  Standpunkte  der  öffentlichen 
Gesundheitspflege  erörtert  für  Arzte , Techniker  und  Schulaufsichtsorgane.  München , R. 
Oldenbonrg,  1887.  gr.  8.  64  SS.  M.  1,20. 

Annuaire  de  l’Universit4  catholique  de  Louvain , 1887.  Ll^  Annde.  Louvain, 
Valinthont  fröres,  1887.  12.  XXXVI — 395 — L pag.  (Contenant:  Rapport  sur  les  travaux 
de  la  conftirence  d’Economie  sociale,  pendant  l'aunee  acadömique  1885 — 86,  par  J.  de 
Haene.  — Verslag  over  de  werkzaamheden  van  het  Rechtsgenootschap , gedurende  bet 
jaar  1885 — 86,  par  E.  Janssens.  — etc.) 

Liber  memorialis  de  l’Universite  catholique  de  Louvain  1834 — 1884.  Louvain, 
Peeters,  1887.  gr.  in-8.  CLXI — 298  pag.  (Contenant:  Fetes  jubilaires  de  1884.  — 
Bibliographie  acad^mique.) 

Papers  on  Penology.  Elmira  (State  of  New  York),  Reformatory  Press,  1886. 
16.  112  pp.  (Contents:  A study  of  Prison  Management,  and  Education  as  a factor  in 

Prisou  Reform,  by  C.  Dudley  Warner.  — Moral  Education  in  Prisons,  by  C.  A.  Collin.  — 
Report  on  Labor  in  Prisons  and  Reformatories.  — Literary  Culture  in  the  Reformatory. 
— Governmental  Organization.  — Synopsis  of  rules  and  regulations.  — etc.) 

V.  Erckert,  R.,  Der  Kaukasus  und  seine  Völker.  Nach  eigener  Anschauung. 
Leipzig,  P.  Frohberg,  1887.  8.  VII — 385  SS.  Mit  Textabbildungen  und  Lichtdrucken, 

kurzen  tabellarischen  Resultaten  linguistischer  und  anthropologischer  Forschung  und  einer 
ethnographischen  Karte  des  Kaukasus. 

Ergebnisse  der  meteorologischen  Beobachtungen  im  Jahre  1885.  Hrsg,  von  dem 
kgl.  preuB.  meteorologischen  Institut  durch  W.  von  Bezold.  Berlin,  Asher,  1887.  4. 

LXIX — 246  SS.  mit  2 Karten,  6 lithogr.  Tafeln  und  14  Holzschnitten.  M.  20. — . 

Gemrael,  B.  (Reg.-  u.  Geh.  Mediz.-Rat),  Generalbericht  über  das  Medizinal-  und 
Sanitätswesen  im  Reg.-Bezirk  Posen  für  die  Jahre  1883,  1884  und  188.5.  Posen,  Merz- 
bach’sche  Buchdruckerei,  1887.  4.  34  SS. 
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A.  Frankreich. 

f 

Journal  des  Economistes.  Mars  1887:  Le  droit  de  la  paix  et  le  droit  de  la 
g^erre , par  G.  de  Molinari.  — Les  iiuances  de  l’Empire  d’Allemagne  (suite  et  fin) , par 
P.  Müller.  — La  propri^td  littdraire  et  la  Convention  de  Berne,  par  R.  Lavollee.  — 
L’arbitrage  industriel  et  ie  nouveau  projet  de  loi,  par  E.  d’Eichthal.  — Revue  de  I’Aca- 
ddmie  dos  Sciences  morales  et  politiqnes  (du  15  novembre  1886  au  25  fdvrier  1887),  par 
J.  Lefort.  — Esquisse  historique  des  Chevaliers  du  travail,  D«  partie,  par  C.  D.  Wright. 
— L’amdlioration  des  gouvernements  par  la  concurrence,  par  Trebla.  — Bastiat  dtait-il 
protection  niste?  Lettre  de  Fr.  Passy  ä P.  Deschanel.  — Socidtd  d’dconomie  politique. 
Rdunion  du  5 roars  1887.  Discussion:  Le  systdme  des  exemptions  de  saisie  en  faveur 
du  foyer  domestique,  connu  anx  Etats-Unis  sous  le  nom  d’homestead,  serait-il  applicable 
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en  France  et  est-il  conforme  aux  lois  ^conomiques  ? — Soci4t4  de  statistique  de  Paris.  — 
Cbronique  4conomique : La  fin  de  la  panique.  La  discnssion  et  le  vote  de  la  surtaxe  des 
blds.  Le  projet  de  loi  snr  la  contribution  mobilere,  etc.  — 

Keforme  sociale,  la.  Balletin  de  la  Soci4t4  d’öconomie  sociale  etc.  VIl«  Annöe 
(1887)  1.  Janvier  ii  1.  Mars:  Les  coutomes  tut<iliüres  de  la  prospöritd  des  peuples,  par 
A.  Focillon.  — L’ancien  rögime  en  Amörique,  d’aprbs  de  röcents  travaux,  par  CI.  Jannet. 

— Sociätö  d’dconomie  sociale:  Les  banqaes  populaires  en  France  et  k l’itranger,  Confe- 
rence par  E.  Fournier  de  Flaix , et  discnssion.  — Histoire  des  arts  utiles  (d’aprös  un 
livre  r4cent  de  L.  Bourdeau) , par  A.  Arcelin.  — La  France  d'ontre-mer , k propos  des 
oovrages  les  plus  r^cents  sur  la  colonisation , par  Poiton-Duplessy , (article  1 et  2).  — 
Les  iogements  ouvriers  en  Am4riqae.  Associations  de  constmcdon  de  Philadelphie , par 
A.  Raffalovich.  — La  Societ4  de  consommation  des  forgerons  de  Commentry , par  A. 
Gibon.  — La  question  des  mines  en  France,  par  A.  B4cbaux.  — Une  Societd  de  secours 
mutuels  de  femmes  k Tarare , par  Q.  du  Champ.  — Comment  vient  la  d4cadence , par 
A.  Focillon.  — La  progression  des  ddpenses  publiques  de  1800  k 1886,  par  6.  Picot. 

— Societe  d’4conomie  sociale:  La  crise  ouvrikre  en  Belgique,  observations  recueillies 
dans  un  voyage  rkcent,  par  U.  Oudrin,  av.  discnssion,  etc.  — L’bospitalitd  de  nuit  k Saint- 
Etienne,  par  P.  Joulin.  — Une  population  rurale  depuis  doux  sikcles,  par  E.  Le  Cor- 
beiller.  — Le  pass4  et  Tavenir  des  corporations , k propos  d’un  livre  rkcent:  (Les  cor« 
porations  d’arts  et  m4tiers  etc. , par  P.  H.  Valleroux) , par  L.  Quibert.  — Enquete  sur 
la  condition  des  petits  Iogements  en  France  et  k l’etranger,  soos  le  patronage  de  la  Soci4t4 
d’4conomie  sociale:  Programme  et  questionnaire  d4taill4.  — La  famille  et  la  commune 
annamites  en  Cochinchine.  1.  La  famille,  ses  moeurs  et  ses  coutumes,  par  R.  Postei. 
2.  La  Religion , la  vie  publique  et  l’avenir  de  la  race , par  le  mcme.  — Courrier  d’Ir- 
lande.  Les  difficnlt4s  de  la  Situation,  par  P.  de  Coubertin.  — L’observation  du  dimanche 
dans  les  cbemins  de  fer  suisses,  par  E.  Deluz.  — R4forme  ou  Revolution?  par  A,  Focil- 
lon. — Les  conf4rences  d’4conomie  sociale  et  les  voyages  d’4tudes.  — Une  monographie 
de  famille.  Les  m4tayers  du  pays  d'borte.  1.  L’origine  de  la  propri4t4  paysanne.  2.  Le 
voisinage  et  ses  rites , par  (le  baron)  F.  d'Artigues.  — Soci4t4  d’4conomie  sociale : La 
question  agraire  en  Pologne,  rapport  pr4sent4  par  O.  Ardant , etc.  — Courrier  d’Autri- 
ehe , par  W.  Kaempfe : (Le  r4gime  douanier  en  Antriche-Hongrie , la  petite  propri4t4  en 
Antriebe,  etc.)  — Cbronique  du  monvement  social,  par  A.  Fougerousse.  — etc. 

Revue  g4n4rale  d’administration.  Ann4e  Janvier  1887:  Trait4  de  la  juridiction 
administrative  et  des  recours  contentieux,  par  E.  Laferriere,  par  Le  Vavasseur  de  Pr4- 
court.  — Attributions  des  sous-pr4fets , par  G41inet.  — Des  subventions  sp4ciales  pour 
d4gradations  extraordinaires  des  cbemins,  par  Ottenheimer.  — Nombre  et  traitements  dos 
employ4s  ressortissant  au  Ministkre  de  i’int4rieur.  — Cbronique  d’Autriche-Hongrie : 
L’enseignement  forestier  en  Antriebe  et  en  Hongrie.  — Cbronique  de  Belgique:  Ateliers 
insalnbres,  dangereux,  incommodes ; Iogements  insalubres.  — Cbronique  d’Italie : R4forme 
de  la  loi  provinciale  et  mnnicipale.  — Cbronique  de  l’administration  fran9alse.  — etc. 
F4vrier:  Condition  de  Tindividu  n4  en  France  de  parents  4trangers  d’aprks  le  Code 
civil  et  d’aprks  la  proposition  de  loi  sur  la  nationalitd,  par  E.  Rouard  de  Card.  — De 
la  protection  des  jeunes  filles  mineures,  par  Daniel.  — L’ Arbitrage , par  Alain-Grets.  — 
Cbronique  de  l’administration  fran<;aise:  Alsaciens-Lorrains.  Inscription  sur  les  tableaux 
de  recensement.  L’industrie  ostr4icole.  Primes  pour  la  destruction  des  loups.  Renseigne- 
ments statistiques.  — 

Revue  maritime  et  coloniale.  Mars  1887:  Rapport  pr41iminaire  sur  l’exp4dition 
k l’ile  Jan-Mayen,  par  E.  Woblgemutb.  — La  14gion  d’honneur  (suite)  par  Delarbre.  — 
Cbronique.  — ojc. 

Revue  d’Economie  politique.  D Ann4e.  Janvier — F4vrior  1887:  Notre  Programme. 

— Do  renseiguement  de  l’4conomie  politique,  par  Alfred  Jourdan.  — La  hausse  des 
saiaires  au  XIX«  sikcle  en  France  et  k l'4tranger,  par  P.-V.  Beauregard.  — Des  tb4ories 
sur  l’impöt  en  Australie  au  XIX«  sikcle,  par  E.  Fournier  de  Flaix.  — Soci4t4  d’4conomie 
politique  de  Lyon  (Les  moyens  de  d4velopper  nos  exportations) , par  Paul  Rougier.  — 
Cbronique,  par  Charles  Gide.  — Bulletin  Bibliographique. 

Annales  de  l'4cole  libre  des  Sciences  politiques.  I«  Annee,  Janvier  1886:  Les 
interventions  du  tr4sor  k la  bourse  depuis  cent  ans,  par  L4on  Say.  — Les  abus  qui 
peuvent  r4sulter  du  conflit  des  lois  relatives  au  mnriage,  par  Glasson.  — Les  plans  poli- 
tiques de  Mirabeau  en  1790,  par  Albert  Sorel.  — La  question  de  la  s4paration  de  l’4glise 
et  de  l’4tat  en  Angleterre,  par  Louis  Ayral.  — La  politique  fran^aise  au  congrks  de 
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Rastadt  (Les  pr41iminaires  et  la  formation  du  congr^),  par  Raymond  Koecblin.  — Les 
c4dules  ünmobilibres  de  l’income  tax  en  Angleterre,  par  L^n  Poinsard.  — Analyses  et 
comptes  rendus.  — etc.  — Avril  1886 : Le  gouvemement  local  et  la  tuteile  de  l'Etat 
en  Angleterre,  par  E.  Boutmy.  — Du  droit  r^alien  en  matiire  de  miues,  par  A.  Menaut. 

— ^tude  snr  l’histoire  de  l’impöt  foncier  en  France  jusqu'en  1789,  par  P.  Aubertin.  — 
Le  r^gime  14gal  des  associatious  en  Suisse,  par  B.  Etienne  Hulot.  — La  mission  de 
l'adjudant  — commandant  Mariage  ä Widin  en  1807 — 9,  par  Boppe.  — Les  associatious 
Musulmanes,  par  Meyer.  — Correspondances.  — Analyses  et  comptes  rendus.  — etc.  — 
Juillet  1886:  La  France  en  Orient  au  commencement  du  XVIID  sibcle,  par 
Albert  Vandal.  — De  la  Separation  des  pouvoirs  administratifs  et  judicaires  en  Belgique, 
par  Jean  Romieu.  — Bibliographie  des  finances  du  XVIll»  sifecle,  par  Rene  Stourm.  — 
La  Pob'tique  fran^aise  an  congr^s  de  Rastadt  (II.  L’ouverture  du  Congrös  et  les  premi^res 
d4marches  des  pldnipotentiaires  fran^ais , par  Raymond  Koechliu.  — De  Pimpöt  foncier 
en  Belgique  et  en  Uollande,  par  Marcel  Treiat.  — Analyses  et  comptes  rendus.  — etc. 

— Octobre  1886:  La  Politique  coloniale  de  Colbert,  par  H.  Pigeonneau.  — L’Uniun 
inonötaire  latine.  Son  histoire,  par  Paul  Fanchille.  — La  Prusse  et  l’J^glise  catholique 
de  1815  k 1870,  par  Vto  Henri  Begouen.  — De  la  fnridiction  commerciale  en  Frauce 
et  dans  les  principauz  Etats,  par  Ch.  Lyon-Caen.  — Etüde  snr  Tbistoire  de  l’impöt  foncier 
en  France  jusqu’en  1789  (suite),  par  F.  Anbnrtin.  — Correspondance.  — Analyses  et 
comptes-rendus.  — etc.  — H«  Ann4e,  Janvierl887:  De  la  dölimitation  du  rivage 
de  la  mer  et  de  l’embouchure  des  fleuves  et  riviires,  par  L4on  Aucoc.  — La  Constitution 
Allemande  et  l’h^g^monie  prussienne,  par  Andr4  Lebon.  — Les  Congr^gations  religieuses, 
par  Emile  Marlot  — Les  valides  fran^aises  du  Piömont,  par  Henri  Haidoz.  — La  rd- 
Organisation  de  l’impöt  sur  les  terres  en  Italie,  par  Paul  Fuzier.  — Correspondances.  — 
Chronique  roumaine , par  F.  Oeorges  Djuvara.  — Analyses  et  comptes  rendus.  — etc. 

B.  England. 

Contemporary  Review,  the.  March  1887:  Home  Rule  and  Imperial  Unity,  by 
(Lord)  Thring.  — Transsylvanian  People,  by  E.  Gdrard.  — The  Radical  Programme, 
by  (the  Earl  of)  Selbome.  — Remedies  for  Fluctuations  in  General  Prices,  by  (Prof.) 
A.  Marshall.  — The  National  Church  as  a federal  Union,  by  J.  Martineau.  — Contem- 
porary life  and  thought  in  France,  by  G.  Monod.  — etc. 

Fortnightly  Review , the , for  March  1 887 : The  present  position  of  European 
Politics  III.  Russia.  — Wealth  and  the  Working  Classes,  by  W.  H.  Mallock.  — Our 
task  in  Burmah,  by  a conservative.  — The  Imperial  Institute:  What  is  practically 
wanted,  by  Kenric  B.  Murray.  — A fresb  field  for  tbe  Sportsman  (with  map  of  Alaska), 
by  N.  W.  Seton-Karr.  — The  case  for  Free  Education,  by  E.  Nor^  Buxton.  — Frcnch 
Aggression  in  Madagascar , by  the  Malagasy  Ambassador.  — The  Canadian  Fisheries 
disput«,  by  (the  Marquis  of)  Lome.  — etc. 

Murray ’s  Magazine,  8 and  3,  February  and  March  1887:  General  Grant. 
(Conclusiou) , by  M.  Arnold.  — The  Church  House,  by  the  Bishop  of  Carlisl.  — Old 
Oxford  Revels,  by  W.  L.  Courtney.  — The  Talk  of  Paris.  — Major  Lawrence,  by  E. 
Lawless  (continned).  — Hints  on  the  Education  of  the  Eye  and  Finger,  by  J.  Nasmytb. 

— A J.  P.’s  view  of  County  Government,  by  W.  Cripps.  — Under  Chloroform,  by 
Mrs.  Bishop.  — On  Foundations,  by  S.  Baring  Gonld.  — Turkey  and  the  Prophets.  — 
The  joy  of  living,  by  Grant  Allen.  — etc. 

National  Review,  the.  March  1887:  Two  views  of  the  Conservative  Party: 
1.  Tbe  truth  about  Tory  Democracy,  by  A.  A.  Baumann.  8.  Lord  Randolph  Churchill 
appeals  unto  Caesar,  by  C.  W.  Beckett.  — The  elTects  of  Civilizatiou  upon  Women, 
by  a woman.  — The  Church  Question  in  Scotland,  by  a Church  layman.  — Free  Re- 
gistries  and  the  Marketing  of  Labour,  by  N.  L.  Cohen.  — Celts  and  Teutons  in  Ireland, 
by  (Lord)  Courtoon.  — India  and  Thibet,  by  R.  S.  Gondry.  — Tbe  Metropolitan  Coal 
and  Wine  Dues,  by  R.  G.  Webster.  — etc. 

Nineteeuth  Ontury,  the.  N<>  121,  March  1887:  The  true  position  of  French 
Politics , by  J.  Reinach.  — A colonial  view  of  Imperial  Federation , by  R.  Stout  (Prime 
Minister  of  New  Zealand).  — The  Dulness  of  Museums,  by  J.  G.  Wood.  — Mr.  Glad- 
stone  on  „the  Irish  Demand,“  by  (Lord)  Brabourne.  — The  prospect  in  South  Africa, 
by  (the  Earl)  Grey.  — Twentyfour  bours  in  a Newspaper  Office,  by  A.  Heid.  — etc. 
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Amerika. 

P o 1 i t i c a 1 Science  Quarterly  Boston  (Ginn  and  Company).  March  1886 : Introduction, 
by  Munroe  Smith.  — The  American  Commonwealth,  by  John  W.  Burgess.  — Collection 
of  Duties,  by  F*rank  J.  Goodnow.  — American  Labor  Statistics,  by  Richmund  M.  Smitb. 
— Legislative  Inquests , by  Fredorick  W.  Whitridgo.  — The  Berlin  Conference , by 
Daniel  de  Leon.  — Reviews.  — June:  Andrew  Jackson,  by  Amon  D.  Morse.  — Tlio 
Constitution  in  Civil  War,  by  Wm.  A.  Dünnig.  — Ambiguous  Citizenship  , by  Wm.  L. 
Scruggs.  — The  Christian  Socialists , by  Edwin  R.  A.  Seligmau.  — The  Legal  Tender 
Question , by  Harry  Harmon  Neill.  — Constitutioual  Crisis  in  Norway , by  John  W. 
Burgess.  — The  Conflict  in  Egypt.  I,  by  John  Eliot  Bowen.  — Reviews.  — Sep- 
tember: American  War-Financiering,  by  Henry  C.  Adams.  — Bimetallism  in  the  United 
States,  by  Alfred  E.  Lee.  — Taxation  of  Labor,  by  Charles  B.  Spahr.  — The  National 
Bureau  of  Labor  industrial  Depressions,  by  Richmond  M.  Smith.  — The  Conflict  in 
Egypt.  II,  by  John  Eliot  Bowen.  — Reviews.  — Docembor:  The  Futuro  of  Banking, 
by  Horace  White.  — The  Executive  and  the  Courts,  by  Frank  J.  Goodnow.  — Scientific 
Socialism,  by  Herbert  L.  Osgood.  — Theories  of  Property,  by  George  B.  Newcomb.  — 
Von  Holst’s  Public  Law,  by  John  W.  Burgess.  — The  Conflict  in  Egypt.  lU.,  by  John 
Eliot  Bowen.  — Reviews.  — 

C.  Österreich-Ungarn. 

Österreichische  Monatsschrift  für  christliche  Sozialreform,  Gesellschaftswissen- 
schaft etc.  von  (Frh.)  v.  Vogelsang.  Jahrg.  IX  (1887)  Februarheft ; Der  Kapitalismus. 
Bcsitzurkunden  über  grundbficherliche  Liegenschaften.  — Die  soziale  Frage : (Über  unseren 
Geldmangel  und  seine  Ursachen).  Arbeitsvermittlung  in  Wien.  — Die  Agrarverhältnisse 
der  SiebenbUrger  Sachsen.  — Antikapitalistische  Litteratur.  — 

Ungarische  Revue,  brsg.  von  P.  Hunfalvy  und  G.  Heinrich.  VII.  Jahrg.  (1887) 
Heft  1 — 3,  Jänner  bis  März:  Die  kulturellen  Bestrebungen  des  Mittelalters,  von  L. 
Schlauch  (Bischof  von  Szatbm&r).  — Die  ungarische  Litteratur  in  den  letzten  fünfzig 
Jahren,  von  A.  Sturm.  — Prof.  Holm  and  die  Demokratie  in  Athen,  von  J.  Schwarcz.  — 
Die  Begegnung  Dea'k’s  und  Beust’s,  von  A.  Cseugery.  — Budapest  im  Mittelalter.  III.  Ab- 
teilung (SchluS),  von  J.  H.  Schwicker.  — Das  ungarische  Schulwesen  in  den  Jahren 
1884 — 86.  — Versicherungspolitik,  von  A.  Fenyvessy.  (Vortrag,  gehalten  im  Budapester 
Ökonomenklub  am  16.  Dezember  1886).  — Zur  Erdflfnung  der  volkswirtschaftlichen 
Kommission  der  Ungar.  Akademie  der  Wissenschaften,  von  A.  Tr^fort.  — etc. 

E.  Italien. 

R i v i s t a della  beneficenza  pubblica  e delle  istituzioni  di  previdenza  (Roma.)  Anno 
XV  (1887)  N<*  1 : L’assistenza  ospitaliera  in  Italia  ed  in  alcuni  altri  stati  d’Europa,  per 
£.  Raseri.  — Lavori  dell’  inebiesta  sulle  opere  pie.  — II  manicamio  criminale  dell’ 
Ambrogiana  presso  Montelupo  Fiorentino,  per  A.  Tamburiui.  — Dispensari  pubblici  per 
l’infanzia,  per  G.  Pini.  — Le  casse  di  risparmio  ed  il  credito  agrario,  per  V.  Magaldi.  — 
La  cassa  nazionale  di  assicurazione  per  gli  infortuni  degli  operai  sul  lavoro , per 
A.  Ravä.  — Le  societä  cooperative  e l'imposta  di  ricchezza  mobile,  par  P.  Manfred!.  — 
Cronaca  della  beneficenza.  — Cronaca  delle  istituzioni  di  previdenza.  — etc. 

Giornale  degli  economisti.  Dir.  del.  Dott  Alberto  Zorli.  Bologna  1887,  Vol.  11 
Fase  1.  11  direttore:  A Marco  Minghetti.  — H.  Dunning  Macleod : Intorno  alla  defi- 

nizione  della  richezza.  — Achille  Loria:  Di  alcune  criticbe  mosse  alle  mie  teorie.  — 
D.  Lampertico : L’agricoltura  siderate.  — Aug.  Mortara : La  riforma  monetaria  in  Egitto 
e gl’interessi  italiani.  — Angelo  Bertolini : La  penisola  dei  Balconi.  — J.  Kaizl : La 
riforma  del  dazio  del  Petrolio.  — Rivista  dei  fotti  economici.  — Bibliografie.  — 

G.  Belgien  und  Holland. 

Economist,  de.  Tijdscbrifl  voor  staathuishoudkunde.  XXXV.  Jaargang  (1886) 
September-December : Unsere  Handelsplätze  und  (maritimen)  Verkehrswege  (Leiden,  Brielle, 
Kämpen,  Brouwershaven , Middelburg,  Zaandam , Genemuiden , Bergen  op  Zoom),  von 
C.  Bloys.  — Das  dritte  Element  in  der  Zinsfrage:  (Über  .Steigen  und  Fallen  des  Dis- 
konts im  Gegensatz  zum  Nationaleigeutum)  von  J.  de  Haas.  — Ein  Wort  Uber  das 
Marken-  (bezw,  Flur-  und  Gemeinheitsteilungsgesetz),  von  W.  J.  N.  Landre.  — Bericht 
über  den  1885^  Geschäftsbetrieb  der  niederländischen  Reichspostsparkasseu.  — Ansprache 
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des  bolläudischen  Fiuanzministers  bei  Vorlegung  des  Staatshaushaltsvoranschlages  für 
1887.  — (Internationale)  Sparkassenangelegenheiten,  von  A.  Sassen.  — Der  niederlän- 
disch-indische Voranschlag  für  die  Eisenbahnen  auf  Java.  — Chronik  und  Litteratur  der 
niederländischen  Kolonien,  von  Qn.  van  Ufford  — Kurze  Uebersicht  der  Betriebsergeb- 
uisse  des  holländischen  Reichstelegrapbenwesens  im  Jahr  1885,  von  J.  J.  van  Kerk- 
wijk.  — Das  Genossenschaftswesen  auf  dem  Gebiete  der  Milchbereitung  in  Deutschland.  — 
Die  dänische  Heide(kultar)genosseuschaft , von  P.  B.  Löhnis.  — Staatssorge  für  Aus- 
wanderer, von  J.  C.  de  Marez  Oijens.  — Die  ostindischen  Eisenbahnen,  von  de  Bordes.  — 
Die  Erhöhung  der  Accisen  auf  gebrannte  Getränke.  — Die  holländischen  Salzaccisen  und 
das  Interesse  der  Landwirtschaft  daran.  — Das  holländische  Einfohrrecht  auf  zucker- 
haltige Waren.  — Das  Branntweinmonopol,  von  A.  G.  A.  E.  Schovel.  — Monatsberichte 
über  den  niederländischen  Sparkassenverkebr  im  September  bis  Dezember  1886.  — etc. 

Revue  coloniale  internationale.  Tome  IV  N“  3:  Mars  1887:  Die  Bedeutung  der 
Wocheiimärkte  am  Kongo  I.,  von  H.  Nipperdey.  — Colonial  and  Indian  Exhibition 
South-Kensington,  by  V.  Lovett  Cameron.  (Coucluding  notice.)  — Deutschlands  Schutz- 
gebiete und  Kolonialunternebmnngen  bei  Beginn  des  Jahres  1887.  (II.  Artikel.)  — etc. 

H.  Schweiz. 

L’Union  postale.  XII«  vol.  (1887)  N<>  2 et  3:  Le  Service  des  postes  suedoises 
en  1885.  — „Le  livre  d’or  des  postes,  de  H.  Issanchou“.  Compte-rendu  par  Loeper. — 
Los  Services  circulant  sur  les  routes  du  territoire  des  postes  impdriales  allemandes.  — 
La  caisse  gön4rale  d’epargne  et  de  retraite,  et  la  caisse  d'epargne  scolaire  de  Belgique 
cn  1885.  — 

Rnmä  n i en. 

Revue  gönörale  du  droit  et  Sciences  politiqnes.  I«  Annöe,  Juillet  1886:  L'asso- 
ciation  douaniöre  de  l’Europe  centrale,  par  Rieh,  de  Kaufmann.  — Le  Conseil  des  Em- 
pereurs  ä Rome  et  k Constantinople,  par  Jean  Kalindöro.  — Quelques  obsorvations  sur 
ln  transcription  des  droits  röels  immobiliers  ? par  Michel  Antonesco.  — Examen  critique 
de  la  jurisprudence  Roumaine  et  4trangäre , par  Nicolas  Basilesco.  — Lois,  D^crets  et 
Documouts  divers.  — etc.  — Octobre  1886:  La  r^forme  de  la  procedure  civile  cn 
France,  par  E.  Glasson.  — Les  röformes  administratives  accomplies  en  Prusse  par  la 
legislation  de  1872 — 76,  par  Rud.  Gneist.  — Du  Code  Manon  dans  ses  rapports  avec 
les  origines  du  droit  moderne,  par  C,  Oeconomo.  — Une  röponse  k l’ötude  pr6c6dente, 
par  C.  E.  Skina.  — Le  droit  fran9ais  dans  l’Empire  Allemaud  , par  Lud.  de  Cuny.  — 
Examen  critique  de  Jurisprudence  (Cour  de  Cassation  de  Roumanie , 16  Juin  1886  et 
Cour  d’appcl  de  Foeshani  27  septembre  1885),  par  Nie.  Basilesco.  — Lois,  d^rets,  et 
documents  divers.  — etc.  — Jan  vier  1887:  Du  rögime  municipal  romain,  parJ.  Kalin- 
d4ro.  — De  l’organisation  des  auciennes  juridictions  en  Ronmani,  par  6.  G.  Tocilesco.  — 
Examen  critique  de  la  jurisprudence  roumaine  et  ätrangcre  (Cour  de  cassation  de  Rou- 
inanie,  du  2 decembre  1886.  Cour  d’appel  de  Nancy  , 13  Juillet  1881  et  Cour  de  cas- 
sation de  France,  du  5 Mai  1885).  — Lois,  d<icrets  et  documents  divers.  — etc. 

L.  Asien.  (Ostindien.) 

Calcutta  Review,  the.  N°  167,  Jauuary  1887:  The  growth  of  Radicalism  in 
India  and  its  danger , by  O.  Pertab  Singh.  — Imperial  Federation , by  £.  Braddon.  — 
Financial  and  administrative  Reforms  in  India-Bengal,  by  Parbati  Churn  Roy.  — Bengal 
European  School  Code,  by  G.  S.  Gasper.  — The  uncovenanted  Civil  Service  and  Finan- 
cial ^form  in  Bengal,  by  C.  T.  O’Donnell.  — Obsolete  Crime  in  Bengal  and  its  modern 
aspects,  by  T.  Durant  Beighton.  — etc. 
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A n n a I cn  des  Deutschen  Reichs  für  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Statistik,  hrsg. 
von  G.  nirth  und  M.  Seydel.  1887.  Nr.  2/3:  Das  groBherzogl.  hessische  Gesetz  vom 
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16.  Mai  1885  über  die  Wahlen  zur  Vertretung  und  Verwaltung  der  Oemeinden,  Kreise 
und  Provinzen , von  Zeller.  — Arbeiterkammern.  Gesetzentwürfe  Uber  die  Einführung 
von  Arbeiterkammern  in  Österreich , beantragt  von  Drr.  v.  Plener  und  Exner , und  von 
Wrabetz.  — Das  Gesetz  betreffend  die  Rechtsverhältnisse  der  deutschen  Schutzgebiete 
vom  17.  April  1886  nebst  den  bisherigen  ergänzenden  Verordnungen,  von  M.  Joel. 
(Mit  3 Anlagen:  Schntzbriefen  für  die  Neu-Guinea-Kompagnie , etc.)  — Die  Thätigkeit 
der  Aichämter  in  Bayern.  — etc. 

Arbeiterfreund,  der , Zeitschrift  für  die  Arbeiterfrage.  Ursg.  von  V.  Böhmert 
und  K.  Gneist.  XXIV.  Jahrg.  (1886).  4.  Vierte(jabrsbeft : Die  Gewinnbeteiligung  der 

Arbeiter  nach  neueren  Schriften  und  Erfahrungen,  von  V.  Böhmort.  — Kurkolonien  für 
Frauen  und  Jungfrauen  der  weniger  bemittelten  Stände,  von  K.  Krüger.  — Das  Jugend* 
beim  des  Heyl’scben  Etablissements  zu  Charlottenburg  bei  Berlin.  — Handfertigkeit  und 
IlausfleiB.  — Materialien  für  praktische  Versuche  zur  Lösung  der  Arbeiterfrage.  — Viertcl- 
jabrschronik : Berichte  aus  den  wirtschaftlich-sozialen  Beobachtungsstationen.  (Aus  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika.)  — etc. 

Archiv  für  Eisenbahnwesen.  Hrsg,  im  Ministerium  der  öffentl.  Arbeiten.  Jahrg. 
1887  Heft  2,  März  und  April:  Der  Güterverkehr  der  deutschen  Wasserstraßen,  von 
(Reg.-R.)  Todt.  — Die  Choleragefahr  und  die  Eisenbahnen,  von  (Reg.*R.)  Seydel.  — Die 
Eisenbahnen  der  Erde  1881 — 1885.  — Die  neuesten  Gesetzentwürfe  Uber  die  Erweite- 
rung und  Vervollständigung  des  preußischen  Staatseisenbahnnetzes.  — Über  neuere  Schrif- 
ten und  Anschauungen  betreffend  die  Bestimmung  der  Gütertarife,  von  (Reg.-R.)  Schübler.  — 
Die  unter  königlich  sächsischer  Staatsverwaltung  stehenden  Staats-  und  Privateisenbahnen 
des  Königreichs  Sachsen  im  Jahre  1885.  — Die  Eisenbahnen  in  Elsaß-Lothringen  und 
die  Wilbelm-Luxemburgbahn.  — Die  Gotthardbabn  im  Jahre  1885.  — Die  Eisenbahnen 
auf  der  Insel  Cuba.  — Die  Eisenbahnen  in  der  Kolonie  Queensland.  — etc. 

Archiv  für  Post  und  Telegraphie.  1887.  2,  3 u.  4.  Landkarten,  ihre  Her- 

stellung und  ihre  Fehlergrenze.  — Die  Einweihung  des  neuen  Reichs- , Post-  und  Tele- 
grapbengebäudes  in  Hamburg.  — Störungen  im  Eisenbahn-  und  Postbetriebe  in  Folge 
starken  Scbneefalles  während  der  Weihnachtszeit  1886.  — Trennschaltung  für  Ruhe-  und 
Arbeitsstromleitungen  unter  Verwendung  des  Kurbelumschalters.  — L'nzniässige  Brief- 
beförderung der  Privatanstalten  von  Postort  zu  Postort.  — Die  Marschallinseln.  — 

C h r i s tl  i c h - soziale  Blätter.  Katholisch-soziales  Zentralorgan.  Jahrgang  XX  (1887) 
Heft  1 — 4:  Die  sozial-politischen  Erfolge  des  deutschen  Reichstages  in  der  Session  1885/86. 
— Die  Miiitärvorlage  im  Reichstage.  — Ist  die  soziale  Revolution  unabwendbar  V — 
Die  Auflösung  des  Reichstags.  — Abriß  eines  Systems  der  Nationalökonomie  im  Geiste 
der  Scholastik.  (VII.)  Teil  1.  — Sozialpolitische  Rückschau  auf  das  II.  Halbjahr  1886. 
(Aus  Österreich.)  — Resultate  der  Verfassungsstudien.  — Arbeiterinnenhospiz  und  Ar- 
beiterinnenverein  zu  M. -Gladbach.  — etc. 

Deutsche  Revue  über  das  gesamte  nationale  Leben  der  Gegenwart , hrsg.  von  R. 
Fleischer.  1887.  Märzheft  und  Aprilheft:  Rußlands  Ländergier,  von  G.  Rosen.  — Die 
heutige  Lage  der  englischen  Verfassung  nach  den  3 Reformbills  von  1832,  1867,  1885 
und  die  irische  Frage,  von  R.  Gneist.  (Schluß.)  — Die  moralische  Bedeutung  des  Heidel- 
berger Jubelfestes  III.,  von  G.  Weber.  (Schluß.)  — Aus  dem  letzten  Regierungsjahre 
des  Fürsten  Alexander  von  Bulgarien.  I.  u.  II.  Artikel.  — Die  Funde  von  Deir-el-Bahari 
und  die  tbebaniseben  Konigsmumien,  von  G.  Maspero.  — Die  ^dentung  deutscher  Kolo- 
nisation in  Vergangenheit  und  Gegenwart,  von  A.  Kirchhoff.  — Über  politische  Kunstaus- 
drücke. I. , von  Lothar  Bücher.  — Der  Papst  und  Italien , von  (Graf)  Cadorna.  — 
Handelsgescbichte  und  W'arenkunde  nach  neuen  sprachwissenschaftlichen  Forschungen, 
von  Fr.  v.  Spiegel.  — etc. 

Jahrbuch  für  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Volkswirtschaft  im  Deutschen  Reich. 
XI.  Jahrgang  (1887),  hrsg.  von  G.  Schmoller.  Heft  1:  Studien  Uber  die  wirtschaftliche 
Politik  Friedrichs  des  Großen  und  Preußens  überhaupt  von  1680  bis  1786.  Abschnitt  XI: 
Die  wirtschaftlichen  Zustände  im  Herzogtum  Magdeburg ; Bevölkerung , Ackerbau , Han- 
del und  Schiffahrt,  von  G.  Schmoller.  — Die  praktischen  Ergebnisse  der  badischen 
landwirtschaftlichen  Erhebungen , von  A.  Buchenborger.  II.  (Schluß)- Aufsatz.  — Über 
finanzielle  Konkurrenz  von  Gemeinden,  Kommunalverbänden  und  Staat,  von  (Frh.)  von 
Reitzenstein.  I.  Artikel.  — Der  iulienische  Weizenbau  und  die  Agrarzölle,  von  K.  Th. 
Eheberg.  — Die  deutsche  Auswanderung  und  die  Frage  der  deutschen  Kolonisation  in 
Süd-Brasilien,  von  W.  Breitenbach.  — Der  Haushalt  und  die  Lebenshaltung  einer  leip- 
ziger Arbeiterfamilie,  von  H.  Mehner.  — Die  bestehenden  Zollverhältnisse  und  der  ge- 
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plante  Zollverein  der  skandinavischen  Länder,  von  H.  Härtens.  — Inwieweit  besteht  das 
Bedürfnis  nach  Einheit  der  deutschen  Armengesetzgebung?  von  E.  Münsterberg.  — Die 
Uausiudustrie  und  ihre  älteren  Ordnungen  und  Reglements , von  O.  Schmoller.  — Zur 
Organisation  des  Lebensmittelmarktes  (Marktverkebrs)  in  Berlin.  — Qoschäftsbericht  des 
Keichsversicherungsamtes.  — Das  kaiserliche  Gesundheitsamt.  — 

Monatshefte  zur  Statistik  des  Deutschen  Reichs.  Jahrgang  1887,  Januarheft; 
Die  im  Laufe  des  Jahres  1886  ergangenen  Anordnungen  des  Bundesrates  über  die  ge- 
meinsame Statistik  des  Deutschen  Reichs.  — Die  deutsche  Seeschiffahrt  im  Jahre  1885 
bezw.  am  1.  Januar  1886.  — Besteuerung  des  Tabaks,  Ein-  und  Ausfuhr  von  Tabak 
und  Tabakfabrikation,  sowie  Ertrag  der  Tabakabgaben  im  deutschen  Zollgebiet  wälirend 
des  Erntejahrcs  1885/86.  — Einfuhr  des  deutschen  Zollgebiets  in  den  freien  Verkehr 
und  Ausfuhr  aus  demselben  im  Jahre  1886  nach  der  Menge,  sowie  nach  den  hauptsäch- 
lichen Horknnfts-  und  Bestimmungsländern  der  einzelnen  Warengattungen.  Vorläufige 
Übersicht  — Übersicht  der  Betriebsergebnisse  der  RUbenzuckerfabriken,  Zuckerraffinerien 
und  Melasseentzuckerungsanstalten  des  deutschen  Zollgebiets  für  den  Monat  Januar  1887 
bezw.  für  die  Zeit  vom  1.  August  1886  bis  31.  Januar  1887.  — Die  deutsche  Aus- 
wanderung nach  überseeischen  Ländern  im  Jahre  1886.  — Überseeische  Auswanderung 
aus  dem  Deutschen  Reich  über  deutsche  Häfen , Antwerpen , Rotterdam  und  Amsterdam 
im  Monat  Januar  1887  und  Vergleich  mit  dem  entsprechenden  Zeitraum  der  vorhergehen- 
den Jahre.  — Durchschnittspreise  wichtiger  Waren  im  Großhandel,  Januar  1887.  — 
Ein-  und  Ausfuhr  der  wichtigeren  Warenartikel  im  deutschen  Zollgebiet  für  den  Monat 
Januar  1887.  — Versteuerte  Rübenmengen  im  deutschen  Zollgebiet,  sowie  Ein-  und 
Ausfuhr  von  Zucker  im  Januar  1887.  — 

Neue  Zeit,  die.  V.  Jahrgang  (1887)  Heft  3,  März:  Das  Frankfurter  Parlament. 
Eine  historisch-kritische  Studie.  111. , von  W.  Bios.  — Ein  Streiflicht  auf  die  Haus- 
industrie, von  Josefine  Braun  — Bemerkung  zu  dem  Aufsatze  des  Herrn  Stiebeling: 
,,Über  den  Einfluß  der  Verdichtung  des  Kapitals  auf  den  Lohn  und  die  Ausbeutung  der 
Arbeit.“  — Militarismus  und  Überproduktion.  — etc. 

Rundschau  der  Versicherungen,  hrsg.  von  H.  Oesterley.  Jahrg.  XXXVI  (1886). 
Lieferung  22  bis  24:  Allgemeine  Formen  zur  Berechnung  der  Prämienreserven.  — Inter- 
nationaler Seerechtscodex.  — Zur  Versicherung  Abgclehnter.  — Künstliche  Feuerlösch- 
mittel.  — etc  Jahrg.  XXXVII  (1887).  Lieferung  1 u.  2:  Regulativ  für  Kriegsversiche- 
rung der  wechselseitigen  Lehensversicherun^sanstalt  „Janus.“  — VI.  internationaler  Kon- 
greß flir  Hygiene  und  Demographie.  — Über  Reformen  in  der  Hagelversicherung.  — 
I^bensversichernngs-  und  Ersparnisbank  in  Stuttgart.  — Das  Assekuranzgescliäfl  in  Ungarn 
im  Jahre  1886.  — etc. 

Unsere  Zeit  Jahrgang  1887.  Heft  3:  General  Boulangcr,  von  Fr.  Sulzer.  — 
Ostafrika  und  die  Deutschen , von  F.  von  Hellwald.  — Der  gegenwärtige  Stand  der 
Wallensteinfrage,  von  (Prof.)  Hans  Prutz.  — Die  Landarmee  und  die  Kriegsflotte  Öster- 
reich-Ungarns, von  J.  von  Wickede.  — Die  jüngsten  Arbeiterunruhen  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika,  von  K.  Doehn.  (II.  Artikel.)  — Blicke  in  die  deutsche  Kriminal- 
statistik, von  L.  Fuld.  — etc. 

Vereiusblatt  für  deutsches  Versicherungswesen,  redig.  von  J.  Neumann.  Jahrg.  XV. 
(1887.)  Nr.  1,  2 u.  3:  Zur  Rechtsprechung  des  Reichsgerichts  und  anderer  Gerichtshöfe 
in  Versicherungsangelcgenheiten.  — Allgemeine  Versicherungsbedingungen,  festgestellt  nach 
den  Beschlüssen  der  Generalversammlung  des  Verbandes  deutscher  Privatfeuerversiche- 
rungsgesellschaften zu  Eisenach  in  der  Zeit  vom  20.  bis  29.  September  1886.  — Die 
Denkschrift  der  Handelskammer  zu  Osnabrück  und  die  Versicherungsbedingungen  der 
üffentlicheii  Feuerversicherungsanstalten.  — 

V i e r t e 1 j a h r sc  h r i f t für  Volkswirtschaft,  Politik  und  Kulturgeschichte,  hrsg. 
von  E.  Wiss.  Jahrg.  XXIV.  I.  Band,  2.  Hälfte:  Der  neue  Bremer  Freihafen,  die  Aus- 
führung des  Baues  und  Ausstattung  für  den  Betrieb,  von  E.  F.  — Das  Merinoschaf  und 
der  Wollzoll.  II.  — Die  gesundheitswirtschaftlichen  Übelstände  der  kleineren  Wohnungen 
in  den  Großstädten,  von  E.  Wiß.  — Volkswirtschaftliche  Korrespondenz  aus  Paris,  von 
M.  Blau.  — etc. 
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V. 

Ueber  die  Vergleichbarkeit  kriminaistatistischer 

Daten. 

Von 


Dr.  ph.  Eugen  Würzburger. 

Unter  den  kriminalstatistischcn  Publikationen  der  größeren 
europäischen  Staaten  lassen  sich  nach  den  bei  ihrer  Bearbeitung 
verfolgten  Zielen  zwei  Richtungen  unterscheiden.  Die  eine  berück- 
sichtigt in  erster  Linie  die  Strafprozeßstatistik  und  stellt  die 
Geschäftsthätigkeit  jeder  einzelnen  Kategorie  von  Tribunalen  dar, 
während  sie  auf  die  Sammlung  von  Einzelmaterialien  zu  den  für  die 
Beurteilung  der  Kriminalität  wesentlichen  Resultaten  der  Rechtspflege 
weniger  Raum  und  Mühe  verwendet;  so  ist  es  z.  B.  nicht  möglich, 
aus  der  französischen  Statistik  die  Summe  der  wegen  irgend  einer 
Strafthat  in  einem  Landesteile  Verurteilten,  oder  etwa  den  Verhältnis- 
anteil beider  Geschlechter  an  den  Aburteilungen  wegen  einer  be- 
stimmten Strafthat  zu  ersehen,  da  die  französischen  Publikationen 
die  Zahlen  der  Verurteilten  nur  für  das  ganze  Staatsgebiet  mit  der 
Unterscheidung  nach  Strafthaten  anführen,  und  nur  die  Gesamtheit 
der  Abgeurteilten  und  Verurteilten  nach  Alter  und  Geschlecht  unter- 
scheiden. Die  andere  Richtung  legt  ihren  Schwerpunkt  in  die  Dar- 
stellung der  Kriminalität,  wie  sie  sich  in  den  Entscheidungen 
der  Gerichte  kundgiebt.  Am  konsequentesten  ist  in  dieser  Hinsicht 
die  seit  1882  vom  Kaiserlichen  Statistischen  Amte  herausgegebene 
Kriminalstatistik  durebgeführt , welche  sich  auf  die  „durch  deutsche 
Gerichte  rechtskräftig  erledigten  Strafsachen  wegen  Verbrechen  und 
Vergehen  gegen  Reichsgesetze“  beschränkt  und  somit  zwar  eine  er- 
hebliche Reihe  von  Delikten  ausschließt,  dafür  aber  unseres  Wissens 
die  einzige  unter  allen  derartigen  Publikationen  ist,  die  sämtliche 
besondere  Angaben  über  Strafthaten  und  Personen  auf  alle  überhaupt 
in  Betracht  gezogenen  Reate  ausdehnt.  Von  einer  Trennung  der  Ent- 

N.  F.  Bd.  XIV.  33 
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Scheidungen  nach  den  aburteilenden  Behörden  konnte  einerseits  des- 
wegen vollständig  abgesehen  werden,  weil  die  Thätigkeit  der  Ge- 
richte in  der  vom  Reichs- Justizamt  bearbeiteten  „Justizstatistik“  ihre 
statistische  Behandlung  erfährt.;  anderseits,  weil  die  Kompetenz  der 
Gerichte  in  Deutschland  nicht  so  bestimmt  abgegrenzt  ist  wie  in 
anderen  Ländern,  vielmehr  in  bezug  auf  gewisse  Delikte  die  Frage  der 
Zuweisung  an  eine  Strafkammer  oder  an  ein  Schöflfengericht  durch 
Gründe  entschieden  werden  kann,  welche  außerhalb  der  Schwere  der 
That  und  der  sie  begleitenden  Umstände  liegen  (§  75  des  Gerichtsverf.- 
Ges.). 

Die  österreichische,  vom  k.  k.  Justizministerium  unter  Mitwirkung 
der  statistischen  Zentralkommission  herausgegebene  „Statistik  der 
Strafrechtspflege“  stellt  die  Zahlen  der  wegen  Verbrechen,  Vergehen 
und  Übertretungen  von  den  Gerichtshöfen  und  den  Bezirksgerichten 
verurteilten  Personen  auch  nach  gleichem  Schema  zusammen,  dehnt 
aber  die  näheren  Angaben  über  die  Individualität  derselben  nicht  auf 
die  wegen  Übertretungen  (in  dem  weiteren  Sinne  des  österreichischen  Straf- 
gesetzbuches) Verurteilten  aus.  Die  spanische  „Estadistica  de  la  admini- 
stracion  de  justicia  en  lo  criminal“  giebt  einen  Gesamtüberblick  über  die 
wegen  der  einzelnen  Strafthaten  erfolgten  Entscheidungen  mit  Angabe  der 
Zahl  der  Verurteilten  und  der  Freigesprochenen;  ebenso  gehören  die 
kriminalstatistischen  Veröffentlichungen  der  drei  skandinavischen  Staaten 
in  diese  Kategorie.  Aus  den  Publikationen  der  übrigen  Länder  hin- 
gegen lassen  sich  die,  die  Schlußergebnisse  der  Strafrechtspflege  dar- 
stellenden Ziffern  nicht  mit  der  den  unsrigen  eigenen  gleichmäßigen 
Genauigkeit  entnehmen.  Diese  Thatsache,  sowie  die  Schwierigkeit  der 
Vergleichung  unserer  kriminalstatistischen  Daten  mit  fremden  über- 
haupt darzuthun,  ist  der  Zweck  dieser  Zeilen,  zu  welchen  eine  kürzlich 
erschienene  italienische  Publikation  über  die  Bewegung  der  Verbrechens- 
häufigkeit während  eines  größeren  Zeitraums  Anlaß  gegeben. 

Zur  Orientierung  über  den  gegenwärtigen  Stand  der  italienischen 
Kriminalstatistik  sei  zunächst  bemerkt,  daß  die  statistische  General- 
direktion, welcher  die  Bearbeitung  der  Statistik  der  Strafrechts-  wie 
der  Zivilrechtspflege  im  Jahre  1881  übertragen  wurde,  den  bis  dahin 
ziemlich  lückenhaften  Veröffentlichungen  durch  Reformen  in  der 
Erhebungsmethode  eine  Vollständigkeit  zu  geben  bemüht  ist,  wie  sie 
noch  kein  ähnliches  Werk  besitzen  dürfte.  Die  Sammlung  der 
Materialien  geschieht  mittels  Tag  für  Tag  fortzuführender  statistischer 
Register  über  die  Arbeiten  der  richterlichen  Behörden,  und  außerdem  für 
die  wegen  Verbrechen  Angeklagten  durch  Individualkarten,  welche 
nicht,  wie  die  in  Deutchland  im  Gebrauch  befindlichen,  erst  nach  dem 
Eintritt  der  Rechtskraft  einer  Entscheidung  auszufüllen  sind,  sondern 
während  der  ganzen  Dauer  des  Prozesses  den  Akten  beiliegen 
und  mit  Angaben  über  die  verschiedenen  Stadien  desselben  versehen 
werden. 

Gaben  die  bisher  erschienenen  Publikationen  Italiens  keinen  voll- 
ständigen Überblick  über  die  Resultate  der  Rechtsprechung,  so  lieferten 
sie  doch  durch  ihre  statistischen  Mitteilungen  über  die  zur  Kennt- 


DIgitized  byGoogls 


Ueber  die  Vergleichbarkeit  kriminalstatistischer  Daten. 


507 


nis  der  Justizbehörden  gelangten  Strafthaten  ein  Bild 
der  gesamten  zu  tage  tretenden  Kriminalität,  also  auch'  des  ungesühnt 
bleibenden  Teiles  derselben,  — der  „criminalitä  apparente“,  wie  sic 
K Ferri  im  Gegensatz  zur  „criminalitä  legale“  und  anderseits  zu  der 
statistisch  nicht  nachweisbaren  „criminalitä  reale“  nennt,  — zu  dessen 
Vollständigkeit  nur  die  nicht  den  Staatsanwälten,  sondern  direkt  den 
Amtsrichtern  (pretori)  angezeigten  Fälle  mangelten.  Letztere 
können  indes  lediglich  Übertretungen  oder  solche  Vergehen  betreffen, 
die  mit  höchstens  3 Monaten  Gefängnis  oder  300  Lire  Geldstrafe  be- 
droht sind,  und  werden  vom  1.  Januar  1887  anfangend  ebenfalls 
registriert 

ln  dem  Bande  „Movimento  della  delinquenza  secondo  le  statistichc 
deglianni  1873 — 83,  cou  l’aggiunta  dei  dati  dell’  anno  1884,  Roma  1886“ 
hat  nun  die  statistische  Generaldirektion  das,  was  aus  den  Statistiken 
des  genannten  Zeitraums  vergleichbar  erschien,  zusammengestellt  Das 
Bild  derBewegung  der  Kriminalität,  wie  es  sich  in  den  zurAnzeige  gelangten 
Strafthaten  spiegelt,  zeigt  für  die  Jahre  1876 — 80  (die  Materialien  der 
früheren  Jalire  sind  allzu  lückenhaft)  in  den  rohen  Gesamtzahlen  ein 
Steigen  von  223  784  Fällen*)  auf  290432,  und  seit  1881  ein  Zurück- 
gehen bis  auf  (1884)  253275;  die  drei  entsprechenden  Relativzahlen 
sind  81,0,  102,7,  ^^,4  auf  10000  Einwohner^).  Aus  der  Verteilung 
der  Ziffern  auf  die  einzelnen  Reate  geht  hervor,  daß  bei  der  Abnahme 
während  der  letzten  4 — 5 Jahre  wesentlich  die  leichteren  Vergehen 
gegen  das  Eigentum,  dann  auch  die  schwereren  Delikte,  wie  Mord, 
Raub,  qualifizierter  Diebstahl,  mitwirkten,  während  die  Körperver- 
letzungen, die  Delikte  gegen  die  Sittlichkeit  und  die  gegen  die 
öffentliche  Ordnung  in  der  Zunahme  begriffen  scheinen,  ähnlich  wie  in 
Deutschland  die  Statistik  der  Jalire  1882 — 84  eine  Abnahme  der 
Diebstähle  bei  Vermehrung  der  Verbrechen  und  Vergehen  gegen  die 
öffentliche  Ordnung  und  der  Körperverletzungen  zeigt.  Allerdings 
legt,  abgesehen  von  anderen  Bedenken,  das  stetige  Sinken  der  Sammel- 
rubrik „Andere  vom  Strafkodex  vorgesehene  Reate“  die  Vermutung 
nahe,  dass  vermöge  wachsender  Sorgfalt  in  der  Klassifizierung  der 
Reate  eine  immer  größere  Zahl  von  Fällen  in  die  anderen  Rubriken 
eingereiht  werden  konnte  und  so  zum  Anschwellen  eines  Teils  der- 
selben beitrug. 

Die  Einleitung  zum  „Movimento  della  delinquenza“  enthält  einen 
Versuch,  die  Häufigkeit  gewisser  Delikte  in  Italien  und  in  einer  Anzahl 
von  anderen  Ländern  unter  Benützung  der  kriminalstatistischen 


1)  Mit  Ausschlufs  derjenigen , bei  welchen  das  Nichtvorhandensein  einer  straf- 
baren Handlung  von  den  Staatsanwaltschaften  konstatiert  wurde;  zur  Erreichung  voller 
Genauigkeit  wftre  allerdings  erforderlich,  dafs  auch  die  Fälle,  wo  aus  dom  nämlichen 
Grunde  ein  freisprechendes  Urteil  erfolgte,  in  Abzug  gebracht  würden. 

2)  Die  Bevölkerungsziffern  für  die  einzelnen  Jahre  sind  nach  dem  im  Annuario 
statistico  1884  S.  49  gegebenen,  aus  den  Volkszählungsergebniasen  von  1871  und  1881 
resultierenden  geometrischen  Vermebrungssatze  (6.02  jährlich  auf  1000)  berechnet. 
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Publikationen  derselben  in  Vergleich  zu  stellen.  Da  nun  die  „reati 
denunciati“  wegen  des  Mangels  genügender  Angaben  über  dieselben  in 
den  anderen  Staaten  nicht  zur  Grundlage  der  Vergleichung  dienen 
konnten,  die  Entscheidungen  der  Gerichte  aber  für  Italien  selbst  bis 
1883  nur  für  die  Geschworenengerichte  nach  den  Strafthaten  der  Ab- 
geurteilten unterschieden  wurden,  so  benutzte  man  die  Verhältniszahlen 
zwischen  abgeurteilten  Handlungen  und  abgeurteilten  und  verurteilten 
Personen,  wie  sie  sich  bei  den  Schwurgerichten  ergaben,  sowie  die 
Resultate  der  für  1884  erhobenen  vollständigeren,  aber  noch  nicht 
veröffentlichten  Statistik,  um  die  für  die  vier  vorausgegangenen  Jahre 
erforderlichen  Detailangaben  annähernd  zu  berechnen  und  diese  zur 
Vergleichung  zu  verwenden.  Es  wurden  aus  der  Summe  der  Reate 
vier  große  Gruppen  herausgehoben,  — betitelt  „omicidii  d’  ogni  specie“ 
(nach  italienischer  Klassifikation  umfassend  Mord,  Vatermord,  Kindes- 
mord, Giftmord,  Totschlag,  Körperverletzung  mit  nachgefolgtem  Tode, 
Raubmord,  aber  nicht  fahrlässige  Tötung);  „ferite  e percosse“  (Körper- 
verletzung); „reati  contro  i costumi“  (Unzucht,  Notzucht,  Verletzung  der 
öffentlichen  Sittlichkeit,  Kuppelei,  Entführung);  „furti  d’ogni  specie“ 
(Raub,  Diebstalil,  Erpressung),  — und  aus  jeder  einzelnen  der  sta- 
tistischen Publikationen  die  entsprechenden  Zahlen  der  abgeurteilten 
Handlungen,  dann  der  abgeurteilten  und  der  verurteilten  Individuen 
entnommen.  Doch  sind  nur  die  Ziffern  der  Verurteilten  in  sämt- 
lichen benutzten  Publikationen  angegeben;  ihr  Verhältnis  zur  Ein- 
wohnerzahl war  für  das  Jalir  1883  (wo  nicht  anders  bemerkt)  nach 
der  italienischen  Berechnung  folgendes: 


Verurteilte  auf  100  000  Einw. 
in 

Omicidii 
d’ogni  specie 

Ferite  e 
percosse 

Reati  contro 
i costumi 

Furti 

d’ogni  specie 

Italien 

8,67 

137.36 

4.11 

157.94 

Frankreich 

1,56 

65,48 

9.77 

112,00 

Belgien  (1880) 

1,78 

177,99 

15.11 

128,01 

Deutschland 

1,11 

129,98 

14.03 

222,85 

England  und  Wales 

0,58 

2,43 

1,78 

166,77 

Schottland 

0,65 

10,67 

1,47 

217,74 

Dland 

1,10 

5.45 

0,60 

64,08 

Österreich  (1881) 

2,84 

248,63 

9.18 

— 

Ungarn*)  (1880) 

7,71 

58,96 

(1878)  9,18 

98,39 

Spanien 

8,67 

45.74 

1,83*) 

62,29 

Den  Tabellen  ist  die  Mahnung  vorausgeschickt,  sie  nur  unter 
großem  Vorbehalt  zu  verwerten,  und  ein  Blick  auf  die  hier  wieder- 


1)  Di«  Bevölkerung  Ungarns  betrug  nach  der  Zählung  von  1880  13  833  964  (inkL 
84  361  Mann  Militär),  und  nicht,  wie  angegeben,  17  534  601  ; die  obigen  Verhältnisaahlen 
sind  dementsprechend  richtig  gestellt. 

2)  Nicht  1,11,  da  die  absolute  Zahl  204  (statt  184)  zu  setzen  ist. 
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gegebenen  Zahlen  genügt,  um  den  Beweis  der  Notwendigkeit  einer 
solchen  Vorsicht  zu  erlangen;  allein  es  ist  fraglich,  ob  selbst  die 
relative  Zuverlässigkeit,  welche  für  die  Zusammenstellung  und  speziell 
für  die  Ziffern  der  ersten  und  dritten  Gruppe  in  Anspruch  genommen 
wird,  denselben,  wenigstens  soweit  es  sich  um  den  Vergleich  mit 
Deutschland  handelt,  innewohnt.  Diese  Frage  durch  Untersuchung 
im  einzelnen  klar  zu  stellen,  dürfte  nicht  nur  deswegen  nicht  über- 
flüssig erscheinen,  weil  die  Gefahr  eines  Mißbrauchs  der  Tabellen 
nicht  ausgeschlossen  ist,  sondern  auch,  weil  selbst  urteilsfähige  Leser 
zu  der  Ansicht  verleitet  werden  könnten,  es  müßten  Resultate,  wie 
jenes,  daß  in  Deutschland  alljährlich  50 — 60  mal  so  viele  Individuen 
wegen  Körperverletzung  zur  Aburteilung  kommen,  wie  in  England, 
oder  daß  das  Deutsche  Reich  neben  Belgien  weitaus  die  größte  Zahl 
von  Sittlichkeitsdelikten  aufweist,  trotz  der  zugegebenen  üngenauigkeit 
im  einzelnen  doch  im  ganzen  der  Wirklichkeit  nahekommen. 

Bezüglich  eines  Teiles  der  Zahlen  für  Italien,  Frankreich  und 
Belgien,  also  Länder  mit  weniger  verschiedener  Gesetzgebung  und 
verwandter  Bevölkerung,  liegt  jedoch  in  dem  großen  Unterschiede  der 
angeführten  Durchschnittsziffern  noch  kein  Beweis  ihrer  Unwahr- 
scheinlichkeit. So  findet  man  z.  B.  in  der  Gruppe  „omicidii“  bei 
Verteilung  der  Urteile  auf  die  einzelnen  Gerichtsbezirke  Frankreichs 
und  Italiens,  daß  die  starke  Differenz  zwischen  deu  Gesamtziffern 
beider  Länder  sich  durch  ein  allmähliches  Wachsen  von  Norden  nach 
Süden  ohne  irgend  auffallende  Unterschiede  zwischen  den  beiderseitigen 
Grenzdistrikten  erklärt.  Es  treffen  auf  100000  Einwohner  im 
Appellationsgerichtsbezirk  Aix  (umfassend  die  Departements  Bouches- 
du-Rhone,  Basses- Alpes , Var,  Alpes-Maritimes)  im  Jahre  1882  3,45 
abgeurteilte  Handlungen,  im  anstoßenden  Gebiete  des  Kassationshofs 
Turin  (Piemont,  Ligurien,  Lombardei,  Parma,  Modena)  3,57 ; undCorsica 
mit  seiner  italienischen  Bevölkerung  kommt  mit  18,19  der  Insel 
Sizilien  mit  19,30  nahe’)-  Am  meisten  tragen  zur  Erhöhung  der 
italienischen  Durchschnittsziffer  die  neapolitanischen  Provinzen  bei. 

Dagegen  stößt  man  bei  dem  Versuch  einer  Nebeneinanderstellung 
der  deutschen  Kriminalitätsziffern  und  derjenigen  anderer  Staaten 
auf  alle  jene  störenden  Faktoren,  welche  die  Vergleichung  kriminal- 


1)  Die  Effektivzahlen  sind: 

Bevölkerung  1881 

Abgeurtoilte  Handlungen 
1883 

Bezirk  Aiz 

I 245  *76 

43 

,,  Turin 

8830943 

3*5 

Insel  Corsica 

258  440 

47 

„ Sizilien 

2 927  901 

565 

Ah»  der  S.  611  erwähnten  Eigentümlichkeit  der  Zählang  der  Anklagesachen  in 
Frankreich  folgt,  dafs  die  angeführten  französischen  Ziffern  noch  hinter  der  Wirklichkeit 
zorttckbleiben. 
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statistischer  Daten  überhaupt  erschweren,  und  welche  begründet  sind 
teils  in  der  schon  berührten  Verschiedenheit  der  bei  der  Kompilierung 
der  Statistik  maßgebenden  Grundsätze,  teils  in  den  Strafprozeßord- 
niingen,  teils  in  der  Klassifikation  der  strafbaren  Handlungen  in  den 
Gesetzen  und  demgemäß  auch  in  der  Statistik. 

Wir  beschränken  uns  im  allgemeinen  darauf,  die  als  Summen  der  Ver- 
urteilten gegebenen  Zahlen  von  diesen  drei  Gesichtspunkten  aus  zu 
betrachten.  Das  erstgenannte  Moment  (die  verschiedenartige  Behandlung 
der  Materialien  in  den  statistischen  Publikationen)  würde  allein  schon  ge- 
nügen, um  darzuthun,  daß  die  deutsche  Statistik  mit  keiner  der 
übrigen  absolut  vergleichbar  erscheint,  da  die  österreichische,  die  ein- 
zige, aus  welcher  gleichfalls  die  Summe  der  rechtskräftig  Ver- 
urteilten ersichtlich,  sich  in  einem  anderen,  noch  zu  erwähnenden 
Punkte  von  der  unsrigen  unterscheidet. 

In  den  übrigen  Ländern,  die  nicht  nur,  wie  Deutschland,  die 
rechtskräftigen,  sondern  auch  diejenigen  Urteile  registrieren,  gegen 
welche  Rechtsmittel  eingelegt  werden,  sowie  die  Kontumazurteile»), 
welche  in  vielen  Fällen  später  noch  zu  contradiktorischer  Verhandlung 
führen,  ist  durch  die  Mitrechnuug  derselben  eine  Reihe  von  Ab- 
weichungen und  Doppelzählungen  bedingt.  Zudem  enthält  die 
italienische  Statistik  der  Zuchtpolizeigerichte  ungetrennt  die  in 
erster  Instanz  und  in  Berufungssachen  gegen  die  Präturen  gefällten 
Urteile,  so  daß  einerseits  die  nachfolgenden  Abänderungen  ihrer  Ent- 
scheidungen durch  die  Appellationsgerichte  unberücksichtigt  bleiben, 
anderseits  die  in  Berufungsinstanz  abgeurteilten  Fälle*)  zweimal 
Vorkommen  (das  erste  Mal  in  der  Statistik  der  Präturen).  Der  Ein- 
fluß dieser  Eigentümlichkeiten  auf  die  Zahlen  ist  daraus  ersichtlich, 
dass  die  Berufung  1883  (s.  „Statistica  giudiziaria  penale“,  1883,  S. 
XXXIX  und  XLVIIl)  bei  18,8  der  von  den  Zuchtpolizeigerichten 
abgeurteilten  Individuen  erfolgte  und  bei  39,5  (s.  S.  L)  der  Be- 

rufungsfälle zur  Änderung  des  ersten  Spniches  führte,  während  26,6 
der  von  den  nämlichen  Gerichten  erledigten  Prozesse  Berufungssachen 
waren  (S.  XXXVIII).  In  bezug  auf  Frankreich  geht  aus  den 
Anmerkungen  ira  „Compte  gön6ral  de  Tadrainistration  de  la  justice 
criminelle“,  1883,  S.  90  und  91  hervor,  daß  bei  den  Zuchtpolizei ge- 
richten  nur  in  den  Fällen,  wo  ein  Kontumazurteil  noch  im  nämlichen 
Jahre  durch  nachfolgende  contradiktorische  Entscheidung  abgeändert 
wurde,  die  letztere  ausschließlich  gezählt  ist;  im  übrigen  aber  werden 
(s.  S.  XIX)  alle  Urteile  gerechnet,  und  die  für  1,5  ®/(,  der  Urteile 
von  den  Appellhöfen  beschlossenen  Änderungen  bleiben  demnach 
außer  betracht;  ebenso  werden  alle  Entscheidungen  der  übrigen  Er- 
kenutnisgerichte  gezählt.  Ähnlich  ist  es  in  Belgien.  Auch  die 


1)  Kontumazartoile  sind  in  den  deutsclien  ZifTern  überhaupt  nicht  enthalten,  da 
der  § 3l9  St.  P.  0.,  nach  welchem  allein  sulche  zulässii;  sind,  auf  keines  der  in  Frage 
kommenden  Reate  anwendbar. 

2)  Dieselben  sollen  künäig  gesondert  aufgefUhrt  werden. 
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englische  Statistik  giebt  die  Erstcntscheidungen,  die  indes  nur 
höchst  selten  angefochten  werden  (nach  „England  and  Wales,  Judicial 
Statistics“,  1884,  Seite  XXI,  erfolgte  nur  gegen  0,03  der  Ver- 
urteilungen durch  Polizeigerichte  Berufung,  die  in  44,4  o/,,  der  Be- 
rufuugsfälle  Änderungen  herbeiführte.) 

Von  einem  Vergleich  mit  der  schottischen  Statistik  muß 
abgesehen  werden,  weil  dieselbe  in  bezug  auf  die  abgeurteilten 
Individuen  eine  Unterscheidung  nach  Strafthaten  nur  für  die  Kriminal- 
gerichte giebt;  irische  und  spanische  Verhältnisse  sind  zur  Ver- 
gleichung mit  den  unsrigen  wohl  kaum  geeignet,  und  die  ungarischen 
Statistiken  der  letzten  Jahre  sind  vermöge  der  Einführung  eines 
neuen  Strafgesetzbuches  auch  untereinander  nicht  homogen. 

Ferner  wäre  zu  untersuchen,  ob  das  von  den  fremden  Publi- 
kationen behandelte  strafrechtliche  Gebiet  dem  Umfange  nach  unseren 
„Verbrechen  und  Vergehen  gegen  Reichsgesetze“  entspricht.  Beschränkt 
man  sich  auf  die  Bedeutung  dieser  Frage  hinsichtlich  jener  in  der 
bezeichneten  italienischen  VeröflFentlichung  herausgehobenen  vier 
Klassen  von  Strafthaten,  so  ist  ihre  Beantwortung  ziemlich  einfach, 
da  die  italienische,  französische,  belgische,  österreichische,  englische 
Statistik  sich  zwar  auf  sämtliche  von  den  ordentlichen  Gerichten 
abgeurteilte  Delikte  erstreckt,  das  Fehlen  der  Übertretungen  und  der 
Strafthaten  gegen  Landesgesetze  in  der  deutschen  aber  nur  bei  den 
Sittlichkeitsdelikten  und  den  Diebstählen  einen  Unterschied  gegen- 
über jenen  bedingt  Zudem  werden  in  Frankreich  die  Angaben  über 
die  kleine  Kriminalität,  die  zur  Kompetenz  der  „tribunaux  de  simple 
Police“^)  gehört,  nur  summarisch  ohne  Angaben  über  die  Zahl  der 
wegen  der  einzelnen  Strafthaten  Verurteilten  publiziert,  und  auch 
für  Italien  wurden  bis  1883  die  von  den  Präturen*)  abgeurteilten 
Strafthaten  nur  in  großen  Gruppen  statistisch  dargestellt. 

Dagegen  werden  einige  numerisch  wenig  ins  Gewicht  fallende  Ver- 
schiedenheiten dadurch  hervorgerufen , daß  die  Verurteilungen  von 
Militiirpersonen  in  England,  wo  keine  eigene  Militärgerichtsbarkeit 
existiert,  nicht  ausgeschieden  werden  können,  wie  in  den  anderen 
Ländern,  sowie  auch  durch  das  Fehlen  der  Konsulargerichtsbarkeit 
in  den  nichtdeutschen  Publikationen. 

Belangreicher  sind  die  durch  die  Art  der  Zählung  der  Strafthaten 
und  der  Personen  bewirkten  Differenzen.  Es  wird  nämlich  in  den 
statistischen  Veröffentlichungen  der  verschiedenen  Staaten  z.  B.  in 
jenen  Fällen,  wo  ein  Angeklagter  mehrerer  Handlungen  beschuldigt 
oder  schuldig  erklärt  wurde,  nicht  immer  die  gleiche  Praxis  befolgt. 
In  Österreich  wird  ein  wegen  mehrerer  Strafthaten  verschiedenen 
Grades  (d.  h.  zugleich  wegen  Verbrechen  und  Vergehen,  wegen  Ver- 


1)  Dieselbe  amscblierst  die  mit  höchstens  15  Fr.  Geldbufse  oder  fünflügiger  Haft 
bedrohten  Uebertretungen. 

2)  Ihre  Zuständigkeit  erstreckt  sich  auf  Uebertretungen  und  die  S.  507  bezeichneten 
Vergehen. 
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gehen  und  Übertretung,  u.  s.  w.)  verurteiltes  Individuum  bei  jeder 
der  zwei  resp.  drei  Kategorien  einmal'),  in  Deutschland  aber  jeder 
Angeklagte  oder  Verurteilte  nur  bei  der  mit  der  schwersten  Strafe 
bedrohten  Handlung  gezählt  (im  Falle  der  Verurteilung  eines  An- 
geklagten, jedoch  nur  bei  solchen  Handlungen,  bezüglich  welcher  ein 
Schuldverdikt  ausgesprochen  wurde).  In  Italien  werden  bei  den 
Schwurgerichten  die  Angeklagten  wie  die  Verurteilten  — neben  der 
Zählung  für  jede  einzelne  ihrer  Strafthaten  — bei  der  schwersten 
That  gerechnet;  dieselbe  wird  jedoch  bei  den  Angeklagten  aus  der 
Aufzählung  in  den  Anklageakten,  bei  den  Verurteilten  aber,  wie  in 
Deutschland,  aus  jenen  Strafthaten,  bezüglich  deren  Verurteilung  er- 
folgte, entnommen.  Da  nun  die  beiden  in  Frage  kommenden  Handlungen 
häufig  nicht  identisch  sind,  so  erklärt  es  sich,  daß  manchmal  für 
ein  Reat  mehr  Verurteilte  als  Angeklagte  erscheinen  (s.  „Statistica 
giudiziaria  penale“  1883,  Tab.  XVI,  Sp.  46,  47).  Eine  Berechnung  der 
Zahlen  der  Abgeurteilten  etc.  für  die  Zuchtpolizeigerichte,  — bei 
welchen  nur  die  abgeurteilten  Reate  gezählt  werden,  — auf  , Grund 
des  für  die  Schwurgerichte  gefundenen  Verhältnisses  würde  an  den 
gleichen  Mängeln  leiden.  Dazu  kommt,  daß  eine  solche  Berechnung  für  die 
einzelnen  Reate  eine  gleiche  Zahl  von  Freisprechungen  bei  Ge- 
schworenen wie  bei  Zuchtpolizeigerichten  voraussetzen  müßte,  während 
in  WirkUchkeit  in  der  Gesamtsumme  aller  Strafthaten  die  Verurteilten 
bei  diesen  (1883)  77,05  ®/o,  bei  jenen  aber  nur  70,66  ®/ß  der  Ange- 
klagten ausmachen,  und  also  bei  den  einzelnen  Strafthaten  das  Verhältnis 
ein  ähnliches  sein  dürfte ; die  Zahl  der  Verurteilten  erschiene  demnach 
kleiner  als  sie  thatsächlich  ist.  Noch  kleiner  als  bei  den  Schwurge- 
richten ist  der  Prozentsatz  der  Verurteilungen  bei  den  Präturen 
(1884:  58,64  der  Angeklagten),  und  ein  Rückschluß  von  diesen 
auf  die  Zuchtpolizeigerichte,  welcher  nach  der  Statistik  von  1884  in 
bezug  auf  einige  leichtere  Delikte  möglich  wäre,  würde  einen  noch 
größeren  Fehler  verursachen. 

In  Frankreich  werden,  zufolge  einer  Privatmitteilung  aus  dem 
statistischen  Büreau  des  Justizministeriums,  ebenfalls  die  Angeklagten 
wie  die  Verurteilten  bei  ihrer  schwersten  That  gezählt;  es  scheint 
dies  beide  Male  gemäß  der  Urteilsformel  zu  geschehen,  da  sonst  nicht 
bei  jedem  einzelnen  Reat  die  Summe  der  Freigesprochenen  und  der 
Verurteilten  der  der  Angeklagten  entsprechen  könnte,  wie  es  that- 
sächlich der  Fall.  Statt  der  einzelnen  Handlungen  zählt  man  in 
Frankreich  Anklagesachen,  und  zwar  eine  jede  nur  bei  der 
schwersten  Strafthat,  so  daß  ihre  Zahl  wesentlich  geringer  erscheinen 
muß,  als  die  der  „abgeurteilten  strafbaren  Handlungen“  in  der 
deutschen  Statistik. 

Eine  Verschiedenheit  der  Ziflfern  wird  auch  dadurch  herbeigeführt, 
daß  nach  deutschem  Strafrecht  Kinder  unter  12  Jahren  überhaupt  nicht  vor 


1)  Wenigstens  scheint  dies  aus  dem  in  den  „Ergebnissen  der  Strafrechtspflege  im 
Jahre  1882“,  8.  XI  Gesagten  hervorzugehen. 
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Gericht  gezogen  werden  können,  diejenigen  jugendlichen  Angeklagten 
(13—18  J.)  aber,  welche  einer  Besserungsanstalt  übergeben  werden, 
als  freigesprochen  zählen,  während  sie  in  Frankreich  und  Italien  mit 
den  Verurteilten  summiert  werden.  Auch  die  Altersgrenze  der 
bedingten  Straflosigkeit  (im  Falle  mangelnder  Einsicht)  ist  nicht 
überall  die  gleiche,  sondern  wird  in  Deutschland  durch  das  vollendete 
18.,  in  Frankreich  durch  das  16.,  in  Italien  durch  das  14.  Lebensjahr 
gebildet;  eine  absolute  Straffreiheit  für  kindliche  Verbrecher  ist  in 
den  Gesetzen  der  zwei  letzten  Staaten  nicht  ausgesprochen.  Doch 
wirkt  der  dadurch  hervorgerufenen  Verringerung  der  Zahl  der  Verur- 
teilten in  Deutschland  die  Thatsache  entgegen,  daß  bei  den  Jugend- 
lichen, trotz  jener  gesetzlichen  Einschränkung  ihrer  Strafbarkeit,  der 
Prozentsatz  der  Verurteilten  ein  größerer  zu  sein  pflegt  als  bei  den  Er- 
wachsenen ^ ). 

Bei  Berechnung  des  Zahlenverhältnisses  zwischen  den  Verurteilten 
und  der  Bevölkerung  ist  es  jedenfalls  angezeigt,  von  demjenigen  Teil 
der  Einwohnerschaft,  der  wegen  seiner  Jugend  keinen  Anteil  am 
Verbrecherkontingent  haben  kann,  abzusehen.  Der  Unterschied  zwischen 
den  so  gewonnenen  Zahlen  und  den  auf  Grund  der  Gesamtbevölkerung 
berechneten  ist  kein  unbedeutender,  da  die  Kinder  unter  10  Jahren 
z.  B.  in  Deutschland  im  Jahre  1880  25,3  in  Frankreich  aber  1881 
nur  18,3  o/o  der  Bevölkerung  ausmachten. 

Die  zweite  Schwierigkeit  für  kriminalstatistische  Vergleiche  liegt 
in  der  Verschiedenheit  der  Strafproz eß Ordnungen,  einem  Faktor, 
dessen  Untersuchung  innerhalb  des  Raumes  weniger  Seiten  ebenso- 
wenig möglich  ist,  wie  die  Darstellung  seines  Einflusses  in  Ziffern. 
Auch  auf  die  durch  die  Bevölkerungsdichtigkeit,  die  Verteilung  der 
Gerichtssitze,  die  Organisation  des  Sicherheitsdienstes  und  andere 
Verhältnisse  bedingte  größere  oder  geringere  Leichtigkeit,  strafbare 
Handlungen  ans  Licht  oder  zur  Anzeige  zu  bringen,  soll  hier  nicht 
eingegangen  werden;  es  möge  genügen,  wenn  hier  oder  gelegentlich 
bei  der  folgenden  Vergleichung  der  Klassifikation  der  Strafthaten 
in  den  Statistiken  die  einschneidende  Wirkung  gewisser  strafpro- 
zessualer Institutionen,  wie  des  Prinzips  der  regelmäßigen  Privat- 
anklage in  England,  oder,  hinsichtlich  der  Antragsdelikte  in 
anderen  Ländern,  der  Höhe  der  Gerichtskosten  betont  wird.  Ein 
Moment,  dessen  Einfluß  auf  alle  leichtere  Delikte  betreffenden  deutschen 
Ziffern  nicht  übersehen  werden  darf,  ist  die  bei  uns  eingeführte  An- 
zeigepflicht der  Staatsanwaltschaften  in  allen  zu  ihrer  Kenntnis 
gelangenden  Fällen.  — Es  wäre  dankbar  anzuerkennen,  wenn  andere 
Publikationen  das  Beispiel  der  soeben  erschienenen  österreichischen 


1)  Die  Verurteilten  bildeten  in  Deutschland  der  Abgeurteilten  (mit  Ausnahme 
der  nach  § 140  St.-G.-B.  Angeklagten): 


1882 

1883 

1884 

1885 

bei  den  über  18  Jahre  alten  Angeklagten 

80,8 

80,6 

80,3 

80,4 

bei  den  Jugendlichen 

84,6 

84,5 

84,2 

84,1 

Für  die  übrigen  Staaten  liegen  keine  Angaben  vor. 


DIgitized  byGoogls 


514 


Dr.  pb.  Eugeu  Würzburger, 


Statistik  der  Strafrechtspflege  für  das  Jahr  1883  nachahmten,  welche 
in  ihrer  Einleitung  einen  Überblick  über  die  Gnindzüge  des  straf- 
rechtlichen Verfahrens  giebt,  und  den  Leser  auch  hinsichtlich  der  Art 
der  Zählung  der  Personen  und  Handlungen  genauer  informierten,  in 
bezug  auf  deren  Verschiedenheiten  oben  in  Ermangelung  genügender 
Anhaltspunkte  nur  wenige  Andeutungen  gemacht  werden  konnten. 

Die  dritte  und  elementarste  Bedingung  für  die  Möglichkeit  einer 
Vergleichung  der  Häufigkeit  einzelner  Strafthaten  oder  ganzer  Gruppen 
von  solchen  ist,  daß  die  in  den  verschiedenen  Statistiken  aufge- 
zählten Strafthaten  sich  begrifflich  decken.  Um  die  Erörterung 
dieser  Frage  nicht  zu  weit  auszudehnen,  beschränken  wir  uns  wieder 
auf  die  vier  in  den  italienischen  Tabellen  zusammengestellten  Gruppen, 
deren  erste  folgende  Rubriken  der  betreffenden  Statistiken  enthält 
(die  der  italienischen  Statistik  s.  S.  508.) 


Deutschland 

Österreich 

Frankreich 

England 

Mord  § 211 
Totschlag  § 212—216 
Tötung  nul  Verlangen 
des  Getöteten  § 216 
Kindesmord  § 217 
Vergiftung  § 229 

Kindesmord 

Mord 

Totschlag 

Meurtre 

Assassinat 

Parricide 

Infanticido 
Empoisonnement 
Blessnres  et  coups 
suivis  de  mort  sans 
intention  de  la 
donner 

Murder 

Attempts  to  murder 
Manslaughtcr 

Italienisches  „venefizio“  (C.  P.  524)  ist  aber,  wie  französisches 
„empoisonnement“  (C.  P.  301 ) = Giftmord,  während  § 229  des  deutschen 
St.G.B.  Beibringung  schädlicher  Substanzen,  ohne  Absicht  zu  töten, 
betrifft;  letzterer  § ist  somit  auszuscheiden.  Die  Zahl  der  Körper- 
verletzungen mit  nachgefolgtem  Tode  (§  226)  ist  für  Deutschland 
nicht  zu  ermitteln,  da  dieselben  in  der  Statistik  mit  den  übrigen 
schweren  Körperverletzungen  (§  224,  225)  zusammen  figurieren.  Die 
entsprechende  Rubrik  der  französischen,  sowie  die  der  österreichischen 
Statistik  [Totschlag*)]  ist  daher  ebenfalls  zu  streichen,  während  ein 
Vergleich  mit  Italien,  wo  (wie  in  Belgien)  die  Körperverletzungen  mit 
nachgefolgtem  Tode  mit  nicht  qualifiziertem  Totschlag  zusammenge- 
zählt sind,  unmöglich  wird.  Engl,  „murder“  geht  über  unseren 
„Mord“  hinaus  und  kann  selbst  Körperverletzungen  mit  nachgefolgtem 


1)  § 140  de?  österr.  St.G.B.  lautet:  Wird  die  Handlang,  wodurch  ein  Mensch  ums 
Leben  kommt,  zwar  nicht  in  der  Absicht,  ihn  zu  tSten,  aber  doch  in  anderer  feindseliger 
Absicht  ausgeUbt,  so  ist  das  Verbrechen  ein  Totschlag. 
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Tode  betreffen*).  Ferner  ist  aus  einer  Bemerkung  „Judicial  Statistics 
1884“,  S.  XXIII,  zu  entnehmen,  daß  des  Kindesmords  (also  murder) 
Angeklagte  häufig  wegen  „concealment  of  birth“  verurteilt  werden ; da 
die  anderen  Staaten  jedoch  „Verheimlichung  der  Geburt“  in  diesem 
Sinne  (vielleicht  mit  Ausnahme  des  österr.  § 339)  nicht  kennen,  so 
erscheinen  bei  denselben  die  entsprechenden  Beate  jedenfalls  unter 
„Kindesmord“.  Ein  Vergleich  mit  England  ist  aus  diesen  Gründen 
gleichfalls  unthunlich,  und  es  könnten  nur  etwa  die  in  Deutschland, 
Frankreich,  Österreich  wegen  „vorsätzlicher  Tötung  mit  oder  ohne 
Überlegung“  Verurteilten,  wie  folgt,  zusammengestellt  werden: 


Jahre 

Absolute  Zahlen 

Verurteilte  auf 
100  000  Ein  w. 
im  Alter  von 
über  10  Jahren 

Deutschland 

Frankreich 

Österreich 

Bevölkerung*) 
im  Alter  von 
über 

10  Jahren 

Verur- 

teilte 

Bevölkerung*) 

über 

10  Jahre 

Verur- 

teilte*) 

Bevölkerung*) 

über 

10  Jahre 

Verur- 

teilte*) 

Deutschi,  j 

Frankreich 

Österreich 

1880 

— 

30473036 

456 

16  807  718 

337 



1,60 

2,01 

1881 

— 

— 

30  549  828 

487 

16936969 

252 

— 

1,59 

1,49 

1882 

34351  783 

494 

30  626  814 

515 

17  067  214 

305 

1.44 

1,68 

1,79 

1883 

34  04 1 025 

492 

30  703  994 

476 

17  198461 

242 

1,48 

1,55 

1,41 

1884 

34  932  702 

433 

30781  368 

519 

— 

— 

1,84 

1,69 

— 

Schwieriger  ist  die  Ermittelung  der  Verurteilungen  wegen 
Körperverletzung.  In  der  Einleitung  zu  der  italienischen  Zu- 
samnienstellung  ist  u.  a.  auf  die  Unbrauchbarkeit  der  hierzu  vor- 
liegenden englischen  Angaben  hingewiesen,  welche  die  „common 
assaults“,  die  außer  Körperverletzungen  verschiedene  ganz  andei*s  ge- 
artete Strafthaten,  wie  Freiheitsberaubung  und  sogar  Sachbeschädigung, 
betreffen  können,  in  Pausch  und  Bogen  enthalten,  so  daß  nur 
die  verschwindend  geringe  Zahl  der  wegen  „assault  occasioning 
actual  bodily  harm“  oder  wegen  „shooting  at,  wounding“ 
von  Geschworenengerichten  schuldig  Gesprochenen  festgestellt  zu 
werden  vermag.  Für  Frankreich  ist  die  Ziffer  der  wegen  „voies  de 


1)  Marder  is  nnlawful  homicide  with  malice  aforethought'S  und  „malice 
aforethought“  kann  nicht  blofs  in  „an  intontion  to  cause  the  death“,  sondern  auch  in 
„knuwledge  that  the  act  trill  cause  grievously  bodily  harni“,  oder  in  „an  latent  to 
commit  any  felony  whatever“  bestehen. 

(Stephen,  Digest  of  the  Crimiiial 
Law,  London  1883,  S.  158). 

2)  Die  Bevölkerungszififern  sind  auf  Grund  der  Volkszählungsresultate  von  1880, 
resp.  1881,  und  für  die  übrigen  Jahre  mittels  des  in  den  „Confronti  internaziouali  sul 
movimento  delio  stato  civile,  Roma  1884'S  S.  383  berechneten  geometrischen  Vermehrungs- 
Verhältnisses  gegeben  (Deutschland  8,48,  Frankreich  2,58,  Österreich  7,69  auf  1000  Ein- 
wohner jährlich). 

3)  Ausschliefslich  der  in  Kontumaz  Verurteilten  ; s.  S.  510. 

4)  Eine  Korrektur  der  ZifTern  mit  Rücksicht  auf  den  S.  611  erwähnten  Umstand 
ist  nicht  erforderlich,  da  es  sich  hier  nur  um  Verbrechen  handelt. 
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fait  et  violences  16gdres“  von  den  einfachen  Polizeigerichten  Verur- 
teilten in  der  Statistik  nicht  gegeben,  welche  die  S.  508  berechnete 
Relativzififer  fast  verdoppeln  könnte,  da  die  Zahl  der  Angeklagten 
in  jener  Rubrik  23  039  beträgt,  gegenüber  26  708  außerdem  der  Körper- 
verletzung Beschuldigten ; anderseits  läßt  sich  nicht  feststellen , wie 
viele  unter  den  Körperverletzungen  bei  uns  unter  den  Begriff  der 
„thätlichen  Beleidigung“  fallen  würden,  den  der  code  p6nal  nicht  kennt 

Von  erheblichem  Einfluß  auf  die  Zahl  der  Anklagen  wegen 
Körperverletzung,  die  ja  auch  in  Deutschland  in  einer  großen  Zahl 
von  Fällen  (bei  „einfacher  Körperverletzung“)  nur  auf  Antrag  des 
Geschädigten  erfolgen  können,  ist  ohne  Zweifel  die  Höhe  des  zu 
leistenden  Kostenvorschusses,  bezw.  der  Kosten  überhaupt;  auch  zeigt 
die  Tabelle  S.  180  der  deutschen  „Justizstatistik“,  Jahrgang  2,  wie 
verschieden  im  allgemeinen  die  Geneigtheit  zur  Erhebung  von  Privat- 
anklagen sogar  in  den  einzelnen  Provinzen  desselben  Reiches 
sein  kann,  da  z.  B.  im  Oberlandesgerichtsbezirk  Stuttgart  im  Jahre 
1883  von  1000  überhaupt  gefällten  Urteilen  der  Schöflengerichte  178, 
in  Oldenburg  dagegen  nur  35  auf  Privatklagesachen  entfielen. 

In  Italien  — wir  sehen  bei  diesem  und  den  folgenden  Vergleichen 
von  dem  Geltungsbereich  des  toskanischen  Strafkodex  ab  — sind 
nach  § 550  des  sardinischen  Strafgesetzbuchs  absichtliche  Körper- 
verletzungen ohne  geeignete  Waffen,  wenn  sie  nicht  mehr  als 
fünftägige  Arbeitsunfähigkeit  oder  Krankheit  zur  Folge  hatten,  nur 
auf  Antrag  des  Geschädigten  zu  verfolgen  und  mit  Polizeistrafen 
zu  belegen.  Da  diese  zweifellos  die  große  Mehrzahl  bildenden  Fälle 
von  den  Präturen  abgeurteilt  werden , so  fehlt  für  sie  bis  jetzt  die 
statistische  Grundlage,  denn  die  aus  der  Gesamtzahl  der  Handlungen 
abgeleitete,  mutmaßliche  Zahl  der  wegen  Körperverletzung  Verurteilten 
kann  wohl  als  ungefährer  Anhaltspunkt,  nicht  aber  als  Basis  einer 
Parallele  mit  anderen  Ländern  gelten. 

Nur  der  Vergleich  der  deutschen  mit  den  österreichischen  Ziffern 
scheint  nicht  ganz  unmöglich,  wenn  man  unseren  §§  223 — 229  (vor- 
sätzliche Körperverletzung,  einschließlich  derjenigen  mit  nachgefolgtem 
Tode)  den  schon  erwähnten  österreichischen  § 140  (Totschlag),  dann 
§§  152 — 157  (Verbrechen  der  schweren  körperlichen  Beschädigung) 
und  §§  41 1 — 421  (Übertretung  der  vorsätzlichen  und  der  bei  Raufhändeln 
vorkommenden  körperlichen  Beschädigung,  Mißhandlung)  gegenüber- 
stellt. Die  Zahl  derjenigen  wegen  Verbrechens  der  schweren  körperlichen 
Beschädigung  Verurteilten,  welche  zugleich  einer  Übertretung  der 
körperlichen  Beschädigung  schuldig  befunden  und  daher  doppelt  ge- 
zählt wurden,  kann,  wenn  die  deutschen  Zahlenverhältnisse  einen 
Schluß  auf  die  österreichischen  gestatten,  nur  unbedeutend  sein.  Von 
592  in  Deutschland  1884  wegen  schwerer  Körperverletzung  (§§  224 — 226) 
Verurteilten  waren  nämlich  53  oder  9 ®/o  noch  anderer,  geringerer  Straf- 
thaten  schuldig;  wie  aber  Tabelle  7,  Seite  (76)  der  deutschen 
Kriminalstatistik  — allerdings  in  bezug  auf  die  gefährlichen  Körper- 
verletzungen (§  223a)  — nachweist,  sind  die  Nebenhandlungen  meist 
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Hausfriedensbruch  oder  Bedrohung,  und  nur  in  Vi*  der  Fälle  leichtere 
Körperverletzungen,  so  daß  nur  0,75  der  wegen  schwerer  Körper- 
verletzung, oder  0,06  o/,,  der  in  Österreich  wegen  Körperverletzung 
überhaupt  Verurteilten  in  Abzug  gebracht  werden  müßten.  Hin- 
gegen trägt  zur  Verminderung  der  österreichischen  Zifiern,  doch  auch 
nur  in  geringem  Maße,  der  Umstand  bei,  daß  in  Deutschland  alle  bei 
Schlägereien,  durch  welche  eine  schwere  Körperverletzung  verureacht 
worden,  Beteiligten  zu  bestrafen  sind  (R.-St-G.-B.,  § 227),  in  Öster- 
reich aber  nur  die  der  Verletzung  Schuldigen  (Ö.  St.-G.-B.  § 157). 
Da  beide  Momente  die  Zahlen  in  entgegengesetztem  Sinne  beeinflussen, 
so  kann  die  folgende  Tabelle  wohl  auch  ohne  Korrektur  für  richtig 
gelten,  und  es  bleibt  lediglich  zu  berücksichtigen,  dass  körperliche 
Beschädigung  in  Österreich  stets  Gegenstand  der  öflfentlichen  An- 
klage ist. 


Zahl  der  wegen  absichtlicher  Körper- 
verletzung Verurteilten 

Auf  100  000  Einwohner  im  Alter  von 
mehr  als  10  Jahren 

Jahre 

Deutschland 
(ohne  die 
Konsulargericlite) 

Oesterreich 

Deutschland 

Oesterreich 

1880 

53  837 



320,31 

1881 

— 

56418 

— 

333.11 

1882 

55  593 

62  312 

i6i,83 

365,10 

1883 

58  778 

63  583 

169,68 

369,70 

1884 

67  593 

— 

*93,^9 

Nicht  ohne  Interesse  ist  die  Verteilung  der  Zahlen  auf  die  ein- 
zelnen Gebietsteile,  da  dieselbe  zeigt,  daß,  ähnlich  wie  wir  bei  den 
Tötungen  in  Frankreich  und  Italien  gesehen,  in  mehreren  Fällen 
geographisch  benachbarte  oder  durch  ihre  Bevölkerung  einander  nahe 
stehende  Provinzen  beider  Reiche  gegenüber  der  großen  Diflerenz  der 
Gesamtstaatszifiem  nur  unbedeutende  Zahlenunterschiede  aufweisen. 
Nachstehend  sind  die  Ziffern  der  österreichischen  Kronländer  und  von 
14  Gebietsgruppen  ^)  des  Deutschen  Reichs,  wie  sie  sich  aus  der 
Summe  der  Triennien  1880 — 1882,  resp.  1882 — 1884  ergeben,  zu- 
sammengestellt und  in  der  Reihenfolge  nach  ihrem  Verhältnis  zur 
Gesamtbevölkerung  geordnet  Der  Umstand,  daß  sich  die  deutschen 
Zifiern  auf  den  Ort  der  That,  die  österreichischen  auf  den  Sitz  des 
erkennenden  Gerichts  beziehen,  kann  kaum  ins  Gewicht  fallen,  da  die 
Aburteilung  in  beiden  Staaten  in  der  Regel  durch  dasjenige  Gericht 
erfolgt,  zu  dessen  Bezirk  der  Ort  der  That  gehört 


1)  Abweichend  von  der  in  der  offiziellen  Statistik  fiblichen  Einteilung  in  16  Gruppen 
wurden  Brandenburg  und  Berlin,  um  der  Analogie  von  Niederösterreicb-Wien  willen, 
vereinigt. 
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Zahl  der  in  Deutschland  1882 — 84,  in  Österreich  1880—82  wegen 

Körperverletzung  Verurteilten. 


Lfd. 

Nr. 

Gebietsteile 

VV'egon 

sichtlic 

Körperv 

Verurt 

absolut 

ab-  1 
her 
erletz. 
eilte 
auf 

100000 

Ktnw. 

jhri.i)i 

Lfd. 

Nr. 

Gebietsteile 

Wegen 

sichtlh 

Körperv« 

Vemrt« 

absolut  . 

ab* 

dier 

nrlets. 

iilte 

auf 

100000 

Kinw. 

1, 

Sachsen  und  Thüringen 

932* 

75-oi 

16. 

Ost-  und  Westprenßen 

19670 

196,3 

2. 

Pommern  , Schleswig- 

! 

17. 

Elsaß- Lothringen, Pfalz 

*3550 

301,3 

I lolstei  n , Mock  len  bürg, 

i 

Hamburg,  Lübeck 

10  788 

92, 

3. 

Hessen-Nassau,  Rgbz. 

I 

18 

Möhren 

13  189 

Minden,  GroBh. Hessen, 

( 

Waldeck,  beide  Lippe 

8 980 

93,3 

4. 

Württemberg , Raden, 

19. 

Salzburg 

1 044 

212,8 

lluhenzollern 

10  585 

97,8! 

5 

Uegbz.  Münster,  Han- 

J 

20. 

Regbz.  Oppeln 

9256 

2*4,1 

nover  ohne  Kegbz. 

Hildesheim,  Herzogt. 

Oldenburg,  Bremen 

8 0G2 

104,2 

6. 

I’rov.  Sachsen,  Regbz. 

21. 

Bayern  ohne  Pfalz 

29  693 

214,8 

Hildesheim,  Anhalt, 

Krauiischweig 

10726 

107,5 

'r 

7. 

Brandenburg  u.  Berlin 

II  124 

109,4 

22. 

Posen 

11033 

2*5»» 

8. 

Regbz.  Breslau  und 

23 

Oberösterreich 

5 *17 

224,5 

Liegnitz 

8483 

HO  2 

9. 

Höhnten 

20373 

122.1 

Österreicll  d.  d.  l.eitha 

i72  57I 

259,8 

10. 

Rhoinprovinz , Regbz. 

24. 

Bukotoitia 

5 205 

303,5 

Arnsberg,  Birkcnfeld 

19445 

*25,1 

Dcutsclies  Koitdi 

180  716 

*33,2 

25 

Kärnthen 

3224 

308,2 

11. 

Tyrol 

3446 

142,7 

2C. 

Steiermark 

11  366 

3**,» 

12. 

Vorarlberg 

472 

1461.5 

27. 

Dalmatien 

4678 

13 

Xieikrööterreirh 

10  708 

*53,1 

28. 

OaUzien 

80486 

14. 

Kütlcnland 

3 *57 

162,4 

29. 

Krain 

6789 

15 

Ocst.  Schlesien 

33*7 

*95,3 

) 

Vi 

Es  geht  hieraus  hervor,  daß  die  höhere  Durchschnittsziffer  Öster- 
reichs hauptsächlich  den  großen  Zahlen  zu  danken  ist,  welche  die  fast 
rein  slavischen  Länder  Krain  und  Galizien,  zum  Teil  auch  die  deutschen 
AlpenländerO»  zu  seinen  üngunsten  in  die  Wagschale  werfen,  während 
z.  B.  Oberösterreich  und  Salzburg  dem  rechtsrheinischen  Bayern  un- 
gefähr gleichkommen,  und  auch  Regbez.  Oppeln  und  Mähren  und  Öst. 
Schlesien  einander  nahe  stehen. 


1)  Die  jüngsten  Altersklassen  konnten  nicht  ausgeschieden  werden,  weil  die 
deutsche  Statistik  die  erforderlichen  Augabeu  für  die  behandelten  Qebietsgmppcn  nicht 
liefert. 

2)  Doch  triül  auch  in  Steiermark  mehr  als  die  Hälfte  der  Verurteilten  (1985 
unter  3906  im  Jahre  1882,  1977  unter  3796  im  folgenden  Jahre)  auf  den  vorwiegend 
slovenischen  Gerichtssprengel  Cilii,  dem  nur  ein  Drittel  der  Einwohner  angehort  (426  975 
unter  1 213  597). 
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Einer  Vergleichung  der  Verurteilungen  wegen  Verbrechen  und 
Vergehen  gegen  die  Sittlichkeit  stellt  sich  vor  allem  das  Bedenken 
entgegen,  daß  wohl  nur  ein  geringer  Teil  derselben  zur  richterlichen 
Sühne  gelaugt,  die  Zahlen  also  an  sich  keinerlei  Rückschluß  auf 
die  herrschenden  sittlichen  Zustände  gestatten.  Abgesehen  hiervon 
ist  aber  auch  in  den  verschiedenen  Gesetzgebungen  das  Feld  der  mit 
Strafe  bedrohten  Handlungen  wider  die  Sittlichkeit  sehr  ungleich  be- 
grenzt. Um  die  in  denselben  herrschenden  Verschiedenheiten  zur 
Anschauung  zu  bringen,  stellen  wir  in  nachfolgender  Tabelle  die  in 
den  §§  173 — 184*)  des  deutschen  Strafgesetzbuchs  bezeichneten  Straf- 
handlungen mit  den  auf  die  Sittlichkeit  bezüglichen  Strafbestimmungen 
anderer  Staaten  zusammen,  wobei  letztere  derart  zergliedert  wurden, 
daß  sie  den  einzelnen  Punkten  der  deutschen  Gesetzgebung  zur  Seite 
gestellt  werden  konnten. 

(Siebe  Tabelle  auf  S.  520  bis  524). 

Da  die  statistischen  Publikationen  die  entsprechenden  Ziffern 
nicht  mit  diesen  Einzelunterscheidungen  geben,  sondern  die  Abur- 
teilungen nach  Strafgesetzparagraphen  oder  noch  größeren  Gruppen 
zusammenfassen,  so  können  auch  die  auf  die  Verstöße  gegen  diejenigen 
Strafbestimmungen,  welche,  nach  vorstehender  Tabelle  in  verschiedenen 
Staaten  gleichlautend  sind,  bezüglichen  Zahlen  nicht  zum  Zweck  eines 
Vergleiches  herausgehoben  werden.  Zudem  mag  selbst  bei  diesen  die 
scheinbare  Kongruenz  in  Wirklichkeit  nicht  vorhanden  sein,  denn  es 
hängt  wohl  in  allen  diesen  Fällen  vieles  von  den  in  der  richterlichen 
Praxis  möglichen  Auslegungen  ab,  von  deren  Berücksichtigung  in  obiger 
Tabelle  abgesehen  werden  mußte;  während  die  Berliner  Gerichte 
z.  B.  seit  einigen  Jahren  das  bloße  Vermieten  an  Prostituierte,  mit 
W’issen,  daß  sie  die  gemietete  Wohnung  zum  Zwecke  der  Unzucht  be- 
nutzen, nach  § 180  als  Kuppelei  zu  bestrafen  pflegen,  dürften  die 
entsprechenden  Bestimmungen  in  anderen  Staaten  (außer  Österreich) 
eine  solche  Ausdehnung  kaum  erfahren.  Solche  wesentliche  Ver- 
schiedenheiten verbieten  es,  mehr  noch  als  die  aus  der  Tabelle  her- 
vorgehenden äußerlichen,  eine  Vergleichung  auch  nur  im  engsten 
Rahmen  zu  versuchen. 

Bedenken  allgemein  sachlicher  wie  statistischer  Natur  sind  cs 
auch,  die  sich  gegen  den  Vergleich  der  Diebstahlszifiem  erheben. 
Die  Häufigkeit  der  Verurteilungen  wegen  Diebstahls  ist  in  Österreich 
eine  so  große,  — die  Zahl  beträgt  fast  das  dreifache  derjenigen  für 
Deutschland,  welches  die  zweite  Stelle  einnimmt,  — daß  die  italienische 
Zusammenstellung  die  Aufl'ührung  derselben  unterließ , um  keine 
falschen  Vorstellungen  zu  erwecken.  Die  Ursache  der  Höhe  der 
österreichischen  Ziffern  liegt  ofienbar  zum  großen  Teil  in  der  Mit- 
rechnung der  Forst-  und  Felddiebstähle,  welche  in  Deutschland  als 
zur  Zuständigkeit  der  Landesgesetzgebung  gehörig,  in  der  Statistik 
fehlen,  während  sie  in  den  romanischen  Ladern  einerseits  wegen  der 


1)  Id  bezug  auf  Definition  und  Strafbarkeit  von  Bigamie  nnd  Ehebruch  (§§  171  — 172) 
dürfte  kaum  ein  erheblicher  Unterschied  herrschen. 
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Übersicht  der  strafbaren  Sittliohkeitsdelikte.*) 


Deutzchland. 

Paragraphen 
des  Keichs- 
strafgesetz- 
buchs. 


Blutschande. 

173. 

(Verwandte 
und  Ver- 
schwägerte 
absteigend. 
Linie  unter 
18  Jahren 
straflos.) 

Unzüchtige 

Handlungen 

vnrgenomm. 

durch 

Vormünder, 
Pflege-  od. 
Adoptivelt., 
Geistliche, 
Lehrer,  Er- 
zieher an 
ihren  Pflege- 
befohlenen 
etc.  174*. 

Beamte  an 
ihrer  Obhut 
anvertrant. 
Personen. 

174«. 

Beamte,  Arz- 
te io  öffent- 
lichen An- 
stalten an 
d.  dort  auf- 
genommen. 
Personen. 

174*. 


Österreich. 

Paragraphen 
des  Straf- 
gesetzbuchs. 


Blutscliande. 
131,  501. 


Verleitung  v. 
Personen, die 
jemandsAnf- 
sicht , Er- 
ziehung, Un- 
terricht an- 
vertr.  sind, 
zur  Duldung 
unzüchtiger 
Handlungen. 

132. 


Siehe  letzt- 
genannte 
Bestimmung. 


72 


Frankreich. 

Artikel  des 
Code  p4nal. 


Unzüchtige 
Handlungen 
mit  Gewalt, 
od. Notzucht 
an  Deszen- 
denten. 333. 


Desgl.  ohne 
Gewalt  an 
ledigen  min- 
derjähr.Des- 
zendenten 
831«. 

Unzüchtige 
Handlungen 
vorgenomm. 
anPersonen 
unter  13  J., 
Uber  welche 
der  Thäter 
Autorität 
besitzt,  od. 
durch  ihre 
Lehrer  od. 
Diener.  333. 

id.  durch  Be- 
amte oder 
Keligions- 
diener.  333. 


Italien. 

Artikel  des 

sardinischen 

Strafkodez. 


Blutschande 

481. 


Zu  bestrafen, 
soweit  Art. 
425  (s.  S. 
521)  an- 
wendbar. 


England«). 

Gesetze  nach 
Stephen, 
„Digest  of  the 
Criminal 
Law“,  1883. 


Siebe  ,, Cri- 
minal Law 
Amendment 
Act“  von 
1885. 


Belgien. 

Artikel  des 
Code  p4nal. 


Unzüchtige 
Handlungen 
an  oder  mit 
Hilfe  von 
Deszendent, 
unter  14  J. 

877«. 


Unzüchtige 
Bandlnogcn 
an  od.  mit 
Hilfe  von 
Person,  nnt. 
14  J. durch 
Pers.,welclie 
über  dies. 
Autorität  be- 
sitz., durch 
ihre  Lehrer 
od.  Diener. 

3771-4. 

id.  durch  Be- 
amte, iCrzte, 
Reiigions- 
diener  unt. 
Mifsbranch 
ihr.  Berufs, 
thfitigkeit. 
3773-6. 


1)  Einzelne  nur  auf  den  Eintritt  von  Strafverschärfungen  bezügliche 
Bestimmungen  wurden  nicht  in  die  Zusammenstellung  aufgenommen. 

2)  Die  Bestimmungen  des  „Criminal  Law  Amendment  Act“  von  1885  sind  nicht 
angeführt , da  noch  keine  statistischen  Daten  über  seine  Wirksamkeit  vorliegen.  Das 
genannt«  Gesetz  enthält  bekanntlich  schwere  Strafandrohungen  gegen  Kuppelei,  Verführung 
und  Verwahrlosung  von  Kindern.  — Bei  der  Eigentümlichkeit  des  englischen  Strafrechts 
konnten  natürlich  nicht  alle  Gesetzesartikel  zitiert  werden , welche  unter  Umständen  zu 
Verurteilungen  wegen  Vergehungen  gegen  die  Sittlichkeit  Anlafs  geben  mögen ; s.  z.  B. 
bei  Stephen,  a.  a.  O.  S.  178  die  Beispiele  zu  „assauU“  und  ,,battery“. 
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Deutschland. 

Österreich. 

Frankreich. 

Italien. 

Paragraphen 

Paragraphen 

Artikel  des 

Artikel  des 

des  Reichs- 

des  Straf- 

Code  p^nal. 

sardinischen 

strafgesetz- 

hnebs. 

gesetzbuchs. 

Strafkodex. 

England. 

Gesetze  nach 
Stephen, 
„Digest  ofthe 
Criminal 
Law“,  1883. 


Belgien. 

Artikel  des 
Code  pdnal. 


Unzucht  zw. 
Personen 
männlichen 
Geschlechts 
oder  mit 
Tieren.  175. 


Unzucht  zw.  Unzucht  mit 


Personen 
desselben 
Geschlechts 
oder  mit 
Tieren.  189 


Gewalt  an 
männlichen 
Personen. 
332*. 


Widernatür* 
liehe  Un- 
zucht mit 
Bedrohung 
oder  Ge- 
walt, oder 
anPersonen 
unter  12  J., 
an  Willen- 
oder wehr- 
losen Per- 
sonen ; auch 
sonst  ver- 
folghar  bei 
Erregung  t. 
Ärgernis  od. 
auf  Antrag. 

486. 


WidematUrl. 
Unzucht  zw. 
Männern, zw. 
Männern  u. 
Frauen,  od. 
mit  Tieren. 

S.  114. 
Unzüchtige 
Handlungen 
geg. Männer. 
8.  178 


Unzucht  mit 
Gewalt  an 
männlichen 
Pers.  373. 


Unzüchtige 
Handlungen 
geg.Frauen- 
zimm.(inde- 
cent  assaults) 
mit  Gewalt. 

S.  179. 
desgl  mit 
Mädchen 
unter  12  J. 

S.  179. 
Verführung 
V.  Mädchen 
im  Alter  zw. 
12  u.  18  J. 

8.  186. 


Unzüchtige 
Handlungen 
mit  Gewalt 
oder  Be- 
drohung an 
Frauens- 
personen. 

378. 

Unzüchtige 
Handlungen 
an  Person, 
unter  14  J. 
oder  mit 
Hilfe  von 
solchen. 

872. 


Unzüchtige 
Handlungen 
vorgenomm. 
anFrauens- 
person.  mit 
Gewalt. 
176». 


an  Personen 
unter  14  J. 
176». 


Mifsbranch 
willen-  od. 
wehrloser 
Frauensper- 
sonen. 176». 


Unzüchtige 
Handlungen 
an  Person, 
unter  14  J. 
128. 


Mifsbrauch 
V.  Mädchen 
unter  14  J. 
127. 


Mifsbrauch 
wehr-  oder 
bewufst- 
los.  Frauen- 
zimm.  127. 

Unzüchtige 
Handlungen 
mit  solchen. 

128 


Unzüchtige 
Handlungen 
vorgenomm. 
anFrauens- 
person.  mit 
Gewalt. 
882». 


an  Person, 
unter  13  J. 
331*. 


Mifsbrauch 
willenloser 
etc.  Frauen- 
zimmer als 
Notzucht 
nach  Art 
332  zu  be- 
strafen. 


Mifsbrauch 
v.  Kindern 
unter  12  J. 

490*. 


Mifsbrauch 
willenloser 
j etc.  Frauen- 
zimmer. 
490». 


Mifsbranch 
willenloser 
etc.  Frauen- 
zimmer. 

8.  186. 
(Knab.  unt. 
14  Jahren 
straflos). 


Mifsbranch 
wehr-  oder 
willenloser 
Frauen- 
zimmer. 376 


N.  F.  Bd.  XIV 
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Österreich. 

Paragraphen 
des  Straf- 
gesetzbuchs. 


Frankreich. 

Artikel  des 
Code  pdnal. 


I 

I 

t 


Deutschland. 

Paragraphen 
des  Reichs- 
Strafgesetz- 
buchs. 


Notzucht 
(durch  Be- 
drohung, 
Gewalt,Ver- 
setzung  in 
willenlosen 
2Sustand). 

177. 

Verleitung 
z.  Beischlaf 
durch  Täu- 
schung. 179. 


Notzucht 
(durch  Be- 
drohung,Ge- 
walt, Be- 
täubung der 
Sinne).  125. 


Gewährung 
ordentlichen 
Aufenthalts 
an  Prostitu- 
ierte,Unter- 
stütz. der- 
selben in 
ihrem  Ge- 
werbe. 

512».  h. 

Vermittelung 
unerlaubter 
Verständ- 
nisse. 512c. 

Verschaffung 
der  Gelegen- 
heit zur  Un- 
zucht durch 
Gast-  oder 
Schankwirte 
oder  deren 
Bedienstete. 

615. 


Notzucht 
332», >. 


Zweifelhaft, 
ob  als  Not- 
zucht (332) 
zu  bestr.*) 


Gewohnbeits- 
mäfsigcHer- 
vorrufung 
oder  Be- 
günstigung 
der  Unsitt- 
licbkeit  bei 
Person  nnt. 
21  Jahren. 

334». 


Italien. 

Artikel  des 
sardiuiseben 
Strafkodez. 


England  *). 

Gesetze  nach 
Stephen, 
„Digest  of  the 
Criminal 
Law“,  1883. 


Notzucht 
(durch  Be- 
drohung,Ge- 
walt,  Wehr- 
losmacbung. 
Versetz,  in 
willenl.  Zu- 
stand). 

489,  490». 


Herrorrufnng 
oder  Begün- 
stigung der 
Unsittlich- 
keit bei  Per- 
sonen unter 
21  resp.  15 
Jahren.  421. 


Notzucht 
(durch  Be-  I 
drohungod.  i 
Gewalt). 

8.  186. 
(Kinder  nnt. 
14  Jahren 
straflos.) 

Verleitung 
ein.Frauens- 
person  unter 
21  Jahren 
zum  Bei- 
schlaf durch 
Täuschung. 

8.  117. 

Halten  von 
Bordellen. 

8.  121. 


1)  Ob  diese  Bestimmung  auf  Kuppelei  anwendbar,  scheint  zweifelhaft; 
Kommentar  z.  St.-G.-B.,  6.  Auä.,  8.  519. 

2)  8.  Dalloz  und  Verg«i,  Code  p^nal  annotd,  8.  510. 

3)  S.  8.  520  Aum.  2. 


Belgien. 

Artikel  des 
Code  pdnal. 


Notzucht  (d. 
Drohung  od. 
Gewalt  od. 
Versetzung 
in  willen- 
losen Zn- 
stand).  375. 

Mifsbrauch 
ein. Frauens- 
person durch 
List  375. 


Gewohnheits- 
mäfsige  Her- 
beiführung 
oder  Be- 
günstigung 
der  Sitten- 
verderbnis 
Mindeijähr. 
beiderlei  Ge- 
schlechts. 

379. 


s.  Schwarze, 
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Deutschland. 

Österreich. 

Frankreich. 

Italien. 

England. 

Belgien. 

Paragraphen 

Paragraphen 

Artikel  des 

Artikel  des 

Gesetze  nach 
Stephen, 
„Digest  of  the 
Criminal 

Artikel  des 

des  Reichs- 

des  Straf- 

Code  p4nal. 

sardinischen 

Code  p^nal. 

strafgesetz- 

bncbs. 

gesetzbuchs. 

Strafkodex 

Law“,  1883. 

Kuppelei 

Kuppelei,  wo- 

Verleit,  einer 

durch  hinter- 

durch  eine 

Frauenspers. 

listig  Kunst- 

unschuldige 

unt.  21  J.  d. 

griffe.  181>. 

Person  vor- 

Täuschung* 

führt  wurde. 

S.  117- 

138. 

Vereinigung 

mehrerer  z. 

Verführung 

ein.Frauens- 

Kuppelei  d. 

Kuppelei 

Hervorrufung 

Hervorrufung 

person  zum 

Qewohnheits- 

Eltern.Vor- 

durch  El- 

oder  Begün- 

oder  Begün- 

Ehebruch 

mäfsige  Her- 

mOnder, 

tem.  Vor- 

sdgung  der 

stigung  der 

oder  zur 

beiführung 

Lehrer, 

münder,  Er- 

Sittenver- 

Sittenver- 

Unzucht. 

oder  Begün- 

Geistliche, 

zieh., Lehrer, 

derbnisMin- 

derbn.v.Per- 

S.  117. 

stigung  der 

Erzielter  an 

an  ihren 

derjähriger 

sonen  unter 

Sittenver- 

ihr.Kindern 

Kindern  etc. 

durch  ihre 

2l  Jahren 

derbnis  von 

etc.  181*. 

133. 

Eltern, Vor- 

durch  ihre 

Hindeijähr., 

münder  od. 

Eltern,  Vor- 

über  die  der 

Personen, 

münder  oder 

Schuldige 

welche  mit 

Personen, 

Autorität  be- 

ihrer  Auf- 

welche  mit 

sitzt,  durch 

sicht  betraut 

ihrer  Beauf- 

ihre  Diener, 

sind.  334*. 

sichtigung 

drch.dffent- 

betraut  sind. 

liehe  Beamte 

422. 

oder  Geist- 

Einwilligung 

liehe.  381. 

des  Hannes 
zur  Prosti- 
tution der 
Frau.  611. 

Prostitution 

Prostitution 

der  Gattin 

der  Gattin 

durch  den 

durch  den 

Gatten.  424. 

Gatten. 

VerfübmDK  von 

8.  186. 

Verführung 

mlndajührlcen 
TOchtem  oder 

unbescholt 

Anrerwandtea 

Mädchen 
unter  16  J. 

durch  Hsotfe- 
noMen.  604. 
Verleit,  minder- 

Verführung 
eines  Mäd- 

(Antrag  der 

jihrig.HauMOhne, 

chens  unter 

Eltern  oder 

etc.  zur  Unzucht 

18  Jahren 

Vormünder 

durch  in  der  Fa- 
milie dieneode 

unter  der 

• 

erforderlich). 

Frauenspersonen 

nicht  er- 

182. 

(Antrag  der  El« 

füllten  Zu- 

tem,  Vormünder 
oder  Verwandten 

sage  d.  Ehe 

erforderl.)  ÖOö. 
Verführung  und 

(Antrags- 

vergeben.) 

500. 

Entehrung  unter 
der  nicht  erlUU- 
ten  Zusage  der 
Ehe.  606. 

34* 
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Deutschland. 

Paragraphen 
des  Reichs- 
strafgesetz- 
buchs. 

Österreich. 

Paragraphen 
des  Straf- 
gesetzbuchs. 

Frankreich. 

Artikel  des 
Code  p4nal. 

Italien. 

Artikel  des 
sardinischen 
Strafkodex. 

Erregung 

Erregung 

Öffentliche 

1 

Erregung 

öffentl.  Arger- 

öffentlichen 

Verletzung 

öffentlichen 

nisses  durch 

Ärgernisses 

der  Sittlich- 

Ärgernisses 

unzüchtige 

durch  un- 

keit  830. 

durch  Vor- 

Handlungen. 

zücbt.Hand- 

letzung  der 

183. 

lungen.  616. 

Sittlichkeit 
420*.  Nicht 
öffentliche 
Verletzung 
der  Sittlich- 
keit (An- 
tragsdelikt). 

420*. 

dcsgl.  durch 

desgl.  durch 

Öffentliche 

Verstöfse 

Verkauf, 

unzüchtige 

Verletzung 

gegen  die 

Verbreitung, 

Druckschrlf- 

der  Sittlich- 

Sittlichkeit 

Ausstellung 

ten  od.  bild- 

keit  durch 

Prefsges.  v. 

unzüchtiger 

liehe  Dar- 

Verbreitung, 

26.  3.  48, 

Schriften, 

Stellungen. 

Ausstellung 

Art  17. 

Abbildungen 
oder  Dar- 
stellungen. 
184. 

616. 

unsittlicher 
Schriften, 
Druckschrif- 
ten, Abbil- 
dungen etc. 
— Prefs- 
gesetz  vom 
29.  7.  81, 
Art.  28,  n. 
Gesetz  vom 

Zuwiderhand- 

Erregung 

lungen  geg. 
die  polizei- 
lichen Vor- 
schrift. über 
die  Prosti- 
tution 361*. 
(Als  Ueber- 
tretung  in 
der  Statistik 
nicht  berück- 
sichtigt.) 

öffentlichen 
Ärgernisses, 
Verführung 
junger  Leute, 
Ansteckung 
durch 

Prostituierte. 

609. 

2.  8.  82. 

England. 

Gesetze  nach 
Stephen, 

,, Digest  of  the 
Criminal 
1883. 


Öffentliche 
Verletzung 
der  Sitt- 
lichkeit. 

S.  116. 


Verkauf, 
Schaustel- 
lung unsitt- 
liclierDruck- 
sachen,  Bil- 
der etc. 

S.  116. 


Zuwiderhand- 
lungen Pro- 
stituiert.geg. 
die  für  sie 
erlassenen 
Vorschriften 
(Vagrant 
Act).  S.  129. 


Belgien. 

Artikel  des 
Code  penal. 


Öflentliche 
Verletzung 
der  Sittlich- 
keit. 386. 


Ausstellung, 
Verkauf, 
Verbreitung 
unsittlicher 
Schriften, 
Drucksacb., 
Bilder.  383. 


spärlicheren  Bewaldung  seltener  Vorkommen  können,  anderseits  nicht  zur 
Anzeige  zu  gelangen  pflegen.^)  Letzteren  Umstand  betonte  der  Präsi- 
dent der  italienischen  Kommission  für  Justizstatistik  bei  einer  Be- 


1)  Auch  dürften  unter  den  Diebstahlen  in  Österreich  Ffille  entlialten  sein,  welche 
nach  deutschem  Rechte  als  Unterschlagung  (§  246)  zu  bestrafen  wären ; s.  darüber 
Uerbst,  Handbuch  des  ailg.  österr.  Strafrechts,  Wien  1878,  1.  Bd.,  S.  369. 
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ratuDg  über  den  nämlichen  Gegenstand,  indem  er  daran  erinnerte, 
daß  in  den  österreichischen  Statistiken  aus  den  Jahren  vor  1859  das 
lombardisch-venetianische  Königreich  bei  gleicher  Gesetzgebung  eine 
gegenüber  den  anderen  Teilen  der  Monarchie  verschwindend  kleine 
Zahl  von  Diebstählen  jener  Gattung  aufwies.  In  Frankreich  erscheinen 
die  Forstdiebstähle  unter  der  Rubrik  „contraventions  aux  lois  sur  les 
foröts“  und  fehlen  daher  ebenfalls  in  der  Gesamtzahl  der  Diebstähle. 
Noch  ein  anderes  Moment,  welches  die  Höhe  der  deutschen  und  der 
ihnen  nicht  viel  nachstehenden  englischen  Ziffern  zu  erklären  geeignet 
ist,  wurde  von  dem  Eomraissionspräsidenten , Justizminister  Tajani, 
hervorgehoben.  Es  ist  dies  die  nach  seiner  Meinung  in  Frankreich  und 
Italien  viel  allgemeiner  als  in  den  nichtromanischen  Ländern  herr- 
schende Gepflogenheit,  kleine  durch  das  Dienstpersonal  begangene 
Hausdiebstähle  nicht  zur  Anzeige  zu  bringen,  sondern  einfach  durch 
Entlassung  des  betreffenden  Dienstboten  zu  bestrafen;  in  bezug  auf 
Frankreich  wäre  noch  eine  Bestimmung  des  Art.  380^  des  code  pönal 
zu  erwähnen,  wonach  von  Deszendenten  an  Aszendenten  begangene 
Diebstähle  überhaupt  nicht  strafbar  sind. 

Die  Nichtbestrafung  der  häuslichen  Diebstähle  bringt  es  wohl  mit 
sich,  daß  der  Anteil  des  weiblichen  Geschlechts  an  den  Diebstahls- 
delikten ein  viel  geringerer  zu  sein  scheint,  und  es  wäre  von  Interesse, 
wenn  das  entsprechende  Material  vorläge,  nachzuweisen,  in  welchem  Zu- 
sammenhang die  Diebstahlsziflem  der  einzelnen  Staaten  mit  dem  Anteil 
der  Frauen  an  denselben  stehen;  vorläufig  läßt  sich  nur  feststellen,  daß 
Italien  mit  seiner  niedrigen  Gesamtzifler  im  Jahre  1883  unter  den 
(von  den  Schwurgerichten)  wegen  Diebstahls  Verurteilten  auf  100 
Männer  nur  7 Frauen  (1337  gegen  96)  hatte,  England,  wo  für  die 
Geschworenengerichte  keine  Angaben  vorliegen,  27  (28437  zu  7804), 
Deutschland  mit  seinem  hohen  Prozentsatz  von  Diebstählen  aber  im 
Ganzen  39  (71460  zu  28173),  und  zwar  16  beim  schweren,  43 
beim  einfachen  Diebstahl. 

Durch  diese  Ungleichmäßigkeiten  in  der  statistischen  Darstellung 
gerade  der  kleinen,  für  die  durchschnittliche  Neigung  zu  Eigentums- 
delikten am  meisten  charakteristischen  Diebstähle  verlieren  auch  die 
Ziffern  dieser  letzten  Gruppe  ihren  Vergleichungswert,  und  es  darf 
nach  den  obigen  Ausführungen  wohl  als  erwiesen  betrachtet  werden, 
daß  die  Resultate  der  deutschen  Kriminalstatistik,  mit  Ausnahme 
weniger  Einzelfälle,  vermöge  ihrer  Systematik  und  der  zu  Grunde 
liegenden  gesetzlichen  Bestimmungen  etwas  ganz  anderes  darstellcn, 
als  die  dem  Anscheine  nach  Urnen  entsprechenden  2^flem  auswärtiger 
Publikationen. 
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Litteratur. 


Litteratur. 


in. 

L amprecht,  Karl,  Deutsches  Wirtschaftsleben  im 
Mittelalter.  Untersuchungen  über  die  Entwicklung  der  materiellen 
Kultur  des  platten  Landes  auf  Grund  der  Quellen  zunächst  des  Mosel- 
landes.  4 Brie.  Leipzig,  A.  Dürr,  1886.  Bespr.  v.  0.  Gierke. 

Wer  gleich  dem  Unterzeichneten  die  vier  starken  Bände  von  Karl 
Lamprechts  großem  Werke  über  „Deutsches  Wirtschaftsleben 
im  Mittelalter“  erst  nach  ihrer  gleichzeitig  erfolgten  buchhändlerischen 
Ausgabe  und  somit  sämtlich  auf  einmal  zu  Gesicht  bekommen  hat,  wird 
es  kaum  verwunderlich  finden,  wenn  eine  früher  gegebene  Zusage,  alsbald 
vorläufig  mit  wenigen  Worten  auf  die  Bedeutung  dieser  Arbeit  hinzuweisen, 
erst  nach  Monaten  eingelöst  wird.  Schon  der  äußere  Umfang  des  Werkes 
macht  es  unmöglich,  in  kurzer  Frist  dessen  Inhalt  insoweit  in  sich  auf- 
zunehmen , um  die  Berechtigung  zu  einem  Urteil  zu  erlangen.  Ist  doch 
hier  plötzlich  eine  Leistung  ans  Licht  getreten,  von  der  man  glauben 
könnte,  daß  sie  die  Ergebnisse  einer  Lebensarbeit  enthalte.  Yor  allem 
aber  offenbart  das  Buch  bei  tieferem  Eindringen  einen  solchen  inneren 
Reichtum , daß  sich  sein  voller  Wort  auch  dem  aufmerksamen  Leser  erst 
allmählich  erschließt.  Durch  und  durch  von  Leben  und  Bewegung  er- 
füllt, überall  das  Vergangene  in  jener  Ganzheit  und  Echtheit  nachbildend, 
wie  sie  nur  die  liebevollste  Ausschöpfung  eines  gewaltigen  Quellenschatzes 
verbürgt,  und  doch  das  Größte  wie  das  Kleinste  mit  der  Fackel  des 
modernen  Denkens  durchleuchtend  — wird  Lampreoht’s  Darstellung  frei- 
lich auch  den  minder  Willigen  fesseln.  Allein  ganz  wird  sich  das  Buch 
nur  demjenigen  geben,  der  auch  ihm  sich  hingiebt.  Denn  es  ist 
von  grundlegender  Art  Hier  handelt  es  sich  nicht  um  eine  tüchtige 
Leistung  nach  der  Schablone,  woraus  nur  neues  zu  lernen  wäre,  das  sich 
in  bereite  Rubriken  einschachteln  läßt.  Es  handelt  sich  vielmehr  um  ein 
in  dieser  Weise  noch  nicht  versuchtes  wissenschaftliches  Unternehmen,  das 
vielfach  neue  Methoden  einschlägt  und  in  stofflicher  wie  gedanklicher 
Hinsicht  den  Horizont  der  Geschichtsforschung  erweitert  So  mag  es  auch 
jetzt  noch  au  der  Zeit  sein,  in  diesen  Jahrbüchern,  ohne  der  in  ihnen  zu 
erwartenden  Besprechung  vorzugreifen,  zunächst  die  Aufmerksamkeit 
weiterer  Kreise  auf  die  bedeutungsvolle  Erscheinung  zu  lenken. 
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Das  Ziel  des  Verfassers  ist  eine  unmittelbar  aus  den  Quellen  ge- 
schöpfte und  bis  zu  dem  größtmöglichen  Grade  der  Evidenz  gebrachte 
Geschichte  der  materiellen  Kultur  des  deutschen  Mittelalters 
in  ihrer  ländlichen  Ausgestaltung.  Er  sucht  jedoch  diese  Auf- 
gabe durch  Konzentration  der  Forschung  auf  ein  begrenztes  räumliches 
Gebiet  zu  lösen,  indem  er  zunächst  nur  die  Entwicklung  des  Mosellaudes 
verfolgt,  in  zweiter  Linie  an  sonstige  fränkische  Überlieferungen  anknüpft 
und  erst  von  hier  aus  den  Blick  auf  das  Gesamtbild  des  deutschen  Lebens 
richtet.  In  zeitlicher  Hinsicht  verlegt  er  den  Schwerpunkt  der  Unter- 
suchung in  die  Zeit  vom  9.  bis  zum  16.  Jahrhundert,  wobei  wiederum 
infolge  des  größeren  Eeichtums  an  Urkunden  und  Weistümern  die  späteren 
Jahrhunderte  in  den  Vordergrund  treten.  Doch  geht  er  nicht  nur  überall 
auf  die  fränkische  Epoche  und  ihre  maßgebenden  Einrichtungen  zurück, 
sondern  sucht  auch  die  urzcitlichen  Zustände  und  die  in  ihnen  verborgenen 
Keime  der  späteren  Entwicklung  zu  ermitteln.  Die  Beschränkung  der 
Forschung  auf  die  ländlichen  Verhältnisse  und  die  auf  ländlicher  Grundi- 
lage  ruhenden  territorialen  Gebilde  hat  für  die  verschiedenen  Zeiträume 
eine  verschiedene  Bedeutung.  Denn  während  im  Beginn  des  Mittelalters 
die  ländliche  Kultur  sich  völlig  oder  nahezu  mit  der  Kultur  unseres  Volkes 
überhaupt  deckt,  gelangt  in  der  zweiten  Hälfte  des  Mittelalters,  seitdem 
die  städtischen  Gemeinweson  in  so  vielen  Beziehungen  die  Führerschaft 
der  Nation  übernommen  haben,  darin  nur  die  eine  Seite  — und  vielfach 
die  Kehrseite  — des  geschichtlichen  Werdeganges  zum  Ausdruck.  Inner- 
lialb  dieses  Rahmens  nun  aber  sucht  der  Verfasser  den  gesamten  Komplex 
derjenigen  Lebenserscheinungen,  welche  die  materielle  Kultur  ausmachen, 
in  seiner  Totalität  zu  erfassen.  Er  kann  natürlich  hierbei  den  Hinblick 
auf  die  geistige  Kultur  nicht  vermeiden : sein  Buch  ist  reich  an  überaus 
anregenden  Bemerkungen  über  den  Zusammenhang  der  von  ihm  behandelten 
Bildungsprozesse  mit  den  gleichzeitigen  geistigen  Bewegungen.  Allein  den 
eigentlichen  Gegenstand  der  Forschung  bildet  diejenige  Seite  des  Gemein- 
lebens, welche  in  der  äußeren  Organisation  von  Macht  und  Vermögen 
sichtbar  wird.  Der  Titel  „Deutsches  Wirtschaftsleben“  ist  daher  zu  eng 
gewählt.  Denn  der  Verfasser  untersucht  mit  gleicher  Sorgfalt,  wie  die 
eigentlich  wirtschaftlichen  Zustände  und  Bewegungen , nicht  nur  deren 
physikalische  und  ethnische  Bedingungen,  sondern  auch  die  entsprechenden 
Zustände  und  Bewegungen  des  politischen  Lebens,  der  ständischen  und 
sozialen  Schichtung,  des  öffentlichen  und  Privatrechts.  Und  indem  er 
hierbei  die  verbindenden  Fäden  des  verwickelten  Zusammenhanges  stets 
fest  in  der  Hand  behält,  vermag  er,  soweit  dies  überhaupt  im  Bereiche 
der  geschichtlichen  Welt  möglich  ist,  für  die  von  ihm  an  der  einen  oder 
anderen  Stelle  konstatierten  Veränderungen  Ursachen  aufzudecken  und  oft 
an  scheinbar  entlegenen  Punkten  die  Erklärung  eines  auf  den  ersten  Blick 
schwer  begreiflichen  Vorganges  zu  finden.  Gerade  hierdurch  gelingt  es 
ihm  nicht  selten,  Aufschluß  zu  erlangen,  wo  eine  einseitig  wirtschaftliche, 
politische  oder  juristische  Betrachtung  vor  ungelösten  Rätseln  steht.  Zu- 
gleich wird  es  hiernach  kaum  noch  besonderer  Hervorhebung  bedürfen, 
daß  Lampr  echt ’s  Buch  nicht  nur  für  die  Wirtschaftsgeschichte  von  ein- 
schneidendster Bedeutung  ist,  sondern  auch  für  die  gesamte  politische  und 
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Kulturgeschichte  des  deutschen  Mittelalters  sich  als  äußerst  fruchtbar  er- 
weist und  am  wenigsten  von  einem  Rechtshistoriker  unbeachtet  gelassen 
werden  darf. 

Äußerlich  zerfällt  das  Werk  in  drei  Teile,  von  denen  der  erste 
in  zwei  Bänden  die  „Darstellung'*  enthält  und  in  einem  höchst  anziehenden 
zufammenfassenden  Schlußwort  (S.  1486 — 1527)  zugleich  über  Plan  und 
Methode  der  Darstellung  Rechenschaft  ablegt.  Der  zweite  Teil  bringt 
einerseits  die  Bearbeitung  des  vom  Verfasser  gesammelten  statistischen 
Materials  zur  Geschichte  der  Besiedelung  und  des  Ausbaues  der  Ortsmarken, 
zur  Geschichte  des  Grundbesitzes  und  zur  Geschichte  der  Werte,  andrer- 
seits eine  Quellenkunde  zur  Wirtschaftsgeschichte  des  Mosellandes.  Der 
dritte  Teil  enthält  eine  Quellensammlung.  Allen  Teilen  sind  Karten  bei- 
gegeben. Wenn  übrigens  die  beiden  letzten  Teile  eine  wesentliche  Er- 
gänzung des  darstellenden  Hauptteiles  bilden,  so  ist  doch  keineswegs  etwa 
überhaupt  die  Beweisführung  von  der  Darstellung  getrennt  worden.  Vielmehr 
hat  der  Verfasser  eben  nur  die  umfassenderen  Vorarbeiten  und  die  Publikation 
zusammenhängender  Stücke  (vornehmlich  Urkunden  und  Rechnungen)  in 
die  Beibände  verwiesen.  Im  übrigen  stützt  er  seine  Darstellung  auf  fort- 
laufend mitgeteilte  Belege  aus  dem  reichen  gedruckten  und  ungedruckten 
Quellen  material,  das  ihm  zu  Gebote  steht.  In  der  Regel  ist  daher  der  Leser 
imstande,  bei  jedem  Punkte  die  Schlüssigkeit  der  Argumentation  des  Ver- 
fassers und  das  Maß  der  von  ihm  erzielten  Wahrscheinlichkeit  selbst  zu  prüfen. 

Es  versteht  sich  von  selbst,  daß  bei  solcher  Prüfung  gegen  manche 
Aufstellungen  des  Verfassers  Zweifel  erwachen  werden.  An  einzelnen 
Punkten  muß  der  Unterzeichnete  ausdrücklich  Widerspruch  einlegen.  Doch 
handelt  es  sich  dabei  hauptsächlich  nur  um  zwei  Gruppen  von  Behaup- 
tungen. Einerseits  vermag  begreiflicherweise  keine  methodische  Vorsicht 
den  aus  späteren  Niederschlägen  auf  ursprüngliche  Prozesse  gezogenen 
Rückschlüssen  ihren  problematischen  Charakter  abzustreifen.  So  vielfach 
daher  durch  die  Untersuchungen  des  Verfassers  auch  auf  die  Ausgangs- 
punkte des  germanischen  Lebens  neues  Licht  geworfen  wird,  so  bleibt 
doch  das  Einzelne  ungewiß  und  das  Gesamtbild  von  subjektiven  Zuthaten 
des  Beschauers  abhängig.  Jm  großen  und  ganzen  stimmt  nun  freilich 
gerade  der  Unterzeichnete  in  der  Auffassung  der  Urzeit  und  insbesondere 
ihrer  geschlechtigen  und  nachbarlichen  Verbände  mit  dem  Verfasser  wesent- 
lich überein.  Doch  vermag  er  bei  einzelnen  nicht  unerheblichen  Meinungs- 
verschiedenheiten sich  nicht  als  überzeugt  zu  bekennen.  Beispielsweise 
rechnet  er  es  dem  Verfasser  zum  besonderen  Verdienste  an,  im  Gegensatz 
zu  der  von  Sohm  und  Heusler  vertretenen  Ansicht  die  ursprüngliche 
Identität  der  politischen,  gerichtlichen  und  wirtschaftlichen  Verbands- 
organisation und  namentlich  die  markgenossenschaftUche  Funktion  der 
Hundertschaft  überaus  wahrscheinlich  gemacht  zu  haben.  Ihm  scheint 
indes  Lamprecht  darin  zu  weit  zu  gehen , daß  er  den  einzelnen  Dorf- 
schaften  von  Hause  aus  jede  markgenossenschaftliche  Bedeutung  abspricht  und 
nur  eine  feldgemcinschaftliohe  Rolle  zuerkennt,  somit  die  Bildung  der  Orts- 
marken durchweg  auf  spätere  Zersplitterung  und  Verengerung  und  nicht  auf 
ursprüngliche  Ausscheidungen  zurückführt.  Zweitens  werden  sich  hier  und 
da  Bedenken  gegen  die  Folgerungen  nicht  unterdrücken  lassen,  welche  der 
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Yerfasser  aus  den  in  einem  verhältnismäßig  kleinen  Gebiet  nachgewiesenen 
Erscheinungen  von  vielleicht  lokaler  und  jedenfalls  spezifisch  fränkischer 
Färbung  auf  den  Werdegang  des  deutschen  Volkslebens  überhaupt  zieht. 
Ist  auch  in  dieser  Hinsicht  dem  Verfasser  im  ganzen  eine  vorsichtige  Zurück- 
haltung nachzurtibmen,  so  ist  cs  doch  nur  naturgemäß,  daß  er  bei  seinen  allge- 
meinen Betrachtungen  einigermaßen  im  Banne  seines  Quellenkreiscs  verharrt. 
Beispielsweise  will  es  dem  Unterzeichneten  scheinen,  als  wenn  der  Verfasser 
den  Ergebnissen  seiner  an  sich  vortrefflichen  Untersuchungen  über  die  Ent- 
wicklung der  Gcrichtsverbände  und  insbesondere  über  die  allmähliche  Auf- 
zehrung der  Hundertschaften  durch  Zendereien  zu  sehr  eine  typische  Bedeu- 
tung beilegt.  Andere  Verallgemeinerungen  haben  ein  hohes  Maß  von  Wahr- 
scheinlichkeit für  eich,  werden  aber  doch  ihre  endgültige  Bestätigung  oder 
Korrektur  erst  erfahren,  wenn  ähnliche  umfassende  Forschungen  für  andere 
Gegenden  durchgeführt  sein  werden.  Demgegenüber  verstärkt  sich  mit  jeder 
.\nnäherung  an  das  zeitliche  und  landschaftliche  Zentrum  des  vom  Verfasser 
speziell  durchforschten  Quellenkreises  die  überzeugende  Kraft  seiner  Be- 
weisführung. Mitunter  begegnen  auch  hier  gewagte  Schlüsse.  Bisweilen 
wird  ferner  mindestens  der  Jurist  die  volle  Schärfe  und  Konstanz  in  der 
Formulierung  und  Handhabung  der  maßgebenden  Rechtsbegrifle  vermissen. 
Bei  der  Analyse  der  alten  Markgemeinde  und  ihres  Rechtes  am  Lande 
glaubt  der  Unterzeichnete  selbst  in  manchen  Fragen,  wie  z.  B.  nach  dem 
Verhältnis  von  Genos^enrecht  und  Nutzungsrecht,  nach  den  Beziehungen 
zwischen  Gesumtrecht  und  Sonderrecht,  nach  der  Geltung  des  Majoritäts- 
prinzips u.  s.  w.,  schon  weiter  gekommen  zu  sein  als  die  (trotz  der  auf 
S.  282  N.  2 gemachten  Bemerkung)  hauptsächlich  nur  auf  eine  Aus- 
einandersetzung mit  den  Gedanken  G.  L.  v.  Maurer’s  und  Thudichum’s 
angelegte  Lamprecht’sche  Darstellung.  Allein  derartige  im  Hinblick 
auf  das  Ziel  des  Buches  untergeordnete  und  bei  der  Universalität  des  ge- 
wählten fachlichen  Standpunktes  unvermeidliche  Mängel  können  den  Ein- 
druck nicht  abschwächen , daß  uns  hier  ein  Bild  des  Entwicklungsganges 
der  ländlichen  Kultur  im  Mittelalter  entgegentritt,  wie  es  in  gleicher  Zu- 
verlässigkeit und  Klarheit,  in  gleicher  Vollständigkeit  und  Unmittelbarkeit, 
in  gleicher  Vertiefung  und  Innerlichkeit  niemals  zuvor  gezeichnet  worden  ist! 

Den  vollen  Wert  dieser  gewaltigen  Arbeitsleistung  wird  nur  ermessen, 
wer  nicht  bloß  die  Umrisse  des  farbenreichen  Bildes  eich  einprägt,  sondern 
sich  in  das  Studium  des  Details  versenkt.  Denn  wahrhaft  erstaunlich  ist 
die  Fülle  der  Gestaltungen,  die  Mannigfaltigkeit  der  Verwicklungen,  der 
Wechsel  der  Schicksale,  wie  sie  hier  in  einem  doch  engen  Rahmen  vor 
uns  auftauchen.  Wohl  vollzieht  sich  auch  das  geschichtliche  Leben,  so- 
viel wir  zu  erkennen  oder  doch  zu  ahnen  vermögen,  nach  einfachen  Ge- 
setzen , die  in  der  Flucht  der  Erscheinungen  ein  Ewiges  verwirklichen. 
Allein  wie  unendlich  kompliziert  ist  das  Phänomen  als  solches!  Wie 
wunderbar  zusammengesetzt  ist  der  Bau , wie  verschlungen  der  Lebens- 
prozeß dieser  sozialen  Organismen,  die  ein  jeder  in  individueller  Eigenart 
werden  und  sich  wandeln  und  vergehen  und  zugleich  ohne  Unterlaß  in- 
einander wirken  und  zuletzt  noch  in  ihrer  Zersetzung  durch  die  Abgabe 
ihrer  frei  werdenden  Elemente  an  zukunftreichere  Sozialgebildc  eine  Leben 
erzeugende  Kraft  entfalten  I Und  in  welcher  urwüchsigen  Mächtigkeit  waltet 
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gerade  im  deutschen  Mittelalter  der  soziale  Gestaltungstrieb , gleich  als 
könne  er  sich  nicht  genug  thun  in  der  Hervorbringung  neuer  Varietäten 
und  in  lokaler  und  ständischer  Differontiierung  der  überkommenen  Typen ! 
Wie  wenig  läßt  sich  doch  solchem  unerschöpf.ichen  Keiohtum  gegenüber 
mit  doktrinären  Konstruktionen  oder  geistreichen  Schlagwörtern  ausrichten ! 
Hier  gilt  es,  zuvörderst  die  Wirklichkeit  als  ein  konkret  Lebendiges  zu 
erfassen  und  sich  gewissermaßen  in  ihr  sinnliches  Schauen  zu  verlieren. 
Dann  erst  wird  sich  die  richtige  geistige  Disposition  eiustellen,  um  Zu- 
sammenhänge zu  erkennen,  Ursachen  zu  erspähen  und  zuletzt  Ideen  über 
den  Verlauf  der  Dinge  zu  gewinnen. 

Ohne  auch  nur  einen  Überblick  über  die  in  dem  Buche  behandelten 
Gegenstände  geben  zu  wollen,  mag  hier  noch  auf  einige  darin  hervortretende 
Grundrichtungen  hingewiesen  sein.  Drei  große  Gruppen  sozialer 
Formationen  sind  es  vornehmlich,  um  deren  Schicksale  sich  die  Dar- 
stellung bewegt:  die  von  der  alten  gemeinen  Freiheit  herstammenden  ge- 
nossenschaftlichen Verbände,  die  Grundherrschaft  mit  den  verwandten 
Herrschaftsformen  und  die  von  der  Landeshoheit  getragene  Territorial- 
Verfassung.  Die  ursprüngliche  genossenschaftliche  Ordnung  tritt  uns 
hauptsächlich  nur  in  ihrem  Verfalle,  in  fortschreitender  Zersplitterung  und 
Zerbröcklung  entgegen.  Sie  erscheint  auch  in  ihrer  Auflösung  als  ein 
vielseitig  wirksamer  Faktor  der  ländlichen  Entwicklung;  indem  sie  sich 
in  immer  engere  Kreise  zurüokzieht  und  vielfach  vermöge  ihrer  Wieder- 
erzeugung für  besondere  Verhältnisse  (wie  z.  B.  in  den  nach  Lamprccht’s 
Untersuchung  erst  aus  späterer  Anbaugemeinschaft  entstandenen  Gehöfer- 
schaften  oder  in  den  merkwürdigen  Weinbaugenossenschaften)  verzweigt 
und  dififerentiiert,  gewinnt  sie  im  kleinen  zurück,  was  sie  im  großen  ver- 
loren hat;  auch  überdauert  sic  ja  in  zäher  Lebenskraft  das  Mittelalter. 
Allein  da  sie  auf  dem  Lande  nicht  wie  in  den  Städten  im  Geiste  der 
herannahenden  neuen  Zeit  verjüngt  wird,  vermag  sie  in  der  großen  Krisis 
der  ländlichen  Kultur  die  erforderliche  reorganisatorisohe  Kraft  nicht  zu 
entfalten.  Die  Grundherrschaft  führt  uns  der  Verfasser  von  ihrer 
Entstehung  bis  zu  ihrem  Niedergange  vor;  wir  sehen  sie  aus  unschein- 
baren Keimen  hervorwachsen,  wir  lernen  ihren  Bau  und  ihre  Funktionen 
in  der  Zeit  ihrer  Blüte  kennen,  wir  bemerken  die  schon  im  zwölften  Jahr- 
hundert sich  ankündigenden  Spuren  ihres  Verfalles  und  verfolgen  gespannt 
den  unaufhaltsam  vorschreitenden  Prozeß  ihrer  Entkräftung  und  Zersetzung. 
Gerade  durch  die  Geschlossenheit  dieses  Bildes  empfängt  nicht  nur  dieser 
Teil  der  Darstellung  einen  besonderen  Reiz,  sondern  auch  die  damit  ver- 
flochtene Darlegung  des  ursächlichen  Zusammenhanges  eine  besondere 
Glaubwürdigkeit  und  einleuchtende  Verständlichkeit.  Ergänzt  werden  die 
Forschungen  über  die  Grundherrschaft  durch  nicht  minder  eindringliche 
Untersuchungen  über  die  Immunität  und  über  die  Vogtei  in  ihrer  so 
mannigfach  wechselnden  Bedeutung,  sowie  überhaupt  über  alle  jene  Berüh- 
rungen und  Verflechtungen  von  staatlichem  und  herrschaftlichem  Recht, 
wie  sie  von  den  königlichen  Fisci  abwärts  mehr  und  mehr  die  Signatur 
der  territorialen  Organisationen  bildeten.  Was  schließlich  die  Formation 
der  Landes herrschaft  angcht,  so  führt  uns  der  Verfasser  seinem 
Plane  gemäß  natürlich  nur  ihren  Werdeprozeß  und  auch  diesen  nicht  voll- 
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ständig  vor.  Allein  indem  er  die  Elemente,  aus  denen  die  Landeshoheit 
sich  aufgebaut  hat,  sorgfältig  scheidet,  die  Herkunft  derselben  im  einzelnen 
nachweist  und  so  an  zahlreichen  Stellen  den  Übergang  von  Lebenskräften 
der  absterbenden  Organismen  auf  den  neuen  sozialen  Körper  aufzeigt,  ge- 
winnt er  nicht  bloß  einen  vortrefflichen  Abschluß  seiner  Untersuchungen, 
sondern  liefert  auch  einen  wertvollen  und  an  neuen  Gesichtspunkten  und 
Ergebnissen  reichen  Beitrag  zur  Geschichte  der  deutschen  Staatsgewalt. 
Mit  der  Unterscheidung  der  verschiedenen  Formen  sozialer  Organisation 
kreuzt  sich  dann  in  der  Darstellung  des  Verfassers  die  Unterscheidung 
der  sozialen  Funktionen  der  staatlichen,  genossenschaftlichen  und  herr- 
schaftlichen Verbände.  Insbesondere  analysiert  er  überall  das  Verhältnis 
der  Wirtschafte  verbände  zu  den  Gerichts-  und  Heeresverbänden , nicht 
minder  die  Stellung  aller  solcher  Verbände  zu  der  administrativen  und 
finanziellen  Ordnung  der  betreffenden  Personenkreise,  sowie  endlich  auch 
die  Beziehungen  zwischen  weltlicher  und  kirchlicher  Verbandsorganisation. 
Auch  in  dieser  Hinsicht  sehen  wir  einen  mannichfuchen  Wechsel  sich  ab- 
spielen. Die  ursprüngliche  Allseitigkeit  der  Lebensaufgabe  jeder  engeren 
oder  weiteren  Gemeinschaft  wird  im  Prinzip  nicht  aufgegeben,  thatsächlich 
aber  durch  die  überwiegende  oder  ausschließliche  Ausbildung  einer 
einzelnen  Seite  des  Gemeinlebeus  und  durch  die  allmähliche  V'erkümme- 
rung  der  höheren  Funktionen  in  den  zersplitterten  und  verengten  Sozial- 
gebildcQ  mehr  uud  mehr  beseitigt,  bis  es  der  Landeshoheit  gelingt,  durch 
die  sUmtliche  Zusammenfassung  aller  sozialen  Funktionen  ein  neues  Zentrum 
herzustellen.  In  erheblichem  Maße  wurde  natürlich  Blüte  und  Verfall  der 
verschiedenen  Verbandseinheiten  durch  die  größere  oder  geringere  Leistungs- 
fähigkeit der  Organe  bedingt,  welchen  die  Erfüllung  der  einzelnen 
Funktionen  zufiel.  So  wendet  denn  auch  der  Verfasser  durchweg  der  Ge- 
schichte der  Ämter  eine  besondere  .Aufmerksamkeit  zu.  Sowohl  die  volks- 
rechüichen  wie  die  hof-  und  dienstrechtlichen  Ämter  verfolgt  er  nicht 
nur  in  ihrer  formalen  rechtlichen  Ausgestaltung,  sondern  zugleich  in  ihrem 
sozialen  Auf-  und  Niedersteigen,  in  ihrer  materiellen  Position  und  in  ihrer 
realen  Wirksamkeit.  Gerade  hierdurch  eröffnet  er  vielfach  (man  greife 
probeweise  zum  Beispiel  die  Geschichte  des  Meieramtes  heraus)  ganz 
neue  Einblicke  in  lange  und  verschlungene  Entwicklungsreihen. 

Wenn  nun  aber  so  vor  allem  das  Leben  der  Gemeinschaften  dar- 
gestellt  wird , so  verliert  der  Verfasser  doch  niemals  die  Frage  nach 
dem  Leben  des  Individuums  in  der  Gemeinschaft  aus  dom  Auge. 
Sorgfältig  untersucht  er,  wie  jeweilig  den  Wirtschaftsverbändon  gegenüber 
die  Wirtschaft  des  Einzelnen  sich  gestaltet  hat,  leistend  und  empfangend, 
als  dienendes  Glied  dem  Ganzen  eingeordnet  und  als  besonderes  Ganze 
auf  sich  selbst  gerichtet.  Und  wie  in  wirtschaftlicher,  so  sucht  er  in 
rechtlicher,  politischer  und  sozialer  Hinsicht  die  Lage  der  Einzelnen  in 
den  verschiedenen  Bevölkerungsschichten  für  die  verschiedenen  Zeitab- 
schnitte festzustellen.  Insbesondere  unterwirft  er  die  Entwicklung  der 
ständischen  Verhältnisse  auf  dem  Lande  einer  eindringenden  Forschung. 
So  vollzieht  sich  vor  unseren  Augen  bald  in  langsamer  und  unmerklichcr 
Verschiebung,  bald  mit  überraschender  Plötzlichkeit  ein  steter  Wechsel  in 
der  Verteilung  von  Reichtum  und  Armut,  von  Freiheit  und  Unfreiheit,  von 
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Macht  und  Abhängigkeit,  Ton  Bildung  und  Unbildung  und  von  allen  jenen 
feineren  sozialen  Unterschieden , welche  die  reifende  Kultur  mit  ihrer 
Bonderung  der  Lebensberufo  in  immer  reicheren  Nüancen  und  Schattie- 
rungen hervortreibt.  Der  Verfasser  stellt  aber  nicht  nur  das  Leben  der 
Verbände  and  der  Einzelnen  als  solches,  sondern  mit  in  erster  Linie  zu- 
gleich dessen  räum  lieh -dingliche  Projektion,  die  Besiedelung  des 
Bodens,  den  Ausbau  der  Allmende,  die  fortschreitende  Kolonisation  dar. 
Gerade  seine  hierauf  gerichteten,  auf  eindringende  Lokalforschung  gestützten 
Untersuchungen,  welche  z.  B.  hinsichtlich  der  Anlage  und  Größe  der 
Hufen  (namentlich  auch  der  Herrenhöfe),  hinsichtlich  der  aus  besonderen 
Kulturen  (wie  dem  Weinbau)  oder  aus  eigentümlichen  Methoden  des  Neu- 
bruchs hervorgegangenen  Güterformen , hinsichtlich  des  Alters  und  des 
Maßes  der  Hufenzcrsplitterungen  u.  s.  w.  eine  Beihe  neuer  Ergebnisse  zu 
Tage  fördern , bilden  gewissermaßen  das  feste  Gerüst  seines  gesamten 
wissenschaftlichen  Aufbaues.  Schließlich  aber  weiß  der  Verfasser  alle  die 
einzelnen  Gegensätze,  deren  Bingen  er  schildert,  dem  einen  großen  Gegen- 
sätze unterzuordnen , welcher  den  Bruch  unseres  Mittelalters  und  die 
Bildung  der  modernen  Welt  herbeigeführt  hat.  Für  die  wirtschaftliche 
Betrachtung  erscheint  dieser  Gegensatz  als  der  Gegensatz  der  Natural- 
wirtschaft und  der  Geldwirtschaft.  Von  anderen  Standpunkten 
aus  mag  man  seinen  wesentlichsten  Inhalt  in  anderer  Weise  bezeichnen. 
Doch  handelt  es  sich  dabei  stets  nur  um  verschiedene  Seiten  einer  ein- 
zigen gewaltigen  Umwälzung,  deren  innersten  Kern  wir  vielleicht  über- 
haupt nicht  zu  erfassen,  zwischen  deren  Äußerungen  aber  auf  den  ein- 
zelnen Gebieten  des  materiellen  und  geistigen  Lebens  wir  ein  Verhältnis 
von  Wechselwirkung  zu  konstatieren  vermögen.  Indem  so  auch  das 
scheinbar  abgelegene  wirtschaftsgcschichtlichc  Detail  in  eine  unmittelbare 
Beziehung  zu  jener  entscheidenden  Wendung  unseres  nationalen  Lebens- 
Bchicksales  tritt,  in  der  wir  mit  Recht  die  Markscheide  zweier  Weltepoohen 
erblicken  und  deren  Nachwirkung  wir  noch  heute  täglich  empfinden,  ge- 
winnt dasselbe  eine  wahrhaft  historische  Bedeutung  und  nicht  selten 
ein  höchst  aktuelles  Interesse. 

Mit  welchen  furchtbaren  Opfern  hat  doch  unser  Volk  den  Übergang 
zu  seiner  modernen  Lebensform  erkaufen  müssen!  Schon  einmal  hatte  der 
Fortgang  der  Kulturentwicklung  ein  schweres  Opfer  gefordert,  als  im  8. 
und  9.  Jahrhundert  die  gemeine  Freiheit  erlag,  damit  die  Verschmelzung 
freier  und  unfreier  Elemente  im  Hof-  und  Dienstrecht  erfolgen  und  auf 
dieser  Grundlage  die  ehemalige  Scheidung  der  Nation  in  vollberechtigte 
Herren  und  rechtlose  Knechte  für  immer  überwunden  werden  konnte.  Aber 
wie  wenig  reicht  das  Mißgeschick  der  hiervon  betroffenen  altfreion  Bauem- 
geschlochter  an  jene  tragische  Katastrophe  heran , welche  im  fünfzehnten 
Jahrhundert  unser  Landvolk  ereilte  und  durch  dessen  Niederlage  in  der 
schrecklichsten  der  agrarischen  Bevolutionen  besiegelt  ward ! Bätselhaft 
fast  erscheint  es  auf  den  ersten  Blick,  wie  dem  bis  ins  1 4.  Jahrhundert  hinein 
kaum  unterbrochenen  Aufschwünge  der  landarbeitenden  Bevölkerung  eine 
so  rapide  rückläufige  Bewegung  folgen  konnte.  Schien  doch  im  13.  Jahr- 
hundert die  Verwirklichung  eines  agrarischen  Ideales  nahe  vor  der  Thüre 
zu  stehen:  behäbiger  Wohlstand  herrscht  in  den  bäuerlichen  Kreisen  und 
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äußert  eich  in  frohem  und  fast  übermütigem  Lebensgenuß ; die  Grundlasten 
sind  wenig  drückend  und  werden  vielfach  bereits  ganz  beseitigt,  ein  Teil 
des  bäuerlichen  Grundbesitzes  kommt  dem  freien  Eigentum  nahe,  und  statt 
der  älteren  Leiheverhältnisse  bilden  sich  Erbpacht,  Zeitpacht  und  andere 
freie  Landnutzungsformen  ohne  persönliche  Abhängigkeit  aus;  die  Grund* 
hörigkeit  hat  fast  jeden  Rest  privatrechtlicher  Unfreiheit  abgestreift  und 
scheint  sich  in  eine  mit  voller  Freiheit  vereinbare  Unterthanenschaft  aui- 
lösen  zu  sollen.  Wie  war  es  nun  möglich,  daß  statt  des  weiteren  Fort- 
schrittes auf  dieser  Bahn  der  wirtschaftliche  und  soziale  Verfall  der 
deutschen  Bauerschaft  eintrat  r Daß  ein  neues  System  der  Gebundenheit 
des  Besitzes  und  eine  neue  Form  wirklicher  Unfreiheit  entstand?  Daß 
unter  dem  wachsenden  Druck  der  Lage  die  zufriedene  Stimmung  früherer 
Tage  in  jene  düstere  Verzweiflung  umschlug,  welche  die  gewaltsamen 
Ausbrüche  des  Bauernkrieges  zeitigte?  Es  sind  die  Beiträge  zur  Lösung 
dieser  Frage,  worin  Lamprecht’s  Darstellung  gewissermaßen  gipfelt. 
Als  sein  wichtigstes  Forschungsergebnis  erscheint  in  dieser  Hinsicht  der 
für  die  Moselgegenden  unumstößlich  geführte  Nachweis,  daß  seit  dem 
14.  Jahrhundert,  nachdem  der  Ausbau  der  Allmenden  vollendet  war,  der 
Abfluß  überschüssiger  Bevölkerung  in  die  Städte  aufgehört  hatte  und  auch 
die  Kolonisation  des  deutschen  Ostens  still  stand,  infolge  der  Volksver- 
mehrung  eine  übermäßige  Hufonzersplitterung  und  bald  darüber  hinaus 
die  Bildung  eines  landlosen  Proletariats  stattfand.  Lamprecht  legt  in 
überzeugender  Weise  dar,  wie  an  diesem  Punkte  die  rückläufige  Bewe- 
gung einsetzen  und  von  hier  aus  sich  weiter  verbreiten  konnte.  Doch 
verkennt  er  keineswegs,  daß  mancherlei  andere  Umstände  in  gleicher 
Richtung  wirkten.  So  hebt  er  ausdrücklich  hervor,  wie  erst  durch  die 
große  Preisrevolution  mit  dem  unerhörten  Sinken  des  Preises  der  länd- 
lichen Produkte  der  materielle  Notstand  akut  wurde.  Er  betont  ferner 
nachdrücklich  die  geistigen  Ursachen  der  Bewegung  und  deutet  mit  scharfen 
Strichen  die  in  den  letzten  Jahrhunderten  des  Mittelalters  mehr  und  mehr 
bemerkliche  geistige  Isolierung  des  deutschen  Bauerstandes  an,  welcher 
geradezu  die  Gemeinschaft  des  Denkens  und  Empfindens  mit  den  übrigen 
Ständen  verloren  hatte  und  so  das  Gefühl  eines  Pariatums  in  sich  nährte, 
das  ihn  in  einen  feindlichen  Gegensatz  zu  den  gebildeten  Klassen  der 
Nation  drängte.  Auch  wird  man  stete  beachten  müssen,  daß  alle  diese 
wirtschaftlichen,  sozialen  und  geistigen  Mißstände  den  Gedanken  der  Ab- 
hülfe durch  einen  gewaltsamen  Umsturz  nur  deshalb  in  so  weiten  Kreisen 
des  Landvolkes  hervorriefen,  weil  das  letztere  sich  von  jedem  Anteil  an 
der  Regierung  des  Reiches  und  der  Territorien  ausgeschlossen  sah,  bei 
der  politischen  Neubildung  in  der  zweiten  Hälfte  des  Mittelalters  leer 
ausgegangen  war  und  so  schlechthin  jeder  Macht  entbehrte,  eine  Reform 
mit  gesetzlichen  Mitteln  auch  nur  zu  versuchen.  Wie  dem  aber  auch 
sein  mag:  unerschütterlich  steht  die  brutale  Thatsache  fest,  daß  der  große 
wirtschaftliche  und  kulturelle  Fortschritt,  den  unser  Volk  durch  den  Über- 
gang von  seinem  mittelalterlichen  zu  seinem  modernen  Dasein  vollzogen 
hat,  für  die  Masse  des  Landvolks  zunächst  einen  Rückschritt  schlimmster 
Art,  eine  Fülle  von  Elend  und  Kummer,  den  Rückfall  in  Unfreiheit  und 
Unmündigkeit  bedeutete.  Späten  Nachkommen  erst  ist  dann  ein  Anteil 
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an  den  mit  dem  Lebensgltick  ihrer  Vorfahren  bezahlten  Errungenschaften 
zugcfloBsen.  Ein  so  oft  in  der  Geschichte  sich  wiederholendes  Schauspiel! 
Geeignet,  der  riickschauendcn  Betrachtung  harter  geschichtlicher  Notwendig- 
keiten eine  versöhnende  Empfindung  zu  gesellen.  Nimmermehr  aber  be- 
rufen, einen  bequemen  Vorwand  der  Unthätigkeit  zu  liefern,  wenn  wir 
selbst  verwandten  Erscheinungen  gegenüberstchen.  Denn  die  Geschichte 
ist  zuletzt  doch  menschliche  That!  So  soll  auch  die  Wissenschaft  der  Ge- 
schichte nicht  bloß  Erkenntnis  schaffen,  sondern  auch  durch  die  Verbrei- 
tung der  Erkenntnis  bestimmend  auf  das  geschichtliche  Handeln  einwirken. 
In  diesem  Sinne  wünschen  und  hoffen  wir,  daß  auch  Lamprecht’s 
großes  Werk  zugleich  für  unsere  Gegenwart  Frucht  trage.  Sicherlich 
wird  es  gleich  jeder  bedeutenden  historischen  Arbeit  das  vollere  Ver- 
ständnis der  Zustände  und  Bewegungen  unserer  Tage  fördern.  Mögen 
aber  auch  die  Mahnungen  und  die  Warnungen  nicht  überhört  werden, 
welche  dieser  Bericht  über  die  Schicksale  vergangener  Geschlechter,  auch 
ohne  sie  in  Worte  zu  fassen,  vernehmlich  genug  an  die  lebende  Generation 
richtet. 
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XI. 

Das  Reich  Bgesetz  über  die  UnfaU-  und  Krankenversicherung  der  in 
land-  und  forstwirtschaftlichen  Betrieben  beschäiligten  Personen. 

Von  Regierungarat  Dr.  Zeller  — Darmstadt. 

Die  Tragweite  des  in  der  1886r  Reichstagssession  zum  Abschluß  ge- 
langten, unterm  5.  Mai  1886  publizierten  sozialpolitischen  R.-Gesetzes 
übertrifft  wesentlich  das  1884r  industrielle  Unfallversicherungsgesetz. 
Jeder  als  ein  land-  und  forstwirtschaftlicher  anzusehende  Betrieb  fällt  ohne 
Beschränkung  auf  den  Umfang  (der  Vorschlag,  die  kleinsten  Betriebe,  in 
welchen  Beschäftigung  gelohnter  Arbeiter  nur  die  Ausnahme  bildet,  von 
der  Versicherung  zu  befreien,  fand  keine  Billigung)  oder  die  Betriebsweise 
unter  das  Gesetz.  Alle  in  diesen  Betrieben  beschäftigten  Arbeiter  und 
Betriebsbeamten,  letztere,  falle  der  Gehalt  2000  M.  nicht  übersteigt,  sind 
versicherungspflichtig.  Der  Bezug  von  Lohn  bildet  bei  der  Bestimmung 
des  Begriffes  „Arbeiter^*  kein  entscheidendes  Moment  Nach  der  Statistik 
sind  in  der  Landwirtschaft,  Gärtnerei,  Thierzucht  und  im  Forstbetriebe 
53597  Beamte  beschäftigt  An  sonstigen  Gehülfen  und  Arbeitern 
ergeben  die  Aufstellungen  in  Landwirtschaft  inklus.  Thierzucht  und 
Molkerei : 2 499  866  in  der  Wirtschaft  des  Familienhauptes  thätige  Ange- 
hörige, 1440  777  unselbständige  Taglöhner,  875  887  selbständig  Landwirt- 
schaft und  zugleich  Taglöhnerei  betreibende  Personen , 89  824  die  als 
Familienangehörige  der  vorgenannten  und  21 491  welche  als  Knechte, 
Mägde  und  sonstige  Gehülfen  bei  denselben  beschäftigt  sind,  39  305  Ar- 
beiter in  Kunst-,  Handelsgärtnereien  und  Baumschulen,  819  Gehülfen  und 
Arbeiter  bei  der  Zucht  anderer  Nutztiere  (Bienen,  Seidenraupen,  Fische  u. 
8.  w.)  97  095  bei  der  Forstwirtschaft  und  Jagd  thätige  Gehülfen  und  Ar- 
beiter, 1 850918  Knechte,  Mägde  und  sonstige  Gehilfen  inklus.  Gärtner 
und  Handwerker  im  landw.  Betriebe.  Auf  diese  Kategorien  mit  der  Ge- 
samtziffer  von  6978579  erstrecken  sich  die  Wohlthaten  des  neuen  Gesetzes. 
Es  treten  noch  die  Betriebsunternehmer  hinzu,  welche,  ohne  gewerbs- 
mäßig im  Taglohn  zu  arbeiten,  gelegentlich  in  Nachbarbetrieben  als  Arbeiter 
helfen,  für  die  Arbeitstage.  Eine  bestimmte  Ziffer  läßt  sich  hierüber  nicht 
angeben.  Auf  Grund  des  industriellen  Unf.-Vers.-Gesetzes  sind  2 776  891 
Personen  in  156  529  Betrieben  versichert,  die  2<ahl  der  Bauarbeiter  u.  s. 
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w.  (Novelle  vom  28.  Mai  1886)  beträgt  zirka  800  000.  Eine  Vergleich- 
ung dieser  Zahlen  ergiebt,  wie  weite  Kreise  der  Bevölkerung  bei  Durch- 
führung des  R. -Gesetzes  der  Versicherung  unterworfen  werden.  Durch  die 
gesetzlich  zugclassene  freiwillige  Versicherung  der  Unternehmer  selbst  (bei 
einem  Jahrcsarbeitsverdienst  bis  2000  M.)  und  anderer  im  Betrieb  be- 
schäftigter nicht  versicherter  Personen , sowie  die  statutarische  Befugnis 
zur  Ausdehnung  der  Versicherungspflioht  auf  Betriebsbeamte  mit  über  2000  M. 
Gehalt  und  Unternehmer  schließt  sich  der  Kreis  der  der  genossenschaftlichen 
Selbsthilfe  Teilhaftigen  zu  einem  lückenlosen  Ganzen.  Ausgeschlossen  bleiben 
die  durch  R.-Gesetz  vom  15.  Mai  1886  gegen  Unfälle  gesicherten  Be- 
amten und  Personen  des  Soldatenstandes.  Gegenstand  und  Umfang  der 
Versicherung  ist  der  gleiche  wie  im  1884r.  Unf.-Vers.-Gesetz , Zweck  ein 
begrenzter  Ersatz  des  durch  Körperverletzung  oder  Tötung  im  Berufe 
entstandenen  Schadens.  Für  die  ersten  13  Wochen  tritt,  falls  der  Tod 
nicht  Folge  des  Unfalls,  regelmäßig  die  Krankenversicherung  oder 
die  Gemeinde  ein  (s.  unten).  Bei  Körperverletzungen  leistet  die  Be- 
rufsgenossensebaft  von  der  14.  Woche  an  neben  den  Kosten  des  Heilver- 
fahrens für  die  Dauer  der  Erwerbsunfähigkeit  eine  Rente  (66*/s®/o  hei 
gänzlicher,  bei  teilweiser  Erwerbsunfähigkeit  einen  entsprechenden  Bruch- 
teil). Der  Berechnung  ist  nicht  das  individuelle  Durchnittsverdienst  des 
Verletzten  (wie  bei  der  industriellen  Unfallversicherung),  sondern  das  durch- 
schnittliche örtliche  Jahresarbeitsverdienst  land-  und  forstwirtschaftlicher 
Arbeiter  zu  Grunde  zu  legen;  sie  ist  für  Arbeiter  und  Betriebsbeamte 
verschieden:  Bei  letzeren  kommt  der  individuelle  Verdienst,  bei  den  Ar- 
beitern nur  der  Durchsohnittsbetrag  in  Ansatz,  welcher  für  die  einzelnen 
Kategorien  von  der  höheren  Verwaltungsbehörde  für  den  Beschäftigungsort 
festgestollt  wird.  Man  erwog  hierbei  die  bestehende  Gleichartigkeit  der 
Lohnverhältnisse  in  Land-  und  Forstwirtschaft,  wobei  wegen  Einfachheit 
der  Verhältnisse  das  individuelle  Moment  zurücktrete.  In  möglichst 
genereller  Weise  wird  hierbei  jede  Gewerbsthätigkeit  berücksichtigt,  es  ist 
gleichgültig , ob  der  anderweite  Erwerb  durch  Bewirtschaftung  eigenen 
Grundbesitzes,  Hausindustrie,  industrielle  Lohnarbeit  erzielt  wird.  Bei 
Betriebabeamten  kommt  der  Gehalt  von  1200  unbeschränkt,  der  tiber- 
Bchießende  Betrag  nur  zu  je  */g  in  Ansatz.  Bei  Tötungen  erhalten  die 
Hinterbliebenen  neben  den  Beerdigungsgelde  (Vis  des  jährlichen  Arbeits- 
verdienstes bezw.  mindestens  30  Mark),  Renten : Die  Witwen  bis  zum  Ab- 
leben oder  zur  Wiederverheiratung  20®/o,  jedes  elternlose  Kind  15®/^  bis 
zum  15.  Jahre,  mit  der  Gesamtmaximalgrenze  von  60®/^  des  Arbeitsver- 
dienstes, bedürftige  Eltern  und  Großeltern  (falls  der  Getötete  deren  einziger 
Ernährer  war)  20®/(,.  Zur  Sicherung  zweckentsprechender  ärztlicher  Be- 
handlung kann  an  Stelle  der  gesetzlichen  Leitungen  bei  Verunglückten 
(bei  Verheirateten  nur  mit  deren  Zustimmung)  freie  Kur  uud  Verpfleg- 
ung in  einem  Krankenhaus  treten.  Wo  statt  Lohn  Naturalleistungen  (z.  B. 
Wohnung,  Feuerung,  Nahrungsmittel)  herkömmlich,  tritt  diese  Form  an 
Stelle  der  Renten.  Träger  der  Versicherung  sind  (die  Reichs-  und  Staats- 
betriebe ausgenommen)  die  eine  Versicherungsgesellschaft  auf  Gegenseitig- 
keit der  stellenden  Berufsgenossenschaften  (Gesamtheit  der  Unternehmer  ver- 
sicherungapflichtiger  Betriebe).  Während  die  industrielle  Unfallversicher- 
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ung  nach  der  GemeinBohaftlichkeit  der  wirtschaftlichen  Interessen , im 
übrigen  nach  freier  Wahl  Verbände  gleicher  und  verwandter  Gewerbe 
schaff  stellt  die  Land-  and  Forstwirtschaft  einen  einzigen  amfangreichen 
Berafszweig  dar.  Hier  handelt  es  sich  nicht  am  qualitative  sondern  um 
quantitative  Bildungen,  d.  h.  um  Errichtung  korporativer  Versioherungs- 
verbände  nach  geographischen  Bezirken,  welche  sich  einfacher  vollziehen 
wird,  als  die  Zusammenfassung  gleichartiger  indastrioller  Berufszweige. 
Sich  im  wesentlichen  an  die  staatliche  Verwaltungsorganisation  anschließend, 
wie  dies  meistens  bei  den  landwirtschaftlichen  Vereinen  geschieht,  werden 
diese  Berufsgenossenschaften  überwiegend  die  Führung  der  Geschäfte  den 
für  die  Selbstverwaltungsorgane  gewählten  Personen  übertragen,  falls  das 
Statut  nicht  anderes  bestimmt.  Verpflichtetes  Subjekt  der  Versicherung 
ist  derjenige,  auf  dessen  Rechnung  der  Betrieb  geführt  wird,  so  bei  Pacht- 
nnd  Nießbrauchverhältnissen  der  Pächter.  Die  Organisation  beginnt  mit 
Aufstellong  des  Statuts  der  GenosBenschaft  in  einer  konstituierenden  General- 
versammlung von  gewählten  Vertretern  der  Unternehmer;  sie  schließt  sich 
im  wesentlichen  dem  1884r  Unf.-Vers.-Gesetze  an,  insbesondere  be- 
züglich des  obligatorischen  und  fakultativen  Inhaltes  des  Statuts,  der  Ge- 
nossenschaftsrersammlung  (Vertreter  der  Unternehmer),  der  Vorschriften 
über  Veröffentlichung  des  Namens  und  Sitzes  der  Genossenschaft,  der  Ge- 
nossenschaftsvorstände, Vertrauensmänner  und  Ausschüsse.  Die  Bildung 
der  Berufsgenossenschaften  erfolgt  durch  den  Bundesrat,  nach  Anhörung 
des  Reichs  Versicherungsamtes,  der  Landesregierungen  und  Vertreter  der  be- 
teiligten Betriebe.  Hieran  schließen  sich  die  Vorbereitungen  zur  Aufstellung 
des  Verzeichnisses  der  versicherungspflichtigen  Betriebe  und  die  Ermittelung 
der  die  Grundlage  für  Umlegung  der  Beiträge  bildenden  Betriebsverhältnisse. 
An  Stelle  der  Anmeldepflicht  der  industriellen  Unternehmer  ist  die  Kollek- 
tionsanzeige  der  Gemeinde  durch  Einreichung  eines  Verzeichnisses  aller 
in  landwirtschaftlichen  Betrieben  dauernd  oder  vorübergehend  beschäftigten 
Arbeiter  getreten.  Dieses  Verzeichnis  setzt  die  Ocnossenschaftsversamm- 
lung  in  Stand,  die  einzelnen  Betriebe  in  Gefahrenklassen  einzuteilen  und 
die  Anzahl  der  durchschnittlichen  Arbeitstage  abzuschätzen.  Die  Gefahren- 
klassen sind  möglichst  scharf  abzugrenzen,  eine  allzugroßc  Individualisierung 
ist  zu  vermeiden,  der  Grad  der  Gefahr  bestimmt  sich  nach  den  Betriebs- 
kräften  (z.  B.  Motoren)  und  der  Örtlichkeit.  Aufstellung  und  Änderung 
des  periodisch  zu  revidierenden  Gefahrentarifs  bedarf  der  Genehmigung 
des  Reichsversicherungsamtes.  Die  Abschätzung  der  durchschnittlich  er- 
forderlichen Arbeitstage  für  jeden  Unternehmer  bildet  mit  der  Veranlegung 
zur  Gefahrenklasse  die  Grundlage  für  Umlegung  und  Elinziehung  der  Bei- 
träge. Sie  tritt  an  Stelle  der  alljährlichen  Nachweisungen  des  1884r  Unf.- 
Vers.-Gesetzes  über  Arbeitszahl  und  Lohnbezügo,  welche  nur  noch  für 
Betriebsbeamte  beibebalten  ist.  Bei  der  Stabilität  der  ländlichen  Verhält- 
nisse läßt  sich  durch  die  Genossenschaftsorgane  ein  Anschlag  darüber  auf- 
steilen,  wieviel  Arbeitstage  jeder  Betriebsunternchmer  zur  Bewirtschaftung 
bedarf.  Dies  geschieht  einfach  dadurch,  daß  man  die  ermittelte  Zahl  der 
dauernd  beschäftigten  Arbeiter  mit  300  (der  Zahl  der  Arbeitstage)  ver- 
vielfacht, wobei  die  Arbeitsleistungen  der  weiblichen  Arbeiter  auf  die  Ar- 
beitstage der  männlichen  reduziert  werden.  Die  Mittel  zur  Deckung  der 
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Ausgaben  der  Berufsgenossenschaft : Vcrwaltungskosten , Entschädigungen, 
Prämien  zur  Bettung  Verunglückter,  Ansammlungen  für  den  Reservefonds 
werden  nach  dem  aus  dem  Gefahrentarif  sich  ergebenden  Risiko  auf  die 
Mitglieder  umgelegt  (Umlagesystem  im  Gegensatz  zum  Deckungs- 
kapitaliensystem), falls  nicht  noch  Statut  oder  Landesgesetz  die  Beiträge 
durch  Steuerzuschläge  aufzubringen.  Für  das  erste  Jahr  kann  die 
Berufsgenossenschaft  znr  Bestreitung  der  Verwaltungskosten  Vorschüsse 
erheben.  Kleinere  Besitzer,  deren  Betriebe  ohne  Unfallgefahr,  dürfen 
durch  Landesgesetz,  Statut  oder  Beschloß  der  Generalversammlung  von  der 
Beitragspilicht  befreit  werden.  Da  Massenunfälle  in  der  Land-  und  Forst- 
wirtschaft zu  den  Seltenheiten  gehören,  ist  die  Ansammlung  eines  Reserve- 
fonds nicht,  wie  bei  der  Industrie  obligatorisch,  sondern  dem  Landesgesetz 
oder  Statut  überlassen.  Die  Zinsen  können  zur  Bestreitung  der  Ver- 
waltungskosten wie  Begleichung  der  übrigen  Ausgaben  verwendet,  Kapitalien 
nur  zur  Befriedigung  der  Ansprüche  der  Versicherten  angegriffen  werden. 
Vereinbarungen  von  Berufsgenossenschaften  zur  ganzen  oder  teil  weisen 
gemeinsamen  Übernahme  des  Risiko  sind  gestattet;  auf  die  Sektionen 
kann  es  bis  zu  60®/^  übertragen  werden. 

Nach  Abschluß  der  Organisation  (Wahl  der  Organe,  Veranlagung, 
Abschätzung,  Umlegung  und  Aufstellung  der  Gefahrentarife)  sind  Bestands- 
änderungen der  Berufsgenossenschaften  nur  unter  bestimmten  Voraus- 
setzungen zulässig.  Vereinigungen  erfordern  Genehmigung  des  Bundesrates, 
desgleichen  Ausscheidungen  einzelner  Teile. 

Wie  das  Handelsrecht  besondere  Bestimmungen  über  die  Rechtsnach- 
folge im  Falle  der  Vereinigung  zweier  Aktiengesellschaften  aufstellt,  so 
trifft  auch  das  Unf.-Vers.-Gesetz  Normen  darüber,  an  welche  Genossen- 
schaft sich  die  Inhaber  von  Aktivrechten  zu  halten  haben.  Der  Zeitpunkt 
der  Vereinigung  fällt  stets  mit  dem  Beginn  des  neuen  Rechnungsjahres 
zusammen,  der  Übergang  der  Rechte  und  Pflichten  erfolgt  nach  dem  Modus 
im  §.  43. 

Die  Mitgliedschaft  zur  Berufsgenossenschaft  tritt  für  jeden  Unter- 
nehmer ipso  jure  ein,  sie  beginnt  mit  der  Eröffnung  des  Betriebes,  welcher 
durch  die  Gemeindebehörde  anzumelden.  Zur  Anzeige  jeden  Wechsels  in 
der  Person  des  Unternehmers  ist  der  neue  Unternehmer  verpflichtet 

Zur  einfachen  und  sicheren  Feststellung  der  Entschädigungen  dient 
konform  mit  dem  1884r  Unf.-Vers.-Gesetz  die  allgemeine  Anzeige-  und 
Untersuohungspflicht  der  Unfälle.  Auf  erfolgte  Anzeige  des  Unternehmers 
tr^t  die  Ortspolizeibehörde  den  Unfall  in  ein  Verzeichnis  ein  und  stellt 
durch  eingehende  Ermittlungen  den  Thatbestand  fest,  wobei  allen  Be- 
teiligten zur  Wahrung  ihrer  Interessen  Gelegenheit  gegeben  ist  Gegen 
die  Feststellung  der  Entschädigungen  durch  die  Genossenschaftsvorstände 
geht  die  Berufung  an  ein  von  Vertretern  der  Arbeiter  und  der  Genossen- 
schaft gewährtes  Schiedsgericht,  von  hier  der  Rekurs,  ohne  aufschiebende 
Wirkung,  an  das  Reichsversicherungsamt.  Lehnt  die  untere  Verwaltungs- 
behörde einen  Entschädigungsanspruch  aus  dem  Grunde  ab,  weil  der  Be- 
trieb kein  versicherungspfliohtiger , so  steht  dem  Verletzten  und  seinen 
Hinterbliebenen  die  Beschwerde  an  jene  Reichsbehörde  zu. 

Als  Legitimation  für  Erhebung  der  Entschädigungen  dient  der  vom 
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GenosBenßchaftsYorstande  ausgeetellte  Berechtigungsausweis.  Äuderungeu 
in  der  zuerkannten  Höhe  der  Renten  können  bei  wesentlicher  Verände- 
rung der  Verhältnisse  (z.  B.  Wiedererlangung  der  Erwerbs fähigkeit,  Ver- 
schlimmerung) eintreten , der  Bescheid  kann  beim  Schiedsgericht  eventuell 
vor  dem  Reichsversicherungsamt  angegriffen  werden. 

Alle  2^1ungen  der  festgesetzten  Entschädigungen  leisten  die  Post- 
ämter vorschußweise  und  melden  nach  Ablauf  des  Rechnungsjahres  die 
Vorlagen  bei  den  Genosscnschaftsvorständen  an.  Letztere  verteilen  den 
zu  erstattenden  Jahresbetrag  auf  die  Genossenschaftsmitglieder,  die  Er- 
hebung ist  den  Gemeindebehörden  übertragen.  Das  Abwicklungsgeschäft 
vollzieht  sich  rasch  in  folgender  Weise: 

Binnen  6 Wochen  nach  Ablauf  des  Rechnungsjahres  gehen  beim 
Vorstände  die  Nachweisuugen  der  Genossenschaftsmitglieder  über  die  Ge- 
halte der  Betriebsbeamten  ein.  Die  Zahl  der  Arbeitstage  der  Lohnarbeiter 
steht  durch  die  Abschätzung  im  voraus  fest,  als  Höhe  des  auzusetzenden 
Lohnes  wird  der  dreihundertste  Teil  des  Jahresarbeitsverdienstes  zu  Grunde 
gelegt.  Inzwischen  ist  die  Vorschußberechnung  der  Postämter  eingelangt. 
Diese  Vorlagen  werden  addiert,  etwaige  Zuschüsse  für  den  Reservefonds 
hinzugercchnet , die  Verwaltungskosten  des  abgelaufenen  Rechnungsjahres 
sowie  ein  etwaiger  Vorschuß  für  das  neue  Jahr  treten  hinzu,  worauf  nach 
dem  Gefahrentarife  und  der  Summe  der  gezahlten  aurcchnungsiähigen 
Löhne  und  Gehalte  der  Beitrag  der  Genossenschaft  berechnet  wird.  Der 
auf  jeden  Unternehmer  entfallende  Beitrag  wird  in  eine  Hebrolle  einge- 
tragen, jedem  Beteiligten  ein  Auszug  mitgeteilt,  der  Betrag  (ohne  Rück- 
sicht auf  etwa  eingelegten  Widerspruch)  eingezogen,  Rückstände  beige- 
trieben,  der  Gesamtbetrag  an  die  Postkassen  abgetührt 

Die  Einsprache  gegen  die  Ansätze  der  Hebrolle  geht  (unbeschadet 
der  sofortigen  Zahlungspflicht)  an  den  Genossenschaftsvorstand,  der  Rekurs 
an  das  Reichsversicherungsamt. 

Das  den  Abschluß  der  Organisation  bildende  Reichsversicherungsamt, 
die  fakultative  Errichtung  von  Landesversicherungsämtem,  die  polizeilichen 
Unfalluntersuchungen , die  Vorschriften  über  Erlaß  von  Anordnungen  zur 
Verhütung  von  Unfällen  und  Überwachung  der  Betriebe  sind  unverändert 
aus  der  industriellen  Unfallversicherung  übernommen. 

Für  alle  Betriebe,  für  Rechnung  des  Reiches  oder  der  Bundesstaaten 
(z.  B.  Staatsforsteu , Domänen)  ist  die  Unfallversicherung  materiell  die 
gleiche,  nur  tritt  an  Stelle  der  Berufsgenossenschaft  der  Staat  und  das 
Reich  als  alleiniger  Betriebsunternehmer,  seinen  Behörden  fallen  die 
Funktionen  der  Genossenschaftsorgano  zu  (§§.  102  — 109). 

Eine  vom  1884r  Unf-Vers.-Gesetze  abweichende  Regelung  erfuhr  die 
Krankenversicherung  der  land-  und  forstwirtschaftlichen 
Arbeiter.  Nach  dem  Grundprinzipe  der  Unf.-Ver.-Gesetzgebung  gehört 
die  Unterstützung  Verletzter  während  der  ersten  13  Wochen  nach  dem 
Unfälle  nicht  zu  den  der  Berufsgenossenschaft  obliegenden  Leistungen. 
Die  Fürsorge  für  jene  Karenzzeit  ist  vielmehr  in  der  Hauptsache  der  ge- 
setzlichen Krankenversicherung  überlassen  (§.  5 Ünf.-Vers.-Gesetz  von  1884, 
§.  6 Krankenversicheruugsgesetz  von  1883).  Da  die  obligatorische  Kranken- 
versicherung land-  und  forstwirtschaftlicher  Arbeiter  nicht  gesetzlich  ein- 
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geführt  ist,  statutarische  Bestimmungen  der  Gemeinden  auf  Grund  des 
EraDkenyersicherungsgesetzes  nur  vereinzelt  bestehen,  soweit  nicht  etwa 
Landesgesetze  den  Krankenversicherungszwang  generell  vorsohreiben , so 
waren  über  die  Verpflegung  während  der  ersten  13  Wochen  besondere 
Bestimmungen  zu  treffen.  Nach  §.  6,  Abs.  10  des  1884r  Unf.-Vers.-Ge- 
setzes  hat  der  Betriebsuntemehmer  während  der  Elarenzzeit  dem  nicht 
gegen  Krankheit  versicherten  Arbeiter  die  erforderliche  Pflege  zu  ge- 
währen. Diese  Vorschrift  konnte  nicht  auf  die  Land-  und  Forstwirtschaft 
ausgedehnt  werden,  weil  sie  die  kleinen  Grundbesitzer  allzusehr  belastet, 
auch  die  vielfach  freiwillig  geübte  Verpflegung  beeinträchtigt  hätte.  Das 
Gesetz  legt  deshalb  für  die  ersten  13  Wochen  bei  allen  nicht  auf  Grund 
des  Krankenversicherungsgesetzes  oder  von  Landesgesetzen  versicherten 
landwirtschaftlichen  Arbeitern  der  Gemeinde  des  Beschäftigungs- 
ortes die  Sorge  für  ärztliche  Behandlung,  Arzneien,  Brillen,  Bruchbänder 
und  ähnliche  Heilmittel  auf;  die  Gewährung  eines  Krankengeldes  (§.  6,2. 
Krankenversicherungsgesetz)  unterblieb  mit  Rücksicht  auf  die  in  der 
Landwirtschaft  weitverbreitete  Naturalwirtschaft,  weshalb  der  Arbeiter 
auch  keinen  Beitrag  zur  Krankenversicherung  bezahlt.  Die  der  Gemeinde 
zum  Ersatz  der  gemachten  Aufwendungen  Verpflichteten  sind  die  Ge- 
meindekrankenversicherung oder  eine  Ortskrankenkasse.  Übernimmt  die 
Berufsgenossenschaft  die  &ankenfürsorge  während  der  Karenzzeit,  so  thut 
sie  es  auf  eigene  Rechnung  ohne  Ersatzanspruch  an  die  Gemeinde.  That- 
sächlich  wird  sich  die  Überleitung  der  Versicherungspflicht  von  der  Ge- 
meinde auf  die  Gemeinschaft  der  Versicherten  und  Versichernden  vielfach 
vollziehen.  Es  ist  nämlich  freigestellt,  daß  die  Landesgesetzgebnng  im 
Einzelstaate,  oder  statutarisch  die  Gemeinde  oder  der  weitere  Kommunal- 
verband für  sich  die  Verpflichtung  der  land-  und  forstwirtschaftlichen 
Arbeiter  zum  Eintritt  in  die  Krankenversicherung  ausspricht  (§.  183),  für 
welchen  Fall  Modifikationen  des  Krankenversicherungsgesetzes  vorgesehen 
sind  (§§.  133 — 142).  Auch  werden  die  Grundbesitzer  auf  Einführung 

der  Krankenversicherung  durch  Ortsstatut  überall  hinwirken ; für  die  Ge- 
meinde enthält  die  einstweilige  Fürsorgepflicht  den  Antrieb  da,  wo  es 
die  Verhältnisse  gestatten,  von  der  statutarischen  Befugnis  im  Interesse 
der  Minderung  der  Armenlasten  Gebrauch  zu  machen. 

Eine  charakteristische  Abmachung  an  der  Unf.- Vers.*  Gesetzgebung 
liegt  endlich  darin,  daß  neben  der  Autonomie  der  Berufsgenossensebaften, 
der  Landesgesetzgebung  und  den  Einzelregierungcn  ein  weitgehender  Ein- 
fluß auf  Organisation  und  Verwaltung,  eine  ausgedehnte  Befugnis  zur 
Führung  der  Geschäfte  des  Unfall  Versicherungswesens  durch  staatliche 
Behörden  eingeräumt  ist.  Die  parlamentarischen  Beratungen  haben  den 
zentralistischen  Charakter  des  Gesetz*  Entwurfes  wesentlich  modifiziert,  wie 
auch  die  Kommissionsberatungen  auf  möglichst  ausgedehnte  Übernahme  der 
laufenden  Verwaltung  durch  die  bestehenden  staatlichen  Behörden  und  Selbst- 
verwaltungskörper hinwirkten.  Man  glaubte  durch  Überlassung  der  Detail- 
ausführungen an  die  Landesgesetzgebung  ein  praktisches  Gesetz  zu  schaffen 
und  wollte  die  Organisation  den  Bedürfnissen  und  Empfindungen  der  Be- 
völkerung sowie  den  Einrichtungen  der  Einzelstaaten  möglichst  anpassen. 
Dies  tritt  hauptsächlich  in  den  Bestimmungen  hervor,  welche  den  Landes- 
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gesetzcn  eine  von  den  allgemeinen  Grundsätzen  abweichende  Abgrenzung, 
Organisation,  Verwaltung  und  Kontrolle  der  Berufsgenossenschaften , eine 
anderweite  Regelung  des  Umlageverfahrens  durch  Steuerzuschläge  u.  s.  w. 
überlassen  (§§.  110 — 116).  Zugleich  liegt  aber  hierin  ein  Präventiv  gegen 
Zögerungen  bei  Durchführung  des  Gesetzes,  indem  jene  Befugnisse  er* 
löschen,  wenn  innerhalb  zwei  Jahren  nach  der  Publikation  die  besonderen 
Bestimmungen  nicht  erlassen  sind  oder  binnen  drei  Jahren  die  Organi- 
sation nicht  durchgeführt  ist  (§.  115). 


m 

Nachtrag  zum  Aufbatz 

nDie  neuere  wirtschaftliche  Gesetzgebung  Frankreichs 
C.  Landwirtschaftliche  Gesetzgebung  Artikel  11.** 
Von  Freiherm  von  Beitzenstein. 

(Siehe  oben  S.  37  fg.) 

April 


In  dem  im 


Mai 


Heft  dieser  Zeitschrift  veröffentlichten  letzten  Ar- 


tikel über  die  landwirtschaftliche  Gesetzgebung  Frankreichs  hatten  bei  Be- 
sprechung der  Agrarzölle  die  neuerdings  eingetretenen  Zollerhöhungen 
Berücksichtigung  nicht  finden  können,  weil  die  bezüglichen  Beschlüsse  der 
französischen  Kammern  erst  in  der  zweiten  Hälfte  des  März  d.  J.  gefafst 
wurden,  wogegen  der  Artikel  schon  im  Februar  zum  AbschluTs  gelangt 
war;  noch  bei  der  Korrektur  hatte  ich  mich  auf  die  Hinzufügung  weniger 
Notizen  beschränken  müssen,  da  der  Wortlaut  der  betreffenden  Gesetze 
und  der  vorangegangenen  für  die  Beratung  in  den  gesetzgebenden  Ver- 
sammlungen erstatteten  Berichte  noch  nicht  vorlag.  Es  war  daher  er- 
forderlich einen  Nachtrag  vorzubehalten,  welchen  ich,  nachdem  die  in  Rede 
stehenden  Doknmente  mir  zngekommen,  hier  folgen  lasse. 

Das  Gesetz  über  die  Erhöhung  der  Eingangszölle  von  Cere- 
alien ist  vom  29.  März  datiert^).  Die  von  der  Veröffentlichung  des- 
selben ab  zu  erhebenden  Zollsätze  sind  pro  100  Kilogr.  auf  5 Fr.  vom  Weizen, 
Spelt  oder  Mengkorn,  auf  8 Fr.  vom  Mehl  der  bezüglichen  Getreide-Arten 
oder  solcher  Backwaren,  welche  mehr  als  zehn  Prozent  derartigen  Mehls 
enthalten,  auf  3 Fr.  vom  Hafer,  auf  8 Fr.  vom  Sohiffszwieback , von  zu 
Grützen,  Mehlnudeln,  Grobmehl  oder  Graupen  verarbeitetem  Getreide,  von 
Teignudeln  oder  italienischen  Nudeln , von  Sago , Salepwurzeln  und  exo- 
tischen Mehlwaren  normiert;  damit  sind  für  Weizen,  Spelt,  Mengkom  und 
BLafer  die  Sätze  des  deutschen  Tarifs  (3  bezw.  1,50  M.)  überschritten, 
wogegen  noch  gegenwärtig  die  Belastung  des  Roggens  mit  1,50  Fr.  be- 
trächtlich hinter  dem  deutschen  Roggenzoll  von  3 Mark  zurüokbleibt  und 
auch  die  Belastung  der  Gerste  mit  1,50  Fr.  immer  noch  niedriger  als  die 
durch  den  deutschen  Tarif  festgesetzte  von  1,50  Mark  geblieben  ist;  auch 
der  Satz  von  8 Fr.  für  Mehlwaren  erreicht  nicht  den  entsprechenden  Satz 
des  deutschen  Tarifes  von  7,50  Mark.  Gleichwohl  ist  der  bereits  bei 
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Beratung  des  ersten  Entwurfs  zum  Ausdruck  gelangte  Zweifel,  ob  die  in 
dem  erhöhten  Weizenzoll  beruhende  erhebliche  Belastung  eines  dem  not- 
wendigen Lebensunterhalt  dienenden  Artikels  unter  allen  Umständen 
aufrecht  zu  erhalten  sein  würde,  auch  auf  die  Feststellung  des  gegen- 
wärtigen Gesetzes  nicht  ohne  EinfluTs  geblieben;  wenn  damals  jener 
Zweifel  dazu  Anlafs  gab,  eine  bewegliche  Skala  des  Zolls  in  Vorschlag  zu 
bringen,  so  hat  man  sich  diesmal  damit  begnügt,  eine  von  dem  Abgeordneten 
Bernard-Lavergne  vorgeschlagene  Klausel  anzunehmen,  welche  die  B^gierung 
ermächtigt,  unter  aufserordentlichen  Umständen,  wenn  der  Preis  des 
Brotes  eine  für  die  Yolksernährung  bedrohliche  Höhe 
erreichen  sollte,  bei  Abwesenheit  der  Kammer  einfach  durch  ein  im 
Ministerrat  erlassenes  Dekret  des  Präsidenten  der  Republik  die  Wirkungen 
des  Gesetzes  ganz  oder  teilweise  zu  suspendieren;  in  diesem  Falle  ist  je- 
doch die  von  der  Regierung  getroffene  Mafsnahme  unverzüglich  nach  dem 
Zusammentritt  der  Kammern  denselben  zur  Genehmigung  vorzulegen  *).  Es 
ist  ferner  mit  dem  ersten  Entwurf,  welcher  zur  Durchführung  der  eben 
erwähnten  beweglichen  Skala  ein  Verfahren  behufs  umfassender  Ermittel- 
ung und  entsprechender  Bekemntmachung  der  Durchschnitts-Markt- 
preise in  Aussicht  genommen  hatte,  die  Vorschrift  in  das  Gesetz  über- 
nommen worden,  wonach  allmonatlich  in  den  Kantons-Hauptorten  und  den 
Gemeinden  mit  mehr  als  1600  Einwohnern  die  während  der  letzteren  Monate 
auf  den  Märkten  des  Departements  erzielten  Preise  durch  Anschlag  am 
Mairie-Lokal  bekannt  gemacht  werden  sollen  •).  Eine  Bestimmung,  welche  die 
bis  zum  28.  März  1886  zur  Verfügung  eines  französischen  Hafenplatzes 
direkt  verfrachteten  Getreidesendungen  der  Behandlung  nach  den  bisherigen 
niedrigeren  Sätzen  vorbehielt  ®),  war  vom  Plenum  der  Deputiertenkammer 
verworfen  und  im  Senat  nicht  wieder  hergestellt  worden. 

Das  Gesetz  betreffend  die  Erhöhung  der  V i e h-  und  Fleischzölle 
hat  unter  dem  6.  April  1887  die  Genehmigung  des  Präsidenten  der  Repu- 
blik erhalten^).  Durch  dasselbe  ist  der  E i n f u h r z o 1 1 für  Ochsen  auf  38, 
Kühe  auf  20,  Kälber  auf  8,  Schafböcke,  Schafe  und  Hammel  auf  5 Fr. 
pro  Stück,  für  frisches  Fleisch  auf  12  Fr.  für  100  Kilogr.  erhöht  worden. 
Zugleich  wird  die  Einrichtung  eines  Grenz-Dienstes,  behufs  Feststellung 
der  sanitären  Beschaffenheit  des  eingeführten  frischen  Fleisches  an- 
geordnet: für  diese  Besichtigung  hat  der  Importeur  eine  Gebühr  zu  zahlen, 
deren  Festsetzung  das  Gesetz  der  Regierung  Vorbehalten  hat. 

Die  diesen  Beschlüssen  der  Kammern  vorangegangenen  Berichte,  wie 
sie  in  der  Deputiertenkammer  über  die  Getreidezölle  vom  Marquis  de  Roys®) 
über  die  Viehzölle  von  Milochau  ®),  im  Senat  über  beide  Vorlagen  von 


1)  Art.  1 Al.  2 und  8 des  Ges. 

2)  Art.  2 des  Ges. 

3)  Art.  3 des  dem  Bericht  des  Marquis  de  Roys  beigofügten  Entwurfs,  Annexe 
Nr.  1728  zur  Sitzung  der  Deputiertenkaramer  von  10  November  1886.  In  der  Senats- 
kommission  war  anscheinend  Neigung  zur  Wiederherstellung  der  Klausel  vorhanden, 
doch  sah  man  von  einem  bezüglichen  Anträge  ab,  um  das  Zustandekommen  dos  Gesetzes 
nicht  zu  verzögern. 

4)  Vcröfientlicht  im  Journal  oÜTiciel  vom  6.  April  1887  Nr.  95. 

5)  Annexe  Nr.  1226  zur  Sitzung  der  Deputiertonkammer  vom  10.  November  1886. 

6)  Annexe  Nr.  1034  zur  Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  19.  Juli  1886. 
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Labiche  ' ) erstattet  worden  waren , charakterisieren  sich  durch  eine  noch 
ungünstigere  Beurteilung  der  Lage  der  Landwirtschaft,  als  sie  in  den 
yorhergegangenen  Berichterstattungen  zu  Tage  getreten  war;  es  gelangt 
demgemäfs  in  ihnen  die  ag  r a ri  sch -schutzz  öl  Inerische  Auffas< 
s u n g zu  noch  schärferem  Ausdruck.  Behufs  Motivienmg  der  Erhöhung  des 
Weizenzolles  wird  konstatiert,  dafs  ungeachtet  des  unzureichenden  Er- 
gebnisses der  Getreideernte  von  1886  in  Frankreich  der  bestehende  Zoll  von 
3 Fr.  weder  die  Einführung  von  Weizen  eingeschränkt  noch  den  Weizon- 
preis  dauernd  auf  einer  größeren  Höhe  erhalten  habe;  vom  1.  August  bis 
31.  Oktober  1886  habe  der  Import  2,659,275  Zentner  gegen  1,152,384 
in  der  gleichen  Epoche  1885  betragen*);  da  die  Notlage  der  Landwirt- 
schaft eine  anerkannte  sei  und  das  Prinzip  des  Protektionismus  in  der 
französischen  Gesetzgebung  feststehe,  so  handle  cs  sich  lediglich  um  Be- 
stimmung der  Grenze,  welche  der  Anwendung  des  Prinzips  durch  die 
Rücksicht  auf  die  allgemeinen  Interessen  und  die  Sicherstellung  der  Yolks- 
(mährung  gezogen  würde;  diese  Grenze  werde  durch  die  neuen  Zollsätze 
nicht  überschritten  3).  — Bei  Begründung  der  Erhöhung  der  Vieh-  und 
Fleisohzölle  wird  auf  die  Zunahme  der  Einfuhr  von  Vieh  Bezug  genommen, 
die  für  Rindvieh  1852:25  600,  1853:  57  000,  1864:  134  000,  1878:  305  000 
und  — nach  Erhöhung  der  Zölle  im  Jahr  1881  — 1883  noch  215  000 
Stück  betrug;  allerdings  sei  dieselbe  1884  auf  177  001,  1885  auf  152  000 
hcruntergegangen^),  indessen  beruhe  dies  auf  der  durch  die  allgemeine  Notlage 
veraulaßten  Einschränkung  der  Konsumtion.  Die  Zunahme  der  Ausfuhr  habe 
hiermit  nicht  Schritt  gehalten,  der  Überschufs  der  Einfuhr  über  die  letztere 
sei  vielmehr  fortschreitend  gewachsen:  er  habe  1852  4000,  1853  28  000, 
1884  113  000,  1885  96  000  St  betragen.  Zugleich  sei  der  Rindviehstand 
Frankreichs  von  14  Millionen  Haupt  im  Jahre  1851,  auf  12  800  0 00  im 
Jahre  1862  und  auf  11  700000  im  Jahre  1882  zurückgegangen.  Noch 
ungünstigere  Ergebnisse  zeige  die  Gestaltung  des  Verhältnisses  von  Einfuhr 
und  Ausfuhr  beim  Sohafvieh;  die  Einfuhr  habe  1852  106  000,  1867  eine 
Million,  1879  zwei  Millionen  betragen,  eine  Zahl  auf  welcher  sie  sich 
seitdem  erhalten  habe,  wogegen  die  Ausfuhr  welche  1852  noch  50  000 
Stück  betrug,  seit  1878  kaum  die  Zahl  von  30,000  überschritten  habe^); 
in  ähnlichem  Verhältnis  habe  der  Schafviehstand  sich  vermindert,  nachdem 
die  statistische  Aufnahme  eine  solche  1852  von  33,  1862  von  29,  1873 
von  kaum  25  Millionen  und  1882  von  nur  23  700  000  Stück  ergeben 
habe.  Eine  weitere  erhebliche  Konkurrenz  erwachse  der  französischen 
Produktion  durch  Einführung  frischen  Fleisches  aus  Belgien , Deutsch- 
land und  der  Schweiz ; insbesondere  gelange  auf  dem  Viehmarkte  in  La 
Villette  zahlreiches  Schafvich  in  geschlachtetem  Zustand,  das  aus 
Deutschland  in  besonders  eingerichteten  Waggons  dorthin  befördert  würde, 
zum  Verkaufe;  da  nach  dem  Frankfurter  Friedens  vertrage  Deutschland  das 

1)  Annexes  Nr.  170  n.  215  zn  den  Sitzungen  des  Senats  vom  21.  n.  31.  März  1887. 

2)  Bericht  von  de  Roys  S.  5. 

3)  Bericht  von  Miloefaau  S.  5 bis  7. 

4)  Miiocban’s  Bericht  S.  4 f.  Genauer  Betrag  der  Einfuhr  1852:  25,658,  1854: 
124  530,  1878:  306  792,  1883:  215  824,  1884:  176  766,  1885:  151  934  Stück. 

5)  Genau  betrug  der  Einfuhr  von  Schafen:  1862:  106  280,  1867:  1 065  032,  1879: 
2 039  772,  1885:  1 949182  Stück. 
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Hecht  habe,  von  dem  Zollsatz  der  meistbegünstigten  Nationen  für  frisches 
Fleisch  von  nur  3 Fr.  pro  100  Kilogr.  Gebrauch  zu  machen,  so  reduziere 
sich  der  pro  Stück  Schafvieh  entrichtete  Zollbetrag  hierbei  auf  etwa  60  Cts. 
Noch  gröfsere  Besorgnisse  flöfse  die  Zukunft  ein  angesichts  der  wachsenden 
Di  mensionen,welchederImportl ebenden  Viehs  und  frischen  Flei- 
sches aus  den  überseeischen  Ländern  gewinne.  Die  von  einzelnen  Seiten  in 
Vorschlag  gebrachten  Sätze  von  60  bezw.  45  Fr.  für  die  Ochsen  wurden  von 
der  Kommission  der  Deputiertenkammer  für  zu  hoch  erachtet;  dieselbe 
entschied  sich  für  den  Satz  von  38  Fr.  im  Hinblick  namentlich  auch 
darauf,  dafs  hierdurch  eine  annähernde  Gleichheit  mit  der  entsprechenden 
Position  des  deutschen  Tarifes  (30  M.)  hergestellt  werde.  Dafs  die  vorer- 
wähnten erhöhten  Tarifsätze  den  Konsum  in  nachteiliger  Weise  beein- 
flussen würden,  wird  nicht  befürchtet.  Auf  dem  Viehmarkt  inLaVillette, 
dem  grofsen  Begulator  des  Vieh-  und  Fleischhandels  in  Frankreich  habe 
das  Kilogr.  Ochsenfleisch  im  Jahre  1879  ebenso  wie  ungefähr  auch  in  den 
vier  vorangegangenen  Jahren  1 Fr.  58  Cts.  gegolten  ; im  Mittel  der  Jahre  1879 
— 1885  betrage  der  Preis  1 Fr.  48  Cts.;  ohne  Rücksicht  auf  diese  Ermäfsig- 
ung  hätten  dagegen  die  von  den  Konsumenten  gezahlten  Preise  sich  un- 
gefähr auf  gleicher  Höhe  gehalten;  die  Schwankungen  des  den  Produzenten 
gezahlten  Preises  hätten  in  den  Schwankungen  desjenigen  Preises,  welcher 
von  den  Konsumenten  bezahlt  werde,  keinen  Ausdruck  gefunden  ^). 
Die  Ursache  der  wachsenden  Differenz  zwischen  beiderlei  Preisen  sei  der 
zunehmenden  Spezialisierung  des  Zwischenhandels  und  der 
auf  dieser  beruhenden  Vermehrung  der  Stationen  desselben, 
welche  sämtlich  am  Handelsgewinn  teil  nähmen,  zuzuschreiben. 

Die  in  den  Kommissionsberichten  mitgeteilten  statistischen 
Zahlen  sind  auf  den  ersten  Blick  allerdings  geeignet,  das  Bild  von  dem 
Zustande  der  Landwirtschaft  als  ein  besonders  düsteres  erscheinen  zu  lassen ; 
bei  näherer  Betrachtung  finden  sich  indessen  Momente,  welche  diese  Be- 
deutung jener  Zahlen  beträchtlich  ab  schwächen.  Vor  allem  ist  zu  be- 
rücksichtigen, dafs  das  Wachsen  des  Ueberschusses  der  Einfuhr  über  die 
Ausfuhr  beim  Vieh  und  Fleisch  an  und  für  sich  noch  keineswegs  ein  be- 
drohliches Symptom  enthält,  da  diese  Erscheinung  sich  leicht  durch  die 


1)  Das  Detail  der  Preisbewegung  ergiebt  nachstehende  Tabelle , Milochaa’s  Bericht 
S.  18  fg. 


Jahr 

Mittlerer  Preis  des  Kilogr.  Fleisch 
nach  dem  reinem  Schlachtgewicht 
auf  dem  Markt  von  La  Villette. 

Mittlerer  Preis  des  Kilogr.  Fleisch 
bei  den  Fleischern  in  gans 
Frankreich. 

Rindfleisch 

Schaffloisch 

Rindfleisch 

Schaffleisch 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

1879 

I,.^8 

1,63 

1,65 

1,80 

1880 

1,46 

1,69 

1,59 

1,77 

1881 

1,40 

1,76 

1,56 

1,77 

1882 

1,50 

1,92 

1,59 

1,81 

1883 

1,61 

1,97 

1,63 

1,86 

1884 

1,50 

1,81 

1,65 

1,88 

1885 

1,43 

1,65 

1,63 

1,84 

1886(9  erste  Mon.) 

1,38 

1,63 
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dem  Waohetum  des  Wohlstandes  entsprechende  Steigerung  des  Konsums 
erklärt;  wenn  die  seit  1883  eingetretene  Verminderung  der  Einfuhr  von 
Bindvieh  auf  Rechnung  des  infolge  der  Notlage  ycrringerten  Konsums 
gesetzt  wird,  so  liegt  es  doch  am  nächsten,  die  frühere  Steigerung  der 
Einfuhr  der  auf  die  Entwickelung  des  allgemeinen  Wohl- 
standes beruhenden  Zunahme  des  Verbrauches  zuzuschreiben,  wie 
sie  sich  ja  aus  den  bei  der  landwirtschaftlichen  Enquete  der  soci^te 
nationale  von  1879  angestellten  Berechnungen  als  unzweifelhaft  ergiebt*). 
Die  V ermin  derung  der  Stück  zahl  des  gehaltenen  Rind-  und  Schafviehs 
dagegen  ist  nur  insoweit  bedenklich,  als  nicht  die  Abnahme  der  Zahl  durch 
Verbesserung  der  Qualität  und  insbesondere  durch  die  Zunahme  des 
Fleischgehalts  überwogen  wird ; alle  Feststellungen  stimmen  indessen  darin 
überein,  dafs  eine  solche  Verbesserung  wirklich  stattgefunden  hat*);  ins- 
besondere beim  Schafvieh  ist  dieser  Frozefs  einer  die  Abnahme  der 
Zahl  ausgleichenden  Hebung  der  Qualität  eine  naturgemäüse,  da  in  vielen 
Ortschaften  die  Ausdehnung  des  Baues  der  Futter-  und  Handelsgewäohse, 
und  der  Einhegungen  eine  Einschränkung  der  Qemeinweide  und 
dadurch  eine  Reduktion  der  Schafviehhaltung  bedingt,  wogegen  die  Zahl 
des  bei  den  landwirtschaftlichen  Fabriken  behufs  V erwertung  der  Residuen 
gehaltenen  Schafviehs  eine  Zunahme  erfährt:  die  Qualität  des  letzeren, 
meist  zur  Mästung  bestimmten  Viehs  ist  aber  eine  beträchtlich  bessere  als 
die  des  ersteren.  Was  die  Bestimmung  anlangt,  welche  den  Satz  für  ein- 
geführtes frisches  Fleisch  auf  12  Fr.  für  100  Kilogr,  erhöht,  so 
bleibt  dieselbe  zunächst  selbstverständlich  auüser  Anwendung  in  betreff  des  aus 
denjenigen  Ländern,  mit  denen  Koventionaltarife  vereinbart  sind,  ein- 
gehenden Fleisches;  dagegen  scheint  der  eingeführten  sanitären  Kon- 
trolle die  Absicht  nicht  fremd  zu  sein,  im  Wege  der  anläfslich  derselben 
zu  erhebenden  Gebühren  jene  Bevorzugung  unwirksam  zu  machen. 
Das  Mafs,  in  welchem  dieser  Erfolg  eintritt,  wird  von  der  Höhe  der  festzu- 
setzenden Gebühren  bezw.  der  Umständlichkeit  der  zu  erfüllenden  For- 
malitäten vorzugsweise  abhängen.  Unter  einer  rigorosen  Ausübung  jener 
Vorschrift  würde,  wie  es  scheint,  vor  allem  die  Viehausfuhr,  welche  aus 
dem  westlichen  Deutschland  nach  Frankreich  stattfindet,  zu  leiden 
haben. 


Feh  1er Terb esse rnog  sn  den  früheren  Artikeln. 
Es  ist  sn  lesen : 

Pag.  50,  Z.  11  V.  0.  11.  st.  13.  M^, 

„ 894,  „ 4 „ o.  Eisenbahnen  statt  Eisenbahn, 

30  ,,  n.  Soissons  st.  St  Quentin, 

,,  396,  „ 2 ,,  u.  M.  Zentner  st.  Zentner, 

„ 397,  „ 4 „ n.  100  Kilogr.  st.  Kilogr. 

,,  400,  „ 20  ,,  o.  nach  Meline  einsuscbalten  sum  Vorsitzenden, 

21  „ o.  zum  Berichterstatter  st  zu  Berichterstattern. 


1)  Siehe  meinen  Anfsatz : Die  Landwirtschaft  und  ihre  Lage  in  Frankreich,  Schriften 
des  Vereins  für  Sozial-PoUtik,  Bd.  XKVU,  S.  78  fg.,  101  fg. 

2)  a.  a.  O.  8.  73. 
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xn. 

Die  XTniUistatistik  der  Berufsgenossenachaften. 


Von  Dr.  Uerm.  Zimmermann. 

Nach  § 28  des  Unfallversicherungs-Gesetzos  erfolgt  die  Berechnung 
der  durch  Umlage  von  den  Mitgliedern  zu  erhebenden  Beiträge  nach  der 
Höhe  der  den  einzelnen  Betrieben  eigentümlichen  Unfallgefahr,  welche  in 
den  Yerhältniszahlen  eines  sogenannten  Gefahrentarifes  einen  relatiyen 
Maßstab  findet.  Selbstverständlich  kann  ein  Tarif,  welcher  den  zu  stellenden 
Anforderungen  entspricht  und  die  Verteilung  der  Lasten  in  möglichst  ge- 
rechter Weise  bewirkt,  nur  auf  Grundlage  einer  rationellen  Statistik  ge- 
wonnen werden,  und  es  müssen  daher  die  Grundsätze,  nach  welchen  die 
Aufstellung  einer  solchen  Statistik  vorzunehmen  ist,  sorgfältig  geprüft 
werden.  Das  Reichs-Versicherungsamt  hat  in  einem  Rundschreiben  vom 
29.  Dez.  V.  J.  die  Vorstände  der  Berufsgenossenschaften  auf  die  Notwendig- 
keit der  genannten  statistischen  Zusammenstellungen  hingewiesen  und  für  die 
vergleichende  Schätzung  der  aus  den  Unfällen  entstehenden  verschiedenen 
Arten  von  Belastungen  Vorschläge  gemacht,  worüber  die  Urteile  der 
einzelnen  Berufsgenossenschaften  erbeten  werden.  Da,  wie  es  in  dem  er- 
wähnten Schreiben  heißt,  anderweite  Vorschläge  mit  Dank  entgegenge- 
nommen und  in  Erwägung  gezogen  werden  sollen,  so  dürfte  es  angebracht 
sein,  die  in  Betracht  kommenden  Fragen  einer  eingehenden  Erörterung 
zu  unterziehen. 

Die  Schwierigkeit,  verschiedene  Berufsklassen  hinsichtlich  der  Unfall- 
gefahr zahlenmäßig  zu  vergleichen , besteht  darin , daß  man  es  vor  der 
Hand  mit  inkommensurablen  Größen,  d.  h.  mit  solchen  zu  thun  hat,  die 
sich  vorläufig  nicht  auf  ein  gemeinschaftliches  Maß  zurückführen  lassen. 
Erst  daw  Ergebnis  der  Statistik  wird  die  genauen  Werte  der  hierzu  er- 
forderlichen Zahlen  liefern ; will  man  sich  jedoch  — wie  es  für  die  augen- 
blicklich nötige  Erhebung  der  Beiträge  geschehen  mufs  — schon  vor 
Aufstellung  der  Statistik  ein  annäherndes  Urteil  über  die  relativen 
Belastungswerte  bilden,  so  muß  man  sich  vorläufig  mit  geschätzten  Zahlen 
oder  gröberen  Durchschnittswerten  behelfen. 

Vor  Allem  muß  ein  Gesichtspunkt  hervorgehoben  werden,  welcher, 
wie  bei  jeder  anderen  Statistik,  so  m.  E.  auch  in  diesem  Falle  nicht 
außer  Acht  gelassen  werden  darf.  Es  liegt  nämlich  jedenfalls  im  Interesse 
der  Sache,  wenn  derartige  theoretische  Fragen  zur  allgemeinen  Diskussion 
gestellt  werden.  Aus  diesem  Grunde  ist  es  wünschenswert,  daß  nicht  nur 
das  Resultat  der  Statistik,  nämlich  die  aus  dem  Material  gewonnene  Be- 


Digltized  by  Google 


Missell«n. 


547 


lastuDgsziffer,  sondern  auch  die  beobachteten  Daten  mitgeteilt  werden. 
Dadurch  wird  es  möglich,  wenn  nötig  auch  in  anderer  Weise  und  nach 
anderen  Grundsätzen  die  Rechnung  vorzuuehmen.  Wenn  ferner  nach  Be> 
nutzung  des  zuerst  zusammengetragenen  Materials  sich  andere  Gesichts- 
punkte für  die  Berechnung  der  Belastungsziffem  ei^eben  sollten,  so  ge- 
stattet die  Fixierung  der  Beobachtungsdaten , das  frühere  Material  wieder 
mitzuverwerten.  Da  man  nun  nicht  voraussehen  kann,  in  welcher  Weise 
in  späterer  Zeit  die  Nutzbarmachung  der  Unfallstatistik  erfolgt,  so  ist  es 
ratsam,  die  letzere  so  rationell  und  so  eingehend  zu  gestalten,  als  es 
olme  zu  große  Kosten  und  Zeitaufwand  nur  irgend  geschehen  kann. 

Nach  dem  Entwürfe  des  Reichs-Versicherungsamtes  enthält  das  Un- 
fallvorzeichnis  die  folgenden  Hauptspalten : 


0 e w erbe- 
zweige, 
Maschinen  etc. 
nach  der  Ein- 
teilung des  6e- 
fahrentarifs 
oder  nach  einer 
im  Interesse  des 
Oefahrentarifs 
liegenden 
Gruppiemng. 

Durchschnittliche 
Zahl  der  auf  die 
einzelnen  Posi- 
tionen der  Spalte 
2 entfallenden 
versicherten 
Personen. 

Zahl  der  verletzten  Personen , für  we 
im  Kopf  der  Tabelle  angegebenen  Zeit 
gungen  festgestellt  sind. 

Vorübergehende  L „ ■ e u . 

„ . n. . iLKnger  als  6 Monate 

Erwerbsunfähig-  . ® , 

, ! dauernde  Erwerbsun- 

keit  von  mehr  als' 

13  Woche,  b»  »'•'«‘‘•ll- 

6 Monaten.  | teilweise  | völlige 

che  in  der 
Entschädi- 

Tod. 

2. 

3. 

4. 

5. 

6. 

7. 

III  1 

Betrachten  wir  zunächst  die  Spalte  S und  die  zu  dieser  gegebene 
Anleitung,  nach  welcher  für  die  durchschnittliche  Zahl  der  versicherten 
Personen  die  Anzahl  der  bei  vollem  Betriebe  Beschäftigten  einzusetzen 
ist,  wobei  auf  das  gleiche  Verfahren  bei  Nachweisung  der  Rechnungser- 
gebnisse der  Berufsgenossenschaften  hingewiesen  wird.  Diese  Berechnung 
der  Anzahl  der  beobachteten  Personen  ist  allerdings  in  der  Darstellung  der 
Rechnungsergebnisse  vollkommen  am  Platze,  da  man  auf  diese  Weise  den 
Gesamt-Umfang  der  versicherten  Betriebe  erkennen  kann.  Will  man  aber  sta- 
tistische Unfallkoeffizienten  und  ähnliche  Verhältniszahlen  berechnen,  so 
handelt  es  eich  um  die  Vergleichung  der  ein  Jahr  hindurch  versichert  ge- 
wesenen Personen  mit  der  Zahl  der  in  diesem  Zeiträume  stattgefundenen  Un- 
fälle. Ist  z.  B.  ein  Betrieb  am  1.  Juli  des  Rechnungsjahres  eröffnet  worden, 
und  sind  seine  sämtlichen  Arbeiter  ein  halbes  Jahr  versichert  gewesen, 
so  würde  man  nach  der  gegebenen  Anweisung  die  volle  Zahl  der  be- 
schäftigten Arbeiter  des  Betriebes  zählen.  Für  die  Bestimmung  der  Un- 
fallgefahr kann  es  aber  nicht  gleichgültig  sein,  ob  eine  gewisse  Anzahl 
Arbeiter  ein  volles  Jahr  oder  eine  kürzere  Zeit  unter  Beobachtung  waren. 
Man  müßte,  um  die  richtige  für  ein  Jahr  geltende  Verhältniszahl  zu  er- 
halten, die  Zahl  der  in  dem  Betriebe  vorgekommenen  Unfälle  verdoppeln, 
oder,  was  dasselbe  ist,  nur  die  halbe  Anzahl  der  versicherten  Arbeiter  in 
Anschlag  bringen.  In  derselben  Weise  wäre  zu  verfahren,  wenn  die  Ver- 
sicherung einen  kleineren  oder  größeren  Bruchteil  des  Jahres  gedauert 
hat,  und  es  wäre  dann  der  Kopf  der  Spalte  3 etwa  zu  überschreiben : 
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Bechnungsmäfsige  Zahl  der  ein  volles  Jahr  versichert 

gewesenen  Personen. 


Für  die  weniger  als  ein  Jahr  versichert  gewesenen  Arbeiter  würde 
man  dann  zunächst  die  Zahlen  der  Wochen  zusammenzählen , während 
welcher  die  einzelnen  versichert  waren , die  Summe  durch  52  dividieren 
und  den  Quotienten  (etwa  auf  zwei  Dezimalstellen  berechnet)  zu  der  Zahl 
derjenigen  hinzufügen,  welche  ein  volles  Jahr  versichert  waren.  Waren 
z.  B.  in  einer  Baugewerks-Berufsgenossenschaft  14  280  Maurer  ein  volles 
Jahr,  dagegen  36  Wochen  hindurch  4015,  16  Wochen  hindurch  5317  und 
9 Wochen  632  Maurer  beschäftigt,  so  ergiebt  sich 

4015.35  -f-  6317.16  + 632.9 


14  280  + 


52 


= 18727,79 


als  die  io  Spalte  3 einzustellende  Zahl. 

In  den  Späten  4 bis  7 sollen  dann  nach  der  gegebenen  Anleitung 
diejenigen  Unfälle  berücksichtigt  werden,  für  welche  in  dem  Beobachtungs« 
jahre  Entschädigungen  festgestellt  wurden , nicht  aber  diejenigen , welche 
sich  in  der  nämlichen  Zeit  ereignet  haben.  Eine  solche  Zählung  der  Un- 
fälle entspricht  aber  nicht  den  Zwecken  einer  brauchbaren  Statistik,  da  ja 
die  Leistung  der  Entschädigungen  erst  von  der  vierzehnten  Woche,  nach- 
dem der  Unfall  stattfand,  beginnt,  und  man  also  nicht  die  richtige  Gegen- 
überstellung zwischen  den  beobachteten  Personen  und  den  stattgefundenen 
Unfällen  erhält  Da  die  Aufstellung  des  Verzeichnisses  doch  erst  vorge- 
nommen werden  kann,  wenn  man  die  Art  der  Belastung  aller  in  dem  be- 
treffenden Jahre  stattgefundenen  Unfälle  erkannt  hat,  so  wird  es  auch 
ausführbar  sein,  genau  diejenigen  Unfälle  zu  zählen  und  in  die  Spalten 
4 bis  7 einzustellen,  welche  der  in  Spalte  3 eingesetzten  Zahl  der  beob- 
achteten Arbeiter  entsprechen. 

In  ähnlicher  Weise  wie  bei  Spalte  3 würde  man  dann  für  Spalte  4 
bis  6 eine  genauere  Berechnung  vorzunehmen  haben.  Für  Spalte  4 zu- 
nächst, deren  Kopf  lautet  „Vorübergehende  Erwerbsunfähigkeit  von  mehr 
als  13  Wochen  bis  zu  6 Monaten'*,  würde  es  sich  empfehlen,  neben  der 
Zahl  der  verletzten  Personen  die  Krankentage  zu  zählen,  welche  in  der 
Zeit  vom  Beginn  der  14ten  Woche  im  ganzen  verlebt  worden  sind.  Hat 
man  also  beispielsweise  einen  Unfall  mit  117  und  einen  anderen  mit  143 
Krankheitstagen,  so  hätte  man  in  Spalte  4 neben  der  Zahl  2 noch  die 
Summe  von  (117 — 91)  -j-  (143 — 91)  d.  h.  78  Krankheitstage  zu  ver- 
zeichnen. Als  vorübergehend  ist  in  dem  Entwürfe  des  Beiohs-Ver- 
sicherungsamtes  diejenige  Erwerbsunfähigkeit  bezeichnet,  welche  nicht  länger 
als  6 Monate  dauert,  dagegen  fragt  es  sich,  ob  — wie  es  das  Schema 
will  — die  länger  als  6 Monate  währende  Arbeitsunfähigheit  in  Spalte  5 
und  6 eingetragen  werden  soll  ohne  Bücksioht  darauf,  ob  sie  dauernd  oder 
vorübergehend  ist.  Vom  Standpunkte  einer  rationellen  Statistik  bezw. 
einer  richtigen  Berechnung  wäre  ein  solches  Verfahren  nicht  zu  empfehlen, 
und  so  ist  denn  bei  Aufstellung  des  Schemas  wohl  die  Voraussetzung  ge- 
macht, daß  jede  länger  als  6 Monate  dauernde  Erwerbsunfähigkeit  eine 
bis  zum  Tode  dauernde  sei.  Dann  müßte  man  aber  später,  wenn  sich 
Abweichungen  von  dieser  Annahme  ergeben  sollten,  d.  h.  wenn  UnMle 
vorgekommen  sein  sollten,  welche  trotz  länger  als  6 Monate  dauernder  Er- 
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werbsunfähigkeit  dooh  eine  völlige  WiederhersteUnng  der  Yerunglückten  zur 
Folge  gehabt  hätten,  diese  Fälle  mit  der  Angabe,  zu  welcher  Oewerbegruppe 
die  einzelnen  gehören,  in  dem  nächsten  Verzeichnisse  mitteilen,  so  daß 
es  einem  Bearbeiter  des  Materiales  möglich  wäre,  eine  Korrektur  vorzu- 
nehmen. 

Dies  vorausgesetzt,  würde  man  bei  Spalte  5 und  6 zunächst  ent- 
scheiden müssen,  ob  es  möglich  und  ratsam  ist,  das  Alter  der  Verunglücktenfin 
Betracht  zu  ziehen  oder  nicht  Nehmen  wir  einmal  den  letzteren  Fall  an,  so 
würde  man  in  Spalte  6 (dauernde  völlige  Erwerbsunfähigkeit)  einfach  die 
Fälle  zählen.  Dagegen  wäre  neben  der  Spalte  5 (dauernde  teilweise  Er- 
werbsunfähigkeit), ähnlich  wie  neben  Spalte  4,  eine  zweite  ünterspalte 
einzufügen,  welche  die  Gesamtsumme  der  Benten-Bruchteile  zu  enthalten 
hätte,  so  dafs  z.  B.,  wenn  man  3 Unfälle  mit  60®/^,  70®/^  und  20  ®/„iger 
Erwerbsunfähigkeit  hat,  man  in  die  neue  Spalte  die  Summe  dieser  Sätze, 
also  140®/q  einzusetzen  hätte. 

Sind  in  der  angegebenen  Weise  die  Zahlen  in  die  Spalten  eingetragen, 
so  ist  daraus  nun  für  die  einzelnen  Gewerbezweige  der  Wert  der  Gesamt- 
belastung, wenn  auch  niir  in  relativer  Höhe  zu  bestimmen.  Denn  für 
den  Gefahrentarif  kommt  es  nur  auf  eine  Vergleichung  der  ver- 
schiedenen Belastungen  an,  und  erst  wenn  man  weitere  Zwecke  im  Auge 
hat,  wird  man  absolute  Werte  berechnen.  Indessen  ist  in  letzterem  Falle 
überhaupt  ein  genaueres  Verzeichnis  aufznstellen,  wie  weiter  unten  ausge- 
führt wird.  Zur  Ausführung  der  genannten  Aufgäbe  hat  nun  das  Beichs- 
Versicherungsamt,  welches  den  Berufsgenossenschaften  nicht  zu  verwickelte 
Aufstellungen  und  Berechnungen  zumuten  wollte,  vorgeschlagen,  für  die 
Belastung  durch  Unfälle 

1)  mit  vorübergehender  Erwerbsunfähigkeit  von  mehr  als 
13  Wochen  (bis  zu  6 Monaten)  (Spalte  4)  die  Verhältniszahl  1 

2)  mit  (länger  als  6 Monate)  dauernder  teilweiser  Erwerbs- 
unfähigkeit (Spalte  5) die  Verhältniszahl  15 

3)  mit  (länger  als  6 Monate)  dauernder  völliger  Erwerbs- 
unfähigkeit (Spalte  6) die  Verhältniszahl  30 

4)  mit  tötlichem  Ausgange  (Spalte  7)  . die  Verhältniszahl  10 

zu  setzen,  so  dalz  z.  B.  für  den  Fall,  dafs  in  den  vier  Spalten  der  Beihe 
nach  die  Personenzahlen  10,  21,  43  und  17  stehen,  man  die  Belastungs- 
ziffer 1 . 10  + 15  . 21  -I-  30  . 43  4-  10  . 17  = 1785  erhält. 

Gegen  diese  Berechnungsweise  der  Belastungsziffer  wendet  sich  ein 
mit  Ld — n gezeichneter  Artikel  in  der  „Berufsgenossenschaff*  vom  14.  März, 
welcher  unter  der  Überschrift  „Zur  Unfallstatistik**  sehr  beachtenswerte 
Vorschläge  macht.  Den  Kern  derselben  sei  es  erlaubt  hier  darzustellen. 

Es  handelt  sich  bei  der  vorliegenden  Frage  um  drei  vom  Beichs- 
Versicherungsamte  vorgeschlagene  Verhältniszahlen,  von  denen  der  Artikel 
zwei  ganz  verwirft,  während  er  die  dritte  — wie  es  sein  mufs  — modi- 
fiziert, wobei  er  auf  die  in  v.  Woedtkes  Kommentar  zum  Unfallversicher- 
ungs-Gesetze (2.  Aufl.  S.  66)  mitgeteilten,  der  Denkschrift  zu  dem  Gesetz- 
entwurfe  entnommenen  Belas tun gs werte  zurückgeht.  Die  von  Behm 
für  diese  Denkschrift  berechneten,  von  v.  Woedtke  ohne  Modifikation  ver- 
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wendeten  Zahlen  bedürfen  einer  kleinen  Änderung.  Die  Belastungs« 
Ziffer  für  den  tötlichen  Unfall  des  männlichen  Arbeiters  setzt  sich  nämlich 
zusammen  aus  folgenden  Bestandteilen: 

1)  20^/q  Witwenrente  ergiebt  das  l,7738£acbe  des  Jabreslohnes 

2)  IO®/,  Kinderrente  „ „ 0,7636  „ „ „ 

3)  20®/,  Aszendentenrente  „ „ 0,0781  „ „ „ 

4)  IO®/,  Begräbnisgeld  „ „ _0,O98o_,, „ „ 

Zusammen  das  2,7l35fache  des  Jahreslohnes. 

Nun  beträgt  nach  §.  6 des  Gesetzes  die  Kinderrente  15®/„  des  Jahres- 
lohnes (wenn  das  Kind  auch  mutterlos  ist,  allerdings  20 , allein  diese 
Fälle  gleichen  sich  gegen  diejenigen  von  Behm  absichtlich  nicht  in  Betracht 
gezogenen  [Denkschrift  8.  106]  aus,  in  welchen  bei  gröfserer  Kinderzahl 
eine  Kürzung  der  Kenten  stattiindet).  Ferner  beträgt  das  Begräbnisgeld 
das  20fache  des  Tagelobnes,  was  nach  der  in  §.  3 festgesetzten  Zahl  vou 
300  Arbeitstagen  gleich  6*1^  v.  H.  des  Jabreslohnes  zu  setzen  ist.  Es 
ist  also  zu  der  Summe  die  Hälfte  der  Zahl  uuter  2)  oder  0,3818  hiuzu- 
lügen,  dagegen  ein  Drittel  der  Zahl  unter  4)  oder  0,0327  abzuziehen,  so 
dafs  man  als  vorbesserte  Summe  das  3,0626fache  des  Jahreslohnes  erhält 

1)  Es  darf  dem  Juristen  nicht  verübelt  werden,  wenn  er  sich  scheute,  die  nötigen 
Veränderungen  an  den  berechneten  Zahlen  vorsunehmen,  auf  welche  er  wenigstens  auf- 
merksam macht.  Bei  der  grofsen  Verbreitung  des  Kommentars  dürfte  es  von  Nutzen 
sein , wenn  einige  in  der  betreffenden  Anmerkung  enthaltene  Ungenauigkeiten  bei  dieser 
Gelegenheit  verbessert  werden. 

Auf  Seite  67  heifit  es,  dafi  die  Belastung  aus  einem  Unfall  eines  männlicben  Arbeiters 
mit  vorübergehender  Erwerbsunfähigkeit  von  mehr  als  13  Wochen  0,84  Hundertstel  des 
Jahresarbeitsverdienstes  beträgt.  Zu  diesem  Irrtum  hat  die  Berechnungsweise  der  Denk- 
schrift Anlaß  gegeben.  Dort  ist  0,8867  Hundertstel  des  Jabreslohnes  der  Faktor , mit 
welchem  die  Zahl  der  Fälle  für  die  den  Zeitraum  von  4 Wochen  übersteigende  Erwerbs- 
unfähigkeit zu  multiplizieren  ist,  um  die  Höbe  der  durch  die  länger  als  13  Wochen 
dauernde  Erwerbsunfähigkeit  verursachten  Belastung  zu  erhalten.  Spricht  man  aber  von 
der  über  13  Wochen  dauernden  Belastung  durch  einen  Unfall,  so  hat  man  6,4748 
Hundertstel  des  Lohnes  zu  nehmen  (Denkschrift  S.  108).  Bel  einem  Jahresdurebsebnitts- 
verdienst  von  760  Mark  erhält  man  also  750  . 0,064  748  oder 

48^  Mark  alsBelastung  durch  einen  Unfall  mit  einer  13  Wochen  über- 
dauernden Erwerbsunfähigkeit, 

nicht  aber  die  viel  zu  groBe  Summe  von  630  Mark,  welche  bei  Woedtke  infolge  eines 
Kecbenfeblers  trotz  des  kleineren  Faktors  angegeben  ist. 

Auch  über  die  angewendeten  Recbuungsgrundlagen  herrscht  Unklarheit , so  daB  es 
sich  verlohnen  dürfte,  diesen  für  den  rechnenden  Statistiker  wichügen  Punkt  zu  be- 
richtigen. 

V.  Woedtke  giebt  an,  die  von  ihm  mitgeteilten  Berechnungen  beruhten  auf  „der^‘ 
Brune 'sehen  Sterbenstafel.  Die  beiden  Brune’schen  Tafeln  (eine  für  Männer  und  eine 
für  Frauen)  sind  aber  aus  den  Beobachtungen  an  Beamten  und  Beamtenfrauen  abgeleitet, 
also  für  das  Arbeiterperaunal  nicht  anwendbar.  Sie  liegen  auch  thatsächliuh  nicht  der 
Berechnung  zu  Grunde,  sondern  die  Lebenswahrscheinlicbkeiten  der  Frauen  und  Kinder 
sind  den  auf  Volkszählungen  beruhenden  neuen  Preußischen  Volkstafeln  entnommen,  die 
Absterbe  - Ordnung  der  arbeitsunfähigen  Personen  dagegen  ist  in  Ermangelung  eines 
passenden  Materiales  aus  einer  gewissen,  willkürlichen  Annahme  entwickelt,  welcher  man 
allerdings  als  einer  von  einem  gewiegten  Sachkenner  aufgestcllten,  begründeten  Hypothese 
Vertrauen  schenken  darf.  Es  ist  also  auch  nicht  richtig,  was  der  Artikel  der  „Berufs- 
genossenschaft“  mit  Nachdruck  hervorhebt,  daß  die  Zahlen  für  die  durch  tötlichen 
Unfall  und  dauernde  Erwerbsunfähigkeit  verursachten  Belastungen  aus  der  Statistik  des 
Vereins  Deutscher  Eisenbahn-Verwaltungen  abgeleitet  seien;  denu  die  Erhebungen  dieses 
Vereines  erstrecken  sich  auf  die  erforderlichen  Biaterialien  nicht. 

Uebrigens  darf  auch  nicht  vergessen  werden , des  wichtigen  Punktes  zu  erwähnen, 
daß  die  Berechnungen  mit  dem  Zinsfüße  von  4 vom  Hundert  ausgefübrt  sind,  und  daß 
ein  niedrigerer  Zinsfuß  die  Beiastungswerte  erhöben  würde. 
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Entsprechend  würde  mithin  bei  einem  Durchschnitts-Jahresverdienst  von 
750  Mark 

die  Belastung  durch  tötlichen  Unfall  2297  Mark 
betragen. 

Hinsichtlich  der  durch  das  Gesetz  bewirkten  Belastung  würde  also 
ein  Unfall,  welcher  dauernde  Erwerbsunfähigkeit  zur  Folge  hat,  gleich 

.1  _ _ 2,5716  tötlichen  Unfällen 

3,0626 

sein.  Wenn  also  ihr  die  Belastungsziffer  der  tötlichen  Unfälle  10  gesetzt 
wird  — wie  in  dem  Vorschläge  des  Reichs-Versicherungsamtes  — , so  müfste 
man  für  die  der  dauernden  Erwerbsunfähigkeit  entsprechende  etwa  26 
setzen.  Es  scheint,  dafs  die  vom  Keichs-Versioherungsamte  vorgeschlagene 
Ziffer  SO  in  Übereinstimmung  mit  der  ursprünglichen,  in  der  Denkschrift 
aufgestellten  Yerbältniszahl  gewählt  worden  ist,  welche  aber  nur  für  den 
Entwurf  gilt.  Aber  auch  die  nach  dem  Gesetze  dafür  zu  setzende  Zahl 
26  (oder  genauer  25,716)  ist  noch  nicht  ohne  weiteres  für  unseren  Fall 
zu  gebrauchen,  was  übrigens  auch  in  dem  Artikel  der  „Berufsgenossen- 
schaft'* nicht  beachtet  ist.  Sieht  man  nämlich  von  einer  kleinen  Differenz 
ab,  welche  durch  eine  von  der  obigen  abweichende,  nicht  ganz  zu  moti- 
vierende Kechnungsweise  in  den  Zahlen  des  Artikels  hervorgebracht  wird, 
so  stimmt  das  in  letzterem  gegebene  Verhältnis  55  : 142  (entstanden  aus 
2308  : 5907)  mit  dem  hier  gefundenen  10  : 25,716  (oder  2297  : 5907) 
allerdings  überein.  Dabei  ist  aber  noch  nicht  berücksichtigt,  dafs  die 
Bclastungsziffer  7,8759,  aus  welcher  durch  Multiplikation  mit  750  Mark 
Durchschnitts- Jahreslohn  der  Wert  5907  hervorgeht,  nicht  blofs  die  dauernde 
gänzliche,  sondern  auch  die  dauernde  teilweise  Erwerbsunfähigkeit 
umfafst,  dafs  also  unsere  Zahl  25,716  ein  Mittelwert  ist  In  der  Denk- 
schrift ist  angenommen,  dafs  im  Falle  dauernder  gänzlicher  Erwerbs- 
unfähigkeit des  Jahreslohnes,  im  Falle  dauernder  teilweiser  Arbeits- 
unfähigkeit die  Hälfte  desselben  an  Rente  gezahlt  wird.  Diesen  beiden 
Fällen  entsprechend  erhält  man  nach  der  Annahme  der  Denkschrift  die 
Belastungsziffcrn  26,376  für  dauernde  gänzliche  und  19,782  für  jeden 
Fall  dauernder  teil  weiser  Erwerbsunfähigkeit  Geht  man  also  von  der 
Zahl  55  für  tätliche  Unfälle  aus,  so  hat  man  für  die  dauernde  völlige  Er- 
werbsunfähigkeit nicht  2,5716  . 56  = 141,438,  sondern  2,6376  . 65  = 
145,068  oder  abgerundet  145  zu  setzen.  Für  dauernde  teilweise  Er- 
werbsunfähigkeit hätte  man  dann  nach  jenem  Artikel  den  entsprechenden 
Bruchteil  von  145  zu  berechnen,  während  man  in  Anlehnung  an  die 
Grundsätze  der  Denkschrift  für  jeden  Fall  die  Durchschnittszahl  1,9782  . 
55  = 108,801  oder  abgerundet  109  nehmen  würde. 

Es  bleibt  schliefslich  noch  übrig,  die  Verhältniszahl  für  vorübergehende 
Erwerbsuufähigkeit , soweit  letztere  den  Zeitraum  von  13  Wochen  über- 
dauert, festzusetzen.  Die  absolute  Belastungsziffer  beträgt,  wie  in  der 
Anmerkung  auf  vor.  Seite  erwähnt  wurde,  das  0,064  748fache  des  Lohnes. 
Setzt  man  die  Belastung  durch  tötlichen  Unfall  gleich  10,  so  ergiebt  sich 
für  die  Erwerbsunfähigkeit  der  genannten  Art  die  Ziffer  0,2114,  dagegen 
erhält  man  1,16,  wenn  erstere  gleich  55  gesetzt  wird.  Nimmt  man  endlich 
die  Ziffer  der  zuletzt  besprochenen,  geringsten  Art  der  Belastung  zur  Ein- 
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heit,  so  erhält  man  nach  den  Grundsätzen  der  Denkschrift 
für  einen  Unfall  des  männlichen  Arbeiters 

1)  mit  vorübergehender  Erwerbsunfähigkeit  nach  Ablauf  von  13 
Wochen  die  Belastungsziffer  1 ; 

2)  mit  dauernder  teilweiser  Erwerbsunfähigkeit  die  Belastungs- 
ziffer 94; 

3)  mit  dauernder  völliger  Erwerbsunfähigkeit  die  Belastungs- 
ziffer 125; 

4)  mit  tötlichem  Ausgange  die  Belastungsziffer  47. 

Dagegen  wird  nach  dem  Verfasser  des  angezogenen  Artikels  nur  die 
ursprüngliche  Ziffer  für  3)  und  4)  beibehalten.  Nach  genauer  llechnung, 
wie  oben  angegeben,  beträgt  dieselbe  8,0779  für  3)  und  3,0626  für  4). 
AJs  Einheit  wird  eine  monatliche  Bentenrate  genommen.  Da  die  Bente 
’/g  des  Jahresarbeitaverdienstes  beträgt,  so  ergeben  sich  folgende  Be- 
lastungsziffern : 

ftir  1):  Zahl  der  Monate  von  Ablauf  der  13.  Woche  an,  während 
welcher  die  Bente  gezahlt  wird ; 

für  2) : entsprechender  Bruchteil  der  Ziffer  für  3) ; 

8 0779 

für  3):  — . 12  = 145  (genau  145,40); 

/s 


3.0626 

für  4):  — . 12  = 65  (genau  65,13). 

/s 


Diese  genauere  Festsetzung  der  Belastungen  1)  und  2)  ist  jedenfalls 
dem  ersteren  Systeme  vorzuziehen,  und  wenn  die  genauere  Berechnung 
für  die  vorübergehende  Erwerbsunfähigkeit  auch  wegen  der  geringen  Be- 
träge unerheblich  ist  (sonst  würde  man  vielleicht  anstatt  der  Monate  lieber 
Wochen  oder  Tage  zählen  und  Bruchteile  von  Bentenbeträgen  nach  ihrem 
genauen  Werte  in  Anschlag  bringen),  so  ist  doch  der  Vorschlag  für  2) 
von  um  so  gröfserer  Bedeutung,  und  man  wird  die  zuletzt  genannte  Be- 
rechnungsweise  vorziehen,  falls  man  eine  von  beiden  zu  wählen  genötigt  ist. 

Dagegen  vermag  ich  nicht  der  Ansicht  des  Verfassers  beizustimmen, 
dafs  durch  dies  System  genau  die  Unterschiede  der  Belastungen  in  den 
verschiedenen  Gewerbezweigen  festgestellt  und  nicht  von  vornherein  den 
Berechnungen  hypothetische  Zahlen  aufgenötigt  werden,  während  doch 
gerade  die  Ergebnisse  der  aufzustellenden  Statistik  erst  die  den  wirklichen 
Verhältnissen  entsprechenden  Zahlen  liefern  sollen.  Denn  erstens  ist  die 
wichtigste  Zahl,  nämlich  die  Ziffer  der  Belastung  durch  einen  Unfall  mit 
folgender  dauernden  völligen  Erwerbsunfähigkeit,  auch  in  dem  verbesserten 
Systeme  des  in  Bede  stehenden  Artikels  für  alle  Berufsgenossenschaften 
beibehalten,  während  doch  vor  einer  statistischen  Feststellung  angenommen 
werden  rnuils,  dafs  ein  Erwerbsunfähiger  in  den  verschiedenen  Industrie- 
zweigen im  allgemeinen  auch  verschiedene  Lebenskraft  besitzt.  In  manche 
derselben  wird  der  menschliche  Organismus  offenbar  stärker  angegriffen 
als  in  anderen,  so  dafs  bei  eintretender  Arbeitsunfähigkeit  die  Lebenskraft 
geringer  als  bei  gleichaltrigen  Arbeitsunfähigen  anderer  Berufezweige  und 
folglich  auch  die  Belastung  bei  ersteren  geringer  ist  als  bei  letzteren. 
Diesem  Umstande  läfst  sich  allerdings,  wie  ich  sofort  bemerken  will,  vor 
der  Hand  nicht  Bechnung  tragen.  Man  wird  eich  in  diesem  Punkte  einst- 
weilen mit  einem  unvollkommenen  Bilde  begnügen  müssen  und,  bis  Auf- 
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Zeichnungen  über  das  Ableben  der  Arbeitsunfähigen  richtigere  Berechnungen 
gestatten , für  alle  Oewerbezweige  dieselben  und  dazu  unsicheren  Leib- 
rentenwerte  verwenden. 

Bedenkt  man  dagegen,  dafs  der  nach  der  Denksohrift  zu  berechnende 
Durchschmitta  - Kenteuwert  von  f . 8,0779  oder  12,117  in  luunchon  lu- 
dustrieen  zu  hoch,  in  manchen  zu  niedrig  sein  wird,  da  die  Alters- 
gruppierung der  Arbeiter,  also  auch  diejenige  der  Verletzte u nicht  überall 
dieselbe  ist,  so  hat  man  einen  Punkt,  in  welchem  man  eine  sehr  wesent- 
liche Verbesserung  aubringen  kann. 

Drittens  schliefslich  ist  die  Belastung  durch  tötlichen  Unfall , welche 
im  Oesamtdurchschnitt  das  3,0626fache  des  Jahreslohnes , also  das  f . 
3,0626-  oder  4,594fache  einer  Jahresrente  beträgt,  gleichfalls  von  dem 
Durchschnittsalter  des  Verunglückenden  abhängig,  da  sich  nach  diesem 
Alter  wieder  die  Belastung  durch  die  verschiedenen  Benten,  namentlich 
durch  Witwenrenten  richtet.  Witwen-  und  Waisenrenten  kommen  bei 
jungen  Arbeitern  ganz  in  Wegfall,  und  es  wird  sich  also  in  Gewerben 
mit  vielen  sehr  jungen  Arbeitern  die  Belastung  durch  tötlichen  Unfall 
wesentlich  niedriger  als  der  Gesamtdurchschnitt  stellen. 

£s  fragt  sich  übrigens,  ob  man  nicht  noch  einen  Schritt  weiter  gehen 
und  für  die  Unfälle,  welche  weibliche  Arbeiter  erleiden,  eine  weitere  Ver- 
minderung der  Belastungsziffer  eintreten  lassen  will.  Soweit  es  sich  um 
einen  geringeren  Lohn  handelt,  braucht  für  weibliche  Arbeiter  keine  be- 
sondere Berechnung  stattünden.  Dieses  Moment  kommt  ja  in  der  geringeren 
Lohnsumme,  nach  welcher  der  Beitrag  zur  Umlage  berechnet  wird,  zu  ge- 
nügender Berücksichtigung.  Doch  mufs  hervorgehoben  werden,  dafs  die 
obigen  Belastuugsziffom  nur  für  männliche  Arbeiter  gelten,  und  dafs  in 
der  Denkschrift  für  die  Arbeiterinnen  andere  Ziffern  berechnet  werden. 
Allerdings  weicht  nur  die  den  tötlichen  Unfällen  entsprechende  Belastungs- 
ziffer  erheblich  von  derjenigen  der  männlichen  Arbeiter  ab.  Man  kann 
daher  bei  vorübergehender  und  dauernder  Erwerbsunfähigkeit  für  alle  Fälle 
diejenige  Belastungsziffer  anw'enden , welche  für  männliche  Arbeiter  gilt ; 
bei  tötlichen  Unfällen  aber  wird  durch  den  Fortfall  der  Witwenrenten 
und  Erhöhung  der  Waisen-,  vielleicht  auch  Aszendentenrenten  die  Be- 
lastungsziffer wesentlich  verändert.  Diese  Änderung  der  Belostungsziffem 
wird  aber  gerade  in  gewissen  Industrieeu,  wo  weibliche  Arbeiter  in 
gröfserer  Zahl  beschäftigt  zu  werden  pflegen,  in  vorherrschendem  Mafse 
stattfinden,  müfste  also  bei  der  Veranschlagung  der  diesen  Industrieen 
eigentümlichen  Gefahr  berücksichtigt  werden. 

Allerdings  ist  nicht  zu  leugnen,  dafs  durch  die  genaue  Berücksichtigung 
des  Alters  und  des  Geschlechtes  der  Verletzten  und  ihrer  Hinterbliebenen 
den  Berufsgenossenschaften  eine  gröfsere  Arbeit  erwächst  uls  durch  die 
Aufstellung  des  vom  Reichs- Versicherungsamte  vorgeschlagenen  Verzeich- 
nisses. Indessen  hat  ja  der  Verfasser  des  genannten  Artikels  mit  seinem 
Vorschläge  bereits  die  Ansicht  aufgegeben,  als  müsse  man  für  jeden  Unfall 
von  einer  bestimmten  Art  gleichmäfsig  dieselbe  Verhältuisziffer  nehmen, 
indem  er  jeden  Fall  von  vorübergehender  und  ebenso  jeden  Fall  von 
dauernder  teilweiser  Erwerbsunfähigkeit  individuell  behandeln  will.  Ich 
bin  nun  der  Ansicht,  dafs  man , wenn  man  rationell  verfahren  will,  auch 
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die  TJnfälle  der  beiden  andern  Arten  individuell  in  Rechnung  ziehen  mufs. 
Denn  wenn  es  in  jenem  Artikel  heifst,  dafs  man  das  Alter  des  Verletzten 
in  der  Berechnung  vernachlässigen  müfste,  um  die  Sache  nicht  gar  zu 
kompliziert  zu  machen,  so  miifs  man  dem  entgegenhalten , dafs  für  eine 
gerechte  Verteilung  der  Beitragslast  eine  solche  genauere  Berechnung  er- 
fordürlich  ist,  und  die  Berufsgenossenschaften  jedenfalls  im  Laufe  der  Zeit 
zu  einer  solchen  rationellen  Berechnungsweise  übergehen  müssen.  Geschieht 
dies  nicht,  so  wird  man  auch  schwerlich  aus  dieser  Statistik  genaue  Werte 
für  die  Belastuugsziffern  gewinnen. 

Wie  man  aber  bei  Aufstellung  einer  genauen  Berechnung  zu  verfahren 
hat,  dafür  ist  ja  der  Weg  in  der  Denkschrift  bereits  vorgezeichnet 

Brauchbare  statistische  Daten,  wie  sie  zu  den  in  der  Denkschrift 
niedergelegten  Berechnungen  erforderlich  sind,  aus  dem  Materiale  der  Be- 
rufsgenossenschaften zu  gewinnen,  mufs  freilich  der  Zukunft  überlassen 
bleiben.  Die  oben  als  notwendig  bezeichnete  Aufstellung  einer  Absterbe- 
Ordnung  der  durch  die  Verletzung  dauernd  erwerbsunfähig  gewordenen 
Personen  ist  bereits  in  dem  Artikel  der  „Berufsgenossenschaft“  als  Ziel 
hingestellt.  Des  weiteren  bedarf  es  einer  Absterbe-Ordnung  der  Arbeiter- 
frauen und  -Kinder,  um  den  Wert  der  Witwen-  iind  Waisenrenten  für 
die  Belastungsziffer  der  tötlichen  Unfälle  genau  zu  bestimmen.  So  lange 
diese  Statistik  aber  von  den  Berufsgenossenschaften  selbst  noch  nicht  auf- 
gestellt ist,  wird  es  auch  genügen,  die  von  Behm  angewendeten  Tafeln  zu 
gebrauchen.  Und  es  hat  doch  wirklich  keine  Schwierigkeit,  bei  der 
dauernden  Erwerbsunfähigkeit  die  von  Behm  aufgestellten  Leibrentenwerte 
für  die  einzelnen  Altersjahre  der  Verletzten  oder  bei  tötlichen  Unfällen 
die  in  der  Denkschrift  gegebenen  Rentenwerte  der  neuen  Freufsischen 
Volkstafeln  einzusetzen').  Da  das  Rechnungsjahr  mit  dem  Kalenderjahre 
zusammenfällt,  so  ergiebt  sich  für  die  Altersberechnung  der  Verletzten 
und  ihrer  Angehörigen  das  Verfahren,  alle  in  einem  Kalenderjahre  Ge- 
borenen als  durchschnittlich  am  1.  Juli  dieses  Jahres  geboren  zu  be- 
trachten. Man  kann  dann,  da  die  Entschädigungen  gleichfalls  durchschnitt- 
lich am  1.  Juli  gezahlt  werden,  mit  ganzen  Altersjahren  rechnen. 

Noch  ist  zu  erwähnen,  dafs  in  dem  Artikel  der  „Berufsgenossenschaft“ 
nur  von  vorübergehender  und  dauernder  Erwerbsunfähigkeit  gesprochen 
wird,  also  die  Einteilung  des  Reichs- Versioherungsamtes , je  nachdem  die 
Krankheit  bis  zu  6 Monaten  oder  länger  dauert,  nicht  beibehalten  wird. 
Man  kann  wohl  daraus  schliefsen,  dafs  innerhalb  der  Berufsgenossenschaften 
die  Notwendigkeit  einer  solchen  Einteilung  sich  nicht  herausgestellt  hat, 
und  man  dieselbe,  wenn  nicht  bestimmte  zwingende  Gründe  obwalten, 
fallen  lassen  kann. 


Aus  unseren  Betrachtungen  ergiebt  sich  nun  schliefslich  noch,  welche 
Veränderungen  an  der  vom  Reichs-Versicherungsamte  entworfenen  Unfall- 
Zählkarte  für  die  Statistik  wünschenswert  wären.  Es  wäre  unter  6. 
(Folgen  der  Verletzung)  bei  vorübergehender  Erwerbsunfähigkeit  die  Zahl 
der  Krankentage,  bei  dauernder  teilweiser  Arbeitsunfähigkeit  die  zahlbaren 

1)  Voraiugesetzt,  dafs  man  den  Zinsfafs  von  4 t.  H.  beibehalten  will ; andernfalls 
bat  man  die  Leibrenten-Tafeln  neu  zu  berechnen. 
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Rentenbrachteile  anzugeben,  und  etwaige  Änderungen  z.  B.  der  Übergang 
aus  anfänglich  völliger  in  itMlweise  Erwerbsunfähigkeit  wären  später  nach- 
zutragen. 

Besonders  sind  aber  alle  Angaben  über  das  Alter  der  Verletzten  und 
ihrer  Angehörigen  genau  zu  verzeichnen.  Zunächst  würde  ich  an  Stelle  von : 

2.  Lebensalter  (ungefähre  Angabe  genügend):  — Jahr. 
Vorschlägen:  Geburtsdaten  (Tag,  Monat,  Jahr)  des  Verletzten. 
Ferner  würde  ich  unter  „Familienstand'*  die  Angabe  der  Geburtsdaten  der 
Frau  und  jedes  Kindes  und  ebenso  bei  „7.  Entschädigungsberechtigte 
Hinterbliebene"  Angabe  der  Geburtsdaten  der  Witwen,  jedes  Kindes  und 
jedes  Aszendenten  fordern. 

Diese  genauen  Angaben  mögen  auf  den  ersten  Blick  überflüssig  er- 
scheinen, sie  mögen  für  die  bisher  eingetretenen  Unfälle  nicht  mehr  fest- 
zustellen sein.  Sollten  indessen  so  genaue  Aufzeichnungen  bis  jetzt  nicht 
gemacht  worden  sein,  so  ist  das  kein  Grund,  sie  künftig  zu  unterlassen, 
denn  eine  besondere  Schwierigkeit  oder  Vermehrung  der  Arbeitslast  wird 
daraus  kaum  erwachsen.  Was  aber  den  Nutzen  betrifft,  so  werden  alle 
diejenigen,  welche  sich  mit  politischer  Arithmetik  beschäftigen,  wohl  darin 
übereinstimmen , dafs  die  genannten  Altersangaben  für  zuverlässige  Be- 
rechnungen durchaus  erforderlich  sind.  Und  dafs  solche  Berechnungen 
nicht  Vorkommen  werden,  wird  wohl  niemand  behaupten  können,  der 
die  Natur  solcher  Versorgungsanstalten  kennt,  wie  es  die  jetzigen  und 
künftigen  staatlichen  Einrichtungen  zur  Versicherung  der  Arbeiter  sind. 
Tritt  aber  einmal  die  Notwendigkeit  solcher  mathematisch  - statistischen 
Berechnungen  hervor,  dann  ist  es  zu  spät,  Material  zu  sammeln,  dann 
würde  man  mangels  statistischer  Grundlagen  zu  Hypothesen,  willkürlichen 
Annahmen  und  Schätzungen  seine  Zuflucht  nehmen,  welche  die  Sicherheit 
der  Berechnungen  sehr  beeinträchtigen  und  es  fraglich  erscheinen  lassen, 
ob  die  aufgewendete  Mühe  und  die  Kosten  in  angemessenem  Verhältnisse 
zu  dem  Werte  der  gefundenen  Rechnungsergebnisse  stehen.  Dieser  Ver- 
legenheit für  die  Zukunft  aus  dem  Wege  zu  gehen,  möge  man  mit  Samm- 
lung der  Daten  beginnen,  solange  dieselbe  möglich  und  mit  leichter  Mühe 
ausführbar  ist. 

Die  erwähnten  Punkte  sind  die  zunächst  der  Beachtung  zu  würdi- 
genden. Einer  späteren  Fortbildung  der  Statistik  wird  es  vorbebehalten 
bleiben,  die  Unfälle  zunächst  in  zwei  Klassen  zu  teilen,  nämlich  in  solche, 
welche  ein  Arbeiter  an  denjenigen  Maschinen  oder  in  derjenigen  Be- 
schäftigung erleidet,  für  welche  er  ausdrücklich  angestellt  oder  welcher  er 
in  dem  betreffenden  Falle  doch  zugewiesen  war,  und  zweitens  solche, 
welche  durch  zufälliges  Zusammentreffen  des  Arbeiters  mit  einem  Maschinen- 
teile oder  dergl.  entstanden  sind.  Die  Unfälle  der  ersteren  Klasse  werden 
im  allgemeinen  mit  der  Höhe  des  täglichen  Lohnes  in  Beziehung  stehen, 
da  einer  bestimmten  Beschäftigung  wohl  auch  eine  bestimmte  Höhe  dos 
Lohnes  entspricht,  während  die  Unglücksfälle  der  zweiten  Klasse  von  der 
Lohnhöhe  unabhängig  sind.  Doch  muTs  diese  Einteilung  ebenso  wie  die 
Aufzeichnung  des  Alters  aller  beschäftigten  Arbeiter  als  eine  Forderung 
der  Zukunft  bezeichnet  werden,  welche  erst  nach  Erfüllung  der  obigen 
dringenderen  Aufgaben  in  Angriff  zu  nehmen  ist. 


36 


556 


M i 8 s e 1 1 e n. 


1. 
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III. 

IV. 

V. 

VI. 
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viu. 

IX. 

X. 

XI. 


Haushalts-Etat  des  deutsohen  Beiohs  flir  das  Etategahr  1887 — 88. 


Einnahme: 


Summe  der  Eia 
nehme  in  Mk. 


Zölle  und  Verbreucbssteuern. 

1.  Zölle 

2.  Tabaksteuer 

3.  Zuckersteuer 

4.  Salxsteuer 

5.  Branntweinsteuer  (exkl.  Bayern,  Württemberg  und  Baden)  . . . 

ö,  Braustouer  und  Cbcrgangsabgabo  von  Bier  (exkl.  Bayern,  Württem- 
berg, Baden  und  Elsnü-I.othriugen)  , 

7.  A versa  für  Zölle  und  Yerbrauehssteuern. 

a.  an  welchen  sämtliche  Bundesstaaten  teilnebmen 

b.  Branntweinsteuer  (exkl.  Bayern,  Württemberg  und  Baden  . . 

c.  Brausteuer  (exkl.  Bayern,  Württemberg,  Baden  u.  EleaS-Lotbringen) 
Reiclisstcmpelabgaben. 

1.  Spielkartenstempol  . . . 

2.  W'echselstempelsteuor  

3.  Stempelabgube  für  Wertpapiere,  KaufgescblUle  etc.  n.  Lotterieloose 

A.  für  Aktien,  Renten  und  Schuldverschreibungen 

B.  für  Kauf-  und  sonsUge  Anschaffangsgeschäfte 

C.  für  Lotterieloose 

4.  Statistische  Oebübr 

Post-  und  Telegraphenverwaltung 

Beichsdruckerei 

Elsenbabuverwaltnng 

Bankwesen 

Verschiedene  Verwaltungs-Einnabroen 

Aus  dam  Beichs-Invalidenfonda 

Zinsen  aus  belegten  Reichsgeldem 

Aufierordentlicbe  Zuschüsse 

Matrikularbeitrkge. 

1.  Preußen 

2.  Bayern 

8.  Sachsen 

4.  Württemberg 

6.  Baden 

6.  Hessen ■ . , 

7.  Mecklenburg-Schwerin 

8.  Sachsen-Weimar 

9.  Hecklenburg-Strelits  

10.  Oldenburg 

11.  Brannschweig 

12.  Sachsen-Heiningen 

13.  Sachsen- Altenburg 

14.  Sachsen-Kobnrg  und  Qotha 

15.  Anhalt 

16.  Schwarzburg-Sondershausen 

17.  Schwarcburg-Kudolstadt 

18.  Waldeck 

19.  Reufi  älterer  Linie 

20.  ReuB  Jüngerer  Linie 

21.  Schanmburg-Lippe 

22.  Lippe 

28.  Lübeck 

24.  Bremen 

25.  Hamburg 

26.  Elsaß-Lothringen 

Summa  der  Einnahmen 


245  665  000 

8 191  000 

— 

35  420000 

— 

38  555000 

— 

38  188  000 

— 

1 7 846  000 

— 

6 752  boo 

— 

977  500 

— 

477900 

392  073  000 

I 040000 

— 

6 410000 

— 

4658000 

— 

7 602  000 

— 

7 424000 

— 

552000 

27  686000 



29  447  683 

— 

I 078  130 

166^600 

— 

2 108  500 

— 

8 429  228 

— 

26  846  098 

— 

I 200000 

— 

72  597  79« 

88  466  661 

— 

1 29443533 

— 

9635  577 

— 

10  873  608 

— 

7 745  »29 

— 

3 036  676 

— 

I 871  401 

— 

I 003  963 

— 

325  173 

— 

1 094  448 

— 

I 133  005 

— 

671  548 

— 

502  786 

— 

63 1 468 

— 

754300 

— 

230  601 

— 

260401 

— 

183  301 

— 

164  687 

— 

328614 

— 

114718 

— 

389  960 

— 

206  161 

508  257 

— 

I 471  906 

— 

167  044  406 

1 - 

1 745307436 
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Hau8halt8-Etat  des  deutsohon  Beiohs  für  das  Etateyahr  1887 88. 


Ausgabe: 


Fortdauernde 

Ausgaben 

Mark 

Einmalige 

Ausgaben 

Mark 

Oesamt- 

Ausgaben 

Mark 

I. 

II. 

Bundesrat 

Reichstag  ...  

383  270 

383  270 

111. 

Reichskanzler  und  Koi(‘li.skanzlei  . . 

141  360 

— . 

I4I  360 

IV. 

Auswärtiges  Amt 

1 757  055 

421  550 

8 178  605 

V. 

Reirh.samt  dc.s  Innern  ...... 

7 977  209 

20  388  273 

28  361;  482 

VI, 

Post-  und  Tclegraphcnverwaltiing  . . 

— 

4 1 80  648 

4 180  648 

Vll. 

Verwaltung  des  Reichshecres  . . . 

345  347416 

57  567  641 

402915057 

VIII. 

Marincvcrwaltung  ...... 

38  338  192 

9 142  770 

47  480  962 

IX. 

Reichs-Justizverwaltung  ..... 

I 924  058 

850  ooo 

2 774  058 

X. 

Roichsschatzamt*)  ....... 

153  404386 

7 400  ooo 

160  804  386 

XI. 

Rcichs-Eisenbahnamt  ...... 

298  680 

298  680 

XII. 

Eisenbahnverwaitung  ...... 

— 

592  ooo 

592  ooo 

XIII. 

Keichsschuld  ......... 

19  919  500 

223  400 

20  142  900 

XIV. 

Rechnungshof  .... 

529773 

529773 

XV. 

Allgemeiner  Pension-sfonds  .... 

24  344  780 

— 

24  344  780 

XVI. 

Kcicli.s-Invalidciifoiids 

26  746  098 

26  846  098 

XVII. 

Fehlbetrag  dos  Haushalts  des  Etats- 
jahros  1886 — 86  ....... 

_ 

17  229377 

17  229377 

Suniniii  der  Ausgabe  | 

627  21 1 777  1 

”7  995  659! 

745  207  436 

1)  Daronter  Ueberweisnngen  an  die  Bundesstaaten  aus  dem  Ertrage 
der  Zolle  und  der  Tabaksteuer , soweit  derselbe  130,000,000  M.  über- 
steigt, mit . 129083000  M. 

sowie  des  Ertrages  der  Reichsstempelabgaben  für  Wertpapiere,  Kanf- 

und  sonstige  AnschaffbngsgeschiOe  und  für  Lotterielooso 18  684  ooo  „ 

Summa  148  767  OOO  M. 

Hiervon  erhält  Preufsen 89716280  M. 

Bayern  17380720  „ 

Sachsen 9 777  040  „ 

Würtemberg 6 482  670  „ 

Baden  5 164  290  ,, 

Elsafs-Lotbringen S ^5^  » 

Hamburg I 492  690  „ 

n.  8.  w. 

Durch  Gesetz  vom  1.  Juni  1887  ist  Obigem  noch  folgender  Nachtrag  hinzngefUgt: 
19  408  019  Mk.  an  fortdauernden,  und 
1 56  624  783  „ an  einmaligen  Ausgaben. 

SummirTT^^^ToO^iK^nd  die  gleiche  Summe  an  Einnahmen, 
davon  156,624,783  durch  Anleihe  und  19,408,019  Mk.  durch  Matrikularbeiträge. 
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Übersicht  über  die  neaesten  Publikationen  Deutschlands 

und  des  Auslandes. 

1.  Geachiohta.  Encyklop&disohea.  LehrbUoher.  Spesielle  theoretiaohe 

üntennohnngen. 

Bibliographie,  allgemeiue  deutsche.  Band  XXIV:  von  Noort-Ovelacker.  Auf 
Veranlassung  Sr.  M^vi-  Königs  von  Bajern  hrsg.  durch  die  historische  Kommission 
bei  der  kgl.  Akademie  der  Wissenschaften.  Leipzig,  Duncker  & H.,  1887.  Roy.-8. 
788  SS.  geh.  M.  14,20. 

Chronik,  volkswirtschaftliche,  von  Österreich-Ungarn.  1.  Oktober  1885  bis  1.  Jän- 
ner 1887.  Hrsg,  von  E.  Blau.  Jahrgang  II.  Wien,  Manz,  1887.  8.  XX — 365  SS. 

geh.  M.  4. — . 

Devas,  C.  S.,  Ein  Beitrag  zur  Gesellschaftswissenschaft.  Autorisierte  Uebersetsung 
von  „Studies  of  Family  Life,  a contribntion  to  Social  Science“,  von  P.  M.  Baumgarten. 
Paderborn  und  MUnster,  Schöningb,  1887.  8.  XI  — 256  SS.  M.  4. — ■ 

Du  Bois-Reymond,  E.,  Reden.  II.  Folge;  Biographie.  Wissenschaft.  An- 
sprachen. Leipzig,  Veit  & C®,  1887.  gr.  8.  IV — 689  SS.  M.  9. — . 

Encyklop  ädie  der  Wissenschaften  und  Künste  in  alphabet.  Ordnung  von  ge- 
nannten Schriftstellern  bearbeitet  und  hrsg.  von  J.  S.  Ersch  und  J.  O.  Gruber.  II.  Sek- 
tion : H — N.  Hrsg,  von  A.  Leskien.  Teil  XL ; Kriegsakademie  bis  Kurzsichtigkeit 
Leipzig,  Brockhaus,  1887.  4.  392  SS.  H.  11,50. 

Geschichtskalender,  deutscher,  für  1886.  2 Teile.  Teil  I:  Sachlich  geord- 

nete Zusammenstellung  der  politisch  wichtigsten  Vorgänge  im  Deutschen  Reich.  XV — 
432  SS.  geb.  Teil  II : Sachlich  geordnete  Zusammenstellung  der  politisch  wichtigsten 
Vorgänge  in  den  auBerdentschen  Staaten,  von  K.  Wippermann.  Leipzig,  Grunow,  1887. 
8.  geb.  XI— 413  88.  k M.  6. — 

Herrmann,  Eman. , Kultur  und  Natur.  Studien  im  Gebiete  der  Wirtschaft 
2.  Aufl.  Berlin,  Verein  für  deutsche  Litteratur,  1887.  8.  Vni — 331  SS.  M.  5. — . 
(Enthaltend:  Die  Erlösung  vom  Zufalle  [Assekuranz- u.  Präventionswesen.]  — Die  Macht- 
mittel des  Beherrschers  der  Erde.  — Die  vier  Formen  der  Anordnung  und  Organisation. 
— Das  Prinzip  der  Kontinuität.  — Das  Gesetz  der  Vermehrung  der  Kraft.  — Wehr 
und  Waffen  in  der  Natur.  — In  der  Zeitepoche  der  Verhinderung.  — Die  wirtschaftliche 
Natur  des  Staates.  — Querschnitte  der  Kultur.  — Wirtschaftliche  Ursachen  und  Fehler- 
quellen des  Denkens.  — Verstand  und  Gemüt  in  der  Wirtschaft  — Technik  und  Öko- 
nomik. — Typen  der  Assoziation.  — Die  Zentraldirektion  der  Weltwirtschaft.  — ) 

Jahrbuch  der  freien  Vereinigung  katholischer  Sozialpolitiker.  Herausgegeben 
durch  das  Kedaktionskomite.  Frankfurt  a/M.,  A.  Fösser  Nachfolger,  1887.  gr.  8.  200  SS. 
M.  2.  (Inhalt:  Beschlüsse  des  Komitee  kathol.  Sozialpolitiker  [für  die  31.  Generalver- 
sammlung der  Katholiken  Deutschlands  im  August  1884.)  — Beschlüsse  der  freien  Ver- 
einigung kathol.  Sozialpolitiker  1885.  — Verhandlungen  aus  dem  Jahre  1886:  Agrar- 
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frage.  Berecbtigang  des  Privatgrundbesitses.  (Referate  vod  Graf  v.  Kuefstein  u.  Pater 
A.  Lehmkabl.)  Handelsfrage.  (Referate  von  Kämpfe,  E.  Jäger,  Scbeimpflug.)  Oenos- 
senschaiUwesen.  (Referate  von  v.  Steinle  und  Scbeimpflug.)  — Beschlösse  der  freien 
Vereinigung  aus  dem  Vereinsjahre  1886,  gefafit  auf  der  Hauptversammlung  au  Regens- 
barg. — etc. 

M enger,  K.  (Prof.),  Zur  Kritik  der  politischen  Ökonomie.  Wien,  Holder,  1887. 
gr.  8.  32  SS.  M.  0,80. 

HO  Iler,  Wilh.  (Prof),  Politische  Geschichte  der  Gegenwart.  XX:  Das  Jahr 

1886.  Nebst  einer  Chronik  der  Ereignisse  des  Jahres  1886  und  einem  alphabetischen 
Veraeichnisse  der  hervorragenden  Personen.  Berlin,  J.  Springer,  1887.  gr.  8.  XV — 
314  SS.  H.  4.—. 

Russisch- baltische  Blätter.  Beiträge  xur  Kenntnis  RoBlands  and  seiner  Grenx- 
marken.  Heft  2:  Die  wirtschaftlichen  Unterlagen  des  russischen  Staatskredits.  — Zur 
GruBfOrstenreise  1886.  — Die  Russen  in  Liv-,  Est-  und  Karland.  — Herr  Katkow  und 
das  deutsche  Heer.  — OfiTener  Brief  eines  Balten  an  Geheimerat  Katkow.  — „Aus  den 
baltischen  Provinxen.“  Von  B.  Schwarx.  Leipxig,  Duncker  & H.,  1887.  8.  87  SS. 

M.  1,80. 

Saz,  Emil,  Grundlegung  der  theoretischen  Staatswirtsebaft.  Wien,  A.  HÖlder, 

1887.  gr.  8.  XXIV— 574  SS.  M.  11.—. 

Spahn,  C.,  Der  soxialpolitische  Standpunkt  des  schweizerischen  Nationalökonomen 
Simonde  de  Sismondi.  Schafifbausen,  Buchdruckerei  von  P.  Rothermel,  1886.  8.  58  SS. 

Wenck,  W.,  Deutschland  vor  hundert  Jahren.  Politische  Meinungen  und  Stimmun- 
gen bei  Anbruch  der  Revolutionszeit.  Leipzig,  Grunow,  1887.  8.  VIII — 276  SS. 

M.  5.—. 

Funck-Brentano,  Th.,  Nouveau  pr4cis  d’4conomie  politique.  Les  41ömeuts. 
Paris,  Pion,  1887.  8.  274  pag.  fr.  3,50.  (Table  des  matiöres:  De  l’Etat  social.  — 

De  l’objet  de  l’^conomie  politique.  — De  la  valeur.  — De  la  consommation  et  de  la 
production.  — De  la  proprietd.  — Du  travail.  Des  formes  principales  du  travaii.  — 
Des  öchanges.  — Du  Capital.  — De  l’offre  et  de  la  demande.  — De  la  concurrence  et 
de  la  spdculation.  — De  la  coordination  des  formes  du  travail.  — De  la  rdpartition  des 
produits.  — De  la  rente.  — De  l'intdret.  — Des  salaires.  — De  l’impot.  — De  la  ua- 
ture  des  bdndfices.  — De  la  consommation  des  produits.  — De  la  circulation  monetaire. 

— Du  credit.  — De  l’epargne.  — Du  principe  de  population.  — Des  ricbesses  et  des 
misöres.  — ) 

Seignobos,  Cb.,  Histoire  de  la  civilisation.  2 parties.  Paris,  G.  Masson,  1885 
— 87.  8.  111 — 420  et  Ul — 575  pag.  Avec  105  et  72  flgures  daus  le  texte,  teile. 
Fr.  8. — . (Contenant  partie  I : Les  äges  prdhistoriques.  — Histoire  ancienne  de  l’Orient. 

— Histoire  des  Grecs.  — Histoire  romaine.  — Le  moyen  äge  jusqu’k  Cbarlemagne. 
Partie  U : Histoire  de  la  civilisation  au  moyen  äge,  depuis  Cbarlemagne.  — Renaissance 
et  terops  modernes.  — Pdriode  contemporaine.) 

Vivarex,  H.  , Le  mouvement  scieutifique  et  industriel  en  1886.  Causeries  scien- 
tifiques  du  Journal  „La  Gironde“.  2«  Aunde.  Paris,  J.  Michelet,  1887.  8.  VIII — 

204  pag.  fr.  3. — . (Table  des  matieres;  Progrös  de  la  t41egraphie  et  de  la  t^löpbonie. 

— La  tel4graphie  optique.  — Le  cuivre,  4tat  actuel  de  sa  production.  — Transport  de 
la  force  par  rdlectricitö.  — Les  langues  universelles.  — Le  travail  dans  l'antiquitd:  en 

«Q  Gröce,  ä Rome.  L’bomme  et  les  animauz,  seules  sources  de  force  motrice. 
L’esclavage.  ]£tat  rudimentaire  de  la  mdcauique  au  temps  d’ Auguste.  L’invention  des 
moulins  k eau  et  k vent.  etc.  — Navigation  ^lectrique.  — etc.) 

American  Almanac  and  treasury  of  facts,  1887.  Statistical,  Financial,  and  Politi- 
cal, edited  by  A.  R.  Spofibrd.  New  York,  American  News  Company,  1887.  8.  310  pp. 
I 0,35. 

F o X w e 1 1 , H.  S.,  Irregularity  of  Employment  and  Fluctuation  of  Prices.  Edin- 
burgh, Co-operative  Printing  C°,  1887.  8.  /.0,6. 

Ingalls,  J.  K.,  Economic  Equities:  a compend  of  the  natural  laws  of  Industrial 
Production  and  Exchange.  New  York,  Truth  Seeker  C**,  1886.  12.  ^ 0,25. 

2.  Oesehiohte  und  Darstellung  der  wirtachaftliohen  Kultur. 

Lippert.  Kulturgeschichte  der  Menschheit  in  ihrem  organischen  Aufbau.  1.  Bd. 
Stuttgart  1886. 

Dieses  nur  auf  zwei  Bände  berechnete  Werk  des  durch  seine  soziologischen  Schriften 
wohlbekannten  Verfassers  stellt  die  Gesittungsentfaltong  der  Menschheit  von  einem  wc- 
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sentlicb  neuen  Gesichtspunkte  aus  dar:  von  dem  der  LebensfUrsorge.  Sie  verfolgt  in 
groBen  Zügen  das  allmähliche  Werden  und  die  Organisation  der  Gesellschaft  seit  den 
ürieiten,  wo  die  Lebensfürsorge  zuerst  nur  dem  Einzelwesen  galt,  ja  in  kurzsichtigstem 
Ijeichtsinn  der  kalt  egoistische  Naturmensch  — und  er  vertrat  damals  die  Menschheit 
überhaupt  — allein  dem  AngenblicksbedUrfnis  zu  genügen  trachtete,  hinan  zu  der  be> 
deutungsvoll  höheren  Stufe  gemeinschaftlicher  Lebensftirsorge  von  Hann  und  Weib  für  ihre 
Kinder  (wodurch  erst  aus  dem  vorher  nur  zeitweiligen  Geschlechtsverkehr  die  Ehe  erwuchs) 
und  so  ferner  zu  den  immer  höheren,  d.  h.  immer  weiter  umfassenden  Stammes-,  Na- 
tional- und  Staatsverbänden  bis  zur  heutigen  Anerkennung  der  Solidarität  aller  Kultur- 
nationen, welcher  die  internationale  Lebensfürsorge,  die  reale  Verwirklichung  des  Hu- 
manitätsprinzips entspricht. 

Der  vorliegende  erste  Band  erörtert  zunächst  in  lichtvoller  Weise  den  Leitgedanken 
des  Ganzen:  „Die  Lebensfürsorge  als  Prinzip  der  Kulturgeschichte“;  darauf  schildert  er 
das  Herauswachsen  der  Menschheit  aus  dem  tierartigen  Urzustand  (denn  es  bedarf  nicht 
erst  der  Erwähnung,  daB  die  einzig  wissenschaftliche,  d.  h.  die  Darwinischc  Anschauung 
vom  Ursprung  des  Menschen  dem  Werke  zu  Grunde  liegt),  das  Emporringen  aus  der 
Vereinsamung,  das  Entstehen  sprachlicher  Verständigung  und  Hand  in  Hand  damit  das 
Erkennen  des  Ichs,  womit  in  scharfsinniger  Weise  das  Anlegen  von  Schmuck  als  ,.Her- 
vorhebung  der  Individualität“  (im  Gegensatz  selbst  zu  den  menschenähnlichen  Affen)  in 
Beziehung  gebracht  wird , das  Aufkeimen  des  religiösen  BewuBtseins , die  „Zähmung“ 
des  Feuers,  die  Erfindung  des  Geräts  seit  der  urwüchsigen  Benutzung  zuerst  nur  von 
Haustein  und  Stock  als  Verstärkung  der  Faust  und  des  Armes,  die  Fortschritte  in  Speise- 
bereitung,  in  Schmuck  und  Kleidung  nebst  ihrem  sozialen  EinfiuB,  endlich  Nomadentum 
und  Übergang  zu  seBhaftem  Leben,  Auslese  der  Zuchttiere  und  Nahrungsgewächse  zu 
eigener  Pflege. 

Da  dies  alles  auf  dem  Wege  der  Induktion  entwickelt  wird,  haben  wir  es  mit 
einem  gewaltigen,  trefflich  verarbeiteten  Wissensschatz  hier  zu  thun ; nirgends  fällt  wüste 
Häufung  von  Rohstoff,  nirgends  Doktrinarismus  zur  Last,  immer  fuSt  die  kausative  De- 
duktion auf  sicherem , wohlgesichtetem  Thatsachen-Material.  Nur  in  völkerkundlicher, 
vollends  in  anthropologischer  Beziehung  zeigen  sich  Schwächen.  Wer  nicht  Anthropolog 
von  Fach  ist,  sollte  doch  vorsichtiger  sein  im  Formulieren  kühner  Verwandtschafts- 
beziehungen  von  Völkern  und  Rassen,  z.  B.  es  nicht  wagen,  den  Hindu  uns  leiblich 
ferner  zu  rücken  als  den  Irokesen,  ja  mit  der  fröhlichen  Miene  des  kühn  (aber  sehr 
kühn!)  Wagenden  den  ,, ansgestorbenen  (?!)  roten  Menschen“  Altägjptens,  der  doch  nur 
in  dem  konventionellen  Ziegelrot  der  altägjptischen  Wandbilder  rot  aussiebt,  mit  den 
„Rothäuten“  Amerikas  urgenealogisch  zu  verbinden , welche  letzteren  ihren  Namen 
selten,  buchstäblich  eigentlich  nie  durch  ihre  gelbliche  oder  bräunliche  Hautfarbe  ver- 
dienen. Unbedeutendere  Irrtümer,  wie  die  längst  beseitigte  Ansicht,  daß  der  Nephrit 
nicht  in  Europa  vorkäme  (S.  297),  MiBschreibungen,  wie  „quaternär“  statt  quartär, 
„Kolben“  statt  Kolb , oder  das  traurig  verbreitete  ,,Nordensjöld“  statt  Nordeiiskiöld 
stören  weniger  A.  Kirchhof f. 

Chavanne,  J.,  Reisen  und  Forschungen  im  alten  und  neuen  Kongostaate  in  den 
Jahren  1884  und  1885.  Jena,  H.  Costenoble,  1887.  Roy.-8.  X — 608  SS.  mit  zahl- 

reichen Originalbolzschnitten  nach  Aufnahmen  des  Verfassers  und  2 Karten.  M.  24  — . 

Crull,  Fr.,  Das  Amt  der  Goldschmiede  in  Wismar.  Wismar,  Hinstorff,  1887. 
4.  54  SS.  und  XI  SS.  Anlagen  mit  2 Tafeln  Abbildungen  in  Lichtdruck.  M.  4. — . 

Fournier,  A. , Handel  und  Verkehr  in  Ungarn  und  Polen  um  die  Mitte  des 
18.  Jahrhunderts.  Ein  Beitrag  zur  Geschichte  der  österreichischen  Kommerzialpolitik. 
Wien,  Gerold’s  Sohn,  1887.  gr.  8.  166  SS.  M.  2,60. 

Gronau,  R.,  Das  Buch  der  Reklame.  Geschichte,  Wesen  und  Praxis  der  Reklame. 
Abteilung  1 — 5.  Ulm,  Wohler,  1887.  gr.  8.  Mit  Abbildungen  von  deutschen,  englischen, 
amerikanischen , französischen , russischen , japanesischen  und  indianischen  Künstlern. 
M.  5.—. 

Gross,  J.,  Kronstadter  Drucke  1535  — 1886.  Ein  Beitrag  zur  Kultnrgc.scbichte 
Kronstadts.  Festschrift  dem  Vereine  für  siebenbürgische  Landeskunde  gelegentlich  seiner 
Jahresversammlung  zu  Kronstadt  im  August  1886  gewidmet.  Kronstadt,  Druck  von 
J.  Gört,  1886.  Roy.-8  IX— 196  8S. 

Handelsrechnungen  des  deutschen  Ordens.  Im  Aufträge  des  Vereins  für 
die  Geschichte  von  Ost-  und  WestpreuBen  hrsg.  von  C.  Sattler.  Leipzig,  Duncker  Sc 
Humblot,  1887.  gr.  8.  XLVI-663  88.  M.  12.—. 
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Jannascb,  R.  (Vorsitzender  des  Zentralvereins  für  Handelsgeographie),  Die  deut- 
sche Handelsexpedition  1886.  Berlin,  C.  Heymann,  1887.  Roy. -8.  XV — 292  SS.  Mit 
zahlreichen  Abbildungen  und  3 Karten  in  ohl -folio  M.  12. — . 

J astrow,  J.,  Über  WcltbandelsstraBen  in  der  Geschichte  des  Abendlandes.  Berlin, 

L.  Simion , 1887.  gr.  8.  61  SS.  M.  1. — . (A.  u.  d.  T. : Volkswirtschaftliche  Zeit- 

fragen.  Heft  63/64.) 

Lamprecht,  K. , Skizzen  zur  rheinischen  Geschichte.  Leipzig,  A.  Dürr,  1887. 
gr.  8.  245  SS.  M.  4,50.  (Enthaltend:  Das  Rheinland  als  Stätte  alter  Kultur.  — Recht 

und  Wirtschaft  zur  Frankenzeit.  — Stadtherrschaft  und  Bürgertum  zur  deutschen  Kaiser- 
zeit — Stadtkölnisches  Wirtschaftsleben  gegen  SchluB  des  Mittelalters.  — Die  Schick- 
sale des  Bauernstandes  während  des  Mittelalters  und  seine  Lage  gegen  Schluß  des  XV. 
Jahrhunderts.  — etc.) 

Leben,  da.s,  in  der  Tropenzone  speziell  im  indischen  Archipel.  Nach  Dr.  van 
der  Burg’s  ,,de  geneesheer  in  Ncderlandsch-IndiS,‘‘  mit  Genehmigung  des  Autors  bearbeitet 
von  L.  Diemer.  Hamburg,  Friedrichsen,  1887.  Roy -8.  150  SS.  M.  4.—  . 

V.  Neumann-Spallart,  F.  X.,  Übersichten  der  Weltwirtschaft.  Jahrgang  1883 
bis  84  (mit  der  vergleichenden  Statistik  der  Jahre  1883  bis  1885  und  vielen  auch  das 
Jahr  1886  umfassenden  Nachweisen).  Stuttgart,  J.  Maier,  1887.  8.  XVI — 574  SS. 

M.  12.—. 

Rohnstock,  F. , Volkswirtschaftliche  Studien  Ober  die  Türkei.  I.  Salonik  und 
sein  Hinterland.  Konstantinopel,  Loreutz  & Keil,  1886.  8.  IV — 299  SS.  u.  2 tabcllari- 
sebeen  Anlagen.  M.  6. — . 

Schneider,  J.  (Prof),  Die  alten  Heer-  und  Handelswoge  der  Germanen,  Römer 
und  Franken  im  Deutschen  Reiche.  Nach  örtlichen  Untersuchungen  dargestellt.  Heft  5. 
Leipzig,  Weigel,  1886.  gr.  8.  24  SS.  mit  Karte  in  Imp.-fol.  M.  5.  — . 

Verzeichnis  der  Kronstädter  Zunfturkunden.  Festschrift  gelegentlich  des  Ge- 
werbetages  und  der  Gewerbeausstellung  zu  Kronstadt  im  August  1886.  Kronstadt,  II. 
Zeidner,  1886.  kl.  4.  VII— 53  SS. 

Bord,  G.,  Histoire  du  bl4  en  France.  Le  pactc  de  famine,  histoire  — lögendc. 
Paris,  A.  Sauton,  1887.  Roy.  in-8.  248  pag.  et  piöces  justificatives : 60  pag.  Avec 
planches.  fr.  12.  — (Table  des  maticres : La  Revolution  et  ses  historiens.  Le  pacte 
de  famine  et  l’bistoire.  — Situation  economique  de  la  France  de  l'ancien  regime  com- 
paröe  ä celle  de  la  France  actuelle.  — Mos>ires  prises  par  les  rois  de  France  pour 
eviter  les  disettes.  — Les  approvisionnements  de  Paris  sont  confids  ä une  socidte.  — 
L’ahbd  Terray  et  ses  apologistes.  — Thdories  de  Turgot.  — Lliiver  de  1788 — 1789. — 
Comment  se  forma  la  legende  du  pacte  de  famine?  — Ctilitd  de  la  socidtd  de  Corbeil; 
ses  inconvdnients.  — Comitd  des  subsistances  de  TAssemblce;  son  impuissance.  — Les 
economistes  et  le  libre-dchange.  Le  Prdvöt  adoptd  par  les  revolutionnaires.  — L’acte 
de  bapteme  de  Le  Prdvöt.  — Mensonges  de  Le  Prdvöt:  ses  compagnons  de  captivitd. 
Comment  Le  Prdvöt  dtait  habilld.  — Malesherbes,  le  ministre  fantöme:  son  opinion  sur 
Le  Prdvöt.  — Le  Prdvöt  en  libertd : ses  cornacs.  Les  Rdvolutions  de  Paris.  — Accus- 
sations  contre  Malesherbes,  Boutin,  Amelot , Lenoir,  Sartine,  Bretenil.  Le  Prdvöt  en 
Normandie;  ses  derniers  jours , sa  mort.  — Le  pacte  de  famine  dans  le  roman  et  au 
thdätre.  — Ce  que  devinrent  les  dtablisseraents  de  Corbeil  et  les  agents  qui  les  exploi- 
tcrent.  — etc.) 

Coville,  A. , Recberches  sur  la  misdre  en  Normandie  au  temps  de  Charles  VI. 
Caen,  impr.  Valin,  1887.  8.  60  pag. 

Joanne,  P.,  La  France.  Paris,  Hachette,  1887.  32.  XXXVI— 695  pag.  k 2 col. 
et  carte,  fr.  6. — . 

L e f 0 r t , A. , Salaires  et  revenus  sur  la  gdndralitd  de  Rouen  au  XVIII«  siede, 
compards  avec  les  ddpenses  de  l'alimentation,  du  logement,  du  chauffage  et  de  l’dclairage. 
Rouen,  Cogniard,  1887.  16.  66  pag. 

McClure,  A.  K. , The  South:  its  industrial,  financial,  and  political  condition. 
Philadelphia,  J.  B.  Lippincott , 1886.  8.  257  pp.  cloth.  (Contents:  Arlington.  — 

Richraond,  Virginia.  — The  sister  Carolinas.  Columbia,  South  Carolina.  — Charleston. 
— Georgia,  the  Empire  State  of  the  South.  — Montgomery , Alabama.  — Mobile  harhor 
and  rivers.  — Birmingham , the  Southern  Iron  Centre.  — Mississippi.  — Louisiana.  — 
Nashville,  Tennessee.  — Florida,  Orange-growing.  — Florida,  Health  and  Products.  — 
Florida’s  Reclaimed  Lands.  — Hints  to  Florida  Settlors.  — The  Sugar  Industry.  — The 
Negro  as  a ruler.  — The  Race  Problem.  — Jefferson  Davis.  — Mrs.  Jarnos  K.  Polk.  — 
The  Home  and  Grave  of  Clay.  — ) 
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Sursum  corda!:  quaresimale  civile  di  un  italiano.  Firenze,  G.  Barbbra,  1887. 
16.  224  pp.  1.  2. — . (Conticne:  La  patria  dell’  Italiano.  — Monarchia  o repubblica.  — 
II  Re.  La  Regina.  II  principe  reale.  — I ministri.  — La  burocrazia.  — U senato. 

I deputati.  — L’esercito.  — La  marina.  — La  nobiltk.  — La  borghesia.  II  popolo.  — 

II  clero.  II  vaticano.  — Le  nostre  relazioni  estere.  — La  politica  coloniale.  — 11  com- 
mercio.  — Le  Industrie.  — L’agricoltura.  — La  yiabilitk.  — La  finanza.  — La  giusti- 
zia.  — Le  opere  pie.  — La  donna.  — Le  scuole  elementari.  — Le  scuole  mezzane.  — 
Le  scuole  universitarie.  — La  stampa.  — La  letteratura.  — La  Scienza.  — L’arte.  II 
tcatro.  — Le  societk  e Taccademie.  — Le  biblioteche  ed  i musei.  — I nostri  consoli. 

— I nostri  missionari.  — Missione  civile  dell’  ItaJia.  — Resnrrecüo.  — ) 

8.  Bevölkenmgslehre  und  BevSlkeningipolitik. 

Bibo,  H.,  Wie  erzieht  man  am  besten  den  Neger  zur  Plantagenarbeit?  und  welche 
Ziele  mUBten  wir  verfolgen , um  unsere  Kolonien  tQr  Deutschlands  Handel  und  Industrie 
allgemein  nutzbar  und  segensreich  zu  gestalten?  Berlin,  Walther  & Apolant,  1887.  8. 

64  8S.  mit  einer  Tafel  Abbildungen  in  4 : Originalpläne  für  ein  tropisches  Normalbaas. 
H.  1. — . (Preisgekrönt  von  der  deutsch-ostafrikanischen  Gesellschaft.) 

Büchner,  Max  (vormals  interimist.  Vertreter  des  Deutschen  Reiches  in  Kame- 
run), Kamerun.  Skizzen  und  Betrachtungen.  Leipzig,  Duncker  & Humblot,  1887.  8. 

XVI— 25»  SS.  M.  6.—. 

Jahrbuch  der  deutschen  Kolonialpolitik  und  des  Export.  Unter  Mitwirkung  her- 
vorragender Fachmänner  herausgegeben  von  G.  G.  Brückner  (Schatzmeister  der  deutsch- 
wcstafrikanischen  Kompagnie).  Berlin  1887.  gr.  8.  256  SS.  nebst  1 Karte.  M.  2. — . 

Ddtroyat,  L.,  La  France  dans  l’Indo-Chine.  Paris,  Delagrave,  1887.  12.  163  pag. 
et  carte. 

Guyot,  Y.,  Lettres  sur  la  politique  coloniale.  Paris,  Reinwald,  1887.  12.  VUI — 
434  pag.  avec  carte  et  2 g^apbiques. 

de  Lanessan,  J.  L.,  L’expansion  coloniale  de  la  France.  Etüde  dconomique  politique 
et  gdographique  sur  les  etablissemcnts  franvais  d’outre-mer.  Paris,  F.  Alcan,  1886.  gr. 
in-8.  XXIll — 1016  pag.  avec  19  cartes  hors  texte,  fr.  12. — . 

Levasseur,  I^.,  Les  populations  urbaines  en  France  comparees  ä celles  de  l’ctranger. 
Paris,  Picard,  1887.  8.  90  pag. 

Vigno  n , L.,  La  France  dans  l’Afrique  du  Nord,  Algdrie  et  Tunisie.  Paris,  Guillau- 
min,  1887.  gr.  in-8.  V— 290  pag.  avec  une  carte  en  couleurs  hors  texte.  Fr.  7. — . 
Table  des  matiöres:  L L’Algdrie:  1.  Le  peuplement.  La  naturalisatiou.  L’immigratiou. 
2.  Le  rcgime  des  terres.  Les  concessions  et  la  vente.  3.  Les  cultnres.  Les  richesses 
d'Algerie.  4.  Les  travaux  publica.  5.  Les  institutions  de  credit  6.  Ce  que  I’Algdrie  a 
cofttd  k la  France.  Le  budget  de  la  colonic.  7.  L’administration  de  l’Algcrie  etc.  — 

— II.  La  Tunisie:  1.  Le  traitd  de  Kasr  Said.  2.  Des  conditions  dans  lesquelles  se 
ddveioppe  la  colonisation.  Le  rdgime  des  terres.  3.  Les  richesses  de  la  Tunisie.  Les 
Premiers  colons.  4.  Le  rögime  cconomique.  Les  impöts.  Les  tarifs  douaniers.  Les 
travaux  publics.  5.  Le  mouvement  commercial.  6.  Les  institutions  de  credit.  7.  Ce 
que  la  Tunisie  a coütc  k la  France.  Le  budget  de  la  Rdgence.  8.  L’administration  de 
la  Tunisie.  etc  — IH.  La  France  et  pays  musulman.  La  question  religieuse  et  la 
question  indigöne:  1.  Vue  g4n^rale  sur  le  monde  musulman.  2.  Les  associations  reli- 
gieuses  en  Alg4rie  et  en  Tunisie.  3.  Politique  suivie  k l’egard  des  indlgknes.  4.  Poli- 
tique k suivre  k l’cgard  des  indigknes.  etc.) 

4.  Bergbau.  Land-  und  Forstwirtschaft.  Fischereiwesen. 

Bericht  des  ungarischen  Bodenkreditinstitutes  an  die  Generalversammlung  über 
das  Geschäftsjahr  1886.  Budapest,  Druck  des  Franklinvereins,  1887.  4.  24  SS.  und  1 
Tabelle  in  qner-folio. 

Block,  A.,  Mitteilungen  landwirtschaftlicher  Erfahrungen,  Ansichten  und  Grund- 
sätze im  Gebiete  der  Veranschlagung  und  Rechnungsführung.  In  4.  Aufl.  bearbeitet  von 
(Prof.)  K.  Birnbaum.  Band  III:  Über  die  Betriebseinriebtungen  der  Viehzucht  und  Uber 
Reinertragsberechnungen.  Breslau,  W.  G.  Korn  , 1887.  gr.  8.  IV — 605  SS.  M.  8. — . 

Bütow,  A. , Die  rationelle  Obstbaumzucht  in  ihrer  nationalökonomischen,  materi- 
ellen und  sittlichen  Bedeutung,  eine  Segensquelle  fürs  deutsche  Volk.  Leipzig,  Rust, 
1887.  8.  33  SS.  H.  0,60. 

Forst-  und  Jagdlexikon,  illustriertes,  hrsg.  von  H.  FUrst  (Regierungs-  und  Forst- 
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rat).  Berlin , Parej.  Liefer.  1.  48  SS.  in  gr.  8.  mit  Textabbildungen.  M.  1.  (Das 

vollsUindige  Werk  wird  20  Lieferungen  k M.  1.  umfassen.) 

V.  Kanitz-Podangen  (Graf),  Die  Notlage  der  Landwirtschaft  und  der  Schutz- 
zoll. Vortrag  gehalten  am  1.  März  1887  zu  Berlin  in  der  XVIIl.  Hauptversammlung 
des  Kongresses  deutscher  Landwirte.  Berlin,  Allgem.  Verlagsagcntur,  1887.  gr.  8-  23  SS. 
M.  0,40. 

V.  Keussler,  J. , Zur  Geschichte  und  Kritik  des  bäuerlichen  Gemeindebesitzes  in 
KuBland.  Teil  111.  (Schluß : Zur  Lösung  des  Problems.)  St.  Petersburg , C.  Kicker, 
1887.  gr.  8.  VI— 874  SS.  M.  7.—. 

Kraus,  C.,  Beobachtungen  Uber  die  Kultur  des  Hopfens  im  Jahre  1885.  Vlll.  Be- 
richt (des  deutschen  Hopfenbauvereins).  München , Ackermann , 1887.  Koy.-8.  32  SS. 

M.  2.—. 

Landwirtschaftliche  Enquete,  die,  im  Großherzogtum  Hessen.  Veranstaltet 
vom  großherzogl.  Ministerium  des  Innern  und  der  Justiz  in  den  Jahren  1884,  85  und 
86.  2 Bände  in  3 Teilen.  (Band  I : Programm  der  Enqudte  und  Ergebnisse  der  Erhe- 

bungen. Band  II  Teil  1 und  2:  Berichte  über  die  landwirtschaftlichen  Verhältnisse  in 
den  Erhebungsgemeinden.)  Darmstadt,  Hofbuchdruckerei  von  H.  Kichler,  1887.  gr.  Lex -8. 
Ueber  1000  SS.  M.  3,50. 

v.  Langsdorf f.  Das  königlich  sächsische  Gesetz,  die  Bildung  von  Zuebtgenossen- 
schaflen  und  die  Körung  von  Zuchtbullen  betreffend  vom  19.  Mai  1886.  Vortrag,  ge- 
halten vor  der  Ökonomischen  Gesellschaft  im  KR.  Sachsen  am  10.  Dez.  1886.  Dresden, 
G.  Schönfeld,  1887.  8.  94  SS.  M.  1.—. 

Lincke,  J.  G. , Die  rationelle  Kaninchenzucht  und  ihr  volkswirtschaftlicher  Wert. 
Leipzig,  Wartig’s  Verl^,  1887.  8.  V — 80  SS.  mit  Illustr.  M.  1,20. 

Schacht,  F. , Die  landwirtschaftliche  Lehrwirtschaft.  Ein  Versuch  zur  Beantwor- 
tung der  Frage,  wie  die  praktische  Ausbildung  des  Landwirts,  die  sich  entsprechend  den 
Fortschritten  der  Wissenschaft  der  Reform  bedürftig  erweist , demgemäß  zu  lösen  ist. 
Hannover,  C.  Meyer,  1887.  8.  VIII  — 103  SS.  M.  2,40. 

Schmidt-Mülheim,  Ad.,  Der  Verkehr  mit  Fleisch  und  Fleischwaren  und  das 
Nahrungsmittelgesetz  vom  14.  Mai  1879.  Berlin,  Verlag  der  Zeitschrift  für  Fleischbeschau 
und  Fleischproduktion,  1887.  8.  V'ni — 178  SS.  geh.  M.  3. — . 

Semler,  H.,  Die  tropische  Agrikultur.  Ein  Handbuch  für  Pflanzer  und  Kaufloute. 
Bd.  11.  Wismar,  Hinstorff,  1887.  gr.  8.  VIII — 693  SS.  M.  15.—. 

Stolp,  H. , Die  Begründung  und  Erhaltung  des  Bauernstandes  oder  die  neue  ge- 
setzliche Regelung  des  landwirtschaftlichen  Kleingrundbesitzes  auf  genossenschaftlichem 
Wege  und  im  Geiste  der  Sozialreform.  Berlin,  Staude,  1887.  8.  IX — 78  SS.  M.  2. — . 

Witt  mann,  E.,  Mittel  und  Wege  zur  Hebung  unserer  bäueriiehen  Verhältnisse. 
Heft  1 (2.  Aufl.)  und  Heft  2.  Hildburghausen,  Oadow  & Sohn,  1887.  8.  73  u.  84  SS. 
k M.  1.—. 

Wollny,  R.,  Ueber  die  Kunstbotterfrage.  Auf  Grund  eigener  Beobachtungen  und 
Erfahrungen  in  der  holländischen  Kunstbutterindustrie  und  mit  besonderer  Berücksichti- 
gung des  Gesetzentwurfs  Über  den  Verkehr  mit  Kuustbutter.  Leipzig,  H.  Matthes,  1887. 
gr.  8.  IV— 51  SS.  M.  1.—. 

Baillet,  La  statistique  et  l’inspection  des  viandes  de  boueberie.  Paris,  impr. 
Kenou  & Maulde,  1886.  8.  25  pag. 

Le  fort,  A.,  La  taze  du  pain  et  la  liberte  de  la  boulangerie.  Besan9on,  Dobray, 
1887.  8.  20  pag. 

M 4 m 0 r i a 1 des  manufacturos  de  l'Etat.  Tabacs.  Tome  I , livraison  3 : Fevrier 
1887.  Paris,  Berger-Levrault,  1887.  gr.  in-8.  (pag.  295—459.)  Fr.  3,50.  (Sommaire ; 
Cuiture  et  triage  des  graines,  par  E.  Jehl.  — Recherche  des  meilleures  conditions  de 
eolture  pour  les  portegraines,  par  J.  Blot.  — Recherches  sur  la  fabrication  de  la  poudro, 
par  Belhomme.  — Application  des  divers  engrais  industriels  k la  cuiture  du  tabac , pur 
J.  Blot.  — Production  et  commerce  des  tabacs  aux  Etats-Unis,  par  Muffat.  — Le  tabac 
de  Sumatra,  par  Morel.  — Notice  sur  la  cuiture  du  tabac  en  Guyeuue  avant  1789,  par 
Dalidon.  — etc.) 

Powers,  Sh,  The  American  Merino ; for  wool  or  for  mntton : a practical  work 
ou  the  selection , care , breeding , and  diseases  of  the  Merino  Sheep , in  all  sections  of 
the  United  States.  New  York,  Judd,  1887.  12.  cloth.  ^ 1,50. 

Report  from  the  select  Committee  on  Forestry:  togetber  with  the  proceedings  of 
the  Committee  and  minutes  of  evidonco.  London,  printed  by  Hansard  & Son,  1886. 
Folio.  V — 39  pp.  /.0,6. 
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S c u 0 1 e superiori  agraric  all’  estero : (Germania,  Inghilterra,  Belgio,  Austria>Ungberia, 
Francia.)  Roma,  tip.  eredi  Botta , 1887.  8.  XXVII — 138  pp.  1.  1,50.  (Annali  di 

agricoltura,  1887,  No.  124.) 

5.  Gewerbe  und  Indnitrie. 

Bericht  der  k.  k.  Gewerbeinspektoren  Uber  ihre  Amtsthätigkeit  im  Jahre  1886. 
Wien,  k.  k.  Hof-  und  Staatsdruckerei,  1887.  Roy.-8.  X - 480  SS.  M.  5. — , 

Hcrkncr,  H,  Die  oberelsiissische  Baumwollindustrie  und  ihre  Arbeiter  auf  Grund 
dor  Tbatsachen  darge.atellt.  StraBburg,  Trübner , 1887.  gr.  8.  411  SS.  M.  8. — . (A. 

u.  (I.  T. : Abhandlungen  aus  dem  staatswissenschaftlichen  Seminar  zu  StraBburg.  Heft  4.) 

Jahresberichte,  die,  der  kSnigl.  bayerischen  Fabrikinspektoren  für  das  Jahr 
1886.  Mit  einem  Anhänge  betreffend  den  Vollzug  der  Gewerbeordnung  beim  Bergbau. 
MUnchon,  Ackermann,  1887.  gr.  8.  143  SS.  M.  2,50. 

Klein,  A.,  Die  Zuckerstrontiaupatente  dargestellt  aus  dem  Gesichtspunkte  einer 
Abündorung  der  deutschen  Patentgesotzgebung  nebst  Gesetzentwurf  mit  Begründung.  Jena, 
Neuenhahn,  1887.  gr.  8.  XVI— 197  SS.  M 4,50. 

V.  Orelli,  A. , Der  internationale  Schutz  des  Urheberrechtes.  Hamburg,  J.  F. 
Richter,  1887.  8.  60  SS.  M 1,60.  (A.  u.  d.  T. : Deutsche  Zeit-  und  Streitfragen. 

N.  F.  Jahrg.  II,  Heft  1/2.) 

Clieysson,  E.,  La  statistique  gdomctriqne:  Methode  pour  la  soIution  des  problfe» 
mes  commerctaux  et  industriels:  confdrence  faite  au  congres  de  l’enseignement  techniquc, 
industriel  et  commercial  ä Bordeaux,  le  24  septembre  1886.  Paris,  impr.  Chaix , 1887. 
8.  36  pag.  avec  figures. 

C o m p t e reudu  du  XIII°  uongrhs  de  la  Socidtd  technique  de  l’industrie  du  gaz  en 
France,  tenn  les  22,  23  et  24  juin  1886,  k Paris.  Paris,  impr.  Monillot , 1887.  8. 

612  pag. 

Dcgoulet,  D.,  Au  pays  des  saisies:  k propos  d’un  circulaire  recente  du  ministre 
du  commerce  et  de  l’industrie.  Paris,  Garnier  frferes , 1887.  12.  179  pag.  fr.  2,50. 

Delahaye,  Ph.,  L’industrie  moderne.  L’äclairage  dans  la  ville  et  dans  la  maisou. 
Paris,  Mas.son , 1887.  Roy.  in-8.  296  pag.  avec  140  figures  dans  le  texte  et  9 planches 
hors  texte,  fr.  10. — . (Cnntenant:  Historique  et  considcrations  g^ndralcs.  — L’cclairage 
chez  soi.  — L’indiistrie  de  l’cclairage.  — Applications  diverses.) 

Depression  of  Trade  and  Industry.  Final  rcport  of  the  Royal  Commis.sion 
appointed  to  inquire  into  the  Depression , etc.  Witb  minutes  of  evidence  and  appeu- 
dices.  London,  priuted  for  Her  Majosty's  Stationery  Office,  1886.  Folio.  LXXVII — 
139  pp.  2/.4. 

6.  Handel  und  Verkehr. 

Mucke,  Joh.  Richard,  Dr.,  Deutschlands  Getreideverkehr  mit  dem  Auslände. 
Greifswald  1887.  580  S.  S. 

Der  Verfasser  hat  bereits  im  Jahre  1883  ein  ebenso  umfangreiches  Werk  über  den 
Getreidcertrag  in  Deutschland  veröffentlicht  und  den  Umfang  des  Getreidebaues  in  dor 
Zeitschrift  des  Königl.  Statistischen  Bureaus  (1882)  behandelt.  Es  unterliegt  keinem 
Zweifel , daB  er  dem  interessanten  Gegenstände  auBerordentlich  viel  FleisB  und  Mühe 
gewidmet  hat.  Er  sagt  ausdrücklich , daß  er  der  Folgerungen  wegen  das  Buch  nicht 
geschrieben  habe  , und  sie  spielen  allerdings  in  dem  Werke  eine  untergeordnete  Rolle. 
Auch  die  finanzpolitischen  Erörterungen,  namentlich  über  die  Getreidezölle  am  Ende  des 
Werkes  läßt  er  nur  nebenher  gehen.  „Die  Erforschung  der  Warheit  war  mein  Zweck'* 
ruft  er  aus,  „und  ich  bin  stolz  darauf  ihr  einen  nicht  unwürdigen  Tribut  gebracht  zu 
haben.“  Uns  will  aber  scheinen  als  ob  man  um  stolz  zu  sein  nur  Veranlassung  habe,  wenn 
man  neue  Wahrheiten  aufzustellen  vennocht  hat;  diese  aber  vermissen  wir  in  der 
Schrift,  sie  besteht  vielmehr  hauptsächlich  nur  in  einer  subtilen  Zusammenstellung  und 
Erläuterung  des  allgemeinen  statistischen  Materials.  Anstatt  aber  ein  Werk  von  gegen 
600  Seiten  damit  zu  füllen , wäre  es  richtiger  gewesen  , die  hauptsächlichsten  Resultate 
übersichtlich  zusammenzufasspn , wozu  3 — 4 Bogen  genügt  haben  würden,  während  jetzt 
alles  Mögliche  zum  Abdruck  gelangt,  was  von  ganz  untorgeordueter  Bedeutung  ist,  oder 
nur  für  Spezialuntersuchungcn  verwertet  werden  kann  , wofür  sich  jeder  doch  lieber  an 
das  leicbtzugängliche  Urmaterial  halten  wird.  Dem  Verfasser  geht  offenbar  die  Fähigkeit 
ab,  das  Wesentliche  vom  Unwesentlichen  zu  scheiden.  Wir  greifen  für  diese  Behauptung 
nur  ein  Beispiel  aus  diesem  Buch  heraus,  das  zu  unsererer  Rechtfertigung  genügen  wird. 
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Der  Verfasser  tbut  sich  viel  darauf  zu  gute,  daß  er  es  zum  ersten  Male  unternommen 
habe,  die  Ein-  und  Ausfuhr  an  Getreide  ganz  genau  zu  berechnen,  indem  er  festgestcllt, 
wieviel  Getreide  zur  Ilerstelllung  der  verschiedenen  Fabrikate  verwendet  wurde,  wie 
viel  nicht  nur  in  Mehl,  sondern  auch  in  Hefe , Branntwein,  Bier  etc.  ausgeführt  ist,  was 
eine  außerordentliche  Arbeit  in  Anspruch  nahm  Wir  sehen  ganz  davon  ab , daß  es 
volkswirtschaftlich  ein  ganz  gewaltiger  Unterschied  ist , ob  Körner  ausgeführt  werden, 
oder  daraus  hergestellte  Waren  von  einem  ungleich  höheren  Wert.  Die  Hauptsache  ist,  daß  es 
sich  um  minimale  Beträge  dabei  handelt , durch  deren  Zuziehung  oder  Fortlassung  das 
Resultat  irgend  einer  wirtschaftlichen  Untersuchung  in  keiner  Weise  berührt  werden  kann, 
zumal  für  die  ganze  ältere  Periode  die  Ungenauigkeit  der  Notierungen  allgemein  aner- 
kannt ist,  und  namentlich  bei  der  Ausfuhr,  um  die  es  sich  hauptsächlich  handelt,  die 
Zahlen  um  Millionen  von  der  Wirklichkeit  abweichen , während  bei  den  Fabrikaten, 
abgesehen  vom  Mehl,  nur  Tausende,  höchstens  ab  und  zu  Hunderttausende  von  Zentnern  in 
Betracht  kommen,  ln  den  Fällen  aber,  wo  der  Prozentsatz  des  in  Fabrikatform  aus- 
gefUhrten  Getreides  erheblich  stieg,  namentlich  von  dem  Ueberschnß  der  Ein-  und  Ausfuhr, 
war  es  zu  einer  Zeit,  wo  jener  UeberschuB  fast  auf  Null  reduziert  war. 

Es  fehlt  heutigen  Tages  dem  Statistiker  sicher  nicht  an  ergiebigeren  Aufgaben,  und 
wir  beklagen  die  hier  vergeudete  Kraft.  J.  C. 

Einfuhr  und  Ausfuhr  des  deutschen  Zollgebiets  in  den  Jahren  1886  und  1886 
nach  Menge  und  Wert.  In  systematischer  Gruppierung  der  Waren  bearbeitet  nach  den 
vom  kaiserl.  statistischen  Amt  veröffentlichten  Übersichten.  Berlin , Puttkammer  & M., 
1887.  Tabelle  in  gr.  8.  M.  0,60. 

Eras,  W.,  Die  Organisation  des  Binneuschiffahrtsbetriebes.  Vortrag  in  der  volks- 
wirtschaftlichen Gesellschaft  am  26.  Februar  1887.  Berlin  , Simion , 1887.  8.  30  SS. 

M.  1 

Erdmann,  A.,  Die  dentschen  Privatpostwertzeichen  mit  Markenabbildungen  und 
Städtewappen.  Zusammengcsteilt  und  mit  statistischen  Beiträgen  und  Erläuterungen  ver- 
sehen. Leipzig,  E.  Heitmann,  1887.  Roy.  in-4.  111  SS.  M.  S. — . 

Findeisen,  C.  F.,  (Prof.),  Grundriß  der  Handelswissenschaft  oder  übersichtliche 
Darstellung  der  allgemeinen  Handelslehre.  4.  Aufl.  Leipzig,  Hirt  & Sohn,  1887.  8. 

VII— 294  SS.  M.  3,60. 

Göpfert,  R. , Staatspost  und  Privatpost.  Versuch  einer  Erläuterung  der  Stellung 
der  Staatsverkehranstalten  im  Deutschen  Reiche  gegenüber  konkurrierenden  Privatver- 
kehrsanstalten. Vom  fachmännischen  Standpunkte  unter  Berücksichtigung  der  geschicht- 
lichen Entwickelung  der  Post  und  der  Postgesetzgebung  bearbeitet.  Dresden,  W.  Baeusch, 
1887.  Imp.-8.  43  SS.  M.  1 — . 

Grenier,  L. , Der  Weinhandel  in  der  Schweiz  grell  beleuchtet  durch  amtliche 
Zahlen.  HoUingen-Zürich,  Selbstverlag  des  Verfassers,  1887.  8.  14  SS.  M.  0,80. 

Handelskammer  zu  Colmar  i/E.  Qeschäftsbeiicht  vom  1.  März  1886  bis  31.  März 
1887.  Chambre  de  commerce  de  Colmar.  Compte  rendu  etc.  Colmar,  tipogr.  V«  C. 
Decker,  1887.  gr.  in-8.  66  SS.  (Französisch  und  deutsch.) 

Handelskammer  zu  Frankfurt  am  Main.  Jahresbericht  für  1886.  Frkft.  a/M. 
Selbstverlag  der  Handelskammer,  1887.  8.  XI— 444  SS. 

Konta,  J. , Eisenbabnjahrbuch  der  österreichisch  - ungarischen  Monarchie.  Jahr- 
gang XIX.  (Neue  Folge , Jabrg.  VIII.)  Abteilung  I.  Wien , Schurich  & Spielhageu, 
1887.  8.  320  SS.  pro  cplt.  für  Abteil.  I.  u.  II.  M.  10. — . 

Meili,  F.,  Internationale  Eisenbahnverträge  und  speciell  die  Berner  Konvention 
über  das  internationale  Eiseubabnfraebtreebt.  Hamburg,  Richter,  1887.  gr.  8.  XII — 
141  SS.,  M.  3 

Speiser,  W.,  Mitteilungen  Uber  die  Anfänge  des  schweizerischen  Eisenbahnwesens 
und  ülmr  die  ersten  Jahre  der  schweizerischen  Zentralbahn.  Zwei  Vorträge  gehalten  in 
der  statistisch-volkswirtschaftlichen  Gesellschaft  in  Basel  im  Winter  1886.  Basel,  F. 
Schneider,  1887.  8.  118  SS.  M.  2.—. 

Bernard,  L.,  Essai  snr  le  commerce  de  Marseiile:  marine,  commerce,  Industrie 
(1876  — 1884).  Marseille,  Barlatier-Peissat,  1887.  in-4.  XII — 408  pag. 

C h e m i n s de  fer,  postes  et  t414graphes,  marine  (du  Royaume  de  Belgique).  Compte 
rendu  des  opdrations  pendant  l'annöe  1885.  Rapports  pr4sent4s  auz  Chambres  legis- 
latives. Bruxelles,  impr.  Gobbaerts,  1886.  Folio.  XUI — 169  pag. 

Fournier  de  Flaix,  E.,  L’appropriation  des  ports  ä la  grande  navigation. 
Paris,  Guillaumiu,  1887.  gr.  in-8.  48  pag.  Fr.  2,60.  — (Table  des  matiöres:  Progrös 
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du  commerce  maritime.  — Appropriation  des  ports  maritimes.  — Les  ports  dtranf^ers : 
Les  ports  anglais.  Le  port  de  New  York.  Anvers.  Rotterdam.  Amsterdam.  Ham- 
bourg  et  Breme.  Genes  et  Trieste.  Barcelone  et  Lisbonne.  — Les  ports  fran^ais:  Le 
ilavre.  Rouen.  Paris,  port  de  mer.  Nantes  et  Saint-Nazaire.  Bordeaux.  Marseille. 
Cette  et  les  ports  d’Algdrie.  — Les  reformes  necessaires  dans  l’organisation  des  ports 
fran9ais.  — ) 

Gaudi  11,  P.  et  J.  Zuber,  Le  chemin  de  fer  mdtropolitain  de  Berlin.  Paris, 
Baudry,  1887.  gr.  in-8.  VI — 136  pag.  Avec  une  carte  en  couleurs,  10  plancbes  et  38 
figures.  fr.  6. — . (Table  des  matidres:  Cousiddrations  gdndrales:  Historique.  Impor- 
tance  stratdgique  et  commerciale.  — Construction.  — Matdriel.  — Exploitation.  — De- 
penses  et  recettes.  — ) 

Tableau  gendral  du  commerce  avec  les  pays  dtrangers  pendant  l’annde  1885,  pu- 
blid  par  le  Ministre  des  finances.  Bruxelles,  impr.  P.  Hayez,  1886.  folio.  XL — 252  pag. 
et  2 tableaux  graphiques.  (Table  des  matidres : Notice  analytique  des  rdsultats  du  com- 
merce. — Tarif  des  valeurs  officielles.  — Commerce  de  la  Belgique  avec  les  pays  dtran- 
gers depuis  1881.  — Commerce  de  1885.  — Tableaux  rdtrospectifs  : Importations  et  ex- 
portations.  Transit.  Entrepßts.  Navigation.  Droits  de  donane.  EflFectiv  de  lu  marine 
marchandc  beige.  Pdche  maritime.  Mouvement  de  la  douane  d’Anvers.) 

Report,  annual , and  Statements  of  the  Chief  of  the  Bureau  of  Statistics  on  the 
Commerce  and  Navigation  of  the  United  States  for  the  fiscal  year  ending  June  30,  1886. 
Part  I.  Washington,  Government  Printing  Office,  1887.  8.  CXV — 938  pp.  (Contents 
complete  Statements  in  regard  to  the  Foreign  Commerce , Immigration , Navigation 
and  Tonnage  of  the  United  States  for  the  year  ending  June  80,  1886.) 

Report,  annual,  and  Statements  of  the  Chief  of  the  Bureau  of  Statistics:  (W.  F. 
Switzler)  on  Commerce  and  Navigation.  Part  II:  Report  on  the  Internal  Commerce  of 
the  United  States,  submitted  December  20,  1886.  Washington,  Government  Printing 
Office,  1886.  8.  XCII — 738  pp.,  1 map  of  principal  transportation  lines  east  of  the 

Mississippi  River,  2 diagrams  and  1 profile  map.  (Contents;  The  Commercial,  Industrial, 
Transportation,  and  other  Interests  of  the  Southern  States.) 

CnbA^Hin  o6's  oxnycKi  sa  rpamnty  PocciäcKHXx  xoBapoB^  sa  1869  — 1886  rr. 
0.-IIeTep6ypn>  1887.  12.  222  pp.  (Nachricht  über  den  Export  russischer  Waren  nach 

dem  Auslande  in  den  Jahren  1869 — 86.  St.  Petersburg  1887.) 

CBiAbHia  0 npiroosi  hbx  sa-rpauHUM  miocTpanbixt  xoBapoBX  sa  1869 — 1886  rr. 
C.-IIexcpfiyprB  1887.  12.  628  pp.  (Nachricht  über  die  Einfuhr  nach  Rußland  auslän- 

discher Waren  ans  dem  Auslande  in  den  Jahren  1869 — 86.  St.  Petersburg  1887.) 

7.  Finaniweien. 

Exner,  A.  n..  Die  Einnahmequellen  und  der  Kredit  Chinas,  nebst  Aphorismen 
über  die  deutsch-ostasiatischen  Handelsbeziehungen.  Berlin,  Ascher,  1887.  gr.  8.  71  SS. 
M.  2.—. 

Freiberger,  G.,  Handbuch  der  österreichischen  direkten  Steuern  in  systemati- 
scher Darstellung.  Wien,  Manz,  1887.  gr.  8.  XIV — 445  SS.  M.  7,20. 

Herrfurth,  L.,  Gemeindeabgabepfiieht  der  Militärpersonen.  Das  Gesetz  betreffend 
die  Heranziehung  von  Militärpersonen  zu  Abgaben  für  Gemeindezwecke  vom  29.  Juni 

1886.  Berlin,  C.  Heymann,  1887.  gr.  8.  VI — 68  SS.  M.  1,60. 

Ist  der  Rückkauf  unserer  Eisenbahnen  zur  Zeit  praktikabel  und  wünschenswert  ? 
von  A.  G.  W.  Zürich,  Verlagsmagazin,  1887.  gr.  8.  64  SS.  M.  0,80. 

Krüger,  H.  C.,  Rußlands  Finanzlage.  Kritische  Erläuterungen  der  gegenwärtigen 
Finanzkalamität  und  Vorschläge  zu  deren  Hebung.  Berlin,  Stuhr,  1887.  gr.  8.  69  SS. 
M.  3.—. 

Schrott,  J.  (Universitätsprofessor  der  Staatsverrechnungswissenschaft) , Lehrbuch 
der  Verrechnungswissenschaft.  6.  Auflage.  Wien,  Manz,  1886.  gr.  8.  XVI — 464  SS. 
M.  10. — 

Umpfenbach,  K.,  Lehrbuch  der  Finanzwissensebaft.  2.  Auflage.  Stuttgart,  Enke., 

1887.  gr.  8.  XII— 517  SS.  M.  10. 

Wagner,  A.,  Finanzwissenschaft.  Teil  III.  Spezielle  Stenerlehre.  Heft  2:  Die 
Besteuerung  des  XIX.  Jahrhunderts.  Einleitung.  Britische  Besteuerung.  Leipzig,  C. 
F.  Winter,  1887.  gr.  8.  (S.  209—366  des  III.  Teils.)  M.  3.—. 

Walter,  H.,  Die  preußi.sche  Oberrechnungskammor.  Ihre  Wirksamkeit  auf  Grund 
des  Gesetzes  vom  27.  März  1872,  des  Regulativs  vom  22.  SepL  1873  und  der  Instruk- 
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tion  Tom  18.  Dezember  1824.  Nebst  Anhang:  Der  Rechnungshof  des  Deutschen  Reichs. 
Mit  Erlfinterungen.  Berlin,  F.  Siemenroth,  1887.  8.  VII — 114  SS.  M.  2. — . 

B e s s 0 n , Traitd  pratique  de  la  taze  etc.  3 S snr  le  revenu  des  valeurs  mobiliferes 
dee  Soci4t4s,  Etablissements  pnblics  et  congrEgatioiis  religienses.  Paris,  Delamotte,  1887. 
8.  464  pag. 

Pinances,  les,  de  la  Rnssie,  eztraits  de  docnments  officiels.  Paris,  Cbaix,  1887. 
in>4.  76  pag. 

Koenig,  O.,  Un  nouvel  imp6t  snr  le  revenu,  MEmoire  qui  a inspirE  le  projet 
du  gouvemement , relatlf  & la  rEforme  de  la  contribution  personnelle  mobilihre.  DEposE 
sur  le  bureau  de  la  Chambre  par  Dauphin,  Ministre  des  finances,  le  26  fEvrier  1887. 
Paris,  Gnillanmin,  1887.  8.  LXIII — 198  pag.  fr.  8. — . (Table  des  matiEres : Les 
principes  de  tonte  rEforme  fiscale.  — Les  imp6ts  directs  en  Europe  et  en  AmErique.  — 
La  natnre  du  loyer  personnel.  — La  transformation  de  la  contribution  personnelle-mobi* 
liEre  en  un  impöt  sur  le  revenu.  — Les  rEsnltats  du  nouvel  imp6t.  — Le  nouvel  impot. 
an  point  de  vne  thEoriqne,  pratique  et  politiqne.  — Annexe:  Projet  de  loi  relatif  fi  la 
rEforme  de  la  contribution  personnelle-mobiliEre.  — ) 

Th  0 rle  t,  L.,  REgime  fioancier  et  comptabilitE  des  commnnes.  TraitE  pratique  destinE 
anx  maires,  conseillers,  etc.  Paris,  Berger-Levranlt,  1887.  8.  XX — 868  pag. 

Adams,  H.  C.,  Public  Debts : An  essay  in  tbe  science  of  Finance.  New  York, 
Appleton  & C® , 1887.  8.  XII — 407  pp.  clotb.  f 2,50.  (Contents  Part  I : Public 
Borrowing  as  a Financial  Policy:  Modern  Public  Debts  { Political  tendencies  of  Public 
Debts ; Social  tendencies  of  Public  Debts ; Industrial  efTects  of  Public  Borrowing ; When 
may  States  Borrow  Money? — Part  II:  National  Deficit  Financicring:  Financial  manage- 
ment of  a War;  Classification  of  Public  Debts;  Liquidation  of  War  Accounts;  Peace 
Management  of  a Public  Debt;  Payment  of  Public  Debts.  — Part  III:  Local  Deficit 
Financiering : Comparison  of  Local  with  National  Debts ; State  Indebtedness  between 
1830  and  1850;  Municipal  Indebtedness;  Policy  of  Restricting  Governmental  Duties.) 

Report,  annual , of  the  Comptroller  of  the  Currency  to  the  2*«1  Session  of  the 
XLIX*t>  Congress  of  the  United  States,  Decbr.  4,  1886.  Washington,  Government  Prin- 
ting  Office,  1886.  gr.  in-8.  225  pp.  and  diagram. 

Annuario  del  Ministero  delle  finanze  del  Regno  d’Italia:  amministrazione  finan- 
ziaria.  Anno  XXVI  (1887).  Roma,  tip.  Elzeviriana,  1887.  8.  XIV — 765  pp.  con 
ritratto. 

Dosio,  L. , Ai  contribnenti  del  Reg^o.  Sulla  ionnazione  del  catasto  geometrico 
in  Italia.  Firenze,  Loescher,  1886.  8.  81  pp.  con  2 tavole.  1.  2. — . 

8.  Geld*,  Bank-  und  Kreditwesen.  Versiohenmgtwesen. 

Wirth,  Max,  Die  Quellen  des  Reichtums  mit  Rücksicht  auf  Geschfiflsstockungen 
und  Krisen  im  internationalen  Geld-,  Kapital-  nnd  Warenmarkt,  sowie  auf  die  Agrar-. 
Kolonial-  nnd  Arbeiterfrage.  8®  294  S.  S.  Köln,  1886,  M.  Du  Mont  Schauberg’sclie 
Buchhandlung. 

ln  der  Einleitung  behandelt  der  Verfasser  die  Ursachen  der  gegenwfirtigen  Gesebfifts- 
stocknngen  nnd  die  Mittel  zur  Beseitigung  derselben , um  darnach  sich  über  folgende 
Themata  zu  verbreiten : Die  Grundbedingungen  des  Gleichgewichts  der  Wirtschaft ; 
Faktoren  der  GUtererzeugung ; Vervielffiltignng  der  Beschfifrignngsarten  ; Agrarfrage ; das 
wirtschaftliche  Gleichgewicht  im  Ackerbau ; die  Frage  der  Kolonien ; die  Industrie  und 
die  Gesellschaft;  Bergbau  nnd  Hfittenwesen ; Handwerk,  Knnstgewerbe  und  Hausindustrie; 
die  Transportmittel,  Wfihrnngs-  nnd  Umlaufsmittel;  internationaler  Geld-  und  Kapital- 
markt; die  Entwicklung  des  Welthandels;  der  auswfirtige  Handel  GroBbritanniens , der 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika,  Frankreichs  und  des  Deutschen  Reiches;  der 
internationale  Schnldausgleich  ; Versicherungswesen;  Lohn-  nnd  Sparpfennig;  die  Ver- 
teilung der  Güter  nnd  die  unbemittelten  arbeitenden  Klassen;  verlorene  Posten  der  Volks- 
wirtschaft ; die  Wissenschaft  im  Dienste  der  Gutererzengung ; Wirtschaftspolitik  ; Glück 
und  Geschick ; die  ansgleichende  Gerechtigkeit ; neue  Erwerbszweige  nnd  Aussichten  in 
die  Zukunft. 

Die  wichtigen  Probleme , die  unser  Zeitalter  beschfiftigen  , werden  fast  ausnahmslos 
von  dem  Verfasser  berührt.  Im  großen  nnd  ganzen  tri^  der  Verfasser  das  Richtige ; 
sein  Optimismus  nnd  vor  allem  die  oberflfichliche  Art  zu  arbeiten  veranlassen  indes  im 
einzelnen  manche  Irrtümer  und  Ungenanigkeiten. 

Der  Verfasser  redet  a.  B.  die  alte  and  sehr  bequeme  Phrase,  daß  die  „Ueber- 
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Produktion“  eine  der  Ursachen  der  jetzigen  Geschäftsstockung  sei,  in  der  Einleitung  ohne 
jede  Einschränkung  nach , während  er  an  einer  späteren  Stelle  erkennen  läßt , daß  ihm 
die  richtige  Auffassung  nicht  fremd  ist.  Kicht  die  Ueberprodnktion,  die  sich  nur  in  ver- 
einzelten Branchen  nachweison  läßt , sondern  die  mit  ihr  so  häufig  verwechselte  über- 
große Produktionsfühigkeit  ist  der  Krebsschaden,  an  dem  wir  kranken.  Die 
Industrie  hat  sich  viel  zu  häufig  so  eingerichtet,  daß  sie  den  größten  Anforderungen  an 
die  Produktion  sofort  entsprechen  kann,  und  muß  nun  in  den  Zeiten  der  geringeren  Nach- 
frage diesen  ganzen  großen  Apparat  mit  durchschleppen.  Daß  der  Gewinn  des  in  dem 
. Betriebe  umgehenden  Kapitals  dadurch  erheblich  beeinträchtigt  wird,  ist  klar. 

Weiter  stellt  der  Verfasser  in  der  Einleitung  die  Forderung,  daß  die  Schutzzollpolitik 
verlassen  werden  muß , ganz  allgemein  auf ; in  Kap.  IV  dagegen  wendet  er  sich  nur 
gegen  das  Uebermoß  an  Schutzzöllen. 

In  Kap.  I übersieht  der  Verfasser  ganz  die  Wechselbeziehung  zwischen  Produktion 
und  Kosumtion,  vergißt  also,  daß  eine  erhöhte  Produktion  auch  eine  erhöhte  Erwerbs- 
gelegenheit nach  sich  zieht  und  dadurch  auf  eine  Erhöhung  der  Gesamtkonsumtiou 
hinwirkt. 

Die  Schattenseiten  der  Arbeitsteilung  läßt  er  bei  seinen  Ausführungen  in  Kap.  III. 
völlig  unberücksichtigt,  die  Zweckmäßigkeit  einer  Verstaatlichung  der  Feuer-  und  auch 
der  Lebensversicherung  mit  Zwangsversicherung  behauptet  er  in  Kap.  XX,  ohne  eine 
auch  nur  annähernd  ausreichende  Begründung  zu  geben,  ln  demselben  Kapitel  nennt  er 
die  günstigen  Dividenden  der  Privatversicherungsgesellschafteu  ganz  allgemein  einen 
„Unfug“,  in  Kap.  IV  bezeichnet  er  die  „Rücksicht  auf  die  Arbeiter“,  die  häutig  als 
Motiv  für  Schutzzölle  angeweudet  ist , ohue  Einschränkung  als  einen  „Vorwand“  und 
schleudert  in  demselben  Kapitel  gegen  die  deutsche  Industrie  den  Vorwurf,  daß  „überall“ 
in  der  Großindustrie  zweierlei  Engrospreise  bestehen,  höhere  für  den  inländischen  Bedarf, 
geringere  für  den  Export. 

In  dieser  Allgemeinheit  sind  alle  diese , überdies  von  dem  Verfasser  durchaus  nicht 
begründeten  Behauptungen  falsch  und  bei  nur  geringer  Sorgfalt  hätte  der  Verfasser  die 
unumgänglich  notwendigen  Einschränkungen  nicht  unterlassen  können. 

Auch  in  der  Ausdrucksweise  tritt  diese  Oberflächlichkeit  zu  Tage. 

Der  Verfasser  will  z.  B.  die  Anschauung  widerlegen,  als  ob  ein  Ueberwiegen  der 
Einfuhr  stets  ein  ungünstiges  Symptom  sei.  Er  thut  das  mit  folgenden  Sätzen  (S.  152): 
„Ein  Land  , welches  weniger  geliefert , al-s  erhalten  hat , ist  genötigt  Anleihen  im  Aus- 
lände aufzunebmen.  Ein  Staat , der  Gläubiger  geworden  ist , nimmt  mehr  ein , als  er 
ausgiebt,  weil  der  Mehrbetrag  die  einlaufenden  Zinten  repräsentiert.“  „Liefern“  und 
„ausgeben“  ist  nach  dem  Zusammenhänge  gleichbedeutend  mit  „ausführen“,  „erhalten“ 
und  „einnehmen“  mit  „einführen“.  Demnach  bedeuten  diese  Sätze:  Ein  Land,  das 
weniger  ausgeführt  als  eingeführt  hat,  muß  Anleihen  im  Auslände  aufnehmen;  ein  Land, 
das  Gläubiger  geworden  ist,  führt  mehr  ein,  als  es  ausführt.  I.<etzteres  Land  müßte  nach 
dom  ersteren  Satze  jetzt  Anleihen  im  Auslande  aufnehmen , da  es  ja  weniger  ausführt 
als  eiuführt , oder  ersteres  Land  müßte  mich  dem  letzten  Satze  jetzt  Gläubiger  sein,  da 
ein  Land,  das  Gläubiger  ist,  mehr  ein-  als  ausführt.  Wem  will  der  Verfasser  mit  diesen 
merkwürdigen  Aussprüchen  die  Theorie  von  der  Handelsbilanz  klar  machen  ? 

Doch  genug  der  Einzelheiten.  Die  Behandlung  des  Stoffes  ist  sehr  ungleich  und 
entspricht  häufig  auch  nicht  den  bescheidensten  Anforderungen  der  Wissenschaft.  Was 
der  Verfasser  bietet,  ist  in  mehreren  Kapiteln,  namentlich  gegen  Ende  des  Werks  nichts 
als  ein  loses  und  unvermitteltes  Aneinanderreihen  einzelner  Gedanken , eine  flüchtige 
Skizze,  die  in  das  Wesen  der  Sache  nicht  eindringt.  Der  Hauptfehler  des  Werkes  ist 
der  Mangel  an  systematischem  Aufbau  und  logischer  Gedaukenfolge ; dies  tritt  sowohl 
bezüglich  des  Verhältnisses  der  einzelnen  Kapitel  zu  einander  als  auch  innerhalb  der 
letzteren  häufig  zu  Tage  und  veranlaßt  eine  große  Reihe  von  Wiederholungen,  die  recht 
störend  sind. 

Man  kann  sich  bei  genauem  Durchlesen  mehrfach  des  Eindrucks  nicht  erwehren, 
als  habe  der  Verfasser  ohne  bestimmten  Plan  gearbeitet  und  als  habe  er  sich  keine  rechte 
Antwort  auf  die  Frage  gegeben,  die  auch  für  schriftstellerische  Produktionen  gilt,  die 
Frage : Die,  cur  hic  ? Dr.  R.  van  der  Borght. 

Augspurg,  G.  D.,  Der  Niedergang  der  Preise  und  die  Währungsfrage.  Bremen 
1886.  (105  Seiten). 

Kral,  Franz,  Dr.,  Geldwert  und  Preisbewegung  im  deutschen  Reiche  1871  bis  1884. 
Jena  1887.  (111  Seiten). 
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Leroy-Beanlieu,  Pani,  Das  Sinken  der  Preise  und  die  Welthandelskrisis. 
Berlin  1886.  (48  Seiten). 

Die  vorliegenden  3 Schriften  untersuchen  die  gegenwärtigen  Ursachen  der  Krisis, 
resp.  des  Sinkens  der  Preise  in  den  letzten  Jahren.  Während  sich  Ler.  B.  u.  Augsp. 
nur  auf  allgemeine  Betrachtnngen,  ergänzt  durch  einzelne  statistische  Angaben  einlassen, 
legt  der  Verfasser  der  2.  Schrift  den  Schwerpunkt  auf  die  statistische  Untersuchung 
selbst.  Während  die  beiden  ersten  Autoren  eine  allgemeine  intensive  Preisreduktion  zu- 
gestehen und  ausdrücklich  konstatieren,  wird  sie  in  diesem  Umfange  von  L.-B.  bestritten, 
indem  er  auf  Grund  des  von  Mullbai  publizierten  englischen  Materials  für  einzelne 
Gegenstände  einen  Stillstand  und  sogar  Aufschwung  der  Preise  behauptet  wie  für  Zinn, 
Salz,  Flaschen,  engl.  Kohlen,  Bier,  Käse,  Eier  und  Fleisch,  Gegenstände  die  doch  sehr 
vereinzelt  dastehen  and  aufserdem  in  Deutschland  nicht  einmal  dasselbe  Ergebnis  zeigen, 
so  daß  sie  nicht  als  ausreichendes  Beweismittel  gelten  können , wir  kommen  auf  diesen 
Punkt  an  einer  anderen  Stelle  zurOck  und  Ubergehen  ihn  daher  hier.  Wenn  er 
aber  Gewicht  darauf  legt , daß  die  Löhne  nicht  gesunken  und  ebenso  die  Detailpreise 
nicht  in  derselben  Weise  gewichen  sind  wie  die  Engrospreise,  so  ist  dieses  unzweifelhaft 
zuzugeben,  aber  dabei  zu  bemerken,  daß  dieses  nur  natürlich  ist,  weil  eine  größere  Reibe 
von  Jahren  dazu  gehört,  um  dieselben  mit  den  Engrospreisen  in  Einklang  zu  bringen,  und  aus 
dieser  Erscheinung  deshalb  keineswegs  ein  Beweis  genommen  werden  kann,  daß  nicht 
ein  allgemeiner  Grund  zur  Preisermäßigung  vorliegt,  wenn  er  auch  noch  nicht  allseitig 
zum  Ausdruck  gekommen  ist.  Alle  drei  eifern  gegen  die  Uimetallisteu  und  stehen  auf 
dem  extremen  Freihandelsstandpnnkt.  L.-B.  sieht  die  Ursache  der  vielfachen  Preiserniedrigung 
allein  in  den  allgemeinen  Verkehrs-  und  Produktionsverhältnissen,  durch  welche  die  Un- 
kosten wesentlich  vermindertsind  und  die  Überproduktion  berbeigefUbrt  ist,  welche  noch  durch 
die  Schutzzölle,  wie  Augspurg  gleichfalls  annimmt,  wesentlich  begUnstigt  und  befestigt 
wurden.  Dabei  beruhigt  sich  der  französische  Schriftsteller  und  sieht  mit  Ruhe  einer 
Besserung  der  Verhältnisse  entgegen,  weil  allmählich  die  niedrigen  Preise  den  Konsum 
steigern  mUssen,  da  außer  an  Särgen , Wiegen,  allenfalls  noch  an  Holzschuhen,  das  Be- 
dürfnis an  allen  Gegenständen  einer  Ausdehnung  fähig  ist  und  nach  einer  solchen  Aus- 
dehnung strebt.  Das  heißt  doch  das  Publikum  in  einer  etwas  zu  oberflächlichen,  Bastia- 
schen  Weise  mit  allgemeinen  Redensarten  abspeisen.  Es  fehlt  sogar  der  Hinweis  darauf, 
daß  das  Bedürfnis  allein  nicht  aasreicht  um  Nachfragen  zu  erzeugen , sondern  daß  die 
Schwierigkeit  vorliegt  die  Kaufkraft  zu  steigern  und  in  das  richtige  Verhältnis  zum  Be- 
dürfnis zu  setzen.  Auch  Kral  kommt  zu  dem  Resultate,  daß  die  Ursache  der  Preisreduktion 
der  Sachgüter  auf  Seiten  der  Sachgüte  rselbst  zu  suchen  sei,  während  Augspurg.  außer- 
dem die  Ursache  in  der  Verminderung  der  Umlaufsmittel  in  der  zivilisierten  Welt  annimmt, 
durch  welche  der  Unternehmungsgeist  zurUckgehalten,  die  Spekulation,  auf  welche  ebenso 
L.-B.  ein  übermäßiges  Gewicht  legt,  niedergehalten  wurde.  Wenn  Augspurg  der 
Quantitätstheorie  in  der  Weise  huldigt,  daß  die  gesamten  Umlaufsmittel  im  internationalen 
Verkehre  im  Verhältnis  zum  Bedarf  die  Preisentwicklung  bestimmen,  so  geht  Kral  noch 
einen  Schritt  weiter  und  sucht  die  Aufl'assung  der  Bimetallisten,  daß  im  Geldmangel  der 
eigentliche  Grund  der  Entwertung  der  Waren  liege,  durch  den  Nachweis  zu  widerlegen,  daß 
im  deutschen  Reiche  der  Geldbedarf  seit  Einführung  der  Goldwährung  stets  vollauf 
gedeckt  gewesen  ist,  daß  Symptome  eines  Geldmangels  bisher  nicht  bemerkbar  geworden 
sind.  Referent  vermag  sich  schon  mit  der  Augsp.  AufiTassung  nicht  zu  befreunden,  noch 
viel  weniger  mit  der  letzteren.  Die  isolierte  Betrachtung  eines  Landes  in  dieser  Hinsicht 
mochte  im  Beginne  der  neueren  Zeit  zu  richtigen  Resultaten  führen,  aber  sicher  nicht  in 
der  Gegenwart.  Doch  soll  allerdings  die  Arbeit,  wie  es  in  der  Einleitung  beißt,  noch 
Ergänzungen  erfahren , um  auch  hier  die  in  Betracht  kommenden  Länder,  die  Umlaufs- 
mittel und  ihr  Verhältniß  zum  Bedarf  statistisch  festzustellen.  Dadurch  erhält  die  ganze 
Arbeit  einen  wesentlich  anderen  Charakter  als  die  beiden  anderen , da  hier  der  Versuch 
einer  induktiven  Beweisführung  gemacht  worden  ist;  auf  Grund  des  ganzen  vorliegenden 
statistischen  Materials  für  die  Zeit  von  1871 — 1885.  Der  Verfasser  hat  mit  großem  Fleiß 
versucht  aus  dem  Verfolge  der  Zunahme  und  Verteilung  der  Bevölkerung,  der  Kapital- 
bildung , des  Volkseinkommens , des  Verkehrs  zur  See  wie  zu  Lande,  die  Entwickelung 
des  Geldbedarfs  im  deutschen  Reiche  während  der  13  Jahre  zu  ermitteln,  dem  gegenüber 
den  Vorrat  des  Geldes  und  der  Surrogate , der  Umlaufsgeschwindigkeit  etc.  etc.  festzu- 
stellen.  Er  vergleicht  hiermit  die  Preise  und  Löhne  und  wirft  einen  Blick  auf  die  Pro- 
duktionsverhältnisse der  betrachteten  Waren , wobei  er  indessen  nur  die  äußerste  Ober- 
fläche streift.  Das  Ergebnis  ist  wie  gesagt,  daß  ein  Zusammenhang  zwischen  Geldzirkulation 
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und  Güterpreisen  nicht  nachgewiesen  werden  kann,  woraus  der  Verfasser  schlieBt,  daß  die 
Ursache  der  Erscheinung  in  den  Produktionsbedingungen  zu  soeben  sei.  Unserer  Ansicht 
nach  ist  aber  damit  der  Kernpunkt  der  Frage  gar  nicht  getroffen.  Auch  wenn  wir  die 
Beweisführung  des  Verfassers  als  korrekt  anerkennen  wollten,  wäre  die  Frage  dadarch 
nicht  berührt , ob  nicht  das  Gold  knapp  und  damit  teurer  geworden , and  da  dieses 
heutigen  Tages  maBgebend  für  den  Wert  des  Geldes  ist,  auch  die  Kaufkraft  desselben 
gestiegen  ist,  selbst  ohne  daß  die  Zirkulationsmittel  sich  irgendwie  als  knapp  heraus- 
gestellt  zu  haben  brauchen. 

Wir  können  aber  auBerdem  unser  Bedenken  gegen  die  Beweisfiihrang  selbst  nicht 
unterdrücken,  der  Verfasser  hat  sich  unseres  Ermessens  za  sehr  auf  das  Gebiet  der  Kon- 
jekturalstatistik  begeben.  Unsere  Statistik  reicht  für  dergleichen  Beweisführung  absolut 
nicht  aus.  Das  wichtigste  Moment  wäre  dabei  die  Entwickelung  der  Kaufkraft  festzu- 
stellen,  und  dazu  sind  wir  eben  nicht  im  stände.  Die  Höbe  des  Anlagekapitals  in  Eisen- 
bahnen ist  durchaus  kein  Mafistab  für  die  Kapitalsbildung  und  doch  ist  dies  der  einzige, 
den  der  Verfasser  ausfindig  gemacht  hat.  Wenn  die  Regierungen  in  den  letzten  Jahren 
aus  militärischen  Rücksichten  viele  Eisenbahnen  gebaut  haben,  so  ist  daraus  kein  SchloB 
aaf  Kapitalsbildung  zu  ziehen , und  auch  wenn  das  Privatkapital  sich  mit  Vorliebe 
solcher  Anlage  zuwendet , so  kann  dies  der  Fall  sein  und  ist  entschieden  der  Fall  ge- 
wesen, weil  es  im  Handel  und  Industrie  nicht  die  nötige  Verwendung  fand , nicht  aber 
weil  entsprechend  neues  Kapital  geschaffen  war.  ächon  oft  ist  darauf  aufmerksam  ge- 
macht, dafi  das  Ergebnis  der  Einkommensteuer-Einschätzung  nicht  ein  richtiges  Bild  von 
der  Einkommensentwickelang  gäbe,  und  der  Verfasser  selbst  macht  darauf  aufmerksam, 
und  doch  basiert  er  darauf  die  Behauptung,  daß  das  Einkommen  ans  Zinsen  and  Renten 
von  1878 — 1884  in  Sachsen  wie  100:180  gestiegen  sei,  während  jedermann  weiB , daß 

gerade  in  dieser  Zeit  von  einer  solchen  Steigerung  gar  keine  Rede  sein  konnte;  und 

wenn  sogar  das  Einkommen  aus  Grundbesitz  in  diesen  Jahren  der  Agrarkrisis  nach  jenen 
Angaben  gewachsen  ist,  so  hätte  das  den  Autor  stutzig  machen  sollen.  Er  durfte  daraus 
nur  entnehmen,  dafi  sein  Material  sich  danach  als  uubrauchbar  erweist,  aber  nichts  weiter. 

Aber  auch  gegen  einige  andere  Auffassungen  des  Verfassers  müssen  wir  Verwahrung 
einlegen.  Seite  67  stellte  er  die  aufiorordentliche  Ausdehnung  des  Kredites  von  1871  bis 
1873  als  die  schwerwiegendste  Ursache  der  Preissteigerung  hin.  Seite  93  definiert  er 
den  Diskont  als  Preis  der  Nutzung  des  Geldes  und  macht  dos  Steigen  und  Sinken  des- 
selben von  dem  Verhältnis  von  Angebot  und  Nachfrage  nach  Geld  abhängig.  Weiter 

schließt  er,  weil  der  Diskont  niedrig,  sei  kein  Geldmangel  vorhanden  gewesen.  Der 
Verfasser  verwechselt  hier  eben  Geld  und  Kapital.  Die  Höhe  des  Diskonts  hängt  im 
allgemeinen  von  dem  Überfluß  oder  Mangel  an  momentan  flüssigem  und  vorübergehende 
Anlage  suchendem  Kapital  ab,  was  unabhängig  von  der  QuanUtät  der  Zirkulationsmittel 
ist.  Nur  ausnahmsweise  ist  ein  bestimmtes  Deckungsmittel  durch  Diskonterhöhung  verteidigt 

Bieten  die  genannten  Schriften  auch  alle  drei  viel  des  Interessanten  und  Beachtens 
werten , so  können  wir  in  ihnen  eine  wesentliche  Förderung  der  Klärung  in  unserer  be 
deutsamen  Frage  doch  nicht  finden.  J.  C. 
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Wal  ras,  L.,  Theorie  de  la  monnaie.  Lausanne,  iropr.  Corbaz  & C« , 1886.  8. 

XU — 123  pag.  et  8 planches.  M.  2,60.  (Table  des  niati^res:  I.  Exposition  des  princi- 
pes : 1.  De  l’dcbange  et  de  la  production.  2.  ProportiounaliUi  des  valeurs  aux  raret^s. 
3.  Etablissement  de  la  valeur  de  la  marchaudise  monnaie.  4.  Variation  de  la  valeur 
du  nnmdraire  et  de  la  monnaie.  II.  Critique  des  systimes : 1.  Systcincs  des  ctalons  et 
du  double  4talon  ind^pendant.  2.  Systeme  du  double  ötalon  solidaire  ou  bim4tallisine. 
3.  Transformation  du  bim^tallisme  en  systfeme  de  la  monnaie  d’or  avec  billoii  d’argcnt 
r^gulateur:  Crise  de  1810  ä 1850.  Crise  de  1850  k 1870.  Crise  actuelle.  4.  Difficul- 
t4s  de  realisation.  — 111.  Desiderata  statistiqnes  : 1.  De  la  d4termination  du  prix  de  la 
richesse  sociale  en  monnaie.  2 et  3.  Coustruction  et  correction  de  la  courbe  de  Varia- 
tion du  prix  de  la  richesse  sociale  en  monnaie.  4.  Le  quadrige  monötaire.  — ) 

Flagg,  Ja  red,  jr.,  How  to  take  Money  out  of  Wall  Street.  New  York,  Dick  & 
Fitzgerald,  1887.  24.  58  pp.  cloth.  f 0,60.  (Publishcd , accorditig  to  the  preface 
„to  explain  to  Wall  Street  opcrators  the  absurdity  of  trying  to  make  money  by  speculat- 
ing  in  Railroad  Stocks  without  adequate  Capital , and  the  ease  with  which  it  cau  be 
made,  with  capital.“) 

Lev  in,  T W.,  The  Logic  of  Money:  An  essay  on  the  principles  of  Currency  aud 
the  theory  of  Bimetallism,  London,  Bell  & Sons,  1887.  8.  42  pp. 

Rogers,  J.  E.  Th. , The  first  nine  years  of  the  Bank  of  England:  an  enquiry 
into  a weekly  record  of  the  Price  of  Bank  Stock  frum  August  17,  1694,  to  Sept.  17, 
1703.  London,  Frowde,  1887.  8.  XXXI— 183  pp.  cloth.  8/.6.  (Contents:  The  Great 
Experiment:  Parliamentary  foundation  of  the  Bank.  Capital  of  the  Bank.  Its  first  place 
of  Business.  Origin  of  the  Goldsmiths’  Banks.  The  Continental  Banks.  Enemies  ol 
the  Bank.  The  Hostility  of  the  Tories.  Stock-jobbing.  Godfrey’s  acconiit  of  the  Bank 
of  England.  The  Price  of  Gold  and  Silver  in  1695.  The  foreign  exchanges. . The 
exchange  with  Amsterdam.  Discounts  of  English  Bills.  The  policy  of  Montague  and 
Sommers.  Criticism  on  the  Recoinage  Act.  — The  Land  Bank : Chamberlain  and  his 
snpporters.  The  National  Land  Bank  Act.  The  new  Coinage.  The  first  Exchequer 
Bills.  The  assets  of  the  Bank.  The  causes  of  the  Crisis.  Joint-Stock  rivalry  illustrated 
by  the  East  India  Companies.  — The  second  Bank  Act : The  charactcr  of  London 
Merchants.  The  affair  of  the  Spanish  Ambassador.  Coramercial  prosperity.  Influcnce 
of  foreign  politics  on  Stock.  Excise  and  Customs.  The  Parliament  of  1701.  The  Kentish 
Petition.  The  Punishment  of  the  petitioners.  The  acknowledgement  of  the  Pretender. 
Criticism  on  the  Bank’s  action.  Vote  of  April  10,  1701.  The  New  Parliament  and 
Colepepper.  Rumonrs  in  1702.  Bank  Stock  in  1702  and  1703.  The  progp'ess  of  Trade. 
Price  of  East  Indiau  Stocks.  The  war  in  1703.  — etc.) 

Skinner,  Th.,  The  Stock  Exchange  Year-book  for  1887.  A careful  digest  of  in- 
formation  relating  to  the  origin,  history,  and  present  position  of  each  of  the  Public  Secu- 
rities and  Joint  Stock  Companies , known  to  the  markets  of  the  United  Kingdom.  XIII. 
year  of  pnblication.  London,  Cassell  & C<> , 1887.  gr.  in-8.  XXXU — 600  and  XL  pp. 
cloth.  10/60. 

9.  Sociale  Frage. 

Sartorius  von  Waltershausen,  A.,  Frh. : Die  nordamerikanischen  Gewerk- 

schaften unter  dem  EinfluB  der  fortschreitenden  Prodnktionstecbnik.  Berlin  1886.  Bahr. 

Der  Verfasser  giebt  im  vorliegenden  Werke  unter  Zusammenfassung  und  Erweiterung 
seiner  in  diesen  Jahrbüchern  über  die  amerikanische  Arbeiterfrage  veröfifcntiichten  Auf- 
sätze einen  sehr  dankenswerten  Beitrag  zur  Geschichte  der  nordamerikanischen  Arbeiter- 
bewegung und  eine  willkommene  Ergänzung  der  bisher  recht  spärlichen  eiuschlägigen 
Litteratur.  Das  vergleichende  Studium  der  sozialen  Verhältnisse  Nordamerika’s  erscheint 
als  ganz  besonders  lehrreich , weil  bei  der  Jugendlichkeit  der  dortigen  Gesellschaft  die 
Phänomene  des  modernen  Wirtschaftslebens  sich  in  gleichsam  experimenteller  Isolierung 
nnbeeinflnst  von  jeder  mittelalterlichen  Tradition , darstellen.  diese  Vorgänge  ge- 
stalten sich  in  Nordamerika  gleichmäßiger , sie  sind  deshalb  leichter  zu  beobachten 
und  kausal  zu  verknüpfen  als  in  unseren  alten  Kulturländern.  Der  Verfasser  beschränkt 
sich  auf  einen  kurzen  Abriß  der  historischen  Entwickelung*  der  Gewerkvereine 
Nordamerika’s  (Abschnitt  I) , die  Darstellung  ihrer  neuesten  Umbildung  und  Er- 
weiterung zu  allgemeinen , die  Schranken  des  einzelnen  Gewerbes  überschreitenden 
Verbänden  (Abschnitt  II) , eine  Schilderung  der  Kampf-  und  Einigungsmittel  — 
Strikes , Boykotten , Schiedsgericht«  — sowie  des  UnterstUtzungskasseuwesens  in  den 
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Arbeiterverbänden  (Abschnitt  UI  und  IV).  Die  legislatorischen  Erfolge  der  Arbeiter- 
bewegung werden  nur  beiläufig  behandelt ; wir  sind  in  dieser  Richtung  nach  wie  vor 
auf  die  kleine  Schrift  von  Carl  Tait  über  die  Arbeiterschutzgesetzgebuiig  in  den  Ver- 
einigten Staaten  angewiesen.  Der  Schwerpunkt  des  vorliegenden  Buches  liegt  in  den 
beiden  ersten  Abschnitten,  deren  allgemein  interessante  Resultate  wir  unter  gelegentlicher 
Heranziehung  des  Späteren  kurz  zusammenfassen. 

Während  UnterstUtzungsgenosseuschaften  von  Gewerbetreibenden  und  Arbeitern  schon 
in  der  kolonialen  Epoche  auftreten,  entwickeln  sich  die  „Gewerkschaften"  erst  mit  dem 
Aufkommen  der  Großindustrie  in  diesem  Jahrhundert  zu  größerer  Bedeutung.  Dieselben  sind  in 
erster  Linie  Kampfgenosseuschaften,  dauernde  — teils  lokale,  teils  nationale  und  internationale 
d.  h.  nach  Kanada  hinUberreichende  — Vereinigungen  von  gewerblichen  Arbeitern,  deren 
Hauptzweck  darin  besteht,  durch  gemeinsames  Handeln  den  Fachgenossen  des  betreffenden 
Gewerbes  günstige  Arbeitsbedingungen  — in  Amerika  drehte  sieb  der  Kampf  haupt- 
sächlich um  die  Länge  der  Arbeitszeit  — zu  verschaffen.  Ihre  finanzielle  Grundlage 
bildet  die  Strikekasse.  Jeder  Aufschwung  der  Industrie  bringt  einen  solchen  der  Gewerk- 
vereinsbewegung mit  sich ; in  diesen  Zeiten  sind  die  Kassen  gefüllt,  die  Strikes  erfolgreich ; 
jede  Krisis  hingegen  führt  den  Untergang  zahlreicher  Vereine  herbei.  Neben  dem  Kampf- 
zwecke spielt  das  UnterstUtzungswesen  eine  sekundäre  Rolle ; nur  wenige  Gewerkvereine 
haben  namentlich  versucht,  das  schwierige  Problem  der  Versicherung  gegen  Arbeitslosig- 
keit zn  lösen ; die  meisten  funktionieren  Jedoch  als  Arbeitsnachweisuugs-Büreauz,  einige 
haben  Reisennterstützungskassen  für  arbeitslose  Hitglieder. 

In  gemeinsame  politische  Thätigkeit  traten  die  Gewerkvereiue  zuerst  in  den  sechsziger 
Jahren.  Eine  große  Zahl  Gewerkschaften  gründete  1866  zu  Baltimore  die  National 
Labor  Union.  Die  letztere  stellte  jene  merkwürdige  Forderung  auf,  die  noch  heute  von 
der  kleinen  Partei  der  „Greenbackers"  vertreten  wird,  nemlich  durch  Ausgabe  von  Papiergeld 
und  dreiprozentigen  Staatsobligationen  den  Kapitalzins , das  arbeitslose  Einkommen  der 
Kapitalistenkasse  zu  drücken,  „das  Geldmonopol"  zu  beseitigen.  Gegen  den  Unter- 
nebmergewinu  als  solchen  haben  die  amerikanischen  Arbeiter  nie  etwas  einzuwenden  ge- 
habt : der  Unternehmer  gilt  ihnen  als  Mitarbeiter.  Daneben  verlangte  die  Labor  Union 
Regelung  der  Gefänguisarbeit,  der  Landesgesetzgebung,  vor  allem  Einführung  eines  gesetz- 
lichen Mazimalarboitstages.  Heute  ist  ein  solcher  von  10  stündiger  Dauer  mit  zwingender 
Kraft  für  alle  Gewerbe  vorgeschrieben  nur  im  Staate  Nebraska,  wo  die  Fabriklndnstrie 
keine  Bedeutung  hat  — ; ein  gleicher  absoluter  Haximalarbeitstag  gilt  — jedoch  unter 
Einschränkung  auf  bestimmte  wichtigere  Gewerbe  — in  Pensylvania  und  New  Jersey ; 
sonst  handelt  es  sich  entweder  nur  um  solche  gesetzliche  Bestimmungen,  welche  durch 
Disposition  der  Parteien  abgeändert  werden  können,  oder  die  Vorschriften  beziehen  sieb, 
wie  in  New  York,  Kalifornien,  Oregon  nur  auf  die  unbedeutenden  Staats-  und  Hunizipal- 
arbeiten.  Größer  als  die  Erfolge  in  den  Legislaturen  waren  die  Errungensebaften  der 
einzelnen  Gewerkschaften  bei  den  Arbeitgebern  ihrer  Mitglieder.  Vor  der  letzten  großen 
Krisis  war  in  New  York , Chicago , St.  Louis  etc.  in  verschiedenen  Gewerken  ein  acht- 
stündiger Arbeitstag  zur  Regel  geworden. 

Die  Labor  Union  zerfiel  anfangs  der  siebenziger  Jahre  nach  dem  Tode  ihres  aus- 
gezeichneten Führers  William  H.  Sylvis  und  hat  seitdem  als  politische  Organisation  keine 
Nachfolge  gefunden. 

Die  neueste  Phase  der  Arbeiterbewegung  der  Union  kennzeichnet  sich  durch  den 
successiven  Ersatz  der  gewerkschaftlichen  Fachvereine  durch  allgemeine  Arbeiterverbände. 
Der  rapide  Fortschritt  der  industriellen  Technik  und  Arbeitsteilung  ermöglicht  in  stei- 
gendem Maße  die  Heranziehung  ungelernter  Arbeiter,  den  Übertritt  von  solchen  aus 
einem  Gewerbzweig  in  den  andern,  erweitert  so  den  Kreis  der  auf  eine  gleiche  Lebens- 
stellung angewiesenen  Konkurrenten  und  gestaltet  die  Interessen  einheitlicher.  Der  Ver- 
fasser gibt  interessante  Beispiele,  wie  die  fabrik-  und  manufakturmäßige  Technik  — z.  B. 
im  Scbnhmachergewerbe  — es  versteht,  sich  den  individuellen  Bedürfnissen  der  Kunden 
anzupasseu,  wie  dieselbe  in  vielen  Gewerben  die  Herrschaft  errungen  hat,  welche  bei 
uns  noch  überwiegend  in  Form  des  gelernten  Handwerkes , wenn  auch  durch  mehr  oder 
weniger  von  Kaufleuten  abhängige  Mciister  betrieben  werden.  Zu  den  vom  Verfasser 
angeführten  Ursachen  dieser  Erscheinung  — Weite  und  Anfnahmefähighcit  des  Marktes, 
Höhe  des  Arbeitslohnes,  Schärfe  der  Konkurrenz  der  Unternehmer  — möchte  ich  als  be- 
sonders wesentlich  noch  ein  weiteres  ursächliches  Moment  hinzufügen:  Nord-Amerika  ist  über- 
wiegend zur  Zeit  der  Eisenbahnen  und  unter  Landgesetzen  besiedelt  worden,  welche  bewirkt 
haben , daß  die  gesamte  gewerbtreibende  Bevölkerung  sich  in  volkreichen  Städten  za' 
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saromendringt  und  hier  in  Riesenetablissements  vereinigt  werden  konnte,  wSbrend  die 
Handwerker  aus  den  hofweiso  besiedelten  ländlichen  Distrikten  fast  verschwunden  sind. 
Der  neuen , immer  weiter  um  sich  greifenden  grofiindustriellen  Organisation  tragen  auf 
Seiten  der  Arbeiter  verschiedene  Arten  von  Verbänden  Rechnung , welche  den  Rahmen 
des  einzelnen  Gewerkes  durchbrechen ; der  wichtigste  derartige  Verband  ist  der  der 
Knigbts  of  Labor,  welcher  auch  Nichtarbeiter  — abgesehen  von  Bankiers,  Advokaten, 
Ärzten,  Schnapshändlem  — anfnimmt.  Die  einzelnen  Vereine  bestimmen  sich  nicht  nach 
dem  gewerblichen,  sondern  nach  dem  örtlichen  Zusammenleben  der  Mitglieder,  die  höheren 
Instanzen  bilden  die  Distriktsvcrsammlungen  und  die  Generalversammlung.  Es  ist  be- 
kannt, wie  wirksam  und  maBvoll  die  Leitung  dieses  Ordens  verschiedene  große  Strikes, 
besonders  solche  der  Eisenbahnarbeiter,  in  jUngster  Zeit  organisiert  hat;  die  Errichtung 
des  nationalen  BUreau’s  fUr  Arbeitsstatistik  ist  hauptsächlich  ihr  Verdienst.  Die  Knights 
of  Labor  bilden  keine  politische  Organisation  und  haben  nur  gelegentlich  eigene  Kan- 
didaten aufgestellt  Die  Sozialisten , welche  der  Verein  in  seinen  Reihen  zählt,  besitzen 
nur  geringen  Einfiufi , wie  deren  Erfolge  in  Amerika  bisher  überhaupt  ohne  Bedeutung 
waren. 

Der  Präsident  des  Ordens,  T.  V,  Powderly  bezifferte  1884  die  Summe  der  aktiven 
Mitglieder  — wohl  ungefähr  zutreffend  — auf  600  000,  darunter  zahlreiche  Angehörige 
von  Gewerkvereinen.  An  nationalen  und  internationalen  Gewerkvereinen  existierten  1885 
41  mit  434  500  Teilnehmern;  daneben  gibt  es  aber,  wie  schon  angedeutet,  viele  Gewerk- 
vereine — von  nur  lokaler  Wirksamkeit  — vielfach  unter  Zusammenfassung  aller  an 
einem  Ort  befindlichen  durch  eine  gemeinschaftliche  Leitung.  Man  schätzt  diese  lokalen 
Zentralverbände  auf  75000  Mitglieder.  Im  ganzen  lassen  sich  die  in  sozialen  Kampf- 
genossenschafleo vereinigten  amerikanischen  Arbeiter  auf  700 — 800000  Mitglieder  ver- 
anschlagen, nicht  ganz  ein  Drittel  sämtlicher  im  Handwerk,  in  Fabriken  und  im  Bergbau 
Erwerbstbätigen.  M.  S e r i n g. 

Berkefeld,  H.  und  W.  du  Nord,  Neue  Grundlagen  für  die  soziale  Gesetz- 
gebung. Vorschlag  zur  Begründung  eines  allgemeinen  Hilfsverbandos  der  Arbeiter  Öster- 
reichs. Wien,  C.  A.  Müller,  1887.  gr.  8.  45  SS.  M.  0,80. 

Fleisch  n er,  L.,  Pflichten  und  Rechte  in  der  bürgerlichen  Gesellschaft.  Nach 
dem  Französ  des  P.  Laloi  mit  besonderer  Rficksiebt  auf  österreichische  Verhältnisse 
frei  bearbeitet.  Einzige  autorisierte  Ausgabe.  Wien,  Graeser,  1887.  gr.  8.  VII — 128  SS. 
M.  1,60. 

Huber,  J. , Zur  Philosophie  der  Sozialdemokratie.  München,  Ackermann,  1887. 
8.  33  SS.  M.  0,60. 

Jahresbericht  des  schlesischen  Provinzialvereins  für  ländliche  Arbeiterkolonien 
für  das  Jahr  1886.  Breslau,  Korn,  1887.  8.  35  SS. 

Jahresbericht,  LIX.,  der  rheinisch-westfälischen  Gefängnisgesellschaft  über  das 
Vereinsjahr  1885/86.  Düsseldorf,  Voß’sche  Hofbachdruckerei,  1887.  8.  158  SS.  M.  0,75. 
(Darin  enthalten:  Fortsetzung  der  Verhandlungen  über  die  Prostitution  in  Deutschland 
und  ihre  Bekämpfung.  Referent;  Pastor  Stursberg.  — Die  Fürsorge  für  entlassene  Pro- 
stituirte,  etc.) 

K r i e t e r , W.  (Kgl.  Polizeiinspektor  in  Magdeburg) , Die  geheime  OrganisaUon  der 
sozialdemokratischen  Partei  nach  autoritativen  Quellen  dargestellt.  Magdeburg,  Ratbke, 
1887.  gr.  8.  63  SS.  M.  1.—. 

Lessing,  J.,  Handarbeit.  V^ortrag  gehalten  in  der  volkswirtschaftlichen  Gesell- 
schaft zu  Berlin  am  12.  März  1887.  Berlin,  L.  Simion,  1887.  gr.  8.  84  SS.  M.  1. — . 

(Volkswirtschaftliche  Zeitfragen,  Heft  67.) 

Oechelhänser,  W.,  Die  sozialen  Aufgaben  der  Arbeitgeber.  Berlin,  Springer, 
1887.  gr.  8.  58  SS.  M.  1,20. 

Ofner,  J.,  Wert  und  Arbeit.  Wien,  A.  Holder,  1887.  38  SS.  M.  0,80. 

Protokoll  über  die  vierte  ordentliche  Sitzung  des  Zentralvorstandes  deutscher 
Arbeiterkolonien  am  23.  und  24.  Februar  1887.  Bielefeld,  Bertelsmann’scbe  Bucbdruckerei , 
1887.  8.  55  SS. 

Sozialismus  und  Anarchismus  in  Europa  und  Nordamerika  während  der  Jahre 
1883  bis  1886.  Berlin,  R.  Wilbelmi,  1887.  8.  155  SS.  M.  2,50. 

Zander,  C.,  Die  sozialpolitischen  Gesetze  des  Deutschen  Reiches  nebst  den  zu 
ihrer  Ausführung  erlassenen  Anweisungen,  Erläuterungen  und  Entscheidungen,  etc.  Katto- 
witz  O.-S.,  G.  Siwinna,  1887.  8.  355  SS.  M.  3. — . 

Assistance,  1’,  ouvri^re  en  France ; expos4  de  la  14gislation,  Situation  des  Soci4t4s 
de  secours  mutnels  et  des  caisses  d’Etat,  etc.  Paris,  Chaix,  1887.  8.  46  pag. 
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Compte  rendu  des  opcirations  et  de  la  Situation  de  la  caisse  gendrale  d’dpargne 
et  de  rotraite.  Annde  1885.  Bruxelles,  typ.  Bruylant-Christophe,  1886.  Folio.  39  pag. 

Congrds  national  des  Syndicats  ouvriers  tenu  k Lyon  (octobre  1886).  Compte 
rendu  ofhcicl.  Paris , aux  bureaux  de  la  Föderation  syndicale , 1887.  8.  398  pag. 

de  Curloy,  F.,  Le  mariage  et  les  Etats.  Paria,  P.  Lethielleux,  1887.  8.  112  pag. 
fr.  1.—. 

Grüner,  E.,  Les  lois  de  patronage  et  d’assistance  ouvriöre  en  Antriebe.  Paris, 
Chaix,  1887.  4.  80  pag. 

V a s i 1 i , P.  (comte)  , La  socidtd  de  Rome.  Edition  augmentde  de  lettres  inddites. 
2"  edition.  Paris,  Nouvelle  Revue,  1887.  Roy.  in-8.  596  pag.  Fr  6. — . (Table  des 

matiöres:  Le  Roi.  — La  Reine.  — Le  cercle  de  la  Reine.  — La  famille  royale.  — 
La  cour.  — Le  pape  Ldon  XIII.  — Le  sacrd-colRge.  — La  prdlature.  — Moines  et 
Convents.  — Quelques  robes.  — Le  corps  diplomatique.  — Le  Sdnat  Italien.  — La 
Chambre  des  ddpntes.  — Les  Ministres  dans  le  munde.  — La  politique  itallenne.  — 
Marine  et  guerre.  — La  presse  romaine.  — La  littdratnre  italienne.  — Le  thdiltre.  Les 
auteurs  dramatiques.  Les  comddiens.  Le  public.  Les  journalistes.  — L’art  k Rome.  — 
La  rousiqno.  — Le  grand  monde.  — ) 

Villey,  E.,  La  question  des  salaires  ou  la  question  sociale.  Paris,  Larose  & 
Forcel , 1887.  8.  295  pag.  fr.  3,50.  Onvrage  rdcompensd  par  l’Institnt.  (Table  des 
matiöres ; Le  taux  des  salaires  cu  France.  — Le  prix  des  subsistances.  — Les  cousom- 
mations  des  ouvriers.  — Les  salaires  k l’ctranger.  — La  thöorie  classiquc  du  salaire.  — 
Les  lois  qui  rögissent  Ic  salaire.  — De  l’influence  du  cofit  de  la  vie  sur  les  salaires.  — 
De  Tinfluence  de  la  couturae  sur  les  salaires.  — De  rindueuce  de  la  loi  sur  les  salaires. 
— De  l’inflnence  des  gröves  sur  les  salaires.  — De  l’avenir  du  salariat:  1.  Le  salariat 
doit-il  disparaitre.  2.  Le  salariat  peut-il  s’amöliorer.  3.  L’ignorance  öconomique  des 
ouvriers.  4.  Lu  disparition  de  l’apprentissage.  5.  L’antagonisme  des  ouvriers  et  des 
patrons.  6.  La  dömoralisation.  7.  Conclnsion.  Les  remödes.  — ) 

Beale,  Lionel  S.,  Our  Morality  and  the  Moral  question:  chiefly  fV-om  tbe  me- 
dical side.  London,  Churchill,  1887.  8.  XII — 191  pp.  cloth.  2/.6.  (Contents:  Im- 

moral tendencies  and  practices  in  early  life.  — Marriage.  — Prostitution.  — Immoral 
Literature.  — Purity , and  Purity  Societies  for  raising  the  moral  Standard.  — Moral 
Christianity.  — Public  Morality.  — Medical  opinion  of  the  Moral  Question.  — etc.) 

Campbell,  Helen  (Mrs.),  Prisoners  of  Poverty:  Women  Wage-Workers , their 
trades  and  their  lives.  Boston,  Roberts  Bros.  , 1887.  12.  261  pp.  cloth.  $ 1. — . 

(Papers  based  upon  facts  in  the  lives  of  the  Working  Poor  of  New  York.  They  present 
a sad  picture  of  almost  hopeless  poverty  and  degradation , for  which  , apparently , tbere 
is  no  remedy,  except  in  tbe  improvement  of  the  mental  and  physical  conditions  of  tbe 
workers  themselves.) 

10.  Gesetzgebung. 

Borchardt,  O. , Die  geltenden  Handelsgesetze  des  Erdballs.  Gesammelt  und  in 
das  Deutsche  übertragen  sowie  mit  Einleitung,  Anmerkungen  , Schlußwort  etc.  Band  V, 
Abteilung  1:  Die  Handelsgesetzbücher  von  Spanien  und  der  Türkei.  Abteilung  2:  Die 
Handelsgesetzbücher  von  Uruguay  und  Venezuela  nebst  Generalregister.  Berlin,  R.  v. 
Decker,  1887.  Roy.-8.  VUl— 281  und  650  SS.  M.  26,80. 

Brunner,  H.,  Deutsche  Rechtsgcschichte.  Band  I.  (A.  u.  d.  T. : Binding,  Hand- 
buch der  deutschen  Rechtswissenschaft  II.  I.  1.)  Leipzig,  Duncker  & H.,  1887.  Roy.-8. 
412  SS.  M.  9,60. 

Friedmann,  F.,  Die  OfTentlichkeit  der  Gerichtsverhandlungen,  ihre  Vorzüge  und 
Schäden.  Berlin,  Heine,  1887.  8.  67  SS.  M.  1. — . 

Goffeken,  F.  H.,  Das  Recht  der  Interventionen.  Hamburg,  Richter,  1887.  gr  8. 
50  SS.  M 2. — . (Separatausgabe  aus  dem  im  Erscheinen  begriffenen  „Handbuch  des 
Völkerrechts,  ln  Einzelbeiträgen.  Hrsg,  von  F,  von  Iloltzendorff“.) 

Gneist,  R.,  Aphorismen  zur  Reform  des  Rechtsstudiums  in  Preußen.  Berlin,  Springer, 
1887.  8.  34  SS.  M.  0,80. 

Gradenwitz,  O.,  Die  Ungiltigkeit  obligatorischer  Rechtsgeschäfte.  Berlin,  Weid- 
mann, 1887.  gr.  8.  XI— 328  SS.  M.  6.—. 

Krüger,  Posorn  und  Hilse,  BaufUhrung  und  Baurecht  (Banpolizeirecht).  Ber- 
lin, E.  Tooche,  1887.  Roy. -8.  XII — 374  SS.  mit  25  Illustrationen  im  Text.  (A.  n. 
d.  T. : Handbuch  der  Baukuude,  Abteilung  1.) 
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Lauterburg,  W.  (Advokat),  Die  Eidesdelikte.  Historisch-kritische  Studie  mit 
besonderer  Beziehung  auf  das  Strafrecht  der  Schweiz.  Bern,  Dalp,  1886.  gr.  8.  194  SS. 

Müri,  H.,  Das  Recht  an  der  Wasserquelle.  Bern,  Buchdruckorei  Ualler-Goldschach, 
1886.  8.  86  SS. 

Niendorff,  O. , Das  preußische  Mietsrecht.  Handbuch  für  Juristen,  Hauswirte 
und  Mieter.  2.  Auflage.  Berlin,  Karl  Duncker , 1887.  gr.  8 XII — 303  SS.  geb. 
M.  4,50. 

Windscheid,  B.,  Lehrbuch  des  Pandektenrechts.  Band  I.  6.  Aufl.  Frkf.  a/M., 
Literarische  Anstalt.  VIU — 936  SS.  Preis  für  das  komplete  dreibftndige  Werk  M.  46.,-— 

Nelson,  J.  H.,  Indian  Usage  and  Judge-made  Law  in  Madras.  London,  Paul, 
Trench  & C®,  1887.  8.  386  pp.  12/ 

11.  Staat«'  und  Verwaltnsgsrecht. 

Buchenberger,  A.,  Das  Verwaltungsrecht  der  Landwirtschaft  und  die  Pflege 
der  Landwirtschaft  im  GroBberzogtum  Baden.  Tauberbischofsheim  1887.  (845  S.) 

Derselbe  Ueber  die  Beziehungen  zwischen  Landwirtschaft  und  Forstwirtschaft  im 
GroBherzogtum  Baden.  Tübingen  1885.  (48  S.) 

Derselbe  Zur  landwirtschaftlichen  Frage  der  Gegenwart.  Leipzig  1887.  (170  S.) 

Der  überaus  rührige  und  begabte  Ministerialrat  im  GroBherzogtum  Baden , welcher 
die  vortrefflichen  Erhebungen  über  die  Lage  der  Landwirtschaft  im  GroBherzogtum  Baden 
1883  geleitet  und  bearbeitet  hat,  sucht  in  den  beiden  letzten  der  oberen  Schriften  die 
Resultate  der  Erhebungen  dem  größeren  Publikum  zugänglich  zu  machen.  Er  zieht  aber 
zugleich  aus  denselben  sehr  bedeutsame  Nutzanwendungen.  In  der  1.  Schrift  sucht  er 
sie  in  ihrer  Wirkung  dadurch  zu  unterstützen,  daB  er  dem  Landwirte  wie  dem  Beamten 
eine  Uebersicbt  über  die  Gesetzgebung  des  GroBberzogtum  Badens  bietet,  sowie  über  die 
staatlichen  und  sonstigen  öffentlichen  Einrichtungen,  welche  die  Landwirtschaft  zu  fördern 
bestimmt  sind,  und  giebt  mit  Hilfe  einiger  Mitarbeiter  angemessene  Erläuterungen  dazu. 
Auch  über  die  Landesgrenze  hinaus  hat  das  letzterwähnte  Werk  eine  Bedeutung , da  in 
Baden  außerordentlich  viel  in  der  erwähnten  Richtung  geschehen  ist  und  das  Studium 
der  badischen  Gesetze  allen  denen  zu  empfehlen  ist,  welche  wissenschaftlich  oder  prak- 
tisch sich  mit  Agrarfragen  zu  beschäftigen  haben.  In  der  2.  Schrift  wird  die  Frage 
untersucht,  ob  in  Baden  eine  Ausdehnung  der  Forsten  oder  eine  Einschränkung  derselben 
im  Interesse  der  Landwirtschaft  zu  begünstigen  ist.  Der  Verfasser  kommt  zu  dem  Re- 
sultate , daB  das  GroBherzogtum  bereits  überreich  mit  Wäldern  versehen  ist,  deshalb 
namentlich  aus  klimatischen  Rücksichten  eine  weitere  Ausdehnung  nicht  wünschenswert, 
sondern  sogar  bedenklich  erscheint.  Die  Rentabilität  der  Aufforstung  landwirtschaftlichen 
Geländes  hält  er  nicht  für  erwiesen , dagegen  befürwortet  er  eine  Erweiterung  der 
Weidefläcbeu  , um  dadurch  die  Viehzucht  im  Lande  mehr  heben  zu  können.  Die  8. 
Schrift  enthält  zwei  bereits  in  den  Schmoller’scben  JalirbUchern  und  den  Schriften  des 
V'creins  für  Sozialpolitik  früher  erschienene  Aufsätze.  Der  erste  faßt  die  praktischen  Er- 
gebnisse der  Erhebungen  Uber  die  Lage  der  Badischen  Landwirtschaft  in  interes-anter 
und  lehrreicher  Weise  zusammen,  der  zweite  betrifft  den  Wucher  in  den  Landgemeinden. 
In  beiden  knüpft  der  Verfasser  an  die  Darstellung  der  Tatsachen  sehr  beachtenswerte 
praktische  Vorschläge.  So  wenig  der  Verfasser  vor  einschneidenden  Maßregeln  zurück- 
scbreckt , wenn  er  sich  wirklich  einen  Erfolg  davon  verspricht,  so  verhält  er  sich  doch 
ablehnend  gegen  jedes  extreme  Vorgehen  mit  sozialistischem  Anstrich.  Die  Kenntnisse 
des  praktischen  Lebens  und  sein  klarer,  nüchterner  Blick  bewahren  ihn  davor. 

Wir  greifen  nur  einen  Punkt  heraus,  es  ist  die  Kredit-  und  Verschnldungsfrage.  Er 
kommt  zu  dem  Resultate,  daß  die  Ueberschätzung  des  Grundwertes  und  die  Ueber- 
scbuldung  die  Hauptursache  der  gegenwärtigen  Krisis  bilden,  während  beides  durch  die 
bisherige  freie  Teilbarkeit  und  gleiche  Vererbung  schädlich  beeinflußt  wird.  Von  dem 
System  der  Höferollen  verspricht  er  sich  nur  geringen  Erfolg,  sondern  befürwortet,  sicher 
mit  Recht,  eine  allgemeine  entsprechende  Reform  des  Intestaterbrechts,  während  er  weiter- 
gehende Beschränkungen  in  einem  Lande  mit  so  verschiedenartigen  Verhältnissen  für 
bedenklich  hält.  Als  eine  Hauptaufgabe  bezeichnet  er  natürlich  die  Organisation  staat- 
licher oder  genossenschaftlicher  Kreditanstalten , er  hofft  durch  sie  ein  Wertkataster  zu 
erlangen , welcher  die  Grundlage  für  Erbteilung  und  Privatkreditoperationen  werden 
würde , um  damit  am  besten  der  bi.sherigen  Wertüberschätzung  entgegenzutreteu.  In- 
dessen müssen  wir  auf  Grund  der  Beobachtungen  in  Norddeutschland  doch  vor  Ueber- 
schätzung dieses  Momentes  warnen,  denn  weder  die  preußische  Grundsteuereinschätzung, 
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noch  die  Taxation  der  Pfandbriefinstitute  und  die  von  diesen  angesetzte  Beleihnngsgrenze 
hat  vor  Ueberscbätznng  und  Ueberschuldung  des  Grundbesitzes  irgend  wie  geschützt. 
Die  Befürwortung  der  Zugrundelegung  des  Ertragwertes  statt  des  Kaufwertes  bei  Erb* 
teilung  kann  sicher  auf  allgemeine  Zustimmung  rechnen,  ebenso  die  der  Einführung  des 
sogenannten  Deckungssystems  im  Gegensatz  zum  Verkaufsystem  bei  Zwangsvollstreckung 
im  Sinne  der  preußischen  Subhastationsordnung  vom  Juli  1883.  Bei  der  günstigen 
Stimmung  der  badischen  V^olksvertretung  kann  man  hoffen,  daß  die  Gesetzgebung  in  dieser 
Weise  bald  Fortschritte  zu  verzeichnen  haben  wird,  über  die  wir  an  dieser  Stelle  stets 
Bericht  erstatten  werden. 

V.  Be  low,  G.,  Die  landstSndischc  Verfassung  in  Jülich  und  Berg  bis  zum  Jahre 
1511.  Eine  verfassungsgeschichtliche  Studie.  Teil  I und  II.  Düsseldorf,  Voß,  1885 
bis  1886.  gr.  8.  84  u.  80  SS.  M.  6. — . (Teil  I:  Die  Vorläufer  der  landständiscben 

Verfassung.  Teil  II : Die  Zeit  des  bergischen  Rechtsbuchs.) 

V.  Kirchen  heim,  A.,  Lehrbuch  des  deutschen  Staatsrecbts.  Stuttgart,  Enke, 
1887.  8.  XVI— 440  SS.  M.  8. — . (A.  u.  d.  T. : Handbibliothek  des  öffentlichen  Rechts, 
hrsg.  von  A.  v.  Kirchenheim,  Band  I.) 

Rosenthal,  E.,  Die  Behördenorgauisation  Kaiser  Ferdinands  I.,  das  Vorbild  der 
Verwaltnngsorganisation  in  den  deutschen  Territorien.  Nach  archivalischen  Quellen. 
Wien,  Gerold’s  Sohn,  1887.  gr.  8.  266  SS.  M.  4 — . 

v.  Schulte,  J.  F.,  Der  Altkatholicismus.  Geschichte  seiner  Entwickelung,  inneren 
Gestaltung  und  rechtlichen  Stellung  in  Deutschland.  Aus  den  Akten  und  andern  authen- 
tischen Quellen  dargestellt.  Gießen , E.  Roth  , 1887.  gr.  8.  VIII — 683  SS.  M.  12. — . 

Trusen,  H.,  Verwaltungsordnung  für  das  kirchliche  Vermögen  in  den  östlichen 
Provinzen  der  preußischen  Landeskirche.  Berlin,  Guttentag,  1887.  8.  IV — 166.  M.  3,60. 

Vorbildung,  die,  zum  höheren  Verwaltungsdienste  in  den  deutschen  Staaten, 
Österreich  und  Frankreich.  Berichte  und  Gutachten  veröffentlicht  vom  Verein  für  Sozial- 
politik. Leipzig,  Duncker  & Humblot,  1887.  8.  VI — 203  SS.  M.  4,40.  (A.  u.  d.  T. ; 

Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik.  Band  XXXIV.) 

Kamarowsky,  L.  (le  comte) , Le  tribunal  international.  Ouvrage  traduit  par 
Serge  de  Westman  et  prös^dö  d’une  introduction  par  J.  Lacoinla.  Paris,  Durand  & 
Pedone-Lauriel , 1887.  8.  XXXIV — 528, pag.  Fr.  8. — . (Table  des  matiöres:  Des 

moyens  de  solution  des  conflits  entre  les  Etats , en  g6n4ral.  — Origines  de  l'idde  d’un 
tribunal  international : Tribunaux  nationaux , destinös  ä devenir  internationaux.  Formes 
du  jugeroent  arbitral.  — D4veloppement, . en  thdorie,  de  l’id^e  d’nn  tribunal  internatio- 
nal. — Principes  fondameutaux  de  rorganisatiou  du  tribunal  international.  — ) 

McPherson,  E.  , A hand-book  of  Politics  for  1886:  being  a record  of  important 
political  action , legislative,  execntive,  and  judicial,  national  and  state,  from  Jnly  31, 
1884  to  July  31,  1886.  Washington,  J.  J.  Chapman,  1886,  gr.  in-8.  cloth.  IV — 
247  pp.  (Contents:  To  prohibit  the  Importation  of  Foreign  Contract  Labor.  — American 
Steamship  Mail  Transportation.  — The  Silver  Cuinage  Question.  — The  Alcoholic  Qne- 
stion.  — Inter-State  Commerce  Bills.  — The  Tariff  Bills  of  1886.  — Supplement  to  the 
Act  to  suppress  Bigamy.  — Supplement  to  the  Anti-Chinese  Acts  of  1882  and  1884.  — 
Votes  on  Labor  Qnestions.  — The  surplns  in  the  Treasury  resolntion.  — etc. 

Report  of  the  Commissioner  of  Police  of  the  metropolis  for  the  year  1886.  Lon- 
don, printed  by  Eyre  & Spottiswoode , 1886.  Folio.  51  pp.  (Parliam.  paper  by  com- 
mand.) 

A 1 e s s i 0 , G.,  Saggio  sul  sistema  tributario  in  Italia  e sni  suoi  effetti  economici  e 
sociali.  Volume  II:  Le  imposte  indirette  e le  tasse.  Torino,  fratelli  Bocca,  1887.  gr.  in-8. 
VII — 1005  pp.  1.  16. — . (Indice:  Premesse  scientifiche  intorno  alle  imposte  sullo  scambio 
della  ricchezza.  — Le  imposte  sullo  scambio  della  riccbezza  in  Italia,  loro  caratteri  ed 
incidenze.  — Misura  e gravitä  delle  imposte  sullo  scambio  della  ricchezza.  — Le  tasse 
snl  trasporto  della  ricchezza.  — Concetti  teorici  intorno  alle  imposte  sul  consumo  della 
ricchezza.  — Caratteri  generali  delle  imposte  sulla  consumazione  della  ricchezza  e snll* 
USO  di  alcuni  beni  in  Italia.  — Caratteri  generali  dei  dazii  di  confine  nel  sistema  tribn- 
tario  italiano.  — Misura  c gravitä  delle  iinposte  sui  consumi  in  relazione  all'indole  dei 
consumi  nazionali  e allo  sviluppo  della  produzione.  — La  privativa  dei  iotto,  le  tasse 
sulle  carte  da  giuoco  e sul  prodotto  dei  teatri.  — II  sistema  delle  tasse  (diritti)  in  Italia. 
— I principii  dei  sistema  tributario  dello  stato.  — II  sistema  tributario  e la  sua  potenza 
finanziaria.  — Caratteri  e difetti  dei  sistema  tributario  dei  poteri  locali.  — ) 
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13.  Statistik. 

Graphische  Darstellung  der  Beförderung  einiger  Prachtartikel  in  den 
Vereiusbezirken  der  Statistik  der  GUterbewegung  auf  deutschen  Eisenbahnen  fUr  das  Jahr 
1885.  Bearbeitet  im  Aufträge  des  Königlich  Preußischen  Ministers  der  öffentlichen  Arbeiten 
von  der  Königlichen  Eisenbahndirektion  zn  Erfurt.  Leipzig  1887. 

Seit  Januar  1883  ist  eine  Statistik  der  GUterbewegung  auf  deutschen  Eisenbahnen 
eingefUhrt,  welche  fÖr  82  Fracbtartikel  die  Mengen  feststellt,  die  auf  den  deutschen  Eisen- 
bahnen innerhalb  des  Landes  und  zwischen  bestimmten  Verkehrsstationen  stattfindet,  worUber 
das  preußische  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten  vierteljährlich  eine  tabellarische 
Uebersicht  veröffentlicht,  Die  Verkehrsbezirke  sind  dem  politischen  Abgrenzungen  an- 
gepaßt. Deutschland  ist  in  36  Bezirke  eingeteilt,  und  aus  dem  umgebenden  Auslande 
sind  noch  15  biuzugezogen.  Da  naturgemäß  die  vierteljährlichen  Tabellen  schwer  zu 
Ubersehen  sind  und  nur  durch  eingehendes  Studium  verwertet  werden  können,  so  ist  es  im 
hoben  Maße  dankenswert , daß  die  königl.  Eisenbahndirektion  zu  Erfurt  hier  eine  be- 
sondere Darstellung  Uber  den  Verkehr  von  fUnf  der  hauptsächlichsten  Artikel  auf  den 
deutschen  Eisenbahnen  vorlegte  und  durch  eine  besondere  Art  graphischer  Darstellung, 
mit  reichlichen  statistischen  Anmerkungen  versehen,  besonders  anschaulich  machte.  Das 
Werk  bezieht  sich  auf  Braunkohlen  , Briquettes  etc.  2.  Steinkohlen  und  daraus  herge- 
stollte Briquettes  und  Koaks,  3-  Weizen  und  Spelz,  4.  Roggen,  5.  Mebl-MUhlenfabrikate 
und  Kleie  zusammengezogen.  Bei  dem  außerordentlich  komplizierten  Verkehr  mochte  es 
namentlich  für  Getreide  unmöglich  sein  durch  Linien  und  Pfeile  den  Bezug  und  Versandt 
Übersichtlich  anzugeben.  Man  bat  deshalb  eine  neue  Art  zur  Anwendung  gebracht,  in- 
dem man  die  Bezirke  mit  Nummern  versah  und  den  Versandt  mit  roter  Farbe  in  Zahlen 
und  Angaben  der  Nummer  des  Bestimmungsortes,  mit  schwarzer  Farbe  die  Einfuhr  unter 
Angabe  der  Nummer  des  Bezugsortes  in  jedem  Bezirk  verzeichnete.  Freilich  ist  es 
dadurch  nicht  ermöglicht , sich  mit  einem  Blicke  zn  orientieren , sondern  es  bedarf  in 
jedem  einzelnen  Falle  der  Fesstellung  der  Bedeutung  der  Nummern  und  der  Vergleichung 
der  Zahlen,  aber  immerhin  erleichtert  es  die  Orientierung  wesentlich.  Wir  denken  auf 
das  äußerst  bedeutsame  Material  dieser  inneren  Verkebrsstatistik  noch  ansnihrlicher  zn- 
rfickzukommen.  J.  C* 

Tallquist,  J.  V.,  Reeberebes  statistiques  sur  la  tendauce  ä une  moindre  fdcouditd 
des  Mariages.  Helsingfors  1886. 

Die  seit  dem  Anfänge  unseres  Jahrhunderts  in  Frankreich  beobachtete  stetige  Abnahme 
der  legitimen  Fruchtbarkeit  — welche  in  den  übrigen  Ländern  Europas  nirgends  in 
solchem  Grade  konstatiert  wurde  — hat  zu  den  verschiedensten  Hypothesen  Anlaß  gegeben, 
ohne  jedoch  genügend  erklärt  worden  zu  sein.  Der  ganz  willkUhrlichen  Annahme  einer 
physischen  Verschlechterung  der  Race,  einer  stetig  fortschreitenden  Lockerung  der  ehelichen 
Moral  entsprechen  die  Tbatsachen  nicht,  nachdem  die  in  Kanada  und  Algier  angesiedelten 
Angehörigen  dieses  Landes  im  Gegenteile  sich  einer  vortreffiiehen  Fortpflanzung  und 
raschen  Vermehrung  erfreuen  und  Ehescheidung  im  Mutterlande  keine  häufigere  Er- 
scheinung ist,  als  sonst  in  zivilisirten  Ländern.  Auch  die  daselbst  Sitte  gewordenen  späten 
Heiraten  sind  keineswegs  geeignet  neben  der  mäßigen  Kindersterblichkeit  den  geringen 
Prozentsatz  der  ehelichen  Geburten,  und  die  Stagnation  der  Vermehrung  hinreichend  zu 
erklären,  und  endlich  können  auch  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  zur  Erklärung  nicht 
berangezugen  werden,  da  sich  trotz  der  wiederholten  nationalen  Kalamitäten,  und  nament- 
lich trotz  des  unglücklichen  deutsch-französischen  Krieges  der  Wohlstand  gehoben , die 
vielen  Milliarden  Kriegskontribntion  verwunden  wurden  , und  Handel  und  Industrie,  wie 
solches  ja  in  den  wiederholten  Weltausstellungen  zutage  getreten  ist,  einen  überraschenden 
Aufschwung  genommen  haben. 

Der  Verfasser  der  wie  oben  betitelten  Studie  versucht  es  nun,  mittels  ans  amtlichen 
Quellen  nnd  der  einschlägigen  Literatur  geschöpfter  statistischer  Belege  den  strikten 
Beweis  zn  führen , daß  die  Abnahme  der  Fruchtbarkeit , obgleich  nicht  in  demselben 
Grade,  wie  in  Frankreich,  auch  in  dem  übrigen  zivilisierten  Europa  seit  der  Mitte  dieses 
Jahrbundertes  ein  unbestreitbares  Faktum  sei  mit  der  einzigen  Ausnahme  Deutschlands, 
woselbst  noch  im  letzten  Dezennium  das  Gegenteil  konstatiert  wurde.  Er  meint  nun, 
der  von  Bertillon  zuerst  ausgesprochenen  Ansicht  gemäß,  daß  hier  ein  psychologisches 
Moment  vorliege ; daß  die  Zivilisation  — im  Gegensätze  zu  der  gedankenlosen  Propa- 
gationsweise roher  Völker,  welche  ihrem  tierischen  Instinkte  blindlings  gehorchen  — ein 
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vernünftiges  Maßhalten , eine  Abstinenz  im  Gefolge  habe , welche  sich  in  Dingen  des 
ehelichen  Zusammenlebens  ebenso  manifestieren , wie  im  Haushalte  intelligenter  Leute 
überhaupt.  Als  Maßstab  dieser  Art  von  Lebensklugheit  und  Vorsicht  benutzt  der  Ver- 
fasser die  Zahl  der  Einlagen  in  den  Sparkassen,  die  Inanspruchnahme  der  wechselseitigen 
Hilfskassen , der  Versicherungspolizen  u.  s.  w.  in  den  verschiedenen  Ländern , und  es 
stellt  sich  in  unzweideutigster  Weise  aus  den  angeführten  Zahlenreihen  die  Thatsache 
heraus,  daß  die  Fruchtbarkeit  der  Familien  überall  im  geraden  Verhältnisse  zu  der  an 
jenen  Instituten  teilnehmenden  Quote  der  Bevölkerung  stehe:  je  grösser  die  Zahl  der 
Einlagen , desto  schwächer  ist  die  Oebnrtshänilgkeit  und  umgekehrt , und  obgleich 
minder  konstant  — je  mehr  Einlagen,  desto  späterer  Zeitpunkt  der  ge- 
schlossenen Ehen , desto  höher  das  Alter  des  angehenden  Ehepaares.  In  Frankreich 
allerdings  kommt  der  psychologische  Faktor  der  freiwilligen  Abstinenz,  beim  Vergleiche 
des  Zeitpunktes  der  Heiraten  mit  der  Zahl  der  Sparkasseneinlagen  und  derglwehen  nicht 
sum  Ausdrucke.  Im  Gegenteile  stehen  diese  beiden  Größen  zu  einander  scheinbar  im 
umgekehrten  Verhältnisse,  wie  die  Tabelle  No.  13  S.  34  zeigt.  Allein  in  diesem  reichen 
und  hochindustriösen  Lande  ist  für  den  Zeitpunkt  der  einzugehenden  Ehe  die  Wohl- 
habenheit ein  mächtiger,  den  obengedachten  neutralisirender  Faktor.  Die  Kapitalien 
werden  vorzugsweise  in  Staats-  und  Industriepapieren  angelegt;  die  Sparka.ssen  stehen 
in  dieser  Beziehung  in  zweiter  Keihe  — hingegen  äußert  sich  der  Unterschied  der  ver- 
schiedenen Departements  untereinander  bezüglich  der  legitimen  Fruchtbarkeit  je  nach 
dem  Grade  der  Beteiligung  an  den  Spar-  und  Versicherungsanstalten  laut  Tabelle 
No.  27  S.  62  in  markantester  Weise:  die  Zahl  der  Sparbücher  eines  Terri- 
toriums steht  mit  der  Fruchtbarkeit  der  Ehen  im  umgekehrten  Verhältnisse,  gerade 
so,  wie  dies  auch  in  andern  Ländern  der  Fall  ist  n.  z auch  dann,  wenn  auf  die  nume- 
rische Verteilung  drr  Sparkassen  nach  Q Kilometern  Bedacht  genommen  wird.  Tab.  28. 

In  welch’  hohem  Maße  die  Gebnrtshäufigkeit  durch  die  Wohlhabenheit  der  Bevöl- 
kerung beeinträchtigt  werde,  illustriert  Verfasser  durch  die  Tabelle  No.  76  8.  90,  woselbst 
der  Fleischkonsum  in  den  größeren  Städten  Frankreichs  mit  der  relativen  ehelichen  Ge- 
burtenzahl verglichen  wird  und  ebenfalls  ein  umgekehrtes  Verhältnis  sich  herausstellt. 

Da  nun  zwei  Faktoren,  nämlich  hochgradige  Zivilisation  und  allgemeiner  Wohlstand 
in  Frankreich  Zusammenwirken,  so  erklärt  sich  die  ausnahmsweise  geringe  Zunahme  der 
Bevölkerung  in  diesem  Lande  in  ungezwungener  Weise. 

Verfasser  zieht  aus  den  vorausgeschickten  Betrachtungen , welche  durch  eine  Fülle 
statistischen  Materials  gestützt  werden , entgegen  der  Ansicht  von  Oettingen,  daß  die 
eheliche  Enthaltsamkeit  bezüglich  des  Maßes  der  ehelichen  Fruchtbarkeit  keine  Kolle 
spiele , die  Schlußfolgerung , daß  sich  deren  Wirkung  in  beiden  genannten  Richtungen, 
nämlich  bezüglich  des  höheren  Alters  der  Ehelente  und  bezüglich  der  zifTermäfiig  und 
stetig  abnehmenden  Geburtshäufigkeit  in  den  meisten  Ländern  Europas  nachweisen  lasse, 
selbst  in  Deutschland , wo  zwar  die  eheliche  Fruchtbarkeit  in  der  letzten  Zeit  eher  zn- 
genommen  hat,  sich  aber  gleichwohl  zwischen  den  einzelnen  Provinzen  nach  der  Häufig- 
keit der  Sparbücher  das  besagte  proportionale  Verhalten  der  Fortpfianzung  richte. 
Diese  Erungenschadt  der  Zivilisation  — meint  Verfasser  — wird  der  üebervölkerung 
einen  Damm  entgegensetzen , und  wenn  einmal  auch  die  unteren , ärmeren  Schichten 
von  den  modernen  Ideen  durchdrungen  sein  werden , müsse  das  Proletariat  sehr  einge- 
schränkt werden,  dafür  werde  aber  die  durch  die  freiwillige  Abstinenz  herabgesetzte  Frucht- 
barkeit in  einer  den  verbesserten  hygienischen  Einrichtungen  entsprechend  schwächere 
Mortalität  des  Kindesalters  ihr  Gegenwicht  finden. 

Verfasser  ist  übrigens  weit  entfernt,  unter  ehelicher  Enthaltsamkeit  die  von  Otto 
Zacharias*),  und  den  Aposteln  der  anticonzeptionellen  Methode,  auf  welche  es  wohl  auch 
.schon  Malthus  teilweise  abgesehen  hat , zu  verstehen , wie  der  geehrte  Leser  aus  dem 
letzten  Kapitel  der  Abhandlung  selbst  ersehen  kann. 

Ohne  den  Einfiuß  des  Bildungsgrades  gänzlich  läugnen  zu  wollen,  wird  gleichwohl 
nicht  in  Abrede  gestellt  werden  können,  daß  auch  die  späteren  Eheschliefiungen  der  be- 
treffenden Bezirke  auf  die  Häufigkeit  nicht  nur  der  ehelichen  Geburten , sondern  auch 
der  Conzeptionen  insofern  abschwächend  wirken , als  die  im  reiferen  Alter  stehenden 
Gatten  — nicht  wie  Verfasser  sich  fast  scherzhaft  ausdrUckt  — sich  zu  beeilen  acheinen, 
um  das  Versäumte  nachzuholen , sondern  im  Gegenteile  schon  aus  Rücksicht  für  die 
Vollendung  der  Erziehung  ihrer  Kinder  während  ihres  eigenen  Lebens  und  Erwerbs- 
fäbigkeit  ein  ruhigeres  Tempo  in  der  Erfüllung  ihrer  ehelichen  Pflichten  einhalten  werden. 
Zwar  schließt  Verfasser  aus  einer  Vergleichung  der  vor  und  nach  dem  25.  Leben^ahre 

1)  Die  Bevölkerungsfrage  von  O.  Zacharias.  Jena  1883. 
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verheirateten  Frauen,  dafi  die  Conzeptionsfihigkeit  letzterer  eine  größere  sei ; doch  würde, 
um  diesen  Beweis  gelten  zu  lassen,  als  Gegenprobe  auch  ein  Vergleich  zwischen  früheren 
und  späteren  Heiraten  der  Männer  erforderlich  gewesen  sein.  Zwischen  dem  26 — 36 
Lebensjahre  der  Frauen  ist  allerdings  die  Produktivität  die  höchste:  zu  alt  und  zu 
jung  sind  aber  störende  Faktoren , und  kommt  es  eben  darauf  an,  ob  unter  den  ver- 
glichenen Ehen  mehr  oder  weniger  Frauen  jenes  hochproduktive  Alter  Überschritten  haben  ; 
auch  ist  nicht  zu  vergessen,  dafi  die  schwächere  Sterblichkeit  im  zartesten  Alter  unter  den  ln 
einem  späteren,  dem  besten  Alter  der  Frauen  erzeugten  Kindern  auch  stets  eine  geringere 
Oebnrtafrequenz  zur  Folge  habe.  Zum  vollen  Beweise  seiner  sehr  geistreich  durebgeführten 
These  hätte  Verfasser  jedenfalls  nicht  nur  die  relativen  Zahlen  der  Bezirke,  sondern 
Letztere  namentlich anfOhren  müssen,  um  auch  das  Verhalten  der  frühzeitigen  Heiraten 
zur  Fruchtbarkeit  klar  zu  stellen.  Prof.  Dr.  B.  Nagel. 

Bücher,  K.,  Die  Bevölkerung  von  Frankfurt  a.  M.  im  14.  u.  16.  Jahrhundert. 
Sozialstatistische  Studien.  I.  Bd.  Tübingen,  Laupp.  1886. 

ln  neuerer  Zeit  ist  bei  uns  mit  g^otkm  Eifer,  namentlich  von  seiten  volkswirtschaft- 
licher Schriftsteller  daran  gegangen  worden , die  OröBe  der  Bevölkerung  hervorragender 
Städte  im  Mittelalter  zu  untersuchen.  Einen  Überblick  Über  das,  was  darin  geleistet 
worden  ist,  hat  kürzlich  Th.  von  Inama- Sternegg  in  seinem  vortrefflich  orientierenden 
Aufsatz  Uber  „Die  Quellen  der  historischen  Bevölkerungs- Statistik**  im  XII.  Jahrgang 
(1886)  Heft  7 der  Wiener  „Statistischen  Monatsschrift**  gegeben.  Dieser  Aufsatz  und  das 
Buch  von  Jastrow  „Die  Volkszahl  deutscher  Städte  zu  Ende  des  Mittelalters  und  zu  Be- 
ginn der  Neuzeit,  ein  Überblick  über  Stand  und  Mittel  der  Forschung**  (Berlin.  Gärtner. 
1886),  Uberheben  uns  der  nicht  eben  dankbaren  Mühe,  den  beim  EmporblUhen  dieser 
Untersuchungen  zum  Ausdruck  gelangten  Meinungs -Verschiedenheiten  Uber  die  beste 
Methode  derselben  zu  gedenken  und  eine  selbständige  Darstellung  des  gegenwärtigen 
Standes  dieser  Forschungen  zu  versuchen. 

Die  reifste  Frucht  der  letztem  liegt  in  dem  obengenannten  Werke  von  Bücher  über 
Frankfurt  a.  Main  vor.  Dasselbe  konnte  von  Inama  - Steraegg  und  Jastrow  noch  nicht 
voll  berücksichtigt  werden,  weil  beim  Erscheinen  von  deren  Veröffentlichungen  nur  ein 
Stück  der  Arbeit  in  der  Tübinger  Zeitschrift,  zum  Teil  in  andrer  Form,  bereits  zum  Ab- 
druck gekommen  war. 

Das  Buch  giebt  sich  als  erster  Teil  eines  zweibändigen  Werks,  ist  indes  ein  völlig 
in  sich  abgeschlossenes  Ganzes  und  es  ist  durchaus  nicht  nötig,  auf  den  zweiten  Teil  zu 
warten , um  es  voll  zu  würdigen.  Der  vorliegende  bringt  nämlich  die  vollständige  Be- 
schreibung des  Standes  der  Bevölkerung,  sowie  ihrer  Gliederung  nach  Beruf  und  Herkunft. 

Referent  ist  der  Ansicht,  daß  Nationalökonomen  und  Statistiker  auf  die  „historische** 
Statistik  nicht  viel  Arbeit  verwenden  sollten , weil  diese  in  der  Erforschung  des  Volks- 
lebens der  Gegenwart  fruchtbringender  angewendet  werden  kann,  wo  ja  noch  so  viele 
Aufgaben  vorliegen,  deren  Lösung  dringender  ist.  Wenn  indessen  die  Sache  mit  so  viel 
Energie,  Geist  und  kritischem  Urteil  angefait  wird,  wie  es  hier  durch  Bücher  geschehen 
ist,  so  muB  man  sich  diese  Abschweifung  eines  Nationalökonomen  in  das  Mittelalter  schon 
gefallen  lassen. 

Die  nächste  Aufgabe , welche  sich  B.  stellt , ist  die  Ermittelung  der  Einwohnerzahl 
von  Frankfurt  a.  M.  für  irgend  ein  Jahr  des  Mittelalters,  aus  welchem  brauchbare  Nach- 
weise vorliegen.  Seine  Quellen  sind  „BUrgerverzeichnisse**  (aus  den  Jahren  1387  und 
1440)  und  „BürgerbUcher"  (aus  den  Jahren  1311  bis  1600).  Als  die  sicherste  Quelle 
für  diesen  Zweck  erwies  sich  das  Bürgervorzeichnis  von  1440.  Aus  ihm  ergiebt  sich, 
dafi  die  gesamte  Einwohnerzahl  von  F'rankfurt  a.  M.  in  diesem  Jahre  höchstens  9000 
betragen  hat.  Bei  der  sehr  umsichtigen  Benutzung  des  Materials  ist  nicht  daran  zu 
zweifeln,  dafi  diese  Berechnung  annähernd  das  Richtige  trifft,  aber  selbst  wenn  man  die 
Fehlergrenze  sehr  weit  zieht . so  ist  doch  auch  hier  wieder  erwiesen,  dafi  wir  unsre  für 
die  Jetztzeit  geltende  Vorstellung  von  der  Einwohnerzahl  einer  Stadt,  der  wir  wirtschaft- 
liche Bedeutung  zuerkennen,  keineswegs  auf  das  Mittelalter  übertragen  dürfen.  Wir  trauen 
heutzutage  einer  Stadt  von  so  geringem  Umfange , wie  sie  Frankfurt  nach  obigem  im 
Jahre  1440  hatte,  nicht  den  wirtschaftlichen  Einflufi  zu,  den  sie  doch  erwiesenermaßen 
damals  übte.  Eben  so  fern  liegt  es  uns,  anzunehmen,  dafi  — wie  andre  Forschungen 
ergeben  haben  — Nürnberg  um  dieselbe  Zeit  nur  etwa  20  000,  Strafiburg  16  000,  Basel 
16  000  Einwohner  hatten,  weil  diese  damals  die  Rolle  von  Qrofistädtou  spielten;  wir 
denken  dabei  an  weit  bedeutendere  Einwohnermengen. 
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Bücher  bat  jenes  Ergebnis,  wie  gesagt,  aus  einem  Bürgerveraeicbnis  gefunden,  welches 
mit  hoher  Wahrscheinlichkeit  die  sämtlichen  im  Herbste  1440  in  Frankfurt  ansässigen 
männlichen  Einwohner  im  Alter  von  mehr  als  14  Jahren  aufzMhIt;  das  waren  2106.  Zu 
diesen  ist  dann  die  übrige  Bevölkerung  nach  verschiedenen  Methoden , die  zu  annähernd 
gleichen  Zahlen  führen,  berechnet.  Wenn  man  Büchers  Ansicht  über  die  Richtigkeit  jener 
dem  Verzeichnisse  entnommenen  Grundzahl  teilt,  so  kann  man  auch  diese  Berechnungen 
anerkennen ; ob  sie  nun  hO*’/^  von  der  Wirklichkeit  abweichen , ist  höchst  gleichgültig. 
Es  kommt  ja  nur  darauf  an,  in  welche  GröBenkategorie  von  Orten  das  mittelalterliche 
Frankfurt  einzureihen  sei.  Praktische  Zwecke,  wie  wir  sie  heut  mit  den  Ermittelungen 
der  Einwohnerzahlen  verbinden  und  die  uns  dabei  zur  Genauigkeit  nötigen , kommen  ja 
dort  nicht  in  Betracht,  und  es  wäre  wirklich  rein  verlorene  Arbeit,  die  man  darauf  ver- 
wenden würde,  der  Wirklichkeit  näher  zu  kommen,  als  für  jenen  wissenschaftlichen  Zweck 
erforderlich  ist 

B.  bleibt  aber  bei  Untersuchungen  Uber  die  Volkszahl  keineswegs  stehen,  sondern 
erforscht  ebenso  sorgfältig  die  Gliederung  der  Bevölkerung  nach  dem  Beruf.  Er  weist 
für  1440:  229  Berufsarten  nach.  Die  Bevölkerung  von  Frankfurt  setzte  sich  damals 
wesentlich  anders  zusammen  als  die  heutige.  Bücher  macht  seine  Einteilung  auf  Grund 
der  Zählung  von  1800  selbständig  Erwerbenden.  Die  neueste  Berufsstatistik,  welche 
442  Jahre  später  aufgenommen  ist,  zählte  18  948  selbständig  Erwerbende  in  derselben 
Stadt.  Nach  großen  Gruppen  stellt  sich  die  Rechnung  für  1440  und  für  1888  so;  es 
kamen  von  den  selbständig  Erwerbenden 


auf  im 

Jahre  1440 

1882 

Industrie 

58,3 

24,0 

Landwirtschaft,  Gärtnerei  etc. 

18,3 

2,7 

Handel,  Verkehr,  Gastwirtsohaft 

12,8 

26,0 

Zusammen 

89,4 

52,7 

Der  Rest  von 

11,6 

46,3 

kommt  also  auf  öffentlichen  Zivil-  und  Militär  - Dienst , liberale  Bemfsarten,  Lohnarbeit 
unbestimmter  Art,  Berufslose. 

1440  war  Frankfurt,  wie  wir  sahen,  eine  Stadt  von  etwa  9000  Einwohnern,  1882 
hatte  es  etwa  140  000.  Orte  von  jener  Einwohnerzahl  bezeichnen  wir  als  Kleinstädte, 
und  in  ihnen  wird  wohl  auch  heu^  die  Zusammensetzung  der  Bevölkerung  nach  dem 
Boruf  eine  ähnliche  sein  wie  die , welche  für  das  Frankfurt  von  1440  aus  den  obigen 
Zahlen  hervorgebt.  Insbesondere  ist  die  starke  Vertretung  der  Landwirtschaft  in  einer 
so  kleinen  Stadt  nichts  Auffallendes.  Daß  der  Handel  etc.  damals  gegen  jetzt  verhältnis- 
mäßig schwach  vertreten  war,  obgleich  Frankfurt  als  Handelsstadt  Bedeutung  hatte,  ist 
gleichfalls  nicht  auffallend.  Wir  können  ja  mit  eignen  Augen  sehen,  wie  sich  zwischen 
Produzenten  und  Konsumenten  immer  mehr  „verteilende“  Gewerbe  einschieben.  Für  die 
Bedeutung  des  Handels  ist  ohnehin  die  Zahl  der  darin  beschäftigten  Personen  ein  beson- 
ders unsicherer  Maßstab,  da  sehr  große  und  sehr  geringe  Werte  durch  die  gleiche  Per- 
sonenzahl umgesetzt  werden  können. 

Aus  der  Kleinheit  der  Stadt  und  der  Zusammensetzung  ihrer  Bevölkerung  ergiebt 
sich  nun  schon , daß  dieselbe  keineswegs  nach  der  Art  einer  modernen  Großstadt  einen 
dem  umgebenden  Lande  gegenüber  abgeschlo.ssenen  Interessenkreis  bildete;  vielmehr  ging 
Stadt  und  Land  mehr  ineinander  über,  als  es  heutzutage  der  Fall  ist,  wo  der  Großstädter 
den  Bauern  für  ein  Geschöpf  einer  ganz  anderen  Welt  hält  und  Roggen  nicht  von 
Sonnenblumen  unterscheiden  kann.  Die  Verbindung  von  Stadt  und  Land  war  aber  auch 
rechtlich  eine  andre  wie  heut.  Die  Stadtbevölkerung  war  mit  dem  Weichbilde  der 
mittelalterlichen  Stadt  nicht  abgeschlossen;  durch  das  Pfahlbürger-  und  Ansbürgertum, 
durch  die  Leibeignen  und  sonstige  Sebutzverwandte , die  außerhalb  der  Stadt  wohnten, 
waren  Stadt  und  Land  verbunden. 

Nicht  minder  eingehend  wie  über  diese  Dinge  sind  Büchers  Untersuchungen  über  die 
Herkunft  der  nach  Frankfurt  Zuziehenden,  die  vorzugsweise  ans  Norddentschland  ge- 
kommen zu  sein  scheinen.  Der  Geistlichkeit,  den  Juden,  der  fluktuierenden  Bevölkernng. 
der  Bevölkerung  der  umliegenden  Dörfer  sind  besondere  Kapitel  gewidmet.  Überall  ist 
das  mühsam  beschafito  Material  mit  größter  Sorgfalt  ausgenutzt,  so  daß  man  sich  wundem 
muß,  wie  B.  so  viel  daraus  machen  und  Interessantes  zeigen  konnte. 

Ein  Thema,  an  welches  man  bei  der  Geschichte  Frankfurts  sofort  denkt,  die  Frank- 
furter Messe,  ist  in  diese  Untersuchungen  über  die  Zusammensetzung  der  Bevölkerung 
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dadurch  einbezogeii , daB  die  Herkunft  der  die  Märkte  und  Messen  Besuchenden  erörtert 
wird.  Übrigens  fallt  die  Blütezeit  der  Messe,  deren  früheste  Erwähnung  in  das  Jahr  1240 
fällt,  erst  in  das  16.  Jahrhundert. 

Kenner  der  Frankfurter  Geschichte  mögen  ergründen,  ob  sie  mit  Büchers  Auffassungen 
sich  überall  einverstanden  erklären  können ; Referent  kann  für  Büchers  Art  der  Forschung 
nur  aufrichtige  Anerkennung  äuiiern.  Was  ihm  nicht  zusagt,  das  ist  die  Anordnung  des 
Stoffs  und  die  Stärke  des  Buchs.  Wenn  die  Art  der  geschichtlichen  Quellen  weniger  in 
den  Vordergrund  geschoben  worden  wäre , hätte  sich  vielleicht  größere  Übersichtlichkeit 
erzielen  lassen ; und  wenn  weniger  Rohmaterial  mitgeteilt  worden  wäre , hätte  das  wohl 
nichts  geschadet  Indessen,  das  ist  Geschmackssache  und  in  anbetracht  der  groBen  Arbeit, 
die  in  dem  Buche  liegt,  kann  man  nicht  verlangen,  daB  B.  auch  noch  die  auf  sich  nahm, 
ein  dünneres  Buch  zu  schreiben  und  dann  noch  des  Vorwurfs  gew’ärtig  zu  sein , daB  er 
nicht,  wie  andre  Leute,  ein  dickes  Buch  geschrieben  habe.  H.  v.  Scheel. 

Allgemeines. 

Statistique  internationale.  Navigation  maritime:  III.  Ouvrage  rddig4  par  A.  N. 
Kiaer.  Publid  par  le  Bureau  central  de  statistique  du  royaume  de  Norvdge.  Uhristiania, 
Aschehoug  & C®,  1887.  Boy.  in-4.  XXIX — 8Ö  pag.  (Contenant : Jaugeage  des  navires. 
Renseignements  compicmentaires.  — Les  marines  marchandes,  1880 — 1886.) 

Deutsche  s Reich. 

Darstellung,  graphische,  der  Beförderung  einiger  hVachtartikel  in  den  Verkebrs- 
bezirken  der  Statistik  der  Güterbewegung  auf  deutschen  Eisenbahnen  für  das  Jahr  1885. 
Bearbeitet  im  Aufträge  des  kgl.  preuB.  Ministers  für  öffentliche  Arbeiten  von  der  kgl. 
Eisenbahndirektion  zu  Erfurt.  Leipzig,  Brockhaus,  1887.  6 Blatt  mit  erläuterndem  Text 
in  größt.  Imp. -Folio. 

E rge  b n i B,  das,  der  Volkszählung  vom  1.  Dezember  1885  im  GroBherzogtum  Sachsen. 
Weimar,  im  Herzogtum  Sachsen-Altenburg  nnd  in  den  Fürstentümern  Schwarzburg-Son- 
dershansen,  Sebwarzburg- Rudolstadt,  ReuB  Älterer  Linie  und  ReuB  Jüngerer  Linie.  Hrsg, 
vom  statistischen  Bureau  vereinigter  Thüringischer  Staaten  zu  Weimar.  Weimar , Hof- 
buchdruckerei 1887.  4.  145  SS. 

Ergebnisse,  die,  der  Volkszählung  vom  1.  Dezember  1885  in  der  Stadt  Leipzig. 
Bearbeitet  im  statistischen  Amt  der  Stadt  Leipzig.  Teil  I.  Leipzig,  Dnncker  & Humblot, 

1886.  Roy.-8.  61  SS.  (Sonderabdruok  aus  dem  städtischen  Verwaltungsbericht  für 

1885.) 

Ergebnisse  der  Zivil-  und  Strafrechtspflege  und  Bevölkerungsstand  der  Gorichts- 
gefängnisse  und  Strafanstalten  des  Königreichs  Bayern  im  Jahre  1885.  München,  Kaiser, 

1887.  4.  XXXVI -89  SS.  M.  3. — 

Gemeindelezikon  für  die  Provinz  Hannover.  Auf  Grund  der  Materialien  der 
Volkszählung  vom  1.  Dezember  1885  und  anderer  amtlicher  Quellen  bearbeitet  vom  kgl, 
statistischen  Büreau.  Berlin,  Verlag  d.  k.  statist  B. , 1887.  gr.  8.  VIII— 315  SS. 
M.  4,40.  (A.  u.  d.  T. : Gemeindelexikon  für  das  Königreich  Preußen,  Band  IX.) 

Jahrbuch  für  bremische  Statistik.  Herausgegeben  vom  Büreau  für  bremische 
Statistik.  Jahrgang  1886:  Zur  Statistik  des  Schiffs-  und  Warenverkehrs  im  Jahre  1886. 
Bremen,  G.  A.  v.  Halem,  1887.  gr.  8.  cart.  X — 267  SS. 

Mitteilungen,  statistische,  über  das  GroBherzogtum  Baden.  Jahrg.  1886.  Nr.  6 : 
Die  landwirtschaftlichen  Anbauflächen  nnd  die  Ernte  des  Jahres  1885.  — Jahrg.  1887. 
Nr.  1:  Die  endgiltigen  Ergebnisse  der  Volkszählung  vom  1.  Dezember  1885.  Karlsruhe, 
Braun,  gr.  8. 

PreuBisebe  Statistik.  Hrsg,  vom  kgl.  statistischen  Büreau  in  Berlin.  LXXXVII. 
Heft:  Die  Sterblichkeit  nach  Todesursachen  nnd  Altersklassen  der  Gestorbenen  sowie  die 
Selbstmorde  und  Verunglückungen  im  preuB.  Staat  während  des  Jahres  1884.  Berlin, 
Verlag  des  kgl.  sUtist.  Büreaus,  1887.  Roy.  in-4.  XIII— 187  SS.  M.  6,20. 

Statistik  der  Güterbewegung  auf  deutschen  Eisenbahnen,  nach  Verkebrsbezirken 
geordnet.  Band  XIX,  Jahrgang  IV  (1886)  3*  Quartal.  Berlin,  Heymanns  Verlag,  1887. 
Folio.  863  SS. 

Statistik  der  zum  Ressort  des  königl.  preuBischen  Ministeriums  des  Innern  gehö- 
renden Straf-  und  Gefangenanstalten  pro  1.  April  1885/86.  Berlin,  Druck  von  A.  Haack, 
1887.  folio.  rV— 349  SS. 
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Verwaltungsbericht  des  Rates  der  Stadt  Leipzig  ffir  das  Jabr  1885.  Leipzig, 
& Humblot,  1887.  Roy.  in-8.  geb.  IV — 627  SS. 

Frankreich. 

C li  e y s s 0 n , E. , Le  recensement  des  professions,  rapport  prdsenU  au  conseil  supd- 
rieür  de  statistique  dans  sa  sdance  du  19  janvier  1887.  Paris,  imprim.  nationale,  1887. 
8.  23  pag.  (Extrait  du  compte  reudu  des  travaux  du  Conseil  snperieur  de  statistique, 

Session  1886 — 1887.) 

de  PoTille,  A.,  La  France  dconomiqne.  Statistique  raisonuee  et  comparative. 
Anude  1887.  Paris,  A.  Colin  , 1887.  8.  toile.  VllI — 492  pag.  fr.  6. — . (Table  des 
cliapitres:  Territoire  et  superficie.  — Population.  — Propridtd.  — Agriculture.  — Cdrdales. 

— Cultures  diverses.  — Animaux  de  ferme  et  de  boucherie.  — Vin,  cidre,  bifcre  et 
alcool.  — Forets.  — Industrie.  — Mines  et  mdtallurgie.  — Industries  textiles.  — Com- 
merce iiitdrienr.  — Commerce  extdrieur.  — Transports  intdrieurs.  — Navigation  mari- 
time. — Postes  et  tdldgraphes.  — Monnaie.  — Credit,  banques,  caisses  d’dpargne,  monts- 
de-pidtd,  assurances.  — Finances  publiques.  — Budget  de  l’^tat.  — Revenus  publics.  — 
Revenus  fiscaux  de  l’Etat  — Revenus  mixtes  et  revenus  domanianx.  — Finances  locales. 

— Dette  publique.  — lUchesse  publique.  — France  coloniale.  — Appendice:  Recense- 
meut  de  1886.  — ) 

Statistique  du  port  de  Marseille  1887.  (15e  Annde.)  Marseille,  Barlatier- 

Peissat,  1887.  in-4.  58  pag.  et  planche. 

England. 

Emigration  and  Immigration.  Copy  of  Statistical  tables  relating  to-from  and 
into  the  United  Kingdom  in  tbe  year  1886,  etc.  London,  printed  by  Hansard  & Son, 
1887.  folio.  30  pp.  /0,4. 

Report,  XXII.  detailed  annual,  of  the  Registrar-General  (Ireland)  containing  a 
general  abstract  of  tbe  numbers  of  Harriages , Births , and  Deatbs  registered  in  Ireland 
dnring  tbe  year  1885.  Dublin,  printed  by  Tbom  & C^  , 1886.  Folio.  IV — 165  pp. 
1/.9.  (Contents;  Population,  Marriages , Births,  Deaths , and  Emigration  in  1885  and 
ten  previous  years.  — Emigration  from  Ireland.  — Estimated  Population  of  Ireland  in 
each  of  the  years  1801 — 85.  — etc) 

T a b 1 e s , Statistical , relating  to  the  Colonial  and  other  possessions  of  the  United 
Kingdom,  part  XVll:  1879,  80  — 81.  London,  printed  by  Eyre  & Spottiswoode , 1885. 
Folio.  X — 680  pp.  6/8.  Parliam.  paper  by  command.  (Contents:  Straits  Settlements.  — 
Ceylon.  — Mauritius.  — Labuan.  — Hong  Kong.  — Australasia.  — Falkland  Islands. 

— Natal.  — Cape  of  Qood  Hope.  — St.  Helena.  — Lagos.  — Gold  Coast.  — Sierra 
Leone.  — Gambia.  — North  American  Colonies.  — Bermuda.  — Honduras.  — West 
Indies.  — British  Guiana.  — Gibraltar.  — Malta.  — Cyprus.  — ) 

Österreich-Ungarn. 

T.  B r a c h e 1 1 i , H.  F.,  Statistische  Skizzen  der  europäischen  und  amerikanischen 
Staaten  nebst  den  auswärtigen  Besitzungen  der  ersteren.  1.  Abteilung:  (Statistische  Skizze 
der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  nebst  den  okkupierten  Ländern  Bosnien  und 
Herzegowina,  etc  ) 11.  verb.  Auflage.  Leipzig,  Hinriebs,  1887.  gr.  8.  60  SS.  M.  1,50. 

Jahrbuch,  statistisches,  der  evangelischen  Landeskirche,  Augsburger  Bekennt- 
nisses in  Siebenbürgen.  Jahrgang  VI.  Hr.sg.  vom  Landeskonsistorium.  Hermannstadt, 
F.  Michaelis,  1885.  gr.  Lex.-8.  XIX — 126  SS.  M.  3. — . 

Sedlaczek,  St.,  Die  k.  k.  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien.  Ergebnisse  der 
Volkszählung  vom  31.  Dezember  1880.  Teil  111:  Berufsverhältnisse.  Wien,  Verlag  des 
Wiener  Magistrates,  1887.  gr.  Lex.-8.  VII -322  SS.  und  7 graphische  Darstellungen. 

Statystyka  miasta  Krakows,  zestawiona  przez  Binro  statystyczne  miejskie  pod 
kicrunkiem  i redakeya  (Prof.)  J.  Kleczynskiego.  Zeszyt  I.  Krakow',  Universitätsdruckerei, 
1887.  gr.  8.  VI — 121  pp.  (Statistik  der  Stadt  Krakau,  hrsg.  vom  städtischen  stati- 
stischen Büreau  unter  der  Direktion  des  (Prof.)  J.  Kleczynski.  Heft  1.  Enthaltend: 
BevÖlkerungs-,  Hausstands-,  Berufs-,  Nationalitäts-,  Religions-Unterrichtsstatistik  etc.) 

Ital  ien. 

Annuario  statistico  italiano.  Anno  1886.  Roma,  tipogr.  Botta,  1887.  Roy.  iu-8. 
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CCLXXXV — llOS  pp.  1.  6. — . (Pubblicazione  del  Ministeru  di  agricollura,  iudustria  e 
comraercio.  Indice:  Topografia  e idrograöa.  — Popotazione.  — Statistica  sanitaria.  — 
Istruziune.  — Statistica  della  stampa.  — Sutistica  industriale.  — ürevetti  d’iuveuzioue. 
— Culti.  — ätatistlca  elettorale.  — Marina  mercanlile.  — Commercio  coU’  estero.  — 
Lavori  pubblici.  — Esercito.  — Marina  militare.  — Finauzo  dello  stato.  — Moneta  e 
credito.  Debito  ipotecario  fruttifero  iscritto  sulla  propriutk  fondiaria.  — Giustizia.  — 
Carceri.  — Agricoltnra.  — Produzione  mineraria.  — beneficenza  ed  assistenza  pubblica 
e societk  di  mutuo  soccorso.  — Possesso  coloniale.  — Prezzi  di  alcune  generi  alimen- 
tari.  — Valori  di  alcune  merci  stabiliti  per  le  statisUobe  doganali.  — ) 

Dänemark. 

Danmarks  Statistik.  Statistisk  Tabolvcrk,  IV’.  R»kke,  Litra  A.  N**  5:  Vielser, 
Fodsler  og  Dodsfald  i Aarene  1880— 18S4.  KJebeubavn,  Bianco  Luno,  1886.  4.  XXIV — 
Ü96  pp.  (Statistik  der  Trauungen,  Geburten  und  Sterbeiälle  im  Königreich  Dänemark 
in  den  Jahren  1880 — 1884.  Ursg.  vom  dänischen  statistischen  Büreau  in  Kopenhagen.) 

Danmarks  Statistik.  Statistik  Tabelvan-k , IV.  Utckke , litra  D K''  9,  b:  Konge- 
riget  Vare-lndforsel  og  Udforsel  samt  den  indenlandske  Frembringelse  af  Brteudevin 
og  Koesukker  i Aaret  1886.  KJtibenbavn  , Gyldendal,  1887.  4.  CiV — 206  pp.  (Ein- 

und  Ausfuhr,  Branntwein-  und  Zuckerrübenproduktiou  Dänemarks  im  Jahr  1886.) 

Belgien  und  Holland. 

Statistique  m^dicale  de  l’armee  Beige.  Annöe  1886.  Bruxelles  1886.  Roy. 
in-8.  XIX — 96  pag.  et  tableau  graphique. 

Norwegen. 

Meddelelser  fra  det  statistiske  Centralbureau,  l\^  Bind.  Kristiania  1887.  8. 

194  pp.  (Zeitschrift  des  norwegischen  statistischen  ZentralbQreaus.  IV.  Band.) 

Borges  ofücieUe  Statistik.  111.  Uaekke  B*'  81 — 34:  Beretiiing  om  Sundheds- 
tilstandeu  og  Mediciualforholdeue  i Borge  i Aaret  1884.  CLXXXVTl  pp.  (Bericht  über 
das  Gesundheits-  und  Medizinalweaen  Borwegeiis  für  das  Jalir  1884.)  — Tabeller  ved- 
kommende  Borges  Kriminalstatistik  for  Aaret  1883.  68  pp.  — De  utfentligo  Jeriibaner 

(Eisenbahnen)  i Terminen  1.  Juli  1885 — 30.  Juni  1886.  310  pp.  — Tabeller  vedkom- 

mende  Borges  Skibsfart  (Borwegische  Schiffalirt)  i Aaret  1885.  X — 208  pp.  Kristiania, 
U.  Aschehoug,  1887.  8. 


Schweiz. 

Mitteilungen,  statistische , des  Kantons  Basel-Stadt.  Bericht  über  den  Zivil- 
staud,  die  Todesursachen  und  die  ansteckenden  Krankheiten  im  Jahre  1886.  Basel, 
Buchdruckerei  Frehner  & Kudin,  1886.  kl.  4.  62  SS. 

Mitteilungen,  sutistische,  betreffend  den  Kanton  Zürich.  Heft  2 : Bevölkerungs- 
statistik : Darstellungen  der  Bewegung  der  Bevölkerung  im  Jahre  1886.  Bearbeitet  vom 
statistischen  Büreau  der  Direktion  des  Innnern.  Winterthur,  Bucbdruckerei  Ziegler, 
1887.  8. 

Schweizerische  Eisenbahnstatlsük  für  das  Jahr  1885.  Band  XHl.  Statistique 
des  chemins  de  fer  suisses  pour  l’aun4e  1886.  Publid  par  le  Departement  feddral  des 
postes  et  chemins  de  fer.  Bern,  Bucbdruckerei  Körber,  März  1887.  4.  149  SS.  fr.  4,50. 

Schweizerische  Statistik.  Lieferung  66:  Die  Bewegung  der  Bevölkerung  in 
der  Schweiz  im  Jahre  1886.  Ursg.  von  dem  statistischen  Büreau  des  eidgeuöss.  Departe- 
ments des  Innern.  Bern,  Grell  FUÜli , 1887.  4.  XX — 110  SS.  Mit  2 giapbischen 

Karten:  Sterblichkeit  während  des  ersten  Lebensjahres  1876 — 1886,  nach  Bezirken.  — 
Deünitive  Ehescheidungen,  1876 — 86,  nach  Bezirken. 

Rumänien. 

Miscarea  populatiuui  diu  Romania  in  auul  1885.  Bucuresci,  tipt^r.  C.  Göbl, 
1887.  4.  V'Il— 126  pp.  (Statistik  der  Bewegung  der  rumänischen  Bevölkerung  im  Jahr 

1886.) 

Statistica  judiciara  din  Romania  pe  annl  1882.  Bucuresci  1886.  4.  99  pp. 

(Rumänische  Justizstatistik  für  das  Jahr  1882.) 

Statistica  medicala  diu  regatul  Romän  pe  auul  1881.  Bucuresci,  tip.  F.  Göbl 
6i,  1886.  4.  94  pp.  (Rumänische  Sanitätsstatistik  für  das  Jahr  1881.) 
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Bulgarien. 

CTaTHCTUKa  3a  n>proBHnTa  na  EurapcKoro  KmuKecTBO  ct.  ^yacnHTt  mpacaBU 
3a  1883  roAUHa.  Co<Min  1887.  Imp.  iu-8.  780  pp.  (Statistik  des  Handelsverkehrs  des 

Fürstentums  Bulgarien  mit  dem  Anslande  während  des  Jahres  188S.) 

Australien. 

Statistics  of  the  Colony  ofTasmania  for  the  year  1886.  Compiled  in  the  Ofüce 
of  tlie  Qovernment  Statistician.  (Hobarttown),  W.  Th.  Stmtt,  Qovemment  printer,  1886. 
Folio.  LXXVlll — 361  pp.  With  appendix:  Statistical  summary  relating  to  Tasmania, 
1816  to  1885,  with  graphical  chart,  etc. 

18.  Yeraohiedenee. 

Report  of  the  U.  S.  Commissioner  of  Edncation. 

Dies  ist  der  14.  und  auch  der  letzte  jährliche  Bericht  des  Commissioner  of 
Education,  Gen.  John  Eaton,  da  Krankheit  ihn  dazu  gezwungen  hat,  sein  Amt  nieder- 
zulegen.  Dieser  Band  umfaBt  1195  Seiten  und  giebt  einen  klaren  Überblick  Ober  die 
Mannigfaltigkeit  der  voneinander  mehr  oder  weniger  abweichenden  Schulsysteme  der 
Vereinigten  Staaten  Nordamerikas.  Er  widmet  außerdem  12U  Seiten  der  Darstellung  der 
gegenwärtigen  Zustände  des  Erziehungswesens  anderer  Länder.  Hinzugefügt  findet  man 
eine  ziemlich  eingehende  Diskussion  über  verschiedene  Unterrichtsproblcme,  so  Uber  In- 
spektion der  ländlichen  und  slädtischen  Schulen,  das  Unterrichtswesen  in  den  Sfidstaaten, 
die  Pädagogik  auf  den  Universitäten,  die  höhere  Bildung  der  Frauen  u.  s.  w. 

Das  U.  S.  Education  Departement,  dessen  Vorsteher  der  Kommissioner 
of  Education  ist,  steht  fortwährend  in  enger  Verbindung  mit  den  Staatsschnlbcamtcn 
aller  zivilisirten  Länder  und  verbreitet  durch  Reports  und  Broschüre  die  dadurch  ge- 
wonnene Erfahrung.  Es  steht  aber  nicht,  wie  man  oft  annimmt,  in  öffentlicher  Verbin- 
dung mit  den  Schulsystemen  der  verschiedenen  Staaten  der  Union,  sondern  ist  nur 
gegründet  worden , um  das  allgemeine  pädagogische  Interesse  durch  die  Verbreitung 
nützlicher  pädagogischer  Winke  und  durch  die  Darstellung  der  thatsächlichen  Schulver- 
hältnisse in  den  verschiedenen  Staaten  zu  erwecken  und  anzuregen. 

Der  Hauptteil  der  Ressorts  wird  aus  offiziellen  Berichten  der  einzelnen  Staats- 
superintendenten des  öffentlichen  Schulwesens  zusammengestellt.  AuBerdem  aber  stan- 
den im  J.  1883 — 84  71615  Schnlanstalten  aller  Art  in  privatem,  freiwilligem  Briefver- 
kehr mit  dem  Bureau.  Natürlich  sind  diese  freiwilligen  Berichte  nicht  immer  zuver- 
lässig und  selbst  die  Statistik,  welche  aus  öffentlichen  Berichten  gewonnen  wird,  läBt 
zu  wünschen  übrig , da  es  an  einer  gleichmäßigen  Basis  fehlt.  Z.  B.  das  Alter,  in  dem 
man  berechtigt  ist,  die  Schule  unentgeltlich  zu  besuchen , ist  in  einem  Staate  die  Zeit 
vom  7.  bis  21.  Jahre,  in  elf  Staaten  vom  5.  bis  21.  Jahre,  in  einem  Staate  vom  4.  bis 
16.  Jahre,  in  drei  Staaten  vom  6.  bis  18.  Jahre,  in  zwei  Staaten  die  Zeit  vom  4.  bis 
20.  Jahre,  n.  S.  20.  Im  großen  und  ganzen  aber  geben  diese  Berichte  einen  schätzens- 
werten Aufschluß  über  die  Unterrichtsverhältnisse  in  den  V.  Staaten  und  tragen  nicht 
wenig  dazu  bei,  eine  Einheit  in  den  mannigfaltigen  Schulsystemen  Amerikas  herzustellen. 

Ch.  de  Oarmo. 

Engel,  M.  £. , Grundsätze  der  Erziehung  und  des  Unterrichts  nach  Herbart-Ziller 
und  A.  Diesterweg.  Preisgekrönte  Beantwortung  der  von  der  DiesterwegstiAung  in  Berlin 
gestellten  Aufgabe : Welche  Berührungspunkte  bieten  hinsichtlich  ihrer  Erziehongs-  und 
Untarrichtsgrundsätze  Herbart-Ziller  und  Diesterweg?  Berlin,  Weidmann,  1887.  8. 

VI— 176  SS.  M.  2,40. 

Enquötes  et  documents  relatifs  ä l’enseignement  supdrienr.  XXII : Organisation 
des  facultös  et  öcoles  d’enseignement  supörieur.  Paris,  impr.  nationale,  1887.  gr.  in-8. 
VI — 184  pag.  (Pnblication  du  Ministöre  de  Tinstruction  publique  et  des  beaux-arts.) 

Hasse,  C. , Die  Mängel  deutscher  Universitätseinrichtungeu  und  ihre  Besserung. 
Jena,  Fischer,  1887.  Roy.-8.  34  SS.  M.  0,80. 

Schröder,  Ch.,  Das  Volksschniwesen  in  Frankreich.  Dargestellt  nach  den  jetzt 
geltenden  gesetzlichen  Bestimmungen  unter  Berücksichtigung  der  geschichtlichen  Ent^ck- 
luiig  der  Schulgesetzgebung.  Teil  11:  Die  Volksschule  in  Frankreich  von  1789 — 1886. 
Köln,  Du  Mont,  1887.  8.  VI— 236  SS.  M.  3,50. 

Universitätskalender,  deutscher,  XXXI.  Ausgabe:  Sommersemester  1887. 
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Hrsg,  von  Ascherson.  Teil  II:  Die  Universitftten  im  Deutschen  Reich,  in  der  Schweiz, 
den  rassischen  Ostseeprovinsen  und  Österreich-Ungarn.  Berlin,  Simion,  1887.  12.  243  S8. 

Bastian,  A. , Zur  Lehre  von  den  geographischen  Provinzen.  Berlin,  Mittler  & 
Sohn,  1886.  gr.  8.  XXV— 118  SS.  M.  2,76. 

Geographisches  Jahrbuch,  begründet  1866  durch  E.  Behm.  Band  XI:  1887. 
Unter  Mitwirkung  von  O.  Drude,  O.  Gerland  , J.  Hann , H.  Hergesell , O.  Krümmel , E. 
Rudolph,  L.  K.  Schmarda,  Fr.  Toula,  brsg.  von  Hermann  Wagner.  Gotha,  Perthes,  1887. 
8.  VIII— 496  SS.  M.  12.—. 

Mitteilungen  der  kais.  königl.  geographischen  Gesellschaft  in  Wien,  1886. 
Redigiert  von  dem  Generalsekretär  der  Gesellschaft  F.  (Ritter  von)  Le  Monnier.  Band  XXIX 
(der  neuen  Folge  Band  XIX).  L — 702  SS.  Mit  Karten  und  Abbildungen. 

Ergebnisse  des  Impfgeschäftes  im  Deutschen  Reiche  für  das  Jahr  1883.  Zu- 
sammengestellt  aus  den  Mitteilungen  der  einzelnen  Bundesregierungen.  40  SS.  mit  1 
graphischen  Karte.  (Sonderabdruck  aus  den  „Arbeiten  aus  dem  kaiserl.  Gesundbeits- 
amte  “)  Berlin,  J.  Springer,  1887.  4 

Jahresbericht,  XVII.,  des  Landesmedizinalkollegiums  über  das  Medizinalwesen 
im  Königreiche  Sachsen  auf  das  Jahr  1885.  Leipzig,  Vogel,  1887.  gr.  8.  Vlll — 
159  SS. 

Würz  bürg,  A.,  Die  Säuglingssterblichkeit  im  Deutschen  Reiche  während  der  Jalire 
1875  bis  1877.  16  SS.  mit  2 graphischen  Darstellungen  in  4 u.  obl.-folio.  (Sonder- 

abdrnck  aus  den  „Arbeiten  aus  dem  kaiserl.  Gesundheitsamte“.)  Berlin , J.  Springer, 
1887.  4. 
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A.  Frankreich. 

Bulletin  de  statistique  et  de  l^gislation  comparde.  XI«  Annde,  Mars  1887:  A. 
France,  colonies,  etc.  Le  budget  de  Texercice  1887.  — Prdseutation  et  vote  des  budgets 
en  France  depuis  1880.  — Projet  de  loi  relatif  k la  rdforme  de  la  contribntion  person- 
nelle-mobiliöre.  — Le  mouvement  des  iropCts.  — Le  commerce  extdrieur.  — Les  fabri- 
ques  de  Sucre  et  leurs  proeddds  de  fabrication.  — J^valuatiotas  des  produits  de  Texercice 
1887  (impöts  et  revenus  indirects).  — Les  bons  du  Trdsor.  Variatious  du  taux  de 
l’iutdret.  — Les  caisses  d'dpargne.  — La  caisse  nationale  des  retraites  pour  la  vieillesse. 
— Le  budget  de  la  ville  de  Paris.  — Le  rdgime  des  rentes  pendant  la  Rdvolution.  — 
B.  Pays  dtrangers:  Russie:  Le  monnayage  en  1885  et  1886.  La  circulation  du  papier- 
monnaie  et  le  cours  du  rouble.  L’exportation  des  alcools  en  1886.  — Italie:  La  stati- 
stique offlcielle  du  Royaume.  Espagne  : Le  projet  de  budget  de  l’exercice  1887 — 88.  — 
Portugal:  Le  rdgime  des  tabacs.  — Angleterre:  L’enqudte  sur  les  crises.  — ]^gypte: 
Crdation  d’une  haute  Cour  administrative.  Les  recettes  et  les  ddpenses  de  l’exercice 
1886.  — Japon:  La  prupridtd  rurale.  Les  salaires  agricoles.  — etc. 

Journal  du  droit  international  privd  et  de  la  jurisprudence  comparde.  (Paris.) 
Annde  XI V^  (1887)  Nos  1 et  2 : OfTenses  et  actes  hostiles  commis  par  des  particuliers 
cuntre  un  Etat  dtranger,  par  Clunet  — Le  droit  international  privd  en  France  considdrd 
dans  ses  rapports  avec  la  thdorie  des  Statuts,  par  A.  Laind.  — De  l’acquisition  de  la 
nationalitd  aux  Etats-Unis,  par  A.  Porter  Morse.  — De  la  protection  en  Allemagne  des 
marques  de  fabrique  ou  de  commerce  dtrangdres,  par  Köhler.  — Du  mariage  cdldbrd  ä 
l’dtranger  soivant  la  Idgislation  italienue,  par  P.  FMore.  — Jurisprudence  internationale.  — > 
etc. 

N.  F.  Bd.  XIV,  38 
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Journal  des  Economistes.  Avril  1887:  Le  bndget  de  1888,  par  M.  Lacombe.  — 
L’4conomie  politique  des  r^publicains  et  conservatenrs , par  G.  de  Puynode.  — Revue 
des  principales  publications  4conomiques  de  l'^tranger  , par  H.  Block.  — Les  Etats  du 
Balkan  et  leur  Situation  öconomique,  par  A.  F.  de  Fontpertuis.  — La  mission  des  Theo- 
sophes,  par  Kouxel.  — Le  bon  temps  vient,  par  Fr.  Passy,  — Uu  projet  de  r^org^i- 
sation  de  rindnstrie  politique,  par  Cb.  H.  Limousin.  — Bastiat  4tait-il  protectionniste? 
Lettres  de  P.  Descbanel  et  Fr.  Passy.  — Les  41ections  et  les  convoitises  protection- 
nistes  en  Allemagne , par  A.  R.  — Soci^t4  d’^conomie  politique.  Rdunion  du  5.  avril 
1887.  Discnssion:  Des  r4snltats  de  la  libert^  de  la  boncberie  et  de  la  bouiangerie.  — 
Le  Uomestead , par  L.  DonnaU  — Chroniqne  dconomiqne : Les  lois  de  rench4rissement 
en  1819 — 21  et  1887.  Ce  qn’en  disaient  Voyer  d’Argenson  et  Beig.  Constant.  Ce  qu'en 
dit  L4on  Say.  L’augmentation  du  prix  du  pain.  etc.  — Mai  1887:  Les  Finances 
de  Tonkin,  par  A.  Gervais.  — L’^conomie  politique  des  rdpublicains  et  des  conservatenrs, 
par  G.  du  Puynode , (suite.)  — Revue  cridque  des  publications  dconomiques  en  langue 
l'ran9aise , par  Rouxel.  — Le  mouvement  dconomique  dans  TAmörique  du  Sud  , par  A. 
F.  de  Fontpertuis.  — Ce  qui  rend  les  riches  plus  ricbes  et  les  panvres  plus  panvres, 
par  W.  G.  Sumner.  — Le  septennat  militaire  en  Allemagne,  par  P.  Müller.  — Les 
effets  des  droits  sur  les  bl^s.  — Congr^s  onvrier  algörien.  Resolution.  — Feddration 
des  travaillenrs  socialistes  de  France.  Parti  ouvrier  sociaiiste  rdvolutionnaire.  etc.  — 
Statistique  de  l’industrie  mindrale  et  des  appareils  k vapeur.  — Consommation  du  pain 
k Paris.  — Les  droits  d'entrde  sur  le  bdtail  en  Belgique,  par  G.  de  Molinari.  — Les 
prohibitionnistes  aux  Etats-Unis.  Socidtd  d’dconomie  politique.  Rdnnion  du  5 mai  1887. 
Discnssion : La  profession  d’avocat  est-elle  constitude  en  France  en  conformitd  des  prin- 
cipes  de  l’dconomie  politique.  — Socidtd  de  statistique  de  Paris.  — Comptes  rendns.  — 
Chroniqne  dconomique.  — etc. 

Journal  de  la  Socidtd  de  statistique  de  Paris.  XXVIII«  Annde  (1887)  3, 

Mars:  Les  tables  de  survie,  par  E.  Levassenr:  (La  construction  des  tables  de  snrvie. 
L’histoire  sommaire  des  tables  de  snrvie.  Le  progrds  de  la  vitalitd  franqaise  d’aprds  les 
tables  de  survie.  Les  tables  fran^aises  dressdes  sur  des  tetes  cboisies  en  France.  La 
survie  de  la  France  comparde  k celle  des  pays  dtrangers.  La  vie  probable.  La  vie 
moyenne.  Les  ceutenaires.)  — Le  probldme  mondtaire  (suite)  2«  partie:  De  la  baisse 
de  la  valeur  de  l’argent,  par  Fonmier  de  Flaiz.  — etc.  4,  Avril:  Procds- verbal  de 
la  sdance  du  16  mars  1887  , avec  annexe : Situation  financidre  de  la  Socidtd.  — Les 
cartogrammes  k teintes  gradudes,  par  E.  Cheysson.  — Le  progrds  des  caisses  d’dpargne 
en  Europe  et  aux  Etats-Unis,  par  M.  de  Malarce.  — etc. 

Reform  e sociale,  la.  Bulletin  de  la  Socidtd  d’dconomie  sociale  etc.  VII*  Annde 
(1887)  30  k 33,  15  Mars  k 1 Mai  1887:  De  Tancienne  dducation  en  France,  par 

M*  A.  Delesse.  — Les  habitations  ouvridres  de  Lille  1.  Les  logements  k bon  marchd 
ddpendant  d’administrations  spdciales,  2.  les  cours  et  les  citds,  par  A.  Renonard.  — Le 
rdgime  de  la  sdparation  de  corps,  d'aprds  la  rdcente  ddlibdration  du  Sdnat,  par  F.  Bntel. 
— La  question  de  la  petite  propridtd  devant  les  socidtds  savantes,  par  A.  Mdplain, 
Welche  et  CI.  Jannet.  — La  colonisation  fran^aise  an  Tonkin.  — Les  fromageries  franc- 
comtoises,  par  L.  Peqnignot  (Articlc  1 k 8).  — De  la  solntion  pacifique  des  conflits 
internationaux.  Communication  de  J.  Lacointa.  — La  Corporation  des  tapissiers  d’Au* 
bnsson,  par  C.  Pdrathon.  — Le  droit  de  rdvolte  sous  la  rdvolntion,  par  A.  Focillon.  — 
Les  classes  sociides  sous  l'ancien  rdgime.  Les  bourgeois  d’antrefois  (I*r  article),  par  ()e 
baron)  Rend  de  France.  — Des  modifications  k apporter  aux  dispositions  du  code  re- 
latives aux  fonnalites  exigdes  pour  contracter  mariage.  Communication  de  G.  Alix.  — 
Le  crise  agricole  et  ses  remddes.  Protection,  Science,  rdformes,  par  U.  Gudrin.  — L’en- 
seignement  professionnel  k Paris.  1.  L’dcole  municipale  Diderot,  par  Goffinon.  — 
L’industrie  honillkre  et  l'ouvrier  mineur  en  Belgique.  Rapport  prdsentd  par  A.  de  Com- 
mines  de  Marsilly,  et  observations  de  CI.  Jannet  et  A.  Gibon.  — Olivier  de  Serres  et 
son  tbdfttre  de  l’agricnlture , par  Cb.  Manrras.  — Chroniqne  du  mouvement  social,  par 
A.  Fougerousse.  — etc. 

Revue  gdndrale  d’administration.  X.  Annde  (1887)  Mars  et  Avril:  Condition  de 
l'individu  nd  en  France  de  parents  dtrangers  d’aprds  le  Code  civil  et  d’aprds  la  propo- 
sition  de  loi  sur  la  nationalitd,  par  Rouard  de  Card,  (2>^*  article).  — De  la  protection 
des  jennes  filles  mineures , par  Daniel  (suite).  — De  l’assistance  publique  k Paris  (suite) 
par  P.  Feillet.  — Du  ddlai  du  recours  pour  excds  de  pouvoir  lorsqu’U  est  prdcddd  d’un 
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recours  au  ministre , par  E.  Laferriire.  — Une  bibliotbhque  proviaciale : (Catalogue  des 
Alsatica  de  la  biblioth^ne  de  O.  Berger-Levrault  7 vols.  in-8.)  — Jurisprudence.  — 
Documents  ofBciels.  — Cbronique.  — etc. 

Revue  maritime  et  coloniale,  Avril  et  Mai  1887:  Budget  de  la  Marine  et  des 
Colonies  pour  l’exercice  1887.  Discussion  k la  Chambre  des  däputcs  et  au  Sönat  — 
L'onragan  de  juin  1886  dans  le  golfe  d’Aden  (2»^  m4moire),  par  (le  viceamiral)  Clonö. — 
Cbronique.  — La  Legion  d'bonnenr,  par  J.  Delorbre  (suite).  — ^tude  sur  les  opörations 
combin4es  des  armäes  de  terre  et  de  mer.  Livre  V : Sikge  d'une  place  forte  maritime, 
par  B.  Degony.  (Les  livres  I k IV  ont  paru  en  1882—83.)  — Expedition  autrichienne 
k nie  Jan-Mayen  (suite).  — Observations  faites  k Terre-Neuve  k bord  de  la  frdgate  la 
Clorinde  pendant  la  Campagne  de  1886,  par  Thoulet.  — Note  sur  la  Situation  des  bancs 
hnitriers  de  la  baie  de  Bourgneuf,  par  C.  Morel.  — etc. 

B.  England. 

Contemporary  Review,  the.  April  and  May  1887:  The  call  of  Savonarola,  by 
E.  Castelar.  — The  Service  of  Man,  by  R.  H.  Hutton.  — Commercial  Museums,  by  K. 
B.  Murray.  — The  imaginative  art  of  the  Renaissance,  by  Vemon  Lee.  — Prohibition 
in  the  United  States,  by  A.  Oustafson.  — The  plan  of  Campaign,  by  S.  Laing.  — Con- 
temporary life  and  thonght  in  Germany,  by  H.  GefTcken.  — Oxford  aller  forty  years, 
by  E.  A.  Freeman.  — An  apology  for  Armies , by  a modern  soldier.  — Holes  in  the 
Edueation  Net,  by  M.  G.  Fawcett  — Notes  on  Colonial  Zoology,  by  St.  G.  Mivart.  — 
Confessions  of  a Metropolitan  member , by  (Prof.)  Th.  Rogers.  — The  American  State 
and  the  American  Man , by  A.  Shaw.  — Cbautauqiu : a populär  University , by  J.  H. 
Vincent.  — How  wo  became  Home  Rnlers,  by  J.  Bryce.  — etc. 

Fortnigbtly  Review,  the,  for  April  and  May  1887:  The  present  position  of 
European  Politics.  IV ; Austria-Hnngary.  — The  British  Army : Past  and  present , by 
(General)  J.  Adye.  — On  a Western  Ranche,  by  J.  Baumaun.  — Fluctuations  in  Trade 
and  Wages,  by  G.  HowelL  — A Model  Land  Law,  by  A.  Williams.  With  a reply  to 
A.  Williams,  by  (the  Duke  of)  Argyll.  — The  present  position  of  European  Politics. 
V : Italy.  — Nature  and  Books , by  R.  Jefferies.  — Wealtb  and  the  Working  Classes. 
II.,  by  W.  H.  Mallock.  — A tour  in  Japan,  by  (Capt.)  V.  Brinkley.  — Womanhood 
in  Old  Greece.  (Conclusion) , by  Mrs.  E.  Lynn  Liuton.  — Sleep  and  its  counterfeits, 
by  A.  de  Wattoville.  — The  new  Reformation,  by  W.  Benham.  — etc. 

Journal  of  the  Institute  of  Actuaries.  N<>  CXLIII,  Jaiinary  1887:  Opening  address 
by  the  President,  Archibald  Day  (delivered  29.  Nov.  1886).  — On  the  American  Tontine 
and  Mutual  Assessment  Scbemes , by  H.  W.  Manly.  — Bye-Laws  of  the  Institute  of 
Actuaries.  — etc.  N<>  CXLIV,  April  1887 : On  the  metbod  of  estimating  Expected  Deaths 
and  Expected  Claims;  with  observations  npon  certain  modes  of  deducing  the  number 
exposed  to  the  Risk  of  Death  , by  G.  H.  Ryan.  — On  the  nnmerical  calcnlation  of  the 
Valnes  of  Complex  Benefits , by  means  of  formnlas  of  approximate  snmmation , by  G. 
King.  — History  of  Life  Assurance  in  the  United  Kingdom,  by  C.  Walford.  — Mortality 
Experience  of  the  Provident  Life  and  Trust  Company  of  Philadelphia , 1866  to  1885, 
prepared  by  A.  P.  Wing.  — The  Life  Assurance  Companies  of  the  United  Kingdom.  — 
etc. 

Journal  of  the  Royal  Statistical  Society,  published  quarterly.  Vol.  L,  part  1, 
March  1887:  Sliding  scales  and  other  methods  of  Wage-Arrangement  in  the  North  of 
England,  by  L.  L.  F.  R.  Price.  (With  discussion  on  tbis  paper.)  — The  size  and  distri- 
bution  of  Agricultural  Holdings  in  England  and  abroad,  by  (Major)  P.  G.  Craigie.  (With 
discussion  on  this  paper.)  — The  Measurement  of  variations  in  the  Vaiue  of  Monetary 
Standard,  by  (Prof.)  J.  Shield  Nicholson.  — Financial  and  Commercial  History  of  1886. 
— Price  of  Commodities.  — Decline  of  the  French  Population.  — The  Fires  in  Lon- 
don and  the  Metropolitan  Fire  Brigade  in  1886.  — etc. 

Murray 's  Magazine,  April  1887:  Petroleum,  or  Rock  Oil,  by  C.  E.  Stewart.  — 
English  Opera , by  C.  Rosa.  — Extracts  from  the  diary  of  a Man  of  Fashion  in  1788, 
by  (Lord)  R.  Seymour.  — Scraps  from  my  notebook,  by  J.  H.  Drummond  Hay.  — The 
fhtnre  of  Hunting.  With  contributions  from  the  Duke  of  Beaufort,  etc.,  and  an  intro- 
dnction  by  W.  H.  Long.  — Some  Russian  home  affairs.  — etc.  Hay  1887:  The 
state  of  Kerry,  by  S.  M.  Hussey.  — Infant  Bailroads , by  W.  M.  Acworth.  — Unroman- 
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tic  Naples , by  U.  Ingleby.  — Burma’s  Kaby  Mioes , by  G.  S.  Streeter.  — Canadian 
topics.  — etc. 

National  Review,  tbe.  April  and  May  1887:  England’s  Unreadiness  for  War.  — 
BIr.  Gladstone’s  Claims  to  Confldence , by  (Earl)  Fortescue.  — The  endowed  Schools 
Inqairy,  by  (Lord)  Colchester.  — Party  Politics  and  National  Life,  by  W.  (Earl)  Hodg- 
son.  — The  hlstory  of  an  Old  EngUsh  Family,  by  T.  E.  Kebbel.  — Representation  of 
tbe  Laity,  by  (Canon)  Gregory.  — The  real  trntb  abont  Tory  Democracy,  by  (tbe  Earl) 
of  Dunraven.  — Tbe  Russian  frontiers  of  tbe  Aostro-Hungarian  Empire,  by  C.  H.  Atte- 
ridge.  — The  Law  of  Theft,  by  Ilngh  Hall.  — The  Reorganization  of  tbe  Indian  Army, 
by  C.  B.  Norman.  — The  Blunicipalities  on  their  trial,  by  St  Leighton.  — etc. 

Nineteenth  Century,  tbe.  A montbly  Review  edited  by  J.  Knowles.  N<*  122, 
April  1887:  Science  and  Pseudo-Science,  by  (Prof.)  Huxley. — The  Closer  Union  of  tbe 
Empire  , by  J.  Blerriman.  — Äthletes  of  tbe  present  and  past , by  H.  Ellington.  — An 
Act  for  tbe  Suspension  of  Parliament,  by  H.  D.  Traill.  — England  and  Europe  , by  E. 
Dicey.  — A Hilitia  Regiment,  by  (Lord)  Wolmer.  — A glimpse  of  Rnssia,  by  (tbe  Coun- 
tess) of  Galloway.  — On  well-meant  nonsense  about  Emigration  , by  G.  O.  Blorgan.  — 
The  Liberal  Unionists  and  Coercion,  by  R.  B.  Brett  and  (Earl)  Cowper.  — etc.  N<>  123, 
May  1887  : Up  to  Easter,  by  Matth.  Arnold.  — Playing  at  „Coercion,“  (relat.  to  condi- 
tion of  Ireland)  by  R.  Barry  O’Brien.  — Mental  differences  between  Men  and  Women, 
by  G.  J.  Roraanes.  — Decay  of  Bodily  Strength  in  Towns,  by  (Lord)  Brabazon.  — How 
to  ensure  Breatbing  Spaces,  by  C.  L.  Lewes.  — Deer  Forests : Past,  present,  and  future, 
by  G.  Malcolm.  — The  Ruin  of  Aurangzeb ; or , tbe  History  of  a Reaction , by  W.  W. 
Hunter.  — Fallacies  of  tbe  French  Press,  by  A.  Otway.  — German  Life  in  London, 
by  L.  Kätscher.  — A new  title  for  tbe  Crown,  by  G.  Baden-Powell.  — etc. 

Quarter  ly  Review,  tbe.  N®  328  (pnblished  May  1887):  The  Non-jurors.  — 
Suffolk.  — Holmes  of  Malmesbury.  — Competition  in  Wbeat  Growing.  — Christopher 
Plantin,  tbe  Antwerp  printer.  — Englisb  History  from  Peel  to  Palmerston.  — The  Natio- 
nal I.eagne  and  tbe  Law  of  tbe  Land.  — etc. 

Westminster  Review,  tbe.  (N®  of  Ilod  quarter  1887):  Home  Rule  in  tbe  United 
Kingdom.  — Egyt.  — Physic  in  tbe  Far  East.  — The  development  of  Religious  Liberty 
in  America.  — The  Imperial  Institute.  — The  Protectionist  Revival  in  Great  Britain, 
by  an  American  Free  Trader.  — Stade-directed  Colonization.  — The  Bulgarien  struggle 
for  existence.  — The  Organization  of  tbe  Liberal  Party.  — etc. 

C.  Österreich-Ungarn. 

Österreichische  Monatsschrift  für  christliche  Sozialreform,  Gese'lschaftswissen- 
schafl  etc.  von  (Frh.)  C.  v.  Vogelsang.  Jahrgang  IX.  (1887).  März-  und  Aprilheft: 
Die  ökonomische  und  die  militärische  Gesellschaft.  — Vagantenwesen  (mit  besonderer 
Bezugnahme  auf  Schleswig-Holstein’sche  Zustände).  — Die  soziale  Frage  (Fortsetzung 
und  Schluß :)  Welche  nützliche  Wirkungen  wurde  eine  entsprechende  V'crmehrung  des 
Geldes  zur  Folge  haben  ? — Übervölkerung  oder  Überproduktion.  — Der  Kapitalismus 
und  die  Großstadt.  — Irische  Angelegenheiten.  — Die  Kirche  und  die  Arbeiterbewegung 
in  Nordamerika.  — Zur  materiellen  Lage  des  österreichischen  Arbeiterstandes.  — Die 
Kollektivwirtschaft  und  die  menschliche  Natur.  — Das  Baukantinenpostwesen.  — etc. 

Ö 8 t erreich  is  c h -Ungarische  Revue.  Jahrg.  1886  Heft  2 bis  9,  Mai  bis  Dezember 
1886:  Der  Rivalitätskampf  zwischen  Österreich-Ungarn  und  Rußland  auf  der  Balkan- 
halbinscl,  von  H Vamb4ry.  — Die  Bedeutung  der  Binnenschiffahrt,  von  U.  Kröhnke.  — 
Die  Kohlenablagerungen  und  der  Kohlenbergbau  Ungarns,  von  M.  von  Hantken.  — 
Tirolisches  Jagdwesen  in  alter  Zeit  Eine  kulturhistorische  Skizze  von  J.  E.  Biaurer.  — 
Geistiges  Leben  in  Österreich-Ungarn : Slavische  Rechtsgeschichte.  — Die  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  der  Balkanhalbinsel , von  K.  Keled.  — Die  Schweden  und  die  Kapuziner 
im  dreißigjährigen  Kriege,  von  E.  Schebeck.  — Eine  österreichische  Litteraturstatistik.  — 
Die  Aufhebung  des  Triester  Freihafens,  von  A.  Dorn.  — Die  Albanesen,  von  G.  Meyer. 
— Die  Zweiteilung  der  Geographie  an  der  Wiener  Universität,  von  Fr.  Simony.  — Die 
FluBreguliemngen  in  Ungarn,  von  J.  Hunfalvy.  — Entwickelung  der  slavischen  Litteratur 
in  Böhmen  im  XVII.  und  XVIII.  Jahrhundert,  von  J.  Jirecek.  — Das  technologische 
Gowerbemuseum  in  Wien , von  W.  Exuer.  — Geographie  des  ungarischen  Reiches , _ von 
J.  Hunfalvy.  — Die  Wienflußregolierung , von  Fr.  Berger.  — Geistiges  Leben  in  Öster- 
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reich  und  Ungarn:  Das  Kolonialrecht  im  19.  Jahrhundert,  von  P.  Lentner.  — Der  Stand 
der  Agrar-Meteorologie  in  Österreich , von  J.  R.  v.  Lorenz-Liburnau.  — Die  Bauthätig- 
keit  Budapests  in  den  Jahren  1875 — 1884,  von  J.  KörSsy.  — Die  Gründung  der  Grazer 
Universität , von  F.  Mart.  Mayer.  — Das  österreichisch-ungarische  Kousularwesen , von 
J.  Anspitzer.  — Die  Czernowitzer  Ausstellung  von  1886.  Mit  besonderer  Berücksichti- 
gung der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  der  Bukowina,  von  (Prof.)  F.  Kleinwächter.  — 
Das  Berg-  und  Hüttenwesen  Österreich  - Ungarns , von  R.  Hofmann.  — Österreichischer 
Volksscbriftenverein,  von  H.  M.  Truxa.  — etc.  (Inhalt  von  Heft  1 : April  1886  bereits 
im  6.  Hefte  des  XLV.  Bandes  auf  S.  593  angegeben.) 

Statistische  Monatsebrift , hrsg.  von  der  k.  k.  statistischen  Zentralkommission. 
Jahrg.  Xlll.  (1887)  März-  und  Aprilhefl:  Die  Aufnahmen  in  den  österreichischen  Staats- 
verband und  die  Entlassungen  aus  demselben  im  Jahre  1885,  von  K.  Th.  von  Inama- 
Sternegg.  — Bewegung  der  (cisleithanischen)  Bevölkerung  im  ersten  Halbjahr  1886,  von 
H.  Ranchberg.  — Die  Auswanderung  ans  Österreich  im  Jahre  1885,  von  Schimmer.  — 
Die  kumulativen  Waisenkassen  in  Österreich  im  Jahre  1885 , von  K.  Th.  von  Inama- 
Stemegg.  — Kapitalsbewegung  bei  den  österr.  (cisleith.)  Sparkassen  im  Jahre  1885,  von 
H.  Ebrenberger.  — Die  Statistik  der  Güterbewegung  auf  Eisenbahnen  und  deren  neueste 
Fortschritte  in  Dentscbland.  I.,  von  (Prof.)  Th.  Pilat.  — Die  Sterblichkeit  in  den  größeren 
österreichischen  Städten  und  Gemeinden  im  Jahre  1886,  von  E.  Kusy.  Mit  2 graphischen 
Tafeln.  — Die  persönlichen  Verhältnisse  der  wegen  Verbrechen  verurteilten  Personen  in 
Österreich  im  Jahre  1883,  von  J.  Thornton.  — Österreich-Ungarns  Außenhandel  im 
Jahre  1886,  von  J.  Pizzala.  — etc. 


^ E.  Italien. 

Bulletin  de  ITnstitnt  international  de  statistique.  Tome  I,  3«  et  4»>e  livraisun. 
Aunce  1886  (Rome,  1887)  813  pag.  (Table  des  ,matii;res : Statistique  de  la  soperücie  et 
de  la  Population  des  contr^es  de  la  terre , par  B.  Levasseur.  pe  partie : Europe , avec 
carte  de  la  densitd  de  la  populadon  en  Europe  (p4riode  1880 — 1886).  — The  Economics 
of  European  Railways,  by  J.  S.  Jeans.  — Deila  depressione  industriale  nella  Gran  Bret- 
tagna  e negli  stati  nniti  di  America.  Note  bibliografiche  ed  appunti  raccolti  da  alcune 
recenti  pnbblicazioni  su  tale  questione  dal  (Prof.)  G.  Ricca-Salemo.  — Deila  condizioni 
igieniche  e sanitarie  dTtalia  confrontate  con  quelle  di  alcuui  stati  esteri , per  E.  Raseri. 
— Delle  finanze  delle  amministrazioni  locali  in  alcuni  stati  europei.  Appunti  di  staü- 
stica  comparata  di  L.  Sbrojavacca.  — Dell’  ordinamento  degli  uffici  centrali  di  stati- 
stica  in  Italia  e in  alcnni  altri  stati ; dei  lavori  che  sono  ad  essi  affidati  e dei  mezzi  di 
cui  dispongono.  — Chronique  de  l’Institut  international  de  statistique.  — etc.) 

R i V i s t a della  benefleenza  pnbblica  e delle  istituzioni  di  prevideuza.  Anno  XV 
N°  2 (28  Febbraio  1887):  L’assistenza  sanitaria  ai  poveri  a domicilio,  per  E.  Raseri. — 
Sul  trattamento  dei  mentecatti  ed  in  ispecie  di  quelli  innocui  ed  incurabili , per  G.  Vir- 
gilio.  — II  V®  Congresso  della  Societä  freniatrica  in  Siena , per  P.  Petrazzani.  — Le 
casse  di  risparmio  ed  il  credito  agrario,  per  O.  Cassella.  — La  Societä  di  credito  nello 
Campagne,  per  A.  Rasi.  — La  cassa  di  risparmio  di  Lombardia  e le  provincie  lombarde, 
per  M,  — La  banca  cooperativa  per  gli  operai  e la  piccola  industria  della  cittä  e pro- 
vincia  di  Bologna  nel  1886  , per  A.  Ravä.  — Cronaca  della  beneficenza.  — etc.  N®  3 
(31  Marzo):  1 risnltati  generali  della  inchiesta  statistica  sulle  opere  pie  per  tntto  il  Regno, 
per  L.  Bodio.  — L’ambulanza  policlinica  dello  stabilimento  di  Tantur  in  Palestina,  per 
V.  Pacher.  — La  congregazione  di  caritä  di  Ferrara  e le  istitnzioni  di  beneficenza  da 
essa  amministrate , per  T.  Simoni.  — Il  IV.  Congresso  penitenziario  internazionale  di 
Pietroburgo.  — L’assicnrazione  degli  operai  e la  responsabilitä  dei  fabbricanti  negli  in- 
fortnni  dei  lavoro  in  Svizzera  ed  in  Germania.  — La  statistica  nelle  banche  popolari 
cooperative  e negli  altri  minori  istituti  di  credito,  per  O.  Cassella.  — Il  risparmio  in 
Italia  nel  1885  e le  casse  postali  di  risparmio  italiane  nel  1886.  — etc. 

G.  Belgien  und  Holland. 

ßijdragen  van  het  Statistisch  Instituut  N®  1,  1887:  Internationale  volkswirtschaft- 
liche Daten  seit  1870  bis  1884,  bezw.  1886.  1.  Produktion  und  Konsumtion  der  wich- 

tigsten Lebensmittel  und  -Gebrauchsartikel,  einschließl.  Steinkohlen,  Eisen,  Kupfer,  Zinn, 
Wolle  etc.  2.  Produktion,  Ausmünzung,  Verbrauch  und  Bewegung  der  edlen  Metalle. 
3.  Preise.  4.  Löhne.  6.  Eisenbahnen.  — Bewegung  der  Warenpreise  im  Jahre  1886.  — 
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SUtistische  Übersicht  Ton  Niederländisch  Ostindien , von  T.  C.  L.  Wijnmelen.  — Über 
den  Einflull  der  Parteiatntriebe  bei  Abstimmungen  Uber  des  politische  Gleabensbekeunt- 
nis  von  Kandidaten  für  die  II.  Kammer  der  holländischen  Oeneralstaaten , von  6.  Hey- 
mans.  — etc. 

Kevue  coloniale  internationale  (Amsterdam).  Tome  IV,  N>  4 ä 6,  Avril  ä Jain 
1887:  Landschaftliche  Eindrücke  am  Kongo.  II.  Von  Isangila  nach  Manyanga;  eine 
siebentägige  Bootreise  auf  dem  Kongo,  von  H.  Nipperdey.  — La  France  dans  l’Afriqae 
du  Nord.  II.  La  Tunisie , par  L.  Vignon.  — Die  Republiken  von  Spanisch  Amerika. 
Dreimonatliche  Korrespondenz,  von  H.  Polakowsky:  1.  Mexico,  Nicaragua,  Costa  Rica, 
Estados  Unidos  de  Columbia,  Bolivia.  2.  Chile.  Argentina.  — „De  sluiken  kroesharige 
rassen  tusschen  Selebes  en  Papua‘*,  von  £.  Metzger.  — Über  das  Haaropfer  und  einige 
andere  Trauergebräuche  bei  den  Völkern  Indonesiens,  von  O.  A.  Wilken.  11.  — La 
coionisation  de  Madagascar,  par  A.  de  Boncherville.  — Colonies  et  protectorats  Fran- 
qais.  Correspondance  trimestrielle , par  (le  comte)  Meyers  d'Estrey.  — Tabular  view  of 
tbe  private  estates  in  the  dominions  of  Deli,  Langkat  and  Serdang.  (Residency  East 
Coast  of  Sumatra  in  1885.)  — etc. 

Revue  de  droit  international  et  de  Idgislation  comparde  (Bruxelles).  Tome  XIX 
(1887)  N"  1 : Du  droit  d’expulsion  attribue  aux  consols  sur  leurs  nationaux  dans  les 
pays  hors  chrdtientd,  par  Fdraud-Giraud.  — Un  contemporain  de  Grotius.  L’arcbevöque 
Germonins  et  son  traitd  des  envoyds  des  peuples  et  des  princes , par  Luigi  Olivi.  — 
Chronique  du  droit  international  (1885 — 1886),  par  G.  Rolin-Jaeqnemyns.  1*  partie, 
chap.  1 (suite):  La  question  d’Orient  en  1885 — 1886.  Section  II:  Suppression  de  la 
franchise  du  port  de  Batoum.  — La  politique  russe  an  Bulgarie  et  le  droit  international. 
— La  crolx-rouge  italienne,  par  Rolin-Jaequeroyns.  — Quelques  documents  relatifs  ä la 
question  bulgare,  par  Rolin-Jaequemyns.  — Projet  de  Code  civil  pour  l’l^tat  de  New- 
York,  par  E.  Lehr.  — etc. 


H.  Schweiz. 

L’ Union  postale.  XII«  Volume  (1887)  N<>«  4 et  5:  La  poste  au  Pdrou.  — La 
caisse  nationale  d’dparg^e  fran^aise  en  1885.  — Le  Service  postale  de  TEquateur.  — 
Le  transport  des  colis  postaux  en  Angleterre , et  son  influence  sur  le  trafic  des  compag- 
nies  de  chemins  de  fer,  — Le  Service  de  la  poste  ä Londres.  — Le  Service  postal  interne 
du  royaume  de  Siam.  — 

Zeitschrift  für  schweizerische  Statistik.  Jahrg.  XXII  (1886)  Quartalheft  3 u. 
4 : Eröffnungsrede  von  (Prof.)  H.  Kinkelin  an  der  Jahresversammlung  der  schweizer, 
statistischen  Gesellschaft  in  Basel,  am  22.  Sept.  1886.  — Ein-  und  Ausfuhr  der  Schweiz 
im  Jahre  1885.  — Über  die  Produktion  der  Landwirtschaft  Referat , gehalten  an  der 
Jahresversammlung  der  schweizer.  Statist.  Gesellschaft  in  Basel , von  C.  Hühlemann.  — 
Die  Branntweinbrennerei  in  der  Schweiz : Zahl  der  bundessteuerpfliebtigen  Brennereien 
und  Produktion  derselben  1885/86  in  Hektolitern  absoluten  Alkohols.  — Trauungen, 
Geburten  und  Sterbefälle  in  der  Schweiz  im  Jahre  1885  (nebst  Angabe  der  wichtigsten 
Todesursachen).  — Die  schweizerischen  Zettelbanken.  Notenzirkulation  im  Jahresdurch- 
schnitt der  Jahre  1871  bis  1885.  Nach  den  Zusammenstellungen  des  Inspektorats  der 
schweizerischen  Emissionsbanken.  — Generalsituation  der  33  gesetzlich  autorisierten 
schweizerischen  Emissionsbanken  für  das  Jahr  1885.  — Wie  kann  die  Eidgenossenschaft 
die  Statistik  in  den  Kantonen  fördern?  von  H.  Greulich.  — XV.  Jahresversammlung 
der  schweizerischen  statistischen  Gesellschaft.  — Statistik  der  Sparkassen  der  Schweiz 
am  Ende  des  Rechnung^ahres  1882.  — etc.  Zeitschrift  für  schweizerische  Statistik. 
Jahrg.  XXIII  (1887)  Quartalheft  1 u.  2:  Zur  Statistik  der  inneren  Wanderungen  und 
des  Niederlassnngswesens.  Vortrag  von  (Prof.)  K.  Buecher.  — Beiträge  zur  schweize- 
rischen Forststatistik , von  (Prof.)  BQhler.  — Statistik  der  gegenseitigen  Hilfsgenossen- 
schaften  der  Schweiz  im  Rechnungsjahr  1879/80,  von  (Prof.)  Kinkeliii.  — Die  Zeitungen 
der  Schweiz  am  Anfänge  des  Jahres  1887.  — Oelreidepreise  auf  den  Hauptmärkten  der 
Schweiz  von  1882  bis  1886  nach  Monats-  und. Jahresdurchschnitten.  — Hopfenproduk- 
tion  und  -Verbrauch  aller  Länder  der  Welt,  von  £.  Pott.  — Die  Hauptergebnisse  der 
Obstbaumzählungen  einiger  Kantone.  — Ein  Kapitel  aus  der  französischen  Sozialpolitik 
unserer  Zeit.  Vortrag  von  A.  Geigy.  — Die  Bedeutung  der  Ziegenwirtschaft  für  die 
schweizerischen  Gebirgsgegenden  in  forstlicher  und  statistiscb-volkswirtschafUicher  Hin- 
sicht. Ein  Beitrag  zur  Lösung  der  Frage  einer  rationellen  Regulierung  des  Ziegenweid- 
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ganges  in  den  Hochgebirgswaldnngen  der  Schweiz,  von  F.  Fankhaaser  jnn.  — Über  die 
Vornahme  einer  Gewerbestatistik  im  Kanton  Bern.  Referat  gehalten  von  C.  Mühlemann. 
— Die  Lehrerschaft  des  Kantons  Bern  am  1.  Febr.  1887,  nach  Geburmahr  und  Ge- 
schlecht ausgeschieden.  — Schweizerische  Litteratur  über  Volkswirtschaft,  Statistik  und 
▼erwandte  Gebiete  vom  Jahr  1886  und  Anfang  1887.  — Die  Überseeische  Auswande- 
rung aus  der  Schweiz  im  Jahr  1886.  — Frequenz  des  eidgenössischen  Polytechnikum 
seit  Eröffnung  1855  bis  1885.  — 


I.  Rumänien. 

Revue  gdndrale  du  droit  et  des  Sciences  politiques , publice  sons  la  direction  de 
N.  Basilesco.  (Bucarest.)  Ann4e  I.  3:  janvier  1887:  Du  r^gime  municipal  Romain, 
par  J.  Kalinddro.  — De  l’organisation  des  anciennes  juridictions  en  Roumanie , par  G. 
G.  Tocilesco.  — Examen  critique  de  la  jurisprudence  roumaine  et  ^trangöre.  — etc. 

K.  Amerika. 

Bulletin  of  tbe  American  Geographical  Society  (pnblisbed  qnarterly).  Vol.  XIX, 
1887.  N**  1 : Oceanic  Islands.  Their  pbysical  and  biological  relations : Synopsis  of  a 

lecture,  delivered  by  A.  R.  Wallace.  — New  Mexico.  Its  Geography,  Scenes,  and  Peoples, 
by  CI  Pollen.  — Stone-Pasha’s  Work  in  Geography,  by  (Gener.)  R.  E.  Colston.  — 
Geographical  notes,  by  G.  H.  Hurlbut.  — 

Political  Science  Qnarterly.  Edited  by  tbe  faculty  of  Political  Science  of  Co- 
lumbia College.  Volume  11,  Number  1,  March  1887;  Harrington,  by  (Prof.)  Tbeod.  W. 
Dwigbt.  — Limits  of  Competition,  by  (Prof.)  J.  B.  Clark.  — Persistence  of  Competition, 
by  iS".  H.  Gidding^.  — The  Greenback  in  War , by  Fr.  Perry  Powers.  — Our  Legal 
Chaos,  by  J.  F.  Dillon.  — State  Statute  and  Conunon  Law,  by  Fr.  J.  Stimson  and 
(Prof.)  Munroe  Smith.  — Louis  Riel’s  Rebellions,  by  Th.  D.  Rambault.  — etc. 


Die  periodische  Fresse  Deutschlands. 


Annalen  des  Deutschen  Reiches  für  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Statistik.  Jabrg. 
1887  Nr.  4:  Konstitutionelle  und  parlamentarische  Regierung,  von  M.  Seydel.  — Die 
Straffreiheit  wahrheitsgetreuer  Reichstagsberichte  (Artikel  22  der  Reichsverfassong) , von 
L.  Puld.  — Die  Erbschafts-  und  Schenkungssteuer:  1.  Verzeichnis  der  im  Deutschen 
Reiche  geltenden  Erbschaftssteuergesetze.  2.  Entwurf  eines  Reichsgesetzes  über  die  Erb- 
scbafls-  und  Scbenkungssteuer.  3.  Tabellen  und  Berechnung  der  im  Deutschen  Reiche 
zu  erzielenden  Erbschaftssteuer.  — Bericht  über  die  Tbätigkeit  des  Reichskommissars  für 
das  Auswanderongsweseu  während  des  Jahres  1885.  — Berechnung  der  nach  dem  Reichs- 
haushaltsetat  für  1887/88  zur  Deckung  der  Gesamtausgabe  anfzubringenden  Matrikular- 
beiträge.  — etc. 

Annalen  für  Gewerbe  und  Bauwesen  hrsg.  von  F.  C.  GCser.  Band  XX  Heft  5, 
6,  7,  8,  9 u.  10:  1.  März  bis  15.  Mai  1887:  Über  Schneeverwehungen,  von  Bassel.  — Die 
Moorknlturausstellung  in  Berlin.  — Die  technische  Einheit  im  Eisenbahnwesen.  — Über- 
gangsbestimmungen zu  den  Vorschriften  Uber  Ausbildung  und  Prüfung  für  den  preufii- 
sehen  Staatsdienst  im  Baufache.  — Über  die  Verwendung  der  Magnesia  an  Stelle  des 
Gipses,  von  Frank.  (Vortrag  gehalten  im  Verein  zur  Beförderung  des  GewerbfleiBes.) 
etc.  StraBenbahnen  mit  Seilbetrieb  in  Nordamerika,  von  Voit.  (Vortrag  in  der  Sitzung 
des  Vereins  deutscher  Maschineningenieure  vom  25.  Januar  1887.)  — Über  Wassergas, 
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von  J.  R.  V.  Langer.  — etc.  Die  elektrische  Beleuchtung  der  EiseiibahnsUge,  von  (Prof.) 
Dietrich.  — Röhrenförmiges  Dampfrettungsboot.  — Bestimmung  der  Maximalentfernung 
zweier  Wasserstatioiicn , von  (Prof.)  F.  v.  Rziha.  — Über  Dampfkesselexplosinnen.  — 
Die  projektierten  Wasserwerke  am  Rheinfall.  — Fabrbetriebsmittel  für  Sekundärbahnen, 
von  Reimberr.  — Stand  der  Fahrbetriebsmittel  der  Österreich.  Eisenbahnen  zu  Ende  des 
1.  Semesters  1886.  — Die  Brücke  über  den  Indus  bei  Sukkur  in  Ostindien.  — Über 
Unfallgesetzgebung,  von  A.  Klein.  — Die  Pariser  Stadtbahn.  — Die  Fortschritte  der 
Chemie  in  den  letzten  fünfundzwanzig  Jahren.  — Der  Etat  für  Wasserbauten.  — etc. 

Archiv  für  Eisenbahnwesen.  Hrsg,  vom  Ministerium  der  öSentl.  Arbeiten.  Jahrg. 
1887,  Heft  3,  Hai  und  Juni:  Das  neue  amerikanische  Buudeseisenbahngesetz.  — Die 
Frage  der  Eisenbahnverstaatlichnng  in  Schweden.  — Deutschlands  Getreideernte  in  1885 
und  die  Eisenbahnen,  von  C.  Thamer.  — Die  GUterbewegungsstatistik  in  kartographi* 
scher  Darstellung,  vou  Rörig.  — Noch  ein  Wort  Uber  konstante  und  variable  Eisen- 
bahnbetriebskosten,  von  W.  v.  Mördling  nebst  Erwiederung  von  (Geh.Reg.-Rat)  Schübler. 

— Der  Güterverkehr  der  deutschen  Wasserstraßen.  Nachtrag,  von  Todt.  — Zur  Eisen- 
bahnfrage in  Rußland.  — Die  Eisenbahugesetzgebung  in  England.  — Die  Eisenbahnen 
im  KR.  der  Niederlande  in  1885.  — Die  Eisenbahnen  in  Britisch-Ostindien  in  1885/86. 

— Die  Eisenbahnen  auf  der  Insel  Ceylon.  — etc. 

A r c h i V für  Post  und  Telegraphie.  Jahrg.  1887.  Nr.  5,  6,  7,  8 u.  9,  März,  April 
und  Mai  1887  : Die  Leistungen  der  Reichs-Telegraphie  während  der  Zeit  der  Störungen 
im  Post-  und  Eisenbahnverkehr  im  Monat  Dezember  1886.  — Das  belgische  Post-  und 
Telegraphenwesen  im  Jahre  1884.  — Abgrenzung  der  deutschen  Kolonialgebiete  in  Ost- 
und  SUdwestafrika.  — Landkarten,  ihre  Herstellung  und  ihre  Fehlergrenzen  (Fortsetzung). 

— Die  Reichstagsberatnngen  über  den  Etat  der  Post-  und  Telegrapbenverwaltung  für 
1887/88.  — Einteilung  und  regelmäßige  elektrische  Prüfungen  der  Leitungen  des  deut- 
schen Reichstelegraphengebiets.  — Russisch-Zentralasien,  nach  Mitteilungen  von  H.  Landa- 
del 1.  — Telegraphie  und  Erdmagnetismus  in  ihren  Beziehungen  zum  Erdstrom.  — Die 
Augsburger  Botenordnung  von  1555.  — Das  Postwesen  Ägyptens  im  Jahre  1884.  — 
Das  schweizerische  Telegraphenwesen  im  Jahre  1885.  — Betrieb  von  Telegraphenlei- 
tnngen  mittels  Akkumulatoren.  — Die  Post-  und  Telegrapbenverwaltung  von  Queensland 
im  Jalire  1884.  — Anwendung  des  van  Rysselberghe’schen  Verfahrens  in  der  Reichstele- 
graphenverwaltnng.  — Das  Post-  und  Telegraphenwesen  von  Neu-Seeland  im  Jahre  1884. 

— Die  Häfen  von  Triest,  Venedig  und  Genua.  — Das  Eisenbahnnetz  der  Erde.  — etc. 

Christlich- soziale  Blätter.  Jahrgang  XX  (1887),  Heft  5,  6,  7 u.  8:  Abriß  eines 
Systems  der  Nationalökonomie  im  Geiste  der  Scholastik  (VIII).  1.  Teil,  1.  Abschnitt, 
Kap.  6 und  7 ; Genaue  Begriffsbestimmung  der  ökonomischen  Produktion.  Die  Ur- 
sachen der  ökonomischen  Produktion  und  die  ökonomischen  Erzeugnisse  nach  der  Lehre 
der  Scholastik.  — Resultate  der  Verfassungsstudien  (Fortsetzung).  — Die  Lage  des  Zen- 
trums im  neuen  Reichstage.  — Wo  stehen  wir  ? (Zur  Beleuchtung  der  Wahlen  vom 
21.  Februar  d.  J.)  — In  Sachen  der  Stellung  der  Katholiken  zur  Arbeiterbewegung  in 
Nordamerika  — ,, Lehrlingsschatz'*  in  München.  — Die  Resultate  der  Enquöte  über  die 
Industriekrise  in  England.  — Fortschritte  der  christlichen  Sozialidee.  — Katholischer 
Arbeiterunterstützungsveroin  in  Regensbarg.  — Das  Gutachten  des  Kardinals  Gibbons  in 
Sachen  der  „Knights  of  Labour.**  — Deutschlands  sozialpolitische  Zukunft.  — Über  die 
sozialpolitische  Stellung  der  „Knights  of  Labour.“  — Der  Befähigungsnachweis.  — Die 
Entscheidung  Roms  in  Sachen  der  „Knights  of  Labour.**  — Fortschritte  der  christlichen 
Sozialidee  (Schluß) : Die  Idee  der  Staatsintervention.  — etc. 

Deutsche  Revue,  hrsg.  v.  R.  Fleischer.  Jahrg.  1887.  .Maiheft:  Die  Erdbeben 
und  ihre  Ursachen,  von  C.  Flammarion.  — Zur  Schlichtung  des  Balkanstreites.  — Ueber 
die  Grenzen  der  militärischen  Steuerkraft  Europas,  von  A.  F.  Schäfifle.  — Die  gegen- 
wärtige politische  Lage  Italiens.  Ans  dem  Englischen.  I.  — Zeitbeschwerden:  1.  Die 
Wohnungsnot  der  Armen.  2.  Das  Chikanieren  der  Laten.  — etc. 

F i n an  z a r c h i V.  Zeitschrift  für  das  gesamte  Finanzwesen.  Hrsg,  von  G.  Schanz. 
Jahrg.  IV  (1887)  Band  I.  IV — 568  SS.  M.  12. — . Inhalt:  Studien  im  Großherzogtum 
Baden,  zugleich  unter  Angabe  der  bezüglich  der  Ausbildung  für  den  Finanzdienst  in 
Preußen,  Bayern , Sachsen , Württemberg  , Hessen  und  in  Elsaß-Lothringen  bestehenden 
Vorschriften.  Dargestellt  von  L Kirsch  (bad.  geh.  Finanzrat).  — Die  Belegung  der 
auswärtigen  Vorsicherungsanstalten  auf  Gegenseitigkeit  mit  direkten  Stenern  im  Groß- 
herzogtum Baden,  vou  A.  Emminghaus.  — Die  Wehrsteuer,  Beiträge  zur  Erkenntnis  und 
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Beorteilong  dieser  Steuer,  von  (Prof.)  Fr.  J.  Neumunn.  — Frankreichs  Finanzlage  Ende 
Dezember  1886,  von  (Prof.)  R.  von  Kaufmann.  — Der  preufiische  Staatshaushalt  in  den 
letzten  zehn  Jahren  und  die  Mittel  zu  seiner  Sanierung , von  G.  Schanz.  — Die  Brannt- 
weinsteuer in  den  europäischen  Ländern  und  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika 
von  1884 — 1886,  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  Bestrebungen  zu  ihrer  Neugestaltung 
in  Deutschland , von  J.  Wolf.  — Schweizerisches  Bundesgesetz  betr.  gebrannte  Wasser, 
vom  28.  Dezember  1886.  — Die  Ausführung  der  lex  Huene  in  Preußen,  von  L.  Herr- 
furtb.  — Das  italienische  Rechnnngshofsgesetz,  von  W.  Vocke.  — etc. 

Landwirtschaftliche  Jahrbücher,  hrsg.  von  H.  Thiel.  Band  XVI  (1887), 
Heft  2 und  8 : Die  Verdauung  der  Hanssäugetiere.  Auf  Grund  eigener  Untersuchung 
därgestellt  von  V.  Ellenberger  und  W.  Uofoeister.  — Ueber  die  Geldwertsberecbnnng 
der  Futtermittel , von  J.  König.  — Untersuchungen  Ober  den  Emmenthaler  Käse  und 
über  einige  andere  schweizerische  Käsesorten,  von  F.  Benecke  und  £.  Schulze.  — Der 
Verbrauch  von  Kunstdünger  im  preußischen  Staate.  Nach  den  Berichten  der  Versuchs* 
Stationen  auszüglicb  zusammengestellt  von  H.  Thiel.  — etc. 

Monatshefte  zur  Statistik  des  Deutschen  Reichs,  Jahrg.  1887.  Februarheft  und 
Märzbeft:  Die  Bevölkerung  des  Deutschen  Reichs  nach  der  Volkszählung  vom  1.  De- 
zember 1885.  — Vorläufiges  Ergebnis  der  montanstatistischen  Erhebungen  im  Jahre  1886. 
— Üebersicht  über  die  Art  tmd  Zahl  der  am  Schlüsse  des  Jahres  1886  vorhandenen 
Niederlagen  für  unverzollte  Gegenstände.  — Ueberseeische  Auswanderung  aus  dem  Deut- 
schen Reich  über  deutsche  Häfen , Antwerpen , Rotterdam  und  Amsterdam  in  der  Zeit 
von  Anfang  Januar  bis  Ende  Februar,  bezw.  Ende  März  1887  und  Vergleich  mit  dem 
entsprechenden  Zeitraum  der  zehn  vorhergehenden  Jahre.  — Üebersicht  über  die  Be- 
triebsergebnisse der  RUbenznckerfabriken , Znckerraffinerien  und  Melasseentzuckerungsan- 
stalten des  deutschen  Zollgebiets  für  die  Monate  Februar  und  März  1887,  bezw.  für  die 
Zeit  vom  1.  August  1886  bis  31.  März  1887.  — Berichtigung  der  Uebersichten  über 
die  Ein-  und  Ausfuhr  von  Tabak  und  Tabakfabrikaten , sowie  den  Ertrag  der  Tabakab- 
gaben im  deutschen  Zollgebiet  während  des  Erntejahres  1885/86.  — Durchschnittspreise 
wichtiger  Waren  im  Großhandel,  Februar  und  März  1887.  — Ein-  und  Ausfuhr  der  wich- 
tigeren Warenartikel  im  deutschen  Zollgebiet  für  die  Monate  Februar  und  März  1887 
und  für  die  Zeit  vom  1.  Januar  bis  Ende  März  1887.  — Üebersicht  über  die  von  den 
Rfibenznckerfabrikanten  des  deutschen  Zollgebiets  versteuerten  Rübenmengen,  sowie  über 
Ein-  und  Ausfuhr  von  Zucker  in  den  Monaten  Februar  und  März  1887.  — 

Nene  Zeit,  die.  Jahrg.  V.  (1887)  Heft  4 u.  5,  April  und  Mai:  Die  FUrther  Queck- 
silber-Spiegelbelegen  und  ihre  Arbeiter.  Wirtschaftsgescbichtliche  Untersuchungen  I.  u. 
II. , von  Br.  Schöniank.  — Friedrich  II.  und  die  Volksschule.  — Die  Zersetzung  der 
modernen  Nationalitäten  1.  u.  II.,  von  G.  Hammer.  — Altersversorgung  der  Arbeiter.  — 
Der  gegenwärtige  Stand  der  Städtereinignngsfrage , von  B.  Zerbst.  — Vogelnester  und 
Vogeleier  etc. 

Preußische  Jahrbücher,  hrsg.  von  H.  v.  Treitscbke  und  H.  Delbrück.  Band  LIX, 
Heft  3,  4 u.  5.  März,  April  und  Mai  1887  : Der  ethische  Evolutionismus  Wilhelm  Wnndt's, 
von  H.  Sommer.  — Nationalitätenfragen  in  Österreich.  — Rückblicke  auf  die  strategi- 
schen Verhältnisse  des  Krieges  von  1877 — 78.  U.  u.  IH. , (von  T.  v.  T.).  — Gustav 
Theod.  Fechner,  ein  deutscher  Metaphysiker,  von  K.  Bruchmann.  — Das  politische  König- 
tum des  Anti-Macchiavell.  Bede,  gehalten  am  Geburtstage  Sr.  Majestät  des  Kaisers  und 
Königs  in  der  Aula  der  Friedrich- Wilhelms-Universität  zu  Berlin  am  22.  März  1887, 
von  H.  von  Treitscbke.  — Was  soll  aus  dem  Elsaß  und  Lothringen  werden?  Eine  Frage 
die  zur  Antwort  reif  ist.  Die  Wahlen  in  den  Reichslanden.  — Zur  gegenwärtigen  Lage 
der  britischen  Volkswirtschaft,  von  E.  v.  Philippovich.  — George  Eliot,  von  M.  L.  — 
Langensalza  und  Vogel  von  Falckenstein  , von  H.  Delbrück.  — Zum  „ethischen  Evolu- 
tionismos.“  (Eine  Entgegnung),  von  W.  Wundt.  — Replik  auf  die  Entgegnung  des  Herrn 
Professor  Wundt,  von  H.  Sommer.  — etc. 

Rundschau  der  Versicherungen,  hrsg.  von  H.  Oesterley.  Jahrg.  XXXVU(1887) 
Lieferung  3 , 4 u.  5 : Regulativ  für  Kriegsversicherung  der  wechselseitigen  I.<ebensver- 
sicherungsanstalt  „Janus.“  — Die  neuen  allgemeinen  Seeversicherungsbedingungen  des 
internationalen  Transportversicherungsverbandes.  — Versicherungsbedingungen  für  Kriegs- 
versicherung der  „Austria.“  — Neue  Fabriktarifbedingungen.  — Zur  Instruktion  der 
Lebensversicherungsagenten.  — Kriegsversichening.  — etc. 

Unsere  Zeit.  Deutsche  Revue  der  Gegenwart.  Jahrgang  1887,  Heft  4:  Fried- 
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rieh  Ferdinand  Graf  von  Benst,  von  Fr.  SchfiU.  — Helga-Land.  Skiaze  aus  dem  Lande 
der  tausend  Seen,  von  Benvennto  Sartorius.  — Die  deutschen  transatlantischen  und  ost- 
asiatischen Dampferlinien,  von  R.  Werner.  — Marco  Minghetti,  von-0.  Speyer. — Ruß- 
lands Machterweiterung  im  SUdosten,  von  (Staatsrat)  G.  Heyfelder.  — Die  deutsche  phy- 
sikalisch-technische Reichsanstalt,  von  (Prof.)  F.  J.  Pisko.  — Johannes  Scherr.  Ein  Lebens- 
bild von  O.  Henne  am  Rbyn.  — Die  Ministerien  Ferry  und  Freycinet  (1883  bis  1886), 
von  Fr.  Sulzer.  — Der  Kuklux-Clan.  Ein  nordamerikanischer  Geheimbond,  von  R. 
Lutz.  — etc.  Heft  6 : Bayern  in  den  Jahren  1888  bis  1887  , von  W.  Müller.  — Zur 
Reform  des  juristischen  Studiums,  von  L.  Fuld.  — Der  Bürgerkrieg  in  Peru,  von  K. 
Löffler  (Abteil.  1).  — Die  neueste  Moorkultur  in  Deutschland,  von  V.  Kurs.  — Die 
Bedeutung  der  Repetiergewebre  und  der  Waffen  von  kleinem  Kaliber.  — etc. 

Vierteljahrschrift  für  Volkswirtschaft  und  Kulturgeschichte , hrsg.  von  £. 
Wiss.  Jahrg.  XXIV  (1887).  Baud  II,  1.  Hälfte:  Ein  EinfluB  der  Gesetzgebung  auf  die 
Wohnungsnot,  von  Ed  WiB.  — Hat  die  Schule  eine  nationale  und  politische  Aufgabe? 
von  G.  W'intcr.  — Kulturgeschichtliche  Erinnerungen  eines  alten  Soldaten  aus  dem  18.  Jahr- 
hundert (betreff,  württembergische  Zustände  unter  Herzog  Karl  von  Württemberg) , von 
Fr.  Knapp.  — Volkswirtschaftliche  Korrespondenz  aus  Wien,  von  E.  Blau.  — etc. 

Zeitschrift  des  kgl.  bayerischen  statisüseben  BUreau.  Redigiert  von  L.  von 
Müller.  Jahrg.  XVIII,  (1886)  Nr.  4:  Die  Bewegung  der  Bevölkerung  im  Königr.  Bayern 
während  des  Jahres  1885.  — Statistische  Nachweisung  der  Geburts-  und  Sterblichkeits- 
verhältnisse in  86  bayerischen  Städten  für  die  Monate  April,  Mai  und  Juni  1886.  — 
Zur  Statistik  der  Krankenversicherung  in  Bayern , nach  den  Ergebnissen  für  das  Jahr 
1885,  von  C.  Rasp.  — Ueber  die  Verbreitung  ansteckender  Tierkrankbeiten  in  Bayern, 
aus  den  statistischen  Vierteijahrsübersichten  für  das  Jahr  1886.  — Nachweisungen  über 
den  Verkauf  von  Getreide  auf  den  bayerischen  Schrannen,  sowie  über  die  erzielten 
Durchschnittspreise  für  das  Kalenderjahr  1886.  — Jahresdurebsebnittspreise  der  Viktua- 
lien  an  verschiedenen  Orten  Bayerns  für  das  Jahr  1886.  — 

Zeitschrift  des  k.  sächsischen  statistischen  Büreaus.  Redigiert  von  V.  Böbmert. 
XXXII.  Jahrgang  1886,  Heft  3 und  4 (ansgegeben  im  März  1887):  Rückblick  auf  die 
Bewegung  in  den  sächsischen  öffentlichen  allgemeinen  Krankenhäusern  während  der  Jahre 
1876  bis  1885,  von  A.  GeiBler.  — Die  Bewegung  der  Bevölkerung  im  KR.  Sachsen 
während  des  Jahres  1885,  von  A.  GeiBler:  1.  Die  EheschlieBnngen.  8.  Die  Geborenen. 
3.  Die  Gestorbenen.  4.  Die  Bilanz.  — Die  endgiltigen  Ergebnisse  der  deutschen  Volks- 
zählung vom  1.  Dezember  1885,  von  V.  Böbmert.  — Statistik  der  sächsischen  Erb- 
schaftssteuer, von  V.  Böhmert.  — Repertorische  Rückblicke  für  das  Jahr  1886,  das 
Königreich  Sachsen  betreffend. 

Zeitschrift  für  die  gesamte  Staatswissenschaft  Jahrg.  XLIH  (1887)  Heft  1: 
Leber  die  Einwirkung  des  Erscheinens  einer  Verfassungsnrkunde  auf  das  bestehende 
Recht,  von  (Prof.)  K.  V.  Fricker.  — Finanzwissensebaft  und  Staatssozialismns  mit  einer 
Einleitung  von  Stein’s  und  Roscber’s  Finanzwissenschafl , von  (Prof.)  Ad.  Wagner.  — 
Kolonialpolitische  Studien.  II.  Artikel,  von  A.  E.  F.  Seb^e.  — etc. 

Zeitschrift  für  deutsche  Volkswirtschaft.  Organ  des  Vereins  für  deutsche  Volks- 
wirtschaft, begründet  1876.  Redigiert  von  F.  Hom.  Heft  1,  1887:  Protokolle  der  Vereins- 
versammlungen. Referat  zu  den  Verhandlungen  über  die  Berliner  Baupolizeiordnung. 
— Das  Septennat  im  Lichte  der  Volkswirtschaft.  — Die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  in 
China,  von  W.  Annecke.  — Die  wirtschaftliche  Bedeutung  Paraguays  für  Deutschland, 
von  (Frh.)  v.  Schöler.  — Die  wirtschaftlichen  Einflüsse  der  neuen  Berliner  Baupolizei- 
ordnung, von  K.  Hilfe.  — Zur  Lage  der  Branntweinsteuerfrage,  von  F.  Hom.  — etc. 
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